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Vorwort. 


Der vor zwei Jahren erſchienenen „Einleitung in's öſterreichiſche 
Staatsrecht“ folgt hier eine Geſammtdarſtellung desſelben. 

Der Mangel einer ſolchen hat ſich in den letzten — ins⸗ 
beſondere in Folge einſchneidender Umgeſtaltungen und Neubildungen 
auf dem Gebiete des öſterreichiſchen Verwaltungsrechts, nicht nur in 
Kreiſen der Studirenden, ſondern auch aller derjenigen, die am öffent: 
lichen Leben theilnehmen, fühlbar gemacht. Es fer nur darauf hin— 
gewiejen, daß jeit den jüngjten Neuregelungen des Militärrechts, des 
Gewerberechts, des Arbeiterjchugrechts, noch feine Gejammtdarftellung 
des öſterreichiſchen Staatsrechts, welche diejelben berücfichtigen würbe, 
erſchienen ift. 

Berfafier hat die althergebracjte Eintheilung des ganzen Staats- 
rechtes in Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht beibehalten, wiewohl 
er fich bewußt war, daß die Gränze pr diefen beiden Gebieten 
nie jcharf gezogen werden kann und, der Natur der Sache nad), 
immer jchwanfend bleiben wird. Auch bezüglich der Methode hielt 
ih Verfaſſer an die im Staatsrecht althergebrachte und bewährte, 
vorwiegend hiſtoriſch-politiſche. 

Bemerkt jei nur noch, daß die dualiftiiche Geftaltung der öfter: 
reichiicheungarifhen Monarchie es nothwendig erjcheinen ließ, beim 
öfterreichiihen Verfaſſungsrecht das ungarifche faft in gleichem 
Maaße einzubeziehen, was bei dem Verwaltungsrechte nicht zu 
geichehen brauchte. 


Graz, Ende Februar 1891. 
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l. Buch. 
Recht, Gefeh und Verfaſſung. 


Das Weſen des Rechts. 


Ausgangspunkt der Erklärung all und jedes Rechts fünnen nur fubjective $. 1. 
Rechte fein, denn das objective Recht ijt die Normirung aller jubjectiven 
Rechte. Legtere nun entjtehen auf zweierlei Art, entweder. durch Uebung 
(fortgefette Handlungen) feitens der jonveränen Macht oder durch Geftattung 
und Anerkennung feitens derjelben. Die jouveräne Macht ift diejenige, 
über die e3 feine höhere im Staate mehr giebt. Alle Rechte des Staates 
entjtehen durch Uebung dieſer Macht: alle Rechte der Staat3angehörigen 
entjtehen durch ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Zuerfennung jeitens diejer 
Macht oder fürzer ausgedrückt de3 Staated.') 

Eine weit verbreitete Theorie behauptet allerdings, daß ein Thei 
unjerer Rechte mit ung geboren werde; doch lehrt die Geſchichte, daß von 
den angeblich „ung angeborenen“ Rechten nur diejenigen gelten, die der 
Staat anerkennt. Man mag die Sache wenden und drehen wie man will: 
die oberſte Quelle alles Rechtes iſt der Staat. 


Aus dem Obigen darf aber nicht gefolgert werden, als ob alles Recht $. 2, 
das Erzeugniß der Willtür der Staatenbeherricher fei. Denn auch der 
Staat jteht ja unter den zwingenden Geſetzen der jocialen Entwidelung. 
Wenn man aud die Frage nad) der fittlichen Freiheit des Einzelnen ganz 


! Die früher und noch bei Unger (Syſtem B. I, 5.38) herrichende Theorie, 
das Recht habe jeine Duelle in der „Ueberzeugung des Volkes“, widerlegt treffend 
Dernburg: „Dieje idealiftiihe Auffaſſung“, jagt er, „entipricht der Wirklichkeit 
nicht. Denn nicht zu ignoriren ift die Thatjache, dab nicht felten, fei es in Folge 
äußerer Unterwerfung oder jataliltiicher Ergebung ein Recht bei einem Volke 
regiert, deſſen Inhalt jeinen Ueberzeugungen völlig fremd ijt. Es gründet ſich 
das pofitive Necht eines Voltes feineswegs in bloßer Weberzeugung der Nation, 
jondern im Willen des Staates und in defien Verwirklichung durch die Staats- 
organe. .... Das pofitive Recht ift vielmehr die durch die Organe des Staates, 
insbejondere durch die Gerichte verwirflichte Ordnung . . . .“ Noch entichiedener 
hält Dernburg an dieſer Duelle beim öffentlichen Rechte feit: „Das öffentliche 
Recht, welches die Verhältniffe der Geſammtheit ordnet, ift einzig durch die Be- 
ftimmungen des Staates gegeben.“ Lehrbuch des preußijchen Privatrechts. 2. Aufl. 
1879. ©. 27 u. 61. 


Gumplomwicz, Das ölterr. Staatsrecht. 1 


$. 3. 


Er 


bei Seite läßt, jo ijt doch eines ficher, daß die Staaten als ſolche nicht 
nah Willfür handeln. Der Staat fann nur das thun und thut nur das, 
was er muß. Auch die mädtigjten Defpoten jtehn unter dem zwingenden 
Geſetz der geichichtlihen Entwickelung. Wenn aud der einzelne gejeh- 
geberifche Act des Alleinherrfchers den Schein der freien Entſchließung an 
ih trägt: jo ijt er doch immer durch die gejchichtlihe und jociale Ent: 
widelung, durch taufende den einzelnen Menfchen zwingend beherrichende 
Motive hervorgebradht. 

Wenn man alfo auch die Entjtehung des Rechts zurüdführt einerſeits 
auf die Uebung, andererjeit3 auf die Unerfennung (ausdrüdliche oder ſtill— 
ſchweigende) des Staates, jo hat man e3 noch feineswegs als ein Erzeug: 
niß irgend welcher Willfür bingejtellt.”) 


Das Recht ift ein abftrafter Begriff, dem in der Wirklichkeit feine 
concret:fociale Erjcheinung entjpricht. Daher ijt e3 nicht ganz richtig, wenn 
man von der Entjtehung des Rechts jpricht; denn als abjtrafter Begriff 
entjteht das Necht nur in unferem Denkproceſſe. Coneret, und zwar focial: 
concret, treten in Erfcheinung nur ſubjektive Rechte, daher jprechen mir 
eben nur von Entjtehung von Rechten. Für Entjtehung all und jedes 
Rechts aber ijt es charakteriftiich, dak diefelbe immer und überall in Folge 
de3 Zufammentreffend ungleicher focialer Gruppen vor ſich geht.”) Denn 
alles Recht ijt nichts anderes als die, von den um Macht und Einfluß im 


?) Man jpricht vom Staate im doppelten Sinne. Im weiteren verjteht man 
darunter die Gejammtheit des unter einem Herrſcher auf einem bejtimmten 
Territorium lebenden Bolfes; im engeren Sinne wird oft vom Staate geiprochen, 
wo man genauer von dem jouveränen Herricher im Staate jprechen jollte. Der 
Staat im weiteren Sinne hat feinen Willen und die beliebte juriftijche Fiction, dab 


"der Staat eine Perjönlichkeit ift, ift doch nur Fiction und kann die Thatjache nicht 


aus der Welt jchaffen, daß ein Wille nur einer phyſiſchen Perſon beigelegt werden 
fann, Allerdings können auch viele phyſiſche Perjonen einen gleichen Willen 
haben: ob das aber je bei einer Gejammtheit eines Volkes zutrifft, ift ſehr 
fraglid). Vielmehr muß man, wenn man vom Willen des Staates ſpricht, an den 
Willen entweder des Herrſchers oder der herrichenden Kreiſe denken; in dieſem 
engeren Sinne jpridt man 3. B. daß der Staat Verträge jchließt, daß er Krieg 
erklärt, daß er ein Nachbarland annectirt und dergl. Das alles thut der Herrſcher 
oder es thun das die herrichenden Kreife; diejenigen, die dieje Thatjache nicht zu— 
geftehen wollen, nehmen ihre Zuflucht zur Fiction der „Staatsperjönlichkeit". 

Dieje Fiction hat ihre Berechtigung injoferne, als die entgegengejegte An— 
ſchauung, welder Ludwig XIV. in den Worten l’etat c'est moi Ausdrud gab 
und die neuerdings von Bornhak ganz und voll acceptirt wird — aud eine 
Fiction ift. Es ift nämlich auch nur Schein, da der Monarch der Staat iſt 
und Gejeg, Nechtsordnung, Staatsthätigkeit und Politif nur von dem Einzelwillen 
des Monarchen abhängt. Der Monarch ift doch aud nur Menſch. Und jeder 
denfende Menſch weiß, daß jein Wille nicht jein Wille ift, daß dieſer Wille 
beftimmt wird durch eine Anzahl von Factoren, die außerhalb des Einzelnen 
liegen. Die Frage, weſſen Wille maßgebend ift im Staate, fann das Staatsrecht 
in der Jurisprudenz nur formal beantworten: das Wefentliche diejes Vorganges 
fann nur die Sociologie erflären. 

) Vergl. Grundriß der Sociologie. ©. 180. Die Yebre von der Ent- 
ftehung des Rechts gehört eigentlich ausichließlich in die Sociologie. Die Rechts— 
lehre hat es nur mit dem bereitö beftehenden Rechte zu thun. 


ch — 


Staate fämpfenden focialen Gruppen jeweilig feitgejeßte Grenze ihrer 
Herrichaft und ihres Einflujjes, eine Grenze, die je nach dem Wechjel der 
Macht diefer Gruppen bald hin-, bald hergeichoben wird. Lebteres gilt 
anjcheinend nur vom Staatsrecht: im Grunde aber ebenjo vom Privatrecht. 

In diefem Sinne aufgefaßt muß man Merkels Worten beijtimmen: 
daß die „Veltimmungen des Rechts den Charakter von Örenzbejtimmungen 
baben“.*) 


Gemwohnbeitsrecht, Gefeßesrecht, Juriftenrecht. 


Mit Bezug auf die Entjtehung des Rechts (auf deſſen „Quelle“ ) pflegen $. 4. 
die Givilijten von einem Gewohnheitsrecht, das durch fortgejegte Uebung 
(Gewohnheit) entjteht; Geſetzesrecht, das durch Geſetze und Jurijtenrecht, das 
durch die Richter und Theoretifer geſchaffen wird, zu ſprechen. Dieje 
Unterſcheidungen find von unweſentlichen Weußerlichfeiten hergenommen. 
Denn im Grunde genommen it alles Net Gemohnheitsrecht und giebt 
e3 feine andere Duelle des Rechts. Denn der Gejeßgeber bringt im 
Gejege nur das wirkliche Recht wie es jich im Leben herausgebildet hat zum 
Ausdrud. Thut er dies nicht, thut er dem wirflihem Rechte Gewalt an: 
dann hat das Geſetz feinen Beitand. Die wirklichen Kräfte des Lebens, 
oder deutlicher gejagt die jocialen Bejtandtheile des Volkes, die im 
Kampf um Herrfchaft das Recht erzeugen, die lafjen fich durch willfürliche 
Gejege nicht ändern — fie wirfen fort bis das unpafjende Geſetz bejeitigt 
oder verändert wird. Dasjelbe iſt der Fall mit dem Juriſtenrecht: giebt es 
dem wirklichem Rechte adäquaten Ausdrud, dann erhält es jih; im ent: 
gegengejeßten Falle verjchwindet es (wird obfolet, fommt außer Uebung 
u. ſ. w.).?) 


+ In Holtzendorfs Enchclopädie. 5. Aufl. ©. 5. — Auch Emil Lingg 
jagt in jeinen trefflihen „Empiriſchen Unterfuchungen zum Allgem. Staatsrecht” 
©. 104 ganz richtig: „Nechte find von der Rechtsordnung abgegrenzte Befug- 
niße“ und Dderjelbe Gedanke liegt auch der Roſin'ſchen Begriffsbeftimmung zu 
Grunde, mwonad) das Recht die „äußere Abgrenzung der Willensmacht der 
Perſönlichkeiten“ it (fiehe deilen Polizeiverordnungsrecht in Preußen. 1882, ©. 1. 

’) „Die ältere Schule, jchreibt Unger I. 34, verftand unter Gewohnheitsredht 
den Inbegriff von Rechtsſätzen, welche einer langen Uebung ihre Entjtehung ver- 
dankten.“ Dieje ältere Schule hatte eine vollkommen richtige Anficht; Unger nennt 
ihre Erflärungsweije des Nechts eine „mechanijchenaturaliftiiche”; man mag dieje 
Erflärungsweije nennen wie man will, aber fie trifft den Stern der Sadıe viel 
beijer wie die jogenannte idealiftiiche. Nur haben jene älteren Juriſten, welche 
das Gewohnheitsrecht ganz richtig erflärten, den Zuſammenhang desjelben mit 
dem Geſetzes- und Juriſtenrecht überiehen. Cie glaubten (und darin folgen ihnen 
auch die jüngeren und die „Sdealiften“), daß in dem Gejeges- und Juriftenrecht 
ein Recht vorliegt, welches auf andere Weije entftanden ijt; darin liegt ein Irrthum. 
Rechte als ſolche entitehen immer nur auf ein und diejelbe Weiſe; fie werden 
focial erzeugt. Geſetzgeber und Juriſten jind nur theils die bewußten, theils 
unbewußten Medien, welche diejes jocial erzeugte Recht verkünden. Dft ift dieje 
Verkündigung falich; beruht einfach auf einem Mihverftändnifje des wirklichen, 
von Leben geforderten Rechts: dann erhält es fich nicht auf die Länge — wenig- 
itens ift leßteres im Staatärecht ganz entichieden der Fall. - 
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Nichtsdeftoweniger hat dieje Eintheilung des Recht? je nad jeiner 
jihtbaren (beziehungsweiſe jcheinbaren) Quelle im Privatrecht ihre Be— 
rechtigung. Für die Praxis des Privatrechts ijt namentlich die Eintheilung 
in Gewohnheits- und Geſetzesrecht von actueller Bedeutung — ſchon deß— 
wegen, weil viele Gejegbücher auf Gewohnheiten (aljo auf werdendes Ge— 
wohnheitsreht) Rückſicht zu nehmen verbieten (wie 3. B. $. 10 abGB.)} 
und nur dem im Geſetz verfündeten Recht Geltung zuerfennen. Auch ein 
Theil des Juriſtenrechts, jo 3. B. derjenige, der ji in den Entjcheidungen 
des öjterreichtichen Oberſten Gerichtshofs bildet, erlangt unter Umſtänden, Die 
das Patent v. 7. Aug. 1850 (f. unten Buch VI) fpeciell angiebt, die Kraft 
geſetzlichen Rechte. 


Im Staatsrecht müfjen wir bei dieſer Frage zwiſchen öffentlihem und 
politiihem Rechte (j. unten 8. 6) ftreng unterfcheiden, denn auf jedem 
diejer Gebiete jpielt das Recht je nad) diefen verfchiedenen Formen, in denen 
e3 in die Erfcheinung tritt, eine verjchiedene Rolle. Sprechen wir zuerjt 
vom politifchen Recht als dem entfchiedenjten Gegenſatz zum Privatrecht. 

Für das politiiche Recht bildet die Lebung die weitaus wichtigjte 
Rechtsquelle und auch eine jolche, welche ununterbrochen fließt und. täglich 
und fjtündlih neues Recht Schafft. Im politifchen Recht iſt das durch 
Uebung und Gewohnheit entjtandene von bedeutendem Umfange und nimmt 
einen hervorragenden Plaß ein, was beim Privatrecht nicht der Fall iſt, 
wo e3 nur ein ſehr bejcheidenes Dafein führt und unmittelbar nur jehr 
untergeordnete, im Rechtsleben kaum bemerfbare Berhältniffe, die dem Auge 
des Geſetzgebers entgangen find, oder jolche Einzelnheiten regelt, bezüglich 
deren ſich der Gejeßgeber ausdrüdlich auf dasjelbe beruft.) Dagegen 
jpielt iwieder das Nuriftenrecht, namentlich das aus Gericht3enticheidungen 
gebildete, dem im Privatrecht eine große Bedeutung zufommt, im politischen 
Recht gar feine Rolle. Die Urjache dieſes Unterichiedes ift Har. Un der 
Aufredhthaltung der Brivatrecht3ordnung hat der Staat nur ein formales, 
fein meritorifches nterefje;?) er überläßt bier alfo die Ausfüllung der 
Geſetzeslücken, die Fortbildung des Privatrechts, getroft den Juristen, was 
er bein politiichen Nechte, wo feine vitaliten Antereffen in’3 Spiel fommen, 
zu thun fi wohl hütet. Im rein politiſchen Nechte kann jich der Staat 
jein Verhalten von Gerichtshöfen nicht dictiren laffen, und wenn aud für 
einzelne Streitigfeiten aus dem Verfaſſungsrechte ein Gerichtshof erijtirt, wie 
in Defterreich das Neich3gericht, jo fann der Staat den Ausſprüchen desfelben 
feine bindende Kraft zuerfennen.*). Uebrigens fommt der größte Theil des 


3.8. 8. 389 abGB., wo die Art der Bekanntmachung des Fundes nad) 
den Gewohnheiten des betreffenden Drtes zu gejchehen hat. 

, &, Rechtsſtaat und Socialismus $. 8. 

Nach 88. 33 und 35 des Geſetze⸗ vom 13. April 1869 Nr. 44 RGB. 
haben die Entjcheidungen des Neichsgerichtes bei Kompetenzconflicten zwiſchen Ge— 
richts- und Bermwaltungsbehörden, zwiſchen Yandesvertretungen und oberiten Regie: 
rungsbehörden, dann über Beſchwerden der Staatsbürger (gegen die Regierung) 
wegen erleung der ihnen gewährleifteten politiichen Rechte, nur eine „rein 
theoretiiche” Bedeutung, was Hye eime „Halbheit und Unzulänglichleit“ nennt. 


——— 


politiſchen Rechtes gar nicht unter richterliche Cognition und behält ſich der 
Staat vor, hier Richter in eigener Sache zu ſein. 

Dagegen iſt das zweite Gebiet des Staatsrechts, das öffentliche Recht 
und insbeſondere das Verwaltungsrecht in neuerer Zeit inſofern dem Privat— 
recht näher gebracht worden, als die Thätigkeit der Staatsverwaltung unter 
die oberſte Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes geſtellt wurde. Damit 
wurde auf dieſem Gebiete einerſeits dem Geſetzesrecht vor dem aus Uebung 
entſtehenden Gewohnheitsrecht das entſchiedene Uebergewicht eingeräumt, und 
andererſeits dem durch die Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes gebildeten 
Juriſtenrecht eine ähnliche Bedeutung wie dasſelbe im Privatrecht genießt, 
zuerkannt. — Allerdings hat der Staat auf dieſem Gebiete, wenn auch 
nicht ſeine vitalſten Intereſſen, wie auf rein politiſchem Rechtsgebiete, doch 
noch immer wichtigere als blos das formale Intereſſe der Rechtsſprechung 
zu vertheidigen, und erſcheint daher auch vor dem Verwaltungsgerichtshofe 
ſelbſt als Partei. Er wird alſo an das hier geſchaffene Juriſtenrecht den 
Maaßſtab ſtaatlicher Zweckmäßigkeit viel ſorgſamer anlegen und wenn er 
es nicht opportun findet, dasſelbe ſchleunigſt durch ein paſſenderes Geſetzes— 
recht — müfjen. ®) 


—— der Erkenntniſſe des Reichsgerichtes B. J., Einleitung S. XXXI. 
Anm.) In dieſen Beſtimmungen offenbart ſich jedoch die innerſte und ureigenſte 
Natur des Staates, der er jid) nie und nimmer, unter feinen Umſtänden ent— 
äußern fann. Hätte das Neichägericht in jolchen Streitfragen eine teformatorijche 
oder auch nur eine cafjatorijche Sudicatur: dann wäre eben der Sit der Staatsgewalt 
im Reichsgericht, dann wäre nicht der Staat jouverän, ſondern das Reichsgericht. 

°, Ein Beiſpiel möge dieß erläutern. Der $. 2 lit. a des Erwerbſteuer— 
patentes vom 31. December 1812 befreit „Diejenigen, welche ſich mit der land» 
wirthſchaftlichen Induſtrie bejchäftigen, inſoferne dieſe ſich auf die Erzeugung 
roher PBroducte und ihre Veräußerung bezieht, von der Erwerbſteuer“. Nun 
hat im Jahre 1888 die Finanz-Landes-Pirection in Graz mehrere Sägewerksbe— 
ſitzer am Lande mit der Erwerbsſteuer belegt, weil ſie von der Anſicht ausging, 
daß dieſe Werke, die mit Hilfe von maſchinellen Vorrichtungen (durch Waſſerkraft 
betriebene Säge) rohe Forſtproducte zur Mercantilwaare umgeſtalten, der Erwerbs— 
fteuer unterliegen und auf obige Befreiung aus dem $. 2 lit. a feinen Anipruch 
haben. Gäbe ed nun feinen Berwaltungsgerichtshof, jo würde die Finanzver- 
mwaltung ihre Auffafiung des $. 2 lit. a durchjegen, den Sägewerksbeſitzer zur 
Ermwerbsiteuer heranziehen und damit mitteljt diejer neuen Uebung (Praxis) ein 
neues, bisher nicht geübtes Recht, einführen. Nun hat aber der Verwaltungs- 
gerichtshof, einer Ddießfälligen Beichwerde der Sägewerksbeſitzer mit Erkenntniß 
vom 21. December 1888, 3. 4212, willfahrend, die angefochtene Enticheidung der 
Finanz-Fandes-Pirection, als gegen den Wortlaut des $. 2 lit. a Erwerbsiteuer- 
patent verſtoßend, aufgehoben. Der Verwaltungsgerichtshof tritt alſo hier der 
Bildung eines Gewohnheitsrechts durch Fortſetzung einer WVerwaltungspraxis ent⸗ 
gegen. Nun muß aber angenommen werden, daß die Finanzverwaltung keines— 
wegs die Abſicht hatte, das Erwerboſteuerpateni mißbräuchlich anzuwenden, ſondern 
ihre guten Gründe hatte, die er der Erwerbsiteuer zu unterwerfen. Sie 
argumentirte vielleicht mit Recht: daß feit dem Jahre 1812 die wirthichaftlichen 
Verhältniffe ich bedeutend geändert haben; daß die Vervollfommmung der Ver— 
fehrsmittel es den Sügebefigern leiht made, ihre Waare auch auf entfernte 
Märkte zu bringen; dal aud) die majchinellen Vorrichtungen jeit 1812 bedeutend 
vervollfommnet wurden und eine leichtere und beſſere Verwerthung des bear- 
beiteten Holzes geitatten, welches in dieſer Bearbeitung nicht mehr Robproduct 
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Privatrecht, öffentliches Recht und Staatsrecht. 

Die alte von den Römern überkommene Eintheilung alles Rechts in 
privates und öffentliches (jus privatum et publicum), iſt heute entſchieden 
unzureichend. '9) Identificirt man nämlich öffentliches -und Staatsrecht, wie 
das meijt geichieht, jo läuft man Gefahr, vom Staatsrecht etwas auszujagen, 


ift; endlih daß mit Nüdfiht auf die größeren Steuerleiftungen aller anderen 
Gewerbsleute und die intenjivere Deranziehung aller Schichten und Kreife der Be 
völferung zur Steuerleiftung jeit dem Jahre 1812, die Bejreiung der Sägebe— 
befiper von der Erwerbsftener nicht nur —— ſondern auch gegenüber 
den anderen Steuerträgern ungerecht wäre. Wenn mun dieſes die Motive der 
Finanzverwaltung waren, darf jie ſich von der Entjcheidung des Verwaltungs 
gerichtshofs auf dem Wege einer zwecmäßigen und gerechten ortentwidelung des 
Finanzrechtes aufhalten laſſen? —— Es bleibt ihr nichts übrig, als auf 
geeignetem Wege die Erlaſſung eines Geſetzes wegen Beſteuerung der Sägebeſitzer 
am Lande anzuſtreben. Nachdem durch die Judicatur des Verwaltungsgerichtshofs 
der Weg der Rechtsbildung durch die Berwaltungspraris in dieſem Punkte ge 
jperrt wurde: jo muß hier das als zweckmäßig und gerecht erfannte neue Recht 
im Wege der Geſetzgebung geichaffen werden. Die Rechtsentwickelung jelbit kann 
nicht gehemmt werden; nur muß fie fich in diefem Falle gegenwärtig auf dem 
Ummege der Gejeggebung vollziehen, während ehedem die bloße Snterpretation der 
Behörde, da der $. 2 lit. a auf die heutigen Sägewerfe feine Anwendung finde, 
diejes Necht geichaffen hätte. Allerdings darf nicht verfannt werden, daß Dieier 
feine Ummeg im Intereſſe der Staatsbürger liegt und dem Geift des modernen 
„NRechtsitaates“ entipricht — wonach die Verwaltung immer dem Geſetze gemäß 
geführt werden joll, um den Einzelnen womöglich vor Willtür zu jchügen. Was 
aber gerecht und zwedmäßig ift, das fann ja im Wege der Gejepgebung durchge 
führt werden. Doc giebt es auch Enticheidungen des Verwaltungsgerichtshofes, 
welche einer ſolchen Fortbildung des Verwaltungsredites durch eine gegen den 
Wortlaut bejtehender Gejege mit gutem Grunde geübte Verwaltungspraris janc- 
tioniren, wo aljo den BGH. die Staatöverwaltung nicht zwingt, erft auf dem Um— 
wege der Gejeggebung neues Recht zu jchaffen. Vergl.: Alter, Judicatenbuch II 533. 

, Mährend die meijten Givilijten an der alten römiſchen Schablone feit- 
halten, ijt es jowohl den Staatsrechtsiehrern, wie auch denjenigen, die jich über— 
haupt mit dem öffentlichen Rechte (Finanzrecht, Verwaltungsrecht ze.) beichäftigten, 
aufgefallen, daß jene römifche Eintheilung zu eng und daß das Gebiet des „Staatd- 
rechts“ zwei deutlich von einander verjchtedere Gebiete aufweilt. So untericheidet 
ihon Schulze (Einleitung in's deutiche Staatsrecht I. 1) vom „öffentlichen Rechte“ 
ein „Staatsrecht im engeren Sinne” und hält dafür, daß es „zweckmäßig“ jei, im 
deutichen Sprachgebraudy „Öffentliches Recht“ für den allgemeineren Begrif, Staats⸗ 
recht für den engeren zu verwenden. Auch der Nationalötonom F. J. Neumann 
äußert fich ohne näheres Eingehen auf die Sache dahin, daß „die übliche Zwei— 
theilung in Öffentliches und Privatrecht nicht erichöpfend iit“ (Annalen des Deutichen 
Reichs 1886, ©. 410.) Ebenjo iſt Karminski der Anſicht, daß „den privaten 
Rechten nicht die volitijchen, jondern die öffentlichen Rechte gegenüberzubalten 
ſind,“ macht aljo einen Unterjchied zwijchen öffentlichen und politiichen Rechten, 
welche zujammen offenbar das Staatsrecht ausmachen Karminski: Zur Codification 
des Staatsbürgerichaftsrechts, ©. 17). „Die politiihen Rechte, heißt es da- 
ſelbſt, ſind nur eine befondere Kategorie der öffentlichen Rechte. Was nicht Privat- 
recht, iſt öffentliches Necht, das iſt jicher, aber nicht alles, was öffentliches Necht 
iſt, muß zugleich politisches Recht fein. Das Heimathsrecht ift zweifelsohne öffent- 
liches Recht, aber ebenjo unzmweijelhait fein politiiches (wie auch fein privates) 
Recht. Als politiiche Rechte wären vielmehr ausichlieglih nur jene Öffentlichen 
Rechte zu erklären, welche in einer verfaſſungsmäßig gewährleifteten Mitwirkung 
oder Theilnahme der Staatsbürger an Per Leitung der Staatsangelegenbeiten 
(Staatöverwaltung, Regierung) beftehen/ Solche Rechte find insbefondere die 
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was nicht auf's öffentliche paßt und umgekehrt. Es ſtellt ſich immer mehr 
die Nothwendigkeit heraus, zwiſchen öffentlichem Rechte und dem Staats— 
recht einen Unterfchied zu machen, bezw. das große Gebiet des jus publicum, 
welches bisher abwechjelnd als üffentliche® oder Staatsrecht bezeichnet 
wurde, zu theilen, die zwei auf diefem großen Gebiete nebeneinander: 
liegenden verjchiedenen Rechtsſphären jtreng zu jondern und für jedes 
derjelben eine der obigen Bezeichnungen ausschließlich zu gebrauchen. 


Sener Inbegriff von Normen nämlich, welcher als als jus publicum 
quod ad statum reipublicae spectat dem Privatrechte (quod ad singulorum 
utilitatem spectat) entgegengejegt wird, bejteht im Grunde aus zwei ver: 
jhiedenen Arten von Normen, von denen die eine fich allerdings auch 
auf die öffentliche Staat3ordnung bezieht, alfo nicht Lediglich Privatverhält: 
niffe ordnet und daher nicht Privatrecht ift, jedoch nichts mit der Mit: 
wirfung an der Herrihaft im Staate zu thun bat; während die 
andere Art Normen ſich unmittelbar auf die Herrihaftsübung im 
Staate bezieht, oder um e3 mit einem gangbaren Ausdrud zu bezeichnen, 
die politiichen Rechte der Staatsangehörigen regelt. Dieje letere Art 
von Normen als eine für fich aparte, bejondere, überfieht jene römiſche Ein- 
theilung ganz, fie müßte jonjt in derfelben bezeichnet fein al3 jus quod ad 
imperium spectat. Und was die Römer nicht gejehen haben, das haben 
auch die jcharfiinnigiten Juriſten jeit taujend Jahren nicht jeden wollen 
oder nicht gejehen.”') 


Wahlrechte für die gejeßgebenden Verſammlungen und für jene autonomen Körper, 
wie Gemeinde» und Beztrfsvertretung, welche in ihrem Wirkungsfreife unmittelbar 
und jelbjtändig Aufgaben der Staatsverwaltung zu beforgen haben, oder irgend- 
wie an der Leitung der Staatdangelegenheiten mitwirken.“ Auch Lebon iſt offen- 
bar für eine jolche Dreitheilung des Rechts, indem er aus Anlaß des Unterjchiedes 
in der rechtlichen Stellung der Franzojen von den Ausländern in Frankreich, 
folgenden Ausipruc thut: „Kurz und allgemein ausgedrüdt, die Ausländer bejigen 
feine politijhen Rechte, aber jte haben die Öffentlichen und bürgerlichen 
Rechte...” Franzöſiſches Staatsreht (b. Marquardien) ©. 60. Amod Bann 
(Die Verwaltungsjuftiz in Deiterreih. Wien 1876, ©. 8) unterfcheidet „von den 
öffentlichen Rechten die aus dem Berfafjungsgeich entipringenden Rechte, die ſoge— 
nannten politijchen Rechte, jo 3. B. das Vereind- und Verfammlungsrecht, Die 
verſchiedenen verfaſſungsmäßig gewährleifteten Wahlrechte, mit einem Worte, die 
politijchen Staatsrechte als öffentliche Rechte im engeren Sinne.“ Er findet voll- 
fommen zutreffend, ein Untericheidungsmerfmal diejer beiden Gruppen von „öffent- 
lien” MNechten darin, daß die einen (die politiichen) „dem Schutze des Neichs- 
gerichtes überantwortet, während die aus den übrigen Verwaltungsgejegen 
entipringenden jonftigen Öffentlichen Rechte . . . . ihren verfaffungsmäßigen Schuß 
vor dem Verwaltungsgerichte finden.“ Auch Prazak jicht fich veranlaßt, den 
Begriff des öffentlichen Rechtes „viel weiter zu fallen“ als den des Staats- 
rechts in jeiner Abhandlung: Die principielle Abgrenzung der Competenz der 
Gerichte und Verwaltungsbehörden. Freiburg 1889, ©. 22. 

1) Erjt in neuejter Zeit fommt das Moment der Herrichaft bei den Begriffs— 
beftimmungen des Staates in der deutichen Staatsrechtsliteratur zur Geltung. 
Vergl. Löning, Lehrbuch des Verwaltungsrechts 1884, S. . G. Meyer, deutiches 
Staatsreht. 2. Aufl. p. 35 ff. Früher pflegte man den Staat ausichließlich und 
in eriter Reihe als eine zum Zwecke der Herſtellung des Rechts, der Freiheit, der 
Wohlfahrt, des Friedens u. ſ. w. gegründete Anjtalt aufzufaſſen. Nun ftedt aller- 
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Der Unterjchied diejer zwei Arten von Normen: des öffentlichen und 
des Staatsrechts i. e. ©. tft ein principieller. Während nämlich auf dem 
Gebiete des erjteren der Grundjab der Gleichheit der Staatsbürger vor 
dem Geſetze in allen modernen conjtitutionellen Staaten thatſächlich durch— 
geführt wurde, iſt diefes auf dem Gebiete des letzteren feineswegs der Fall 
— und es ijt zum mindejten jehr fraglich, ob die jemals wird erfolgen 
fünnen. 

Während aljo das öffentliche Recht alle Staatsgenofjen als unter- 
ſchiedslos gleichberechtigt anfieht, unterjcheidet das Staatsrecht (im engern 
Sinne) die Staatsgenojjen nah ihrer Standes: und Clafjenangehörigfeit 
und fennt den Unterfchied zwiſchen Angehörigen des hochadeligen, adeligen 
und nichtadeligen Standes. Während 3. B. das Bergredht oder das Eijen- 
bahnrecht feinen Standesunterjchied der Perſonen fennt, die jih um einen 
Freiſchurf oder eine Eifenbahnconcefjion bewerben und jedem Staatögenofjen, 
der die geſetzlichen Bedingungen erfüllt, die vorgefchriebene Dualification 
befißt, die gleiche Rechtsfähigkeit zuerfennt: ift diejes im Staatsrecht nicht 
der Fall. 

Schon die Wahlgejeße machen, wie wir das jehen werden, einen Unter: 
chied zwifchen den Angehörigen der verichiedenen Stände; ebenjo ijt bei 
der Beſetzung höherer Beamtenjtellen, Gejandtichaftspojten u. dgl. der 
Stand de3 betreffenden nicht gleihgültig — und vorfommende Ausnahmen 


beftätigen nur die Regel?) 

Darin liegt denn auch das fichere Kriterium der Unterfcheidung des 
öffentlichen Rechts vom Staatsrecht, daß bezüglich de3 erjteren alle Staats— 
bürger gleich find, bezüglich des letzteren eine Ungleichheit derjelben Plat 


dings in jeder dieſer Auffaſſungen etwas Wahres: denn thatfächlich wird durch 
den Staat Freiheit, Recht, Ordnung und Wohlfahrt befördert und Jichergeitellt. 
Nur darf man nicht überjehen, daß alles diejes einzig und allein durch die Organi- 
fation der Herrichaft erreicht wird; ohne Ddiefelbe unerreichbar wäre, Auch giebt 
ed Staaten, die nach unjeren Begriffen weder Recht noch Freiheit, weder Ordnung 
noch Wohlfahrt fördern und ficheritellen — das Merkmal der Herrichaft jedoch 
haftet all und jedem Staate an, weil es jozujagen deſſen Eſſenz iſt. Vergl. Philo— 
ſophiſches Staatsrecht, ©. 16. Emil Lingg: Empirische Unterſuchungen zur allge- 
meinen Staatslehre. Wien 18%. ©. 206. 

2) Yuf eine im ölterreichiichen Abgeordnetenhaufe vorgebrachte Beſchwerde, 
dab der Mel in der Beamtenjchaft verhältnißmäßig ftärker vertreten ſei, als 
das Bürgerthum, ertheilte die Regierung eine Antwort, welche diefe Thatjache nicht 
in Abrede jtellte. Nun dar; man allerdings die tieferen focialen Urfachen diejer 
Ericheinung nicht überjehen. Denn wenn man die zwei Thatiachen zufammenitellt: 
eritend daß jeder Beruf und jede Lebensitellung die Tendenz haben, fich in der 
Familie fortzufegen, und zweitens daß Staatsdiener häufig für lange Dienſte mit 
der Standeserhöhung belohnt werden, jo ergiebt jich daraus mit Deichtigfeit Die 
Conjequenz, dab mit der Zeit unter den Staatsbeamten der Adel überwiegt. 
Nichtsdeitoweniger beweilt dieſe Thatſache, daß das Princip der Gleichheit aller 
Staatsbürger vor dem Geſetze, welches Heutzutage die ganze Sphäre unſeres 
Privat» und öffentlichen Rechts beherricht, ich auf dem Gebiete des eigentlichen 
Staatsrechtes volle Geltung zu verihaffen nod) nicht vermochte. Diefe größere 
Widerftandsfähigfeit des eigentlichen Staatsrechtögebietes gegen das Eindringen 
des Gleichheitsprincipes weiſt jedenfall auf eine wejentliche Verfchiedenbeit des- 
jelben im Vergleich mit den anderen Rechtsgebieten bin. 
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greift. Die öffentlichen Rechte kann jedermann ohne Rüdjiht auf Stand 
und Abjtammung, unter den für alle gleihen gejetlichen Bedingungen 
ausüben; das Staatsrecht kennt eine jolche Gleichheit nicht. 

Die modernen Republiten allerdings, wie Frankreich und die Vereinigten 
Staaten Nordamerifas, repräfentiren den Verſuch, den Grundſatz der Gleich: 
heit der Staatsbürger vor dem Geſetze auch auf dem Gebiete des jus quod 
ad imperium speetat durchzuführen: ob die aber mit Erfolg gejchieht, 
dürfte fchwerlich bejaht werden. Denn wer fich nicht durch bedeutungslofe 
Aeußerlichkeiten blenden läßt, daß e3 5. B. in Amerifa feine Adelstitel 
giebt u.dgl., der wird eine Gleichheit der Staatsbürger in der Theilnahme 
an der Staatöherrihaft auch in Amerika nicht entdeden — der wird auch 
dort eine herrſchende Elafje und eine thatſächlich bevorrechtete Minorität 
von Befitenden und Herrichenden und die Thatfache anerkennen müfjen, 
dab das wirkliche Staatsrecht auch dort auf einer Ungleichheit der Rechte 
der Staatöbürger beruht. Die Sache hat nämlich einen tieferen fociologijchen 
Grund. Die Gattung Menſch fteht bis heutzutage wenigſtens vor Der 
Alternative: Anarchie und Barbarei oder Herrihaft und Eultur. Denn 
nur in den wilden Horden ilt das Princip der Gleichheit real; dort giebt 
e3 feine Herrichaft, nur Anardie; dafiir aber Roheit, Wildheit und Beitialität. 

Der naturgeihichtliche Prozeß führte aus diefem Zuftande der Anarchie 
zu Beherrſchung der einen Gruppe durch die andere, zum Staat und der 
rechtlichen Ungleichheit, die durch denjelben begründet wurde, zu Arbeits— 
tbeilung und Cultur. Allerdings zeigt die culturelle Entwidelung die fejte 
Tendenz, dem Brincip der „ſtaatsbürgerlichen“ Gleichheit immer mehr Boden 
zu gewinnen, denjelben auch im Staate zu verwirklichen, auch die Rechts: 
ordnung auf den Grundjab der Gleichheit aufzubauen. Und es ift diejes 
auch bereit in großem Umfange gelungen, da nicht nur das gefammte Privat: 
recht heutzutage, fondern auch das öffentliche Recht von der Jdee der Gleich: 
heit aller Staat3angehörigen vor dem Geſetze durchdrungen ijt; nur bis 
zum eigentlichen Staatsrecht, quod ad imperium spectat, fonnte aus Gründen, 
die in der Natur der Menichen, in der Natur der Herrichaft ſelbſt Liegen, 
jenes Gleichheitsprincip nicht vordringen — und was man als Erfolge 
in dieſer Hinficht in Republiken aufweilt, find nur fcheinbare, formale 
und äußerliche Erfolge. Denken allerdings läßt ſich die Realifirung 
diefer Gleichheit auch im Staatsrechte, doch nur unter einer Vorausjegung, 
d. i. einer idealen Vollfommenheit der Menfchen, die mit dem heutigen 
Begriff des Menjchen unvereinbar ift. Diejenigen, die an den unendlichen 
Hortichritt der Menſchheit glauben, fünnen daran feithalten, daß einſt nad) 
Darwin’shen Millionen Fahren: Perioden die Gattung Menjch dieje Stufe 
der Vollkommenheit erreichen wird und der Grundſatz der Gleichheit auch 
mit dem Bejtande ftaatlicher Ordnung vereinbar fein wird. Borderhand 
aber muß daran feitgehalten werden, daß das Staatäredt i. e. ©. fich fo: 
wohl vom Privat: ald vom öffentlichen Rechte dadurch unterjcheidet, daß 
in demjelben der Grundſatz der Gleichheit bisher ald undurchführbar ſich 
erwies — gleihwohl ob in Monarchieen oder in Republifen. 
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Das poſitive Staatsrecht. 


Im allgemeinen hat es das poſitive Staatsrecht mit gegenſeitigen 
Pflichten und Rechten der Staatsbürger und des Staates zu thun. Die 
Rechte des Staates haben Leiſtungen und Dienſte zum Gegenſtande, die den 
Inhalt der Pflichten der Staatsbürger bilden. Die Rechte der Staats— 
bürger haben ſtaatliche Leiſtungen wie z. B. ſtaatlichen Schutz, Vertheidigung 
und Förderung zum Gegenſtande, die den Inhalt der Pflichten des Staates 
dem Volke gegenüber bilden. 

Da alle dieſe gegenſeitigen Leiſtungen und Dienſte eine geſetzliche 
Grundlage haben müſſen, ſo nennt man den Inbegriff der Rechtsnormen, 
welche dieſelbe feſtſetzen, das poſitive Staatsrecht. 

Die Leiſtungen der Staatsbürger bilden in dieſem gegenſeitigen Rechts— 
verhältniß das Hauptmoment, was ſich daraus erklärt, daß dieſes Ver— 
hältniß ein Herrſchaftsverhältniß iſt, wo der Staat herrſcht und das Volk 
beherrſcht wird. 

Dieſe Leiſtungen beſtehen in Gütern und zwar in Sachgütern und 
perſönlichen Dienſtleiſtungen. Alle vorhandenen Güter im Staate beſtehen 
aus: Privatgut, öffentlichem Gut und Staatsgut. 

Privatgut iſt dasjenige, über welches dem Einzelnen als Privaten die 
Verfügung zuſteht. 

Oeffentliches Gut iſt dasjenige, deſſen Benützung allen Staatsgenoſſen 
gleicherweiſe, deſſen Beſchädigung oder Vernichtung Niemandem geſtattet iſt. 

Staatsgut iſt dasjenige, worüber die Staatsgewalt, in der Weiſe in 
welcher es ihr die Staatsverfaſſung geſtattet, verfügen kann (8. 287 abGB.). 

An dem Maaße, in welchem die Benützung dieſer drei Kategorien von 
Gütern dem Einzelnen und dem Staate möglich iſt, erkennt man die Ver— 
ſchiedenheit der Macht des Staates und des Einzelnen. 

Denn dem Einzelnen ſteht nur die Verfügung über ſein eigenes Gut 
und die geſetzlich geſtattete Benützung des öffentlichen Gutes zu; von der 
Benützung des Staatsgutes iſt er ganz ausgeſchloſſen. 

Dem Staat hingegen ſteht die Verfügung über das Staatsgut, die 
Benützung des öffentlichen Gutes in gleichem Maaße wie dem Einzelnen, 
darüber hinaus aber noch der Eingriff in und die Verfügung über alles Privat— 
gut nach Maaßgabe des Staatsbedürfniſſes und der zu dieſem Zwecke er— 
laſſenen Geſetze zu. 

Doch nicht nur über das Privatgut des Einzelnen, ſondern auch über 
deſſen Perſon verfügt der Staat nach dem Maaße ſeines Bedürfniſſes, und 
das ſtaatliche Geſetz, welches dieſes Maaß ausſpricht, iſt immer nur die 
jeweilige Grenze dieſes Verfügungsrechtes, eine Grenze, welche mit dem 
Wachſen der Bedürfniſſe des Staates immer weiter geſchoben werden kann. 

Und dieſes Verfügungsrecht des Staates über Gut und Perſon des 


Staatsbürgers iſt es eben, welches Volk und Staat zu einer einheitlichen 


Organiſation macht, welche die Intereſſen des Staates zu denjenigen des 
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Volkes und das Wohl beider zu einem untrennbaren gegenſeitigen Intereſſe 
macht. — 

Das poſitive Staatsrecht wird noch in das innere und äußere Staats— 
recht eingetheilt. Erſteres begreift die geſammte, innerhalb der Grenzen des 
Staatsgebietes wirkſame Rechtsordnung, von der oberſten Sphäre des 
Verfaſſungsrechtes bis hinab zu dem durch das Staatsrecht bedingten, von 
den Normen des Civil- und Strafrechts beherrſchten Rechtsgebiet. Zu 
dieſem inneren Staatsrecht gehört alſo das Geſetzgebungsrecht, das geſammte 
Juſtizrecht und das Regierungsrecht. 

Dem inneren Staatsrecht ſteht eine Rechtsſphäre gegenüber, die ſich 
durch die Thätigkeit des Staates außerhalb ſeines Territoriums bildet; 
dieſe Thätigkeit bezieht ſich theils auf andere Staaten, theils auf die An— 
gehörigen des eigenen Staates, die ſich im Ausland befinden. 1?) 


Allgemeine Rechte und Pflichten. 


Im Staatsreht find folgende Kategorien von Rechten und Vflichten 
relevant: 

1. Die Hoheitsrechte. Diejelben ftehen in erjter Linie der Staats» 
gewalt zu und werden von denjenigen Berjonen und Behörden geübt, denen 
jie gefeglich übertragen werden. 

2. Neben den Hoheitsredhten jtehen den Behörden und Beamten be: 
jondere obrigfeitlihe Rechte zu, die in dem ihnen gejeßlich übertragenen 
Wirkungstreife wurzeln und aus den Functionen fich ergeben, zu denen die- 
jelben gejeplich berufen find. 

3. Die allgemeinen Redte der Staatsbürger find theilweije 
durch das Staatsgrundgeieh aufgezählt (ſ. unten); diejenigen dieſer Nechte, 
welche fih auf die Mitwirkung an der gejebgebenden Gewalt beziehen, 
werden jpeciell politiihe Nechte genannt; außer den politiichen jtehen 
jedem Staatsgenofjen eine Reihe öffentlicher Rechte zu, d. i. jolcher, welche 
„Sedermann“ im Staate ausüben kann, wie 3. B. Benützung öffentlicher 
Anlagen und Anftalten, Inbetriebjegung von Bergwerfen, Gründung von 
Actiengejellichaften u. j. w. 

Diejen drei Kategorien von Rechten jteht eine doppelte Reihe von 
Pflichten gegenüber. Denn jedem jubjektiven Rechte einer Perſon oder Be: 
börde entjpricht einerjeit3 eine Pflicht derſelben Perſon oder Behörde, 
andererjeit3 eine ihrem Nechte entiprechende Pflicht einer anderen Partei. 
So z. B. entſpricht dem Rechte einer Behörde einerjeit3 die Pflicht derjelben 
diefes Recht nur in dem gefeglichen Umfange zu üben, es nicht zu miß- 
—— u. ſ. w. andererſeits entſpricht ihrem Rechte die Pflicht der Staats— 





i3) Born erklärt das äußere Staatsrecht als die „Lehre von den inter- 
nationalen Rechtsverhältniſſen des Staates" und behandelt diejelbe in feinem 
„Staatsrecht des Deutichen Reiches”. 
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bürger, ihr in der Ausübung diejes Rechtes Gehorjam zu Teiften, eventuell 
fie in der Ausübung dieſes Rechtes zu unterftügen u. j. w. 


Betrachten wir zuerjt jene Reihe von Pflichten, welche den jeweilig 
Berechtigten obliegen, welche aljo in unmittelbarem Zujammenhange mit 
dem fubjectiven Rechte, quasi eine Reversfeite desjelben bilden. — 


Was nun die Pflichten anbelangt, welche den Hoheitsrechten ent= 
Iprechen, jo find diefelben feine Nechtspflichten im ftrengen Sinne des 
Wortes, ebenfo wie die Hoheitsrechte nur uneigentlich zu den Rechten ge— 
zählt werden. Fliegen die Hoheit3rechte aus der hiſtoriſch entwidelten 
Macht, jo wurzeln die Pflichten der oberjten Staatsgewalt in der hiſtoriſch 
entwidelten Sittlichfeit. Man könnte jagen, Macht giebt Rechte und legt 
Pflichten auf. Erzwingbar allerdings find letztere nicht, d.h. momentan 
und von Einzelnen nicht; doch erzwingt dieje Pflichten die geichichtliche 
Entwidelung, die jeden Mißbrauch der Hoheitsrechte ahndet. 

Dagegen find obrigfeitlihe Pflichten allerdings diejenigen, welche 
den Behörden ihr gejeßliher Wirkungskreis auferlegt. Die Verlegung 
derjelben wird im Disciplinarwege gejtraft und wenn e3 jich um die oberjten 
Beamten de3 Staates, die Minifter handelt, jo fann diejelbe im Wege der 
Minifteranflage vom Staatsgerichtshofe geahndet werden (ſ. unten). 


Was endlich jene Pflichten anbelangt, welche den allgemeinen Rechten 
der Staatsbürger entipredhen, jo giebt es ohne Zweifel auch „allgemeine 
Pflichten“ der Staatsbürger, doc find diejelben feineswegs die Revers— 
feiten ihrer verfafjungsmäßigen allgemeinen Rechte, jondern gehören jener 
zweiten Reihe von Pflichten, welche den Rechten einer Gegenpartei ſozuſagen 
entjprechen, welche aljo nicht Reversjeiten eines fubjectiven Rechtes, jondern 
die Wirkung eines fremden Rechtes jind. 


So folgt aus den Hoheitsrehten des Staated und den obrig— 
feitlihen Rechten der Behörden einfach die allgemeine Pflicht der Staats- 
bürger, jich den Gejegen des Staates und den Anordnungen der Behörden 
zu fügen. Allerdings giebt e3 fein Verfaſſungsgeſetz, welches ſolche all: 
gemeine jtaat3rechtliche Pflichten der Staatsbürger auf ähnlihe Weiſe feit- 
fegen würde, wie das mit ihren allgemeinen Rechten der Fall iſt. Diejer 
Umstand erflärt ſich leicht daraus, daß Geſetze und. |peciell Verfaſſungs— 
gefeße, immer auf Verlangen der Staatsbürger erlajjen werden und daher 
jelbftverjtändlich ihre Nechte und nicht ihre Pflichten zum Inhalt haben. 
Dieſe auf jolche Weife vom Geſetzgeber verliehenen, durch Gejege garantirten 
Rechte haben meijt ein ganz beſtimmtes Gepräge: fie enthalten immer ein 
Geftatten, welches ein früher bejtandenes Verbot bejeitigt. Wenn wir 3.8. 
in verfaffungsmäßigen Rechten der Staatöbürger das Recht der Freizügig— 
feit finden: jo hat das feine Urſache darin, daß früher das Wegziehen von 
einem Orte zum anderen theils nicht geitattet, theils an läſtige Bedingungen 
gefnüpft war. Oder wenn in den allgemeinen Rechten die Bejtimmung 
enthalten ift, daß die öffentlichen Aemter für alle Staatsbürger gleich zu— 
gänglich jind, jo liegt der Zwed diejer Beitimmung darin, daß dadurd 
früher bejtandene Beichränfungen und Hindernifje bejeitigt werden jollen. 


13 — 


Zu einer Forderung nah Feitiegung allgemeiner Pflichten haben aber 
die Staatöbürger feine Veranlaſſung. Die Staatögewalten dagegen, die 
Regierungen, find nie doctrinär; eg fällt ihnen nicht ein und es hätte auch 
feinen Sinn, allgemeine Pflichten der Staatsbürger fejtzufegen. Die allge: 
meinjte Pflicht der Staatsbürger, die Gejete zu befolgen, ift in diejer allge: 
meinen Form nirgends codificirt,'*) geht aber aus den unzähligen Straf: 
jancttonen, mit denen alle Geſetze verjehen jind, und welche „die Zuwider— 
handelnden der Strenge des Geſetzes“ überweilen, flar hervor. Wollte 
man alle dieje mit Strafandrohungen verjehenen Verbote zufammenitellen, 
jo hätte man eine große Reihe von Beitimmungen darüber, was alles dem 
Staatöbürger zu thun nicht gejtattet ijt oder was alles er unterlafjen 
müſſe. Das Hauptrejervoir jolher Verbote ift das Strafgeſetzbuch; es ift 
eine Sammlung lauter negativer Beftimmungen.'?) 


Aus dem Umjtande nun, dab es feine pofitiven Bejtimmungen über 
die Pflichten der Staatsbürger giebt und daß folche auch aus den pofitiv 
formulirten Rechten derjelben jich nicht ergeben, folgt, daß innerhalb des— 
jenigen Gebietes, welches von den negativen Bejtimmungen begränzt ift, 
die Staat3bürger vollkommene Actionsfreiheit bejigen, d. h. keinerlei Pflichten 
unterworfen find. Was alfo nicht durch jtaatliche Geſetze direct oder in— 
direct verboten iſt das zu thun, ijt den Staatsbürgern geitattet. Ein Beijpiel 
möge dies erläutern. Münzen zu prägen ijt dem Staatsbürger verboten; 
Münzen einzufchmelzen ijt nicht verboten, braucht daher auc nicht erjt ge- 
jtattet zu ſein, jondern liegt in der freien Actionsſphäre jedes Staatsbürgers. 
Endlich jteht aber auch den geſetzlich gewährleiiteten Rechten der Staats— 
bürger eine allgemeine Pflicht der Staatsgewalt und ihrer Organe gegen: 
über u. zw. dieſe Rechte zu rejpectiren, nicht3 zu thun was denſelben 
abträglidy oder ihrer Ausübung hinderlich wäre. 

Da aber jeder Staatsbürger wie erwähnt das Recht hat alles zu thun 
was nicht verboten iſt, jo folgt daraus die weitere Pflicht der Staatsgewalt 
und ihrer Organe auf diefem weiten Gebiete der „perfünlichen Selbjtbe- 
ſtimmung“, den Einzelnen jo lange gewähren zu laffen, fo lange er fein 
itaatliches Gejeß verlegt. Diefen aus der Natur der ftaatlichen Rechts: 
ordnung (und auch aus den öfterreichiichen Staatsgrundgejegen) ſich er: 
gebenden Rechtsſatz drückte das öfterreichiiche Landesvertheidigungsminiiterium 
in einem Bejcheide vom 30. Jänner 1868 in der Weije aus, dab: „nad 
dem StGG. jedem Staatsbürger unter den gejeglichen Vorausjehungen das 
Selbftbeitimmungsrecht gewahrt it‘. '®) 


“4, Doc iſt dieſe Verpflichtung der Staatsbürger bezüglich der „bürger- 
lihen Geſetze“ im $. 4 des ab GB. enthalten. Auch 8. 150 Str.Prozeß enthält 
die Feſtſetzung einer allgemeinen Pflicht aller Staatsbirger. 

5, Mur vereinzelt befinden jid) in demielben Gebote, welche die Bornahme 
vofitiver Handlungen anbefehlen, aljo Auferlegung pofitiver Pflichten, 3. B. An— 
zeigepflicht hochverräthiicher Unternehmungen. 

16, Die Michaelsbrüderichaft in Wien ſtellte das Anjuchen, die Negierung 
möge verlautbaren, dab die Anwerbung von Defterreicern für die päpftliche 
Armee feinem Anftand unterliege. Die Regierung lehnte es ab, eine foldhe Ber- 
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Das Geſetz. 


Werden Rechte und diefen entiprehende Pflichten von der Staatzge: 
twalt als ſolche anerkannt und fundgemadht, was im Altertum oft durch 
Einmeißelung in Stein oder Metallplatten, heutzutage immer durch Nieder: 
Ihrift und Vervielfältigung derjelben mittelft des Drudes gejchieht, jo ent: 
jteht ein Geſetz. 

Gejeß ijt daher immer eine Anordnung der Staatsgewalt. Es wäre 
aber ungenau, das Geſetz blos als eine Kundmachung eines Befehls der 
Staatögewalt zu definiren, denn.es muß nicht immer einen Befehl enthalten, 
wenigjtens feinen unmittelbaren. Es ift oft nur eine Anordnung, die irgend 
eine jtaatliche Einrichtung in's Leben ruft und daher nur jehr mittelbar zu 
einem Befehle wird. Zu allgemein wäre es andererfeits, das Geſetz ala 
bloße Aeußerung des Willens der Staatögewalt zu definiren, weil die 
Staatögewalt oft ihren Willen äußern kann, ohne damit ein Geſetz zu er- 
laſſen oder überhaupt einen Befehl oder Anordnung daran zu fnüpfen.??) 


Im abjoluten Staat war Geſetz, was der Monarch als jolches ver- 
fündete, mag nun der gejebgeberiiche Act unter welchem Namen immer 
(Batent, Decret, Diplom, Rejolution, Handfchreiben, Erlaß, Verordnung 
u. dergl.) kundgemacht worden fein. 

In Defterreih-Ungarn find gegenwärtig die Bedingungen des Zuftande: 
kommens giltiger Gejege verfajjungsmäßig geordnet. Ein gemeinfames 
Merkmal haben alle Gejege, und zwar daß fie nicht gegen den Willen 
de3 Herriders zu Stande kommen können. AU und jedes Gejeg muß 
daher die Zujtimmung des Monarchen haben oder auf Grund jeiner 
Bevollmädtigung durch von ihm bejtellte Behörden oder Beamte in ihrem 
gejehmäßigen Wirfungskreife kundgemacht worden fein. Wir verjtehen 
bier unter Geſetz all und jede Norm, die öffentliche Verhältniſſe regelt. Je 
nad) dem 1. Inhalt jedoch, 2. der Form des Zujtandefommens, und 3. den 
Seltungsgebieten unterjcheidet man: 

ad 1. Das Gejet im engeren Sinne, welches allgemeine Normen enthält 
im Gegenjag zur Verordnung, welches die allgemeinen Normen in Special: 
und Detail:Borjchriften auflöft und der Verfügung, welche ſich auf concrete 
Einzelfälle bezieht. Doch läßt ſich diefe Gränze nicht genau fejtitellen. 

ad 2. Das verfafjungsmäßig unter Mitwirkung der Bolfsvertretung zu 
Stande gefommene Geſetz von der Verordnung, dem Erlaß und ähnlicher 
Beſtimmung einer Behörde, welche in Ausführung des Gejeges erflieht. 

ad 3. Staatsgeſetze, weldhe für den Bereich je eines Staates der 
Monardie, von den Landesgefegen, welche für nur eines der Länder 


lautbarung, daß „ein Anftand nicht beſtehe“, zu erlaſſen, fügte jedoch obigen Sak 
von dem Selbftbeftimmungsrecht der Staatsbürger hinzu. 

19 Die Frage nad) dem nothwendigen und möglichen Inhalt des „Geſetzes“ und 
die daraus ſich ergebende Unterfcheidung des formalen und materiellen Gefeges 
ift jüngftens in einer Monographie von Seligmann: Beiträge zur Lehre vom 
Staatsgefeg x. Berlin 1886 ausführlic) behandelt worden, wo auch die ganze 
einfchlägige Literatur angegeben ift. 
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derjelben, endlich Gemeindegeſetze (Statute), welche nur für den Umkreis 
einer Gemeinde erlafjen werden und Geltung haben. — 

Dieſe Eintheilungen der Gejege jind Feine bloße theoretijche Spielerei, 
denn es knüpfen jih daran jehr wichtige Confequenzen, Insbeſondere ift dieß 
der Fall mitBezug auf Gefeg und Verordnung. Wo die Allgemeinheit der Norm 
aufhört und die Specialität und Ausführung im Detail beginnt, darüber kann 
es fein Kriterium geben; daher ift die Grenze zwiſchen Gejeß und Verordnung, 
wo diejelbe nicht unmittelbar oder mittelbar geſetzlich fejtgeitellt ijt, eine 
ſchwankende, und muß es der Natur der Sache nach immer bfeiben. Aller: 
dings ijt diefe Frage von Wichtigkeit, weil mit ihrer Entſcheidung zugleich 
die Frage entjchieden werden joll, ob die Erlaſſung einer Norm, wo dieſes 
nicht ausdrüdlich durch ein Geſetz feitgeitellt ift, Sache der Geſetzgebung 
oder der Regierung iſt. Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß fich 
Formaliſten und Caſuiſten unter Staatsrechtslehrern über die Gränze zwifchen 
Geje und Verordnung in weitläufige Unterjuchungen eingelaffen haben. 
Uber nicht alles, was im einzelnen Falle von Wichtigkeit, muß deßwegen 
auch klar entichieden werden können. 

Allerdings hängt e3 im concreten Falle von der Enticheidung diejer 
Frage ab, ob die Regierung eine gejegliche Beitimmung im Wege der par: 
lamentariſchen Geſetzgebung durch ein Gejeß regeln lajjen will oder ob jie 
fi für competent hält, dieſe Beitimmung im Verordnungswege zu erlafjen. 
Aber eben dieje Frage der höchſten gejeggeberiichen Competenz im Staate 
läßt fich durch feine juriftiiche Negel für alle zukünftigen Fälle feftitellen. 
Bielmehr hängt jie in einzelnen zweifelhaften Falle von Zwedmäßig- 
keitsrückſichten und in Eollijiongfällen zwijchen Parlament und Miniiterium 
von der Entjheidung des Monarchen ab. 


Dagegen bietet die Entjcheidung der Frage, ob eine jtaatlicdhe Norm $. 12, 
Geſetz oder Verordnung ift, formell für die feit der Einführung des Con: 
ftitutionalismus erflofjenen Gejege feine Schwierigkeit, denn nachdem zur 
Geſetzgebung die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Volksver— 
tretung erforderlih ijt, jo fann formell nur das als Geſetz angejehen 
werden, was auf diefe Weiſe entitanden ijt, was hingegen ohne diefe Mit: 
wirkung von der Regierung als Norm erlaffen wurde, tft Verordnung oder 
Verfügung. Nur diefen formellen Unterfchied zwiſchen Geje und Ber: 
ordnung hat offenbar das Staatsgrundgeieg über die richterliche Gewalt 
im Auge, wenn es den Gerichten das Recht der Prüfung der Giltigfeit 
gehörig kundgemachter Geſetze ausdrüdlich entzieht, dagegen ihnen das 
Recht der Prüfung der Giltigfeit von Verordnungen und Entiheidung 
über diefelben im gerichtlichen Inſtanzenzuge zuerfennt. (StGG. 21. Dec. 
1867 Nr. 144, Art. 7.) 


In vielen Fällen jpriht e3 das Geſetz ausdrüdfid aus, dab Be: 6. 13. 
ftimmungen über gewiſſe Materien durch Geſetze erfolgen müjjen oder „im " 
Verordnungsmwege” erlaffen werden können. So z. B. müſſen durch Geſetze 
feitgejtellt werden (dürfen daher durch Verordnungen weder feitgeitellt noch) 
abgeändert werden) folgende Verhältniſſe: 


$. 14. 
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a) Organiſation und Competenz der Gerichte (Art. 2 obig. Geſ.); 

b) Wirfungsfreis der Militärgerichte (Urt. 3); 

ce) Gerichtsbarkeit, bezüglich der Uebertretungen der Polizei: und Ge- 

fälls-Strafgeſetze (Art. 4). 

d) Ebenjo ergiebt e3 ſich aus den Beitimmungen des Diploms vom 
20. October 1860, daß die „Art und Weife und die Ordnung der 
Militärpflichtigfeit“ nur im Wege der Geſetzgebung („in ‚und mit 
dem Reichsrathe und unter feiner Mitwirkung“) geregelt werden 
dürfe, 

Dagegen erklärt das Wehrgeſetz, daß „die näheren Beitimmungen“ 
über die Theilnahme der Einjährig- Freiwilligen, welche die Officiersprüfung 
nicht beftanden haben, an dem theoretiichen Unterricht der Einjährig-Frei— 
willigen im Verordnungswege zu regeln“ find. (8. 25). 

Auch die Beitimmungen über die Maaßregeln, die zur Abhilfe zu treffen 
ind dort wo ſich eine größere Zahl Wehrpflichtiger der Wehrpflicht durch 
Flucht entzieht, find vom Miniſter „im Verordnungswege“ zu erlafjen. 

Die neuere öfterreichtiche Gejeßgebung feit 1867 macht einen Haren 
Unterfchied zwijchen Gejeg und Berordnung.'*) Erjteres iit diejenige allge: 
meine Norm, zu deren Erlafjung die Mitwirfung der Wo!fövertretung er: 
forderlich ijt; leßtere diejenige, die von der Staatsbehörde, von der Regie: 
rung giltig erlaffen werden fann. „Die Kundmachung der Gejege erfolgt 
im Namen des Kaijerd mit Berufung auf die Zuftimmung des verfaflungs: 
mäßigen Bertretungsförpersd und unter Mitfertigung eines verantwortlichen 
Miniſters“ (StGG. 21. Dec, 1867 Nr. 145, Art. 10). Im Unterjchied 
von diejer Form der Kundmachung der Geſetze jind „die Etaat3behörden 
innerhalb ihres amtlichen Wirkungsfreijes befugt, auf Grund der Ge: 
jege Verordnungen zu erlajjen und Befehle zu ertheilen und ſowohl 
die Beobachtung diejer Tegteren ald3 der gejeglihen Anordnungen jelbit, 
gegenüber den hiezu Verpflichteten zu erzwingen“ (Urt. 11). 


Nicht zufrieden mit diefem rein formellen Unterjchied zwiſchen Geſetz 
und Verordnung wollten einige Staatsrechtslehrer einen meritorifchen Unter: 
ichied finden zwiſchen „materiellen“ und „formalen“ Gejegen, nämlich 
einen ſolchen Unterjchied, der fi aus dem Inhalte des Geſetzes jelbit er- 
giebt. Darnad) enthielte das materielle Gejeg eine allgemeine Rechtsregel, 
z. B. daß jeder volljährige Staatsbürger männlichen Geſchlechts und unbe: 
iholtenen Rufes das Wahlrecht ausüben fann, hingegen das formelle Geſetz 
die Borjchriften, in welcher Weife er dies thun fünne. Nähme man einen 
ſolchen meritoriihen Unterſchied der Geſetze an, einen Unterjchied, der jich 


*, Zorn(Deutjches Reichs-Staatsrecht) T. I. ©. 107 hebt mit Recht hervor, 
daß „zwiſchen Geſetz und Verordnung fein innerer Unterichied“ beſteht, daß der— 
ſelbe „vielmehr nur in der äuferen Form liegt. ”" „Kein Beriud, jenen Unter 
schied nach inneren Gründen zu firiren, iſt gelungen; weder die praftiichen Ver— 
ſuche mehrerer Berfafjungen, noch die theoretifchen Bemühungen haben zu einem 
Rejultate geführt. Der Unterjchied der Form aber liegt nur darin, daß beim Gejeg 
Zuftimmung der Bolfsvertretung zum Inhalte nothwendig ift, bei der Verord— 
nung nicht.“ 
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auf den Inhalt der erlajfenen oder kundgemachten Beitimmung jtüßte, fo 
fünnte e3 formale materielle Geſetze geben und formale formelle Gefege, 
ferner formale Verordnungen, die materielle Geſetze wären und formale 
Berordnungen die formelle Geſetze wären. Wer an ſolchen Haarjpaltereien 
Vergnügen findet, mag fie betreiben: wenn das aber „juriftiihe Methode“ 
jein joll, dann iſt fie im Staatsrecht jedenfalls ſchlecht angebracht.““) Praf- 
tiichen Werth haben jie hier feineswegs und leiten nur unproductiver 
Scholaſtik Vorſchub. 

Dasſelbe gilt von Eintheilungen der Verordnungen in Rechts- und 
Verwaltungsverordnungen, die Laband und nach ihm G. Meyer aufſtellt. Mit 
Recht bemerkt dazu Sarwey, daß man ſolche Unterſcheidungen „in belie— 
biger Zahl“ machen kann, z. B. vorübergehende und bleibende, für das 
ganze Staatsgebiet oder für einen Theil desſelben geltende, ferner Straßen-, 
Eiſenbahn-, Poſt- u. dergl. Verordnungen. „Gewonnen iſt hiermit für die 
Beſtimmung des Verordnungsrechts nichts.“ (Sarwey, Deutſches Verwal: 
tungsrecht b. Margquardſen I. 2, ©. 30.) 


Polizeiverordnung. 


Sowohl von Gejegen wie von Verordnungen der oberiten Regierungs- 
behörden unterjcheidet man nicht ohne Grund die Verfügungen al und 
jeder Behörde oder Obrigkeit, denen das Necht zur Erlafjung jolcher Ber: 
fügungen gejeglidh oder fraft erhaltener Bevollmädtigung, jei es einer 
allgemeinen, oder jpeziellen, zuſteht. Es giebt kaum eine Behörde im 
Staate, der ein ſolches Recht nicht bald in weiteren, bald in engerem Kreije 
zuftiinde — denn nur rein begutachtende oder beurfundende Behörden 
fünnen ohne ein jolches Verfügungsrecht ihres Amtes walten. Alle anderen 
Behörden, ſei es ftaatliche, jei e3 autonome (Gemeinde-, Bezirks-, Landes: 
Behörden) wären machtlo8 und nicht im Stande die ihnen vom Staate 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen, wenn ihnen nicht ein ſolches Recht 
zuſtünde. 

Die wichtigſte Kategorie ſolcher Verfügungen ſind alle Polizeiver— 
fügungen (oder Polizeiverordnungen), möge die Polizeigewalt von ſtaat— 
lichen oder communalen Behörden geübt werden. Sie verpflichten im 
competenten Wirkungskreiſe jedermann ebenſogut als ob ſie Geſetze und 
Verordnungen wären, ja! in gewiſſen Verhältniſſen und unter gewiſſen 
Umſtänden können ſolche Verfügungen inappelabel ſein und dürfen mit Auf— 
bietung von Zwangsmaßregeln durchgeführt werden — z. B. Verfügungen 
in Fällen der Gefahr, bei Elementarereigniſſen, Epidemieen u. ſ. w. Sm 
Dejterreich werden Polizeiverfügungen, wenn fie nicht individuelle Fälle be: 
treffen, in der Regel in Form von Kundmachungen erlaſſen, die jih an 
die gefammte Bewohnerſchaft eines Polizeirayons wenden. — 


19) Surz und bündig lehnt diefe „juriſtiſchen“ Haarivaltereien ab Kirchenbeim: 
Deutiches Staatsrecht 1887, &. 103105. 


Gumplomwicz, Das öfterr. Staatsrecht. 2 


$. 15, 


$. 16. 


$. 17. 


Rundfchreiben. 

Den Berprdnungen der Negierung zur Seite jtehen Willensäußerungen 
derjelben, die in Form von „Rundſchreiben“ der Minifter erfolgen und ſich 
auf feinen peziellen Fall, jondern auf die allgemeine Richtung, auf die 
Grundſätze, jozufagen auf die Methode der Handhabung der Regierung: 
gewalt beziehen. 

Das ausschließlich charakteriftiihe Moment folcher Rundichreiben iſt, 
daß jo wie fie ſich nur an eine Feine Zahl von Oberbehörden, in Oeſterreich 
an die Yänderchefd, wenden, jie auch nur Weifungen an dieſe letzteren ent: 
halten, daher nur für eine bejtimmte Kategorie von Beamten bindend find. 
Uebrigens brauchen ſolche Rundjchreiben auch für dieſe hohen Beamten 
feine bindenden Sätze zu enthalten, jondern nur dazu beftimmt fein, fie 
mit den leitenden Grundjäßen einer neuen Regierung befannt zu machen, 
melde Grundſätze allerdings auch von ihnen befolgt werden müſſen, ſofern 
fie im Amte bleiben wollen. 

Der erjte Minijter, der in Dejterreich nach dem Mufter der franzöſiſchen 
Minifterialrundfchreiben an die Präfecten ein ſolches Rundſchreiben erlieh, 
war Bach (15. Auguft 1849). Dasfelbe enthielt außer der allgemeinen 
Darlegung des Programms der vom Minijter zu befolgenden Regierung:: 
politik, die offenbar in erjter Reihe nur den Minifter ſelbſt verpflichtet, 
auch Weifungen und Borjchriften, die für die Yänderchef3 und die denjelben 
untergebene Beamtenjchaft verpflichtend waren, für diefe alfo die Bedeu: 
tung einer Verordnung hatten. 

Sp 3. B. enthielt dieſes NRundfchreiben die Weifung, „daß in jenen 
Kronlandsgebieten, welche mehrere Nationalitäten umfafjen, jeder Beamte 
fi die Kenntniß der landesüblichen Sprachen verfchaffen müſſe und eben: 
joviel ich angelegen fein lafje, die gleiche Berechtigung der Stämme zu 
vermitteln und thatfächlich in Geltung zu bringen”. Die, mittelft ſolcher 
Rundichreiben den Beamten auferlegten Pflichten jtatuiren in zweiter Linie 
die denjelben correfpondirenden Rechte der Staatsbürger, denen es dod 
freiftehen muß im gegebenen Falle auf ein folches wirklich fundgemachtes 
Actenſtück wie auf eine Regierungsverordnung fich zu berufen. ?%) 


Kaiferliche Verordnungen, 


Im conjtitutionellen Staate bilden eine bejondere Art von Gejehen 
die jogenannten Nothverordnungen. Es jind das Geſetze, zu deren Er- 
lafjung fich die Nothiwendigfeit zu einer Zeit herausitellt, wo die zur Mit: 
wirkung an der Gejeggebung competente Bolfsvertretung nicht verfammelt 


©) Bon ſpäteren Rundichreiben, welche jedesmal für die Richtung der Staat‘ 
verwaltung von Bedeutung waren, jeien erwähnt: dasjenige Schmerlings vom 
16. December 1860; Beuit3 vom 11. Februar 1867 und Giskras vom 25. Je 
nuar 1868. Auch während der Amtsführung eines Minifteriums werden oft 
teitende Gejichtspunfte den Behörden mittelft Min. »Circularien mitgetheilt, wie 
das 3. B, unterm 13, April 1889 bezüglich der Handhabung des Verfammlungs- 
rechtes der Fall war. Solche Rundſchreben werden nicht im NGB., wohl aber 
oft in der amtlichen Wiener Zeitung veröffentlicht. 
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ift und nicht verfammelt werden fann. Für diefen Fall erläßt die Regie— 
rung die nöthigen Normen in der äußeren 50 . einer faijerlihen Ver— 
ordnung, die jedoh von jämmtlihen Minijtern zum Leichen ihrer Ver: 
antwortung unterzeichnet werden muß. ($. 14 des StGB. 21/12. 1867 
N.141R.) Diefe kaiferlihen Verordnungen haben jedoch nur proviforische 
Geſetzeskraft, d. h. fie gelten nur jo lange, bis der nächite Reichsrath zu— 
jammentritt, dem jodann die Regierung (mindejtens 4 Wochen nad) dejjen 
Zufammentritt) die erlafjene Verordnung zur Genehmigung vorlegen muß. 
Unterläßt dieß die Regierung, jo erliicht die Gejegesfraft der Verordnung 
von jelbjt.*') 


Kundmachung der Gefege, 


Seit der Gründung des Reichsgeſetz- und Negierungsblattes und der 
Landes:Regierungsblätter im März 1849 (RGB. 2, Nr. 153), haben die 
früheren Kundmadhungsarten der Gejege aufgehört und ift die Veröffent- 
lichung der Neichsgejege im RGB. und der Landesgejebe in den Landes- 
geſetz- und Verordnungsblättern die einzig geſetzliche Kundmachungsart aller 
Gejege und Verordnungen.””?) 

Daneben bejtehen „für den Dienjtbereich“ der einzelnen Minijterien 
„Berordnungsblätter“, welche die Aufgabe haben Anftructionen, Weiſungen, 
Belehrungen und Mittheilungen an die Behörden zu veröffentlichen. Die— 
jelben find in neuerer Zeit an die Stelle der früheren „Normalien“ getreten, 


21) Solche Verordnungen können durch die verjchiedeniten Umjtände veranlaßt 
werden. Co 3. B. wenn Elementarereigniife großen Schaden verurjachten, wobei 
ſich Die Nothwendigkeit ergiebt, jofort eine jtaatliche Hilfe und Unterftügung der 
nothleidenden Bevölkerung zu Theil werden zu laſſen. In joldem Falle (wie das 
im September 1890 gejchehen) ermächtigt eine faijerlihe Verordnung die Regie— 
rung, die nöthigen Fonds zum Zweck der Unterftügung flüjfig zu machen. 

2) Die Einrichtung des RGB. iſt zulegt geieglich geregelt worden mit Gejeg 
vom 10. Juni 1869 RGB. Stüd 47 Nr. 113. Darnach iſt dasjelbe bejtimmt, 
Veröffentlihung a) der unter Mitwirkung des Reichsraths zu Stande ge 
ommenen Gejeße, b) der zur Veröffentlichung beftimmten Staatsverträge, c) der 
Verordnungen, welche auf Grund der Reichsgejege erlaffen werden ($. 1). Das 
Reichsgefegblatt wird durch das Minilterium des Innern in allen landesüblichen 
Sprachen der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder herausgegeben; 
der deutiche Tert jedoch ijt der authentiiche ($. 2). Das RGB. führt den Titel: 
„NReichsgelegblatt für die im Neichsrath vertretenen Königreiche uud Länder.” 
Benn nichts anderes beſtimmt ift, To gelten die darin fundgemachten Geſetze, Ver— 
ordnungen und Staatsverträge für alle dieje Länder ($. 3). Ausgejchloffen von 
der Kundmahung im RGB. find: Minijterialerläffe in Privilegienjachen und 
Minifterial-VBerfügungen in jtaatswirthichaftlichen Vetriebsfahen ($. 4). Der Tag 
der Herausgabe jedes Stüdes (Blattes oder Heftes) des RGB. ijt auf demjelben 
genau anzugeben, da die verbindende Kraft der darin enthaltenen Nundmachungen 
mit dem 45. Tage nach dem Tag der Herausgabe beginnt 88. 5 und 6). Das 
RGB. wird an Behörden verjendet; es bat bei den Bezirksbehörden zu jeder- 
manns Einjicht aufzuliegen (SS. 7 und 8). Die Gemeinden müſſen dasijelbe (jede 
in der landesüblichen Sprache) anichaffen. — Analoge Beitimmungen gelten über 
die Landesgejegblätter der einzelnen Kronländer; näheres darüber bei Kajerer: 
Quftizverwaltung B. I ©. 12. Ueber die Wandlungen, welhe das RGB. jeit 
jeiner Gründung durchgemacht hat, j. Mayrhofer I. 349 ff. 

2* 


$. 18. 


$. 19. 


— — 


welche den Behörden in Abſchrift oder lithographiſcher Copie zugeſchick 
(intimirt) wurden. Die Veröffentlichung der miniſteriellen Weiſungen, 
Belehrungen und dergl. in diejen ſpeciellen Berordnungsblättern vertritt 
nun die Stelle der früheren |ntimationen und ift fir Behörden und Beamte 
des betreffenden Dienjtbereiches die gejeßlihe Kundmachungsart. 

Solcher jpeciellen Verordnungsblätter giebt es folgende: 

Verordnungsblatt fur den Dienſtbereich des öjterreihiichen Finanz: 
minifteriums erjcheint jeit 1. Jänner 1854; Bojt:Berordnungsblatt für 
das Vermwaltungsgebiet des f. f. Handelsminiſteriums, in dieſer Geftalt ſeit 
1868; Verordnungsblatt für den Dienjtbereich des Miniſteriums für Eultus 
und Unterricht; Verordnungsblatt des Juſtizminiſteriums; Berordnung®: 
blatt für die Gendarmerie; Verordnungsblatt für die Landwehr; Circufar: 
verordnungsblatt des f. k. Bojtiparkajjenamtes in Wien; Verordnungsblatt 
des Aderbauminijteriums; Armee-Berordnungsblatt. 


Geltung der Geſetze. 


Das Geltungsgebiet der Gejege erftrecdt jich, wenn es micht vom 
Geſetzgeber ausdrücklich auf ein Feineres Territorium bejchränft wird, auf 
das ganze Herrjchaftsgebiet der jtaatlihen Souverainetät. 

. Für das Geltungsgebiet der unter Mitwirkung der verjchiedenen in 
Diterreich- Ungarn functionirenden gejeßgeberifhen Körperichaften (Reichs: 
rath, Reichdtag, Yandtage) zu Stande fommenden Geſetze find die die Com: 
petenz derjelben vegelnden Verfaſſungsbeſtimmungen maßgebend (ſ. unten). 

Über die zeitlihe Wirkſamkeit der Geſetze gelten im Staatsredt 
diejelben Grundjäge wie im Privatreht. Darnach beginnt die Wirkſam— 
feit eines Gefetes gleich nach der gehörigen Kundmachung desjelben, wenn 
nicht in dem Geſetze jelbjt der Zeitpunkt feiner Wirkſamkeit weiter hinaus 
bejtimmt wird (SS. 2 u. 3 abGB.); die Vergangenheit bleibt von dieſer 
Wirkſamkeit unberührt; Geſetze wirken nicht zurüd ($. 5 abGB.) Mit 
der Unfenntnig eines gehörig fundgemachten Gejeges Tann fi Niemand 
entfchuldigen. In Ofterreich gehört zur gehörigen Kundmachung, welche den 
Einzelnen binden fol, bezüglich der Angehörigen der verichiedenen Volks— 
ſtämme auch die Kundmachung in den einzelnen Landes- und Volksſprachen?), 
wenn auch nur der deutiche Tert der authentiiche bleibt. 

Ein Geſetz, deſſen Geltungsdauer nicht durch das Geſetz ſelbſt zeitlich 
begränzt ift, gilt jo lange, bis es nicht ausdrücklich aufgehoben wird oder 
obfolet wird, d. h. durch Nichtbeobachtung und zugleich gründliche Nenderung 
der bezüglichen Verhältniſſe oder auch Anſchauungen außer Wirkjamfeit 
gelegt wird. 


ee) Das Reichsgeſetzblatt ericheint jeit 1870, aufer in dent deutichen Urtert 
in Göhmischer, italienischer, eroatiſch-ſerbiſcher, polnifcher, rutheniicher, Hlovenifcher 
und rumänijcher Ueberjegung, alfo nicht nur in den einzelnen Landes», jondern 
auch in einzelnen Volksſprachen. Val. darüber mein: echt der Nationalitäten 
und Sprachen in Deiterreich. 
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So lange ein Geſetz nicht durch ein nachfolgendes Geſetz ausdrücklich 
als aufgehoben erklärt wird, bleibt es in Geltung, wenn auch einzelne Be— 
ſtimmungen desſelben durch nachfolgende Geſetzesbeſtimmungen außer Gel— 
tung kommen. 

Auch kann es ſich ereignen und die öſterreichiſchen Geſetze liefern dafür 
vielfache Belege, daß die Hauptbeſtimmungen eines Geſetzes, z. B. über 
Organiſation und Einrichtung von Behörden, durch nachfolgende Organiſa— 
tionsgeſetze ihre Geltung verlieren, daß aber Nebenbeſtimmungen oder 
einzelne Theile desſelben, die mit der neuen Organiſation verträglich ſind, 
ihre Wirkſamkeit behalten. So z. B. iſt mit Min.Verord. vom 17. März 
1855, RGB. 52, eine Inftruftion in Betreff der inneren Einrichtung und 
der Geſchäftsordnung der damals theilö bereit3 eingejegten, theil® zu or- 
ganifirenden „Bezirksämter“ erjlojfen, welche „gemiichte Aemter“ zur 
Bejorgung der Juſtiz und Verwaltung waren. Nun find jene gemifchten 
Bezirksämter in Folge der gejeglich durchgeführten Trennung der Juſtiz 
von der Verwaltung aufgehoben und die rein politiichen Bezirfsbehörden 
eingejegt worden. Dadurch iſt aber die mit der M.:B. vom 17. März 1855 
erlafjene Amtsinſtruktion nicht ganz außer Wirfjamfeit getreten; nur jene 
Beitimmungen derjelben, die ſich auf die gerichtliche Thätigfeit der Bezirks— 
ämter bezog, trat außer Geltung, dagegen find die auf die politische Amts: 
führung bezüglichen Beftimmungen derjelben noch immer in Wirfjamteit. 


Entjtehung und Weſen der Berfaflung. 


Da die Berfaffung eines Staates nichts anderes ilt als die geſetzliche 
Formulirung der im Staate thatlächlich in Folge hiftoriicher Entwidelung 
beftehenden Machtverhältniife zwiſchen den ſocialen Bejtandtheilen desielben: 
io fann ein Berfaffungsgeieg im Grunde genommen nur auf jolche 
Weiſe entitehen, daß jeweilig die im Bejige der Macht befindlichen focialen 
Beitandtheile die gegenfeitigen Gränzen ihrer Macht in Geſetzesform als 
Recht normiren. 

Da auf diefe Weife jeder Verfaſſungsſatz einen focialen Kampf vor: 
ausjegt, der in einem ftaatsrechtlihen Ausgleich jeinen vorläufigen Ab— 
ſchluß findet, und da folche Kämpfe unmöglich gleichzeitig alle Fragen des 
Staatölebens umfaffen können, vielmehr nur jeweilig auf einzelnen Gebieten 
desjelben jich abipielen und einzelne Interefien des Gejanmtlebens zum 
Gegenjtande haben: jo erffärt ſich daraus die befannte hiftorische Thatjache, 
daß Berfafiungen nur ſtückweiſe entjtehen und ſich aus einer großen Anzahl 
über Jahrhunderte vertheilter gejeglicher Normirungen der auf den ver: 
ſchiedenſten Gebieten ftaatlichen Lebens zwijchen den ſocialen Beitandtheilen 
des Staates ftreitig getvejenen Intereſſen und Angelegenheiten zufammenjegen. 

Es bedurfte ganz ausnahmsweifer Verhältniffe, um eine Verfaſſung 
auf fcheinbar anderem Wege entjtehen zu lafjen. Sie trafen dort ein, wo 
eine Schaar von Austwanderern aus altem Culturlande ſich eines Tages 
auf hiſtoriſchem Neuboden niederließ oder mwenigitens auf ſolchem Boden 
auf dem die dort anfäfligen Träger einer älteren hitorifchen Entwidelung 


$. 20. 
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mit Feuer und Schwert hinweggefegt wurden — wie in Amerifa. Englische 
Auswanderer, die aus dem Heimathlande fertige Begriffe über Staats- 
organijation und Berfaffung im Kopfe tragend, am Ende des 17. Jahr: 
hundert3 in Amerifa die Colonie Karolina gründeten, faßten zum erjten 
Male die Idee, ſich von einem Heimathlichen Philojophen (Lode) eine fir 
und fertige Verfaffung kommen zu laſſen. Es ift das das erjte Beispiel 
einer von der Theorie für ein Staatsweſen entworfenen Verfafjung.”*) 

Nur mit gewiffen Vorbehalten kann man der im Jahre 1788 für die 
Vereinigten Staaten von Amerifa entworfenen Berfafjung, die, von einigen 
Modificationen abgejehen bis heutzutage in Geltung ijt, einen jolchen theo- 
retichen Urfprung zufchreiben. Denn obſchon diejelbe auf einem erſten Ent: 
twurf beruht, den Benjamin Franklin dem Congreß in Albany im J. 1754 
vorlegte, der dann in etwas veränderter Form als „Virginiſcher Entwurf“ 
auf dem Congreß in Philadelphia im Mai 1787 angenommen wurde: 
fo haben doch diefe Verfaffungsentwürfe im Weſen theils an bejtehende 
Verhältniſſe angeknüpft, theild die jtaatlihen Einrichtungen des Mutter: 
landes zum Mujter genommen, waren alſo weniger theoretiiche Entwürfe 
al3 aus analogen Berhältnifjen herübergenonmene Bejtimmungen. 
Dagegen bietet Frankreich feit der großen Revolution das Beifpiel wieder: 
holter, auf bloß theoretiihen Prämiſſen beruhender Verfaſſungen, die 
allerdings fich theil3 gar nicht einleben fonnten, theil® von jehr furzer 
Dauer waren, da jie mit den thatjächlich bejtehenden Verhältniſſen in un: 
verjöhnlichem Gegenjah blieben. 


Nichtsdejtomweniger hat Europa jeit jenen franzöfiichen revolutionären 
Verfaſſungen eine ganze Reihe von Berfafjungen aufzuweiſen, die nad) 
mehr oder minder gewaltiamer Bejeitigung bejtehender Verhältniſſe für 
einzelne Staaten nad) dem einen oder dem anderen Mufter entworfen, bier 
fürzere, dort längere Zeit in Geltung und rechtlichem Bejtande blieben.”°) 
Darnach fünnte es ſcheinen, daß eine Verfafjung nicht durchaus jtückweiie 
aus hiſtoriſchen Berhältniffen unter jtetem Kampf der focialen Beitandtheile 
des Staates hervorgehen müſſe: daß eine jolche jehr wohl aus einem 
Guſſe von Staatdmännern oder Staatögelehrten am Schreibpult enttvorfen, 
allenfalls nach durchgeführter parlamentarifcher Debatte, einem Staats— 
weſen auferlegt werden fünne. Eine ſolche Annahme wäre irrtümlich. 
Wohl kann bei Neugejtaltungen der Staat3verhältnijfe nach politischen 
Umwälzungen, jei e3 der äußeren oder inneren Verhältniſſe, für die neue 
Lage der Dinge eine die geſammten Herrjchaftsbeziehungen und Die ganze 
Rechtsordnug umfafjende Verfafjungsurfunde entworfen und als Gejet 
verkündet werden: damit ijt aber die „Verfaſſung“ noch nicht zu einer Ver: 


29) Bekanntlich haben auch einige polniſche Patrioten im 18. Jahrhundert 
eine Berfafjung für Polen ſich „in Paris“ bei Roufjenu beftelt — der fie auch 
pünftlich lieferte. 

*, Eine ftattlihe Anzahl diefer Verfaſſungen findet man abgedruckt in 
Rauch's Parlamentariichem Taſchenbuch. Blauen 1867. — Bon älteren Samm- 
lungen jei erwähnt Bülau: Die europäliden Berfaffungen jeit dem Jahre 1789. 
Leipzig 1847. 
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faſſung geworden und ijt ed noch nicht. Sie tft erjt gegeben und fund: 
gemacht; aud fann fie allenfalls al3 Grundlage und Ausgangspunft 
weiterer Entwidelung dienen: um aber thatjächlich die Verfafjung des Staates 
zu werden und eine jolche in der Wirklichkeit zu fein, muß fie jene noth- 
wendige Entwidelung behufs Anpaffung an die wirflihen Machtverhält- 
nifje erſt durchmachen und die zu diefem Zwecke nöthigen Correcturen hinter: 
drein erhalten; fie muß den Ausgleich mit der Wirklichkeit durchmachen, 
bevor fie als thatjähliche Verfaſſung aus dem Kampf der focialen Be: 
jtandtheile nach ihren gegenfeitigen Machtverhältnijjen modificirt und approbirt 
hervorgeht, um jodann wieder in den Strom der ftaatsrechtlichen Entwicke— 
lung geitellt zu werden. 


Der Proceß der Entjtehung einer Berfaffung iſt alfo im Grunde 
immer derjelbe, gleichviel, ob die VBerfaffung ſtückweiſe aus hiſtoriſcher Ent: 
widelung hervorgeht oder ob ein aus einem Guſſe entitandener theoretifcher 
Entwurf von der nachfolgenden Entwidelung jo lange in Stüde geichlagen 
wird, bi3 er die hiſtoriſche Weihe der Wirklichkeit und Thatfächlichkeit erhält. 

Die heutige öſterreichiſch-ungariſche Verfaſſung it, wie wir gefehen 
haben, **) zum Theil ſtückweiſe aus jahrhundertelanger hiftorifcher Entwidelung 
hervorgegangen: zum Theil hat fie ihren Ausgangspunkt in aus einem 
Guſſe entworfenen Berfaflungsurfunden (Octoberdiplom 1860, Patent vom 
26. Febr. 1861 und Staatögrundgefegen 1867), die von der feither 
nachgefolgten Entwidelung (öſterreichiſch-ungariſcher Ausgleich) theils ſchon 
in wichtigen Stüden modificirt wurden, theil3 weiteren Correcturen in noch 
bevorftehenden jtaatsrechtlihen „Ausgleichen“ unterzogen werden. 


Sobald eine Verfaffung von den gefeglich zur Beſchließung und Er: $. 28, 
laffung derjelben berufenen Factoren gegeben ift, jo kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß fie giltig ift, ebenjo wie jedes andere von dem Geſetzgeber 
fundgemachte Geſetz, oder wie jede von der Regierung in ihrem gejeßlichen 
Wirkungskreife erlaflene Verordnung. Doch beiteht zwilchen einem er: 
faffungsgeiege und gewöhnlichen Gejegen der Unterſchied, daß letztere, jo: 
bald fie einmal geltend find, auch leicht verwirklicht werden fünnen. Jede 
Regierung bat die Macht, die Geſetze des Staates zu verwirklichen, indem 
jie diefelben nöthigenfalls durch Zwangsmittel durchführt. 


Anders verhält jich die Sache bei ganzen Verfaſſungen, namentlid) bei 
folhen, welche auf der Theilnahme des Volkes an gejeßgeberifcher Action 
bafiren. Bei jolhen Verfaffungen ift mit deren formal giltiger Erlafjung 
und Kundmachung die Sacje noch nicht erledigt: es fragt fich noch immer, 
ob die Berfaffung verwirklicht wird, ob fie real wird, ob jie nicht ein Stüd 
Papier bleibt. So war die Februarverfafjung (1861) gewiß ein giltiges 
Geſetz, konnte aber nicht durchgeführt werden, weil Ungarn oder doch der 
mädhtigite und enticheidenite Bejtandtheil des ungariſchen-Volkes, jener Be: 
jtandtheil, den man „die hiltorijche Nation“ Ungarns par excellence nennen 
fönnte, die Theilnahme an der durch die Februarverfafiung gejchaffenen 


>, S. meine Einleitung in das (öſterreichiſche) Staatsreht. Berlin 1889. 
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Volfsvertretung verweigerte. Der fogenannte Schmerling’iche „weitere 
Reicherath“ ijt nie verwirklicht worden; er blieb ein todter Buchſtabe. 

Nun iſt ed gewiß die erjte Pflicht jeder Regierung, die Berfaflung 
des Staates durchzuführen, und wenn es fich um eine Repräjentativver: 
fafjung handelt, jo muß diefelbe jo lange als nicht durchgeführt betrachtet 
werden, jo lange ein anjehnlicher Theil des Volkes die Theilnahme an der 
Repräjentation verweigert. Allerdings kommt es dabei immer auf die 
fociale Macht der Abjtinenten an. Die Abftinenz grollender unbedeutender 
Minoritäten, die feine nennenswerthe jociale Macht bilden, braucht eine 
Berfaffung noch nicht als nicht durchgeführt oder nicht durchführbar er: 
jcheinen zu laſſen. Es fommt dabei eben alles auf die ſociale Macht des- 
jenigen Volksbeſtandtheils an, der feine Theilnahme an der Repräjentation 
verweigert — und diejer Macht gegenüber allerdings auch auf die Macht 
der Regierung — mie denn „Macdt* überhaupt ein relativer Begriff iſt. 
Es iſt ja wohl denkbar, daß eine Regierung auc einer anſehnlichen Ab- 
jtinenzpartei gegenüber jich auf den Standpunkt des „wir fünnen warten“ 
jtellt: nur entjcheidet dann eben der Umitand, wer länger warten kann, und 
die Erfahrung lehrt, daß es nicht immer die Regierungen find. Es ijt eben 
viel leichter, eine Berfaffung als Geſetz zu verkünden, zu octroyiren, oder 
gar nur zu entwerfen, al3 diejelbe durchzuführen. In Defterreih hat man 
dafür ebenjo wie in vielen anderen Staaten Bemweije genug. Im Jahre 1848 
erlebte man einige todtgeborene Berfafjungen. Die octroyirte Berfafjung 
vom 4. März 1849 konnte nicht durchgeführt werden; die Regierung jelbit 
überzeugte ji von ihrer Umndurchführbarfeit und hob fie auf. Die an dem 
pafliven Widerjtande der Ungarn geicheiterte Schmerling’sche FFebruarver: 
fafjung mußte im Jahre 1865 filtirt und endlich im Jahre 1867 „abge: 
ändert“ werden. Doch auch die Durchführung der jo abgeänderten Ber: 
fafjung vom 21. December 1867, mit der nunmehr die Ungarn fich zu: 
frieden gaben, jtieß diesjeits der Leitha, namentlich in Böhmen, auf mannig- 
fache Hinderniffe, deren Wegräumung bis heutzutage noch immer nicht ganz 
gelungen ijt.**) 

Um die Unvermeidlichfeit jener Correcturen und Modificationen zu 
begreifen, denen auch die am feierlichjten verfündigten Berfafjungen unter: 
liegen müffen, wenn fie den wirklichen Machtverhältnifien nicht entiprechen, 
muß man fich den Unterfchied gegenwärtig halten, der zwiſchen Gefegen, 
die nur auf individuelle Fälle berechnet jind, daher durch die Staatsgemwalt 
immer und überall leicht, wenn auch mit Gewaltanwendung, durchgeführt, 
und Gefegen, die nur durch die Mitwirkung, daher das Entgegenfommen 
von Mafien, verwirklicht werden können. Denn dieje legteren Geſetze, und 
zwar find das in eriter Linie auf parlamentarijche Vertretung abzielende 
Berfafiungsgejeke, fünnen, wenn die Bereitwilligfeit und das Entgegen: 
fommen jener Mafien fehlt, nicht leicht durchgeführt werden. 

Eine gewerberedtliche Bejtimmung, daß z. B. ein Kaminfegergewerbe 
nicht ohne Conceſſion ausgeübt werden darf, kann die Staatögewalt Teicht 


*”, Weber die Entwidelung des „böhmischen Ausgleiches” ſ. unten $. 63. 
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durchführen. Ein Kaminfeger, der ſich unterfinge, ohne Conceſſion ſein 
Gewerbe auszuüben, würde einfach geſtraft oder eingeſperrt. 

Wenn es ſich aber um die Verwirklichung einer Landesordnung handelt 
und die Wähler nicht an die Urne herantreten wollen oder leere Stimm— 
zettel abgeben, oder einen Abgeordneten wählen, von dem ſie wiſſen, daß er 
entſchloſſen iſt, nicht in den Landtag zu gehen: ſo iſt die Durchführung 
eines ſolchen Geſetzes nicht leicht. Denn man kann die Wähler nicht mit 
Gewalt zur Urne treiben, man kann fie nicht zwingen, die Stimmzettel aus: 
zufüllen oder einen Abgeordneten zu wählen, der fich den Wiünfchen der 
Regierung fügſam erweije. Ein jolches Gejet kann alſo nur durchgeführt 
werden bei der Theilnahme und dem Entgegenfommen wenigitens eines be= 
trächtlichen Theiles der Wählerichaft. 


Staatögrundgefege. 


Urjprünglich mit den Thatfachen jelbjt in die Ericheinung tretend, alfo 
factiſch erijtirend, werden die Machtverhältnifje der focialen Beitandtheile 
des Staates durch den Staat zu rechtlichen, und als folche Gegenftand 
geießgeberifcher Feitjegungen. Nun "giebt es allerdings im Staate faum 
eine gejegliche Bejtimmung, die nicht Beitandtheil der VBerfafjung des Staates 
wäre, und man darf nicht glauben, daß es nur die öffentlich-rechtlichen 
Beitimmungen oder gar nur die politifchen NRechtsbejtimmungen find, welche 
die Verfaſſungen bilden. Das bejtehende Familienrecht oder Schuldrecht 
gehören ebenjo gut zur Berfafjung eines Staates, wie das Wahlgejeb oder 
Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz. 

Doch beſtand ſchon ſeit Jahrhunderten das Bedürfniß, gewiſſen Ge— 
ſetzen, auf denen die Verfaſſung des Staates vorzüglich beruht, den 
Charakter größerer Feſtigkeit, Unverletzlichkeit und Unverbrüchlichkeit zu 
geben, ihre Aenderung, wenn dieſelbe überhaupt in's Auge gefaßt wird, an 
ſtrengere Formen zu knüpfen. Zuerſt allerdings äußerte ſich dieſes Be— 
dürfniß bezüglich derjenigen Geſetze, welche ſich auf den Beſitzſtand des 
regierenden Hauſes oder auf die Thronfolge in demjelben bezogen. So 
entitand in Dejterreich-Ungarn die „pragmatiihe Sanction“, die ſchon durch 
die ungewöhnliche Bezeichnung, unter der fie fund gemacht, durch die über: 
aus feierliche Form, in welcher fie verfündet wurde, und durch die Garan- 
tien, welche ihr mitteljt der Anerkennung jowohl ſeitens fremder Macht: 
haber wie der Stände der Länder und Königreiche verfchafft wurde: fich 
al3 Grundgeſetz ſowohl der Dynajtie wie des Staates darjtellte. Seit dem 
Jahre 1848 trat die Tendenz das, was man im engeren Sinne „Ber: 
faſſungsgeſetz“ oder die „Conſtitution“ nannte, unter eine erhöhte Garantie 
der Dauerhaftigfeit und feiten Beſtandes zu ftellen, immer deutlicher hervor. 
So beitimmte der Kremfierer Conftitutiongentwurf (1849) im $. 157: 
„Die Eonititution kann weder ganz noch theilweife aufgehoben werden“ 
und verlangte behufs „Revijion“ derjelben immer einen eigens zu mwählen- 
den Reichstag und in demjelben eine für die Revifion ftimmende Majorität 
von zwei Drittheilen der Anweſenden. 
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Auch die octroyirte Reichsverfaſſung vom März 1849 verlangte für 
Verfaſſungsänderungen die Gegenwart von mindeſtens drei Vierttheilen 
aller Mitglieder in jedem Haufe des Reichsſtags und die Zuſtimmung von 
mindeitens zwei Drittheilen der Anwefenden. **) 

Das Diplom vom 20, October 1860 bezeichnet fich jelbit als „ein 
beitändige3 und unwiderrufliches Staatsgrundgejeg“. Als ſolches ſolle 
es in den Landesarchiven der Königreiche und Länder aufbewahrt werden 
und die jedesmaligen Nachfolger des Monarchen „haben dasſelbe Diplom 
ſogleich bei ihrer Thronbeſteigung mit ihrer kaiſerlichen Unterſchrift zu ver— 
ſehen, an die einzelnen Königreiche und Länder auszufertigen“ — ein Vor— 
gang, der offenbar dieſes „Staatsgrundgeſetz“ vor allen anderen Geſetzen 
auszeichnen ſoll. Auch das Patent vom 26. Februar 1861 erklärt im 
Art. J, daß es dem beiliegenden Geſetz über die Reichsvertretung „die 
Kraft eines Staatsgrundgeſetzes“ verleihe. Im Art. III wird dieſelbe 
„Kraft eines Staatsgrundgeſetzes“ den „beiliegenden Landesordnungen und 
Wahlordnungen“ verliehen. Im Art. VI desjelben Batentes endlich wird, 
„nachdem theils durch die vorausgängigen Grundgeſetze, theild durch die 
wieder in’3 Leben gerufenen, theil® durch die mitteljt der neuen Grundgeſetze 
geichaftenen Verfaſſungen das Fundament der jtaatrechtlichen Berhältnijie 
des Reiches feitgejtellt und insbejondere die Vertretung der Völker ge: 
gliedert, auch ihre Theilnahme an der Gefeggebung und Verwaltung geord- 
net“ wurde, dieler „ganze Anbegriff von Grundgefegen als die Ver— 
faſſung des Neiches“ erklärt, deren feierlich verkündete und angelobte 
Normen der Monarch nicht nur ſelbſt zu befolgen und zu halten erklärt, 
fondern auch feine Nachfolger zu halten und „unverbrüchlich zu befolgen“ 
verpflichtet. 

An dem Charakter diefer Grundgejete änderte e8 gar nicht, daß 
das Grundgeſetz über die Reichöpertretung vom 26. Februar 1861 und 
jpeciell auch der $. 13 diejes Grundgeſetzes im verfafiungsmäßigen Wege, 
aljo mit Zuftimmung- der beiden Häufer des öſterreichiſchen Reichsrathes, 
mittelft zweier Gejege vom 16. Juli und 21. December 1867, Nr. 98 und 
141 RGB. abgeändert und jomit an Stelle des alten Gejehes über die 
Bertretung des Neiches ein neues, welches die Abänderung enthält, gejegt 
wurde. Diefe beiden neuen Geſetze treten als Grundgeſetze an die Stelle 
desjenigen vom 26. Februar 1861. 


Der Gedanfe aber, dab Gejete, welche gewilje Grundlagen der 
Itaatlihen Rechtsordnung berühren, indem fie auf jeine Verfaſſung un 
mittelbaren Einfluß nehmen, „das Fundament der jtaatsrechtlihen Ver— 
hältniſſe“ des Staates bilden, diefer Gedanke, der in dem Art. VI des 
Patentes vom 26. Februar 1861 angedeutet iſt, brach fich immer weiter 
Bahn und fand feinen Ausdrud in dem Beichluffe des öfterreihiichen 
Reichsrathes vom 21. Juni 1867, einen Ausihuß aus 36 Mitgliedern zu 


») In Preußen verlangt die Verfaſſung für Verfaffungsänderungen "eine 
zweimalige Berathung mit einem Zwilchenraume von mindeftens 21 Tagen (Art. 107 
der preußiichen Berfaffung). 
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wählen, an welche „alle Borlagen und Anträge, welche in Bezug auf die 
Verfaſſung im Laufe der Seſſion an das Haus gelangen, zur Vorberathung 
zu verweilen” wären. Diejer Ausschuß, der auch über die durch die 
Wiederheritellung der ungarifchen Verfaſſung nothwendig getwordenen Aende— 
rungen der öfterreichiichen Februarverfaſſung zu berichten hatte, und der 
ſich dann mit einer ganzen Reihe von „auf die Verfafjung Bezug“ habenden 
Geſetzen befaßte, wurde allgemein damals „Berfafiungsausihuß“ genannt. 

Aus der Vorberathung desfelben gingen, nebit dem bereit3 erwähnten, 
das Grundgeie vom 26. Februar 1861 abändernden Gefete, nocd eine 
Reihe von Geſetzen hervor, die ald Staatsgrundgeſetze verfafjungsmäßig 
zu Stande famen, fanctionirt und fundgemacdht wurden, und welche daher 
nachträglih zu jenem „Inbegriff von Grundgefegen“ Hinzuzuzählen find, 
welche die „Verfaſſung“ Oeſterreichs bilden. E3 find das folgende: 

I. Gejeb vom 21. December 1867, Nr. 141 RGB., wodurd das 
Grundgeſetz über die Neichsvertretung vom 26, Februar 1861 abgeän- 
dert wird. 


II. Staatsgrundgejeg vom 21. December 1867, Nr. 142 RGB., 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. 


| III. Staatsgrundgefeg vom 21. December 1867, Nr. 143 RGB., 
über die Einſetzung eines Reichsgerichtes. 

IV. Staatsgrundgejeh vom 21. December 1867, Nr. 144 RGB., 
iiber die richterliche Gewalt. 


V. Staatsgrundgejeß vom 21. December 1867, Nr. 145 RGB., über 
die Ausübung der Regierungs- und VBollzugsgewalt. 

Bon den Hier aufgezählten Gejegen werden in dem Geſetze vom 
21. December 1867, Nr. 147 RGB., womit der Zeitpunkt beftimmt wird, 
mit welchem diefelben in Wirkſamkeit zu treten haben, nur die Gejehe 
II—V ausdrüdlih als „Staatögrundgejege” genannt, das Gejeß I da- 
gegen bloß als Geſetz bezeichnet, trogdem demjelben die Eigenſchaft eines 
Grundgeſetzes offenbar zufommt, da es das „Grundgeſetz“ vom 26. Februar 
1861 abändert, daher an deſſen Stelle tritt. Ueberdieß wird ſowohl die 
Eigenſchaft obiger Geſetze II—V als Staatsgrundgejeße, wie auch des obigen 
Geſetzes I ald Grundgeſetz ausdrüdlich in dem Gejeh vom 2, April 1873, 
Nr. 40 RGB., anerfannt, womit das Geſetz über die NReichsvertretung, 
bezid. die SS. 6, 7, 15 und 18 desfelben abgeändert wurden. *®) 

Ferner wurden zwei Gejeße aus dem Jahre 1862 und zwar die 
Geſetze vom 27. October 1862, das eine zum Schuge der perfönlichen Frei: 
heit (1862, Nr. 87 RGB.), das andere zum Schuge des Hausrechtes 
(1862, Nr. 88 ROB.), in dem Staatsgrundgejege über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger (Art. 8 und 9) ausdrücklich als „Bejtandtheil 
dieſes Staatsgrundgeſetzes“ erklärt, womit denjelben unzweifelhaft der 
Charakter eines Staatögrundgejeßes zuerlannt wurde. 


>) Bu den Stantägrundgeiegen gehören auch die jogenannten „Ausgleichs— 


geſetze“, womit das Verhältniß Oeſterreichs zu Ungarn feſtgeſetzt wurde; |. unten. 
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Selbjtverjtändlich tritt jedes jpätere, eine Beitimmung eines Staats- 
grundgejeßes ändernde Geſetz immer an die Stelle des geänderten und er— 
langt dadurch wieder den Charakter eines Staatsgrundgejekes. 

Auf diefe Weije gehört ferner zu den Staatsgrundgejeten das Geſetz 
vom 2. April 1873, Nr. 40 RGB., womit die 88. 6, 7, 15 und 18 des 
Grundgeſetzes über die Neichövertretung vom 21. December 1867, Nr. 141 
ROB., abgeändert werden und das Geſetz vom 2. April 1873, Nr. 41 
RGB., betreffend die Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhaufes des 
Reichsraths, womit an die Stelle der früheren mittelbaren Wahlen in den 
Reichsrath aus den Landtagen die unmittelbaren Reichsrathöwahlen ein= 
geführt wurden. 

Damit ijt vorläufig die Zahl der üjterreichiichen Staatögrundgejege 
geichlofjen; da die Möglichkeit ihrer Menderung vorgefehen iſt, jo fünneit fie 
offenbar nicht ala unabänderlicd angejehen werden, nur müſſen behufs ihrer 
Aenderung die vorgejchriebenen jtrengeren Formen beibehalten werden, und 
zwar dürfen die Bejchlüffe behufs ihrer Menderung „nur mit einer Mehr— 
heit von wenigjtens zwei Dritteln der Stimmen der Antwejenden und im 
Abgeordnetenhaufe nur bei Anweſenheit von mindeftens der Hälfte der Mit- 
glieder giltig“ gefaßt werden ($. 15 des Geſetzes über die Neichävertretung 
nach der durch das Geſetz vom 2. April 1873 erfolgten Tertirung). 

Aehnlich wie der Inhalt aller Gejege, jo fann auch der der Staats: 
grundgejege von dreierlei Art jein: materiellzrechtlih, formell=rechtlich 
(organijatoriich) und doctrinell. 

1. Der materiell-rechtliche Inhalt der Staatögrundgeiehe bezieht fich 
auf die Rechte der einzelnen Staatsbürger. Die einschlägigen Beitimmungen 
ind der Ausdrud des durch die europäilche Menſchheit in unſerem Jahr— 
hundert erlangten Rechtsbewußtſeins. Sie enthalten das geiltige und 
moralijche Reſultat einer vielhundertjährigen europäifchen Geichichte. Sie 
find aus dem Grunde der unanfechtbar bleibende Kern der Verfaffung und 
find daher auch nicht ſpeciell öfterreichiich oder ungariih — ſondern ein 
Gemeingut aller civilifirten Nationen. Es find das die Beitimmungen über 
gewiſſe allgemeine Nechte der Staatsbürger, über die Trennung der Staats- 
gewalten in ihrer Ausübung, über die Unverleglichfeit des Eigenthums u. ſ. w. 

2. Der organifatoriiche Inhalt der Staatsgrundgejege bezieht fich auf 
die Organifation der Länder der öſterreichiſch-ungariſchen Monardie; fie 
find fpeciell öfterreichifch-ungarisches Recht. Sie Ichaffen formelles Recht; 
ſie feßen die Verhältniſſe der einzelnen Territorien der Monarchie zu ein- 
ander feit. Daß folche innerftaatliche Verhältniffe nicht ewig fein fünnen, 
iſt Har; daß fie nach Zeit und Umständen verfafjungsmäßig geändert werden 
fönnen, ebenfalld. Sie find der Natur der Sache nad fein bleibendes Ele: 
ment der Berfaffung; nur der zeitliche Ausdrud bejtehender Machtverhält- 
niffe unter den Ländern. 

3. Die dritte Art von Beitimmungen, die den Inhalt der Staats— 
grundgefeße bilden, find die doctrinellen, das find jene Beitimmungen, 
die nur allgemeine Grundſätze ausfprechen, die ihrer Natur nach ohne 
Durchführungsgejege gar nicht zur Geltung fommen fünnen; daher nur als 


— 289 — 


leitende Geſichtspunkte aufgefaßt werden können, die als ſolche wohl bei der 
weiteren Entwickelung der Geſetzgebung maßgebend ſein können, jedoch in 
der Anwendung, in der Praxis des Staatslebens den durch zwingende Ver— 
hältniſſe nothwendig werdenden Modificationen unterliegen müſſen. Eine 
ſolche grundſätzliche Beſtimmung enthält z. B. der $. 19 des StGG. v. 
21. Dec. 1867, Nr. 142 RGB., wonach „alle Volksſtämme des Staates 
gleichberechtigt find“. Dieſe Beitimmung fann nicht unmittelbar ins Leben 
treten fchon aus dem Grunde, weil jie unklar ift und das Geſetz nirgends 
jagt, was es unter einem „Volksſtamm“ verjteht; weil ferner „Volks— 
ſtämme“ weder phyſiſche noch juriftiiche Perſonen find, daher als folche nie 
irgend welche Rechte geltend machen fünnen; ebenjowenig ijt es Har, was 
der Geſetzgeber unter Nationalität verfteht? und was er ſich unter Gleich: 
beredhtigung der Nationalitäten dachte? Kurz, es iſt das eine doctrinelle 
Beitimmung, die als folche ihren Werth hat, deren rechtlicher Anhalt aber 
erſt durch eine nachfolgende, ihr entjprechende Geſetzgebung in Erſcheinung 
treten kann.*) 

Ebenjo ijt, um ein zweites Beilpiel anzuführen, die Beftimmung des 
8.17 desjelben StGG. Tautend: „Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei“, 
eine doctrinelle. Sie enthält einen ganz allgemeinen theoretifchen Sat, der 
an und für fich feinerlei Norm aufjtellt und auch unmittelbar nicht an— 
wendbar iſt. Daß die Wiſſenſchaft frei it, ift eine vom Geſetzgeber unab- 
hängige Thatjache; daß ihre Lehre frei fein jolle, kann er allerdings be— 
jtimmen; doch wie diefe Freiheit zu veritehen und in der Ausübung zu 
dulden fei, das alles muß erſt durch nachfolgende Geſetze beftimmt werden. 
Denn in diejer Allgemeinheit ausgeſprochen kann ja ein jolcher theoretijcher 
Satz zu den verjchiedenjten Auslegungen berechtigen, jedenfalls enthält er 
ichon deswegen feine Beitimmung, weil er nichts Bejtimmtes enthält. Die 
Begriffe „Wiſſenſchaft“, „Freiheit“ find zu unbejtimmt, als daß mittelft 
derjelben eine gejegliche Beitimmung gegeben werden fünnte. Was „Wiſſen— 
ſchaft“ jei — darüber giebt e3 noch unter den Gelehrten viel Streit — 
diefer Ausdrud bezeichnet keinen bejtimmten Begriff. Wo beginnt und 
wo endet die Willenichaft? Wo liegt ftraflojer Aberglaube vor, wo beginnt 
verbrecheriiche Agitation? Iſt Spiritismns Wiſſenſchaft? Iſt Hypnotismus 
feine Wiffenihaft? Wo endigt der Hypnotismus als Wiffenjchaft und mo 
beginnt er als Schwindel und Berbreden? Wo endigt die Socialwifjen- 
ichaft, die als Wiſſenſchaft frei fein fol, und wo beginnt der Socialismus, 
Communismus oder gar Anarhismus und Nihilismus, die der Staat nicht 
dulden kann? 


”) Jede Doctrin kann eritens falich, zweitens unklar jein. Es ift nun mög— 
lich, daß der Geſetzgeber ſich eine faliche Voritellung über einen Gegenſtand machte, 
oder dab er ganz unklar dachte und fich Feine genaue Rechenichaft über die Bedeu- 
tung der von ihm gebrauchten Ausdrüde (wie Volksſtamm, Nationalität u. ſ. w.) 
gab. So fann in obigem Falle auch die Frage entitehen, ob der Geſetzgeber unter 
„Bleichberechtigung” eine Gleichheit des Verjchiedenen oder — eine Gleichheit, die 
durch die „verschiedene Behandlung des Berichiedenen bedingt” iſt, veritanden 
Haben mollte, 
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Alle ſolche Fragen lafjen fih aber nur aus der Praris der Staats: 
verwaltung beantworten, wobei es jehr gut fich ereignen fann, daß Die 
Praxis dem Wortlaut des Gejeges einen andern Sinn beilegt als der war, 
den ihm der Geſetzgeber beilegte. Recht aber ift offenbar nur das Wirk— 
lihe, nicht das blos Beablichtigte; das doctrinelle Geſetz wird aljo erit 
durch die Art und Weiſe der Anwendung zum wirklichen Staatsredht. 

Dabei ijt der Unterfchted zwiſchen Privat- und Staatsrecht in die 
Augen jpringend. Der Richter muß die Abjicht des Gejehgebers vermwirf- 
lichen, auch wenn derjelbe im Irrthum und falfchen Anſchauungen befangen 
war, auch wenn er das Geſetz aus VBorurtheil und Voreingenommenheit 
erließ. 

Anders im Staatsrecht. Hier fteht die Praris über dem Geſetzgeber; 
jie controlirt ihn, fie prüft das Geſetz auf die Anmendbarfeit, indem fie 
dabei das Staatsinterefje in Betracht zieht. 

Im Privatrecht muß auch das doctrinelle Geſetz Recht werden unter 
allen Umftänden, daher fann es auch vor feiner Anwendung ſchon ald Recht 
angejehen werden. Im Staatsredht iſt das nicht der Fall; da iſt es min- 
dejtens gewagt, von einem Recht vor feiner Anwendung zu jprechen. — 
Doctrinelle Gejege werden häufig gar nicht Necht, weil jie nit geübt 
werden, da reale Verhältnifje ihrer Verwirklichung entgegenitehen. 

Allerdings wäre es beijer, wenn der Geſetzgeber folche allgemeine 
theoretiihe Süße, mit denen die Praxis des Staatslebens nicht weiß was 
anzufangen, lieber vermeiden würde: find diejelben aber einmal in Den Ge— 
jegen da, jo bilden jie Wegweifer für die weitere Gejeßgebung, die aller- 
dings erſt den richtigen und möglichen rechtlichen Anhalt jener theoretifchen 
Sätze aufzufinden und zu verdolmetichen hat. 


Wirkſamkeit der Verfaffungsgefege. 


Eine in neueren Seiten nicht nur in Dejterreich, jondern auch in 
Deutichland viel ventilirte, weil von actueller Bedeutung gewordene Frage 
ift die nad) der Einwirkung neu erlaffener Verfaſſungsgeſetze auf die be— 
jtehende Geſetzgebung. 

Diefe Frage beantwortet jih im großen Ganzen aus den obigen 
Grundjägen — jedod mit gewiljen Modificationen im Detail. Im großen 
Ganzen wird die bejtehende Gejehgebung, auch wenn fie mit dem Geiite 
und den Principien der neuen Verfaſſung nicht übereinjtimmt, nicht auf- 
gehoben, wo dies nicht ausdrüdlich geichieht. Wo alfo die neue Ver— 
fafjung allgemeine Grundjäge und Principien aufitellt, da braucht es zur 
Aenderung der betehenden Gejege im Geifte der neuen Berfaffung erjt 
jpecieller Ausführungsgejeße, welche an Stelle der älteren Geſetze zu treten 
baben.*') Eine Ausnahme bilden nur bejtehende perjünliche Beſchränkungen, 


»ı, Ein Princip iſt nämlich fein Rechtsſatz; auch die logiſchen Folgen 
nud Gonfequenzen aus dem Princip jind noch immer fein Rechtsjaß; auch aus 
dem „eilt der Verfaſſung“ darf man feine Rechtsjäße ableiten. So lange 
daher das Princip nicht durd ein bejonderes Geſetz zum Rechtsſatz ausgeprägt 


— — 


welche durch eine generelle Erklärung des neuen Verfaſſungsgeſetzes, daß 
ſolche Beſchränkungen nicht mehr beſtehen ſollen, eo ipso aufgehoben werden. 

Zeitlich und örtlich können auf Grund des Art. 20 des StGG. über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger die Beitimmungen der Art. 8, 9, 
10, 12 und 13 desjelben Gejeßes jufpendirt werden.??) Und zwar fann 
dies jedesmal im Falle eines Krieges oder innerer Unruhen, jowie bei 
Ueberhandnahme ftaatsgefährlicher und Hochverrätherifcher Umtriebe ge: 
ſchehen. Jene Artikel enthalten nämlich Beitimmungen, welche die politische 
Sreiheit der Staatsbürger gewährleiften und die im nterefje des Staates 
in den angeführten Fällen bejchränft werden müſſen. 

Eine ſolche Sufpendirung ??) wird ald Ausnahmsmaßregel angejehen 
und fann nur auf Grund eines Bejchlufjes des Gejammtminijteriums, nad) 
eingeholter Einwilligung des Kaijers, getroffen werden. 

Die Sufpenfion fann fih auf das ganze Territorium des Staates 
oder auf einzelne Gebiete desjelben beziehen, was in der „Kundmachung“ 
genau zu bezeichnen ift; fie fann alle oben erwähnten Artikel des Staats: 
grundgejeges über allgemeine Rechte der Staatöbürger oder nur einzelne 
oder mehrere derjelben umfaffen. Das Geſetz giebt genau an, welche Wir: 
fungen mit der Sufpenfion jedes der erwähnten Artikel verbunden jind. 

Die Regierung ift verpflichtet eine ſolche Suſpenſion aufzuheben, wenn 
die Urjachen derjelben weggefallen find; ferner dem Reichsrathe, wenn oder 
fobald er verfammelt ift, von derfelben Mittheilung zu machen und jeine 
Beihlußfafjung über denjelben einzuholen. Unterläßt fie die Mittheilung, 
jo ift die getroffene Ausnahmsverfügung als erlofchen zu betrachten. °*) 


Landes⸗Grundgeſetze. 


Es giebt in Oeſterreich nicht nur Staatsgrundgeſetze, ſondern auch $. 29, 
Landesgrundgeſetze; denn der Art. VI des Pat. v. 26. Febr. 1861 ſpricht 


wird, gilt das beſtehende, wenn auch dem verkündeten Princip entgegenitebende 
Recht. „Nur der Geſetzgeber iſt berufen, jolde Sätze in die Ben wirflichen 
geltenden Rechts zu giehen.“ „Aufgehoben wird durch die Verfaffung nur das- 
jenige beitehende Recht, das mit einem Rechtsſatz der Berfaffungsurfunde nicht 
zuſammen beitehen kann oder ſoll.“ Frider: Ueber Einwirkung des Erjcheinens 
einer Verfaffungsurfunde auf das beitehbende Recht in der Beitichrift für Staats- 
wiſſenſchaft 1887. Bergl. auch den Bericht Unger’s über den Einfluß der öſter⸗ 
reichiſchen Staatsgrundgeſetze auf die öſterreichiſche Geſebgebung in dem Allgemeinen 
öſterreichiſchen G3. 1868 Wr. 16. 

”) Es find das die die Freiheit der Perſon, die Unverletzlichkeit des Hauſes, 
das Briefgeheimniß, das Verſammlungsrecht und die Preßfreiheit gewährleiſtenden 
Beſtimmungen. 

*) Geſetz vom 5. Mai 1869 RGB. Nr. 76. Bon der Suſpenſion einzelner 
Beitimmungen der Berfaffung ift zu umterjcheiden die Siftirung | der ganzen Ber- 
fajlung, wie jie in Defterreich im Kahre 1865 zum Bwede der Durchführung des 
Ansgleicyes mit Ungarn ſich als unvermeidlich herausitellte. 

, Inwiefern das Inftitut der Geichworenen verfaſſungsmäßig gemwährleiitet 
iſt, Stellt fich das mit Gejeh vom 23. Mai 1873 RGB. Nr. 120 der Regierung 
zuftehende Necht der zeitlichen und örtlichen Aufhebung desjelben ebenfalls als eine 
theilweije Suipenfion einer Berfaflungsbeitimmurng dar. 
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allgemein von „Grundgeſetzen“, durch welche „Verfaſſungen“ geſchaffen 
würden, welcher Plural ſich offenbar nicht nur auf die Staats-, ſondern 
auch auf die Landesverfaſſungen bezieht; noch deutlicher wird dieſe Bezeich— 
nung, wenn es weiter von dieſen „Grundgeſetzen“ heißt, daß dieſelben „die 
Vertretung Unſerer Völker gegliedert“ haben: denn unter dieſer Gliederung 
der Vertretung iſt offenbar die doppelte Vertretung im Reichsrath und den 
Landtagen gemeint. Da nun „dieſer ganze Inbegriff von Grundgeſetzen 
als die Verfaſſung“ des Reiches erklärt wird, ſo gehören zu dieſen Grund— 
geſetzen nicht nur diejenigen, die ſich auf den ganzen Staat beziehen, ſondern 
auch diejenigen, die ſich auf die einzelnen Länder und Landtage beziehen. 
Es find daher die Landesordnungen und Landtagswahlordnungen ebenfalls 
Grundgejege, und daher ift für die Abänderung derjelben dur die Land— 
tage (denn nur dieje find dazu competent) ebenfalls eine jtrengere Form 
vorgeichrieben. Dieje bejteht darin, daß „zu einem Bejchluffe über bean- 
tragte Menderungen der Landesordnnung die Gegentvart von mindeitens °, 
aller Mitglieder und die Zuftimmung von mindejtens ”/, der Anmwejenden 
erforderlich ift (88. 38 der LLOD.). 


Die ungarifchen Verfaſſungsgeſetze. 

Die älteren Berfafjungsgejege Ungarns, wie die goldene Bulle des 
Königd Andreas II. (1222), die Decrete der ungarischen Könige, die im 
Corpus Juris Hungariei und dem Decretum Tripartitum de3 Berböczy 
enthalten find, haben heute nur mehr hiſtoriſches Intereffe. Nur jene 
älteren Gejege müfjen noch heute als geltende Verfaſſungsgeſetze angeſehen 
werden, die ji) auf das Verhältnis Ungarns zur berrichenden Dynaſtie be= 
ziehen, in eriter Linie alſo die Gefegartifel I—III 1723, welde die An- 
nahme der pragmatijchen Sanction enthalten. Im Uebrigen enthalten die 
fogenannten 1848er Geſetze, die der ungariſche Reichstag 1847—1848 
beichloffen, Kaiſer Ferdinand I. janctionirt hat und die, nachdem fie außer 
Wirkſamkeit gejegt worden, ſodann durch den Gefegartifel VII 1867 mit 
einigen Modificationen wieder ind Leben gerufen wurden, eine vollfommen 
im Geiſte der neuen Zeit vorgenommene conftitutionelle Neugeitaltung 
Ungarns und bilden die wahre und eigentliche Berfafjung de3 heutigen 
ungariichen Staates. 

Als Ergänzung diefer Geſetze, namentlich in der Richtung der Rege— 
fung der jtaatsrechtlichen Verhältniffe Ungarns zu Dejterreich, fommen zu— 
nächit die Gefeßartifel des ungarischen Reichstags 1865 — 1867 in Betracht. 

Weder die 1848er Gefete noch die Ausgleichsgejege 1865 —67 ent= 
halten irgend eine Undeutung, daß fie eine bejondere Art Geſetze find, zu 
deren Wenderung eine befondere, jtrengere Form vorgefchrieben wird. Sie 
werden einfah als Bacte zwiſchen der Nation und ihrem Könige auf: 
gefaßt und erhalten durch die feierliche Annahme jeitens des letzteren ihre 
Sanction. Daß fie gegebenenfall3 auf eben diejelbe Weile wie fie entjtanden 
abgeändert werden könnten, darüber fann fein Zweifel bejtehen. 

Dagegen wird das ungarifchcroatiiche Ausgleichsgeieß (Gef. Art. XXX, 
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1868) als ein „gemeinſames Fundamental-Geſetz“ bezeichnet, wobei feſt— 

geſetzt wird, daß „dieſe Convention fein Gegenſtand der beſonderen Geſetz— 

gebung der vertragſchließenden Länder ſei und eine Aenderung derſelben 

nur auf dieſelbe Art und Weiſe wie ſie zu Stande kam, unter Intervention 

all jener Factoren, welche dieſelbe abgeſchloſſen haben, vorgenommen werden 

tann“ (8. 70), was nichts anderes bedeutet, als daß dieſer gegenſeitige 

Vertrag nicht einſeitig geändert werden fann?’). Wenn auch dieſe Be— 

zeichnung „Fundamentalgeſetz“ in anderen Geſetzen nicht vorkommt, ſo darf 

man doch als ſolche diejenigen bezeichnen, durch welche in der neueſten 

Zeit fundamentale ſtaatsrechtliche Verhältniſſe Ungarns geregelt wurden. 

Solche ſind: 

Geſ. Art. XLIII, 1868. Die Regelung der Union Siebenbürgens mit 
Ungarn betreffend; 

Geſ. Art. XLVI, 1868, über die Gleichberechtigung der Nationalitäten; 

Gef. Art. IV, 1869, über die Ausübung der richterlichen Gewalt; 

Geſ. Art. XXVIL, 1873, betr. die Brovinzialifirung der Banater Militär: 
gränze; 

Geſ. Art. XII, 1876, betr. Aufhebung der Selbjtändigfeit des jiebenbürgischen 
Königsbodens; 

Geſ. Art. XX, 1878, betr. das Zoll: und Handelsbündniß mit Dejterreich. 
Endlich müſſen al3 befondere eroatiſch-ſlavoniſche Fundamental-Geſetze 

angeſehen werden: 

Die eroatiſch-ſlavoniſchen Geſ., Urt. II u. III, 1870, betr. die Landtags- 
ordnung und Wahlordnung für Croatien-Slavonien und 

das croat.:flan. Gefeß v. 10. Känner 1874, betr. die Verantwortlichkeit 
des Banus. 


Geſetzſammlungen. 


Die älteſten Sammlungen der Verfaſſungsgeſetze der einzelnen öſter— 
reichiſchen Länder waren in den ſog. Landhandfeſten enthalten?®); die 
Berwaltungsgeiege wurden nur in kurzen Auszügen der erfloffenen Generalien, 
Batente u. ſ. w. unter dem Titel „Summarifche Ertracte“ feit dem 17. Jahr— 
hundert bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrh. veröffentlicht. Noch unter 
Maria Therefia wurde verordnet (8. Mai 1762), daß alle, ſowohl gedrudten 
als gejchriebenen Generalien in ein Buch zufammengebradt und auf den 
Rathstifchen aufbehalten werden. Gedrudte Sammlungen der Gejege in 
extenso beginnen erjt unter Kaiſer Leopold II. zu ericheinen. 


Die wichtigſten feither erjchienenen find: 
Bolitifhe Gejehe und Verordnungen Kaiſer Leopold II. für die 


deutjhen, böhmischen und galizischen Erbländer. Wien, 1793. 
4 Bde. 8 (officiell). 


>) Thatſächlich wurde dieſes Geſetz durch Geſetz Art. XXXIV. 1873 ab» 
geändert. 
%*) j. meine Einleitung in's (öiterr.) Staatsrecht. 


“umplomiez, Das Öfterr. Staatsrecht. 3 
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Sr. Majeſtät Franz II. politiſche Geſetze und Anordnungen für 
fämmtlihe Provinzen des öfterr. Kaiferftaates mit Ausnahme von 
Ungarn und Siebenbürgen auf a. 5. Befehl und unter der Aufjicht 
der höchſten Hofitellen Herausgegeben. Wien. Staat3druderei. 
1792—1836. 62 Bde. 8. (Diefe officiele Sammlung wurde unter 
Kaiſer Ferdinand I. fortgejeßt und reicht bis zum NRegierungsantritt 
des Kaiſers Franz Joſef I., 2. Dec. 1848. Doc enthält diefelbe 
jeit 1819 nur jene Gefege und Berordnungen, welche entweder vom 
Kaiſer direft oder durch Vermittlung der Hoftanzlei erlafjen wurden.) 

Codieis austriaci ordine alphabetico compilati. Pars I et II (von 
Fr. Edler v. Guarient). Wien bei Leop. Voigt. 1704. Fol. 

Supplementum Codieis austriaci. Pars I et Il oder Sammlung 
öfterr. Gefege und Verordnungen x. von Sebajtian Herrenleben. 
Leipzig bei Eisfeld 1748, und Wien bei Trattner 1752. Fol. (reicht 
bi3 1740). 

Supplementum Codiecis austriaei oder chronologiſche Sammlung aller 
vom 20. Oct. 1740 bis legten Dec. 1770 erlaſſenen Generalien, 
Patenten 2c. unter Leitung des Freiheren v. Pöck. V. u. VII. Theil, 
Wien, Trattner. 1777. Fol. 

Luca (Fun. de), BVolitifcher Eoder oder wejentliche Darftellung ſämmt— 
licher, die E. f. Staaten beir. Gejege und Anordnungen im politischen 
Fade. Wien, 1789-1795. 14 Bde. 8. 


Provinzial-Gefeßfammlungen. 

Sammlung der Geſetze für das Erzherzogthum Defterreih unter der 
Enns Wien, aus der f. k. Hof- und Staat3-Verarial-Druderei. 
1821-1845. 27 Bde. 2 Bde. 8. 

Sammlung der politiichen Gejege und Verordnungen für das Erzherzog: 
tum Defterreih ob der Enns und das Herzogtfum Salzburg. 
Herausgegeben auf a. h. Befehl unter der Aufficht der k. f. ob der 
Enns’schen Landesregierung. Linz, 1819— 1847. 29 Bde. 8. 

Provinzial Gefeßfammlung für das Herzogthum Steiermarf. Heraus: 
gegeben auf a. h. Befehl unter der Aufficht des k. f. ſteiermärkiſchen 
Guberniums. rag, 1819—1846. 28 Bode. 8. 

Provinzial» Gejfegfammlung des Laibacher Gouvernements. Heraus: 
gegeben auf a. h. Befehl unter der Aufficht des F. E. Laibacher Guber: 
niums. 1819—1846. 28 Bde. 8. und 5 Ergänzungsbände aus 
den Jahren 1813 — 1818. 

Sammlung der PBrovinzial-Gejege und Verordnungen im öſterreichiſch— 
illyrifhen Küftenlande. Herausgegeben auf a. h. Befehl unter 
der Aufjicht der k. k. küſtenländiſchen Landesſtelle. Trieſt, 18919 - 1823. 
5 Bde. 8. 

Provinzial-Gejegfammlung von Tirol und Borarlberg. Herausgegeben 
auf a. h. Befehl unter der Aufficht des kak. Guberniums für Tirol 
und Vorarlberg. (Deutſch und italienisch.) Innsbruck 1814— 1848. 
35 Bde. 8. 
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Provinzial-Gejegjammlung des Königreihs Böhmen, herausgegeben auf 
a. h. Befehl unter der Aufficht des böhmischen Landes-Guberniums. 
Prag, 1819—1848. 30 Bde. 8. und 1 Ergänzungsband. 

Sammlung der politifchen Gejete und Verordnungen für Mähren und 
Schlefien. Herausgegeben auf a. 5. Befehl unter Aufficht des k. k. 
mährifchfchlefiihen Guberniums. Brünn, 1819—1848. 30 Bde. 8. 

Provinzial-Gejefammlung des Königreihs Galizien und Yodomerien. 
Herausgegeben auf a. 5. Befehl unter Aufficht des F. f. galiziſchen 
Landes-Guberniums. 1819—1846. 28 Bde. 8. und 1 Nachtrags— 
band. (Seit dem Jahre 1827 erfcheint diefe Geſetzſammlung auch in 
polniſcher Sprache.) 

Raccolta delle leggied ordinanze per la Dalmazia. Zara, 1819— 1845. 
27 Bde. 8. 

Collezione di leggi e regolamenti pubblicati dall’ imp. reg. governo delle 
provincie Venete. Venezia, 1813—1839. 53 Bbe. 8. 

Wedebrod (Fr. Kav.. Sammlung der feit 1740 ergangenen Geſetze in 
Hronologifcher Ordnung. Brünn. 

Kropatjchet (Joſef). Sammlung aller E. f. Verordnungen und Geſetze 
vom Sabre 1740— 1780, die unter der Regierung des Kaiſers 
Joſef II. teils noch ganz beftehen, theil3 zum Theil abgeändert find. 
Wien, verl. bei 3. G. Mösle. 1787. 8 Bode. 8. — Zweite Aufl. 
Wien, ebend. 1789. 8 Bde. 8. 

Kropatjchet (Joſef). Handbuch aller unter der Regierung des Kaifers 
Joſef IL für die f. f. Erbländer ergangenen Verordnungen und Geſetze 
in einer fojtematifchen Verbindung. Wien, verl. bei %. G. Mösle. 
1785—179%0. 18 Bde. 8. (Band I—XI erjdien auch in einer 
zweiten Auflage.) 

Kropatſchek (Joſef), Sammlung der Gefege, welche unter der glorreichen 
Regierung des Kaifers Leopold II. in den jämmtlichen f. f. Erblanden 
erichienen jind, in einer chronologifchen Ordnung. Wien, bei J. ©. 
Mösle. 1790-1792. 5 Bde. 8 

Kropatichek (Joſef). Sammlung der Gejete, welche unter der glorreichjten 
Regierung des Kaijers Franz II. in den fämmtlichen k. k. Erblanden 
erichienen find, in einer hronologiichen Ordnung. Wien, bei J. ©. 
Edl. v. Mösle. 1792—1808. 25 Bde. 8. 

Die Fortſetzung diefer Sammlung erfchien unter folgendem Titel: 

Goutta (Wild. Gerh.). Sammlung der politifchen und Juſtizgeſetze, 
welche unter der Regierung Sr. Majejtät Kaiſers Franz I. in den 
fämmtlichen FE. f. Erblanden erlafjen worden find, in chronologischer 
Ordnung. Wien 1812—1832. 32 Bde. 8. (Der ganzen Samm— 

lung 26.—57. Band.) 

Pichl (Fr. Xav.). Fortfegung der urjprünglich vom Hofſekretär Joh. Kro- 
patjche, jpäter vom Hofſekretär W. Goutta redigirten Sammlung der 
Geſetze im politiichen, Cameral- und Auftizfache, welche unter der 
Regierung Sr. E. f. Majeität Franz I. in ſämmtlichen FE. f. Staaten 

3* 
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erlaſſen worden ſind. Wien, bei J. G. Ritter von Mösle's ſel. Witwe. 
1834—1836. 3 Bde. 8. (Der ganzen Sammlung 58.—60. Band, 
33.—35. Fortjegungsband.) 

Pichl (Fr. Xav.). Vollſtändige Sammlung aller im politischen, Cameral— 
und Juſtizfache unter der Regierung Sr. Majejtät Kaiſer Ferdinand I. 
in den f. f. Staaten erlaffenen Gejehe und Verordnungen. Wien, bei 
J. G. Ritter v. Mösle's jel. Witwe und Braumüller. 1837—1847. 
11 Bde. 8. (Der ganzen Sammlung 61.—71. Band, 36.—46,. 
Fortjeßungsband.) 

Zur leichtern Benügung aller diefer Geſetzſammlungen dient folgendes 

Werk: 

Hempel-Kürſinger (Joh. Nep. Fr. v.). Alphabetiſch-chronologiſche Ueber: 
ficht der f. f. Gejege und Berordnungen vom Jahre 1740 bis zum 
Jahre 1821, als Hauptrepertorium über die theils mit höchiter Ge— 
nehmigung, theil® unter Aufſicht der Hofitellen in 79 Bänden er: 
ichienenen politifchen Gejeßfammlungen. Wien, bei J. G. Ritter 
von Mösle's jel. Witwe. 1825—1827. 10 Bde. 8. — 1. Fort: 
jegungsband, enthaltend die Geſetze und Verordnungen von den 
Jahren 1821— 1824. Ebend. 1829. 8. — 2. Fortjegungsband, ent: 
haltend die Gejege und Verordnungen von den Jahren 1825-1829, 
Ebend. 1835. 8. 

Martihläger (Math. Ferd.)., Kompendium oder Extractus chronolo- 
gicus, aller deren vom 20. Dct. 1740 bis Ießten Dec. 1770 befannt 
gemachten Generalien, Batente, Currenden und Eircularverordnungen. 
Wien, gedrudt bei J. Th. v. Trattner. 1772. 4. 

Sanımlung (volljtändige) aller feit dem glorreichiten Negierungsantritte 
Joſef II. für die f. Ef. Erbländer ergangenen höchſten Verordnungen 
und Gejege, durch Privatfleiß gefammelt und in hronologiiche Ordnung 
gebradt. Wien, Verlag bei Joſ. Thom. Edl. dv. Trattner. 1788 
bis 1791. 10 Bde. 8. (Bekannt unter dem Namen der Trattner’schen 
Geſetzſammlung.) 

Müller (Joh.). Handbuch der Geſetze durch verläſſige Auszüge aus den 
unter den glorreichen Regierungen Ihrer Majeſtäten der Kaiſerin 
Maria Thereſia, Kaiſer Joſef, Leopold und Franz von 1740 bis 
Ende 1818 erichienenen, ganz oder zum Theile in den deutichen Pro— 
vinzen der öjterreichiichen Monarchie noch bejtehenden Geſetze. Grätz, 
bei J. U. Kienreih. 1839 u. ff. 4 Bde. 8. 

Beinhauer. Sammlung der bis zum Jahre 1800 erjchienenen Patente 
und Verordnungen der Hofjtellen, f. E. n. ö. Regierung und des n. ö. 
Appellationsgerichtes. Wien, bei F. Ulrich. 7 Bde. 8. 

Gochnat. Nepertorium fämmtliher vom Jahre 1800 bis einschließlich 
1845 für die Provinz Niederöfterreih erlaffenen politiſchen Juſtiz— 
Geſetze und Verordnungen. Sin alphabetiich:chronologiicher Ordnung. 
(Erjte Auflage 1839.) Zweite Auflage. Wien, bei Edl. v. Schmid: 
bauer und Holzwart. 4 Bde. 8. Ein Supplement enthält die 
Sejege und Verordnungen vom Jahre 1846. 
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Sammlung der Patenten, Edicten und Eireular:Befehlen, welche unter glor: 
reichiter Regierung Ihrer E. f. apoft. Majeftät Maria Therejia vom 
Fahre 1740 bis Ende Jahres 1763 in dem Erzherzogthum Deiter: 
reih ob der End emanirt und annoch in vigore find. Linz, bei J. 
M. Feichtinger. 8. 


Kiteratur. 


Bon älteren jyitematifchen Darftellungen ſeien erwähnt: $. 32. 

Mayern (I. Edler v.). Einleitung zur kreisamtlichen Wiffenichaft im 
Königreiche Böhmen. Prag 1776. 

Handbuch des Kreisamtsdienjtes in den f. k. Staaten ald neue fortgejeßte 
Auflage des von dem jubil. Gubernialrathe von Mayern heraus: 
gegebenen Werkes über die kreisämtlichen Wiffenichaften. Wien und 
Prag, bei Schönfeld. 1788. 8. 

Verſuch einer Anleitung zur Kenntniß der politischen und bejonders der 
freisämtlichen Gejchäfte. "Wien, bei v. Kurzbed. 1789. 8. 

Luca (Ron. de). Borlefungen über die öſterreichiſche Staatsverfaſſung. 
Wien, 1792. 8. 

Kropatichek (Zofeph). Buch für Kreisämter oder gemeinnüßiges Dand- 
buch für Richter, Oekonomen und Beamte auf dem Lande, jowie für 
den Bürger und Yandmann in den E. E. Staaten. Wien, bei v. Mösle. 
1789-— 1794. 3 Bde. in 4 Abth. 8. 

Desjelben Commentar des Buches für Kreisämter, als vermehrter Leitfaden 
zur Landes- und Kreisbereifung. Wien, bei v. Mösle. 1794— 1809. 
5 Bde. (in 7 Theilen). 8. 

Desjelben Dejterreihs Staatsverfafjung, vereint mit den zujammengezogenen 
beitehenden Gejeßen. Wien, bei 3. ©. v. Mösle. 1794. 10 Bde. 
8., nebſt 2 Supplementen aus den Jahren 1804 und 1810. 

Rizy (Math. Sieg). Anleitung zur vollftändigen und fürzejten Behand: 
fung der politischen und ökonomischen, dann der Civil: und Criminal: 
Juſtizgeſchäfte, vorzüglich für magiftratiiche und herrichaftliche Beamte 
auf dem Lande. Wien, bei WU. Gasler. Thl 1. 1802. 8. 

Kopek (Dr. W. G.). Deiterreichifche politifche Geſetzlunde oder ſyſtematiſche 
Darjtellung der politischen Verwaltung in den deutichen, böhmischen 
und galizischen Provinzen des öjterreichiichen RaifertHums. Wien, im 
Berlage von Kupfer und Wimmer. 1807 und 1819. 2 Thle. 8. 

Kotz (Marauard Fof. Frhr. v.). Leitfaden des praftijch-politifchen Geſchäfts— 
ganges. 1817. 2 Abth. 8. 

Geſetze (politifche) in Fragen und Antworten. Ein Handbuch zur Bor: 
bereitung für Prüfungs-Candidaten. Herausgegeben von einem höheren 
Staatsbeamten. Wien, bei Gerold. 1839. 12. 

Barth-Barthenheim (%. 2. Ehrenr. Graf v.). Das Ganze der öſter— 
reichifchen politiſchen Adminiftration mit vorzüglicher Rückſicht auf 
das Erzherzogthum Defterreich unter der Enns, in ſyſtematiſch-geord— 
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neten Abhandlungen dargeſtellt. Wien, bei J. G. Ritter v. Mösle's 
jel. Witwe und Braumüller. 1838—1846. 3 Bde. 8. 

Koftegfy. Syitem der politischen Gejeße Böhmens. Prag, 1816—1825. 
12 Bbe. 


Drdadi. Syſtematiſche Darjtellung des Verfahrens politiiher Behörden 
in Galizien. Wien, 1833. 

Meirner, (Mar. Em.). Compendium chronologico-alphabeticum respect. 
perpetuum aller vom Anfang des 1764 Jahres bis incl. 1771 im 
Erzherzogthum Dejterreich ob der Enns ergangenen, und von diejer 
annod; emanirenden Patenten nn Gircularien ꝛc. Linz, gedr. bei 
J. M. Feihtinger’s fel. Witwe. 1772, Fol. 

Verſuch eines Handbuches der Geſetze durch Auszüge vielfältiger in die 
öffentlichen Angelegenheiten, das Polizeiwejen und andere Jedermann 
zu willen nüßliche Gegenftände einfchlagenden, von 1740 bis Ende 
Mai 1781 erflofjenen a. 5. Anordnungen. Gräß, verl. von F. X. 
Müller, gedr. mit von Widmanftätten’schen Schriften. 8. 

Vermehrtes Handbuch der Geſetze u. ſ. mw. bis Ende Oct. 1784. Grab, 
gedr. mit Leykam'ſcher Schrift. Berl. v. 3. X. Miller 1784. 8. 
Erjter Nachtrag und Fortjegung des verm. Handbuches bis 1. Mai 1785 

reihend. Grätz, ebenda. 8. 

Zweiter Nachtrag, big 1. Mai 1786 reichend. Gräß, ebenda. 8. 

Codex Ferdinandeo-Leopoldino-Josephino-Carolinus pro hareditario regno 
Bohemiae ac incorporatis aliis provineiis utpote Marchionatu Mora- 
viae et Ducatu Silesiae. Prag, bei C. F. X. gelesene 1701. 
501. —- Zweite Auflage. Prag bei Mullem. 1720. Fol. (von J. J. 
Ritter v. Weingarten). 

Sejege für das Königreich Böhmen unter Joſef II. von 17621786, 
Prag, bei Gerle 1783— 1786. 3 Thle. 8. i 

Roth (Joh. Wenzel). VBoljtändiger Auszug aller im KRönigreiche Böhmen 
am Ende des 18. Jahrhunderts bejtehenden Geſetze unter buchjtäb- 

lichen Aufſchriften der Gegenjtände nad der Zeitfolge gefammelt. 
Prag, in der F. k Normalihul-Buchdruderei 1801. 10 Bde. 8. 
Zur leichteren Benützung diefes Werkes dient: 

Albert (Joſeph). Nepertorium über die erjten 10 Bände des von Job. 
Roth heransgegebenen Auszuges aller im Königreihe Böhmen am 
Ende des 18. Jahrhunderts beitehenden Gejege. Prag, bei Widt: 
mann. 1813. 8. 

Eine neue Auflage der Roth'ſchen Geſetzſammlung erſchien unter 
dem Titel: 

Auszug aller im Königreiche Böhmen bejtehenden Verordnungen und Ge— 
jege, nah oh. Roth’3 Sammlung neu aufgelegt, verbejiert und 
vermehrt durch Joh. Blaſek. Prag in der Shol’fchen Buchdruderei. 
1817—1819. 12 Bde. 8. 

Hierzu gehört folgendes Repertorium: 

Chronologiſches Regijter über die in den 12 Stammmbänden der durch Joh. 

Blaſek verbejlerten Rothifchen Geſetzſammlung für Böhmen enthaltenen 
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Gejege, von Dr. Joh. Kanfa. Prag, gedrudt in der Scholl’ichen 
Buchdruderei. 1819. 8. 

Goutta (Wild. Gerh.). Fortjegung der von Joh. Roth verfaßten Samm— 
fung aller in dem Königreiche Böhmen fundgemachten Verordnungen 
und Gejete. Prag, bei Caſp. Widtmann. 1807—1817. 14 Bde. 
(3.— 10. Fortjeßungsband). 8. — Neu aufgelegt, verbeffert und ver: 
mehrt durch Dr. Koh. Kanka. Prag, in der Scholl’ichen Buch— 
druderei 1819— 1826, 20 Bde. 8. 

Hierzu gehört das: 

Hauptrepertorium über die 12 Fortjegungsbände der Roth'ſchen Geſetz— 
fammlung. Prag, bei Widtmann. 1818. 2 Thle. 8. 

Roth (Koh. Wenzel). Inftructionen und Patente größeren Inhalts, als 
Gegenftüd zu dem volljtändigen Auszug aller für das Königreich 
Böhmen unter der glorreichen Regierung Joſef II. ergangenen Ge: 
ſetze. Prag, in der f. £. Normalihul-Buchdruderei. 7 Hefte. 8. 

Kröhny (Franz). Auszug der politiichen kak. Gejege und Berordnnungen, 
welche jeit dem Jahre 1740 bi8 zum Schlufje 1781 für das König: 
reich Böhmen ergangen jind, zur befonderen Gemächlichkeit der Leſer 
in alphabetifche Ordnung gebradt. Prag und Wien, bei v. Schün- 
feld. 1782. 8. 

Sammlung (volljtändige) aller in den Jahren 1816, 1817 und 1818 in 
dem Königreiche Böhmen kundgemachten Gejebe uud Berordnnungen. 
Mit hoher Bewilligung des f. f. Landespräſidiums aus den Original: 
Aftenjtüden gefammelt, chronologiſch zujammengejtellt und heraus: 
gegeben von Kaj. Nadherny. rag, bei Haaje Söhne. 1833 und 
1834. 3 Bde. 8. 

Bernardt (Fofef). Handbuch der provinziellen Geſetzkunde von Mähren 
und Schleſien. Olmütz, 1848. 

Edieta et mandata universalia in regnis Galiciae et Lodomeriae a die 
11. Septbr. 1772 initae possessionis promulgata. — Rozkazy y 
Ustawy powszechne krölestwom Galicyi y Lodomeryi od dnia 11 
wrzesnia 1772 obiecia possessyi ogloszone. — Leopoli, typ. Vid. 
Jos, Piller. 1772. Fol. — Die Fortjegung diejer Sammlung führt 
den Titel: Continuatio edietorum et mandatorum universalium in 
regnis Galiciae et Lodomeriae, — Kontinuacya wyrokow y rozka- 
zow powszechnych w Galieyi y Lodomeryi Krölestwach. — Fort: 
jeßung der allgemeinen Verordnungen und Edicte, welche in den 
Königreihen Galizien und Lodomerien erlaffen worden jind. Ebend. 
1773—1818. Fol. (Belannt unter dem Namen der Biller’ichen 
Sejeg-Sammlung.) 

Handbuch der galiziichen Gejege in Auszügen. Lemberg, gedr. und zu 
haben in der Piller'ſchen Gub.-Buchdruderei. 1788. 2 Bde. 8. 
Nebit einem Supplementbande. 

Köfil. Auszug aus den für Galizien bejtehenden politischen Geſetzen mit 
dem polnischen Originalterte. Lemberg, 1791. 17 Hefte. 4., 
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Drdadi (Morig Ritter v. Oſtrow). Lerifon der politischen Geſetzkunde für 

Salizien. Wien, gedr. bei J. P. Solinger, 1832. 8. 

Mit dem Patente vom 4. März 1849, Nr. 153 wurde die Heraus: 
gabe eines Reichsgeſetzblattes, jowie der Landes: und Regierungs: 
blätter, angeordnet. Erſteres hieß urjprünglih: „Allgemeines Reichs: 
und Negierungsblatt für das Kaiſerthum Oeſterreich“; jeit 1853 einfach 
„Reichsgeſetzblatt“. Seit dem 1. Januar 1870 führt dasjelbe, in Folge 
der dualiitiichen Gejtaltung der Monarchie, den Titel: „Reichsgeſetzblatt 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder”. In die 
Landesgeſetz- und Regierungsblätter werden die Landesgeſetze, dann die 
von den Landesbehörden erlafjenen Verordnungen aufgenommen. 

Zur leichteren Auffindung der in dem Reichsgeſetzblatte und den 
Landesgeſetz- u. Negierungsblättern zerjtreuten Bejtimmungen über einzelne 
Materien dienen die Regiſter-Werke von Starr und Globocnif. 


Hilfsmittel und ſyſtematiſche Darftellungen. 


\, 33. Als jehr brauchbare Hilfsmittel für die Praris zur Kenntniß der 


einzelnen Gejehgebungsgebiete find einerjeit3 diejenigen Handbücher zu er- 
wähnen, welche die für jpecielle Gebiete erfloffenen Geſetze fammt allen ein: 
ichlägigen Berordnungen, Inſtructionen und Normalien zufammenjtellen, 
wie 3. B. das Handbuch der öfterreichiichen Juftizgefeßgebung von Kaferer, 
die vielen Handbücher von Hanfiewicz (über Münzweſen, Penſionsvor— 
Ichriften 2c.), Blonski u. mehrere andere. 

Mehr für willenichaftliche Zwecke berechnet jind die Ausgaben der 
Geſetze mit Materialien, unter welchen vorzugsweife die parlamentarifchen 
Debatten, Motivenberichte der Regierung und parlamentarische Ausſchuß— 
berichte zu verjtehen find. 

Den Reigen ſolcher Gejeßesausgaben mit Materialien eröffnet das Werk: 
Die neue Geſetzgebung Deiterreichs, erläutert aus den Reichsraths— 

verhandlungen. Wien, Manz, 1868. 

Es folgen jodann die mujtergiltigen Ausgaben von 
Gautſch von Franfenthurn: Die confejlionellen' Gejee vom 7. und 

20. Mai 1874 mit Materialien und Anmerkungen. Wien, Manz, 

1874 und 
desjelben: Die Geſetze über den Berwaltungsgerichtshof mit Materialien. 

Wien, Manz, 1876. 

Eine ähnlihe Sammlung von Gejegedausgaben von Kaſerer berüd: 
fichtigt mehr das Civilreht, bringt aber aud; mehrere in’3 Verwaltungs: 
recht einfchlagende Gefege mit Materialien (Wien, Hölder, 1873— 1886). 

Syitematiiche Bearbeitungen (großentheil® nur Zuſammen— 
jtellungen der Gejeßesterte) Lieferten: 

Stubenraud. Handbuch der öjterr. Berwaltungsgejeßfunde. 2 Bode. 

Wien, Manz. 1. Aufl. 1851—1852; 2. Aufl. 1856; 3. Aufl. Wien 

1861. Enthält eine ſyſtematiſche Zufammenftellung der Geſetze zu: 
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meijt in ihrem Wortlaute, doch wird auch die gejchichtliche Entiwidelung 
berüdjichtigt. Da das Erjcheinen der drei Auflagen diejes Werkes 
in das Decennium der „Neugeitalung“ Oeſterreichs fiel, jo jind die ein- 
zelnen Auflagen von einander bedeutend verichieden, da die Entwidelung 
der Gejeßgebung fortichreitend berüdjichtigt wird. Es war jeinerzeit 
ein jehr brauchbares und verdienftliches Handbuh und Stuben- 
rauch mus als Bahnbrecdher auf dem Gebiete des öſterreichiſchen 
Berwaltungsrechtes anerfannt werden. Speciell für jeinen unmittel- 
baren Nachfolger, dem nicht minder verdienten Mayrhofer, bat 
Stubenraud gewiß ein bedeutend Stüd Vorarbeit geliefert. 
Ernſt Mayrhofer's Handbuch für den politischen Verwaltungsdienſt 
it in 1. Auflage in Wien 1856 (Manz) erichienen, alfo gleichzeitig 
mit der 2. Auflage von Stubenrauch — jeitdem aber in drei folgenden, 
immer vermehrten und verbejjerten, der fortichreitenden Entwidelung 
der öfterreichiichen Gejehgebung fich anpafjenden Neuauflagen. Die 
legte derjelben, die vierte, erfchien im X. 1880 in 3 Bänden. Man 
fann jagen, dag das Mayrhofer'ſche Handbuch jeit drei Decennien 
diejes Gebiet faſt ausschließlich beherricht: für Praris und Lehre ein 
unentbehrliches Hilfsmittel geworden iſt und heute noch von feinem 
folgenden ähnlichen Werke verdrängt iſt. Im vortheilhaften Gegenjaß 
zu Stubenraud liegt die Stärke des Mayrhofer'ihen Handbuches 
darin, daß, während Stubenraud blos Theoretifer war, Mayrhofer 
mitten in der Praris jtand, und aus dem jchier unendlichen Wuſt der 
Geſetze, Berordnungen und Normalien alles dasjenige auszumählen 
verjtand, was der Praris nöthig und daher auch für die Lehre praf: 
tiih war. Auch hat Mayrhofer das urfprünglich nur als Handbud) 
des Verwaltungsdienſtes angelegte Werk in den weiteren Auflagen zu 
einer Darftellung des gefammten Staatsrechts der Reichsrathsländer 
eriveitert. 

Mayrhofer ift, wie gejagt, bis heutzutage von feinem Nachfolger 
übertroffen worden; allerdings ftellt die reiche Entwidelung der öfter- 
reichifchen ſtaatsrechtlichen Geſetzgebung heutzutage ſchon ſolche An- 
forderungen an den Bearbeiter derſelben, daß heute ein „Mayrhofer“, 
d. i. eine Darſtellung, die die ſyſtematiſche Anordnung und Erklärung 
des Geſetzes mit der Wiedergabe der Geſetzestexte verbindet, einerſeits 
eine Unmöglichkeit und andererjeit3 ein überwundener Standpunkt ge— 
worden ift. Dem heutigen Stande der jtaatärechtlichen Gejeßgebung 
und der Staatsrechtswiſſenſchaft kann nur durch eine pafjende Arbeits- 
theilung in der Bearbeitung des riefig angewachjenen Stoffes Redj- 
nung getragen werden. Syſtematiſche Bearbeitung zum Zwecke des 
Unterricht und der Lehre einerjeit3 und Zufammenstellung der Ge— 
jegesterte allenfalls mit dem officiellen und parlamentariihen Er- 
läuterungdmaterial andererjeits — nur eine ſolche Zweitheilung der 
Arbeit kann den gerechten Anforderungen der Gegenwart auf dieſem 
Gebiete entſprechen. 
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Manz'iche Taſchenausgabe. 


Was nun die Ausgabe der Geſetzestexte mit officiellem und parlamen— 
tarifchem Erläuterungsmaterial anbelangt, hat die Manz' ſche Verlags— 
handlung in ihren „Taſchenausgaben öfterreichischer Geſetze“ in jeder Hin- 
ficht eine Stufe der Vollkommenheit erreicht, welche jede Gefammtdarjtellung 
nach dem Mufter von Mayrhofer unmöglich und überflüffig madt. Denn 
die einzelnen Bände diejer Ausgabe enthalten die vollitändigen Gejeßesterte 
mitfammt dem Erläuterungsmaterial (Nachtragsverordnungen, Normalien, 
Motive, Entjcheidungen ꝛc.) für je ein Specialgebiet der Gejeggebung in 
einer ſolchen Bollftändigfeit, daß fidy fein „Mayrhofer” mehr mit den— 
jelben meſſen könnte. Ihatfächlich find neuere Verſuche, Gejammtdaritel: 
ungen des öfterreichiichen Verwaltungsrechtes durch ſyſtematiſche Zu: 
jammenjtellung ‚der Gejegesterte und aller Nachtragsverordnungen, um 
dadurd quasi einen ergänzten Mayrhofer herzuitellen, nicht gelungen. 
Einen ſolchen Berfuch bildet zunächit 
Geller (Dr. Leo), Dejterreichifche VBerwaltungsgejege mit Erläuterungen 

aus der Rechtsſprechung. 4 Bde. Wien, Verles, 1883-—-18. 

Dieje Gefetesausgabe leiftet als Handbuch nicht zu unterſchätzende 

Dienfte, erjegt aber weder eine überjichtliche ſyſtematiſche Darjtellung 

zu Unterrichtszweden, noch auch dem auf einzelnen Gebieten der Ber: 

waltung arbeitenden Praktiker die weitaus voljtändigeren und mit 
reicherem Erläuterungsmaterial verjehenen einzelnen Bände der Manz- 
ihen Tafchenausgabe. 

Einen ziveiten ähnlichen Verſuch, einen ergänzten Mayrhofer berzu: 
jtellen, bildet des verdienjtvollen Prager Staatsredhtslehrers 
Ulbrich: Handbuch der öſterreichiſchen politifchen Verwaltung, Wien, 

Hölder, 1888— 1890. Der Berfafjer ftellte jih die Aufgabe, wie er 

das jelbit in der Vorrede erflärt: „Strenge Syitematif, möglichft voll- 

jtändige und twortgetreue Mittheilung des Nechtsftoffes, endlich eine 

Erläuterung desjelben, welche wijjenschaftlihen und praftiihden An: 

forderungen möglichjt entjpricht.“ Die Programm erivies fich aber 

wegen der Mafjenhaftigkeit des Stoffes ald undurdführbar und der 

Berfaffer muß indem nah Schluß des Werkes gefchriebenem Vorwort 

zum II. Bande befennen, daß „gegenüber dem uriprünglich feit: 

gejtellten Programm dieſer II. Band manche Abweichungen zeigt“. 

Diefe Abweichungen jind aber in jeder Hinficht jehr bedeutend. So 

Jind ganze Bartieen der politiichen Gejeßgebung, 3.8. die Mittelfchul: 

gejeggebung, ganz übergangen. Nach alledem muß auch von dieſem 

Ulbrich'ſchen Verſuche dasjelbe gelten, was vom Geller’fchen gejagt 

wurde. 

Geringer ald auf dem Gebiete der Gejeßesausgaben und Zufammen: 
jtellungen der Terte ſammt Erläuterungsmaterial war in neuerer Zeit die 
Thätigfeit auf dem Gebiete des jyitematischen Verarbeitens des Geſetzes— 
materials zu wiſſenſchaftlichen und Lehrzwecken. In erſter Reihe ſind hier 
wieder zu nennen zwei Werke von Ulbrich, und zwar Lehrbuch des öfter- 
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reihijchen Staatsrecht3, Berlin 1883, und Das Staatsrecht der öfterreichiich- 
ungarifchen Monarchie, 1884, leßteres in der Marquard’ihen Sammlung 
der Handbücher des öffentlichen Rechts. 

Mit dem Lehrbuch hat Ulbrich jedenfalls das Verdienſt, die wifjen- 
ihaftliche Bearbeitung des öfterreichifchen Staatsrechts zuerjt in Angriff 
genommen zu haben; ebenjo war er wieder im Handbuch faft der erjte, der 
die Berfaffung der Gefammtmonardie (alſo auch die Ungarns) zur Dar- 
ftellung brachte, allerdings in fehr fnapper und ffizzenhafter Form. Ebenſo 
jind deſſen „Grundzüge des öfterreichifchen Berwaltungsrechts“, Prag 1884, 
eine etwas eilige Arbeit. 

Bon einer Aufzählung der monographiihen Arbeiten auf dem Gebiet 
des öſterreichiſchen Staat3rechts, ſowie andererſeits der.vielen jehr verdienit- 
ihen „Handbücher“, welche fih die Zuſammenſtellung der auf einzelnen 
Gebieten der Verwaltung geltenden Gejete, Verordnungen und Normalien 
zur Aufgabe jtellten, fann an diejer Stelle aus dem Grunde Umgang ge: 
nommen tverden, weil auf diefe Monographieen und Handbücher an den 
geeigneten Stellen dieſes Buches verwiefen werden wird. 

Die ältefte ungarifhe Geſetzſammlung iſt das befannte Corpus 
Juris Hungariei, deſſen erjten Theil das jogenannte Tripartitum opus Juris 
eonsuetudinarii Regni Hungariae von Stephan Werböcz bildet und zuerft 
in Wien im Jahre 1517 im Drud erjchien, feitdem aber mehrfad) edirt wurde. 

Bon ſyſtematiſchen Darftellungen des älteren Rechts ijt insbejondere 
das 1865 in Peſt erjchienene Staatsrecht des Königreich! Ungarn von 
Anton v. Biroszil hervorzuheben. 

Das neuere ungarische Staatärecht iſt, allerdings jehr knapp dargeftellt 
von Shuler-:Libloy: Das ungarische Staatsreht, Wien 1870. 

Die neueren ungarischen Geſetze erjcheinen in Peit in einer officiellen 
deutihen Ausgabe jeit 1865, ebenſo die croatifchen in Agram. 
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H. Bud). 
Neferreih-Ungarn und fein Gebiet. 


Das Staatögebiet und deffen Eintheilungen. 


Das Staatsgebiet zerfällt zunächſt in natürliche Gebietätheile, Die 
durch ihre geographiiche Lage und natürliche Beichaffenheit ji von den fie um- 
gebenden anderen Gebietötheilen abjondern. Man darf nicht glauben, daß 
ſolche natürliche Gebietstheile für den Staat und feine Verwaltung be: 
deutungslos find: im Gegentheil, der Staat fommt oft in die Lage, jolche 
natürliche. Gebietstheile ins Auge zu faffen und bezüglich derjelben befondere, 
nur auf fie anzumendende Normen zu erlafien und Mafregeln zu ergreifen. 
So kann 3. B. eine Tiefebene, die von häufigen Ueberſchwemmungen heim: 
gejucht wird, als joldhe ohne Rückſicht auf politifche Abtheilungen Gegen: 
ſtand bejonderer jtaatlicher Borichriften und Mahregeln bilden. Ebenfo 
wird ein von Wildbächen durchfurchte8 Gebirgsterrain ohne Rückſicht auf 
politiiche Abtheilungen von der Staatsverwaltung als Ganzes aufgefaßt, 
bezüglich defjen einheitliche Maßregeln, wie 5. B. Wildbachverbauungen, in 
Anwendung fommen müffen. 

Ebenjo fajfen die Organe des öſterreichiſchen Aderbauminiiteriums 
bei ihren Aufnahmen der Erträgnijje der Yandwirtbichaft, die in den Jahr— 
büchern dieſes Miniſteriums veröffentlicht werden, nur die natürlihen 
Gebietstheile in's Auge, ohne Rückſicht auf deren Zugehörigkeit zu einer 
oder mehreren politiichen Abtheilungen (Bezirken, reifen, Ländern); fie 
nehmen vielmehr zum Zwecke diefer Aufnahmen eine für andere ftaatliche 
Zwecke bedeutungslofe, aud) durch feinerlei hiſtoriſche oder politiihe Son— 
derung ſich ergebende, rein fachwiffenichaftliche, und zwar landwirthſ chaftliche 
Theilung des Staatsgebietes vor. 

Nicht minder kommt die natürliche Lage und Beſchaffenheit des Staats: 
gebietes bei der Aufnahme der Parzellen des Grund und Bodens zum 
Zwede der Herftellung eines Grundfatafters zur Geltung.” u; 

Eine zweite Eintheilung des Staatägebietes ift jene nach der relativen 
Lage, d. h. mit Beziehung ſei e3 auf bejtimmte, wichtige Punkte im Um: 
freife der Staatsgränzen oder mit Beziehung auf Diele letteren. Solche 
wichtige Punkte find namentlich die Feitungen. Mit Beziehung auf die- 


*) Vergl. das Geſetz vom 24. Mai 1869, RGB. Ar. 88, 88. 16, 17. 
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jelben werden Theile des Staatsgebietes zu weiteren und engeren Feſtungs— 
rayons erklärt, welcher Umftand die vechtlihen Verhältniſſe auf diejen 
Sebietötheilen, jo 3. B. bezüglich des Eigenthums und der Benützung von 
Gebäuden u. dergl. beeinflußt.”®) 

Mit Beziehung auf die nähere Lage an der Staatsgränze werden 
gewiſſe Gebietstheile al3 Gränzgebiete qualificirt, welcher Umstand ebenfalls 
von rechtliher Bedeutung ift, da in jolchen Gebieten der wirthichaftliche 
Verkehr theils gewiſſen Beichränfungen unterworfen, theil3 gewiſſer Be— 
günſtigungen theilhaftig wird”), und auch in anderen Beziehungen (z. B. 
Ausübung ärztlicher Praxis) gewiſſen beſonderen öffentlich-rechtlichen Be— 
ſtimmungen unterliegt.““) 

Die wichtigſte Eintheilung des Staatsgebietes iſt jedoch die hiſtoriſch- $. 35. 
politiſche, d. i. jene, die ſich aus dem allmähligen Anwachſen eines Staates 
aus kleineren Ländern von ſelbſt ergiebt, indem dieſe Theile ihre frühere 
Selbſtändigkeit zwar aufgeben, jedoch in vielen ſtaatsrechtlichen Beziehungen 
als beſondere Gebiete behandelt werden und ſomit Abtheilungen des Ge— 
ſammtgebietes des aus ihnen erwachſenen Staates bilden.*') 

So bejteht die öſterreichiſch ungariſche Monarchie vor allem aus zivei 
Staaten: Dejterreih und Ungarn'?) und dem Reichsland: Bosnien und 
Herzegowina. 


) Vergl. die Erläjje der Minifter des Innern, der Juſtiz und des Armee- 
obercommandos vom 21. December 1859 RGB. Nr. 10 über die aus der Eigen- 
ichaft eines Terrains als Fortificationsrayon folgenden Beichränkungen der Bau— 
führungen. 

*) ©, Urt. XI des Gejeßes vom 25. Mai 1862, betr. den allgemeinen Zoll- 
tarif des öfterreichiich-ungariichen Bollgebietes. 

10, 3,8. 88. 10 und 61 der Gewerbeordnung. 

+1) Eine Legaldefinition des Begriffes „Staatsgebiet“ finder jich in den Vor— 
erinnerungen zur Zollordnung vom Jahre 1835. Darnach jind unter „Staats— 
gebiet oder Snland alle Länder des öjterreichiichen Kaiſerſtaates“ zu veritehen. 

Ueber das Staatsgebiet vom Standpunkt des Staatsrechts handelt K. V. 
Frider (Bom Staatögebiet. Tübingen 1867), der mit Recht hervorhebt, daß 
„alle Boritellungen von einer Rolle des Staatsgebietes als ſachlichen Objects 
des Staates falſch oder jchief ſind.“ Denn das Staatsgebiet verhält ji zum 
Staate nicht wie ein Object des Eigenthums zum Eigenthümer, vielmehr ift das 
Staatsgebiet „ein Moment im Wejen des Staates“, was doch von einem Eigen- 
thumsobjecte bezüglich; des Eigenthümers nicht gejagt werden fann. Thatſächlich 
fönnen wir uns einen feines Eigenthumes verlujtigen Eigenthümer denken; einen 
Staat aber ohne Staatsgebiet Feineswegs. 

Bergl. ferner JInama-Sternegg: Die Rechtsverhältniſſe des Staatsgebietes 
in der Beitichr. j. g. StW. 1870. 

Roſin (Das Recht der öffentlichen Genofjenichaft. Freiburg 1886 ©. 44) 
macht mit Recht die Bemerkung, daß „Gebiet, im jwriftichen, jpeciell im Sinne 
des Öffentlichen Rechtes auf das Gebieten, Herrichen, welches einer Perjönlichkeit, 
jpeciell einem Gemeinwejen innerhalb eines beſtimmten Theiles der Erdoberfläche 
zufommt, deutet.“ Vergl. auch die Polemik zwiſchen G. Meyer, Deutiches Staats» 
recht $. 74, und Mar Seydel, Bayriiches Staatsreht, S. 517 darüber, ob das 
Staatsgebiet ala Object der Staatsherrichait anzujehen jei. Meyer iſt mit Recht 
dagegen, da das Staatögebiet nur den „räumlichen Umfang der Staatsherrichaft” 
beitimme. 

2) Es wurde oft behauptet, daß die nicht-ungariichen Länder der öjterreichiich- 


Oeſterreich (auch Eisleithanien oder Reichsrathsländer genannt) be- 
jteht aus folgenden 17 Kronländern, die jelbftändige Berwaltungseinheiten 
bilden und die hier in der Reihenfolge, wie fie an die Monarchie gelangten, 
aufgezählt find: Erzherzogthum Dejterreich ob der Enns, Erzherzogthum 
Defterreich unter der Enns; Herzogthümer: Steiermark, Kärnten, Rrain; 
Gefürftete Grafichaft: Tirol; Görz und Gradiska; Markgrafſchaft Sitrien; 
Stadt Trieft und Gebiet; Vorarlberg; Königreihe: Dalmatien, Böhmen; 
Markgrafihaft Mähren; Herzogthum Schlefien; Königreih Galizien mit 
Kralau; Herzogthum Bufowina. 

Ungarn bejtehbt aus dem Königreich Ungarn, ‚in welches Das ebe: 
malige GroßfürjtenthHum Siebenbürgen einverleibt wurde; dem Königreid 
Eroatien und Slavonien ſammt der ehemaligen Militärgrenze; der Fönigl. 
Freiftadt Fiume ſammt Gebiet. Zum Reich3land Bosnien und Herzegowina 
gehört noch der Sandſchak Novibazar und das Limgebiet.*”) 


ungariichen Monarhie feine gemeinjfame Bezeichnung haben. Wenn aber das 
ganze Reid) „Oeſterreich-Ungarn“ genannt wird, jo ift es Mar, daß für die außer: 
ungariihe Hälfte die Bezeichnung „Oeſterreich“ übrig bleibt und vollkommen 
—— iſt. Es iſt auch wahrſcheinlich, daß ſich dieſe Bezeichnung erhalten wird: 
ſtaatsrechtlich wäre fie vollkommen correct. Daß Ungarn mit ſeinen Nebenländern 
einen Staat bilden, wird in dem ungar. GA. XXX 1868, 8. 1 ausdrücklich 
gejagt; es heißt dort: „Ungarn und Croatien, Slavonien und Dalmatien bilden 
eine und diejelbe ftaatliche Gemeinjchaft, jowohl gegenüber der unter ©. M. Regie— 
rung ftehenden übrigen Ländern, als aud) gegenüber anderen Ländern.“ Dabei iit 
zu bemerken, daß bier Ungarn bereits mit Inbegriff des einverleibten Sieben- 
bürgens verftanden wird, und dab Dalmatien vorderhand nur tbeoretiich zu 
Ungarn gerecdynet wird (worüber näheres unten). 
+3), Das allmählige Anwachſen des Territoriums der heutigen djterreichiid- 
ungarijhen Monarchie, das wir in der „Einleitung“ gejchildert haben, veranichau- 
licht nachſtehende chronologiiche Ueberjicht: 
976 Oſtmark (d. i. der weſtliche Theil des heutigen Niederöfterreih) Fommt 
durch Faiferliche Belehnung an den eriten Babenberger. 
1043 Diejelbe wird durch Eroberung des öftlich gelegenen, von Ungarn occupirten 
Lanpftriches bis zur Leitha erweitert. 
1192 gelangt Steiermarf durch Erbvertrag an die Oftmarf. 
1229 mehrere Freifingifhe Lehen in Krain durd Ankauf erworben. 
1335 und 1336 durch faiferliche Belehnung Kärnten und fait ganz Kraim. 
1363 Tirol durd Erbvertrag. 
1365 Grafichaft Feldkirch (in Vorartberg) durch Kauf. 
1374 Der Reſt von Krain und die Windiihe Mark durch Erbvergleic. 
„ Gleichzeitig die Grafſchaft Mitterburg (Bifino) in Nitrien. 
1376 Grafichaft Bludenz in Vorarlberg durch Kauf. 
1382 Trieſt und Gebiet durch freiwillige Unterwerfung. 
1400 Eajtua. 
1451 Ein Theil der Grafihaft Bregenz in Vorarlberg durd Kauf. 
1456 Grafichaft Cilli als jteirisches Lehen. 
1474 Grafihaft Sonnenberg in Vorarlberg inittelft Geldentjchädigung. 
1500 Görz, Gradisca und Puſterthal durch Erbvertrag. 
1507 Kufitein in Folge des bayriſch-landshutiſchen Erbfolgeftreites. 
1518 Roveredo von den Benetianern erobert. 
1523 Reit von Bregenz durd Kauf. 
1526 Böhmen, Mähren und Sclefien durch Erbverträge, Heirath und er- 
gänzende Ständewahl. 
„ Ungarn auf diejelbe Weile (dorerft den nordweftlichen Theil). 
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Diejes gejammte Ländergebiet bildet eine untheilbare Monardie: das $. 36. 
öjterreichifch-ungarifche Reich‘*), welches in dem habsburgiſch-lothringiſchen 
Hauſe nad dem Rechte der Erjtgeburt erblich ift. 


1699 Siebenbürgen von Michael Apaffi. 

» Ganz Ungarn, Eroatien-Slavonien von den Türken erobert. 

1719 Zune Banat im Frieden von Paſſarowitz. 

1759 Grafihaft Hohenems in Vorarlberg als Lehen vom Kaiſer. 

1772 Sechzehn Zipser-Städte Dft-Galizien, Auihwiß und Zator bei der 
eriten Theilung Polens. 

1777 Bulowina von den Türken mittelit Geifionsvertrages. 

1779 BSR mit Braunau von Bayern in dem Teichner Frieden (13. Mai 

). 

1782 Im Innkreife einige Barcellen erworben vertragsmäßig durch Kaijer Joſeph. 

1791 im Sziftover Frieden durch Kaifer Leopold 1. erworben Alt-Orfova und 
den Unna⸗Diſtriet. 

1795 Weit-Galizien (Rrafau) in der dritten Theilung Polens. 

1797 Zitrien und Dalmatien von Frankreich als Erjag für die bisher öjter- 
reichiichen Niederlande (im Frieden zu Campo Formio 17. October). 

1803 Trient und Briren auf Grund des NReichs-Deputations-Haupt-Recefies als 
fäcularijirte Bisthümer. 

1805 Salzburg und Berchtesgaden, Maltrev-Ziller und Briren-Thal fommen im 
Frieden zu Preßburg an Oeſterreich. 

1815 Nach den Erjchütterungen der Napoleonifhen Kriege und den durch diejelben 
berbeigeführten Aenderungen und Schwankungen des Territorialbeitandes des 
öfterreichifch-ungariichen Reiches erfolgte die völferrechtliche Anerkennung des- 
felben durch folgende Vereinbarungen unter den europäljchen Großmächten: 

Die Wiener Schlufacte vom 9. Juni 1815 anerkennen a) das 
jouveräne Eigentyum an den Salzwerken Wieliczfa's nebjt dem dazu ge- 
gehörigen Gebiet (Art. 3), b) die Grenze zwiichen Rußland und Oeſterreich, 
jo wie jie heute bejteht, mit Ausſchluß der Stadt Krakau (Mrı. 4 und 5), 
c) die gejegmäßige Souverainetät des Kaijers von Dejterreich über die Pro- 
vinzen und Territorien, welche im Ganzen oder theilweije durd die Tractate 
von Campo Formio 1799, von Luneville 1801, von Preßburg 1803, durd) 
die additionelle Convention von Fontainebleau 1807 und durch den Wiener 
Tractat von 1809 von Dejterreich abgetreten waren und in deren Belig 
Deiterreich in Folge des legten Krieges wieder gekommen ift; jowie auch von 
Sftrien, Dalmatien, den chemaligen venetianijchen Inſeln im adriatifchen 
Meere, den Mündungen am Gataro, Borarlbergs, des Friauls, des Gebietes 
von Monfalcone, der Stadt Triejt ſammt Gebiet, Kärntens, Croatiens am 
rechten Ufer der Save, Fiumes, des ungarifchen Littorales und des Diitrictes 
von Caſtua (Art. 93); das Gebiet von Raguſa (Art. 9. 

1547 Einverleibung der Freiitadt Krafau jammt Gebiet. 

1878 Dccupation Bosniens und der Herzegowina auf Grund des Berliner Trac- 
tates und der Inſel Ada-Kaleh unterhalb Orjowa. (Adah-Kaleh wurde von 
Deiterreich bereits am 26. Mai 1875, aljo noch vor Beginn des Berliner 
Bertrages, auf Grundlage eines bejonderen Abfommens bejeßt, welches die 
Piorte damals mit dem öfterreichiich-ungariichen Botichafter Grafen 


gi traf.) 
1879 Bejegung des Yim-Gebietes. 

+) Der offictelle Titel des Neiches lautet jeit 1868 „Deiterreichiicheungarijche 
Monarchie” oder „öſterreichiſch-ungariſches Reich“ und der Kaijer fiihrt in abge- 
fürzter Form den Titel „Kaiſer von Defterreih und Apoftoliicher König von 
Ungarn“. In nicht abgelürzter Form werden nach dem Titel Kaiſer von Oeſter— 
reich die übrigen auf die anderen Länder ſich bezichenden Titel und zivar „König von 
Ungarn und Böhmen, von Dalmatien, Eroatien, Slavonien, Galizien, Yodomerien 
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Die Untheilbarkeit ijt jo zu verftehen, daß die jouveräne Herrſchaft 
über die ganze Monarchie jedesmal nur dem einen, nach der pragmatijchen 
Sanction (ſ. u.) hierzu berechtigten und berufenen Mitgliede des Herrſcher— 
haujes ungetheilt zufommt und daß eine Theilung der Herrihaft unter den 
Mitgliedern desjelben, wie das vor dem 17. Rahrhundert oft vorfam, nicht 
mehr Platz greifen kann. 

Daß ſich dieje Feitjegung nicht auf die Unveränderlichkeit des Terri— 
torialbejtandes der Monardie bezieht, ijt Har; denn geaen die Wandlungen 
der Gejchichte, in deren Strom alle Staaten gejtellt find, giebt es feine 
Geſetze. Seit der pragmatiichen Sanction hat Dejterreich mehrere Provinzen 
verloren, andere erworben. Dieje Aenderungen berühren jene Beftimmung 
der Untheilbarfeit keineswegs. Aber ebenjowenig fann aus der Bejtimmung 
der Untheilbarkeit irgend ein Schluß gezogen werden auf die innere ſtaats— 
rechtliche Gejtaltung der Berhältnifje der einzelnen Bejtandtheile der Mon: 
ardie zu einander; am allerwenigiten dürfte, wie das geichehen ijt, die Be— 
itimmung der Untheilbarfeit als Forderung einer centraliftiichen Ber: 
fafjungsjorm aufgefaßt werden.'?) 

Der Beitand der Monarchie ijt garantirt dur deren Macht und 
völferrehtlihe Anerkennung. Dejterreih-Ungarn iſt im Syjtem der 
europäishen Staaten eine Großmacht nicht mur durch die Größe jeines 
Territoriums, die Zahl jeiner Bevölferung, fondern durch die Beichaffenheit 
des eriteren und die Eulturjtufe der legteren. Die materiellen Mittel, über 
welche in Folge des Zuſammenwirkens dieſer Factoren das Reich verfügt, 
finden ihren prägnantejten Ausdrud in der Wehrfraft des Neiches.‘®) 


Es ijt vergebene Mühe, die Staaten, ſowie man es mit Pflanzen und 
Thieren thut, in Gattungen und Arten einjchachteln und den einzelnen Staat 
darnad) bejtimmen zu wollen, in welche Rubrik er gehört. Dieje faliche 
Methode wurde von der Theorie insbejondere auf jogenannte „zujammen- 
gejeßte Staaten” oder „Staatenverbindungen“ angewendet, und Deiterreich 
war und iſt ein beliebtes Object folder academijchen Speculationen. Man 
jtritt viel herum: was für ein Staat Dejterreich jei? in der Meinung, 
daß aus der Feititellung eines jolchen Oberbegriffes für die „Behandlung“ 
Oeſterreichs oder gar für fein Staatsrecht fih gewiſſe Grundjäße ableiten 


und Syrien u. ſ. w. eingeichaltet. Die heraldifche Beichreibung des Wappens der 
Monarchie und zwar des großen, mittleren und Heinen iſt in dem Hoffanzleidecret 
vom 22. Auguſt 1836 enthalten (abgedrudt bei Manz, B. XIX.). 

) Die pragmatiiche Sanction als einen Rechtsgrund für die centraliftiiche 
Negierungsform zu verwenden, verjuchte Luſtkandl in feinem „Wefen der öjter- 
reichijchen Neichsverfafiung“. Wien 1864. 

*, Mit Rückſicht auf den Umfang des Territoriums nimmt Oeſterreich-Ungarn 
in Europa die dritte Stelle inadh Rußland und Schweden-Norwegen) ein. Nach 
Oeſterreich-Ungarn erit reihen: Deutichland, Franfreih, Spanien und England 
(europäilches) und die Türkei. 

Eine ebenjo bevorzugte Stellung als dritter Staat in Europa nimmt Dejter- 
reih-Ungarn mit Rüdficht auf feine Bevölkerung ein. Hier folgt es nach Rußland 
und Deutichland, welchen beiden Staaten es jedoch an Dichte der Bevölkerung 
überlegen iſt. 


40 


fafjen.*”) Dieje Methode ift deßwegen unrichtig und zwecklos, weil die 
Staaten Individualgebilde find und die Gefchichte in der Schaffung diejer 
Andividualitäten ſich ebenſowenig wiederholt, wie die Natur. Ein praf: 
tifcher Staat3mann hat diefen doctrinären gordiichen Knoten jehr treffend 
zerhauen, indem er auf die immer wieder behandelte Frage: was Oeſterreich 
fei, die Antwort ertheilte: Dejterreich ijt Defterreich. 

Die heutige jtaatsrechtliche Gejtaltung Oeſterreich-Ungarns ift das 
Refultat jeiner eigenartigen hiftorifchen Entwidelung, die wir in der Ein— 
leitung gejhildert haben, ein Rejultat, das feinen vorläufigen codificato- 
rifchen Ausdrud in dem Ausgleichgejege von 1867 gefunden hat. Diefes 
Verhältniß kann nicht mit einem doctrinären Terminus bezeichnet; e3 fann 
nur aus der Betradhtung des in diefem Geſetze zum Ausdruck gelangten 
Eompromifjes zwiſchen den enticheidenden Machtfactoren Defterreihs und 
Ungarns dargelegt werben. 


Die Staatstheorien entjpringen den jeweiligen politiichen Tendenzen 
und find daher meiſt unwiſſenſchaftlich, weil nicht objectiv. Die Staat3- 
theoretifer conjtruiren immer den Staat3begriff nach ihren jeweiligen Be— 
dürfniffen — fie modeln das „Wejen des Staates“ theoretiſch immer in der 





47) Die einjchlägigen theoretifchen Unterfuhungen ermangeln jedoch nicht 
eines literar-hiftorifchen, ja in gemwifjer Beziehung auch eines politifchen Intereſſes. 

%. 9. Bidermann erflärt in feiner „Rechtlichen Natur der öfterreichiich- 
ungarischen Monarchie“ (Wien 1877) Defterreich-Ungarn für einen Staatenjtaat. 
Dagegen polemijirt Juraichel in einer inftruftiven Monographie „Perjonal- 
und Real-Union”“ (Berlin 1878), worin er Defterreich-Ungarn einfach für eine 
Realunion erklärt. Ulbrich (ſ. deflen „Rechtliche Natur der öfterreichiich-ungar. 
Monarchie” 1879) erflärt in jeinem Lehrbuch: „Der öfterreichiich-ungarifche Ge— 
fammtftaat jei ein zujammengejeßter Staatskörper“, was gewiß unbeftreit- 
bar iſt; Dantſcher's Anficht, Defterreich-Ungarn jei „ein monarchifcher Bundes» 
ftaat“ 0) deffen: Der monarchiſche Bundesftaat Defterreich-Ungarn 1880), wird 
von Sellinef befämpft, der, um dieſe Mufterfarte von Anfichten über die „rechtliche 
Natur“ der „Dejterreichiich-ungariihen Monarchie“ zu vervollftändigen, haaricharf 
Er RE fei ein Staatenbund (f. deflen Staatenverbindungen 

. 226249). 

Wenn man fich einmal auf diefes Terrain, die rehtliche Natur des Ge- 
fammtftaates zu bejtimmen, begiebt, fo können diefe Urgumentationen und dieſe 
Polemit in infinitum fortgejegt werden; es giebt ja in dieſen Dingen weder eine 
höchſte Inftanz, noch einen mathematijchen Beweis. Es liegt aber gar feine be- 

ründete Beranlaffung vor, fich auf diejes Terrain zu begeben; denn fein Staat 
ümmert jih um Confequenzen, welche Juriſten aus einer ihm aufdisputirten 
„rechtlichen Natur“ ableiten wollten; der Staat hat nur eine ftaatliche Natur, und 
da er weder Product eines Vertrages noch jonft eines Try Actes ift, To 
ift es jehr fraglih, ob Discuffionen über feine rehtlihe Natur wiljen- 
ſchaftlich gerechtfertigt werden können. Nicht alles in der Welt muß doc 
eine „rechtliche Natur” haben. Man dürfte z. B. von der rechtlichen Natur der 
Beziehungen der Sonne zur Erde nicht ſprechen. Wo nun liegt das Kriterium? 
Bei welden Erjcheinungen dürfen wir dieſe Frage jtellen? Dffenbar bei allen 
Erzeugnifien des Rechts. Aljo bei Familienverhältnifien, Eigenthumsverhältnifien, 
bei Obligationen, Erbichaften u. ſ. w. Der Staat aber ijt fein Erzeugniß des 
Rechts, jondern umgekehrt: das Recht ift ein Product des Staates. Daher fann 
man von einem „ftaatlichen Charakter und einer ftaatlihen Natur des Rechts” 
jprechen — nicht aber umgekehrt! 


Gumplomwicz, Das öfterr. Staatsrecht. 4 
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Richtung, in welcher ſie dasſelbe brauchen können. Als man im vorigen 
Jahrhundert den Kreis der Rechte der Staatsgenoſſen vergrößern wollte 
(welches Streben übrigens ganz begründet war), machte man aus dem Staate 
einen auf Grund eines Vertrages gegründeten Verein. So brauchte man 
ihn, um auf Grund diefer Conftruction die Klagen wegen Vertragsbruchs 
gegen den Abfolutismus zu richten und eine Anderung des Vertrages oder 
Reititution der von ihm „urfprünglich” gemährleifteten Rechte zu verlangen. 
Wir find über diefe Naivetät längſt hinaus: aber in anderen ähnlichen 
fteden wir nod). 

So glauben die „Juriſten“ unter den Staatstheoretifern weiß Gott 
welche wunderwirtende Entdedung gemacht zu haben, daß der Staat eine 
Perjönlichkeit ſei. Allerdings brauchten fie zu ihren juriftifchen Eon: 
jtructionen diefe „Perſönlichkeit“ des Staates, und jo lange fie dieſe Eon- 
ftruction als fietio juris benügen, fann man auc nichts dagegen einwenden. 
Wenn fie aber anfangen, an diefe „Perfünlichkeit“ des Staates ernftlich zu 
glauben und aus derjelben die weitgehendten Conſequenzen zu ziehen: fo 
muß man fie doch endlich aus diefem Somnambulismus aufrütteln.*°) 

Eine andere Gruppe der Staatötheoretifer wieder, die man die Social: 
reformer nennen könnte und denen weitgehende jocial-reformatorifche Pläne 
vorſchweben, Für welche fie fich den Staatsbegriff zufchnigen möchten: wollen 
im Staate nur eine fpecielle Art der Gattung: „Genoſſenſchaften“ oder 
„Sefammtperjonen“ jehen. Ihre Construction ift ſehr beitechend, meil 
idealiftiih. Darnach entwidelt fich die „Idee“ der Genofjenfchaft in der 
Menſchheit und wandelt ſich in auffteigender Evolution von der Familie 
zur Gemeinde, zum Staat, vom Staat zum Reich (jonjt Fünnte man das 
Deutſche Neich nicht erklären!), um einft von den Reichen zum allgemeinen 
univerfalen Welt:Bölferbunde überzugehen.*”) 

Der Irrthum diefer Anfhauung liegt darin, daß der Staat feine 
Art einer Gattung: Gemeinweſen, Gemeinfchaft, Geſammtperſon, Genojjen: 
ichaft oder wie immer man diefe Gattung benennen möchte, bildet, jondern 
eine Organijation sui generis tft, deren ausſchließliches Merkmal die Herr: 
ſchaft ift. 

Bon allen Communalverbänden, Genoſſenſchaften, Vereinen, Gemein: 
wejen u. j. mw. unterjcheidet fi) der Staat toto genere; denn alle jene 


45) „Die Erfaffung des Staats als Perſon ift der Grund und Eckſtein des 
Staatsrechts“, jo apotheofirt diefe Richtung Jellinek in „Sejeg und Verordnung“ 
©. 19. Wichtiger ift wohl die Anficht ©. Srümelin’s, daß „auf jtaatd- und focial- 
wiſſenſchaftlichem Gebiete niemals eine Theorie ähnliche Berwirrungen angeitiftet 
und zu ſolch einer doctrinären Zufpigung geführt habe, wie die Hegeliche Lehre 
von der Staatsperſönlichkeit“ (Zeitjchrift die die geſammte Staatswiflenichaft 1889 
in der Abhandlung „der Etat“). 

4), „.... nicht nur begrifflich, jondern auch hiftorifch find von den politiſchen 
Gemeinwejen die Gemeinde das primäre, der Staat das jecundäre, das Reich das 
tertiäre . . . .“ jagt Preuß und eröffnet uns die frohe Peripective, dab „Dermal- 
einft der umfaſſende Organismus der Bölfergemeinfchaft” erjtehen wird. Als 
Ideal kann man ſich das allerdings gefallen laſſen. Preuß: Gemeinde, Staat, 
Reich als Gebietskörperichaften. 18%. ©. 207. 
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Gefammtheiten oder, um es mit jenem beliebten widerfinnigen Ausdrud zu 
benennen, „Sejammtperjonen“ unterliegen der ftaatlihen Herrichaft, und 
üben nur folche Rechte, die ihnen der Staat einräumt und widerruflich zu- 
erfennt. Zwijchen Staat und Reich aber giebt e3 keinen begrifffichen Unter: 
jchied; was man oft Reich nennt, ift entweder ein Staat oder ein Bundes: 
ſtaat — und wenn dad „Deutfche Reich“ in feiner Geſammtheit weder ein 
einheitlicher Staat noch ein reiner Bundesstaat iſt, jo liegt die Urſache ein— 
fach darin, weil dasjelbe in feiner gegenwärtigen Geftalt ein unfertiges 
Gebilde darjtellt, das fi) entweder zum Einheitjtaate durchbilden oder zum 
Staatenbunde zuriüdbilden wird, wie das ganz richtig Held in folgendem 
Ausſpruch betont: „Alle fogen. Staatenverbindungen find in der That 
Etappen auf dem Einigungs- oder Enteinigungöwege der Böller, aljo 
Ubergangsitationen.* 5°) 

Es geht aber nicht an, wie das Preuß thut, eine ſolche „Uebergangs: 
ftation“ als bejondere Art von „Gebietskörperſchaften“ zu conftituiren und 
in der Stufenleiter zum Welt:Bölfervereine zwijchen diejen und den Staat 
das „Reich“ zu jehen. Denn diefed „Reich“ ijt jeiner Natur nad nur ein 
Proviforium zwiſchen „Staatenbund“ und „Einheitsftaat“ oder auch, Bundes- 
ſtaat.“ „Reich“ ift eine Zitulatur, aber kein Begriff. 

Wenn man Dejterreih-Ungarn ein Reich nennt, jo iſt damit nicht 
gejagt, daß es etwas anderes iſt als ein Staat; es ift damit nur fein inter: 
nationaler Rang, jeine Bedeutung als Großftaat und endlich auch die 
höhere Einheit, die Gefammtheit beider Staaten im Gegenjaß zu jedem 
derjelben bezeichnet. Keineswegs tft mit Der Bezeichnung öfterreich-ungarifches 
Reih gejagt, daß diefe beiden Staaten zufammengenommen eine andere 
Art der Gattung „Gemeinweſen“ bilden; es find eben zwei Staaten unter 
einem Herrjcher, und dieſer Bufammenfegung wegen nennt man ed auch 
Reich, ebenfo wie man auch Rußland oder die Türkei Reich nennt, ohne 
dat man fie deßwegen von der niederen Art „Staat“ zu einer höheren und 
anderen Art emporjteigen laffen wollte. Dem Begriff nach fünnen ſowohl 
Deiterreich, wie Rußland, wie Türfei u. ſ. w. nur Staaten fein. 


Das im Borhergehenden gegen die Elaffification der Staaten Bor: $. 39, 
gebrachte hindert jedoch nicht, daß man diefelben nach gewiffen jehr all: 
gemeinen ihrer Natur und Beichaffenheit entnommenen Merkmalen, 
welche aber zumeiſt nur Entwidelungsphafen des hiftoriihen Procefjes 
bedeuten, näher bezeichnet. So 3. B. giebt es Staaten, in denen der 
Unterfchied der politischen Bejtandtheile, aus denen fie zufammengejeßt find, 
noch offen daliegt, andere, bei denen das nicht mehr der Fall ift, daher 


) Dieſe Worte Held’s jind übrigens eine falſche Generalijirung — er denft 
an Deutichland und jpricht einen allgemeinen Saß aus, der auf andere zufammen- 
gejegte Staaten nicht paßt. Auch Sefterreich ift ein zufammengejegter Staat — 
aber aus dem Grunde feine Held’iche „Etappe“, weil die Souverainetät beider 
Reichshälften in einer Berfon vereinigt ift. Höchitens könnte man in Anwendung 
der Held’schen Anficht auf Defterreich den Dualismus als eine Etappe zum Föde— 
talismus anjehen — nachdem der Gentralismus fich als unmöglich erwieſen hat. 
Dbige Worte Held's aber pafjen nur auf Deutichland. 

4* 


$. 40. 
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man die erſteren zuſammengeſetzte und die letzteren einfache Staaten nennt, 
obſchon dieſe Unterſcheidung meiſt ſehr ungenau und oberflächlich iſt. 
Ebenſo verhält es ſich mit der Unterſcheidung der Nationalſtaaten von den 
Nationalitätenſtaaten, von welcher wir noch unten ſprechen werden. Wenn 
die Beſtandtheile der zuſammengeſetzten Staaten ein gewiſſes großes Maß 
von Selbſtändigkeit behalten haben, ſpricht man von Staatenunionen oder 
Staatenbünden, welchem Begriff man ſpeciell in Deutſchland mit einer 
entſchiedenen und klaren Tendenz den geweſenen deutſchen Staatenbund als 
Bundesſtaat gegenüberſtellte, um an dieſe Begriffsbeſtimmung gewiſſe poli— 
tiſche Poſtulate größerer Einheit zu knüpfen. Doc iſt der Bundesitaat 
weder im allgemeinen noch auch im Gegenfab zum Staatenbund ein 
Rechtsbegriff: e3 find das erftens rein politifche Begriffe und oben: 
drein individuelle Begriffe. Der deutſche Bundesftaat ift eben der deutjche 
Bundesstaat, der in der Gefchichte der Menfchheit nur einmal aus beftimmten 
hiſtoriſchen Prämifjen auftauchte und ein zweites Mal fich nicht wiederholen 
fann — alle Zufammenftellungen desjelben und Claffificirungen etwa mit 
den Vereinigten Staaten Amerifad oder der Schweiz zu einer Art find 
hinkend — das find lauter individuelle Geftaltungen. Und gar die Ablei- 
tungen von Conjequenzen aus jolchen Einſchachtelungen und Aufitellung 
von Poftulaten für den gegebenen Staat, weil e3 fein „Artbegriff“ mit 
ſich bringe, find unbegründet. Man kann alfo allerdings die Staaten nad 
gewiſſen jehr allgemeinen Merkmalen näher charakterifiren, doch muß 
man fi hüten, folhe Charakterifirungen als Clafjificationen aufzufafjen 
und aus den vermeintlichen Urtbegriffen die gemeinfamen Gattungs: 
merfmale zu pojtuliren oder aufdisputiren zu tollen. 


Defterreich-Ungarn als Staat. 


In Mitteleuropa gehören zu den zujammengejegten Staaten Deutſch— 
land und Defterreih.”’) Der Umstand, daß diefe beiden Reiche aus einer 


1) Somohl Deutichland wie Defterreich-Ungarn find zufammengejegte Staaten: 
doch iſt der Unterfchied tiefgreifend. Deutichland befteht aus einer Anzahl ſouve— 
räner Staaten, über welchen eine Bundesgewalt gegenwärtig in der Form des 
ur fi erhebt. Defterreich-Ungarn befteht aus zwei Staaten, die ein und 
denjelben Herricher haben. Dagegen giebt es in Deutjchland feine jolchen auto- 
nomen Länder mit eigenen Landtagen, wie die im NReichsrath vertretenen Länder 
und Königreihe und Croatien-Slavonien. Diejer Unterfchied der Organifation 
hat zur Folge, daß die Gejeßgebung Defterreichs eine viel einheitlichere iſt ala 
die Deutichlande — weil hier das Landesrecht beherrjcht wird von den einheit- 
lihen PBrincipien des ftaatlihen Rechts; und aud für Defterreich-Ungarn find 
durch die gemeinjamen Angelegenheiten und ihre gemeinfame gejeßgeberijche und 
adminiftrative Regelung noch immer eine größere Garantie der Einbeitlichteit ge- 
boten, wie in Deutjchland durch die zwijchen Landesfürjten und Kaijer „getheilte 
Souverainetät”. Für die Theorie des öſterreichiſchen Staatsrechts erwächſt daraus 
auch der Bortheil, daß es der unfruchtbaren Unterfuhhungen über das Maaf der 
Theilung der Souverainetät zwifchen Reich und Ländern, welche das deutjche 
Staatsrecht neueitens jo ungenießbar machen, enthoben ift. Ueber die Entwide- 
fung diefer Theorien in Deutjchland vergl. Preuß: Gemeinde, Staat, Reich als 
Sebietstörperfchaften. Berlin 1890. 
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Anzahl autonomer Länder beſtehen, hat die Folge, daß die Geſetzgebung in 
denſelben keine einheitliche, ſondern nach Ländern verſchiedene iſt. Ebenſo 
wie man es in Deutſchland auf allen Gebieten des Lebens mit Reichsrecht 
und Landesrecht zu thun hat und wie dort dieſe zwei Gewalten überall 
neben einander regelnd und Normen gebend eingreifen: ſo haben wir auch 
in Oeſterreich Staats- und Landesgeſetzgebung, die erſte von den centralen 
ſtaatlichen geſetzgebenden Körperſchaften in Oeſterreich und Ungarn, die letztere 
von den Landtagen der einzelnen Länder ausgehend, über welche alle ſodann 
eine gemeinſame geſetzgebende Gewalt die, beiden Reichshälften gemeinſamen 
Angelegenheiten regelt. Wie ſchon erwähnt, find die Staaten der Welt 
entweder Nationaljtaaten, d. h. jolche, in denen nur eine Volks- und Um: 
gangsſprache geſprochen wird, oder Nationalitätenftaaten, d. 5. jolde, in 
Denen mehr als eine Volks- und Umgangsſprache herrichen. Die Lebteren, 
zu denen auch Dejterreich gehört. find in der überwiegenden Mehrzahl — 
die erjteren in verjchmwindender Minderzahl. 

Nichtsdeſtoweniger wird meiſt in den jtaatsrechtlichen Literaturen der 
Nationalftaaten dieſer Staatstypus als der normale, der Nationalitäten- 
ftaat als der anormale Hingejtellt??). Dieje Erjcheinung ift ebenfo natürlich, 
wie daß von den Menjchenftämmen der verjchiedenen Hautfarben jeder 
feine Hautfarbe für die normale, alle anderen für anormale anfieht. 

Biele Staaten präfentiren fich äußerlich oder doch in ihrer Geſetz— 
gebung als Nationalftaaten: find e3 aber bei genauerer Betrachtung nicht. 
So kann z. B. das Deutiche Reich nicht als reiner Nationalftaat gelten, da 
in feinen Gränzen als Bolf3- und Umgangssprache außer dem Deutjchen 
das Franzöfiihe (Eljaß-Lothringen), dad Däniſche (in Schleswig) und das 
Polnische (in den polnischen Zandestheilen) geſprochen wird.°*) 

Nimmt man aber Rüdjiht auf die außereuropäifchen Bejigungen der 
europäifchen Staaten, jo giebt es überhaupt feine Nationaljtaaten in Europa; 


5%) In Deutichland wurde diefe Anfchauung zuerft durch Herder eingeführt 
und gewann feitdem immer mehr an Boden. „Der natürlichite Staat, heißt es 
bei Herder (Ideen IX, 4), iſt ein Bolf mit einem Nationalcharafter.” „Ein zu— 
fammengezwungenes Reich ijt ein Ungeheuer, fein Staatskörper“ (XII, 2). Dieje 
Herder'ſche Idee iſt jeither in der ganzen deutjchen jtaatsrechtlichen Literatur fte- 
reotyp geworden; e3 geben ihr Ausdrut Dahlmann, Bluntichli, 8. v. Held, 
Mohl und unzählige andere Publiciften; ja, fie ift ein Gemeingut der ftaats- 
rechtlihen Literaturen Europas geworden. Und doch drüdt dieſelbe nur einen 
idealen Wunſch aus, feineswegs eine wiſſenſchaftliche Wahrheit. Alle hiftorijchen 
Reiche der Welt und der Gejchichte waren immer „zufammengezwungene“ Reiche; und 
wenn der „natürlichite” Staat nur „ein Bolt mit einem Nationalcharakter“ fein 
jolle, dann zeigt uns die Weltgeihichte eine jchier unendliche Reihenfolge lauter 
„unnatürlicher Staaten“. Und doch meint Herder ſelbſt an einer anderen Stelle, 
dab jede „geichichtliche Ericheinung ein natürliches Product” jei. Eins von 
beiden nun: entweder ift die Natur im Irrthum oder Herder; eritere, indem fie 
nnaufhörlic und fortgeiegt „unnatürliche” Gebilde fchafft oder legterer, indem er 
für unnatürlich erflärt, was jehr natürlich ift. Wergl. übrigens über dieje Frage 
m. Sociologie $. 14. 

ei Außerdem auch noch das Wendiſche in der Lauſitz, das Litthauische in 
Dftpreußen u. ſ. w.; vergl. Böckh, der Deutichen Bolkszahl. 


5. 4. 


dann ift auch der anjcheinend reinjte Nationalftaat Europas, Frankreich, feiner 
Algierifchen Befigungen wegen im Grunde auch ein Nationalitätenftaat.°*) 


Der biftorifch-politifche Begriff „Defterreich”. 


Es gab nie und giebt auch Heutzutage feinen Staat, der fich begrifflich 
von jeinen Anfängen bi zum Gipfelpunfte feiner Entwidelung mit 
einem bejtimmten Territorium deden würde. Bielmehr haftet Name und 
Begriff jedes Staates zuerjt an einem unbedeutenden, Heinen Territorium, 
welches den Keimfern des zufünftigen Staates darftellt. Mit dem terri- 
torialen Umfange wächſt der Begriff des Staates und umfaßt mit der 
Zeit Gebiete, die einft zu ihm in gar feiner Beziehung gejtanden find — 
ja jogar ihm fremd und feindlich gegemüberjtanden, von jeinem Begriff aljo 
als Gegenjat ausgejchloffen waren. 

Die Richtung aber der territorialen Entwidelung eines Staates hängt 
von geographiſchen und politiſchen Bedingungen ab. Liegt der Keim— 
fern eines Staates auf einer Inſel, jo fann er fi nur iüberfeeifch oder 
auf das nächitgelegene Feitland entwideln, wie das 3. DB. bei Venedig der 
Fall war; liegt er an einer Küfte, die vom Lande durch jteiles Feliengebirge 
abgefchnitten ift, jo muß dieſe Entwidelung ebenfalls überfeeifch fich voll: 
ziehen, wie das z. B. bei Phönizien Pla griff. Die glüdliche Lage der 
italienifchen Halbinfel, mitteninne zwifchen drei Welttheilen, ermöglichte es 
Rom, ein Weltjtaat zu werden und die mittelmeerwärt3 gelegenen Küften 
dreier Welttheile feinem Staatsweſen einzuverleiben. 


Eine continentale Mittellage des Keimfernes eines Staates begünstigt 
eine ringsum gleichmäßige Entwidelung de3 Staates, wie 5. B. um Paris 
als beiläufigem Centrum das franzöſiſche Territorium herumgelagert tft. 

Bon Eontinentaljtaaten kann e3 als erwiejen gelten, daß fie ſich von 
an Waſſerſcheiden liegenden Mittelpunften aus, dem Laufe der Flüfje entlang 
entwideln: fo daß man die Behauptung wagen kann, daß die Richtung des 
Hauptjtromes oder der Hauptitröme jedem Staate das Naturgejeh feiner 
Entwidelung offenbart. 


Das eigentlihe Donau:Deiterreih mit Wien jtellt den Keimkern des 
öfterreichifchen Staates dar. In feiner natürlichen hiftorifchen Entiwidelung 
folgt der Raijerftaat dem Laufe feines Hauptjtromes und jeiner Hauptitröme. 
Ihre Richtung geht meiſt oftwärts (Donau), ſüdoſtwärts (Donau, Drau, 
Save, Mur), nordojtwärts (Weichjel) und nordwärts (Elbe). Nach diejen 
Richtungen Hat fich auch der öfterreihiiche Staat entiwidelt und kann ſich 
auh in der Zukunft entwideln, wenn nicht natürliche Gränzen, wie die 
Felfenwälle des Erz: und Riejengebirges, die dem Stromlauf faum eine 


54) Weber den Zujammenhang diejes Bolyglottismus und Bolpnationalismus 
der Staaten mit der natürlichen gefchichtlichen Entwidelung der Menfchheit, |. 
Raffenfampf ©. 205 ff. und Sociologie $. 14. 
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ſchmale Lücke öffnen, es andeuteten, daß hier ein anderer hiſtoriſcher Boden 
beginnt. 

Weſtwärts aber gen Deutſchland fließt kein öſterreichiſcher 
Strom, eine Naturthatſache, die jener öſterreichiſche Staatsmann über— 
ſah, der im J. 1863 den Fürſtentag in Frankfurt a. M. inſcenirte. 

Die natürliche Entwickelung jedes Staates, die ſich doch immer zu- 
gleich als Wettkampf mit anderen Staaten abjpielt, bringt es num mit fich, 
daß im Laufe derjelben die einen Territorien erworben, andere aufgegeben 
werden. Dieje Erwerbungen und Berlujte find Folgen der Wettlämpfe 
mit anderen Staaten, durch welche hindurch die natürliche Entwidelung ſich 
vollzieht. Daher kommt es, daß der Begriff eines Staates im Ablauf 
jeiner Geſchichte nie an einem feften territorialen Umfange haftet, daß 
Länder, die unter diefen Begriff gehörten, nicht mehr von demjelben um: 
faßt werden, dagegen andere, die ihm fremd waren, unter denfelben ge- 
hören. Wenn fih aljo im Ablauf der Gejchichte der Begriff eines Staates 
nicht mit allen Theilen feines zeitweiligen Gebietes dedt: jo entjpricht da— 
gegen der Hiftorijche Begriff eines Staates allerdings einem feiten Terri: 
torium, das von einem gegebenen Keimfern ausgehend in den Richtungen 
jeiner natürlichen Entwidelung liegend, der jeweiligen Stärke jeiner Erpan- 
fionskraft entſpricht. So hatte auch Deutfchland, welches dem Laufe feiner 
Hauptjtröme, des Rheins, der Wefer, Elbe (vom Erzgebirge an) der Oder, 
folgend, vom Süden gen Norden, fich entwidelt, einen bald engeren bald 
weiteren Umfang; nicht an jedem Theilgebiete, das zeitweilig „deutſch“ war, 
blieb diejer ftaatliche Begriff haften und er umfaßt heute manche Gebiete, 
die einſt durchaus nicht deutſch waren: der hiftorifch-politiiche Begriff 
Deutihlands haftet an dem Ländergebiete, welches vom Quellengebiete 
jeiner Hauptjtröme ausgehend in der Richtung des Laufes derjelben gegen 
Nord und Dft jich erftredt in einem Umfange, der der gegenwärtigen Er: 
panfionskraft des Reiches entipricht. 

Ganz jo verhält es jich mit Deiterreich-Ungarn. Dem hiftorifch-poli= 
tiihen Begriff Oeſterreich entſprach im Laufe der Gejchichte nicht immer 
derjelbe peripheriiche Umfang; es hat Gebiete gegeben, die zeitweilig „öſter— 
reihiich“ waren und e3 heute nicht mehr find, wie 3.8. Belgien, Lombardei- 
Venetien u. |. w. Andererſeits gehören unter diefen Begriff heute Gebiete, 
die früher Bejtandtheile anderer jtaatlicher Begriffe waren: bleibend aber 
dur alle Schwankungen der Peripherie haftet der Begriff Dejterreih und 
Oeſterreich-Ungarn an jenem Ländercomplere, der jüdlich von den Alpen, 
nördlid von dem Erz: und Riejengebirge und dem weiten Bogen der 
Karpathen umrahmt, die Duellengebiete aller Zuflüffe feines Hauptjtromes 
umfaffend, einerjeit3 nah Süd-Oſt dem Laufe desfelben folgend, zu zwei 
Meeren drängt, andererjeitd der Weichjel und dem BDniejter entlang jen- 
jeit3 der Rarpathenfette in die Sarmatifche Tiefebene hinausgreift. 


Das Verhältniß Defterreichs zu Ungarn. 


$. 42, Beide Staaten haben einen gemeinfchaftlihen Monarchen, welcher 
Kaifer von Defterreih und König von Ungarn ift.”’) Die fo verbundenen 
Staaten bilden einen untheilbaren und unzertrennlichen gemeinfamen Befis 
de3 jedesmal nad der Erbfolgeordnung zum Throne berufenen Herricher:. 
Im Uebrigen find diefe beiden Staaten „zwei gefonderte und ganz gleich— 
berechtigte Theile” und iſt jeder derjelben Iegislativ und adminiftrativ vom 
andern unabhängig (UGA. 1867, Einl. al. 4, 88. 3, 23, 29); Doch ver: 
langt e3 die ungarische Verfaſſung, daß Defterreih verfaffungsmäßig 
regiert werde (SS. 5 und 25). Zum Zwecke „der Bertheidigung und Auf— 
rechthaltung der gemeinfamen Sicherheit” find die Xeitung der auswärtigen 
Angelegenheiten, das Kriegsweſen (ſammt der Feititellung und Umgeſtaltung 
des Wehriyftemes) und das Finanzwesen infoweit als die Koften obiger 
zwei Angelegenheiten reichen, al3 gemeinfame Angelegenheiten erflärt worden 
(88. 9—16). Zur Beforgung derjelben muß mit verfafjungsmäßiger Zu— 
jftimmung beider Theile ein Uebereinfommen erzielt werden, worauf die 
erforderlichen Gejammtfoften nach einem vereinbarten Berhältnig auf die 
beiden Theile rvepartirt werben ($. 18). Gemeinfam beiden Theilen it 
ferner die als ſolche anerfannte (gemeinfame) Staatsſchuld (88.53, 54, 55). 
Außer den obigen unbedingt gemeinfamen Angelegenheiten werben noch fünf 
weitere Angelegenheiten zwar nicht als unbedingt gemeinfam erklärt, jedod 
als folche, bezüglich deren zwifchen Ungarn und Dfterreid von Fall zu 
Fall Vereinbarungen behufs gleihmäßigen Vorgehens gefchloffen werden 
follen ($. 59). Es find das folgende: 

a) die commerciellen Angelegenheiten, 

b) jene indirecten Eteuern, welche mit der Anduftrieproduction in 
enger Verbindung jtehen, 

ce) Behandlung aller Zolllinien bez. die Zolleinnahmen, 

d) Behandlung gewiſſer beide Theile durchziehender Eijenbahnen, 

e) Feititellung des Münzweſens und des Geldfußes ($. 63—66). 

Kommt über die hier aufgezählten Gegenftände feine Vereinbarung zu 
Stande, fo fteht jedem Theile das geſetzliche Verfügungsrecht über diefelben 
zu (8. 68). 

Keiner der beiden Neichstheile erkennt die Bürger und Ungehörigen 
des anderen als jeine Bürger und Angehörige an — vielmehr befteht für 
jede Reichshälfte eine befondere Staatsbürgerfchaft. (SGG. 21. Dec. 1867, 
Nr. 142 RGB Art. 1.) Ba 


* 


Der Dualismus. 


$. 43. Wenn man bedenkt, daß alle Entwickelung der Staaten ein Proceß iſt 
der ſich abſpielt zu Folge der naturgeſetzlichen und naturnothwendigen, 
— und Widerſtrebungen, Actionen und Reactionen ſeiner ſocialen 


. Pragmatiſche Sanction von 1713. az Gefepartifel 1723: 1, 2 
und 3, ferner Geſetzartikel 1867: Art. XII S. 1 
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Beftandtheile: jo jtellt fich der 1867er Ausgleich zwifchen Ungarn und 
Dfterreih als die nothwendige Berjöhnung der einerjeit3 auf völlige Unter: 
werfung Ungarns gerichteten Beitrebungen des deutjchen Elementes in 
Dfterreich, andererjeit3 der dadurch genährten und großgezogenen Selbit- 
fändigfeitöbejtrebungen der Ungarn, dar. Nah Schlag und Rückſchlag 
erfolgte die im beiderjeitigen Interefje gelegene nothivendige Einigung und 
Verſöhnung — der jtaatsrechtliche Ausgleich. 

Das Wejen desjelben befteht darin, daß Ofterreih und Ungarn zwei 
jelbftändige Staaten, wenn auch unter einem Scepter, bilden jollen, d. h. 
daß das herrjchende Element in Ofterreich feine Herrfchaft nicht auch über 
Ungarn ausdehnen, wogegen das in Ungarn herrichende Element (das 
übrigen3 nie über DOfterreich zu herrjchen ftrebte) jeine Herrichaft dortjelbjt 
unbehindert weiter behalte. — Aus der Thatjache jedoch, daß diefe beiden 
Staaten einem Herrſcherhauſe unterliegen, ergeben ſich eine Reihe noth- 
wendiger Conjequenzen, die von beiden Staaten anerfannt werden mußten, 
wenn die Gemeinſamkeit des Herrichers und Herricherhaujes aufrecht erhalten 
werden jollte. Dieſe Eonjequenzen ergaben ji) aus der Natur der Sadıe. 
Der gemeinfame Monarch kann offenbar nie in die Lage fommen, mit ſich 
jelbft Krieg zu führen; da der Kaiſer von Dfterreihh und der König von 
Ungarn eine Perſon find, fo müfjen die Angelegenheiten des Krieges, die 
Militärfachen, gemeinfam fein, auf gemeinfamer Gejeßgebung beruhen und 
gemeinfam verwaltet werden. Dieſe Conjequenz zieht die weitere nach fich, 
daß auch die Ausgaben fir Militär und Krieg gemeinfam fein müfjen; 
denn die Gemeinſamkeit der Wehrmacht zieht diejenigen der Mittel zu ihrer 
Unterhaltung nad ſich. 

Weiters folgt aus der Gemeinjamteit de3 Herricherd diejenige feiner 
Vertretung bei auswärtigen Staaten; da die Vertreter des Kaijerd von 
Dfterreich mit den Vertretern des Königs von Ungarn nie und nimmer 
widerjprechend handeln dürften, ohne die höchſten Intereſſen des Reiches 
zu compromittiren, jo ergiebt fi) daraus die Gemeinſamkeit der auswär— 
tigen Vertretung, alſo auch der für diejelben nöthigen Auslagen. 

Das Ausgleichögefeß von 1867 zwiſchen Ofterreich und Ungarn konnte 
daher nichts anderes fein, als die Formulirung und Feitiegung diefer aus 
der Thatjache der Gemeinſamkeit des Herrichers für die beiden Staaten ſich 
ergebenden Berhältnijfe. 


Jede der beiden NReichshälften wird untergetheilt in Länder und 
Königreiche. °*). 


5) Die territorialen Bejtandtheile Dejterreichs find: die Königreiche Böhmen, 
Dalmatien und Galizien, die Erzherzogthümer Defterreich unter und ob der Enns, 
die Herzogthümer Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain und Bulowina, die Mark— 
grafihaft Mähren, das Herzogthum Schlefien, die gefürftete Grafihaft Tirol und 
das Land Borarlberg, die Martgrafichaft Sftrien, die gefürftete Grafjchaft Görz und 
Gradista und die Stadt Trieft mit Gebiet. 

. Die heute noch zu Recht beftehenden territorialen Beitandtheile Ungarns 
ind: das Königreich Ungarn; das dreieinige Königreich Croatien, Slavonien und 
Dalmatien (legteres nur dem Titel nad) und die königliche Freiftadt Fiume 
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Wenn auch dieje Eintheilung kein Act zwedberwußt hHandelnder Staats- 
gewalt ift, jondern das Refultat hiſtoriſcher Verhältnifje, wobei die Unter- 
abtheilungen des Staatögebietes in Länder und Provinzen ungleich find: 
jo hat fich doch die Staatöverwaltung diefer hiſtoriſch überfommenen Ein- 
theilung anbequemt umd diejelbe zur Grundlage der abminijtrativen Ein: 
theilung des Staatögebietes genommen. 3 bilden daher diefe Länder zu- 
gleih VBermwaltungsgebiet3-Einheiten, an deren Spitze Länderchefs und 
Landesbehörden ftehen. (In den größeren Ländern Oeſterreichs Statthalter 
und Statthaltereien, in den Fleineren, 3. B. Schlejien, Landespräſidenten 
und Landespräfidien; in Croatien-Slavonien der Banus und die Banal- 
tafel). 

Nur die ganz feinen Länder Görz, Gradidca, Iſtrien und Triejt find 
zu einem Berwaltungsgebiete: dem Küftenland, unter dem Statthalter in 
Trieft und der Triefter Statthalterei, vereinigt; Vorarlberg bildet mit 
Tyrol einen Verwaltungskörper. 


Staatlihe Gebietseintheilungen. 


Nur langjam und zögernd jchritten die Monarchieen des Continents 
zu territorialen Neueintheilungen ihrer Gebiete, die Hijtoriichen Einheiten 
ihrer Provinzen und Länder und die Gränzen derjelben überall jchonend 
und erhaltend. Raſch und durchgreifend, feine Hiftorische Tradition achtend, 
alle hergebrachten Eintheilungen über den Haufen twerfend, gingen oft revo— 
[utionäre Staatögewalten vor, wie 3. B. Frankreich, im J. 1789 °*) oder 
auh Monarchen, die fi) von hergebrachten Schranken ihrer Gewalt be 
freien und ihren Staat auf neuen Grundlagen aufrichten wollten — wie 
Kaiſer Marimilian, der zum Zwede bejjerer Steuerverwaltung Deutjchland 
in 10 Kreiſe theilte (1495)°*). Auch in Defterreich find in den legten Jahren 


jammt Gebiet. Das frühere Großfürſtenthum Siebenbürgen wurde fraft des Ge 
ſetzartikels XLIT vom Jahre 1868 mit Ungarn vollftändig vereinigt; die Ervatiicd- 
Slavonijche Militärgränge wurde in das Königreich Eroatien-Slavonien einverleibt 
(provinzialifirt) auf Grund des kaiſerlichen Manifeftes vom 15. Juli 1881 und 
faijerl. Entichl. vom 15. December 1881. 

7, Mit Gefeg vom 22. December 1789 wurde Frankreich unter Aufhebung 
aller hiſtoriſch überkommenen Eintheilungen in Departements, dieje in Arrondifie- 
ments, dieje in Kantone und dieſe endlich in Gemeinden eingetheilt. Dabei wurde 
„möglichit wenig Rüdjicht genommen auf die alten territorialen Gränzen.“ „Seit 
Er — F Grundlage der Verwaltungsorganiſation Frankreichs dieſelbe geblieben“ 

e Bon). 

5) Die Marimilianijhe Kreiseintheilung erhielt fi in Deutjchland „im 
wejentlichen” bis 1803 (vergl. Ein. ©. 89 ff., ferner Siegel, Deutjche Rechts— 
geihichte, S. 271, Schröder, Deutjche er a Far ©. 672.) Heute zerfällt 
Deutichland in 25 Staaten, und zwar 4 Königreiche, 6 Großherzogthümer, 
7 Fürftenthümer, 3 freie Städte. Dieje Eintheilung ift hiſtoriſch überlommen. 
Auh Breußen zeigt in jeinen „Provinzen“ jeine hiftorische Structur. Zu ad« 
miniftrativen Zwecken ift es in Regierungsbezirfe und Kreije eingetheilt; und zwar 
zerfällt es in 12 Provinzen: Dftpreußen, Weitpreußen, Brandenburg (außer Berlin), 
Bommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, Schleswig-Holjtein, Hannover, Weftfalen, 
Heilen-Nafjau, Rheinprovinz — dazu noch den Regierungsbezirf Hohenzollern und 


von Seiten nationaler Parteien zum Zwede fejteren Zujammenjchlufjes 
einbeitliher nationaler Bevölferung und bejjeren Schutzes vor Entnatio— 
nalifirung Vorſchläge zu Neueintheilungen des öſterreichiſchen Länder- 
bejtandes gemacht worden. So tauchte zu wiederholten Malen der Vor: 
ichlag auf, die von zwei Volksſtämmen bewohnte Steiermark in eine obere 
deutſche und untere flovenijche Steiermark zu theilen oder gar dieje legtere 
mit den angrenzenden jloveniichen ®ebieten zu vereinigen. Ebenfo jtellte 
im Namen der Deutjch-Böhmen der Abgeordnete und gew. Minijter Herbit 
im böhmifchen Landtag (1884) den Antrag auf Zweitheilung Böhmens 
nad nationalen Kreifen. Die Regierung verhielt jich ſolchen Vorjchlägen 
gegenüber bisher immer jehr zurüdhaltend und paſſiv.“) Daß eine 


den Stadtbezirk Berlin. Die 35 Regierungsbezirte zerfallen in Kreiſe (Land- und 
Etadtfreije. Hue de Grais flagt über Unzweckmäßigkeit diejer Eintheilung des 
preußiihen Stantögebietes, die den geſchichtlichen Traditionen zu viel Red. 
nung trägt. — Uebrigens ändern oft auch abjolute Regierungen die hiftorisch über- 
fommtnen Eintheilungen aus politifchen Gründen, wenn es fich darum handelt, 
biftorifche Erinnerungen auszumerzen; jo verichwand 3. B. das Großherzogthum 
Litthauen aus der adminiftrativen Gebietstheilung Rußlands und ward in Die 
Souvernements-Eintheiluug des ganzen Reiches einbezogen, in welcher es neun 
Souvernements bildet, die als die „meitlichen Provinzen“ bezeichnet werden, 
während gleichzeitig das ehemalige ei Polen eine Anzahl Gouvernements 
unter der amtlichen Bezeichnung des „Weichjelgebietes“ bildet. So ift denn das 
Verwiſchen des hiſtoriſch Gewordenen feineswegs ein Privilegium revolutionärer 
Staatögewalten — auch abjolute Regierungen bedienen jich desjelben Kunftgriffes, 
wenn ihnen das hiltoriich Ueberklommene unangenehm ift. 

5°, Charakteriftiich für den Standpunkt der Regierung ift die Erflärung, die 
fie über den Antrag Herbſt in einer Commiſſion des böhmijchen Landtags im 
Dctober 1884 durch ihren Vertreter abgab. Diejelbe lautete: 

„Die Regierung anerkennt, da, — rückſichtlich der Bildung der ver— 
ſchiedenen Bezirfe des Landes nach der Nationalität der Bevölkerung ſchon 

ieles gejchehen ift, dennoch in Betreff der Ausjcheidung einzelner Gemeinden und 
Zumeifung derjelben zu anderen Bezirken oder in Betreff der Theilung bejtandener 
und Bildung neuer Bezirke {4 weitere Aenderungen wünjchenswerth 
jein fönnen. Gie verfchließt ſich auch nicht der Erkenntniß, daß durch jolche 
Aenderungen die Wirfjamleit der unteren Berwaltungs- und Gerichts» 
behörden erleichtert werden könnte; fie anerfennt auch, daß unter Umſtänden 
durch jolche Aenderungen die Wirkſamkeit der Bezirksvertretungen gefördert würde, 
und theilt auch die Anjicht, daß dieje Aenderungen audy einer entſprechenden Ab— 
gränzung der Landtags-Wahlbezirfe zu Gute fommen fönnten. Geleitet 
von dieſen Anfchauungen, fann die Regierung nur erflären, daß fie gegenüber dem 
Antrage Sr. Ercellenz des Herrn Abg. Dr. Herbit eine ablehnende Haltung 
nicht einnehme und daß fie dem bezüglichen Yandtagsbeichlufie die bereitwilligite 
Berüdfihtigung zuwenden werde. 

Ungeachtet deſſen kann ſich aber die k. k. Regierung nicht verhehlen, daß 
Umjtände obwalten können, in melden jie auf nicht zu —— Schwierig— 
keiten ſtoßen kann, und daß die Aenderung der in einem Bezirke beſtehenden 
Verhältniſſe jelbit in den Kreiſen der betheiligten age ng jei es aus öfono- 
mifchen oder anderen Gründen, nicht gewünjcht wird. Mit Rüdficht hierauf muß 
die k. f. Regierung ihre Erflärung an die Borausjegung fnüpfen, daß ein Ver— 
langen um jolche Aenderungen aus der betrefjenden Bevöllerung gemacht 
werde, und dab die geographiichen und jonjt maßgebenden Berhältnifie des Be— 
zirles und insbejondere auch ins Gewicht fallende finanzielle Rüdjichten die- 
jelben nicht als unzuläſſig ericheinen laſſen. 


$. 46. 


BE: Su 


eventuelle Aenderung, jei es des Umfanges der einzelnen Länder, ſei es der 
Eintheilungen der leßteren, nur im Wege der Gejebgebung erfolgen kann, 
unterliegt feinem Zweifel. Wenn auch eine ausdrüdliche diesbezügliche 
Beitimmung in den gegenwärtigen Staatögrundgejegen nicht vorhanden iſt, 
jo war diejer Grundſatz doc fchon in den in Folge der Berfaflung vom 
4. März 1849 erfloffenen Landesordnungen ausgeſprochen und dürfte 
gegenwärtig jchon aus dem Grunde unanfechtbar fein, weil die gegenmärtige 
Territorialeintheilung der Königreihe und Länder zur Grundlage der 
Wahlordnungen genommen wurde, daher jede Menderung der erfteren eine 
Aenderung der lehteren involvirt, was doch offenbar nur im Wege ber 
Geſetzgebung erfolgen kann.) — In Ungarn fonnte von jeher und fann 
auch heutzutage keinerlei Zufammenlegung oder Trennung gejeglich beitehender 
politiicher Gebietstheile ohne Einwilligung des Neichstages vorgenommen 
werden. 

Was die Kompetenz zu folchen gejeßgeberiichen Ucten anbelangt, jo 
richten ſich diejelben nach der Lage und Zugehörigkeit des betreffenden 
Territoriums. Handelt es fih um eine Änderung der Gränzen irgend 
eines Verwaltungsbezirkes eines einzelnen Landes, jo kann diejelbe mittelſt 
eines LQandesgejeßes angeordnet werden; würde es fich um eine Anderung 
der Eintheilung einer Reichshälfte in Länder und Königreiche handeln, jo 
wäre entweder der Reichsrath oder der ungariihe Reichsſtag competent; 
daß „die Prüfung und Genehmigung jener Handeld: und Staatöverträge 
. ... die eine Gebietsänderung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder zur folge haben”, zum Wirkungskreiſe des Reichsrathes gehört, 
bejtimmt ausdrüdlich $. 11 a des Gef. v. 21. Dec. 1867 No. 141 RGB., 
woraus fi auch ergibt, daß die Möglichkeit von Gebietsänderungen in 
der Zukunft gefeßlich vorgefehen ift. 


Die einzelnen diefer Länder zerfielen früher (ungefähr bis im die 
Mitte diefes Kahrhunderts) in Kreife oder Gaue. 

Sp Defterreih u. d. Enns in vier reife (Viertel): Ober und Unter 
dem Wiener Wald, Ober und Unter dem Manhartsberg; Oberöjterreid 
ebenfall3 in vier Kreife: Mühl-, Inn, Hausrud: und Traunfreis; Salz: 
burg in vier Gaue: Salzahgau, Pinzgau, Pongau und Lungau; Steier: 
marf in drei reife: Bruder, Grazer und Marburger; Kärnten war in 


Inſoweit aber in der Motivirung auf die entjprechende Organifation der be- 
jtehenden zweiten Inſtanzen — wird, muß die k. k. Regierung jet 
ihon erffären, daß fie ei eine joldhe Wenderung der Organijation der ziveiten 
Inftanzen einzugehen nicht in der Lage wäre, weil fie der Anſchauung iſt, daß 
eine foldhe Menderung dem im Auge & behaltenden Intereſſe der einbeitlichen 
Verwaltung und Juftizpflege in hohem Grade abträglich fein würde.“ 

Man erfieht daraus, daß eine — in der Gebietstheilung der Länder 
nach nationalen Geſichtspunkten nicht zu den Unmöglichkeiten gehört. 

%) Auch dürften allfällige Aenderungen der Gebiete der einzelnen Länder zu 
jenen „Gegenſtänden“ gezählt werden, welche ſich „auf Pflichten und Verhält- 
nilfe der einzelnen Länder unter einander — und als ſolche nach 3. 11 
lit. n des Geſetzes vom 21. December 1867 Nr. 141 RGB. zu dem Wirkungs- 
freis des Neichdraths gehören. 
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Ober: und Unterfärnten getheilt; Rrain zerfiel in drei Kreife, den Laibacher 
(Oberkrain), den Neujtädter (Unterfrain), den Adelsberger (Unterfrain); 
Tirol und Borarlberg zerfielen in vier Kreife: Insbrucker, Brirener, Triefter 
und Bregenzer; Böhmen war jeit Karl IV. in zwölf Kreiſe getheilt; Mähren 
zerfiel in jech8 Kreije (Brünn, Iglau, Znaim, Hradiſch, Neutitichein, Olmütz); 
Galizien wurde nach der öfterreichifchen Occupation ebenfalls in Kreife und 
zwar in achtzehn getheilt. Dieje Kreife wurden in der Folge nad) Bedarf 
in Bezirke eingetheilt. An der Eintheilung der Länder in Kreiſe und Be- 
zirfe hielt man noch bei den Neuorganijationen derjelben im J. 1849 und 
1853 feſt.“) Doch wurde die Kreiseintheilung in feineren Ländern (Kärnten, 
rain, Salzburg, Oberöjterreich, Schlefien und Bukowina) unterlaffen. An 
der Spitze der Kreife und Bezirke ftanden Kreis: und Bezirksvorſteher. 
Seit dem Jahre 1860 wurde zum Zwecke der Vereinfachung der Geſchäfts— 
führung auch in den größeren Ländern die Kreigeintheilung aufgelaffen, jo 
da nur die Eintheilung in Bezirke übrig blieb. Mit dem Gejehe vom 
19. Mai 1868 endlich wurde bejtimmt, daß jedes Land in Amtsbezirke 
eingetheilt wird, von denen jeder zwei oder mehrere der früheren Bezirke 
umfaßte; doch beftimmt diefes Geſetz, daß „die Gränzen der Gerichtäfprengel 
der einzelnen und der zu einer gemeinjchaftlichen Gefchäftsführung vereinigten 
Ortögemeinden, dann der Gutögebiete durch die Gränzen der politifchen 
Amtsbezirke nicht durchichnitten werden.“ Somit fchonte auch das neuefte 
Organifationsgejet alle bejtandenen, hiſtoriſch entwidelten Gränzen — es 
nahm Zujfammenlegungen vor, aber es vermied Trennungen des 
früher Zufammengehörenden. 

Die Durhführung diefer Eintheilung der Länder in Amtsbezirke er- 
folgte im VBerordnuugswege®?), jo wie auch Aenderungen derfelben im Ber- 
ordnungswege erfolgen fünnen®?), 


: 2 Grundzüge vom 26. Juni 1849; Gejeß vom 19. Jänner 1853 RGB. 
tr. 10. 

*), Mit Minifterialverordnung vom 10. Juni 1868 wurde die 1867 durch⸗ 
geführte Bezirkseintheilung von Galizien, Salzburg und Krain beftätigt; mit 
Minifterialverordnung vom 10. Juli 1868 wurde die Eintheilung in politische 
Bezirke für die übrigen Länder feitgejegt. 

“2, Die älteren Berwaltungsbezirke, namentlich in Defterreicd,, waren an Um— 
fang größer als die heutigen; fie wurzelten auf unterfter Stufe in hiftorifchen Be— 
figverhältnifien des Adels, auf oberer Stufe in Verhältniffen, die jich aus der 
ſtandiſchen Verwaltung ergaben. Daß die gegenwärtigen territorialen Eintheilungen 
der Länder ein Dichteres Netz darftellen, das ergiebt ſich mit Nothwendigfeit aus 
. der größeren Intenfivität der heutigen ftaatlichen Verwaltung. Der frühere Staat 
ftellte fich viel weniger Aufgaben als der moderne; er brauchte weniger Beamte 
und jedem Beamten fonnte ein größeres Territorium zugewiejen werden. Heute, 
angefiht3 der immer wachjenden Zahl jtaatliher Agenden, wächſt die Zahl der 
Beamten und verengert jich immer mehr das Netz der adminijtrativen Einthei- 
lungen der Länder. Zugleich aber vervielfältigt und vermanigfaltigt es ſich aud). 
Jeder Zweig jtaatliher Verwaltung erheijcht eine territoriale Eintheilung des 
Staatögebietes entjprechend der nothwendigen Arbeitstheilung der Verwaltung, 
und da jede jolche — — den jpeciellen Bedürfnifien des bezüglichen 
Berwaltungszweiges entiprechend, bald kleinere, bald größere Einheiten zur Grund- 
lage haben muß: jo folgt, daß die verjchiedenen Gebietätheilungen einander nicht 


$. 47. 
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Verhältniß der einzelnen Länder zu einander. 


Das Verhältniß der einzelnen Länder zu einander iſt in jedem der 
beiden Reichshälften ein anderes. 

In Oeſterreich unterſtehen alle gleichmäßig den für die im Reichs— 
rathe vertretenen Länder erlaſſenen ſog. „Reichsgeſetzen“ (welche jedoch 
thatſächlich Staatsgeſetze ſind), welche von einer ihnen allen gemeinſamen ge— 
ſetzgebenden Körperſchaft, dem „Reichsrathe“ beſchloſſen und vom Kaiſer 
ſanctionirt werden (StGG. 21. Dec. 1867 Nr. 141 RGB.); ferner unter 
jtehen fie einer gemeinjamen Gentralregierung, dem Gejammtminijterium; 
gemeinjamen in Wien rejidirenden Eentralbehörden; gemeinfamen vier oberjten 
Gerichtshöfen, dem Oberjten Gerichtö- und Cafjationshof, dem Verwaltungs: 
gerichtöhof, dem Reichsgericht und dem oberjten Militärjuftizjenat. Dagegen 
hat jedes Land für jich eine bejondere gejeßgebende Körperjchaft, den Land- 
tag, für diejenigen „Gegenjtände der Geſetzgebung“, welche nicht dem Reichs: 
rathe ausdrüdlich vorbehalten find. Für dieſe Gegenftände befchließen 
die Landtage Gejege, die, nachdem fie vom Kaijer fanctionirt, ald Landes: 
gejege fundgemacht werden und die, wenn auch für Gegenjtände berjelben 
Urt, 3. B. Gemeinden, Schulen u. dergl., dennoch nicht in allen Ländern 
gleichlautend oder ähnlich fein müffen. Doc ijt für mehrere Gegenjtände 
der Gejebgebung der Rahmen diejer Provinzialgefeggebung durch vom 
Reichsrathe erlaffene „gemeinfame Grundjäge“ im vorhinein bejchränft. 

Da jedes einzelne Land einen gewiſſen Kreis eigener Angelegenheiten 
autonom bejorgt und daher ein eigenes Landesbudget und eigenen Landes: 
haushalt befißt: jo können fich zwijchen den einzelnen Ländern vermögen: 
rechtliche Beziehungen ergeben, die nad) den Grundjägen des Privatrecht: 
geregelt und eventuelle Streitigkeiten vom Reichsgericht entichieden werden. 

Der autonome Wirkungskreis der einzelnen Länder ijt fein gleicher; 
einzelne Länder bejigen einen größeren, einzelne einen fleineren. So bejißt 
3. B. Galizien einen größeren autonomen Wirkungskreis bezüglich des 
Schulweſens, indem der galiziſche Landesjchulrath einen größeren Wirkungs- 
freis hat, als die Landesſchulräthe in andern Ländern. Auch haben Galizien 
und Böhmen zur Vertretung ihrer fpeciellen Landesinterefjen bejondere 
„Landsmannminijter“ im Minijterrathe, die ſonſt feine andern Portefeuilles 
innehaben. 


deden, jondern fich manigfaltig durchkreuzen. Doch werden womöglich dieje ver- 
ichiedenen adminijtrativen Eintheilungen im Rahmen der einzelnen Länder unter 
gebradjt, und nur da, wo die legteren zu Fein find, um einem Verwaltungszweig, 
der feiner jo Heinen Einheiten bedarf und weiter jich ausdehnen fann, al3 Grund» 
lage zu dienen: werden aus mehreren Ländern einheitliche VBerwaltungsgebiete ge 
bildet (3. B. Oberlandesgerichtsbezirke, Gemwerbeinfpectoratsbezirfe u. j. w.). 

Ju Dejterreich jind nur die Eintheilungen des Staates in Königreiche und 
Länder noch hiſtoriſch überliefert: alle anderen adminijtrativen Eintheilungen, wie 
die in politiihe Bezirke, Gerichtsbezirte, Landtagswahlbezirfe, Steuerbezirke, 
Heeresergänzungsbezirte, Schulbezirke, Baubezirke, Sanitätsbezirke, Handelstammer- 
bezirfe u. j. w. find neueren Datums und aus den Vermwaltungsbedürfnifien des 
modernen Staates hervorgegangen. 
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Die Länder der ungariſchen Krone. 


Was die Länder der ungarifchen Krone anbelangt, jo war das magya- $. 48. 
rijche Kernland feit Jahrhunderten eingetheilt in Comitate (Geſpannſchaften, 
vom flavifhen Worte zupan), welche nicht? anderes als die Amtsſprengel 
der magyarifhen „Grafen“ bezeichneten. Mit den jchwanfenden Herr: 
fchafts- und Territorialverhältniffen ſchwankte die Zahl der Comitate zwi— 
fchen 50 und 70. Außerhalb des Kreiſes magyarischer Herrichaft jtehende 
Nachbarländer behielten nah ihrer Vereinigung mit Ungarn ihre terri- 
toriale Selbjtändigfeit und bildeten befondere Theile (partes adnexae) des 
Ungarreiches, jo Siebenbürgen und Erovatien-Slavonien. Ebenſo 
bildete einen bejonderen Gebietötheil die aus dem Bedürfniffe einer ftabilen 
Drganijation der Bertheidigung gegen die Türkei hervorgegangene Mili- 
tärgrenze. Andererſeits gab es mitten im Ungarlande Gebiete, die eine 
von der Eomitatögerwalt erempte Stellung inne hatten; e8 waren das einer- 
feit3 die freien Diftricte Jazygien, Groß: und Klein-Rumanien und 
der Großkikindaer Krondiftrict, andererjeit3 die freien Städte und zwar 

die 51 freien föniglihen Städte und die Haidukenſtädte. 
Im Sahre 1723 theilte Carl VI. Ungarn in vier Kreiſe 1. Den 
Kreis diesfeits, 2. jenfeit3 der Donau, 3. diesfeits der Theiß und 4. jen- 
jeit3 der Theiß. 

Diefe Kreife zerfielen in Comitate und Stadtbezirfe, und zwar gab 
es 51 Comitate und 6 Stadtbezirke (Peit-Dfen, Dedenburg, Preßburg, 
Kaſchau und Großwardein). Außerdem noch 1 Diftrict. 

Kaiſer Joſeph theilte Ungarn (politifch-fameraliftiich) in 10 Bezirke: 
1 Raaber, 2 Beither, 3 Neutraer, 4 Neufohler, 5 Kaſchauer, 6 Munfacjer, 
7 Großwarbeiner, 8 Temedvarer, I Fünftirchner, 10 Agramer. In den 
bezüglichen Städten war der Sit der Commifjare. Doc blieb neben diejer 
Eintheilung in Bezirke die gejchichtlich überlieferte Eintheilung in Comitate 
immer bejtehen, da die Comitate als Gerichtöbezirfe und Selbftverwal- 
tungsbezirte immer ihre Geltung behielten. Zur Zeit Kaiſer Joſeph's gab 
e3 folder Comitate 54. Im den 1848er Geſetzen erjcheint Ungarn mit 
Ausschluß Siebenbürgen? in 51 Comitate eingetheilt; daneben bejtehen . ' 
vier Diftricte (Kovarer, Jazygien-fumaner, Haidufen- und Tichaififten- 
Diftrict), Fiumaner Bezirk, Eroatien, Croatifhe Militärgränze, Slavoniſche 
Militärgränze und Banatiſche Militärgränge. 

Siebenbürgen **) war ebenfalls in (ungarische) Geſpannſchaften, daneben 


*) Siebenbürgen wurde anno 1002 durd König Stefan erobert und durch 
bejondere Statthalter verwaltet. Nach der Schlacht bei Mohacs anno 1541 ward 
es ſelbſtändig. Am Jahre 1545 ward dajelbit die Union der drei Nationen 
Ungarn, Sachſen und Szeller gegründet, worauf es in drei Bölferjige (Land- 
ichaften) zerfiel; jede Landſchaft theilte ſich in die althergebrachten Geſpannſchaften 
(bei den Sadjen und Szeflern: Stühle). 1765 ward Siebenbürgen zu einem 
Großfürſtenthum erhoben; die Könige von Ungarn waren Großfürjten von Sieben- 
bürgen. Die ungariſchen Gefepartifel von 1848 behandeln Siebenbürgen als ein 
„zur ungarischen Krone gehöriges“, jedoch jelbjtändiges „Schweiterland“, welches, 
„wenn es ſich anjchließen will“, jeine Abgeordneten zum ungarijchen Reichstag 
wird jchiden können. 


$. 9. 
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in Sſekler- und Sachſen-Diſtricte („Stühle“) getheilt. Vorübergehend 
hob Kaiſer Joſef II. dieſe hiſtoriſche Eintheilung auf und theilte das Land 
in elf Geſpannſchaften, ſodann aber in drei Bezirke, den Herrmannſtädter, 
Klauſenburger und Fogaraſer, von denen jeder in mehrere Gejpannjchaften 
zerfiel. 

Als jeit der Mitte dieſes Jahrhundert? zwei politiihe Strömungen 
um die Oberherrfchaft in Ungarn kämpften, und zwar die deutjche Centrali: 
ſationstendenz von Wien aus und die magyariſch-nationale Einheitstendenz 
von Beit aus: mußte die territoriale Eintheilung der Länder der ungari- 
ſchen Krone ſich den Intereſſen der jeweils fiegreichen Richtung anpaffen. 
Die deutfche centraliftiiche Richtung mußte, um die magyarifche Oppofition 
zu Schwächen, auf die territoriale und jtaatsrechtliche Theilung und Trennung 
der ungarischen Länder hinarbeiten. 

Sp wurde denn nicht nur das „Großfürſtenthum Siebenbürgen” als 
bejondered von Ungarn unabhängiges Kronland conftituirt®®) ($. 1 der 
Märzverfaffung 1849); nicht nur „das uralte Recht der Nation der Sachſen 
in Siebenbürgen auf unmittelbare Unterjtellung unter die Krone‘, fowie 
das Recht der Siebenbürger Sachſen auf eine „Bertretung in einem allge 
meinen öjterreichiichen Reichstag“ anerkannt: jondern aud die „ſerbiſche 
Wojewodichaft und das Temejer Banat“ als bejondere Berwaltungsgebiete 
proclamirt.*°) Auch die Militärgränge wurde, obſchon ihre urfprüngliche 
Beitimmung bereits gegenftandslos geworden war, als bejonderes von 
Ungarn getrennte Berwaltungsgebiet aufrechterhalten. Selbſtverſtändlich 
wurde ſowohl die ftaatörechtliche wie auch territoriale Sonbderftellung des 
Königreichs Ervatien-Slavonien um fo mehr anerkannt, ala diejes Königreich 
auf eine jolhe Sonderftelung nicht nur altverbriefte Verfaſſungsrechte 
hatte, fondern, was mehr bedeutet, die thatjächliche ſociale Macht, dieſe 
Rechte aufrechtzuerhalten.®”) 

Diefe gegen die Hiftorijch-politiiche Entwidelung Ungarns gerichtete 
Tendenz konnte fich nicht lange erhalten; vom Jahre 1860 angefangen ge: 
winnt die entgegengejeßte, der Hiftorifch-politifchen Entwidelung Ungarns 
conforme Tendenz der Bereinheitlihung und Amalgamirung der verjchie- 
denen ungarifchen Landestheile die Oberhand.°®) 

Die jerbifche Wojewodichaft und das Temefer Banat wurden „auf Grund— 


2 Kaiſerl. Manifeſt an die Sachſen Siebenbürgens vom 21. December 1848. 
*) Kaiſerl. Patent vom 18. November 1849. Vergl. darüber Paul Somſich: 
Das legitime Recht Ungarns und jeines Königs. Wien 1850. 

Die jerbifche Wojewodſchaft wurde jchon am 15. December 1848 als jelb- 
ftändiges Berwaltungsgebiet proclamirt und zwar „in Anerkennung der helden- 
müthigen Gegenwehr gegen die Feinde des Thrones” und um „dem tapferen 
und treuen ferbifchen Volle eine Bürgjchaft für feine nationale Organifation 
zu geben.“ 

67) Es beitand damals jogar der Blan, einen polnifchen Landestheil im Norden 
Ungarns zu bilden, und zwar aus den Arvaer und Treneſiner Comitaten, die 
von einer flavifch-polnifchen Bevölterung befiedelt find. 

es, Doch wurde noch im Dctoberdiplom 1860 und im Tyebruarpatent 1861 
die territoriale und jtaatärechtliche Trennung des eigentlichen Ungarn von Sieben- 
bürgen ſowohl wie von Eroatien-Slavonien in's Auge gefaßt. 
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lage der ſtaatsrechtlichen Anſprüche“ Ungarns im December 1860 in 
Ungarn „reincorporirt“ (Kaiſerl. Entſchließung v. 27. Dec. 1860). 

Mit dem Perfectwerden endlich des Ausgleihs mit Ungarn im Fahre 
1867 gab die Wiener Regierung alle dieje Theilungsverfuche des unga- 
riſchen Staatsgebietes endgiltig auf und überließ es Ungarn, ſich im Sinne 
und Geiſte jeiner Hiftorifchen und nationalen Entwidelung zu conftituiren. 
So erfolgte denn durch den GA. XXX vom Jahre 1868 die Regelung der 
ftaatsrechtlichen Berhältniffe Ungarns zum dreieinigen Königreich (Eroatien, 
Slavonien und Dalmatien, obwohl letzteres nur nominell zu Ungarn ge: 
hört), mit welchem jodann (1881) die frühere croatifch-flavonifche Militär: 
gränze vereinigt wurde und durch GA. XLIII vom jelben Jahre die voll- 
fommene Vereinigung (Incorporirung) Siebenbürgens mit Ungarn; dagegen 
blieb die fünigliche Freijtadt Fiume mit Gebiet ein der ungarijhen Krone 
annectirter bejonderer Landestheil (pars adnexa) fraft GA. XXX vom 
Sahre 1868. 9) 

Nach diefen 1868er Gejegen bildet Kroatien und Slavonien aller: 
dings ein befonderes Königreich; mit autonomen Inftitutionen, mit eigenem 
Landtag und oberfter Regierungsbehörde (Banus), doch beſtimmt der $. 1 
des Gefeßart. XXX vom Jahre 1868, daß diejes Königreih mit Ungarn 
„eine und bdiejelbe ftaatliche Gemeinjchaft“ bildet. Zwiſchen Ungarn und 
Siebenbürgen dagegen befteht eine „geſetzliche Einheit“ ($. 17 Gejehartitel 
XLIII vom Jahre 1868 über die detaillirte Regelung der Vereinigung 
Ungarns und Giebenbürgens). Alle früher bejtandenen jtaatsrechtlichen 
Bejonderheiten Siebenbürgens find aufgehoben, jo die bejondere Geſetz— 
gebung; bejonderer Landtag; das fiebenbürgifche Gubernium. Siebenbürgen 
bildet einen integrirenden in al und jedem gleichberechtigten Bejtandtheil 
de3 Königreich Ungarn. 

Endlich verfügte noch das a. h. Handfchreiben vom 19. Sept. 1869 
die Auflöfung der beiden Warasdiner Gränzregimenter, dann des 11. und 
12. Gränzregimentes und deren Bezirke jammt den Comitaten Zengg und 
Siffeg und die Uebergabe derfelben in die Eivilverwaltung; diefe Gebiete 
fielen an Ungarn als ehemaliges ungarifches Gebiet. 

Nah allen diefen Umgeftaltungen und Weincorporirungen zerfällt 
gegenwärtig das Gejammtgebiet des ungarischen Staates in 63 Comitate 
mit dazwifchen liegenden 25 ftädtifchen Municipien (XXI Gejetart. 1886), 
an deren Spite jogenannte Obergejpäne jtehen; das Gebiet Croatiens und 
Slavoniens in 8 Comitate und 21 königl. Freiftädte. Die Comitate zer: 
fallen in Bezirke, deren ed im Königreich Ungarn 424 und in Eroatien- 
Slanonien 66 giebt. 


°) Fiume gehörte nod im 17. Jahrhundert zu der öfterreichijchen Reichs- 
hälfte; doch wurde es im 18. Jahrhundert von der Kaiferin Maria Therejia einem 
croatiihen Comitate, dem Severiner, zugetheilt und fam jo an die ungariſche 
Krone (Diplom vom 23. April 1779). iejes Verhältniß wurde vorübergehend 
unter Kaijer Joſef II. alterirt, — durch den Gejepartifel IV: 1807, womit 
das Therejianiiche Diplom von 1779 auf Anjuchen der Stadt Fiume inartifulict 
wurde, endgültig jejtgejtellt. 

Gumplowicz;, Tas öfterr. Staatärcht, 5 
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Vergleicht man die Entwickelung der Territorialeintheilungen Defter- 
reih3 und Ungarns miteinander, jo muß auffallen, daß, während Ungarn 
jeine frühere provinzielle Gliederung überwand und bis auf die Sonder: 
itellung des dreieinigen Königreiches fein gefammtes Gebiet vereinheitlichte 
und einer centralijirten Verwaltung unterwarf: in Dejterreich nad) diejer 
Richtung faft gar feine Entwidelung ftattfand; ja, daß hie und da Gebiete, 
welche jchon früher einmal einheitliche Provinzen bildeten, wieder in eine 
Mehrheit von Provinzen zerlegt wurden, wie 3. B. das frühere Königreich 
Illyrien in die Kronlande Görz, Gradisca und Sitrien. 

Der Grund diejer Erjcheinung liegt darin, daß in Ungarn die Idee 
des einheitlichen Nationaljtaate® von der Regierung gefördert, den Sieg 
davontrug, während in Defterreich das Regierungsinterefje fich mit feinem 
befonderen nationalen Intereſſe identificirt. In jedem nationalen Intereſſe 
aber liegt ed, das nationale Gebiet jo viel als möglich zu erweitern und 
zugleich zu vereinheitlichen und um leßteres zu erreichen, die Verwaltung 
desjelben zu centralifiven. Allerdings kann letzteres nur da gejchehen, wo 
die natürlichen, focialen Bedingungen eine Vereinheitlihung als möglich er- 
jcheinen lafjen, was von dem jeweiligen Kräfteverhältniß des herrſchenden 
zu den beherrichten focialen Elementen abhängig if. Auch Ungarn weiſt 
jowie Defterreih eine Verſchiedenheit ethnifcher Elemente auf, jedoch in 
einem jolchen Berhältniffe, daß auf dem Gebiete de3 heutigen Ungarn 
wenigjtens, der vollitändige Sieg des Magyarismus nicht als unmöglich er: 
Icheint, zu welchem Zwecke Vereinheitlichung und -Eentralijation der Ber: 
waltung eine nothivendige Borausfegung iſt. Anders liegen die Verhält- 
nifje in Dejterreih. Eine Bereinheitlihung und Gentralifation der öjterr. 
Länder bat fi) in Folge der Berjchiedenheit der nationalen Elemente, die 
ji das Gleichgewicht Halten, als unerreichbar erwiefen. Andererfeits 
fonnte ſich auch in den einzelnen nationalen Gebieten (des deutichen, cechi— 
ichen, polnifchen, ſüdſlawiſchen Elementes) fein nationales Intereſſe bisher fo 
weit geltend machen, daß e3 althergebradhte territoriale Bejonderheiten 
überwunden hätte. In Folge dejjen hat die öjterreichiiche Reichshälfte 
feinerlei jolche Gebietverjchmelzungen aufzumeijen, wie das in Ungarn mit 
Rückſicht auf Siebenbürgen, jerbifhe Wojewodſchaft, Militärgränze der 
Fall war. — 


II. Bud. 
Die Bevölkerung Oefterreih-Ungarns. 


Die Bevölkerung in ftaatsrechtlicher Beziehung. 


Inwiefern die Bevölkerung des Staates aus Individuen verfchiedenen $. 51, 
Ulters, Gejchlehtes und Civiljtandes bejteht, gehört die Betrachtung der- 
jelben dem Privatrechte an, welches die Rechte und Pflichten der Familien: 
mitglieder, der Ehegatten, der ledigen, verheiratheten oder vermittiweten 
Berjonen, der ehelihen und unehelichen Kinder im Familien- und Erbrechte 
zum Gegenjtande hat.“”) 

Dagegen iſt e8 im Privatrecht belanglos und begründet feinen Unter: 
Ihied der Rechte und Pflihten, ob Jemand der einen oder der anderen 
Nationalität oder Kirche angehört; ob Jemand adelig oder nicht adelig, 
Fabrifsunternehmer oder Arbeiter ift. Dieje Unterjchiede, die man im all: 
gemeinen ſociale nennen fann, find jtaatsrechtlicher Natur und bilden den 
Gegenjtand der Beitimmungen des Staatsrechtes. 


Das ältere Staatsrecht befahte jih mit der Bevölferung des Staates $. 32, 
nur injofern, inwiefern diejelbe in Stände eingetheilt war und behandelte 
nur jene Stände, die irgend einen Antheil an der Herrjchaft im Staate 
hatten. In Folge deſſen fiel das ganze Landvolf und das „gemeine Volk“, 
weiches nicht einmal jtädtifches Bürgerrecht bejaß, ganz aus dem Rahmen 


, Doc haben einige Eivilitandesverhältniife, von denen man glauben jollte, 
dab fie im Geijte der öfterreichiichen Staatsgrundgejege auf die öffentlichrechtlichen 
Verhältniſſe feinen Einfluß üben fönnen, trogdem einen ſolchen und zwar auf 
Grund neueſter Gejege, welche unter der Herrichaft des Staatsgrundgefeßes über 
die allgemeinen Rechte der Staatöbürger, worin allen Staatdbürgern Gleichheit 
vor dem Gejege garantirt ift, erlaflen wurden. So 3. B. madt $. 7 lit. a des 
Unfallverjiherungsgejeges vom 28. December 1887 Nr. 1 RGB. 1888 einen 
Unterjchied, zwijchen ehelichen und unehelichen Kindern der Arbeiter, indem Ießteren 
eine geringere Rente zuerkannt wird al3 den erjteren. Strenge genommen ver- 
ſtößt dieje Beitimmung gegen den Art. 2 de3 StGG. vom 21. December 1867, 
welches bei der Feſtſetzung der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze 
feinerlei Unterjchied zwiichen ehelichen und unehelichen macht. 

Auch der $. 56 der Gewerbeordnung (Novelle vom 15. März 1883) berüd- 
ihtigt den Civilitand injofern, als er der Wittwe eines Gewerbetreibenden be- 
ziehungsweiſe deſſen minderjährigen Erben eine Begünjtigung zu Theil werden 
* welche anderen Erben, z. B. einer großjährigen Tochter, nicht zuerkannt 
wird. 


5* 
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des Staatsrechtes heraus. Es hatte keinen Antheil am Staatsregiment, 
gehörte alſo nicht in das Staatöredht.”) Mit dem Aufkommen der ato— 
miftifchen Staatslehre in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts verfiel 
die Staatsrechtstheorie in das andere Ertrem. Ausgehend vom Stand- 
punkt, daß die Summe aller im Staate anſäſſigen gleihberechtigten Staats: 
bürger das Bolt ausmache und daß diefem Bolfe die oberjte Macht im 
Staate, die Souverainetät zuftehe: ſah man von jeder Eintheilung und 
Gliederung dieſes „jouveränen Volkes“ in Stände und Claſſen ab und 
hatte nur Sinn für die Zahl der Gejammtheit, für numeriſche Gruppen 
als Grundlage von Parlamentswahlen; man beachtete nur die Taufende 
oder Hunderttaufende Wähler, welche einen oder mehrere Abgeordnete 
wählen jollten und verſchloß mit Abficht die Augen gegen alle andere Unter: 
jheidungen und Gliederungen der Gejammtheit. Da ſich aber die wirk— 
lichen Berhältnifje nicht durch Geſetze hinwegdecretiren oder durch Theorieen 
hinwegdisputiren laſſen, jo konnte es nicht fehlen, daß die thatjächlic 
eriftirenden focialen Verjchiedenheiten in der Bevölkerung, die verjchiedenen 
mit verjchiedener Macht ausgejtatteten und mit einander um den Antheil 
an der Herrfchaft im Staate ringenden Beitandtheile derjelben ſich geltend 
zu machen fuchten und daß zunächſt der Staat ſich gezwungen jah, dieſe 
Berjchievenheiten anzuerkennen, bei jeinen Maßregeln mit denjelben zu rechnen 
und daß fodann eine gereiftere theoretifhe Einfiht in den Zuſammenhang 
und die Structur der Gejellichaft, von Webereilungen zurückkommend dieje 
verfchiedenen focialen Bejtandtheile zum Gegenjtande eingehenderer Beob- 
achtung und Forſchung machte. — 

Auch das öſterreichiſche Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger vom 21. Dec. 1867 erwähnt feiner Standes- und Claſſen— 
unterfchiede der Bevölkerung, jondern verkündet die Gleichheit derjelben 
vor dem Geſetze, zählt obendrein fpeciell eine ganze Reihe von Berhält: 
niffen auf, bezüglich deren dieje Gleichheit ausdrüdlich gewährleiftet wird 
(Aemterfähigkeit, Anfiedefungsrecht, Freizügigkeit u. ſ. mw.) und jchafft für 
alle Angehörigen der öfterreichiichen Länder „ein allgemeines Staatsbürger: 


recht.“ °”) 


1) Sp 3.8. ſucht man in Schrötterd: Grundriß des Defterreichiichen Staat$- 
rechts (Wien 1775) vergebens nach irgend einer Beitimmung, die jich auf das 
Landvolf oder auch nur auf die jtädtifche Bevölkerung bezieht; dieſe politifcherecht- 
(oje Mafje eriftirt für ihn gar nicht. Sein Staatsreht handelt von den Gränzen 
und Provinzen des Staates, von den Regierungsredhten, den Kleinodien, Titeln’ 
und Wappen des Staates, den Erbämtern, Sanditänden, von der Erbfolgeordnung 
in dem SHerricherhaufe, den Apanagen und Ritterorden. Damit waren die Gegen- 
jtände des damaligen Staatsrechts erichöpft. 

*) Die Staatsgrundgejeße vom Jahre 1867 vermeiden den Ausdrud „Stand“ 
und thun der Standesunterjchtede auch dort feine Erwähnung, wo es fich thatjäch- 
lih um Standeserhöhungen handelt, d. i. bei der Aufzählung der Rechte des 
Monarchen, zu denen das Recht der Standeserhöhung durch Erhebung in den 
Udelsitand gehört. An der betreffenden Stelle (Urt. 4 des Staatsgrundgejeges 
vom 21. December 1867 Nr. 145) heißt es nur umſchreibend: „Der Kaiſer ver: 
leiht Titel, Orden und jonjtige ftaatlihe Auszeihnungen“. Bier dachte der 
Geſetzgeber offenbar an Die Standeserhöhungen, die er nicht ausdrüdlich erwähnt. 
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Eine nähere Unterſuchung jedoch ſowohl der übrigen Verfaſſungsgeſetze 
wie eine Betrachtung der thatſächlichen Verhältniſſe ſeit der 1867er Ber: 
faſſungsgeſetzgebung belehrt ung, daß dieſes „eine allgemeine Staatsbürger— 
recht“ einen geſetzlich beſchränkten Inhalt hat und die hiſtoriſch entwickelten 
Standes- und Claſſenunterſchiede keineswegs aufhebt. 

Dieſes „eine allgemeine Staatsbürgerrecht“ bezieht ſich nämlich nur 
auf das Verhältniß des Einzelnen zum Privat-, Straf- und öffentlichen 
Recht. Der Civil- und Strafrichter, die politiſche Behörde dürfen darin 
feinen Unterfchied jehen, daß der von ihnen Recht begehrende oder als Be- 
ihuldigter erjcheinende ein Bürgerlicher, Adeliger oder Bauer, Ezeche oder 
Deuticher, Protejtant oder Katholif, Millionär oder Bettler if. Anders 
verhält fich jedoh die Sache im eigentlichen Staatsrecht. Es wäre un— 
rihtig zu behaupten, daß hier Landesangehörigfeit, Stand, Herkunft, Reli: 
gion feinerlei Bedeutung haben, wie das eine jtreng Logische Deduction aus 
den obigen Beitimmungen de3 Staatdgrundgejeßed vom 21. Dec. 1867 
glauben machen fünnte. Die politiihen Parteien, die maßgebend find für 
die Gejtaltung des öffentlichen Lebens, find trog der Staatsgrundgejege für 
ſolche Unterjchiede jehr empfindlich und das Argument der Gleichheit aller 
Staatsbürger verfängt bei ihnen wenig. So legen 3. B. die bedeutenderen 
Nationalitäten Dejterreich! einen Werth darauf, im Nathe der Krone durch 
ihre Angehörigen vertreten zu jein. 

Die Deutjchen betradhten es als ihr gutes Recht, daß der größere 
Theil der Minifter, entſprechend der Bedeutung ihrer Nationalität in 
Deiterreich, der Nationalität nad) aus ihren Angehörigen beitehn; die Polen 
betrachten e3 als ein werthvolles Zugejtändniß der Krone, daß jeit 1873 ein 
polnischer „Landsmann-Minifter“ im Minijterrathe jigt, und aud) die Ezechen 
erlangten in neuejter Beit dasjelbe Zugejtändnig für ſich. Es fpielt aljo 
offenbar die Zugehörigkeit zu der einen oder anderen Nationalität in den 
ſtaatsrechtlichen Berhältnifjen eine nicht unbedeutende Rolle. 

Dasjelbe ijt der Fall mit der Zugehörigkeit zum Hochadel, niederen 
Adel, Bürger: und Bauernjtand — wenn auch diefe Unterfchiede im ge- 
ihriebenen Rechte nicht nur unerwähnt bleiben, jondern durch das erwähnte 
Staatögrundgeieh al3 bejeitigt erjcheinen könnten. 

Die höheren diplomatiichen Boten im Ausland werden in der Regel 
mit Angehörigen des Hochadels bejegt; und im Abgeordnietenhaufe des 
Reichsrathes ijt zu wiederholten Malen vom Standpunkte des Staats: 
grundgejeßes über Bevorzugung des Adels in den politifchen Behörden 
Klage geführt worden — was jedenfalls die Sache ſelbſt conitatirt; aud) 
giebt e3 Heeresabtheilungen, bei denen objervanzmäßig die Dffizier: 
itellen vorwiegend mit Mitgliedern des Adelsitandes bejegt werden. 

Ausnahmslos aber werden gewiſſe Hofämter und Chargen nur an 
Adelige und einige derjelben nur an Adelige mit bejtimmter Ahnenreihe 
verliehen. 

AM dieſe Unterfchiede der Stände find ftaatsrechtlicher Natur, obwohl 
da3 geichriebene Staatsrecht von denjelben nicht nur feine Notiz nimmt, 
jondern wie die Staatägrundgejege vom 21. Dec. 1867 Beitimmungen ent: 
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hält, aus denen man leicht auf das Nichtvorhandenſein obiger Unter: 
ſchiede ſchließen Fünnte. 


Nach zwei Richtungen Hin iſt der moderne Staat durch die thatjäd- 
liche Gejtalt der Berhältnifje gezwungen worden, die Verſchiedenheiten 
focialer Beftandtheile der Bevölkerung anzuerfennen und denjelben Rechnung 
zu tragen: nach der wirthichaftlichen und nationalen. 

In wirthichaftlicher Hinficht ift er gezwungen, den befiglojen Clafjen 
gegen die Uebermacht der befißenden Hilfe zu leiften und Schuß zu ver: 
leihen; in nationaler Hinficht ift er gezwungen, die geiltigen Güter der 
einzelnen nationalen Beftandtheile durch Anerkennung des freien Gebrauches 
ihrer Sprachen im ftaatlichen Leben zu ſchützen und die Pflege derſelben 
mindestens zu dulden, wenn nicht jelbit thatkräftig zu fürdern. 

Dieje legteren in der Bevölferung als Refultat hiſtoriſcher Eultur- 
procejje hervortretenden Verjchiedenheiten, die Spradhlichen und nationalen 
find es, welche insbefondere in Oeſterreich-Ungarn eine wichtige Rolle ſpielen 
und nachdem fie den Gejehgeber gezivungen, fie zu beachten und zu würdigen, 
auch von der öfterreichifchen Staatsrechtstheorie eingehende Beachtung umd 
Würdigung erfordern. 

Die gefammte Bevölkerung Defterreich- Ungarns bildet das öſterreichiſch— 
ungarische Volf, da der Begriff Volf ein rein politifcher ift und man unter 
Volk jede Geſammtheit einer Bevölkerung verjteht, die unter einem Souverän 
vereinigt ift.”°) Daß aber die gefammte Bevölkerung Defterreih- Ungarn: 
troß des Dualismus als ein Volk bezeichnet werden muß, folgt nicht nur 
aus der Gemeinſamkeit de3 Herrfchers, fondern auch aus dem Umftande, 
weil fie thatfächli anderen europäiſchen Bölfern gegenüber gemeinjame 
Intereſſen hat, durch welche fie zu einer politifchen Einheit verbunden ift. 

In Hinficht jedoch darauf, daß die beiden Hälften der öfterreichiich- 
ungariihen Monarchie bejondere Staaten bilden, fann man füglid aud 
von einem öſterreichiſchen und einem ungariſchen Bolfe ſprechen, zumal es 
nicht nur eine große Anzahl politifcher Antereffen und Snftitutionen giebt, 
die jede diejer Theile der Monarchie zu einer befonderen Einheit verfnüpfen, 
fondern auch folche, welche dieje beiden Einheiten im Gegenſatz zu einander 
bringen, wie 3. B. die Beiträge zu den gemeinfamen Ausgaben. In den 
Berhandlungen darüber vertritt die öfterreichifche Delegation das öfter: 
reihiijhe und die ungariſche das ungarische Volk und dieſer ftaatliche 
Dualismus, der uns berechtigt, von zwei Völkern innerhalb der öjterreichiich- 
ungarischen Monarchie zu jprechen, kam neueftens in der Aenderung der 
Bezeichnung des gemeinfamen Heeres zu prägnantem Ausdrud. Denn dieſes 
gemeinfame Heer, welches bisher als „Kaiferlich: königlich“ bezeichnet rwurde, 
wird gejeglid nunmehr als Kaiferlih und königlich bezeichnet. 


) Vergl. Philoſophiſches Staatsreht SS. 8-10. Das Recht der Nationali- 
täten und Sprachen. Werner: Fr. J. Neumann: Volt und Nation. Leipzig 
1888 und meine Beſprechung diejes Buches bei Grünhut, Jahrgang 1889, 
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Nationen und Stämme in Defterreih-Ungarn. 


Die Nation ift ein culturhiftorifcher Begriff; fie ift ein Product der $. 59. 
Geſchichte und gemeinfamer jtaatlicher, alfo implicite auch cultureller Ent- 
wicelung. Ihre jociale Structur iſt complicirt, wie fie auch meift aus den 
verjchiedenjten Stämmen- und focialen Beftandtheilen erwachſen if. Da 
fie nothwendigerweiſe aus einem Staat hervorgeht (deffen Product fie ift), 
To bejigt jie auch die mit dem Staat gegebene und ihn bedingende jociale 
Structur, d. i. in aderbaufähigen Landftrichen eine aderbautreibende Volks— 
claffe, einen Handel- und Gewerbe treibenden, in Städten wohnenden Mittel- 
ftand und einen herrichenden, das Land bejitenden Adel. Aus der durch 
das Zufammenwirfen diefer Jocialen Factoren durch Kahrhimderte geleiteten 
ftaatlihen Arbeit erwuchs ihre Eultur, ihr Recht, ihre Schriftſprache. 
Durd das Zuſammenwirken ijt fie auch nad) dem Falle ihres Staates im 
politiihen Kampfe mit Stämmen und Nationen eines neuen Staates, in 
dem fie aufging, mächtig. 

Solchen Nationen, bezüglich deren man von Nationalitäten als dem 
Snbegriff ihrer nationalen Merkmale ſprechen kann, giebt e3 in Oeſterreich— 
Ungarn fünf, und zwar: die deutiche, die magyarische, die polnifche, die 
czechiſche und die jerbo=croatijche. 

Der rein politiiche Begriff „Volk“ dedt fich weder mit dem ethno- 
logischen Begriff „Stamm,“ noch mit den culturhiftoriichen Begriffen „Nation 
und Nationalität.” Jedes Volk kann aus vielen Stämmen beftehen (und 
das ift meift die Negel) und fann entweder in feiner Gefammtheit (feltene 
Ausnahme!) eine Nation bilden, two dann von deſſen Nationalität geiprochen 
werden fann, oder aus Theilen verjchiedener Nationen und Nationalitäten 
zufammengefeßt fein, wie 3. B. das Schweizervolf oder endlich neben ſelb— 
jtändigen und ganzen Nationen noch aus Theilen anderer beſtehen. Diefe 
verichiedenen Verhältnifje ergeben fich aus dem verjchiedenen Bildungs: und 
Entwidelungdgang der verjchiedenen Staaten und aus der verjchiedenen 
Stufe, auf welcher diefelben in ihrer culturhiftoriihen Entwidelung ange: 
langt find. 

Der Stamm unterfcheidet fih von der Nation durch die größere 
Primitivität und Einfgchheit feiner jocialen Structur, durch den Mangel 
bedeutenderer geichichtliher Vergangenheit und cultureller Entwidelung; 
auch fteht er an Zahl den Nationen nad). 

Als Stämme werden füglih in Oeſterreich-Ungarn bezeichnet: die 
Ruthenen fowohl in Galizien wie in Ungarn; die Slovafen in Ungarn 
die Rumänen ebenda; die Slovenen in den deutjchen Alpenländern; bie 
Ladiner und Friaufer. 

Alle dieſe Stämme find ethnifch ziemlich homogen; bejtehen meiſt aus 
einer Volkselaſſe, die einer Beichäftigung obliegt und zwar meijt dem Landbau 
oder Heinen Gewerben; haben feinen Adel und nur Anfäge eines Bürger: 
ſtandes. 

Der Mangel dieſer zwei ſocialen Claſſen macht ſie zum politiſchen 
Kampfe weniger geeignet und nur theilweiſe wird dieſer Mangel aufgewogen 
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dur den Umstand, daß ein einheimischer aus dem Stamme fich recrutirender 
Clerus die Führung des Stammes übernimmt. Das gemeinfame Merkmal 
des Stammes ift nebjt gleiher Sitte und meift auch gleicher Religion die 
gleiche Sprache. Letztere iſt allerdings nur eine Volksſprache, feine Schrift- 
ſprache und zerfällt in viele Iocale Mundarten, da bei dem Mangel einer 
Literatur keine einheitliche Schriftiprache auffommen fonnte. Anthropologiich 
fann der Stamm, und fo ift e8 auch meistens, aus den verjchiedenften Ele- 
menten beftehen, doch hat langes Zufammenmwohnen bei gleicher Beichäftigung, 
gleichen Schickſalen, gleicher Lebensweiſe, die Gleichheit der Sitte, der Ge- 
bräuche, der Sprade und jogar der äußeren Erjcheinung (die fich mit 
anthropologifcheg Verfchiedenheit jehr wohl verträgt) hervorgebracht. ”*) 


Eine eigenthümliche und jehr jchwierige Stellung nehmen in den 
einzelnen öfterreichifchen Ländern diejenigen Bevölferungsbruchtheile ein, die 
einer mächtigen hiſtoriſchen Nationalität anderer Länder und Staaten an- 
gehören. In erjter Linie fommen bier die Deutichen in Betracht. In den 
Beiten des Abjolutismus und der Centralifation nahmen fie eine herrſchende 
Stellung aud dort ein, wo fie auf fremdem Boden und in der Minderheit 
waren, wie 3.8. in Galizien. Eine ſolche Stellung ließ ji) aber von dem 
Momente an, wo politiihe Freiheit und Conjtitutionalismus eingeführt 
wurden, nur dort behaupten, wo man fich auf die breiten Mafjen des Volkes 
ftügen konnte, was bei den Deutjchen in fremden Ländern nicht der Fall 
war. Auf diefe Weile verloren fie bald ihre herrichende Stellung in ſolchen 
Ländern wie Galizien, Krain und in ganz Ungarn. Namentlich in Ungarn, 
two die Magyaren nad Wiedererlangung ihrer Selbjtbeitimmung (1867) 
daran gingen, ihre Nationalität zu fräftigen und zu entfalten und einen 
nationalen Staat zu gründen, war für eine privilegirte Stellung eines 
fremden Volksbeſtandtheils fein Pla mehr. Nicht nur in Ungarn jelbit, 
wo die Deutſchen zerjtreut in Städten und auch in feinen Spradinjeln 
am Lande (alte Eolonien) wohnten, fondern auch in Siebenbürgen, two 
fie auf dem fog. Königsboden eine duch alte Privilegien gejchüßte 
autonome Gemeinde (jächfiiche Univerfität) bildeten, konnten fie ihre 
nationale Selbjtändigfeit nicht erhalten. Denn politifche Freiheit unter: 
wühlt jede Minorität, die fi) nicht auf die Maſſen jtügen fann und 
fichert nur jenen die Herrichaft, die ein nationales Band mit der Mafje des 
Volkes verbindet. In ſolchen Berhältniffen Hilft fein Appell auf höhere 
Eultur, auf glorreiche Vergangenheit im Mutterlande, noch weniger auf 
alte Privilegien, die im modernen Staate jede Geltung verloren haben. 
Die moderne Staatenbildung geht über ſolche Anfprüche, wie begreiffich und 
natürlich fie auch find, zur Tagesordnung über und verlangt von den fremden 
Boltsbruchtheilen gebieteriich die Ajlimilirung mit der im Lande herrſchen— 
den Nationalität. Wie tragiſch auch das Loos ſolcher Volksbruchtheile 
in fremden Landen ijt: hier waltet ein unerbittliches fociales Geſetz und 
von dem, gemäß demjelben von der gefchichtlichen Entwidelung gefällten 


aa Erflärung diefer Erjheinung in meinen „Grundriß der Sociologie“ 
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Urtheil giebt es feine Appellation. — Aehnlich wie in Ungarn erging e3 
mit dem Anbruch der conftitutionellen Aera den Deutjchen in Galizien. 

Günſtiger allerdings Tiegen für fie die Berhältniffe in den Ländern, 
die einst zum Deutjchen Reiche gehörten, wie in Böhmen, Mähren und 
Schleſien, wo jie ebenfall3 die Minorität bilden, in Krain und im Küſten— 
lande. Wenn aud) ihre Lage hier ebenfalls ſchwierig it, jo ſtützen fie doch 
ihre Stellung auf älteren Bejigitand und auf größere Zahl und compactere 
Anjiedelung. Hier wogt der ftaat3rechtliche Kampf noch immer, doc) ift ein 
billiger Ausgleich der beiderjeitigen Anfprüche der Slaven und Deutfchen 
zu erwarten. 


Aehnlich wie die Lage der Deutſchen in Ungarn, Galizien und rain 
ijt Die Lage der Jtaliener in den flavifchen Ländern, namentlich im Küften- 
lande und in Dalmatien. Auch fie gehören einer großen, culturell bedeu: 
tenden europäiſchen Nationalität an — und es wird auch ihren in ſlavi— 
ihen Ländern zeritreuten Bruchtheilen ſchwer, die Segel zu ftreichen vor 
einem geringgejhäßten im Vergleiche mit ihnen uncultivirten und rauhen 
ſlaviſchem Stamme. Zumal in Ländern wie in Dalmatien, wo fie einft 
die herrſchende Minorität waren und ihre Eulturfprache die einzige Sprache 
des öffentlichen Lebens war. Doc auch ihnen gegenüber macht fich dasjelbe 
jociale Gefe geltend. Mit der Einführung politifcher Freiheit, freier Be— 
wegung und Gleichberehtigung der Nationalitäten jehen jie jich plöglich dem 
Anſturme der von jlavifcher Intelligenz geführten Mafjen des Volkes gegen: 
über, die an die Wahlurnen fchreiten, die ihnen in den Volfsvertretungen 
Führung ftreitig machen und immer mehr an Terrain gewinnen. 


Uebergangsitufen. 
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Da Bewegung das oberſte Geſetz alles Lebenden ijt und auf focialem $. 8. 


Gebiete ähnlich wie auf organischen, Bewegung jih in Entwidelung um: 
fett, die Begriffe Stamm und Nationalität nur Producte folcher Entwide: 
lung darstellen: jo ift es klar, daß ſowohl zwifchen den Nationalitäten und 
Stämmen Stufenunterfchiede Herrchen müffen, die fi in der Macht der- 
jelben ausdrüden, als auch, da die Gränze zwiſchen Stamm: und Natio- 
nalität in dem Strome der Entwidelung fteht, daß e3 alfo Stämme geben 
muß, die der Entwidelungsitufe der Nationalität näher oder ferner jtehen, 
ebenfo wie e3 Nationalitäten giebt, die der Entwidelungsjtufe, wo fie nur 
ald Stämme gelten konnten, kaum entwachlen find. 

Für diefe beiden Typen bietet die große Mufterfarte de3 öſterreichiſch— 
ungarischen Völferconglomerates interefjante Beifpiele. 

Am Jahre 1848 noch erzählte man fpottend, daß die ganze „ezechifche 
Nationalität” unter den Trümmern eines Daches begraben werden fönnte, 
unter dem gerade drei Träger der czechiichen Bewegung, Palady, Safard 
und Hawlicek fich befanden. Thatſächlich waren damals die Ezechen faum 
höher als ein „Stamm“ zu taxiren. Der Adel war deutſch gefinnt und 
diente zur Stüße dem deutfchen Mittelitande; in Amt und Gericht Herrfchte 
deutiche Sprache, der ſich die auch aus dem czechiichen Volfe recrutirenden 


— — 


Beamten gern bedienten und alle dieſe Umſtände zugleich ließen eine czechiſche 
Literatur und Wiſſenſchaft nicht aufkommen. Die nationale Bewegung er— 
wachte im Kreiſe der Intelligenz und ſomit repräſentirten thatſächlich die 
drei hervorragenden ezechiſchen Literaten die ezechiſche Nation. 

Allerdings Fünnten drei Literaten feine todte Nationalität zu neuem 
Leben erweden, wenn die natürlichen Bedingungen eines ſolchen Erwachens 
nicht vorhanden wären; diefe Bedingungen waren: von fünf Millionen Ein- 
wohnern drei Millionen czehijch redende Bevölkerung (zumeift Landvolf) 
und politifche Freiheit. Dieſe letztere begünftigte den Aufihwung der 
czechiichen Intelligenz und des Mittelitandes, der nun auf die breiten Maſſen 
de3 Volkes geftügt in die politische Arena eintrat, bei Wahlen in die Volks— 
vertretungen Sieg um Sieg errang, jo daß jchließlih auch der früher 
deutjche Adel dem Drang der Verhältniſſe nachgebend, in's czechiiche Lager 
überging, womit das Uebergewicht im politifchem Kampfe endgiltig auf 
Seite der czechiſchen Nationalität fich neigte. Auf dieſe Weije entwidelte 
ſich thatfächlich der noch in der erjten Hälfte dieſes Jahrhunderts unbedeu- 
tende czehiijhe Stamm zur czehiihen Nation, die im öffentlichen Leben 
Deiterreich® nun eine immer wachjende Bedeutung in Anjpruch nimmt. 


Während nun fo die czechiiche Nationalität fajt vor unferen Mugen 
aus dem Stamm fich entwidelt hat: ſtellt uns der floveniihe Stamm in 
Krain eine Entwidelungsftufe dar, von welcher der Uebergang zur Nation 
bei günjtigen Umftänden leicht möglich ift. Die halbe Million Einwohner 
Krains find nämlich faft insgefammt floveniihen Stammes (nur 29 000 
Deutjche, darunter die deutfche Sprachinſel Gotſchee). So lange in Dejter: 
reih das abjolute Regime und zugleich die deutſche Sprache ausſchließlich 
herrichten, konnte die ſloveniſche Sprache feine öffentlicherechtliche Bedeutung 
erlangen, dagegen gab die Herrjchaft der deutichen Sprache den in rain 
anſäſſigen Deutjchen ein natürliches Uebergewicht über die dortigen Slaven. 
Mit der Einführung der politifchen Freiheit änderte ſich diefe Sachlage. 
Die aus dem Volfe erjtehende, wenn auch noch an Zahl geringe Intelligenz 
fonnte durch die Stimme des Volkes leichter in die Vertretungskörper ger 
langen und errang hier bald die Majorität. Die gejeglih proclamirte 
Sleichberechtigung der Sprachen that das Uebrige. Da in Amt, Gericht 
und Schule das Sloveniſche eingeführt werden mußte, gewann die ſlove— 
niſche Sprache und mit ihr die Angehörigen des ſloveniſchen Stammes 
bald ein natürliches Uebergewicht über die geringe Zahl der Deutjchen. 
Allerdings handelt e3 fich da weder um eine Nation mit großer hijtorijcher 
Vergangenheit, aud haben die Slovenen Krains feinen nationalen Adel 
auf ihrer Seite; der Mangel einer bedeutenderen nationalen Literatur läßt 
höhere Aipirationen und Anſprüche noch unberechtigt erjcheinen: nichtsdeſto— 
weniger aber bahnen die politiichen Errungenschaften dieſes Stammes, die 
er fraft jeiner Mehrheit im Lande durch das Mittel der politiichen Frei: 
heit bereits erlangte, demjelben den Weg zu weiterer Entwidelung, deren 
Biel die alljeitige Entfaltung und Ausbildung einer jlovenifchen Natio— 
nalität tft. 


Staat und Nationalität. 


Im Grunde genommen müßte jedes Staatsrecht, was immer für eines $. 59. 
Staates, mit der Frage der Nationalitäten und Stämme der Bevölkerung 
und die Rüdwirfung diefer Momente auf die Rechtsjtellung der Einzelnen 
fih befafien. Denn es giebt feinen national=einheitlihen Staat auf der 
Welt, e3 giebt feinen, dejjen Bevölferung eines Stammes wäre und wo die 
Stammesangehörigfeit nicht irgend einen wenn auch noch fo geringen Ein- 
fluß auf die Rechtsftellung des Einzelnen äußern würde. 

Sowie aber die meijten Geſetzgebungen die einschlägigen Thatjachen 
ignoriren, diejelben ganz und gar übergehen, ebenfo thun es auch die 
Staatsrechtslehrer, was allerdings unwiſſenſchaftlich iſt. Denn wer fich 
wiſſenſchaftlich mit dem Staat befchäftigt, muß feine Augen offen haben 
und die Thatjachen, jo wie fie find, zu ergründen fuchen und fchildern; die 
Riffenjchaft darf nicht blinde Kuh jpielen; fie muß die Dinge in ihrer 
Wirklichkeit darjtellen und fie beim rechten Namen nennen. Für eine preußifche 
Berfafjungsurfunde ijt es allerdingd ganz practiich, wenn es alle Unter: 
thbanen des Königd von Preußen kurzweg „Preußen“ nennt; ein ſolcher 
Berfafjungsparagraph braucht aber fein Hinderniß für die Wiſſenſchaft zu 
fein und eine wiſſenſchaftliche Darjtellung des preußiſchen Staatsrechts 
follte doch auch derjenigen Unterthanen des preußiichen Königs erwähnen, 
die nicht Preußen find und mitunter auch die Frage ventiliren, wie fich zu 
diefer Thatſache der Sat verhält: „Alle Preußen find vor dem Gejeke 
gleich.“ Um ſolche Dinge aber, die außerhalb des Rahmens des Geſetzes 
liegen, kümmern ſich meift die Staatsrechtälehrer nicht.‘”) 

Auch die Verfaffung des Deutjchen Reiches (1871) ignorirte vollfom:. 
men die Thatjache, da zum Deutichen Reiche mitunter auch Franzofen, 
Polen, Dänen, Wenden, Litthauer 2c. gehören und fennt als Angehörige 
des Deutjchen Reiches nur „Deutſche“. Allerdings kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß diefer Ausdrud hier feinen nationalen, jondern nur einen 
ftaatsrechtlichen Sinn hat, daß demnad) 5. B. der „Anſpruch auf den Schuß des 
Reichs dem Auslande gegenüber, den nad Art. 3 dieſer Verfaffung „alle 
Deutfchen gleihmäßig* haben, nicht nur den Angehörigen deutſcher Natio- 
nalität, jondern auch allen Ungebörigen des Deutichen Reiches, welcher 
Nationalität immer fie angehören, zufteht: nichtsdejtomweniger liegt in diefer 
Ignorirung aller anderen Nationalitäten und Stämme durch die Berfafjung 
eine politifche Fdee von großer Tragweite. Es ijt aber gewiß mehr Ver: 
ftändnißinnigfeit für dieſe politiiche Idee als Wifjenichaftlichkeit, wenn 
z. B. Laband, der doch in feinem Deutichen Staatsrecht jo feine juriftiiche 
Unterfcheidungen zu machen verjteht, wie z. B. daß der deutſche „Kaiſer nicht 


*) Vergl. 3. B. Schulze, Preußiſches Staatsrecht (Marquardien), 8.12. Man 
erfährt aus diejem preußifchen .. nirgends, daß zu den Angehörigen des 
preußijchen Staates auc Polen oder Litthauer gehören. Um dieſe Thatſachen 
und ihren Einfluß auf die Nechtsitellung, kümmert ſich das „Staatsrecht” nicht, 
wohl aber unterläßt es nicht, die Thatſache zu verzeichnen, daß „den Mitgliedern 
der fürftlihen Familien der Titel Durchlaucht, den Häuptern der reichsgräflichen 
der Titel Erlaucht gebührt”. ©. 37. 
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Souverän des Reiches“ ift, jondern daß „die Geſammtheit der Landesfürſten 
und freien Städte“ diefer Souverän fei u. dgl.; daß fogar ein Laband von 
den Reichdangehörigen nichts anderes zu jagen weiß, al3 daß fie die gleichen 
Pflichten und Rechte Haben — nirgends aber irgend einen nationalen Unter: 
fchied unter ihnen entdedt, der vielleicht doch in jeiner Wirkung irgendwie 
jtaatsrechtlich relevant wäre. Aus jeinem dickbändigen Staatsrechte würde 
ein in die Berhältniffe Deutichlands Nichteingeweihter 3. B. feine Aufflä- 
rung darüber fich verichaffen fünnen, warum das Deutfche Reich ſich jo viel 
Mühe und Koften macht, Grund und Boden in Poſen von dem einen 
„Deutſchen“ um theures Geld abzufaufen, um denfelben an andere „Deutjche” 
um billiges Geld zu verkaufen! Wenn das in deutjchen und preußiichen 
Staatsrechtsſyſtemen gejchieht, braucht es wohl nicht Wunder zu nehmen, 
wenn man derjelben Erſcheinung auch in franzöjiichen Staatsrechtsbüchern 
begegnet. Den franzöfiichen Publiciſten ift überhaupt Nationalität mit 
Staatsangehörigfeit gleichbedeutend und das erflärt fich leicht daraus, dag 
thatfählih in den Gränzen des europäiichen Frankreichs der nationale 
Aſſimilirungsproceß fih längſt vollzogen und die ethniſche und jprachliche 
Heterogenität des franzöfiichen Volkes dem Gedächtniß der Nation längjt 
entſchwunden ijt.°*) Die franzöfiiche Verfafjung fennt demnach nur Fran— 
zojen als Staatsangehörige Franfreihs und die franzöſiſchen Publiciſten 
haben keinen Grund, dieſen für ſie ſelbſtverſtändlichen Satz weiter zu ana⸗ 
lyſiren. 


Ganz anders ſtehen die Dinge in Oeſterreich. Hier iſt der Natio— 
nalitätenſtreit im eminenteſten Sinne des Wortes ſchon unter Kaiſer Joſeph II. 
zwiſchen Ungarn und Deutſchen ausgebrochen und die öſterreichiſch-ungariſche 
Geſetzgebung fonnte ſeit dieſer Zeit den Unterfchied der Nationalität zwiſchen 
den Angehörigen Oeſterreich-Ungarns nicht mehr ignoriren. 

Sp lange jedoch diejer Streit nur zwischen den herrichenden Elafjen 
büben und drüben geführt wurde, fonnte er feine großen Dimenfionen an- 
nehmen. Erjt als mit den 1848er Geſetzen jowohl in Ungarn wie in 
Dejterreichh die Gleichheit der Bürger vor dem Geſetze proclamirt und 
fomit auch den großen Mafjen die politifche Arena geöffnet wurde, ge: 
wann der Nationalitätenitreit immer jteigende Bedeutung, jo daß er eine 
der wichtigjten politifchen und ftaatsrechtlihen Fragen des Gejfammtreiches 
wurde, 

In dem abjolutiitiich regierten Dejterreich konnte feine andere al3 die 
Nationakität der herrichenden Elafje zur Geltung kommen. So herricte 
denn in den öjterreichiichen Ländern nur die deutiche Nationalität; bier war 
die air DEMEINE eo die Sprache der Regierung, des Amies, des "Berichtes, 


20) Auch das europäiſche Frankreich hatte einſt ſeine nicht aſſimilirten Länder, 
und Machiavelli ſpricht noch von der Bretagne, Gascogne und Normandie als 
von Ländern, die „schon lange mit Frankreich verbunden find,“ fidy jedoch mit 
den übrigen Provinzen leicht vertragen, „wenngleich zwiichen denjelben in der 
Sprache ein Unterfchied iſt,“ da in ihren Gitten Webereinitimmung herrſcht. 
Damals alſo war offenbar die Erinnerung an die einjtige nationale Berjchieden- 
beit diejer Länder noch nicht erloichen. 
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der Schule und des öffentlichen Lebens. In Ungarn ward nach dem Auf— 
geben der lateiniſchen Amts- und Gerichtsſprache im 19. Jahrhundert die 
Sprache des herrſchenden magyariſchen Adels die Staatsſprache. 

Die anderen Nationalitäten, wie in Oeſterreich die czechiſche und ſeit 
1772 die polnische (um von der ruthenifchen und flovenischen Volksſprache 
ganz zu jchweigen), in Ungarn die froatifche, waren als Sprachen be= 
berrichter Volksſtämme von den herrjchenden Elafjen ganz ignorirt. 

Diefe Verhältniſſe mußten ſich ändern al3 mit der Einführung politi- 
iher Freiheiten gegen die Mitte dieſes Jahrhunderts allen Staatsbürgern 
unter gleichen Bedingungen Theilnahme an der Gejeßgebung und Selbſt— 
verwaltung eingeräumt wurde. Diejenigen Nationalitäten nun, die von 
compacten Mafjen auf einheimiichem, hiſtoriſchem Boden repräjentirt find, 
begannen die Gleichberechtigung mit den früher ausichließlich berechtigten 
zu fordern und zwar gingen dieſe Forderungen zunächſt auf die Berechtigung 
ihrer Sprachen im öffentlichen Leben, welche Forderung zugleich eine Hand— 
babe fein mußte und jollte zur Erlangung der gleichen Theilnahme an der 
Herrſchaft im Staate mit den früher bevorzugten und herrſchenden Volks— 
clafjen und nationalen Elementen. 

Die errungene politiiche Freiheit und jomit der Einfluß der Maſſen 
auf den Ausfall der Wahlen und die Vollsvertretung ermöglichte die Durch: 
fegung diefer Forderungen jeitens der früher beherrihten und volllommen 
ignorirten Nationalitäten. 

Die Folge davon war eine volllommene Umgeitaltung des öffentlichen 
Lebens in Dejterreich und theilweife auch in Ungarn, indem die ausfchliep- 
lihe Herridhaft der Deutichen in Dejterreich und der Magyaren in Ungarn 
fortwährend bejtritten und theilweije auch zurüdgedrängt wurde. 


Hiftorifch-politifche Individualität. 

Aus der längere Zeit (Jahrhunderte) dauernden hiſtoriſchen Verbin— 
dung eines Ländercomplexes mit einer ftaatlichen Organifation erwächſt die 
hiſtoriſch-politiſche Individualität — die als ſolche eine ftaatsrechtliche 
Sonderjtelung im Staate beanſprucht und einnimmt. Der Begriff der 
hiftorifch-politiichen Individualität ift enger als der Begriff des Staats: 
volfes, dagegen weiter al3 die Begriffe Stamm und Nationalität. Im Be- 
reiche der biftoriich-politiichen Individualität können ſich mehrere Nationali= 
täten befinden, e3 kann aber auch ein und diejelbe Nationalität in mehrere 
hiſtoriſch-politiſche Individualitäten zerfallen. 

Dem geichriebenen öjterreichiich-ungariihen Staatsrecht ift allerdings 
der Begriff „hiltoriich-politiiche Individualität” fremd: da derjelbe jedoch 
ein geichichtlich gewordener Begriff ift, dem thatfächliche Verhältnifje ent: 
ſprechen, mußte das pofitive Staatsrecht jich diefem Begriffe accomodiren, 
es 3 able die Organifation des Reiches diefe Thatjache acceptiren.””) Solcher 


) In den öſterreichiſchen Geſetzen kommt der terminus „hiſtoriſch-politiſche 
—— nicht vor: deſto häufiger aber in den parlamentariſchen Debatten, 
jett 1848, insbefondere häufig in den Verhandlungen des verjtärkten Reichsraths 1859 
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hiſtoriſch-politiſcher Individualitäten giebt es in Oeſterreich-Ungarn 
folgende: 

J. Die einzelnen deutſchen Kronländer Oeſterreichs bilden jedes für 
ſich eine ſolche Individualität. Trotz der Angehörigkeit dieſer Länder zu 
ein und derſelben Nationalität bildet z. B. Tirol für ſich ſelbſt eine aus— 
geſprochene hiſtoriſch-politiſche Individualität, und wenn es auch national 
den anderen deutſch-öſterreichiſchen Ländern gleich iſt, ſo wahrt es doch ſein 
beſonderes hiſtoriſch-politiſches Gepräge. Dieſe hiſtoriſch-politiſche Indivi— 
dualität drückt ſich in eigenthümlichen Einrichtungen und Inſtitutionen des 
öffentlichen Lebens eines Landes aus: und ſo ſind z. B. die Vertreter des 
tiroliſchen Landes bei den verſchiedenſten Anläſſen beſtrebt, eine dieſer be— 
ſonderen hiſtoriſch-politiſchen Individualität entſprechende Sonderſtellung 
im Staate zu erlangen. Nicht um nationale Eigenthümlichkeiten handelt es 
ſich ihnen da; denn ihre Nationalität iſt dieſelbe wie die der anderen 
deutſch-öſterreichiſchen Länder; vielmehr iſt es ihre hiſtoriſch-politiſche Indi— 
vidualität, die fie anerkannt wiſſen wollen.‘*) 

II. Während die deutſch-öſterreichiſchen Länder jedes ſeine eigene 
hiſtoriſch-politiſche Individualität beſitzt, bilden die Länder der böhmiſchen 
Krone: Böhmen, Mähren und Schleſien zuſammen eine hiſtoriſch-politiſche 
Individualität. Dieſe Einheit wird keineswegs beeinträchtigt durch den 
Umſtand, daß ſich auf dem Gebiete dieſer Länder drei Nationalitäten, die 
czechiſche, deutſche und polniſche, neben einander befinden; denn dieſe Ein— 
heit wurzelt in gemeinſamer hiſtoriſcher Vergangenheit, welche zwiſchen 
dieſen Ländern ein innigeres Band politiſcher Zuſammengehörigkeit knüpfte. 

III. Ebenſo bildet Galizien, Lodomerien und die Bukowina?) eine 
hiſtoriſch-politiſche Individualität, da diefe Länder in dem einftigen König: 
rei Bolen ihr einigendes Band bejaßen und von daher ein gemeinjames 
ſocial-politiſches Gepräge erhielten. 

IV. Die mächtigſte hiſtoriſch-politiſche Individualität unter allen auf 
dem Gebiete der Monarchie befindlichen bildet Ungarn, aus dem Grunde, 
weil die Entwidelung, das jelbjtändige hiſtoriſche Leben derjelben jich fajt 


) Der Separatismus diefer deutjch-öiterreichifchen Länder in ihren gegen- 
jeitigen Beziehungen jcheint ein hiftorifch ererbter zu fein. Wenigitens verzeichnet 
Bidermann in jeiner „Seichichte der öfterreichiihen Gejammtitaatsidee“ mehrere 
Thatſachen, welche denjelben grell beleuchten. So widerjeßte ſich 3.8. im 3. 1707 
jowohl Tirol wie die Steiermarf einer Verwaltungsmaßregel Raifer Joſeph I., 
welche eine Verſchmelzung und Vereinheitlichung der Verwaltung der deutjch-öfter- 
reihijchen Länder zum Zwecke hatte (Bidermann IL, ©. 11) und im J. 1707 
„wollten weder die Kärntner nocd die Krainer die Verpflichtung eines nach— 
barlichen Succurjes dem Herzogthum Steiermarf gegenüber, das fie in Anſpruch 
nahm, anerkennen“ (5. 25). Aus folchen biftoriichen Prämiſſen erflärt es fich, 
warum diefe Länder bis heutzutage fich zu feiner einheitlichen hiftorischepolitischen 
Individualität entwidelt haben. 

*), Die hiltorifchepolitiiche Zugehörigkeit der Bukowina zu Galizien wird 
allerdings beftritten: fiir dieſelbe läßt ſich aber die Thatjache anführen, daß fie erjt 
unter Kaijer Leopold mit f. Entſchl. v. 29. 9.1790: von Galizien losgetrennt und 
zu einer eigenen Provinz conjtituirt wurde. Vergl. Einleitung ©. 193. 
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ununterbrochen jeit mehr als einem Jahrtaufend fortjegt und unverjehrt, 
ja in ſtetem Wachsthum begriffen bis in die Gegenwart erhalten hat. 

V. Neben Ungarn hat fi) das „Ddreieinige Königreich“ Croatien- 
Slavonien-Dalmatien troß wechſelnder ungünftiger Schidjale, die es bald 
zu einer ungarijchen, bald zu einer öfterreidhiichen Provinz machten, bald 
wieder unter beide Reichshälften vertheilten, al3 hiſtoriſch-politiſche Indivi— 
dualität erhalten — da diefe Länder troß aller Theilungen durch einen 
feften Untergrund croatifch-flawonischer Nationalität zufammengehalten wer: 
den. Die Zufammengehörigfeit und Einheitlichfeit derjelben ift auch durch 
die verſchiedenſten jtaatsrechtlichen Ucte anerfannt worden. So vor allem 
duch die ungarifchen Geſetze, welche immer die Zugehörigkeit des drei— 
einigen Königreiches an die ungarijche Krone betonen. Das lebte diejer 
Gejeße ilt der GA. XXX, 1868. Diejes Geſetz bezeichnet fich jelbjt als 
ein gemeinjames Fundamentalgejeß zwischen Ungarn einerjeit3 und Eroatien- 
Slavonien- Dalmatien andererjeit3 und jpricht im Verlaufe jeiner Bejtim- 
mungen immer nur von diefen drei Ländern als einer Einheit. Allerdings 
rechnet das Geje mit dem thatjählihen Verhältniß, wonach Dalmatien 
gegenwärtig der öſterreichiſchen Reichshälfte angehört: doch faht es auch 
($$. 19, 33) den Fall ins Auge, „wenn ſich das Verwaltungsgebiet Croa— 
tien3 und Slavoniens durch factiiche Rücdeinverleibung Dalmatiens... ver: 
größern follte“. Auch wird der Landtag in Agram in diefem Geſetze con- 
jequent der croatiſch-ſlavoniſch- dalmatiniſche genannt, die aus Croatien und 
Slavonien in den ungarischen Reichstag gewählten Abgeordneten croatifch- 
ſlavoniſch-dalmatiniſche Nepräfentanten ($. 40) u. ſ. w. 

Sm $. 65 diejes GA. aber heißt es mit Bezug auf Dalmatien aus- 
drüdlich, daß Ungarn, „jo wie es bisher in diefer Angelegenheit wiederholt 
reclamirt hat, es aud) fernerhin auf Grund des Rechtsanſpruches der heiligen 
ungariihen Krone die Riüdeinverleibung Dalmatiens fordern und defjen 
UAnnectirung zu Eroatien verlangen wird“ — und der $. 66 zählt als zum 
Länderbejtande des Königreichs Eroatien-Slavonien-Dalmatien ausdrüdlic) 
„das gegenwärtige Dalmatien“ auf. — Die Frage der NRüdeinverleibung 
Dalmatiens ins dreieinige Königreich ift aber auch von der Tagesordnung 
des Agramer Landtages nie verſchwunden und die nationalen Parteien in 
demjelben brachten neuerdings (October 1889) den Antrag ein, der Land- 
tag möge in einer Adrefje den Kaiſer bitten, den dalmatinifchen Landtag 
zur Entjendung einer befonderen Commiffion aufzufordern, welche mit einer 
Commiſſion des Agramer Landtages die Modalitäten der Einverleibung 
Dalmatiens vereinbaren folle. 


Nationalitäten und Spracen. 

Obwohl der Begriff der Nationalität keineswegs fo feftiteht, daß über 
demjelben fein Streit mehr beftehen fünnte, jo fann doch fo viel als be- 
jtimmt angenommen werden, daß diejelbe ftaatsrechtlich fih mit der 
Angehörigkeit an Vollsgruppen von eigener Sprache dedt.*") 


”) Bergl.: Das Recht der Nationalitäten und Sprachen in Deiterreih-Ungarn. 
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Solcher Volksgruppen anerfennt das öſterreichiſche Staatsrecht acht: 
Deutjche, Ezechen, Polen, Authenen, Slovenen, Serbo-Eroaten, Rumänen, 
Staliener. Bon Nationalitäten, die in Defterreich nicht vorhanden find, 
giebt e3 in Ungarn außer den Magyaren noch die Slovaken, in den oecupirten 
Ländern außer den Bosniern und Herzegowinern, welche jerbo:croatischer 
Nationalität find, auch noch Türken. Nach dem Wortlaut des 8. 19 SGG. 
vom 21. Dec. 1867, Nr. 142, der alle Volksſtämme des Staates für 
„gleichberechtigt“ erflärt, jollte e3 num jcheinen, daß dieje nationalen Unter: 
fchiede für das Staatsrecht ganz irrelevant find; denn wenn der Ruthene 
gleichberechtigt ijt mit dem Polen, der Ezeche und Slovene mit dem Deutfchen, 
jo follte diejer nationale Unterfchied von feiner weiteren Bedeutung im 
öffentlichen Rechte fein. 

Und dennoch beweijen die allgemein befannten, jeit Jahrzehnten in 
Defterreich auf der Tagesordnung befindlichen jtaatsrechtlihen Nationali- 
tätenfämpfe, daß dem nicht fo ift, und daß das öfterreihiiche Staatsrecht 
noch vor einer nicht erledigten Nationalitätenfrage fteht. 

Hier muß es fih vor allem alfo darum handeln, das Wejen diejer 
Frage zu erfaffen; fich darüber Hlar zu werden, woher es fommt, daß troß 
jenes $.19 die jtaatsrechtlichen Streitigkeiten über die Rechte der Nationa- 
fitäten nicht aufhören. 

Die Sache ift ziemlich einfah. Würde jeder Dejterreicher aller acht 
in Defterreich gefprochenen Sprachen ich gleich geläufig in Wort und Schrift 
bedienen fünnen, dann würde allerdings mit 8. 19 die Sache endgiltig ge- 
fchlichtet jein und es gäbe feine nationale Streitigfeiten auf dem Gebiete 
des Staatörcht3. Es wiirde jeder Staatsbürger bei jeder Gelegenheit, jei 
e3 vor Gericht, in Amt und Schule, fo fprechen, wie ihm der Schnabel ge- 
wacjen und es wäre jedem ganz gleichgiltig, wie zu ihm gejprochen würde; 
Richter und Beamte würden ganz indifferent fich bald der einen bald der 
anderen Sprache bedienen, es gäbe feine Spradenfrage und jomit aud, 
da der $. 19 alle Volksſtämme gleichberechtigt erflärt, Feine Nationalitäten: 
frage. Die Schwierigkeit liegt aber darin, daß obiger $.19, indem er die 
Sleichberechtigung der Volksſtämme und „aller Tandesüblichen Sprachen in 
Schule, Amt und öffentlichem Leben” ausſprach, die mit diefem Grundfage 
ihwer zu vereinbarenden Thatjahen nicht aus der Welt jchaffen Eonnte. 
Denn obiger Paragraph würde nur dann vollfommen durdführbar jein 
und feinerlei Hindernifjen in der Durchführung begegnen, wenn eben der 
oben angenommene Polyglottismus in Dejterreich Thatjache wäre. Nach— 
dem aber dieſes nicht der Fall ift, jo fehlt dem obigen Paragraph die 
nöthige VBorausfegung und es ergeben fich aus demfelben im Zuſammen— 
halte mit den thatjächlichen Berhältniffen folgende Unzukömmlichkeiten. 

Gejtügt auf die Beſtimmung des 8.19 verlangt jede Volksgruppe fich 
ihrer Sprade bei Amt, Gericht und in der Schule bedienen zu dürfen; 
daraus folgt einerjeit3 die Nothwendigkeit, daß die betreffenden Richter, 
Beamten und Lehrer im Bereiche diefer Volksgruppe die Sprache derjelben 
bejigen, daß aljo Diejenigen, bei welchen dies nicht der Fall iſt, die be 
treffenden Poſten nicht .‚befleiden fünnen. Nun giebt es aber auch Gebiete, 
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die von gemiſchter Bevölkerung bewohnt ſind und wo alſo die ſtaatlichen 
Functionäre beider in dem gemiſchtſprachigen Gebiete üblichen Sprachen 
mächtig ſein müſſen. Das iſt allerdings eine ſelbſtverſtändliche Folge des 
$. 19. Dieſe Conſequenz führt aber dazu, daß die Angehörigen derjenigen 
Voltsftämme, die in der Regel doppelſprachig find, vor denjenigen einen 
Vorjprung gewinnen, die einſprachig find. So pflegten 3.8. die Deutjchen 
in Böhmen das czechijche nicht zu lernen, während die Czechen das deutjche 
allerdings lernten. In Folge defjen gejchieht es leicht, daß die zweiſprachigen 
Czechen bei Erlangung ftaatliher Aemter vor den einſprachigen Deutjchen 
im Bortheil find. Dieje Verhältnifje werden von den Deutjchen um jo 
peinliher empfunden, al3 vor nicht lange noch die deutjche Sprache die in 
Amt, Gericht und Schule ausſchließlich Herrfchende war und in Folge dejjen 
dem deutichen Volksſtamme alle diejenigen Vortheile zufamen, die ſich aus 
der ausjchließlichen Herrjchaft einer Sprache in Amt, Gericht und Schule 
für den betreffenden Volksſtamm naturgemäß ergaben (leichtere Erlangung 
jtaatliher Aemter, leichtere Verwerthung literarifher und publiciftiicher 
Erzeugnifje u. dergl.) 

Die gejchichtliche Entwidelung läßt ſich aber nicht zurüdichrauben oder, 
um mit Du Boys Neymond zu fprechen, die Kurbel der Weltmajchine 
fann nicht auf „Rückwärts“ geftellt werden; die frühere” ausfchließliche 
Herrihaft der deutichen Sprade in Amt, Gericht und Schule ohne Rüd- 
ht auf andersſprachige Bevölferungen der verjchiedenen öſterreichiſchen 
Kronländer jcheint für immer geſchwunden zu fein. Die neuen Verhältnifje 
find aber codificatorifch noch mangelhaft geregelt. Der $. 19 bezeichnet 
nur einen Zielpunkt der Entwidelung, erjegt aber nicht ein detaillirtes 
Nationalitätengejeg, wie es Ungarn befigt und welches den thatjächlichen 
Berhältnifjen entiprechen würde. Da e3 zu einer folchen codificatorifchen 
Regelung der Nationalitätenfrage auch in Defterreich fommen muß, jo find 
die nationalen Unterfchiede der Angehörigen de3 Staates für das Staats— 
recht nicht gleichgiltig; denn die Stärfe der einzelnen Volksſtämme, ihre 
Iocale Verbreitung, die Stufe ihrer Eultur, die wirthichaftliche Macht ihrer 
Angehörigen werden jo wie fie die Entwidelung der thatfächlihen Berhält- 
nijje beftimmen, auf die ftaatsrechtliche Regelung diefer Frage von ent— 
ſcheidendem Einfluß fein. 

Der Grund, warum troß des $.19 die Nationalitätenfrage in Dejter- 
reich als gejeglich nicht genügend geregelt bezeichnet werden muß, liegt in 
der angenommenen Fafjung diejes PBaragraphes, der Worte gebraucht, denen 
feine fejten Begriffe entſprechen. Es iſt nämlich weder der Begriff „Volfs- 
ſtamm“ noch auch der Begriff der „Nationalität“ ein feftjtehender; daher 
läßt ſich auch das Verhältniß diejer beiden Begriffe zu einander aus dem 
Raragraphe nicht erjehen, d. h. es bleibt die Frage offen, ob jedem „Volks— 
ſtamm“ eine „Nationalität“ entjpricht oder nicht. 

Nationalität ift ein Derivativum von Nation — und bedeutet offenbar 
eine Eigenfchaft, die einer Nation zulommt — ein geijtige® Product, das 
dem Wirken einer Nation entjpringt. Warum hat dann aber obiger Para— 
graph nicht den Ausdprud „Nation“ gebrauht? warum lautete es nicht: 
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„alle Nationen find gleichberechtigt und jede Nation hat das Recht auf 
Wahrung ihrer Nationalität?" Offenbar vermied man den Ausbrud 
Nation ald den engeren Begriff in der Befürchtung, daß unter demfelben 
vielleicht nicht alle in Defterreich befindlichen „Volksſtämme“ untergebracht 
werben fünnten, während dem man die aufrichtige Abjicht hatte, allen Volks— 
ftämmen das gleiche Recht zu Theil werden zu laffen. Man befürchtete mit 
Recht, daß, wenn man ſich des Ausdrudes „Nationen“ bedienen twürde, 
vielleicht ein oder der andere Volksſtamm, den man bisher noch nie als 
Nation bezeichnete, z. B. die Authenen, die Ladiner u. dergl. von ber 
Wohlthat diefes Gleichberechtigungsparagraphen ausgefchloffen fein würde. 

Dann hätte man aber auch conjequenter Weife ſich ftatt des Aus- 
drudes „Nationalität eines Derivativum von Volksſtamm bedienen 
müſſen, welches jene Eigenjchaft oder jenes geiftige Product bezeichnen 
würde, welches jedem Bolksjtanım zukommt, durch fein Leben und Wirken 
naturgemäßerweife erzeugt wird. Man hätte etwa „Volksthum“ oder 
wenn dieß aus ſprachlichen Gründen nicht zuläffig jchien, „Stammeseigen- 
thümlichkeit“ jagen follen. Das unterlieg man aber, um fich eines der 
öffentlihen Meinung und dem Sprachgebraude geläufigen Ausdrudes zu 
bedienen, obwohl demjelben keineswegs ein in jeder Hinficht Harer Begriff 
entijprad. Diefe Incongruenz zwiſchen dem vermeintlichen Rechtöfubject 
(Volksſtamm) und dem Nechtsobject (Nationalität), deffen Wahrung und 
Pflicht ihm als einer ihm zufommenden Qualification zuerfannt wurde — 
diefe Incongruenz rächte ſich — da jie feine Hare Auffafiung über das 
gejeglich ftatuirte Rechtöverhältnig auffommen ließ und es dem Kampf der 
Barteien anheimftellte, mit der Beit das Richtige und Wahre heraus: 
zufinden. 

In dieſe Schwierige Aufgabe das Weſen der Sache zu erfennen, das 
Thatjähliche und Mögliche diejes Verhältnifjes feitzuftellen, um es einft 
gejeggeberifch zu regeln, theilen fich jeither Theorie und Praris. Erftere 
durch Unterfuhung der Thatjahen, Sonderung und Klarftellung der Be: 
griffe; letztere durch Geltendmachung berechtigter Forderungen und Zurüd: 
weifung unberechtiger Anfprüche. 

Und man darf wohl behaupten, daß feit dem Jahre 1867, in welchem 
8. 19 gejchaffen wurde, fowohl Theorie wie Prarid das ihrige redlich bei- 
getragen haben, um die Erkenntniß der Wahrheit zu fördern und gerechten 
Anſprüchen Rechnung zu tragen. Sprechen wir zuerſt von der Entwicke— 
fung des Nationalitätenrecht3 und der Praris des Staatslebene. 

Schon das Ausgleihdgeje mit Ungarn 1867 involvirte eine ſtaats— 
rechtliche Anerkennung der Selbitändigfeit der ungarischen Nationalität und 
machte jeder wie immer gejtalteten Suprematie der deutjchen Nationalität 
und Sprache über die ungarifche ein für allemal ein Ende. Wie wir es 
feit dem J. 1867 mit zwei jelbjtändigen Staaten zu thun Haben, jo 
follte von nun an jeder diefer Staaten die Regelung des Nationalitäten 
und Sprachenrecht3 in feinem Gebiete unabhängig und jelbjtändig vor: 
nehmen. In Ungarn geihah dieß mitteljt des „Nationalitätengefeges vom 
J. 1868 (GA. XLIV) und zwar auf dieſe Weife, daß in Ungarn (fammt Sieben 
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bürgen) die ungariihe Sprade, aljo au Nationalität, zur herrichenden, 
aljo zur „Staatsſprache“ erklärt wurde, während den anderen Landes: 
ſprachen gewiſſe untergeordnete Rechtsſphären d. h. Berechtigungen in unter- 
geordneten Kreifen ftaatlichen Lebens eingeräumt wurden. Als Staatsfprache 
ift das Ungarische Berathungd- und Geſchäftsſprache des ungarischen Reichs— 
tags, Amtssprache der Jurisdictionen, der höheren Gerichte, der Landes— 
univerfität in Peſt u. f. wm. Dagegen können untergeordnete ftaatliche 
Körperichaften wie Communalverfammlungen unter Umfjtänden fich einer 
localen im Lande üblihen Sprache bedienen. Andererfeit3 bildet in Ervatien 
und Slavonien die croatifche Sprache die alleinige amtliche Sprade und 


die croatifchen Abgeordneten im ungarifchen Reichstag dürfen fi) fogar der ° 


eroatiihen Sprache bedienen. 

So wie aljo Eroatien-Slavonien ein jelbjtändiges mit Ungarn ſtaats— 
rechtlich verbundenes Königreich bildet: ebenſo genießt auch die croatifche 
Sprade einen Vorzug vor allen anderen in Ungarn gebräuchlichen Spracden. 
Dieje Iehteren aber, namentlich das Deutſche, Slovakiſche, Rumänifche, 
Serbiſche find in Ungarn nur als Volksſprachen anerkannt und haben nur 
eine untergeordnete Berechtigung. 

Während in Ungarn auf diefe Weife das Verhältniß der einzelnen 
Sprachen und „Nationalitäten“ zueinander in einem alle einfchlägigen Ber- 
hältniſſe umfafjenden Geſetze geregelt wurde, betrat man in Dejterreich 
einen anderen Weg — und zwar indem man im Geiſte des $. 19 des 
Staatögrundgefeßes vorerjt dem früheren Zuftand der alleinigen Herrſchaft 
der deutihen Sprache mittelft fpecieller Ausführungsgeſetze und Verord— 
nungen ein Ende machte. 

Sp wurde den dießbezüglichen Beichlüffen des galizifhen Landtags 
in der Herbitjeffion 1868 Rechnung tragend mittelft Minifterialverordnungen 
vom 4. und 10. Juni 1869 die polnifhe Sprade ftatt der deutjchen in 
Galizien zur Amts: und Unterrichtsfprache erklärt. Einige weitere ergän- 
zenden Berordnungen und Erläſſe vollendeten das Werf der Wiederher- 
jtellung der polniſchen Sprache als herrfchender Landessprache in Galizien, 
neben welcher dem ruthenifchen Idiom das ihm als Volksſprache gebührende 
Terrain eingeräumt wurde. Damit war die polnische Nationalität der 
hiſtoriſchen Entwidelung gemäß zur herrichenden Nationalität in Galizien 
gejeglich erklärt. 

Schwieriger gejtaltete fi die Entwidelung in Böhmen. Denn hier 
jtüßte ſich die ſeit Jahrhunderten der Germanifation herrſchende deutjche 
Sprache auf einen anſehnlichen Theil anſäſſiger Bevölkerung — was in 
Galizien nicht der Fall war; ja, die deutſche Nationalität hat thatſächlich 
in dieſem ſeit Jahrhunderte dauernden ſiegreichen Vordringen auf dem 
Gebiete Böhmens ganze Territorien vollſtändig oecupirt; was ebenfalls in 
Galizien nicht der Fall war. Während alſo dort einige Miniſterial— 
verordnungen genügten, um das Land auch ſtaatsrechtlich vollkommen zu 
poloniſiren, da es ſich dabei nur darum handelte, den hiſtoriſch gewordenen 
thatſächlichen Zuftand anzuerkennen: ſtellten ſich der Ordnung der Nationa— 
litätenverhältniſſe in Böhmen faſt unüberſteigliche Hinderniſſe entgegen, da 
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daſelbſt auch das Deutſchthum feine Hiftorifch errungene Stellung inne hat, 
aus der es fich nicht einfach verdrängen läßt. Es iſt alfo flar, daß eine 
gejeßgeberifhe Ordnung dieſes Verhältnifies erft aus dem Kampfe beider 
Nationalitäten fich ergeben kann, und daß der Regierung nur die Rolle des 
Preisrichters zufällt, der jedesmal den wahren Stand des Kampfes con- 
jtatirt und darüber wacht, daß feine unlauteren Mittel im Kampfe gebraucht 
iverden. . 

Thatſächlich beichränkte fich die Regierung feit dem J. 1867 bezüglich 
Böhmens darauf, den gerechten und gejegmäßigen Forderungen der Ezechen 
Rechnung zu tragen und die Deutjchen vor Uebergriffen der fiegesmuthigen 
Czechen zu fchügen. Der bisherige Verlauf diefer Entwidelung war 
folgender. 

Seit der Verkündigung der Staatsgrundgeſetze ftrebten die Ezechen 
vergebend nad Berwirklihung der Nationalitäten und Sprachengleich— 
beredhtigung in dem Sinne, in dem fie den $. 19 auffaßten. Ihre Bejtre- 
bungen jcheiterten mit dem Fall des füderaliftifhen Minifteriums Hohen: 
wart:Schäffle (31. Oct. 1871). Das folgende Minifterium Auersperg 
(1871— 1879) war ihren Beftrebungen abhold. Es verſuchte trog des 
s. 19 das Verhältniß der Ezechen zu den Deutfchen im Sinne des centra- 
Liftifch-deutichen Programmes zu geftalten. Diefer Verſuch fcheiterte wieder 
an dem pafjiven Widerjtand der Ezechen, die fich weigerten den Reichsrath 
zu beſchicken. Nun wurde dem Grafen Taaffe die Aufgabe zu Theil, den 
Ausgleich in erjter Linie mit den Ezechen durchzuführen (10. Auguft 1879). 
Er war hierin glüdlicher al3 irgend einer feiner Vorgänger. Seine Unter- 
handlungen mit den Führern der Ezechen waren von Erfolg gefrönt. Nach 
langjähriger Abwefenheit erfchienen die Ezechen wieder im Reichsrath (9. Oct. 
1879) allerdings nicht ohne eine Rechtsverwahrung zu Protofoll zu geben. 
Graf Taafje äußerte fi über die von ihm beabfichtigte Löfung des Natio: 
nalitätenjtreites am 5. Dec. 1879 folgendermaßen: „Defterreich befteht aus 
verschiedenen Nationalitäten, deren Rechte gewahrt werden müffen. Die 
Regierung denkt feinesiwegs an Unterdrüdung der Deutjchen in Defterreich, 
aber auch die Slaven und die anderen in Defterreich lebenden Nationali- 
täten follen nicht unterdrüdt werden.“ In diefem Sinne jtellte Graf 
Taaffe eine Ausgleihsaction in Ausſicht. Diefe Ausgleichsaction follte 
durch Maßregeln der Regierung und Gejehgebung gefördert werden. 

Bor allererft wurden einige grelle aus früherer Zeit erhaltene Be— 
einträcdhtigungen der czechifchen Nationalität und Sprade, die dem $. 19 
ſchnurſtracks entgegenliefen, mitteljt der jog. Sprachenverordnung des Juſtiz— 
miniſters Stremayer (vom 19. April 1880) befeitigt. In Ausführung des 
Grundſatzes der Gleichberechtigung verfügt die Verordnung, daß alle Behörden 
ihre Erledigungen an die Barteien in jeder der beiden Landesſprachen aus— 
zufertigen haben, in welcher die betreffenden Eingaben und Anſuchen der 
Parteien abgefaßt waren. Behördliche Bekanntmachungen, die fi) an die 
Geſammtheit richten müfjen in beiden Landesſprachen abgefaßt jein. Straf: 
gerichtliche Verhandlungen find in derjenigen der beiden Landesſprachen zu 
führen, deren der Angeichuldigte mächtig iſt. Auch bei Gericht und in 
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öffentlichen Büchern iſt immer diejenige der beiden Landesſprachen zu ge— 
brauchen, deren ſich die anſuchende Partei bedient; derſelbe Grundſatz hat 
auch im Verkehr der Regierungsbehörden mit den autonomen Behörden zu 
gelten. 

Sodann werde die Forderung der Czechen nach einer ezechiſchen Uni— 
verſität bewilligt und neben der deutſchen Univerſität eine gleichberechtigte 
czechiſche Univerſität in Prag geſchaffen (Gef. vom 28. Februar 1882), 

Diefen erfolgreihen Beitrebungen und Errungenichaften der Ezechen 
gegenüber ließen e3 die Deutjchen fowohl Böhmen! wie der anderen Kron— 
länder an Abwehr und Bertheidigung nicht fehlen. 

Schon die Spradenverordnung Stremayers rief die Oppofition ber- 
jelben hervor. Um weiteren Fortſchritten ſowohl der czechifchen wie der 
anderen ſlaviſchen Nationalitäten und Sprachen entgegenzumirfen, jtellte 
Graf Wurmbrand (16. Mai 1880) den Antrag, womit die Regierung auf: 
gefordert werde „in Ausführung des $. 19 StGG. 21. Dec. 1867 einen 
Geſetzentwurf einzubringen, wodurch unter Feithaltung der deutichen Sprache 
als Staat3fprade der Gebrauch der landesüblichen Spraden in Amt, 
Schule und öffentlihen Leben geregelt wird.” Dffenbar hatten die Antrag: 
fteller fiir Defterreih ein ähnliches Sprachengefet im Auge wie e3 das 
Spradengejeg von 1868 für Ungarn war, welches, wie wir gejehen haben, 
die ungariiche Sprade als Staatsſprache proclamirte. 

Die Regierung (Minifter Taaffe) erflärte fich gegen diejen Antrag. 
Derjelbe wurde einem „Sprachenausſchuß“ übermwiejen (4. Dec. 1880). 
Die Verhandlungen diefes Ausſchuſſes zogen ſich in die Länge, weil man 
über den Begriff „Staatsipradhe* nicht einig werden konnte und der 
Antragiteller Graf Wurmbrand zu wiederholten Malen e3 ablehnte, eine 
Definition der von ihm angeregten „Staatsſprache“ zu geben. 

Endlich im März; 1883 wurden dem Abgeordnetenhaus zwei Berichte 
der Majorität und der Minorität des Ausſchuſſes (Berichterjtatter Madeyski 
und Sturm) erftattet. Das Abgeordnetenhaus folgte dem erjteren und 
beihloß über den Wurmbrand’schen Antrag zur Tagesordnung überzugehen. 

Nachdem diefer erite Verſuch, der deutichen Sprache und Nationalität 
in Dejterreich ihre Borzugsjtellung zu fichern, mißlungen war, verjuchte 
e3 die deutiche Minorität des Abgeordnetenhaufes wieder mit einem nach 
dem Muſter des ungarifchen Sprachengejeges von 1868 ausgearbeiteten 
Gefeßentwurf, den fie am 8. Februar einbrachte (Untrag Scharfchmied *'). 





») Der Grund, warım es nicht gelungen iſt, der deutichen Sprache in Deiter- 
reich eine ähnliche Stellung wie e3 die magyartiche in Ungarn erang, zu verichaffen, 
eine Stellung, die mit dem Ausdrud Staatsiprache han — bezeichnet wäre, darf 
wiſſenſchaftlicherweiſe nicht hinter parlamentariichen Couliſſen oder in Gefinnungen 
leitender le gefucht werden: er liegt einfach in den thatjächlichen Bevölle— 
rung3verhältmiffen der öfterreichifchen Länder. In Galizien mußte die deutfche 
Nationalität und Sprache volllommen das Feld räumen, weil es in Galizien 
feine einheimiichen Deutichen giebt. In Böhmen mwäre die Zahl der ah 
genügend, um eine herrſchende Stellung einzunehmen, wenn der feudale (fidei« 
comtljarifche) Grundbeſitz deutich geblieben wäre. Nachdem letzteres nicht der 
Fall ift, was übrigens eine ſociologiſch erflärbare Erſcheinung tft, jo fann das 
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Während diefer Gejegentwurf im Schooße eines Ausichuffes ruht, 
gewinnt die czechiiche Nationalität in Böhmen, Mähren und Schlefien 
immer größeres Terrain. 

Mit Minifterialverordnung vom 23. Sept. 1886 wurde die czechijche 
Sprade auch in den inneren Dienft des Prager Oberlandesgericht3 ein— 
geführt. 

Die deutſche Minorität im Prager Landtag ftellte wiederholt Anträge 
auf Zweitheilung Böhmens in ein deutſches und czechifches (1884 von Herbit, 
1885 von Plener). Diefe Anträge find begreiflich, weil die Deutichen in 
Böhmen, majorifirt in den czechifchen Bezirken, wenigſtens in denjenigen 
ihre herrichende Stellung zu retten verfuchen, in denen fie die Majorität 
haben. Uber ebenjo begreiflich ift, daß die Ezechen ihr Land nicht theilen, 
da fie jelbjtverjtändlich im ganzen Lande die Herrihaft üben wollen — was 
ja aud in früheren Jahrhunderten die Deutjchen nicht verfchmäht haben. 
Sp wurden denn die Anträge auf Bweitheilung Böhmens wiederholt ab- 
gelehnt, was die deutſche Minorität bewog, den Landtag zu verlaſſen. 

Mit Beginn des J. 1890 ergriff die Regierung die Initiative zu 
neuen Ausgleichsverſuchen — indem fie die Parteiführer ſowohl der Ezechen 
wie der Deutfchen zu Conferenzen nah Wien einlud. Auf diefen Confe: 
renzen wurden Ausgleichspunctationen vereinbart und zwar bezüglich a) einer 
abgeänderten Bujammenfegung und Einrichtung des Landesichulrathes, 
b) nationaler Minoritätsfchulen, e) einer Reorganifation des Landescultur- 
rathes, d) der Errichtung einer Handel: und Gewerbefammer im öftlichen 
Böhmen, e) der Revifion der Wahlordnungen der Handeläfammern, f) der 
Abgränzung der Gerichtäbezirfe nad Nationalitäten, g) gewiſſer Aende- 
rungen der inneren Organifation des Prager Oberlandesgericht3, h) des 
Gebrauchs der Landesiprachen bei den autonomen Behörden, endlich i) be— 
treff3 einer Reform der Landtagswahlordnung und Errichtung nationaler 
Eurien im böhmijchen Landtag. 

Dieje Bunctationen gelangten in der Form von Gejeßentwürfen an den 
en Landtag, der über diefelben gegenwärtig (November 1890) ver- 
handelt. *” 


Die —— und die Nationalitäten. 


§. 65. Der Streit der Nationalitäten, ihr fortdauernder Kampf um Herr— 
ſchaft verſetzt die Regierungen Defterreich-Ungarns in eine überaus ſchwierige 
Lage und geftaltet ihre Aufgabe zu einer jolchen, die nur mit dem Auf: 
wande der größten Regierungskunft gelöft werden kann. 

Und zwar iſt diefe Aufgabe in Ungarn eine leichtere als in Oeſterreich. 
Dort nämlich ſteht die Central-Regierung auf Seite einer Nationalität, 


zwiſchen Großgrundbeſitz, ezechiſchen Städtebewohnern und Landvolk eingekeilte, 
faum 32°, der Geſammtbevölkerung betragende Deutſchthum unmöglich ſeine 
früher innegehabte herrſchende Stellung behaupten. Aehnlich ſind die Verhältniſſe 
in Mähren und Schleſien. 

*2) Vergl. Die Regelung der nationalen Verhältniſſe im Königreich Böhmen. 
Prag 18% (Hüter), two diefe Entwürfe abgedrudt find. 
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deren Angehörige 46°/, der Geſammtbevölkerung ausmachen, daher die 
berrichende Nationalität bilden. Die Regierung in Ungarn kann jehr wohl 
eine rein ungarische fein, weil feine andere Nationalität der magyarijchen 
an Zahl überlegen iſt — die Regierung alſo troß der herrichenden po— 
litiſchen Freiheit und repräfentativen Verfafjung nicht zu fürchten braucht, 
‘von den Wählern im Stiche gelafien zu werden. Der ungarijche Reichs: 
tag braucht um feine magyarifche Majorität nicht beforgt zu fein. 

Schwieriger ijt die Lage der Regierung in Defterreih. Allerdings 
ift auch hier die Gefammtzahl der Deutichen mit acht Millionen jeder einzel: 
nen nichtdeutſchen Nationalität überlegen (Ezechen 5, Bolen 3, Ruthenen 2’ /,, 
Slovenen 1 Mill.), doch ift erftend die Vertheilung diefer acht Millionen 
auf dem Gebiete des öfterreichifchen Staates eine ſehr ungleiche, fo daß in 
den deutſchen Ländern die Deutjchen ausschließlich wohnen, während fie in 
anderen Ländern, wie z. B. Galizien, Krain und Küftenland verſchwindende 
Minoritäten bilden und weil zweitens, auch wenn fie gleihmäßig über das 
ganze Gebiet vertheilt wären, fie dennoch einer Allianz zweier oder mehrerer 
ſlaviſcher Nationalitäten nicht das Gleichgewicht Halten könnten. 

Leßtered iſt infoferne thatfählih der Fall als die deutjche Ver— 
tretung im Reichsrathe von den vereinigten Vertretungen der ſlaviſchen 
Länder in die Minorität gejeßt wird. 

Bur Zeit des Abjolutismus konnten allerdings diefe Verhältniffe der 
Regierung gleichgültig fein. Die Zufriedenheit oder Unzufriedenheit ber 
Majoritäten der einzelnen Länder brauchte die Kreife der Regierung nicht 
zu ftören, Anders fteht die Sache im conftitutionellen und repräjen- 
tativen Staat, wo die Majoritäten wählen und ihre Vertretungen in Reichs— 
rath und Landtagen an der Gefeßgebung und mittelbar auch an der Regie: 
rung theilnehmen und mitwirken follen. Da muß die Regierung mit den 
Majoritäten rechnen; fie kann, will fie ihre Aufgaben erfüllen, mit diejen 
Majoritäten nicht in Unfrieden Ieben, fie fann nicht gegen die Majoritäten 
regieren. 

Wenn es auch fein parlamentarifches Regime in dem Sinne giebt, wie 
das von England und Frankreich, ja auch von Ungarn behauptet werben 
fann, d. h. wenn auch in Oefterreich der Souverän nicht durch Gewohn— 
heitsrecht gebunden ift, die Minifter aus den Majoritäten des Reichsraths 
zu berufen: fo iſt doch die jedesmalige Regierung durch die Verfafjung ver— 
pflichtet, fich die jährlichen Budgets und die von zehn zu zehn Jahren nöthig 
werdenden Recrutencontingente von der Majorität des Reichsraths bewilligen 
zu laffen, welcher Pflicht fie offenbar ohne die Majorität des Reichsraths 
für fich zu haben, nicht nachkommen könnte. Daher ift die Regierung ge- 
zivungen, diefe Majorität, aljo auch ihre Wähler, d. i. die Majoritäten in 
den einzelnen Ländern, auf ihrer Seite zu haben und muß daher die ſtaats— 
rechtlich begründeten Wünfche und Forderungen diefer Majoritäten erfüllen. 

Sie kann alfo nicht mehr, wie es meist abfolute Regierungen thaten, 
die Rechte diefer Majoritäten ignoriren und die ſlaviſchen Majoritäten den. 
deutjchen Minoritäten unterordnen. 
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Sie lann das umſoweniger als Oeſterreich kein einheitliches Gebiet iſt, 
das centraliſtiſch regiert wird. In dieſem Falle wäre es vielleicht möglich, 
ſich auf eine Nationalität zu ſtützen und ähnlich wie in Ungarn den Ver— 
ſuch zu machen, den ganzen Staat einheitlich zu nationaliſiren, alſo in 
Oeſterreich zu germaniſiren. Dieſe Verſuche (Bach und Schmerling 
unternahmen ſie) ſcheiterten eben daran, daß Oeſterreich nicht nur eine 
Vereinigung verſchiedener Stämme und Nationalitäten iſt, ſondern auch 
eine Vereinigung von Ländern und Ländergruppen, die ihre hiſtoriſche 
Vergangenheit haben, in denen die einzelnen Nationalitäten ſich ausgebildet 
haben, die alſo ſog. hiſtoriſch-politiſche Individualitäten find, die mit ihrem 
moraliſchen Schwergewichte in die Wagjchaale fallen und jede Vereinheit- 
lichung und Centraliſation unmöglich” machen. 


Stände und Claſſen. 


Auch die Unterfheidung der Bevölkerung nad) Ständen und Claſſen *) 
fönnte, wenn man nur den Wortlaut des U. 2 StGG. 21. Dec. 1867, 
Nr. 142 ſich vor Augen hält, al3 eine nicht mehr zeitgemäße und mwerthloie 
betrachtet werden. Denn wenn „vor dem Geſetze alle Staatsbürger gleich 
find,“ jo könnte man glauben, daß eine Scheidung der Bevdfferung nad) 
Ständen und Claſſen jtaatsrechtlich indifferent it. Dem ift aber nicht jo. 
Es verhält fih mit der Beitimmung dieſes StGG. ganz jo, wie mit dem 8. 19 
desjelben. Auch Hier ift ein idealer Grundſatz ausgejprochen, der vielleicht 
al3 Zielpunkt focialer Entwidelung gelten fann und hohen ethischen Werth 
befigt, der jedoch die wirklichen Verhältniſſe, wie fie durch jahrhundertelange 
Entwidelung jich herausgebildet haben, nicht mit einem Schlage zu ändern 
vermochte. In der Wirklichkeit gab es und giebt es Standes: und Claffen: 
unterjchiede der Bevölkerung, die ſich im wirklichen Staatsrecht Geltung 
verichaffen, fo zwar daß die obige Beitimmung des U. 2 SGG. nicht 
buchjtäblicd; genommen werden darf. Ja, der Gejebgeber jelbjk iſt diefem 
theoretiſchen Grundjaße nicht treu geblieben, fondern hat in anderen Gefegen, 
wie 3. B. im Wahlgefege den wirklichen Verhältnifjen, hier alfo ‚den be: 
jtehenden Standes: und Clafjenunterjchieden der Bevölkerung, vollau Rech— 
nung getragen. 

Staatsrechtlich alfo, mit Beziehung auf die politifchen Nechte, Yon 
denen das Wahlrecht in den Volfsvertretungen das wichtigſte it, zerfclt 
die Gejammtheit das Volkes in zwei große Hälften: in die politiich berear 
tigte und politifch nichtberechtigte. Dieje zwei Theile des Volkes entiprechen 
genau der wirthichaftlihen Zweitheilung desjelben in die befigenden und 

3, Dieje beiden Ausdrüce, die noch immer häufig in gleicher Bedeutung ge— 
braucht werden, find dennod in einer Differenzirung begriffen, deren Richtung 
man jchon erkennen fann. Darnach wird der Ausdrud Stände vorwiegend von 
höheren Geburtd- und Berufsſtänden gebraucht; der Ausdrud Claſſe — einen 
Beigeſchmack der Geringſchätzung; ſo ſpricht man denn von höheren Ständen, vom 
Adel- und Bürgerſtande; dagegen von „gefährlichen Claſſen“ der Geſellſchaft und 
nicht von „gefährlichen Ständen“, überhaupt von „Menſchenclaſſen“, wenn man 
von denſelben etwas nicht Schmeichelhaftes zu ſagen hat. 
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beſitzloſen Claſſen, wobei jedoch gewiſſe ſociale Stellungen wie academiſche 
Grade und öffentliche Aemter einen materiellen Beſitz vertreten. 

Der politiſch berechtigte Theil des Volkes zerfällt wieder in mehrere 
Claſſen, deren Unterſchiede in den Wahlgeſetzen ihren Ausdruck finden. 

Dieſen Wahlgeſetzen nämlich gegenüber kommen die Staatsbürger 
keineswegs als eine unterſchiedsloſe Summe gleicher und gleichberechtigter 
Einzelner in Betracht, ſondern als mehrere aus ungleicher Zahl gebildete 
Gruppen, von denen jede nach der Größe ihres Beſitzes und nach ihrem 
Stande ihr Wahlrecht übt, ſo daß dem Staatsbürger, der Taglöhner oder 
Arbeiter iſt, dieß Recht überhaupt nicht, dem Staatsbürger, der einen 
kleinen Grundbeſitz hat (Bauer, Kleinſtädter) dieſes Recht in einem viel 
kleineren Maaße als dem Großgrundbeſitzer zuſteht. Wenn alſo das Staats— 
grundgeſetz jagt, daß alle Staatsbürger vor dem Geſetze gleich find, fo iſt 
unter dieſem „Geſetze“ nur der Inbegriff jener Geſetze zu verjtehen, welche 
das Privat- und Strafrecht und öffentliche Recht normiren: vor dem eigent: 
lichen Staatsrechtögejeß, zu welchem das Wahlgejeg gehört, find die Staats- 
bürger keineswegs glei, jonjt müßte es ein allgemeines Stimmrecht ohne 
Eurien geben; vor diefem Geſetze macht e3 einen großen Unterſchied, ob 
ein Staatsbürger beſitzlos oder Beſitzer ift, ob er Kaufmann oder Groß: 
grundbefiger, ob er ein einfacher Doctor oder Fideicomißherr ift. Denn je 
nach jeinem Beſitz und jeinem Stande (oder Berufe) hat jeder diejer ver: 
jchiedenartigen Staatsbürger ein verjchiedened Wahl- beziehungsmweife Ver— 
tretungsredht. 





Standesrechte und Standespflichten. 

Die Zugehörigkeit zu den einzelnen Ständen und Clafjen verleiht dem 
Einzelnen nit nur verjchiedene Rechte, jie legt ihm auch verfchiedene 
Pflichten auf, fo daß mit Bezug auf legtere von einer Gleichheit der Staats— 
bürger vor dem Gejege nur injoferne geiprochen werden kann, als jeder 
Staatdbürger ohne Unterfchied, wenn er ſich einem beftimmten Berufe widmet 
und damit in eine bejtimmte Berufsclafje tritt, zugleich die Pflichten des: 
felben auf ji nimmt. Da jedoch die Wahl ded Berufes nicht ganz vom 
freien Willen des Einzelnen abhängt, jo kann der Einzelne den bejonderen 
Pflichten des Berufes, zu dem er durch Umftände und Verhältniffe gezwungen 
ift, nicht entgehen. Auch darf nicht überfehen werden, daß diefe Pflichten 
ungleich jind und nicht alle Berufe gleich ſchwer treffen. Bei freier Wahl 
würde nun gewiß jeder denjenigen Beruf ergreifen, mit dem die geringjten 
und am wenigſten beſchwerlichen Pflichten verbunden find: da diejes nicht 
der Fall ift, fo muß der Einzelne fich der Ungleichheit der Behandlung 
feitens des öffentlichen Rechtes unterwerfen. | 

Angeſichts diefer thatfählihen Verhältnifje ift die Unterjcheidung der 
Bevölferung nad) Ständen und Clafjen von eminenter jtaatsrechtlicher Be— 
deutung und zwar jowohl im Hinblid a) auf die verichiedene Berehtigung 
der einzelnen Claſſen wie b) auf die verjchiedenen Pflichten derjelben. 

Mit Bezug nun auf die verjchiedene Berechtigung fann man folgende 
Stände oder Claſſen der Bevölkerung unterſcheiden. 
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a) Der Hochadel, der durch ererbten bedeutenden Grundbeſitz und hiſto— 
riſche Stellung hervorragt und in Folge dejjen nicht nur in der Eurie des 
Großgrundbefiges wählt (die trifft auch bei nichtadeligen Großgrundbefitern 
zu), fondern durch jeine jeweiligen Familienhäupter im Herrenhaufe des 
öfterreihifchen Reichsraths vertreten iſt. Auch genießt der Hochadel das 
Vorrecht, daß er fih um Schaffung von Fideicomifjen, wenn er ſolche noch 
nicht bejißt, bewerben fann. Gemeinſam dem gefammten Adel ift das Recht 
der Führung der Adelstitel und Wappen.) Adelsanmaßungen jeitens 
Nichtadeliger werden mit Geld- eventuell mit Arreftitrafen geahndet. °°) 
Der Adel berechtigt je nach der Berjchiedenheit jeiner Stufen ſich um ge 
wifje Hofwürden zu bewerben ;*®) auch berechtigt der Adel zu Unfuchen be- 
hufs Errichtung von Familienfideicomiffen. °”) 

b) Der Stand der Großgrundbefiger, der im Großen und Ganzen mit 
dem früheren Adel zujammenfällt, obwohl über die Zugehörigkeit zu dem: 
jelben gegenwärtig nur der entfprechende Beſitz enticheidet. Derjelbe geniekt 
ein bevorzugte Wahlrecht, indem die Curien desjelben im Vergleich mit den 
Eurien der Städter, Marktbewohner und des Landvolfed aus Minoritäten 
beitehen und überall eine diefen leßteren, aus viel größeren Wählermafien ge 
bildeten Curien, gleiche Vertreterzahl in die Volfsvertretung entjenden. 

c) Der geijtlihe Stand. Zu demfelben gehören in erjter Reihe die 
Geiſtlichen der Fatholifchen Kirche der verjchiedenen Riten, ſodann die Seel- 
jorger der anderen Kirchen und Religionsgejellichaften. Kein anderer Stand 
befigt eine fo fejte und ftramme Organifation wie der geiftliche; insbeſondere 
gilt das von der Ffatholifchen Geiftlichfeit der verjchiedenen Riten, deren 
Stände integrirende Beftandtheile ihrer betreffenden Kirchen ausmachen. 
Wenn nun aud die alten politifchen Vorrechte der Fatholifchen Kirche nicht 
mehr in dem früheren Umfange fortbejtehen, jo hat doch die katholiſche 
Kirche als folche einen bedeutenden Kreis politifcher Rechte, welche fie durch 
ihre Würdenträger und Functionäre ausübt und find die Geiftlichen als 
Stand einerjeit3 durch gewifje öffentliche Rechte ausgezeichnet, andererfeit3 
gewiſſen befonderen aus ihrer focialen Stellung fi) ergebenden Pflichten 
unterworfen. 

Sp genießen jie gewifje Bevorzugungen und Begünftigungen in der 
Erfüllung der Wehrpflidt, ihrem „Stande“ gebührt bei jeder Gelegenheit 
eine bejondere „Achtung *:*°) allerdings müſſen fie fich auch ihres „Standes- 
verhältnifjes“ wegen gewifjen Bejchränfungen untertverfen, jo 3. B. dürfen 
jie feine Gewerbe ausüben u. j. w.°®) 





4, Hoffanzleideeret vom 12. Juni 1838. Pol. GS. B. 66. 

) SHoffanzleidecret vom 27. November 1827. Bol. GS. B. 55; ferner 
$. 334 StG. 

s6) Minifterialerlag vom 17. Februar 1869 3. 564 enthält das neueſte 
Känmerernormale, d. i. die Erfordernifje zur Erlangung der Kämmererwürde. 

) 88. 618-620 abEB. 88. 220— 223 Verf. außer Streitjachen. Gegen 
wärtig ijt zur Errichtung eines ri ein Specialgejeg erforderlich (Geſetz 
vom 13. Juni nn NG SB. Nr 

#*) Siehe 3. B. $. 29 F Gens vom 7. Mai 1874 RGB. Nr. 50. 
**) 8. 4 der Gemwerbenovelle vom 15. März; 1883. 
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d) Gewerbe- und Handeltreibende, die nad ihrem Wohnfig und der 
Höhe der Steuerleiftung in mehrere Kategorien zerfallen und aus dem Titel 
der Steuerleiftung ein verjchieden abgeftuftes Wahlrecht ausüben, indem 
die einen in den Landgemeinden Urwähler, die anderen in den Städten und 
Märkten Wähler, noch andere auch Wähler in den Handeldfammern find, 
folhe endlich, die hohe Steuern zahlen, in Dalmatien das Wahlrecht der 
„Höchſtbeſteuerten“ ausüben. 

e) Intelligenz, worunter man den Stand derjenigen verjteht, die 
gelehrte Berufe haben und auf Grund derjelben politifche Rechte befiten. 
Es find das Beamte, Lehrer, Aerzte, Mdvocaten, Notare oder Doctoren der 
verjchiedenen Facultäten, wenn fie auch feinerlei practiichen Beruf ausüben. 

f) Bauern, mworunter man diejenigen feinen Grundbeſitzer verjteht, 
die ihren Ländlichen Grundbeſitz ſelbſt oder mit Hilfe von Knechten bearbeiten. 
Bon einer gewiljen Höhe der Steuerleiftung angefangen, genießen fie das 
Wahlrecht in den Gemeindeausshuß und find Urwähler für die Volksver— 
tretungen. 

Eine befondere Abart diefes Standes bilden die Colonen in Dalma- 
tien, das find folhe Bauern, die gegen einen Theil der Ernte in natura 
den herrichaftlichen Boden bebauen.*") 

g) Der Stand der Arbeiter hat bisher in Defterreich-Ungarn fein Wahl: 
recht; wohl aber das Recht der freien Vereinsbildung und die allen Staats: 
bürgern gewährleifteten „allgemeinen“ Rechte. In neuefter Zeit ijt diejer 
Stand ala jolher Gegenstand bejonderer gejeßgeberifcher Maßregeln ge- 
worden, indem in feinem Intereſſe die fog. Fabriks- und Arbeitergeſetze er- 
laffen wurden, von denen weiter unten an geeigneter Stelle die Rede fein 
twird. ) 

h) Als befonderer Stand muß dad Geſinde bezeichnet werden; es 
befteht aus männlichen und weiblichen Dienftboten, die für Wohnung, Koſt 
und Lohr fich zu dauernden Diensten verpflichten.”*) Das Gefinde hat feine 


0), Entich. des BG. vom 26. Juni 1886 3. 1825. Alter ©. 189. 

. 9) Auch wird in neuefter Zeit häufig die Organijirung von Arbeiterfammern 
verlangt und diefe Forderung iſt auch vielfach in den gejeggebenden Körperichaften 
laut geworden. Bei einzelnen Gelegenheiten hat auch ichon Die Regierung Arbeiter- 
Engqueten einberufen. 

) Diejes geichieht mittelft des mündlichen Dienjtvertrages, welcher durd) 
die vom Dienjtgeber gegebene und vom Dienftboten empfangene Darangabe perfect 
wird. Die Darangabe wird in den vereinbarten Dienftlohn eingerechnet. Daß 
der Dienjtvertrag öffentliche Pflichten der Dienjtboten (Schulbeſuch der Kinder 
u. dergl.) nicht beeinträchtigen fann, ift felbitverjtändlich. Zur verabredeten Zeit 
ift der Dienftbote verpflichtet, den Dienſt anzutreten, der Dienjtgeber denjelben 
aufzunehmen. Weigert ſich der Dienjtbote, den Dienft anzutreten, jo kann er 
dazu auch mitteljt polizeilicher Ziwangsmaßregeln angehalten werden. Die Geſetze 
und Dienjtbotenordnungen unterjcheiden zwiichen landwirthſchaftlichen und jtädtiichen 
Dienjtboten. Für legtere find meijt befondere ſtädtiſche Dienftbotenordnungen 
geltend. Die PDienjtboten ftehen unter der Aufficht der Dienitgeber; das Dienit- 
verhältnig unter der Aufficht der Localbehörden. Die Dienjtboten dürfen den 
Dienft ohne Auffündigung nicht verlaffen; dürfen aber auch ohne Auffündigung 
des Dienftes nicht entlaffen werden, wenn nicht bejondere geſetzlich vorhergeſehene 
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politifchen Rechte, jteht unter bejonderer polizeilicher Aufficht und fein Ber: 
hältniß zu den Dienftgebern ift durch Landesgejege, ftädtifche Statuten und 
Ordnungen geregelt. 

i) Sowohl von den Arbeitern wie auch von dem Gejinde, welche beiden 
Stände durch dauernde Anftellungen ſich charafterifiren, unterfcheiden ſich 
die Taglöhner, die ohne feite Anftellung und dauerndes Vertragsver— 
hältniße nur für Taglohn arbeiten, keinerlei genofjenfchaftlihe Organijation 
befigen und auch ſeitens des Staates keinerlei befonderen Schutzes, wie ein 
folher den Arbeitern und dem Gefinde gewährt wird, theilhaftig find. **) 

Allen den oben aufgezählten Ständen, die man im allgemeinen als 
fociale bezeichnen könnte, jtehen diejenigen Clafjen des Volkes gegenüber, 
die man ald antifociale bezeichnen muß, da fie der allgemeinen Arbeits 
theilung der Gejellichaft jich entziehen, derjelben daher feinen Nutzen bringen, 
vielmehr zur Laſt fallen und gefährlich find, aus welchem Grunde fie auch 
mit Recht als gefährliche Elaffen bezeichnet werden. Es find das Land- 
ftreicher, Bettler, Vagabunden und Unterjtandslofe.”) Ahnen gegenüber 
fieht ji auch der Staat zu befonderen Sicherheitämaßregeln gezwungen und 
macht nöthigenfall3 von befonderen gejeglihen Zwangsmitteln Gebraud. 

Mit Bezug auf die Verjchiedenheit der öffentlichen Pflichten zerfallen 
alle Staatsbürger in drei Claſſen: 1. Staatsbeamte, 2, öffentliche Berufe 
ausübende, 3. Private. 

ad 1. Die Staatsbeamten, im weiteiten Sinne de3 Worte alfo die: 
jenigen, die vom Staate angejtellt und bejoldet werden, um für den Staat 
gewiſſe Dienfte zu leiten, zerfallen in Eivilbeamte und Militärs; erjtere 
wieder in Juſtiz- und politiiche Beamte. Jede diefer Elafjen von Staats: 
bürgern hat außer der ihnen allen gemeinjamen Pflicht der Treue gegen 
den Kaijer und de3 ftandesmäßigen Verhaltens, einen befonderen ihr durd 
ipezielle Geſetze auferlegten Pflichtenfreis; beim Antritt ihres Amtes Teijten 


Fälle eintreten. Die Dienftboten müfjen mit Dienjtbüchern verfehen fein; die 
Dienftgeber find verpflichtet, ihnen Dienjtzeugniffe auszuftellen, deren Inhalt amt: 
lih in den Dienftbüchern angemerft wird. Bergl. Mayerhofer III 37—59. 

vs) ar werden in der Hegel weder ald Arbeiter noch ald Gehilfen 
betrachtet. Die Gewerbeordnung vom Jahre 1859 enthielt diefe Beitimmung aus- 
drüdlich im $.73. Im der geänderten Faſſung diejes Paragraphen nach dem Gejer 
vom 8. März 1885 ift das Wort „ZTaglöhner” enthalten, und zwar aus dem 
Grunde, weil gegenwärtig Taglöhner, welche regelmäßig bei Betrieben beſchäftigt 
werden, eventuell als Hilfsarbeiter in Betracht fommen müfjen. 

*) Zur Aufgreifung von Bagabunden haben die Behörden von Zeit zu Zeit 
Streifungen vorzunehmen und ſich dabei an die beftehenden Vorjchriften zu 
halten. 

Das Hofdecret vom 15. Juni 1811 definirt den Bettler als denjenigen, der 
an einem öffentlichen Orte oder in Privathäufern Jemanden um Almofen an- 
fpricht; als Vagabunden (Landitreicher) denjenigen, der beichäftigungslos oder be- 
ftimmungslos berumzieht, ohne einen bejtimmten Erwerb oder Einfommen nadı- 
weifen zu fönnen. Wehnlich lautet die Definition in dem Gejeg vom 10, Mai 
1873 RGB. Nr. 108, welches polizeiftrafrechtliche Beitimmungen wider Arbeits- 
icheue und Landftreicher enthält; vergl. Mayrhofer II 647. 

Auf Vagabunden bezieht ſich a das Geſetz vom 24. Mai 1885 RGB. 
Nr. 89 betreffs Zwangsarbeitd- und Beflerungsanitalten. 
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ſie den Eid auf Treue und pünktliche Erfüllung ihrer Pflichten und haben 
damit für ihr geſammtes Vorgehen eine im großen Ganzen gleiche Rich— 
tung vorgezeichnet, deren Einhaltung ein Gebot der Standesehre iſt. 

ad 2. Die Staatsbürger, die einen öffentlichen Beruf ausüben, ohne 
ſtaatliche Beamte zu ſein, ſtehen in mehr oder weniger ſtrenger Unterordnung 
und unter der Aufſicht ſtaatlicher Behörden. Es gehört hierher das Hilfs— 
perſonal der Juſtiz (Advocaten, Notare und deren Hilfsbeamte), das Per— 
ſonal des Heilberufes (Aerzte, Apotheker, Hebammen ꝛc.), das Perſonal des 
Seelſorgerberufes und auch eine Anzahl Gewerbetreibender, die ein conceſ— 
fionirte Gewerbe betreiben. 

Die Angehörigen diefer Berufe find zu gewifjenhafter Erfiillung ihrer 
durch fpezielle Gejege normirten Berufsobliegenheiten verpflichtet; und fünnen 
bei Vernachläſſigung oder Verlegung derjelben des Rechtes zur Ausübung 
ihres Berufes verluftig erklärt werden. 

ad 3. Diejenigen, die weder ftaatliche Aemter befleiden noch öffent: 
lichen Berufen fi widmen, haben nur die allgemeinen durd Eivil- und 
Strafgejege ihnen auferlegten Pflichten gegen die Gejammtheit und den 
Staat zu erfüllen. In Ausübung ihrer politifchen Rechte fiyd fie freier 
und unabhängiger ald die Beamten und in der Ausübung ihrer Privat- 
Berufe und Beihäftigungen find fie feiner befonderen behördlichen Aufficht 
unterworfen und tragen feine bejondere Verantwortlichkeit. 
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IV. Bud). 
Die Stantsgewalt. 


Herrihergemwalt. 


Die theoretifch übliche Analyfe der Staatsgewalt und den Nachweis ver: 
ſchiedener in ihr enthaltenen Staatögewalten ift eine logiſche Operation, die 
fi) darauf ftüßt, daß jede, urjprünglich einheitliche Staatdgewalt, im der 
natürlihen ‚Entwidelung fig verjchiedener Organe bedient und Dem notb- 
wendigen Gejeß der Theilung der Arbeit unterliegend, den einzelnen Dr 
ganen gefonderte Functionen zutheilt.”°) 





5) Meber „Theilung der Staatögewalt“ und die einzelnen Staat3gewalte 
vergl. mein Philojophiiches Staatsrecht $. 17. Die Lehre von den drei Staat“ 
ewalten, und zwar von der bejchließenden, adminijtrativen und richterlichen fomm! 
ichon bei Ariftotele8 vor (Politit B. VI. Suſemihl's Ausgabe B. I S. 602, 3. 
„eat IN Tpıa uopıe twv molıreiv naowv .... ev uev ve to Bovksvoueror 
nepı tor xoıwwv, devtspor To regt Tag apyus, teıror de u to d ıxalor.“ Di 
erite diejer Gewalten, die berathende und befchliehende, iſt bei Ariſtoteles bie eigen!‘ 
lihe jouveräne Gewalt. Bon Ariſtoteles überging Ddiefe Lehre in eine Unzabl 
jpäterer Schriftfteller, bis in die neuejte Zeit, und nur Unkenntniß der Urquel: 
hat Montesquieu als den Schöpfer diefer Theorie hinjtellen können, wie das on 
geichehen ift. Vor Montesquieu begründete jchon Jean Bodin (De la republigue 
1576) die Nothiwendigfeit der Trennung des Richteramtes von der Herrichergemalt 
Montesquieu jtellt bekanntlich die Trennung der drei Gewalten von einander als 
Garantie der Freiheit hin und in Ddiefem Montesquieu’schen Sinne find im den 
neueren Verfaflungen dieje drei Gewalten getrennt und fcheinbar unabhängig von 
einander organifirt worden. Als ſodann diefe Theorie von Philoſophen (Kant, 
Fichte) und Staatsrechtslehrern jo dargejtellt wurde, als ob der Staat aus drei 
verjhiedenen Gewalten bejtünde: erhob fich gegen diefe Theorie eine wohl 
begründete Oppojition (insbejondere feit Mohl), die fich aber feineswegs gegen 
die theils praftiiche, theils in der Natur der Sache liegende dreitheilige Organi- 
jation der einheitlichen Staatsgewalt richtet. Vergl. Schulze, Einleitung ir 
das deutjche Staatsrecht 1867 ©. 181. „Zwar nicht in der Trennung oder Thei- 
lung der Gewalten, wohl aber in ihrer Unterjcheidung und organijchen Gliederung 
liegt das Fundament aller politiichen und bürgerlichen freiheit.“ „Jede Theilung 
und Trennung der Staatsgewalten wäre eine Auflöjung der Staatseinheit, eine 
Vernichtung des einheitlihen Staatswillens." An einer anderen Stelle nenn! 
Schulze die Lehre von Theilung der Gewalten jogar eine „gefährliche Irrlehre“ 
(a.a.d. ©. 19). 

Gegen die Trennung der Gewalten hat in Deutjchland zuerjt Haller 
(Rejtauration der Staatswiſſenſchaften I 47) Front gemadt. Er jchreibt: „Leiie 
Spuren von der Trennung der Gewalten fonımen jchon bei Rode: two treatise 
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Auf dieſe Weiſe entſteht durch Uebertragung der einzelnen Functionen 
und Attribute der ſouveränen Staatsgewalt die geſetzgebende, die richterliche 
und die Regierungsgewalt. Ueber allen dieſen Gewalten aber erhebt ſich 
die lebendige Herrſchergewalt als die Quelle der ſo abgeſonderten Gewalten, 
aus der dieſelben ihre Lebenskraft ſchöpfen. 


Dieſe ſouveräne, oberſte Herrſchergewalt, die aus ſich alle anderen im 
Staate wirkſamen Gewalten hervorbringt, geht jedoch in letzteren feines- 
wegs auf. Sie bleibt immer diejenige, welche alle anderen im Staate über— 
ragt und in Bewegung ſetzt, die Wirkſamkeit derſelben geſetzlich normirt, 
ohne ſich ſelbſt geſetzlichen Normen bedingunglos zu fügen. Während die ihr 
untergeordneten Gewalten ſtreng umſchriebene Wirkungskreiſe und Rechts: 
ſphären haben, iſt dieß bei der Herrſchergewalt nicht der Fall. Herrſcher— 
gewalt ſteht über allem Recht und über jeder Verfaſſung und kann im 
Intereſſe des Staates im Nothfalle auch jede gegebene Verfaſſung auf— 
heben und ſiſtiren. Denn während alle untergeordneten Staatsgewalten 
ihre Macht von der Herrſchergewalt empfangen: ruht dieſe auf ihrer eigenen 
Macht, welche zugleich ihr eigenes Recht iſt.“) 

In Dejterreih-Ungarn übt die Herrjchergewalt der Kaijer. Die Art 
und Weije, die Form der Uebung dieſer Herrſchergewalt läßt fich nicht 


vor, jedoch ohne den ungereimten Zuſatz ihrer wechjeljeitigen Unabhängigkeit, viel- 
mehr joll die vollziehende der geſetzgebenden — ſein.“ Auch Schleier— 
macher (Begriff der Staatsformen III. 2. © ) hält die theoretifche Unter- 
jcheidung der geießgebenden von der vollziehenden Gewalt für unhaltbar und will- 
fürlihd. Das Richtige hat wohl Guizot getroffen, wenn er jagt: „Les vrais 
garanties de la libert@ ne peuvent resider que dans le concours de pouvoirs 
collateraux ind&pendants, dont aucun n’est absolu et qui se controlent et se 
— reciproquement“ (Gouvernement réprésentativ I 295). 
Leon Faucher (Etudes sur l’Angleterre) bejtreitet die Exiſtenz einer Zheilung 
der Gewalten in England, vergl. dariiber Batbie, droit administratif ©. 34. 
») Dieſe Auffaffung der Herrichergemwalt oder der Souveränetät wird von 

einem ganzen Heer von Staatsrechtälehrern, namentlich von den „juriftiichen“, mit 
ge Heftigkeit befämpft; von der Wirklichkeit aber J jedem Schritt beſtätigt. 

un iſt aber Erkenntniß der Wirklichkeit die vornehmſte ei der Staatsrechts- 
wifjenjchaft und nicht der Aufbau juriftiicher Conjtructionen. Schließlich gelangen 
aber die juriftif hen Conjtructionen auch zu feinem anderen Rejultat, nur daß fie 
dasjelbe ra jurijtifch“, wie jie ed nennen, ausdrüden. Eine ſolche jcharfe und 
ftrenge jurijtiiche Begriffsbeftimmung der Herrichergewalt oder der Souveränetät 
—— Hänel und fie lautet: „Competenz-Competenz“, das iſt nämlich die „rechtliche“ 

mpetenz, jich feine eigene Competenz zu bezeichnen, beziehungsweije auszu- 
dehnen. Sachlich ift damit nichts Neues gewonnen, nur der Gelehrten-Fargon iſt 
um einen geichmadlojen terminus bereichert. Diejenigen Theoretiter übrigens, 
welche glauben, die Herrjchergewalt im Rechtsſtaate gejeglich und rechtlich, jtrenge 
und jcharf umgränzen zu fönnen, jollten bedenten, daß dieß nicht einmal bei den 
Beamten des Staates möglich ijt. Von dem Miniiter bis zum Wegeinräumer 
hat jeder Beamte unvermeidlich eine Sphäre discretionärer Gewalt, die ſich gejeh- 
lich nicht umjchreiben läßt, eine Sphäre, innerhalb welcher er Gunit und Ungunit 
ungleich vertheilen fanıı, wo er, wenn man will, willfürlid vorgeben kann. 
Niht darauf fommt es an, diefe Sphäre zu eliminiren, was ein Ding der Un- 
möglichkeit ijt, nur darauf, daß auch innerhalb derjelben die ftaatliche Gewalt von 
Jedermann gerecht und im Intereſſe des Staates geiibt werde. 


$. 70. 


6. 71. 
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beſſer umſchreiben als mit dem bekannten franzöſiſchen Grundſatze: le roi 
rögne mais ne gouverne pas — d. h. der Monarch herrſcht aber verwaltet 
nicht. 

Das öjterreihiihe St.G.G. vom 21./12. 1867 Nr. 145 (über die 
Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt) enthält einige Artilel, 
welche ſich auf die Herrichergewalt beziehen, deren Prärogative und Wir: 
kungskreis darſtellen. 

Darnach iſt der Kaiſer geheiligt, unverletzlich und unverantwortlich 
(Art. 1). Er ernennt””) und entläßt die Miniſter und beſetzt über Antrag 
der betreffenden Minifter alle Aemter in allen Zweigen des Staatsdienites, 
infofern nicht das Geſetz ein anderes verordnet (Art. 3).“*) Er verleiht 
Titel, Orden und fonftige ftaatliche Auszeichnungen (Art. 4); führt den 
Oberbefehl über die bewaffnete Macht, erflärt Krieg und Frieden (Art. 5); 
ſchließt Staatsverträge ab — doch ijt zur Gültigkeit der Handeläverträge 
und jener Staatöverträge, die das Neid) oder Theile desjelben belajten oder 
einzelne Bürger verpflichten, die Zuftimmung des Reichsrathes erforderlid 
(Art. 6), endlih wird das Münzrecht im Namen des Kaiferd ausgeübt 
(Art. 7). 

In diefen Artikeln des Staatsgrundgejebes ift jedoch der ganze Wirkung 
freis und die ganze Fülle der Attribute der Herrichergewalt keineswegs er: 
ihöpft. Theilweije werden die Bejtimmungen obiger Artikel ergänzt durd 
Beitimmung der anderen Staatögrundgejege und Gelege. So z. B. ge: 
hören hierher die Artikel 1, 5 und 13 des StGG. über die richterlice 
Gewalt; denn fie enthalten Beftimmungen, die fich auf die Herrfchergewalt 
des Kaiſers beziehen. Sie lauten: Alle Gerichtsbarkeit im Staate wird im 
Namen des Kaijers ausgeübt; die Richter werden vom Kaifer oder in deflen 


“ Namen definitiv und auf Lebensdauer ernannt; der Kaifer hat das Redit, 


2. 


Umneftie zu ertheilen und die Strafen, welche von den Gerichten ausge: 
ſprochen werden, zu erlafjfen oder zu mildern ®®), jowie die Rechtsfolgen von 
Berurtheilungen nachzuſehen; (zu Gunsten eines ſchuldig befundenen Minijters 
jedoch macht 8. 29 des Minifterverantwortlichleitsgejeges v. 25. Zuli 1867 
den Vorbehalt, daß der Kaifer das Recht der Begnadigung nur auf Grund 
eines hierauf geitellten Untrages des Reichsrathes ausüben wird). 


Mit all diejen gejeglichen Beitimmungen ijt der Inhalt der Herrjcder: 
gewalt noch immer nicht ganz erſchöpft: fo fteht 3. B. dem Kaifer das Redt 





»°) Darunter iſt nicht nur zu verftehen, dab der Kaijer Die bejtehenden 
Minifterpoften durch Ernennung von Minijtern bejegt, ſondern auch, daß er durd 
Ernennung von Miniftern neue Minijterpoften creirt. So wurde z. B. im April 
1871 Grocholski zum Minijter ohne Portefeuille ernannt und eine Zujchrift des 
Minifterums an das Präjidium des Abgeordnetenhaujes machte demjelben von 
dieſer Ernennung Mittheilung und zugleih von der Anordnung des Kaijers, „dab 
der Gehalt für Ddiefen Minifter bei dem Erfordernijie für das Miniſterraths— 
präſidium eingejtellt werde.“ 

») Auch „die Ernennung der Statthalter und Landesprälidenten, dann der 
Statthaltereiräthe und der — ————— iſt dem Kaiſer vorbehalten.“ 8. 13 
des Geſetzes vom 19. Mai 1 über die Einrichtung der politijchen Behörden. 

», 8, 411 Strafprocch vom 23. Mai 1873. 


I: 


zu, jeden Strafproceß in jedem Stadium desfelben niederzufchlagen ’%), was 
in obigem Staatgrundgeje nicht erwähnt ift; der Kaifer hat ferner das 
Recht, einzelne Perſonen und Familien von ihrer gemeinrechtlichen Juris— 
dietion zu erimiren und diefelben einem befonderen Gerichte, wie dem Hof— 
Marſchall-Amte, zuzumeifen; der Kaifer ertheilt die venia aetatis an Beamte, 
fann überhaupt die Nachficht von geſetzlichen Qualificationen zur Ausübung 
eines Berufes ertheilen?P?) u. dergl. 

Ueber die Mitglieder des Faiferlihen Haufes übt der Kaiſer unbe: 
ſchränkte Herrichergewalt; jede Eingehung einer Ehe feitens derjelben hängt 
von der Einwilligung de3 Kaiſers ab, wie überhaupt jeder wichtigere Schritt 
im öÖffentlihen und Privatleben der Genehmigung des Kaiſers als Ober: 
hauptes der faiferlichen Familie und als Herrfchers bedarf. 

Als Ausflug der Herrichergewalt und der Prärogative des Kaijers 
ift es auch anzufehen, daß die Regierung (das Minifterium) feine wichtigere 
Geſetzesvorlage den geleßgebenden Körperfchaften unterbreitet, ohne früher 
die Einwilligung des Monarchen einzuholen. Insbeſondere ift das der 
Fall, wo e3 fih um Vorlagen handelt, welche die beftehende Verfaſſung 
mobdificiren. So ilt 3. B. die Vorlage der Wahlreform für den Reichsrath 
im Sanuar 1873, bevor fie vom Minifterium im Reichsrath eingebracht 
wurde, in einem Minijterrathe unter dem Vorſitz des Kaifers berathen worden 
und erlangte die Zuftimmung des Raifers. 


Thronfolge. 


Diefe höchfte fouveräne Staatögewalt in Defterreih-Ungarn ift nad $. 73. 
der Pragmatiſchen Sanction in der habsburgiſch-lothringiſchen Dynaftie nach 
dem Rechte der Eritgeburt dergejtalt erblih, „daß die männlichen Erben, 
fo viel deren vorhanden, das weibliche Geſchlecht beitändig ausfchließen 
follen; daß die Succeifion aller Känigreihe und Staaten, wo aud) foldhe 
gelegen, dem Erjtgeborenen männlichen Erben gänzlich unvertheilt und un- 
gejondert nad) Ordnung der Erſtgeburt“ zuftehe Erjt in Ermangelung 
männlicher Erben gelangt diefe jouveräne Staatdgewalt auf die Erben weib- 
lichen Gejchlechtes und zwar nad) der Ordnung der Lineal-Succeffion, die 
in der Pragmatiihen Sanction beſchrieben wird.’?) Und ähnlich wie die 
Pragmatiihe Sanction alle künftigen Generationen de3 öſterreichiſchen 
Regentenhaufes zur Einhaltung diefer Erbfolgeordnung verpflichtet: ebenjo 
verpflichtet Artitel VI. des Februarpatentes alle „Nachfolger in der Regie: 
—— die gegebene Verfaſſung „unverbrüchlich zu befolgen, zu halten und 


2 — vom 23. Mai 1873: Die öffentliche Anklage 
— —— der Kaiſer anordnet, daß wegen einer ſtrafbaren Handlung ein 
jtrafgerichtliches Verfahren nicht eingeleitet oder das eingeleitete wieder eingejtellt 
werden joll. 

on) So iſt 3. B. der Fall vorgelommen, daß der Kaifer einer Frauensperſon, 
welches ein ausländifches Doctorat der Medicin erlangt hatte, die Ausübung der 
medichnifchen Praris geftattete, trogdem das öfterreichijche Geſetz bisher rauen 
weder zum Studium noch zur Ausübung der Arzneitunde zuläßt. 

) Siehe meine Einleitung in’s (öſterreichiſche) Staatsrecht $. 32. 


Gumplomicz, Das Öfterr. Gtaatärcht. 7 
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dieß bei ihrer Thronbeſteigung in dem darüber zu erlaſſenden Manifeſte an— 
zugeloben“. Aehnlich alſo wie die Pragmatiſche Sanction enthält das 
Februarpatent eine Verpflichtung künftiger Generationen und künftiger Nach— 
folger: nur daß, während die Erbfolgeordnung nach der Pragmatiichen 
Sanction als eine unabänderliche aufgefaßt werden muß, die aus dem Februar— 
patente ſich ergebende Pflicht ih nur auf die Thatjache der repräjentativen 
Berfaffung, der conjtitutionellen Regierungsform bezieht, welche jelber jedoch 
in ihrer Ausgeſtaltung nicht unabänderlih it. Denn im Wejen und im 
Begriff jeder Verfaſſung Liegt zugleich die Nothwendigkeit der Entwidelung, 
aljo die Veränderlichkeit; die Verpflichtung kann ſich alfo nur auf die Ber- 
faffung als folche, auf das conjtitutionelle Syjtem, nicht aber auf die Einzel: 
heiten der Bejtimmungen, auf die Ausgejtaltung ihrer Form beziehen. Und 
das geht ſchon daraus hervor, daß derjelbe Kaiſer, der diefe Verpflichtung 
für ſich und feine Nachfolger ausſprach, wohl an der Verfajjung als folder 
feithielt, an der Ausgeftaltung und Entiwidelung derjelben jedoch nah Maaß— 
gabe der Verhältniſſe und Entwidelung de3 Staates jelbjt mitarbeitete und 
zu diefem Zwecke fogar zu einer zeitweiligen Siftirung der Verfafjung (1865) 
gezwungen war. Gegenüber der Unabänderlichkeit der Erbfolgeordnung, wie 
fie in der Pragmatiichen Sanction ein für allemal gegeben ift, haben wir 
e3 in der Verfaſſung mit einer entwidlungsfähigen Form zu thun, im 
welcher unabänderlid) nur dasim Dctoberdiplom ausgefprochene conftitutionelle 
Princip enthalten ift. Wenn nun auch jeder fünftige „Nachfolger in der 
Regierung“ gehalten ift, die „Verfaffung zu befolgen und zu halten“, jo 
fann fich das nur auf die jeweilige Form derjelben, zu der jie im Wege 
verfaffungsmäßiger Entwidelung gedieh, beziehen. 


Krönung. 


Die Krönung ift eine ſymboliſche Handlung, welche die Beitimmung 
hat, die Erinnerung an die Thatjache wach zu erhalten, daß eine Hijtorifche 
Nation ſich freiwillig dem Scepter Habsburgs unterwarf, daß fie aus freiem 
Entichluffe in der Vergangenheit den Herricher Dejterreich8 zu ihrem Könige 
wählte. Offenbar fann nur von einer Krönung in Ländern die Rede 
fein, deren Zugehörigkeit zuder Monardjie auf diejer Thatfache beruht — 
alfo nur in Ungarn und in Böhmen — keineswegs aber in Ländern, die, 
jei e8 im Erbgang auf Grund von Erbverträgen oder auf Grund hiftorischer 
Ereigniffe (wie 3. B. Galizien), wobei eine freie Wahl der betreffenden 
Nation nicht vorlag, an die Monarchie gelangten. 

Kein Wunder aber, dab da, wo die Krönung eine für die Nation wid) 
tige hiſtoriſche Thatfache in Erinnerung bringt, auf diefelbe auch großes Ge: 
wicht gelegt wird. So ift in Ungarn der Krönung von jeher eine große 
ftaatsrechtlihe Bedeutung zugeichrieben und der Borgang bei derfelben, in 
allen Details gejeglich geregelt, immer beobachtet worden, wie auch die 
Vornahme derjelben von der Nation immer al3 Vorbedingung gejetlicher 
Herrichaft des jeweiligen Königs noch Heutzutage angejehen wird. 1?) 


02) Vergl. Viroszil: Staatsrecht des Königreichs Ungarn. Peſt 1865. I. 8. 
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Bas Böhmen anbelangt, jo Hat fich zwar der gegenwärtig regierende 
Kaifer noch nicht zum König von Böhmen frönen Laffen, doch bildet die 
Forderung einer ſolchen wiederholt von der Regierung in Ausficht geitellten 
Krönung einen der Hauptpunfte des Programms der nationalen czechiichen 
Partei in Böhmen und wird immer wieder erneuert. So 3. B. hieß es in 
der Adreſſe des böhmischen Landtags, womit das faiferliche Referiptvon 1869 
beantwortet ward: die böhmische Nation betrachte die vom Kaiſer in Ausficht 
geitellte Krönung als Symbol der „jtaatsrechtlichen Selbftändigfeit und der 
Souverainität des Staates Böhmen“. 


Stellvertretung und Regentfchaft. 


Aus dem Begriff und dem Wefen der Herrfchergewalt folgt von felbft, 
daß der Monarch im Falle einer Verhinderung der perſönlichen Ausübung 
der Herrſchergewalt nad) Belieben einen Stellvertreter ernennen fann. Die 
öfterreichiichen Gejege Fennen in diefer Beziehung feine Beſchränkung des 
Monarchen, auch giebt es keinerlei Beſtimmung darüber, in welchen Fällen 
eine Stellvertretung Pla zu greifen habe. In Ungarn war früher der 
Balatin der gefegliche Stellvertreter des Königs.) Bon der Stellvertretung 
unterjcheidet man die Regentichaft, welche dann eintritt, wenn der berufene 
Monarch minderjährig!"*) oder fonjt unfähig iſt, die Herrfchaft auszuüben. 
In neuerer Beit ift eine Stellvertretung auf furze Dauer eingejeßt worden 
von Kaiſer Ferdinand I. mit der Broclamation vom 10. Juni 1848. Damals 
it Erzherzog Johann zum Stellvertreter ernannt worden. Eine Regent: 
haft ijt in der neueren Geſchichte Dejterreichs nicht vorgefommen, dagegen 
ift der Gemahl der Kaiferin Maria Therefia in Ungarn gejeglich zum Mit- 
regenten erklärt worden. 1) 


Dieſe höchſte, jouveräne, alle Gemwalten im Staate in fich vereinigende 
Herrichergemwalt fonnte nur auf der primitivften Stufe der Enttwidelung des 
Staates perjönlidh vom Souverän geübt werden; mit dem Wahsthum des 
Staates, mit dem ſich erweiternden Umfang des Wirkungskreiſes der Staats» 
gewalt und mit den ſich häufenden Regierungsgeichäften jtellte fich frühzeitig 
die Nothwendigkeit ein, einzelne Zweige derjelben an bejondere Organe zu 
übertragen. Da biebei im Intereſſe des Dienftes die Bejorgung gleich: 
artiger Gejchäfte an bejondere Organe übertragen wurde, fo bildeten fich 
mit der Zeit dreierlei Arten ftaatlicher Organe aus, die je mit den einzelnen 
Zweigen jtaatlicher Thätigfeit betraut und al3 Repräjentanten der fo fchein- 





©. 315. 8. 33. Schuler-Libloy: Ungarisches Staatsreht. Wien 1870. ©. 27. 
Die Krönung des Kaiferd Franz Jofef I. zum König von Ungarn wurde im 
— 1867 in Budapeſt vollzogen, wobei der König das Inauguraldiplom aus— 
ertigte. 
u 08, Wiroszil I 358. 

1, Die Großjährigkeit der öfterreichiichen Erzherzöge tritt nach den Haus- 
ejeßen der Dynaſtie mit dem 16. (nach anderen mit dem 18.) Jahre ein. Bergl. 
Birke Ueber Minderjährigkeit, Vormundſchaft und Großjährigfeit im öfter- 
reichifchen Kaiferitaate und Kaiſerhauſe. Wien 1808. 

405), Viroszil I 358. 

7* 


$. 75, 


$. 76, 


$. 77. 


== I 


bar getheilten Staatögewalt angejehen wurden. In den modernen Ber: 
fafjungen nun ift die Uebung diejer einzelnen Staatögewalten an gewiffe 
Formen geknüpft. Nach der öſterreichiſchen Staatögrundgefeßgebung der 
jechziger Jahre bejtehen diefe Formen darin, daß der Kaiſer 
a) die gejeßgebende Gewalt unter Mitwirkung der Volf3vertretungen 
nad) den Beitimmungen der Staatögrundgejeße, 
b) die richterliche durch in der Rechtsſprechung unabhängige Gerichte, 
endlich 
c) die Regierungsgewalt durch, der Volfsvertretung verantwortliche, 
Minifter übt. 

Die geſetzlich feitgejtellte Art und Weije, in denen der Kaiſer nad 
diefen drei Richtungen die Staatögewalt übt, ſoll unten in den Abtheilungen: 
Geſetzgebende Gewalt, Richterliche Gewalt und Regierungsgemwalt dargeitellt 
werden. 


Daß troß diefer „Theilung“ und Aufſtellung bejonderer Behörden 
zur Uebung der einzelnen Yunctionen die Staatsgewalt jelbjt eine einheit: 
fihe ift und bleibt, dafür kann als Beweis dienen, daß es biäher der 
Theorie nicht gelungen ijt, diefe einzelnen „Staatögewalten“ von ein 
ander abzugränzen und daß troß aller Bemühungen in diefer Richtung dieſe 
„Gränzen“ immer ſchwankend bleiben. Die Theorie wird e3 nie zu Stande 
bringen, genau die Gränze anzugeben, wo die gejeßgebende Gewalt beginnt 
und die Verwaltung aufhört, wo die Verwaltung endigt und die Richter: 
gewalt anfängt, endlich, two die gejeßgebende Gewalt der richterlichen zu 
weichen hat.!"%) Dieſe Gränzen fließen überall ineinander; man wird über 
ihre Feitjegung in der Theorie immer ftreiten, in der Praxis aber wird 
diefelbe immer von der „Staatsgewalt“ gezogen werden. 

Richterliche Behörden beforgen auch in Oeſterreich pure Verwaltungs: 
geihäfte (j. unten), VBerwaltungsbehörden üben auf gemiljen Gebieten 
richterlihe und ftrafrichterliche Gewalt; es giebt Theoretifer und Bar: 
teien, welche dem öjterreichiichen NReichsrath das Recht der Wahlverification 
betreiten, weil e3 ein „Rechtiprechen“ ift, das nur von Gerichtshöfen zu 
üben wäre, endlich ijt e3 eine tägliche Ericheinung, daß bezüglich einzelner 
Berwaltungsangelegenheiten darüber gejtritten wird, ob die Regelung der: 
jelben im Wege der Gejegebung oder Negierungsverordnung zu erfolgen 
habe und fo manche Angelegenheit, die in der einen Neichshälfte der Com: 
petenz der Geſetzgebung zugewiejen wird, wird in der anderen Reichshäffte 


106, Weber die erfolglojen Bemühungen der Juriſten, die Gränze zwiſchen 
Juſtiz und Berwaltung feltzuitellen, vergl. Prazak, Die principielle Abgränzung 
der Competenz der Gerichte und VBerwaltungsbehörden. Freiburg 1889. Anderer- 
jeits wieder beichuldigt Jellinek das öfterreichiiche Parlament, daß es, indem es 
Wahlprüfungen vornimmt, eine „richterliche Function” ausübt und die Gränzen 
der Gejeggebung überjchreitet. Vergl. deſſen Berfafjungsgerichtshof für Deiterreic. 
Wien 1885. Diefe jchwanfenden Gränzen zwijchen den einzelnen Staatögewalten 
wird aber die Juriſterei nie fejtiegen, fjondern immer nur das lebendige Staats 
interefje. Die Feſtſetzung dieſer Gränzen fann nicht von juriftiichen Begriffscon- 
ftructionen abhängig gemacht werden, jondern hängt ab von dem politijchen 
Intereſſe des Staates. 
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im Verordnungswege geregelt. So wurde in Dejterreich die Angelegenheit 
der Abjchaffung der Collegiengelder vor den Reichsrath gebracht, während 
in Ungarn dieje Angelegenheit im Wege einer- Minifterialverordnung ge- 
regelt wurde. 

Diefe Gränzen werden ſich nie genau fejtitellen laſſen, weil die Staat3- 
gewalt ihrer Natur nad) eine einheitliche ift und diefe Gränzen nur künſt— 
Lich gezogen werden. Dem Staat als ſolchem, wenn wir uns denjelben ala 
Snterefjeneinheit denken, ift es übrigens gleichgültig, wer eine an der Gränz- 
linie zweier „Gewalten“ gelegene Angelegenheit bejorgt, wenn fie nur 
zwedmäßig beforgt wird. Weitere nothiwendige Confequenzen der Unbe- 
ftimmtheit der Gränzen zwifchen Gejeßgebung und Verwaltung find: die 
Unmöglichkeit, eine ſcharfe Gränze zwifchen Gejeg und Verordnung zu ziehen, 
wovon oben die Rede war 88 13—14 und ferner die Unmöglichkeit, irgend 
eine Gewalt im Staate, und jei es auch die richterliche, von der eigentlichen 
Staatögewalt, ald welche fi die im Namen und Auftrag der Herrſcher— 
gewalt geübte Bollzugsgewalt darftellt, voljtändig unabhängig zu machen. 
Denn wahrhaft unabhängig im Staate fann nur die jouderäne Staats: 
gewalt fein, jede andere im Staate, und auch die richterliche, fann e3 nur 
infofern bleiben, inwiefern fie nicht3 unternimmt, was der fouveränen 
Staatögewalt in ihrer Macht und Autorität irgendwie zu nahe treten 
könnte. 19°) 





107) Anbeter des conjtitutionellen Dogmas von ber unbedingten Unabhängig- 
feit der Richter erhoben laute Anklagen, als das Juftizminifterium dem jüngeren 
richterlichen Yunctionären in Wien einjchärfen ließ, in den öffentlichen Gerichts— 
verhandlungen jich fpöttiicher Bemerkungen und etwas frivoler Kritit des Bor- 
gehens der Sicherheitsorgane zu enthalten. Als ob vor dem jungen, unerfahrenen 
Menſchen, den der Staat als richterlichen Functionär in Bagatellfachen anitellt, 
die Staatögewalt Halt machen müßte, wenn jein Vorgehen gegen das Intereſſe 
des Öffentlichen Dienstes verſtößt. Seit wann find denn Richter immun der 
Staatögewalt gegenüber? Kann der Richter Anjpruch erheben, ſich gegen das 
Intereffe des Staates ungejtraft zu vergehen? Er möge unabhängig feines Amtes 
walten, aber das öffentliche Intereffe, das Intereffe des Staates, muß er reipec- 
tiren wie jeder andere Staatsbürger; unterläßt er das, fo iſt es allerdings Pflicht 
der ftaatlihen Vollzugsgewalt, ihn an jeine Pflicht zu erinnern, eventuell zum 
Schuße des ftaatlichen Intereſſes Mafregeln zu u 


$. 78. 


$. 79. 


V. Bud. 
Die gefebgebende Gewalt. 


Uebung der gefeßgebenden Gewalt. 


Seit dem Diplom vom 20. October 1860 fteht e3 in Deiterreich feit, 
daß „das Recht Gejege zu geben, abzuändern und aufzuheben“ vom Kaijer 
„nur unter Mitwirkung der gejeßlich verfammelten Landtage, beziehungs: 
weile des Reichsraths“ ausgeübt wird. Die Art und Weije jedoch diefer 
Mitwirkung fonnte offenbar nicht ein für allemal unabänderlich fejtgejegt 
werden. Die Sadıe iſt Har; die „Mitwirfung“ der Volfsvertretungen ift 
ein Prineip; ein Princip kann ein für allemal angenommen, kann unab: 
änderlic) feitgehalten werden. Die Durhführung desfelben, die Form, in 
welche dasjelbe fich Fleidet, unterliegt naturnothtvendig einem Entwidelungs- 
proceſſe, in welchem ſich die Entwidelung des Staates fpiegelt. Allerdings 
die Richtung diefer Durchführung war bereits in den obigen Worten des 
Dctoberdiplom3 angedeutet, d. i. die Mitwirfung von Landtagen und 
eines Reichsrathes — denn diefe Form der Durchführung des con- 
ftitutionellen Princips ift ja für Dejterreich durch die hiſtoriſche Enttwidelung 
und die Bejtandtheile feines Gebietes von felbjt gegeben. Daß es in Defter- 
reich, ganz abgejehen von Ungarn, wenn es einmal ein conjtitutioneller 
Staat fein fol, nur eine Doppelvertretung von Ländern und Reich geben 
kann, das war jeit dem Jahre 1849 allgemein anerfannt und ſowohl der 
Kremfierer Entwurf wie die Märzverfafjung waren auf einer ſolchen Doppel: 
vertretung aufgebaut und dieſe Doppelvertretung blieb auch unangetaftet im 
Bebruarpatent wie in der 1867er Berfaffungsgefebgebung. 


Zwei andere Fragen jedoch find es, von denen die eine fich auf die 
Vertretung im allgemeinen, die andere auf die Centralvertretung insbe— 
jondere bezieht, die biß Heutzutage im Strom der Entwidlung ftehen und 
wohl nicht jo bald zu einem endgültigen Abſchluß gelangen werden, das ift 
1. die Art und Weiſe, wie überhaupt die Voltsvertretung gebildet werden 
folle und 2. das Verhältniß der Gentralvertretung zu den Randesvertretungen. 
Und daß gerade dieje zwei Fragen nicht fo leicht und nicht fo bald zu einem 
wenn aud nur vorläufigen Abſchluß kommen konnten, rührt daher, weil in 
der erjten von ihnen die Machtverhältniffe der focialen Beftandtheile der 
einzelnen Länder und in der anderen diejenigen der einzelnen Länder als 
Einheiten zu einander zum Ausdrud gelangen — dieſe Machtverhältniſſe 


aber in einem lebensfräftigen, daher in rafcher Entwidelung begriffenen 
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Staate in fortwährender Entwidelung begriffen find, da die einzelnen Factoren 
in fortwährendem jocialem Kampf um Herrichaft ſich befinden und jeder der- 
Telben immer ein Mehr davon zu erringen ftrebt. Unter ſolchen Umjtänden 
iſt es Aufgabe des Berfafjungsgejeges, eine Rechtsordnung zu jchaffen, die 
ein temporäre Gleichgewicht der miteinander ringenden focialen Kräfte her: 
ftellt, ohne den in geieglichen Formen fortzuführenden focialen Kampf un- 
möglich zu machen und fomit künftigen Eorrecturen der Berfaffung zu prä— 
judiciren. Denn die Beränderlichkeit und Entwidelung jeder Verfaſſung tft 
eine natürliche Lebenserſcheinung jeded Staates, der bon Tebensfähigen 
Boltsträften getragen ift. 


Bon den obigen zwei Fragen fällt in Oeſterreich die erſte, d. i. die 
nad) der Art und Weiſe der Bildung einer Bolfsvertretung überhaupt, mit 
der Freiheits-, die zweite nach der Art und Weife der Bildung der Central: 
vertretung mit der Nationalitätenfrage zufammen. 

Es iſt nun haracterijtifch für die ftaatsrehtlihen Verhältniffe und 
Die nationale Zufammenfegung der öfterreihiich-ungarischen Monardjie und 
auch eine nothwendige Conſequenz der legteren, daß von diejen zivei Fragen 
Die lebtere, d. i. die Nationalitätenfrage, immer zuerjt den Gegenftand 
des politifhen Kampfes bildet. So beziehen ſich denn die eriten Aende— 
rungen der verliehenen Verfaffung auf die Fragen der Selbitändigfeit und 
Unabhängigkeit der ungarischen Nationalität und bringen eine grundfäßliche 
und tiefgehende Wenderung der mit dem Patente vom 26. Februar 1861 
erjt geplanten aber noch nicht gefchaffenen Eentralvertretung.?°°) Diefelbe 
follte nach dem Februarpatent 1861 aus 343 Mitgliedern beitehen, welche 
aus allen öfterreihifch-ungariichen Ländern beziehungsmweife deren Landtagen 
in den Reichsrath zu entjenden wären. Als diefer Plan an der Oppofition 
der Ungarn, die ihre Selbjtändigkeit und Unabhängigkeit vertheidigten, 
jcheiterte und der Ausgleich mit Ungarn den Dualismus zur Folge hatte, 
entfielen der aus 343 Mitgliedern beftehen follenden Eentralvertretung 140 
aus den ungarischen Ländern im Februarpatent feitgejegten Abgeordneten 
und blieben für den öjterreichiichen Reichsrath 203 Mitglieder, welche Zahl 
das Geſetz vom 21. December 1867, wodurd das Grundgejeh über die 
Reichsvertretung vom 26. Februar 1861 abgeändert wurde, beibehält. 
Dieje Aenderung des Februarpatentes war alfo nur eine Anpafjung des: 
felben an den Ausgleih mit Ungarn, eine Ratification der vollzogenen 
Wiederheritellung Ungarns und jeiner Nebenländer als eines felbjtändigen 
Staates. 


$. 80, 


Die weiteren Aenderungen der Februarverfaffung, welche das Geſetz $. 81. 


vom 21. December 1867 Nr. 141 GB. vornahm, beziehen fi auf die 
Freiheitöfrage; fie enthalten Zugejtändnijje an die Bolksvertretung, indem 


108, Behufs Durhführung des Octoberdiploms wurden gleichzeitig mit dem— 
ſelben vier Landesjtatute (für Steiermark, Kärnten, Salzburg und Tirol) erlaſſen; 
diefelben wurden aber mit dem Patent vom 26. Februar 1861, womit neue 
Landesordnnungen und Landtagswahlordnungen für alle Königreiche und Länder 
erlajjen wurden, aufgehoben. 
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die Rechte derjelben erweitert wurden; dem Abgeordnetenhaufe des Reichs- 
rath3 wird die Wahl feines Präfidenten und Bicepräfidenten anheimgegeben, 
während das FFebruarpatent nur die Ernennung derjelben durch den Kaiſer 
beftimmte; für die Nothverordnungen ($. 13 des Februargefeges!) wird, 
was früher nicht der Fall war, die „Verantwortung des Gefammtminijteriums“ 
und die Nothwendigkeit der nachherigen Genehmigung derjelben durch den 
Reichsrath bejtimmt. Der Wirfungsfreis des Reichsraths wird bedeutend 
erweitert und die Immunität der Abgeordneten garantirt. 

Bei diefer liberaleren Ausgeftaltung des Grundgeſetzes über die Reichs— 
vertretung blieb man nicht ftehen. Mit dem Geſetze vom 2. April 1873 
erfuhr die Neichövertretung eine weitere Entwidelung einerjeit3 durch Ver— 
mehrung der Zahl ihrer Mitglieder, andererjeit3 durch ihre Lostrennung 
von den Zandtagen, d. h. durd die Einführung unmittelbarer Wahlen 
der NReichsrathsabgeordneten durch die Bevölkerung der einzelnen Länder, 
ftatt wie bisher durch die Landtage derjelben. '%”) 

Eine weitere Entwidelung brachte die Wahlgeſetznovelle vom 4. October 
1882, welche einerfeit3 in czechijch-nationalem Intereſſe die Wahlcurie des 
böhmischen Großgrundbefiges reformirte'1%), andererfeit3 in liberaler Ent- 
widelung den Kreis der Wähler in Städten und Landgemeinden durch Her— 
abjegung des Cenſus bi3 zur directen Steuerleiftung von 5 fl. vergrößerte. 1'?) 





Der Reichörath. 

Der Thereſianiſche Staatörath überlebte das Revolutionzjahr 1848 
nit. Er war mit der Beit allerdings unbrauchbar geworden; feine ur- 
fprüngliche Organifation war in Verfall gerathen. '!?) 

Doch ſchon der conjtituirende Reichstag fühlte das Bedürfniß einer 
oberiten, die Minifter berathenden, begutachtenden Körperſchaft. Wahr: 
fcheinlih um jeden Schein einer Wiederfehr jenes „Staatsraths“ zu ver- 
meiden, verfiel man auf den Namen Reichsrath. So taucht denn im $. 72 
des Kremſierer PVerfaffungsentwurfes diefer Name zuerſt auf. „Die 
Bildung eined dem Minifterium berathend zur Seite jtehenden Reichs— 
rathes und die Normirung feiner Wirkſamkeit wird einem bejonderen Reichs— 
gefege vorbehalten“, heißt e3 daſelbſt. Die oetroyirte Märzverfaffung 1849 
behielt diefe Institution. Der XI. Abfchnitt handelt in drei Paragraphen 


100) Ueber dieje Wahlreform vergl. Mar Menger: Die Wahlreform in Deiter- 
reich. Wien 1873. Hugelmann: Studien zum öjterr. Verfaſſungsrechte. Wien 1886. 

110, Während nad) dem Gejeße vom 2, April 1873 der ganze böhmiſche Groß- 
grundbejig einen Wahltörper bildete, bildet er gegenwärtig auf Grund des Ge- 
jeßes vom 4. October 1882 ſechs Wahlkörper. 

11) 8,9 der Reichsrathswahlordnung nach der Modification v. 4. Dct. 1882, 

112), Vergl. Genejis der Revolution S. 32. Seine Auflöfung erfolgte mitteljt 
faiferlichen Handjchreibend vom 4. April 1848, welches ihn für überflüfjig und 
mit der conftutionellen NRegierungsform unvereinbar erflärt. Hod-Bidermann, 
Der djterreichifche Staatsrath ©. 691. Dajelbit ©. 694 heißt es: „Die Staatd- 
raths-Inſtitution artete unter Kaifer Franz J. . . . in eine ftaatspolizeiliche Vor— 
fehrung aus, deren Beitimmung die Ueberwachung der Beamtenjhaft in ihren 
dienftlihen Beziehungen war.” 
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von dem Reichsrath, der, „an die Seite der Krone und der vollziehenden 
Reichsgewalt . . „eingefegt” wird, und einen „berathenden Einfluß auf alle 
jene Angelegenheiten” üben joll, über welche er „um fein Gutachten ange: 
gangen wird“, Die Mitglieder desjelben follten vom Kaifer ernannt werden, 
wobei „auf die verjchiedenen Theile des Reiches Rüdficht” genommen werden 
follte. „Einrihtung und Wirkungskreis“ desjelben follte ein bejonderes 
Gefeß regeln. Lebteres wurde mit kaiſerlichem Patent vom 13. April 1851 
erlajien. Darnach beftand der Reichsrath aus einem Präfidenten, aus 
Neichsräthen und zeitlichen Theilnehmern. Der Reichtrath ſollte in allen 
Fragen der Geſetzgebung gehört werden. Eine Initiative in Geſetzgebungs— 
ſachen fam ihm nicht zu; wohl aber durfte er gelegentlich feiner Gutachten 
fich auch über allfällige Mängel der Geſetzgebung äußern. 

Mit Allerhöchſtem Cabinetsfchreiben vom 20, Auguft 1851 wurde 
Die Stellung dieſes Reichsrathes injofern geändert, al er von nun an aus 
Tchlieglih ala ein „Rath der Krone“ erklärt wurde und das Minijterium 
nicht mehr befugt war, fi unmittelbar an denjelben um Erjtattung von 
Gutachten zu wenden. In diefer Stellung, al® eine dem Minifterium 
nebengeordnete, der Krone unmittelbar berathend zur Seite ftehende 
Körperfchaft, functionirte der Neichdrath bis zum Jahre 1860. Als die 
politiihen Ereignifje des Jahres 1859 und das wachſende Mißtrauen des 
europäifchen Capitals gegen Defterreih ein Einlenfen in conftitutionelle 
Bahnen nothiwendig erfcheinen ließen, ordnete das faiferlihe Patent vom 
5. März 1860 0.56 RGB. die Verjtärkung des Reichsraths durch außer: 
ordentliche Neichäräthe an. Und zwar verfügte die Faijerliche Verordnung 
von demjelben Datum N. 57 RGB., daß bis zur Einberufung der aus den 
zu ſchaffenden Qandesvertretungen zu ernennenden außerordentlichen Reichs: 
räthe, die vorläufige Berufung anderer befähigter Männer aus den ein- 
zelnen Kronländern zu den Berathungen des verftärften Reichärathes er: 
folgen ſolle und daß diefer „veritärfte Reichsrath“ zur Prüfung des 
Staatsvoranjchlages für das Berwaltungsjahr 1861 im Monate Mai 1360 
zufammen zu treten habe. 

Principiell alfo war ſchon diefer verjtärfte Reichsrath als eine theil- 
weile aus Wahlen hervorgehende Berfammlung gedadht und zwar follten 
38 Mitglieder desjelben von den Landesvertretungen der einzelnen König: 
reiche und Länder gewählt werden. Da jedoch Iehtere im Jahre 1860 
noch nicht activirt waren, jo erfolgte die Ernennung der außerordentlichen 
Neichsräthe (Wiener Zeitung vom 1. Mai 1860) und der fo gebildete ver: 
ſtärkte Neichsrath trat am 31. Mai 1860 zu feiner erften Sigung unter 
dem Bräfidium des Erzherzogs Rainer in Wien zufammen.’'?) 

Um 1. Juni eröffnete der Kaifer denjelben feierlich mit einer Thron: 
rede, worin der Wirfungsfreis des Reichsrathes mit folgenden Worten be: 
fimmt wurde: „Wichtige Fragen der allgemeinen Gejeggebung und Die 
Regelung des Staat3haushaltes werden Ihrer Begutachtung vorgelegt.“ 





118) Vergl.: Verhandlungen des öjterreichiichen verjtärkten Reichsraths. 1860. 
Bien. Manz. 
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Dod Schon am 15. Juli erfloß ein Faiferliches Handfchreiben, womit der 
Wirkungsfreis des Neichdrathes erweitert wurde. „Ich habe beichloffen, 
fünftig die Einführung neuer Steuern und Auflagen, dann die Erhöhung 
der bejtehenden Steuer: und Gebührenſätze bei den directen Steuern, bei 
den Verzehrungsſteuern und bei den Gebühren von Rechtsgeſchäften, Ur: 
finden, Schriften und Amtshandlungen, endlih die Aufnahme neuer 
Unlehen nur mit Zuftimmung meines verjtärften Reichsrathes anzuordnen.“ 

Troß dieſes dem verftärkten Reichsrath eingeräumten Wirkungskreiſes 
und trogdem ihre Mitglieder vollkommener Nedefreiheit theilhaftig waren, 
fonnte fich diefe Anftitution nicht erhalten. Halb Staatsrath, halb Volks— 
vertretung war der verftärfte Reichsrath nur der Bahnbrecher einer neuen 
conftitutionellen Wera. In feinen von der Majorität der Mitglieder ange: 
nommenen Schlußanträgen betonte er, daß „die Kräftigung und gedeihliche 
Entwidelung der Monarchie die Anerkennung der hiſtoriſch-politiſchen 
Sndividualität der einzelnen Länder erheiſcht.“ Auf die Nothiwendigfeit 
repräfentativer, conftitutioneller Einrichtungen wiefen die hervorragendften 
Mitglieder des Reichsrathes in Reden hin, welche in der öffentlichen Meinung 
aller öjterreihiichen Länder ein ſtürmiſches Echo fanden. Damit war die 
enticheidende Wandlung der öfterreichiichen Berfaffung vorbereitet. Am 
29. September 1860 verabfchiedete der Kaiſer den verftärkten Reichsrath 
mit den Worten: „ch werde Ihre Gutachten ungejäumt in Erwägung 
ziehen und meine Entichließung in kürzeſter Friſt erlaſſen.“ Drei Wochen 
fpäter, am 20. October 1860, veröffentlichte die Wiener Zeitung das kaiſer— 
fihe Diplom, womit die öſterreichiſche Vollsvertretung in's Leben gerufen 
wurde. 

In Durchführung der im DOctoberdiplom verfündeten Grundfäße er: 
floß das Patent vom 26. Februar 1861. Mit demfelben wurde zur Reichs: 
vertretung ein aus Herrenhaus und Abgeordnetenhaus bejtehender Reichs— 
rath berufen. Das Herrenhaus jollte theil3 aus erblichen, theild aus 
ernannten, das Abgeordnetenhaus aus lauter gewählten Mitgliedern beftehen. 
Und zwar ſollten die legteren aus den einzelnen Yandtagen gewählt werden. 
Die Zufammenjegung und die Art und Weije der Bildung der Zandtage 
wurde gleichzeitig mittelft der Landesordnungen und Landtagswahlordnungen 
beftimmt.'1#) 


4), Nachdem durch das Februarpatent der Reichsrath als ein echtes Parla- 
ment conftituirt wurde, jo trat die Nothtwendigfeit ein, die Stelle des früheren 
Reichsraths, der nad dem Allerhöchſten Cabinetsjchreiben vom 20. Auguſt 1851 
ein „Rath der Krone” war und den einjtigen Staatsrath erjegen follte, auszu— 
füllen. Es fonnte das nur wieder durd einen „Staatsrath“, der in den April- 
tagen 1848 der conjtitutionellen Regierungsform geopfert wurde, geicheben. Und 
jo wurde denn gleichzeitig mit dem Februarpatent ein Statut für einen neu ein- 
—— Staatsrath kundgemacht. Derſelbe ſollte die Beſtimmung haben, „den 

aiſer und ſein Miniſterium mit der Einſicht, den Kenntniſſen und der Erfahrung 
ſeiner Mitglieder zur Erzielung feſter, gereifter und übereinſtimmender Grundjäße 
berathend zu unterjtügen“ ($. 5). Insbeſondere jollten demjelben „Geſetzentwürfe, 
welche zur Vorlage an die Vertretungen des Reiches oder einzelner Länder be- 
fimmt find... .. deögleichen wichtige normative Verordnungen in Berwaltungs- 
angelegenheiten“ zur Berathung zugewielen werden. Auch wurde derfelbe als 
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Seine gegenwärtige Organijation erlangte endlich der öjterreichifche 
Neichsrath durch die bereits erwähnten Staatsgrundgefege vom Jahre 1867 
in Dejterreich und die auf diejelben fich beziehenden Wahlreform-Geſetze 
jeit dem 2. April des Jahres 1873. Gegenwärtig bejtehen nun in Oeſter— 
reih:Ungarn folgende Bolksvertretungen zur llebung der gefeßgebenden 
Gewalt. Jeder der beiden Staaten befitt ein Central:Barlament: Oeſter— 
reich den Reichgrath, Ungarn den Reichstag. Daneben hat in Dejterreich 
jede3 der 17 Länder feinen befonderen Landtag, während in Ungarn nur 
das Königreich Croatien-Slavonien (Dalmatien) einen befonderen Landtag 
(in Agram) bejigt. 

Sowohl der Reichsrath in Defterreih wie der ungariiche Reichstag 
beitehen aus zwei Kammern !'°): und zwar der Reichsrath aus dem Ab: 
geordnetenhaus und dem Herrenhaus, der ungariiche Reichstag aus dem 
Haufe der Gemeinen und der Magnatentafel. Won diefen Kammern be: 
jtehen jowohl in Defterreich wie in Ungarn die Abgeordnetenfammern aus 
gewählten Abgeordneten, während die beiden Oberhäujer, ſowohl das Herren: 
haus wie die Magnatentafel, feine Wahlfammern find, fondern auf Ernen- 
nungen oder gejeßlichen Titeln beruhen. 

Die Landtage dagegen ſowohl in Dejterreich wie der in Croatien— 
Slavonien beftehen nur aus einer Kammer, die (bid auf einige Birilftimmen) 
aus Wahlen hervorgehen. Wir wollen nun die Zuſammenſetzung diejer 
Bertretungen jpeciell ins Auge faſſen. 


Das öfterreichifche Herrenhaus. 

Das Öfterreihifche Herrenhaus bejteht aus dreierlei Kategorien 
von Mitgliedern und zwar aus folchen, denen die Mitgliedjchaft durch ihre 
Geburt, jolhen, denen fie vermöge ihres Amtes zufommt, endlich drittens 
jolchen, denen der Kaifer die lebenslängliche Mitgliedichaft des Herrenhaujes 
verleiht. Und zwar gehören durch ihre Geburt dem Herrenhaufe an die 
großjährigen Prinzen des faiferlichen Hauſes und die großjährigen Häupter 
jener inländifchen Adelsgefchlechter, welche in den durch den Reichsrath ver: 
tretenen Nönigreihen und Ländern durch ausgedehnten Grundbefig hervor— 
ragen und welchen der Kaiſer die erbliche Reichsrathswürde verliehen hat 
oder verleiht. 





Eonflictsgerichtshof in Ausficht genommen. Und nody einmal fiel diejer Staats» 
rath dem conjtitutionellen Regime zum Opfer (12. Juni 1868), oder vielmehr der 
nicht ganz richtigen conftitutionellen Staatsrechtstheorie, daß ein verantwortliches 
Minifterium fich mit einem Staatsrath, der ein „Rath der Krone“ fein jolle, nicht 
vertrage. Der wahre Charakter und die eigentliche Aufgabe eines Staatsrathes, 
ein Gejege vorbereitender und ausarbeitender Körper zu fein, wurde aud) 
1868 verfannt. Erjt neuerdings aber (April 1890) Hagte mit Recht der Finanz— 
minifter Dunajewskiſim Reichsrathe, dab der Mangel eines ſolchen Staatsrathes 
dem Minifterium fich jehr fühlbar mache. 

125) Das Zweikammerſyſtem ift derzeit in den meijten, namentlich in den 
rößeren Staaten Europa's, herrichend Nur eine Anzahl Feinerer deutſcher 
Staaten (ſogenannte Duodez-Staaten) und Griechenland befigen nur eine Kammer. 
re diefer Staaten bei Gareid-Marquardien, Allgemeines Staatsredht, 

.16©. 66. 
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Kraft ihres Amtes find Mitglieder des Herrenhaufes alle öfterreichi- 
ſchen Erzbiſchöfe und jene Bijchöfe, welchen fürftliher Rang zufommt. 
Drittens endlich jteht dem Kaiſer verfafjungsmäßig das Recht zu, aus- 
gezeichnete Männer aus den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern, welche ſich um Staat und Kirche, Wiffenfchaft und Kunſt verdient 
gemacht haben, auf Lebensdauer in das Herrenhaus zu berufen. (Geſetz 
vom 21. Dec. 1867, Nr. 141 RG. 2.) 

Die Zahl der Mitglieder des öſterreichiſchen Herrenhaufes ijt durch 
das Geſetz nicht beſchränkt; der Kaifer kann daher jederzeit Ernennungen 
vornehmen. In der Regel werden ſolche Ernennungen vorgenommen, um 
Männern, die jih um Staat, Kirche, Wiffenihaft oder Kunſt ausgezeichnet 
haben, eine Anerkennung ihrer Verdienjte zu Theil werden zu laſſen und 
zugleich diefe Hohe gejeßgebende Körperfhaft durch hervorragende Capaci— 
täten zu verſtärken. Ausnahmsweife jedoch werden auch Ernennungen in 
größerer Zahl von der Regierung in politifchem Intereſſe veranlagt (Pairs— 
ſchübe genannt), um die Bartei der Regierung im Herrenhaufe zu ftärken.?!®) 


Das diterreichifche Abgeordnetenhaus. 

Das öfterreihiiche Abgeordnetenhaus beiteht aus 353 Mitgliedern. 
Diejelben werden von den Wählern der einzelnen Königreihe und Länder 
in den Reichsrath gewählt. Die Repartition der zu wählenden Abgeord- 
neten auf die einzelnen Länder beruht nicht bloß auf dem Verhältniß zu 
deren Einwohnerzahl, fondern berüdjihtigt au andere Momente, wie 3.8. 
die Steuerleiftung. Es entjenden in das Abgeordnetenhaus: 

Länder Einwohner Abgeordnete 
Böhmen - » 2 2 202020. 5,560,819 92 
Saliiin - » 2 220202... 5,958,907 63 
Dejterreich unter der Ennd . . 2,330,621 37 


116) Die erjte Emennung der Mitglieder des Herrenhaufes erfolgte am 22. April 
1861, und zwar ernannte damals der Kaifer 56 erbliche und 39 Tebenslängliche 
Paird. Als im Mai 1867 der Ausgleich mit Ungarn in Vorbereitung war, 
erfolgte zur Verſtärkung der Regierungspartei die Ernennung von & erblichen und 
20 lebenslänglichen Pairs, und furz darauf am 25. November 1867 wieder von 
3 erblichen und 18 lebenslänglichen. Unter dem Bürgerminifterium wurden dann 
wieder zur Verſtärkung der a ee ef Partei am 22. Jänner 1869 
20 ee ih Bairs ernannt. Am 18. Sänner 1881 wurden wieder 12 lebens- 
länglidhe Pairs ernannt, um die „Föderaliftiiche”, d. h. die der Ausgleichsaction 
das Miniſteriums Taaffe geneigte Minorität im Herrenhaufe zu verftärten, welchem 
Zwecke auch die folgenden Ernennungen am 19. Sept. 1885 und 20. Jänner 1887 
von zujammen 29 Baird Ddientne. Dieſe Thatjachen illuftriren amt bejten das 
Berhältniß der Staatägewalt und Regierung zur geießgebenden Gewalt. Denn 
man darf nicht glauben, daß Die Pia nur auf die Bildung und Beichaffen- 
heit des Herrenhaufes Einfluß übt: dieſer Einfluß tritt beim Abgeordnetenhaufe, 
welches von den Wählern gewählt wird, nicht fo offen zu Tage. Keine Regierung 
jedoch fteht ſolchen Wahlen, bei denen es ſich um die höchſten Intereſſen des 
Staates handelt, gleichgültig gegenüber; feine begiebt ſich freiwillig Ddesjenigen 
rd den jie aud) auf die Wahlen zum Parlament innerhalb des Geſetzes 
üben fann. 
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Länder Einwohner Abgeordnete 
Mähren - . > 2202020. .2,153,407 36 
Steiermarf 1,213,597 23 
Tirol . ; 805,326 18 
Oeſterreich ob der Enns 759,620 17 
Sclefien . 565,475 10 
rain . 481,243 10 
Dalmatien 676,101 9 
Kärnten 348,730 9 
Bufowina 371,671 9 
Salzburg . 163,570 5 
Görz Gradisca . 210,241 4 
Iſtrien 295,854 4 
Trieit . 144,437 4 
Borarlberg 107,364 3 


In den einzelnen Ländern * die Beiveffenbe Bahl der Abgeordneten 
curienweije d. i. von den in Claſſen eingetheilten Wählern gewählt (f. unten). 
Die Repartition der aus jedem Lande zu wählenden Abgeordneten auf die 
einzelnen Wählerclaffen (des Großgrundbejiges, der Städte, Märkte und 
Induftrialorte, der Handeld- und Gewerbefammer und den Zandgemeinden) 
geichieht wieder nicht im Verhältniß zur Wählerzahl diefer Elafjen, jondern 
vorwiegend auf Grundlage ihrer Steuerleiftung. Daraus ergiebt fich das 
aus der auf S. 110 und 111 befindlichen Tabelle erfichtliche umgefehrt- 
proportionale Verhältniß der aus den einzelnen Wählerclaffen entjendeten 
Abgeordneten zu der Zahl der diefe Claſſen bildenden Wähler. 


Aus den obigen Zufanmenjtellungen erhellt das Vertretungsverhältniß $. 86, 
de3 Abgeordnnetenhaufes bezüglich der verjchiedenen Länder ſowie auch be- 
züglich der verjchiedenen Volföclaffen. Wir wollen nur noch diejes Ver— 
tretungsverhältniß bezüglich der verjchiedenen Nationalitäten ins Auge 
faffen. Die verichiedenen nationalen Beitandtheile der Monarchie wurden 
in den Wahlordnungen nirgends ausdrücklich berüdjichtigt.. Die Wahl: 
bezirfe innerhalb der einzelnen Wählerclafjen find im Verhältnig zur Zahl 
der Wähler ohne Rüdficht auf Nationalität abgegränzt. Da jedoch die ein- 
zelnen Wählerclaffen je nach ihrer wirthichaftlichen und politifhen Macht 
verhältnigmäßig größere oder geringere Vertretungen wählen, in den ver: 
ichiedenen Wählerclafjen jedoch die nationalen Elemente ungleich vertreten 
find: jo ergiebt fich daraus, daß diejenigen nationalen Elemente, welche in 
den wirthichaftlicy mächtigeren Wählerclafjen zahlreicher vertreten find, auch 
in der Volfsvertretung die Majorität haben, wenn fie auch in der Bevölfe- 
rung die Minderzahl ausmachen. 

Geſetzt aljo, e3 wäre in Böhmen die Großgrundbefigercurie durchwegs 
deutich, die Landgemeinden durchwegs czechiſch, jo würde dadurch, da der 
Großgrundbefit verhältnigmäßig eine ftärfere Vertretung hat als die Land- 
gemeinden, eo ipso die deutjche Nationalität ftärfer vertreten fein als die 
czechiſche — und umgekehrt, wären in einem Lande die Landgemeinden 
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durchwegs deutich, die Großgrundbefigercurie durchwegs flaviich, jo würde 
das ſlaviſche Element, wenn auch an Zahl geringer, durch feine wirthichaft: 
fihe Ueberlegenheit das politische Uebergewicht erlangen. 

Unnähernd findet ein jolches Verhältniß wie das letztere in Dftgalizien 
ftatt, two der Adel polnifh, die Landgemeinden-Bevölferung rutheniſch ift. 
Da die Wahlordnungen nur die wirthichaftlichen Verhältniffe, nicht aber die 
nationalen berüdjichtigen, jo befigt das in der Großgrundbefigcurie aus: 
Schließlich Herrfchende polnische Element eo ipso das Uebergewicht über das 
an Zahl ſtärkere, jedoch nur in den Landgemeinden vertretene ruthenifche 
Element. Daß aber die Wahlordnungen nur die wirthichaftlichen und nicht 
die nationalen Verhältniffe in erjter Linie berüdfichtigten, hat feinen Grund 
darin, daß der Staat in erjter Linie eine auf die wirthichaftlichen Intereſſen 
bafirte Rechtsordnung ift. Bon Haus aus läßt der Staat die nationalen 
Intereſſen unbeachtet. Seine ganze Herrichaftsorganifation ift eine nad 
wirthſchaftlichen Gefichtspunften gefchaffene und immer und überall hat 
der Staat wirthichaftliche Intereſſen über nationale geſetzt. Der Staat 
würde feine innerfte Natur verleugnen, wenn er umgefehrt vorgehen wollte 
und in erjter Linie die nationalen Interefjen der Bevölkerung berüdfichtigen 
wollte. Indem er aber jeine Rechtsordnung zum Ausdrud der wirthichaft: 
fihen Intereſſen macht, überläßt er die Entwidelung der Nationalität dem 
freien Spiel und Walten der in dem Volke wirkenden lebendigen Kräfte. 
Dem Kampfe der Nationalitäten fieht der Staat als unbetheiligter Dritter 
zu —, er leiftet feine Hilfe und will auch feinen Hader. Selbſtverſtändlich 
aber ift es, daß wenn wie in Ungarn die wirthichaftlich Herrfchende 
Claſſe ich zugleich mit einer beftimmten Nationalität det, der Staat eo ipso 


“7 Berg l. Neumann-Spallart: Die Reichstagswahlen vom Jahre 1879 in 
Oeſterreich. —88 1880. 
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durch feine ganze Wirkfamfeit und Lebensthätigfeit diefe beftimmte Nationa= 
lität fördert. — 


Magnatentafel. 


Die ungariihe Magnatentafel beiteht außer aus denjelben Mitglieder: 
Kategorien wie das djterreihifche Herrenhaus obendrein noch aus gewifien 
höheren weltlihen Beamten, die kraft ihres Amtes Mitglieder der Mag: 
natentafel jind und aus drei vom croatiſch-ſlavoniſchen Landtage gewählten 
Abgeordneten. Nach älterem Rechte bis 1886 beftand aljo die Dagnaten- 
tafel aus a) volljährigen Prinzen des königlichen Haufes, die in Ungarn 
Grundbeſitz hatten, b) einer Anzahl kirchlicher Würdenträger (Erzbifchöfe, 
Biichöfe, Titularbifchöfe, gewifje Aebte und Pröbſte), c) den Reichsbaronen, 
DObergejpänen und den Kronhitern, d) allen großjährigen Fürften, Brinzen, 
Grafen und Baronen, die in Ungarn das Indigenat beſaßen, e) dem Gou— 
verneur von Fiume, f) zwei Delegirten des croatiſch-ſlavoniſchen Landtages. 

Der Gejegartifef VIII vom %. 1886 enthält eine Beſchränkung der 
Mitgliederzahl der Magnatentafel, indem er nur jenen großjährigen Mit: 
gliedern der namentlich aufgezählten 17 fürjtlichen, 136 gräflichen und 
118 freiherrlichen Familien Sig und Stimme in der Magnatentafel ein: 
räumt, die von ihrem Grundbefiße 3000 fl. an Grund- und Hausclafjen- 
jteuer zahlen. Dieſe Reform bewirkte eine Verminderung der Mitglieder: 
zahl der Magnatentafel um mehr als die Hälfte (von 900 auf ungefähr 
400 Mitglieder). 

Gegenwärtig beiteht alfo die Magnatentafel aus folgenden Mitglieder- 
fategorien: 

a) kraft ihrer Geburt alle volljährigen Erzherzöge des Föniglichen Haufes; 

b) kraft ihrer Geburt und Steuerleiftung von mindejtens 3000 fl. 
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jährlih an Grund: und Hausclaffenfteuer die volljährigen Mitglieder der 
im GW. VIII 1886 aufgezählten 273 fürftlichen, gräflichen- und freiherr: 
fihen Familien; 

c) kraft Verleihung diejenigen ungarischen Fürften, Grafen und Frei: 
herren, denen vom Könige oder, wenn fie feine Ungarn find, von der Legis- 
fative die erbliche Mitgliedfchaft der Magnatentafel verliehen wird; 

d) kraft ihres Amtes oder ihrer Würde: die zehn Bannerherren des 
Reiches und der Graf von Prefburg, die beiden Kronhüter, der Gouver— 
neur von Fiume, die beiden Präjidenten der fünigl. Curie und der Präfident 
der Budapefter fönigl. Tafel; ferner während der Dauer ihrer geiftlichen 
Function die römisch-fatholifchen und griechiich:orientalifhen Erzbiichöfe 
und Diözefanbifchöfe, die beiden katholifchen Weihbifchöfe von Belgrad und 
Knin, der Erzabt von Martinsberg, der Probft von Jaszö und der Prior 
von Auranien, die amtsältejten drei Bifchöfe einer jeden der beiden evan- 
geliichen Kirchen, die amt3älteften drei Obercuratoren der reformirten 
Kirche, der Generalinfpector und die zwei amt3ältejten Inſpectoren der 
Augsburger Eonfefion, einer der amtsältejten Präfidenten der unitarijchen 
Kirche (entweder der Biſchof oder einer der beiden Obercuratoren); 

e) traft ihrer Ernennung durch den König auf Lebenszeit: verdiente 
ungariiche Staatsbürger, deren Gefammtzahl aber 50 nicht überfchreiten darf; 

f) fraft ihres Mandates drei Abgeordnete des eroatiſch-ſlavoniſchen 
Landtages, welche jedoch nur in jenen Angelegenheiten Berathungs- und 
Stimmredt haben, melde die Länder der ungarischen Krone gemeinjchaft: 
lich betreffen. 

Während die Mitgliedichaft des öſterreichiſchen Herrenhaufes an feiner: 
fei fprahliche Bedingung geknüpft ift, verlangt das Geſetz von jedem Mit- 
gliede der Magnatentafel die Kenntniß der ungariſchen Sprade. 

Auch iſt, was bei dem öfterreichiichen Herrenhauje nicht der Fall ift, 
das Marimum der erblichen Mitglieder der Magnatentafel mit 230, der 
für lebenslänglich ernannten mit 100 feitgefegt; nachdem nun die Gefanmt- 
zahl der firchlichen Würdenträger im Oberhaufe 70 beträgt, jo beläuft fi 
gegenwärtig die Zahl der Oberhausmitglieder auf ungefähr 400. 


Das ungarifche Abgeordnetenhaus. 


Dasjelbe bejteht aus 453 Mitgliedern; davon entfallen auf Ungarn 
und die ehemalige Militärgränzge 338, auf Siebenbürgen 75, Croatien- 
Stavonien 40. Die Wahlordnung (GA. V 1848) trägt infofern ein hiſto— 
riſches Gepräge, inwieferne fie vorerft „denjenigen, die bisher im Genuß 
der politischen Rechte waren”, diefelben beläßt; damit ift der ganze ungariſche 
Adel, welcher bis 1348 allein politifch berechtigt war, in jeiner Wahl: 
berechtigung bejtätigt; diefer erjten politiich berechtigten Claſſe fügt da3 
Wahlgeſetz folgende Wählerclaffen Hinzu: a) Haus: oder Grundbefiger in 
föniglichen Freiftädten oder anderen Gemeinden, deren Beſitz mindejtend 
300 fl. werth ift; b) Handelsleute, Fabrifanten und Handwerker mit eigener 
Werkſtatt oder Handelsetabliffementg, die Handwerker mit wenigſtens einem 
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ftändigen Gehilfen; c) außerhalb obiger Claſſen, wer immer ein ficheres 
jährlihes Einftommen von 100 fl. von Grundbefi oder Capital bezieht; 
d) die Intelligenz (Doctoren, Wundärzte, Advocaten 2c. 2c.); e) jolche, die bis— 
her ftädtifhe Bürger waren, wenn fie auch die obigen Eigenjchaften nicht 
befigen. Auf diefe Wählerclafjen wird die vorbeftimmte Zahl der Abgeorb- 
neten „auf Grund der Einwohnerzahl, des Flächenraumes und ftaatöwirth- 
ichaftlicher Rüdfichten“ vertheilt. Es beruht daher das ungarische Wahl- 
recht im Ganzen auf demfelben Principe der Sntereffenvertretung, 
wie das öfterreichifche. 

Doch gehen nur die auf Ungarn und Siebenbürgen entfallenden 
413 Wbgeorbneten aus folhen unmittelbaren Wahlen der berechtigten 
Wähler hervor; dagegen werden die 40 auf Ervatien und Slavonien ent- 
fallenden Abgeordneten aus der Mitte des croatijch-flavoniichen Landtages 
gewählt und bilden daher eigentlich eine „Delegation“, ähnlich wie fie nad) 
der urfprünglichen öfterreichifchen Februarverfaffung (v. 26. Febr. 1861) 
von den öjterreichiichen Landtagen in den öfterreihiichen Reichsrath ent: 
fendet wurden. 


Wahl⸗Perioden. 


Die Einberufung der Vertretungskörper iſt ein Herrſcherrecht. Sie $. 89. 
erfolgt mitteljt faiferlihen Patentes, welches in den amtlichen Zeitungen, 
im Reichsgeſetzblatte und bezüglich der einzelnen Yandtage auch in den be- 
treffenden amtlichen Landeszeitungen kundgemacht wird. Der Reichsrath 
tritt am bezeichneten Tage zur bezeichneten Stunde in feinem Verſammlungs— 
orte (Parlamentshaus in Wien) zuſammen. Hier erfolgt die Conjtituirung 
beider Häufer, worauf die Abgeordneten und Herrenhausmitglieder die An— 
gelobung leiften. Die bezüglicheu Beftimmungen enthält das Gef. v. 12, Mai 
1873 über die Gejhäftsordnung des Reichsrathes. Beim Beginn einer 
Zegislaturperiode (Wahlperiode) wird derjelbe in einer feierlichen Eröffnung 
(im Thronfaale der Burg) vom Kaifer mit einer taiferlichen Botſchaft be: 
grüßt. Die erfte Thätigkeit des Abgeordnetenhauſes bildet die Prüfung 
der Legalität der Wahlacte. Die Antwort auf die faiferliche Botichaft 
erfolgt in Adreſſen, die von jedem der beiden Häufer unabhängig von 
einander befchlofjen werden und woran fi) in jedem der beiden Häufer Ver— 
handlungen (Adreßdebatten) fnüpfen, in denen fowie in den Adreſſen jelbft 
die Anfichten des Parlaments über die innere und äußere Lage des Staates 
zum Ausdruck gelangen. 

Da die Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten auf die Dauer von 
ſechs Jahren gewählt werden ($. 18, Gef. v. 21. Dec. 1867, Nr. 141), 
jo dauert eine normale Legislaturperiode jechs Jahre. Innerhalb diefer 
Beriode wird der Reichsrath, alljährlich in der Regel in den Wintermonaten, 
vom Kaiſer zu einer „Seffion” einberufen. Nah Ablauf einer Seflion 
erfolgt die Vertagung des Reichsrathes; nach Ablauf der Legislatur: 
periode die Schließung desſelben. Doc kann der Kaifer den Reichsrat 
auch vor Ablauf der Legislaturperiode auflöjen. 


Gumplomwicz, Das öfterr. Staatsredit. 8 
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Gefchäftsordnung des Reichsraths. 

Grundlage der Berathungen des Reichsrathes find, abgefehen von 
gelegentlichen Anträgen, Interpellationen, Petitionen u. ſ. w., vornehmlich 
Gejegentwürfe. Die Regierung überreicht jolche den einzelnen Kammern 
in Form von Regierungsvorlagen; die Mitglieder der Kammer in Form 
von Anträgen ($. 13, Ge. v. 21. Dec. 1867). Die Reihenfolge der in 
den Situngen der Kammern zu behandelnden Gegenftände wird dur die 
vom Präfidium jedesmal zu entwerfende Tagesordnung fejtgeftellt. Dabei 
haben aber die Regierungsvorlagen den Vorrang vor allen anderen Gegen: 
ftänden ($. 5, Gef. v. 12. Mai 1873). Im Uebrigen ſetzt jede Kammer 
ihre innere Gejchäftsordnung in autonomer Weije feſt. Es gehören dahin 
alle Beitimmungen über die Ordnung der Debatte, Stellung von Anträgen, 
Ordnung der Abjtimmungen, Wahl von Ausſchüſſen, Organifation und 
Urbeit3ordnung diejer leßteren u. |. w. Ueber die Einhaltung ſowohl diejer 
inneren, tie auch der durch das Geſetz feitgeitellten äußeren Gejchäfts- 
ordnung, wachen die Präfidenten reſp. die Vicepräfidenten der Kammern, 
denen auch das Disciplinarrecht gegen die Mitglieder derjelben zujteht.''°) 

Es ift ein Vorrecht der Abgeordnetenfammer, daß fie ihren Präfi: 
denten und ihre Vicepräfidenten jelber wählt; dagegen werden die Präſi— 
denten und Bicepräfidenten des Herrenhauſes vom Kaiſer ernannt. ($. 9 
de3 Gef. dv. 21. Dec. 1867, Nr. 141 RGB.) 

Da die Vertretungstörper dazu berufen find, an der Uebung der Ge- 
feßgebungsgewalt mitzuwirken, fo ijt e3 Far, daß der andere Factor der 
Gejeßgebung, der Souverän, durch feine Regierung an der Thätigkeit und 
den Arbeiten des Bertretungsförperd ununterbrochen theilnehmen muß. 
Daher find die Minijter und Chef3 der Eentraljtellen berechtigt, an allen 
Berathungen der Kammern theilzunehmen; die Regierungsvorlagen perfön- 
lich oder durch hiezu delegirte Beamte zu vertreten. In den Kammern 
haben jie das Recht, jedesmal das Wort zu ergreifen; allerdings fann auch 
jedes Haus die Unwejenheit der Minijter verlangen ($. 20, Gef. v. 21. Dec. 
1867, Nr. 141). Sie find an die innere Geichäftsordnung der Kammer 
nit gebunden und Fünnen zu wiederholten Malen das Wort ergreifen; 
aud) jteht ihnen das Recht zu, fchriftliche Vorträge abzulefen, was die innere 
Geihäftsordnung den Abgeordneten verbietet. 

In den Ausſchüſſen, Commiffionen und Comites des Haufes find Die 
Minifter und ihre Vertreter zu erfcheinen befugt, um über Regierungsvor- 
lagen oder andere Berathungsgegenjtände Aufflärungen zu geben, überhaupt 
den Standpunkt der Regierung zu vertreten; nur den Schlußberathungen 
und Abjtimmungen dürfen fie nicht beimohnen. Die Commiffionen und 
Ausſchüſſe Haben das Recht, durch Vermittelung der Wräfidenten die 


118) Der Berfafler der Schrift: „Strafrechtlicher Schuß des Parlamentarismus 
in Defterreih" (Wien 1879) rügt, daß durch die unter den Schuß der Immunität 
geftellte Redefreiheit der Abgeordneten, Ausſchreitungen derjelben (Berleumdungen 
abweſender Perjonen zc.) mittelft der Disciplinargewalt der Präjidenten nur ün— 
genügend vorgebeugt ift, und verlangt über ſolche Ausjchreitungen die Judicatur 
eines Staatsgerichtähofes. 
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Minifter zum Bwede folder Auskünfte zu ihren Sitzungen einzuladen 
(8. 7, ©. v. 12. Mai 1873), auch die Einleitung von nöthigen Erhebungen 
von ihnen zu verlangen ($. 8).'”) 


Das Wahlſyſtem. 


Sowohl das öſterreichiſche ald auch das ungarifche Abgeordnetenhaus $. 91. 
(in Ungarn Ständetafel genannt) find reine Wahlfammern, d. h. fie be: 
ftehen nur aus gewählten Mitgliedern. 
Nun giebt ed im Allgemeinen zwei Arten gewählter Vertretungen: 
Hiftorifch-entjtandene und in der Neuzeit gejchaffene. Bei den erfteren läßt 
ich ein confequent durchgeführtes Princip, nach welchem Wahlrecht und Ver: 
tretung geregelt ijt, jchwer nachweijen. Wir haben e3 bei ſolchen Ber: 
tretungen mit alten Berechtigungen einzelner Staatsgebiete, Stände, Cor: 
porationen oder gar Familien zu thun, die auf Grund eines hiftorifchen 
Rechts in der Vertretung Sit und Stimme haben. Im Laufe der Zeit find 
zu diejen auf hijtorischen Titeln beruhenden Vertretungsrechten, verfchiedenen 
Bedürfnifjen und Intereſſen Rechnung tragend, andere VBertretungsrechte 
binzugefommen. Auf ſolcher hiſtoriſchen Entwidelung einerjeit3 und moderner 
Reform andererjeitd beruht das englifche Parlament.!?) Eine andere Art 
von Bertretungen bilden die in neuerer und neueſter Zeit nach „conftitutionellem 
Princip“ gejhaffenen Parlamente der meijten europäifchen Staaten (und 
auch Amerifa’3). Diefe bilden die Bolfsvertretungen einfach nad) dem Grund: 
ſatze der Gleichheit aller Staatsbürger, unter Zugrundelegung der Bevöffe- 
rungszahl, fie bejtimmen aljo, daß je eine gewifje Zahl von Staatsgenoffen 
einen Abgeordneten zu wählen habe. 1°”) 
Die öfterreihiichen und auch die ungarischen Wahlordnungen halten die 
19) Die inneren Geſchäftsformen der einzelnen Häufer des Reichdrathes me 
durch deren Geſchäftsordnungen geregelt, die ald Geſetze kundgemacht wurden. 
= ie Geſchäftsordnung eh ür den Neichdrath wurde mit Geſetz vom 31. Juli 
1 RGB. Nr. 78 erlaffen. Die Erweiterung der Rechte des Reichsraths in 
Folge der Staatägrundgejege vom Jahre 1867 hatte eine Aenderung derjelben 
zur Folge, die mit Geſetz vom 15. Mai 1868 erfolgte. Der Uebergang zu den 
unmittelbaren Wahlen im Jahre 1873 erforderte wieder eine Nenderung, welche 


mit dem — geltenden et vom 12. Mai 1873 erfolgte. 
20) Gneift: Das engliihe Parlament in taufendjährigen Wandlungen. 


221) So 3 . B. in Frankreich. Wähler ift dort jeder 21jährige Franzoſe, der 
fih im Befike, der ‚bürgerlichen und politijhen Rechte befindet. Auf je 70 000 
Einwohner fommt ein Abgeordneter; wählbar ift jeder 2djährige Franzoſe. Als 
man in Europa im 19. Jahrhundert Verfaſſungen nach theoretifchen Recepten zu 
fabriciren begann, bemächtigte fi) die Theorie auch der „Wahlſyſteme“. In den 
40er und 50er Jahren unjeres Jahrhunderts gab es allerhand Projecte der .. 
Wahlſyſteme“. Vergl. darüber Ahrens: Naturredht. 6. Aufl. 8. II ©. 374 ff. 
Bhilofophiiches Staatsrecht: $. 19. 

In Amerika tauchte der Plan auf, den überjtimmten Minoritäten ebenfalls 
eine Vertretung zuzuerfennen. In Europa befürmorteten dieſes Syitem Hare und 
John Stuart Witt. Dagegen verlangt Yorimer (Constitutionalisme of the 
future. London 1867) ftatt einer mechaniſchen auf die Zahl aufgebauten Ber- 
tretung eine dDynamijche, in der die wirklichen Vollskräfte Musdrud fünden. 

8* 
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Mitte zwifchen beiden oben genannten, den Hiftorifhen und doctrinären. 
Sie find nicht einfaches Product der hiſtoriſchen Entwidelung; denn dieſe 
wurde ſowohl in Defterreih wie in Ungarn unterbrochen und zwar nicht 
durch eine Revolution, jondern dur eine Regierungdmaßregel. Man ges 
fangte alfo in Defterreich nicht zu der modernen Vertretung, indem 
man die hiſtoriſch überfommene im Geifte der Neuzeit reformirte: jondern 
e3 trat eine volljtändige Unterbrechung der Entwidelung ein, indem bie 
Landitände einfach durch den Abfolutismus bei Seite gefebt wurden. 

Andererſeits ift aber bie öfterreichifche Volks-Vertretung auch nicht das 
Product einer Revolution, welche nad abjtracten Principien vorgegangen 
wäre: fondern das Werk einer wohldurchdachten Octroyirung, bei der der Ge— 
jeßgeber ſowohl die durch Hiftorijche Entwidelung geihaffenen thatjächlichen 
Berhältniffe einerfeit® und die Herrfchenden Ideen der Neuzeit, wie die 
modernen Grundfäße de3 europäiſchen Staatsweſens andererfeit3 berüd- 
fichtigte. 

Dagegen hat die Vertretung Ungarns infoferne einen mehr hiftorifchen 
Charakter, als die im Jahre 1867 revidirte 1848er Geſetzgebung nicht das 
Product einer Revolution var, fondern eine Reform der in Ungarn hiſtoriſch 
überlieferten Berfaffung darftellt, deren Wirkſamkeit nur ſehr kurze Zeit 
(unter Zofeph IT.) unterbrochen war. Die 1848er Reform in Ungarn aber 
berüdjichtigte ebenfalld3, namentlich) was die Zufammenfegung de3 Unter- 
haufes anbelangt, die modernen Bedürfniffe und Ideen, obwohl fie im 
Ganzen in confervativem Geifte gehalten war. Wenn alfo auch die Volle: 
vertretung in Defterreih 1861 auf andere Weife entjtanden iſt als die 
moderne Volfsvertretung in Ungarn, jo jtimmen fie doch beide in dem einen 
Punkte überein, daß fie das hiſtoriſch Gewordene bewahrten, den modernen 
Bedürfniffen, Ideen und Grundfägen Rechnung trugen, ohne die abtracten 
Ideen der franzöfiihen Revolution verwirklichen zu wollen. 

So hat denn das öjterreichifche Gejet das in vielen modernen Staaten 
angenommene allgemeine Stimmrecht nicht acceptirt. In den Ländern, wo 
letzteres herrſcht, giebt es Feinerlei Eintheilungen der Wähler in Clafjen, 
diefelben werden einfach nach gewiffen Territorialeintheilungen, Departements, 
Kreifen, Bezirken, Gemeinden zur Wahl zugelafjen, deren Bevölkerungs— 
zahl für die Zahl der zu wählenden Abgeordneten maßgebend ijt. Aller: 
dings iſt auch im öfterreichifchen Wahlfyitem Ausdehnung und Bevölkerung 
nicht ohne Einfluß; die Wahlkreife find ungefähr gleich; die größeren Länder 
zerfallen je nad) ihrer Größe in mehrere Wahlbezirte; kleinere Länder 
bilden zwei oder nur einen Wahlkreis. Auch ift die Zahl der Abgeordneten 
nicht ganz ohne Rückſicht auf die Bevölkerungszahl beitimmt worden und 
zwar wurde darauf geachtet, daß Bezirke oder Städte bis 200000 Ein- 
twohnern einen Abgeordneten wählen, und dab auf jede weiteren 100000 Ein- 
twohner ein Abgeordneter mehr entfällt. Dabei ward aber auch auf die Be: 
fteuerung injofern Rüdficht genommen, daß jedes höchſtbeſteuerte Gebiet 
einen Übgeordneten mehr erhält. Nach jolhen Erwägungen und ungefähren 
Berechnungen wurde im Jahre 1861 die allgemeine Zahl der auf die einzelnen 
Länder und deren Kreife und Städte entfallenden Abgeordneten feitgejegt. 


=. 


Noch mehr aber als durd die Berüdjichtigung der Steuerleiftung im 
allgemeinen unterjcheidet ſich das öfterreichiiche Wahlfyitem von demjenigen 
des allgemeinen Stimmrechte dadurch, daß e3 überall, in allen Ländern 
und Rreijen, die Bevölferung in Wählerclafjen eintheilt. Dieje Eintheilung 
nun, obwohl mit dem Februarpatent octrogirt, und nicht aus geichichtlichem 
Werdeproceß, fondern aus dem Minifterbureau ftammend, hat dennoch dem 
Refultate der hiſtoriſchen Entwidelung Ausdrud verliehen. Denn neben 
den einſt ausfchließlich politiich bevorrechteten Ständen, der Geiftlichkeit und 
de3 Adels, wurden nun aud die Städte und Landgemeinden al3 politisch 
berechtigte (wenn auch nicht gleich berechtigte) Bejtandtheile des Volkes an: 
erfannt und auch der großen Bedeutung des Handel3 und der Induſtrie 
durch politiiche Berechtigung der Handelsfammern Rechnung getragen. 

Diefe Eintheilung der Wähler in Claſſen war urfprünglich, d.i. 1861, 
nur in den Zandesordnungen enthalten, indem die Zahl der zu wählenden 
Landtagdabgeordneten auf diefe einzelnen Claſſen (Großgrundbefit, Städte 
und Märkte, Handelsleute reſp. Handeldfammern und Landgemeinden,) 
repartirt wurde. 

Dagegen enthielt das Grundgeſetz über die Reichävertretung vom 
Jahre 1861, welches ald Regel noch feine unmittelbaren Wahlen für den 
Reichsrath jondern nur Landtagsdelegationen kennt, keine ſolchen Ein- 
theilungen und bejtimmt nur, daß die Wahl der Reichsrathsabgeordneten 
aus den einzelnen Landtagen „in der Art zu gejchehen habe, daß die nad) 
Maßgabe der Landesordnungen auf beitimmte Gebiete, Städte, Körper: 
Ichaften entfallende Zahl von Mitgliedern des Abgeordnetenhaufes aus 
den Landtagsmitgliedern derjelben Gebiete, Städte, Körperjchaften hervor- 
zugehen haben“. 

Nachdem aber diefer Modus der Bilduug des Reichsrathes aufgehoben 
und ftatt deffen die unmittelbare Wahl der Abgeordneten aus den einzelnen 
Zändern in den Reichsrath mit Geſetz vom 2. April 1873 eingeführt, von 
dem Princip der nterefjenvertretung jedoch nicht abgewichen wurde, fo 
mußte offenbar die Repartirung der aus jedem Lande zu wählenden Reichs: 
tagsabgeordneten auf die einzelnen Wählerclafjen zugleich feitgejett werden, 
womit fich zugleich die Nothwendigkeit ergab, dieje letzteren in Reichsgeſetze 
felbft aufzuführen. 

In dem in diefem Reichsgeſetze vom 2. April 1873 neu redigirten 8. 6 
des Grundgeſetzes über die Neichövertretung wurden demnach zuerjt die in 
da3 Haus der Abgeordneten zu wählenden 353 Mitglieder auf die einzelnen 
Königreiche und Länder repartirt, worauf in dem ebenfall3 neu redigirten 
8.7 die vier „in den Landesordnungen enthaltenen Wählerclaffen“ jpecificirt 
und fodann die Auftheilung der auf jedes Königreih und Land oben feit- 
gejegten Zahl der Abgeordneten auf diefe Wählerclaffen vorgenommen 
wird. 

Die in dem erwähnten $. 7 ftatuirten Wählerclaffen find folgende: 

a) der große (landtäfliche, lehentäfliche) Grundbeſitz, die Höchftbeiteuerten 
in Dalmatien, der adelige große Grundbefig in Tirol mitfammt folgenden 
in der Landesordnung für Tirol vom 26. Februar 1861 mit dem Wahl: 
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rechte für den Landtag ausgeftatteten Perſonen, als: die Aebte von Wiljen, 
Stams und Tifchl; Probft von Neuftift; Abt von Marienburg und der 
Prior von Gries; der Zandescomthur des deutjchen Ordens, die Pröbſte 
von Bogen, Innichen und Arco, der Erzpriefter von Roveredo; 

b) die Städte, Märkte, Induftrieorte und Orte, welche im „Anhang 
zur Reichsraths-Wahlordnung“ namentlich aufgeführt find; 

c) die Handels- und Gewerbefammern ald Repräfentanten der Kauf: 
leute und Induftriellen; diefelben werden ebenfalls in dem Anhang nament- 
lich aufgeführt; 

d) die Landgemeinden ald natürliche Verbände der Clafje der Fleinen 
Grundbeliger und Aderbautreibenden. 

In Defterreich ift die Wahl theils direct, theils indirect, d. 5. in den 
oberen Wählerclafjen (Großgrundbefis, Städte, Märkte und Induſtrialorte, 
Handels- und Gewerbefammer) ftimmen die Wähler direct für Abgeordnete 
in den Reichsrath; in der unterjten Elafje (Landgemeinden) ftimmen Ur: 
wähler für Wahlmänner, denen ſodann die Wahl der Abgeordneten obliegt. 
In Ungarn giebt e8 nur directe Wahlen. 

Bei allen diefen Wahlen enticheidet die abjolute Majorität; wenn eine 
ſolche nicht erzielt werden fann, das Roos. Wahlberechtigt ift jeder 24 jährige 
öfterreichifche, eigenberechtigte Staatöbürger, der nad) den gejeßlichen Be- 
dingungen in eine der Wählerclaffen eingereiht werden fann. Frauen haben 
nur in der Claſſe der Großgrundbejiger ein Wahlredht.???) In der 
Regel muß das Stimmrecht perjünlich ausgeübt werden; nur in der Wähler: 
clafje des Großgrundbeſitzes kann auch durch Bevollmäcdhtigte gewähltiwerden.!??) 
Wählbar find nur Männer, die das active Wahlrecht haben, jeit mindeſtens 
drei Sahren öſterreichiſche Staatsbürger find und das 30. Lebensjahr zurüd- 
gelegt haben. Beamte und öffentliche Yunctionäre bedürfen zur Ausübung 
einer auf jie gefallenen Wahl feines Urlaubes. Abgeordnete dürfen von 
ihren Wählern feine Inftructionen annehmen. Während der Dauer der 
Seſſion dürfen Abgeordnete gerichtlich nur mit Einwilligung des Haufes, 
welchem fie angehören, verfolgt werden. Für Abftimmungen in Ausübung 
ihre3 Berufes find fie Niemandem, für Aeußerungen in Ausübung ihres 
Berufes nur dem Haufe, dem fie angehören, verantwortlich ($.16 des Gel. 
v. 21. Dec. 1867 Nr. 141 RGB.). Sowohl die Mitglieder des öfter: 
reichiichen wie des ungarifchen Abgeordnetenhaufes erhalten für die Zeit 
der Seſſion Diäten; auch wird ihnen der Erfah der Reifekoften geleitet. 


129) Diefe Beitimmung ift im Widerjpruche mit der „Bleichheit der Staats» 
bürger vor dem Geſetze“, denn jie verleiht den Großgrundbejigerinnen ein poli« 
tifches Recht, welches fie Hausbefigerinnen oder Geichäftsinhaberinnen nicht zu— 


gefteht . 

23) Auch diefe Beftimmung enthält eine Bevorzugung der Wählerclaffe des 
großen Grundbeſitzes! 

Active Militärperjonen, die Großgrundbefiger find, dürfen nur durch Be- 
vollmächtigte ftimmen. 
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Wahlbezirfe und Wahlförper. 


Das Grundgejeg über die Reichsvertretung bejtimmt nun nicht nur $, 92, 
die auf die einzelnen Königreihe und Länder, jondern innerhalb derjelben 
auf die einzelnen Wählerclajjen entfallenden Abgeordneten. 

Die weitere Specialifirung der Wahlbejtimmungen und zwar die Feit- 
ſetzung der Wahlbezirke für die einzelnen Wählerclaffen und die Beftimmung, 
wie viel Abgeordnete jeder Wahlbezirk zu wählen hat, bejtimmt ſodann die 
Reichsrathswahlordnung vom 2. April 1873, beziehungsweije das an Stelle 
der 88.2, 7, 8, 9 und 17 derfelben tretende Gejeß vom 4. October 1882 
Nr. 142 RGB. und das als Anhang desjelben beigegebene Verzeichniß. 

Als Regel gilt dabei, daß jeder Wahlbezirk einen Wahltörper bildet, 
d.h. eine gemeinjchaftliche Wahl an einem und demfelben Orte (dem Wahl- 
orte) vorzunehmen, und daß jeder folcher Wahlförper einen Abgeordneten 
wählt, aljo eine einnamige Wahl zu vollziehen hat.!**) 

Diefe Regel Hatte jedoh von Anfang an, d. h. vom Jahre 1873, 
mehrere Ausnahmen. Es bildeten nämlich die Wählerclaffen de Groß: 
grumdbefißes, mit Ausnahme derjenigen von Böhmen, Galizien, der 
Bukowina, Mährens und Sclefiens, überall einen Wahlkörper, deſſen 
Wahlbezirk das ganze Kronland und deſſen Wahlort die Landeshauptitadt war. 
Nun wäre diefe Beitimmung bei Heineren Ländern weniger auffallend, wo 
die Claſſe der Großgrundbeſitzer nicht zahlreich und nur einen oder doch 
nur mehrere Abgeordnete zu wählen hat und auch der Umfang des Landes 
einen einzigen Wahlort als practifch erjcheinen läßt; alles das war jedoch) 
in Böhmen nicht der Fall, wo auf die Elaffe des in dem ziemlich aus» 
gedehnten Lande zerjtreuten Grundbefiges die namhafte Zahl von 23 Ab: 
geordneten entfiel; und dennoch follte der Großgrundbefig von Böhmen in 
nur zwei Wahlförpern, in einem Bezirke und einem Wahlorte, diefe 23 Ab- 
geordneten wählen. Es war die um fo auffallender, als die Wählerclafje 
de3 Großgrundbefites eines anderen Kronlandes, Galiziens, welche nur 
20 Abgeordnete zu wählen hat, in ebenfoviele Wahlbezirfe und Wahlkörper 
zerlegt ift, im deren jedem die Wähler eine einnamige Wahl vollziehen. 
Diefe Ausnahme wurde denn aud mit Geſetz vom 4, October 1882 be- 
hoben, womit die Wählerclafje de3 großen Grumdbejiges in Böhmen in 
ſechs Wahlförper zertheilt und die auf dieſe Wählerclafje entfallende Zahl 
von 23 Abgeordneten auf die einzelnen Wahltörper repartirt wurde. Bon 
diejen ſechs Wahlkörpern bilden den erjten „die Wahlberechtigten des mit 
dem Fideicommißbande behafteten großen Grundbeſitzes“. Den Wahlbezirk 
für diefen Wahltörper bildet das ganze Königreich Böhmen; der Wahlort 
ift Prag. Diefer erſte Wahlkörper wählt fünf Abgeordnete. Der Weit 
diefer Wählerclaffe, der nichtfideicommifjarifche Grundbefit, zerfällt in fünf 





124) Ueber die Bedeutung der einnamigen Wahl im Gegenfag zur Liftenwahl, 

j. Gareis a. a. D. ©. 72. * ſei nur bemerkt, daß bei einnamigen Wahlen 

Localgrößen, beim Liftenferutinium bedeutendere Perfönlichkeiten mehr Ausficht 
er — zu werden. In neuerer Zeit war dieſe Frage von Actualität in 
ankreich. 


$. 93. 
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Wahlkörper, deren jeder in einem eigenen territorial bejtimmten Wahlbezirke 
in den fünf Wahlorten Prag, Budweis, Eger, Reichenberg, Ehrudim wählt, 
und zwar der erjte und vierte Wahlkörper je drei, die anderen je vier Ab- 
geordnete. Von den übrigen Grundbejig-Wählerclaffen find, wie erwähnt, 
nur noch die in Galizien, in der Bukowina und in Tirol in Wahlbezirfe 
zerlegt, und zwar Galizien in 20 mit einnamiger Wahl, Bufowina in 
zwei, von denen der erfte einen, der zweite zwei Abgeordnete wählt, endlich 
Tirol in zwei Wahltörper. Alle übrigen Kronländer bilden für ihre 
Großgrundbefiger einheitliche Wahlbezirfe, in denen die Großgrundbefiter 
als ein Wahlkörper theil3 mehrere, theild je einen Abgeordneten wählen. 
Eine weitere Ausnahme von der einnamigen Wahl bilden ferner einige 
Handelsfammern, die zwei Abgeordnete und einige Yandeshauptftädte, die 
zwei und mehrere Abgeordnete wählen. Doc find von foldhen Städten 
mehrere in Stadtbezirke mit befonderen Wahlkörpern getheilt, jo daß in den 
einzelnen Bezirken einnamige Wahlen vorgenommen werden. 


Das öfterreichifche Wahlverfahren, 


Die Wahlen werden auf Grundlage von Wählerliften vorgenommen, 
deren Anfertigung den Behörden obliegt.1??) Gegen die angefertigten Wähler: 
lijten können Reclamationen eingebracht werden, welche von den Landes 
fürjtlihen Behörden entjchieden werden — in Tester Inſtanz vom Landes- 
chef. Die Wähler der oberen Wählerclafjen und die Wahlmänner erhalten 
Legitimationsfarten — die Landgemeinden-Urmwähler werden zur Wahl orts— 
üblich eingeladen. Mit Ausnahme der Landgemeinden-Urmwähler und der 
Wähler des erjten Wahlförpers im großen Grundbeſitz von Tirol und der 
Bukowina erhalten alle Wähler und Wahlmänner Stimmzettel, mitteljt 
welcher fie die Wahl zu vollziehen haben. Die Wahlen werden von Wahl: 
commifjionen, welche unter der Aufficht eines Wahlcommifjärs ihres Amtes 
walten, vorgenommen. Den Wahlcommiffär ernennt die Regierung (Lan— 
deöchef eventuell Bezirkshauptmann); die Commiffionen werden zum Theil 
von den Wahlberedhtigten, zum Theil von dem Wahlcommiffär ernannt und 
wählen aus ihrer Mitte einen Vorfigenden. Der Wahlcommifjär ſorgt für 
Aufrehthaltung der Ruhe und Ordnung. Dagegen jteht der Wahlcommiſſion 
in zweifelhaften Fällen die Enticheidung zu über Identität des Wählers, 
Gültigkeit abgegebener Stimmen oder producirter Vollmachten, endlich über 
Wahlberechtigung in die Lifte eingetragener Wähler. Die Wahl jelbft wird 
vorgenommen, indem die Wählerlifte verlefen und die Wähler in der Ord— 
nung, wie fie in der Lifte verzeichnet find, ihre mit den Namen der zu 
wählenden ausgefüllten Stimmzettel abgeben. Die Stimmzettel werden 
zufammengefaltet dem Vorfigenden der Commiffion übergeben, der fie in 
die Wahlurne legt; die Stimmabgabe ift daher in den Wählerclafjen, two 





5) Die Wählerliften des großen Grundbefiges bejorgt der Landeschef; der 
Städte- und Landgemeinden-Urwähler bejorgen die Gemeindevorjtände; der Wahl 
männer die Bezirkshauptleute. 
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mitteljt Stimmzettel gewählt wird, fchriftlich und geheim.!?*) Die Wahl— 
commiſſion bejorgt aud) unmittelbar nach gejchlofjener Wahl das Scrutinium, 
deſſen Reſultat unmittelbar nah Schluß desfelben von dem Vorſitzenden 
der Commiſſion befannt gegeben werben muß. Als gewählt erfcheint der: 
jenige, für welchen mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen ab: 
gegeben werden. Haben mehr Perjonen als zu wählen find, die abfolute 
Majorität erlangt, jo entjcheidet die überwiegende Stimmenzahl und bei 
gleicher Stimmenzahl das Loos. Zwiſchen denen, welche feine abjolute 
Majorität erzielten, fommt es zur engeren Wahl. Die gefchloffenen und 
unterfertigten Wahlacten werden dem Wahlcommiffär übergeben, der fie an 
den Landeschef überfendet. Der Landeschef ftellt den gewählten Abgeord⸗ 
neten Wahlcertificate aus, auf Grund welcher fie in das Abgeordnetenhaus 
eintreten. Die Wahlacten werden jodann im Wege des Minifteriums an 
das Präjidium des Abgeordnetenhaufes überſchickt, wo fie als Grundlage 
der Wahlverificationen dienen. 





Das Wahlrecht in in ungarn. 


Das Wahlrecht in die ungarifche Repräfentantentafel, welches durch $. 9. 
die GA. V vom Jahre 1848, GU. XXX vom Jahre 1874 und GA. VI 
vom Jahre 1875 geregelt wurde, zeigt vom öſterreich. Wahlrecht mehrere 
principielle Abweichungen. Es theilt die Wähler nicht nach Wählerclaſſen 
(Curien); vielmehr werden die Wahlen gebietsweiſe nach einzelnen Gemein— 
den oder in größeren Städten bezirksweiſe vorgenommen, wobei alle Wähler 
eines Wahlbezirkes eine Wählergruppe bilden. Das active Wahlrecht ſieht 
in Ungarn ſchon jedem 2Ojährigen Staatsbürger zu, welcher eine der 
folgenden Wahlqualificationen nachweiſt, nämlich wenn er 1) in den Städten 
ein Haus mit drei unter die Hausmiethejteuer fallenden Wohnungstheile 
oder ein Grundftüd, deffen Reinerträgnis mit 16 fl. Grundfteuer belegt ift, 
befigt; 2) in dem übrigen Gemeinden eine fogenannte Bierteljeffion oder 
Gründe gleicher Ausdehnung inne hat, in Siebenbürgen eine Grundsteuer 
von einem reinen Einkommen von 72 fl. 80 fr. bis 84 fl. zahlt; oder 
wenn er 3) die Staatsſteuer von einem Jahreseintommen von wenigſtens 
105 fl. entrichtet; oder wenn er 4) als Handwerker auf dem Lande wenigftens 
einen Gehilfen, oder 5) als öffentlicher Beamter nad) einer Bejoldung von 
mindeftens 500 fl. bejtenert if. Außerdem find wahlberechtigt: 6) ohne 
Rüdjiiht auf ihr Einfommen, die Mitglieder der k. ungar. Akademie der 
Wiſſenſchaften, Profefforen, akademiſche Künstler, Doctoren, Advocaten, 
Öffentliche Notare, Ingenieure, Wundärzte, Apothefer, diplomierte Oekono— 
men, Förfter und Montaniften, Seelforger, Rapläne, Gemeindenotare und 
Lehrer. Das Wahlrecht kann nicht ausgeübt werden: von Perfonen, welche 
unter väterlicher, vormundichaftlicher oder dienjtherrlicher Gewalt ftehen; 
von —— Soldaten und Angehörigen der Finanz- und Polizeiwachen; 


u | In Ländern, wo nach den Landesordnungen in den Landgemeinden münd- 
lich ol wird, ift die Stimmabgabe öffentlich und wird berfelbe Borgang aud) 
bei der Wahl der Reichsrathsabgeordneten beobachtet. 
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von Jenen, welche wegen eines Verbrechens oder Vergehens oder wegen 
eined politifchen oder in Verleumdung beftehenden Preßdelicts zu einer 
Freiheitöftrafe verurtheilt wurden, während der Strafdauer; von Jenen, 
welche fich wegen Verbrechen oder Vergehen in Unterfuchungshaft befinden; 
von den zum Berlufte des Wahlrecht3 Verurtheilten; von Eridataren wäh— 
rend der Dauer des Concurjes und endlich von Senen, welche mit ber 
Steuerzahlung feit einem Jahre fäumig find. — Derjenige, welcher das 
active Wahlrecht beſitzt, kann auch zum Abgeordneten gewählt werden, wenn 
er da3 24. Lebensjahr zurüdgelegt hat und ungarisch ſprechen Fann. 
Wegen Unvereinbarfeit mit dem Abgeordnetenmandat (Sncompatibilität) 
fünnen nicht gewählt werden: öffentliche Beamte (mit Ausnahme der Minifter, 
der Staatäfecretäre, der Directoren der Landesinititute, ſowie der Profeſſoren 
der Univerfität und des Polytehnifums in Budapeft, die Mitglieder des 
Zandesunterricht3- und Sanitäts- und des hauptjtädtifchen Bauraths), die 
Pächter des Staats, die Mitglieder von Geldinftituten, welche mit der Re— 
gierung in einem gefchäftlichen Verhältniſſe fich befinden, oder von Eijen- 
bahnunternehmungen, welche vom Staate fubventionirt werden, die Benfionäre 
der Krone, die Volksſchullehrer und Kfojtergeiftlichen (mit Ausnahme der 
Brämonftratenfer, Eijtercienjer, Benedictiner und Piarijten). Naturalifirte 
Staatsbürger fünnen in der Regel erſt 10 Jahre nad) der Aufnahme in 
den Staatäverband Mitglieder des Reichstags werden. Alle ungarijchen 
Wähler haben das gleiche directe Wahlrecht; ein indirectes, mittelbares, 
welches nur zur Wahl von Wahlmännern berechtigt, giebt e3 in Ungarn 
nicht; auch giebt e3 in Ungarn feinen ſolchen Wahlförper wie die öfter: 
reichiſchen Handels- und Gemwerbefammern, wo mehrere Kammermitglieder 
einen Abgeordneten nominiren. — Wie denn überhaupt das ungariſche 
Wahlrecht viel einfacher al3 das öfterreihifche iſt, welches legtere durch 
feinen gefünjtelten Charakter, durch feine mittelbaren Wahlen und Handels— 
fammerwahlen einen politifch=tendenziöfen Urfprung verräth. — Die Ab: 
geordneten werden auf drei Jahre gewählt. Der Präfident und die beiden 
Bicepräfidenten der NRepräjentantentafel werden von diefer jelbjt gewählt. 
Die Sprade des Reichstags ift die ungarifche; nur die Vertreter von 
Eroatien und Slavonien fünnen aud die croatiiche Sprache gebrauchen. 


Das ungarifche Wahlverfahren. 


Auch das ungariſche Wahlverfahren ijt von dem öjterreichijchen ver: 
fchieden. Für die Wahl eines jeden Abgeordneten muß ein abgejonderter 
Wahlbezirk gebildet und jeder Wahlbezirk wählt nur einen Abgeordneten. 
Zum Zwede der Durhführung der Wahlen wird in jedem Comitate ein 
Gentralcomits unter dem Präfidium des Vicegeſpans gebildet, in welchem 
alle abgejonderten Wahlbezirfe des Comitates vertreten fein müſſen. Eben- 
ſolche Centralcomites werden in den freien Bezirken und königlichen Städten 
gebildet. Die Mitglieder der Centralcomit&s werden auf treue Pflichterfül- 
fung beeidet. Zur Conjcription der Wähler in den einzelnen Wahlbezirfen 
ernennen die Gentralcomit6s bejondere Deputationen (aus drei Mitgliedern). 
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Die Wählerliften werden jährlich von amtswegen rectificirt. Die Central: 
comités überwahen die Richtigkeit der .Wählerliften und bejtimmen bie 
Reclamationsfriften. Das Reclamationsrecht fteht jedem Wähler und zwar 
nicht nur wegen feiner Perjon, jondern auch wegen Unrichtigkeiten und 
Auslafjungen im allgemeinen zu. Weber diefelben entfcheidet in erjter Injtanz 
das Eentralcomite, in zweiter und leßter ein eigener Senat der füniglichen 
Curie. Der Wahlact wird von einem beftellten Wahlpräfes am Hauptorte 
des Wahlbezirfes um 8 Uhr Morgens eröffnet, wobei jeder Wähler das 
Recht hat einen Kandidaten zur Wahl zu empfehlen. Wird nur ein Candidat 
empfohlen, jo fann der Präſes, wenn die Wähler damit einverjtanden find, 
diejen ohne Abjtimmung zum Abgeordneten proclamiren. Verlangen aber 
mindejtens 10 Wähler die Abftimmung, fo muß folche durchgeführt werden. 
Ebenjo muß abgeftimmt werden, wenn mehrere Kandidaten nominirt werden. 
Die Abftimmung ift öffentlih und mündlih. Jeder Wähler kann nur per: 
jönlich feine Stimme abgeben. Die Wähler dürfen feine Waffen bei ſich 
Haben. Stimmen, die auf feinen Candidaten lauten, find nichtig. Nach 
vollzogener Abjtimmung ftellt der Wahlpräjes das Rejultat zufammen und 
proclamirt denjenigen, der die abjolute Majorität der abgegebenen gültigen 
Stimmen hat, zum Abgeordneten. Letzterer erhält eine Abjchrift des Wahl- 
protocolles al3 Erebitive. Ueber angefochtene Wahlen entjcheidet die Re— 
präfentententafel. Die Abgeordneten erhalten Diäten und ein Quartiergelb. 


Landesordnungen. 


Die Landesordnungen und Landtagswahlordnungen vom 26. Febr. $. 96. 
1861 bilden bis heutzutage die gejeglichen Grundlagen der einzelnen Land: 
tage, an deren Verfafjung nur das Geſetz vom 2. April 1873 die princi- 
pielle Xenderung vornahm, daß fie nicht mehr die Wahlförper für den 
Reichsrath find und deren Zufammenfegung durch jpätere Geſetze im Ein- 
zelnen wenig modificirt wurde. Der Zahl diejer Länder und Königreiche 
entjprechend giebt es 17 folcher Landes und Landtagswahlordnungen, Die- 
felben find in den Hauptbeftimmungen (über Wirkungsfreis, Wahlbered;- 
tigung, Einberufung, Dauer u. ſ. mw.) gleichlautend und unterjcheiden fich 
nur in denjenigen Beitimmungen, die von Land zu Land verjchieden fein 
müffen, d. i. die fi) auf Zahl der Mitglieder, Wählerclaffen, Wahlbezirke 
u. dgl. beziehen. Jede Landesordnung beiteht aus drei Hauptjtüden, von 
denen das erſte „von der Landesvertretung überhaupt”, das zweite vom 
„Wirkungskreis der Landesvertretung“ und zwar ſowohl des Landtages als 
des Landesausſchuſſes, das dritte von der „Geſchäftsführung“ beider handelt. 
Die Landtagswahlordnungen beftehen aus fünf Abjchnitten, von denen der 
erite von den Wahlbezirken und Wahlorten, der zweite vom Wahlrechte und 
der Wählbarkeit, der dritte von der Ausschreibung und Vorbereitung der 
Wahlen, der vierte von der Vornahme der Wahlen der Landtagsabgeord- 
neten, der fünfte von der Revifion der Wahlordnung handelt. 
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Landtage. 


$. 97, Auf Grundlage diefer Landesverfaffungen bilden die Landtage die ge- 
jeglichen Vertretungen der einzelnen Länder. Diejelben beftehen vorwiegend 
aus gewählten Abgeordneten; daneben gebühren nur einige Site den In— 
babern gewijjer Aemter und Würden und zwar den Fürftbiichöfen, Biſchöfen 
und Univerfitätsrectoren (Biriljtimmen). Die gewählten Abgeordneten werden 
jo wie die Reichsrathsabgeordneten von vier Wählerclafjen gewählt: 1. Dem 
Großgrundbefig, 2. Städten und Märkten, 3. den Handel3- und Gewerbe 
fammern, 4. den Landgemeinden. Bon diefen vier Wählerclaffen wählen 
die erjte und zweite unmittelbar; ebenjo allerdings die Mitglieder der Han- 
deld- und Gewerbelammern, doch müfjen dieje legteren Wahlen in Anbe: 
tracht des Umftandes, da dieſe Kammern felbit aus Wahlen hervorgehen, 
als mittelbare Wahlen der Kaufleute und Industriellen angefehen werben. 
Die Landgemeinden wählen ınittelbar, d.h. fie wählen zuerſt Wahlmänner, 
welche ſodann die AUbgeordnetenwahl vollziehen; und zwar entfällt auf je 
500 Einwohner ein Wahlmann. Die Zahl der Mitglieder jedes Landtags 
und ihre Vertheilung auf die einzelnen Wählerclaffen ift in den einzelnen 
Landesordnungen bejtimmt. 

Mit der bloßen gejeglichen Beſtimmung der Wählerclaſſe jind aber 
noch bei weitem nicht die Perſonen bezeichnet, denen das Recht zu wählen 
(actived Wahlrecht) und das Recht gewählt zu werden (pafjives Wahlrecht) 
zufteht. Nur bei den Handelsfammern it das der Fall, indem damit allen 
Mitgliedern der Handeldfammern das active Wahlrecht zugefprochen ift. 
Bei den anderen Wählerclafjen bedeutet die Zugehörigkeit zur Claſſe nod 
immer nicht die Wahlberechtigung. Man kann Großgrundbefiter, Bürger 
einer Stadt ‚oder eines Marktes, Mitglied und Angehöriger einer Land— 
gemeinde fein, ohne eo ipso jchon Wähler zu fein. Vielmehr bedarf es, 
um Wähler zu fein, einiger allgemeiner Eigenjchaften und fodann, um 
Wähler in einer beſtimmten Claſſe zu fein, einiger jpeciellen Erforderniffe. 

Die allgemeinen Eigenfhaften, die einem Dejterreicher unter 
Hinzutritt gewiſſer fpeciellen Bedingungen zur Wahl berechtigen, find: 

a) Das öfterreichifche Staatsbürgerrecht, b) Eigenberechtigung, ec) Un: 
beicholtenheit. Jeder Defterreicher nun, in deſſen Perſon diefe drei Eigen: 
ſchaften vereinigt find, kann in einer der drei Wählerclaffen: des Groß- 
grundbejiges, der Städte und Märkte oder der Landgemeinden Wähler fein, 
wenn er folgenden jpeciellen Bedingungen entjpricht: 

1. In der Eurie des Großgrundbeſitzes ift erforderlich: 

a) Alleiniger Bejit eines Gutes, deſſen Jahresſchuldigkeit an landes— 
fürftlichen Realiteuern (mit Ausnahme des Kriegszufchlages) in den meijten 
Ländern mindeitens 100 fl., in einigen 200 bis 250 fl. beträgt; in Tirol, 
wo das bejefiene Gut adelig fein muß, nur 5O fl. 

b) Im Falle eines gemeinjchaftlichen Beliges eines ſolchen Gutes mit 
anderen, die Vollmacht zur Wahl feitens feiner Mitbefiger. Doch berechtigt 
auch zur Wahl 

e) der Beſitz mehrerer Kleiner Tandtäflicher Güter, deren Jahres— 
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ſchuldigkeit an landesfürftlihen Realſteuern (mit Ausnahme der Kriegsjteuer) 
zufammengenommen den Betrag von 200 fl. beträgt. 

Bezüglich des Wahlrechts im Großgrundbeſitz find den phyfifchen Ber: 
jonen gleichgeftellt Corporationen oder Gejellichaften (nicht aber Gemeinden), 
die fich im Bejig von zur Wahl berechtigenden Gütern befinden; nur üben 
fie ihr Wahlrecht durch bevollmächtigte Perfonen. 

Das zur Wahl berechtigende Gut muß jedoch in Böhmen, Mähren, 
Schleſien ein land» oder Iehentäfliches fein; in den übrigen Ländern 
mit Ausnahme von Fitrien und Salzburg muß e3 landtäflich, in Tirol 
adelig fein. Nur in Iſtrien und Salzburg braucht es feine der obigen 
Qualitäten zu haben. 

In Dalmatien tritt an die Stelle der Wählerclaffe der Großgrund- 
befiger diejenige der Höchſtbeſteuerten und beträgt der Wahlcenfus in diefer 
Elafje im Kreiſe Cattaro 50 fl., in den anderen Kreifen 100 ft. 

Die fpeciellen Bedingungen der Wahlberechtigung der Abgeordneten 
in den Städten, der Wahlmänner in den Landgemeinden find: 

a) Das Wahlrecht in der Gemeinde vermöge perfönlicher Qualification, 

b) das Gemeindewahlrecht in den erjten zwei ftädtiichen Wahlförpern 
dort, wo deren mindejtens drei vorhanden find; dort, wo dies nicht der 
Fall ift, das Gemeindewahlrecht aus dem Titel der Einreihung in die erjten 
zwei Drittheile aller nad) der Höhe ihrer Jahresſchuldigkeit an directen 
Steuern gereihten Gemeindeangehörigen. 

Das paſſive Wahlrecht befigen, d. h. wählbar als Abgeordnete find 
alle öfterreihijchen Staatsbürger, die im Vollgenufje der bürgerlichen Rechte 
fi befinden, dreißig Jahre alt find und in dem Lande, wo fie gewählt 
werden jollen, das active Wahlrecht, gleichviel in welcher Wählerclaffe, 
befigen. 


Das Landtagswahlverfahren. 


Das Wahlverfahren beruht auf dem Prinzipe des Zuſammenwirkens 
der autonomen und politiichen Behörden unter Controle der letzteren und 
oberjten Controle der Volfövertretung ſelbſt. Sind die Vertretungskörper 
durch den Kaifer zu ihrer gefeglichen Verfammlung einberufen, fo erfolgt 
die Einleitung des Wahlverfahrens durch Aufforderung der höchſten poli- 
tiichen Landesftelle zur Vornahme der Wahlen unter gleichzeitiger Feſt— 
ſetzung der Termine für diefelben. 

Für letztere gilt eine gejeßliche Reihenfolge. Es müſſen zuerft die 
Abgeordneten der Landgemeinden und zwar an ein und demfelben Tage im 
ganzen Lande, ſodann die Abgeordneten der Städte und Märkte und der 
Handelskammern ebenfall3 an ein und demjelben Tage im ganzen Lande, 
endlich die Abgeordneten des großen Grundbefiges gewählt werden; dieſe 
fegteren Wahlen brauchen, wo diefe Wählerclaffe in mehreren Wahltörpern 
wählt, nicht an einem und demfelben Tage vorgenommen zu werden. 

Dieje gejeglichen Beftimmungen über die Wahltermine enthalten eine 
wohldurchdachte Bevorzugung der oberften Wählerclaffe. Derjelben ift nämlich 


$. 98. 
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damit die Möglichkeit gegeben, die Durchbringung ihrer Kandidaten erft in 
den unteren Wählerclaffen zu verfuchen und diejelben beim Fehlſchlagen 
folher Verſuche in eigener Curie zu wählen. Und auch Hier ift durch die 
Geftattung der Wahlen der einzelnen Wahlkörper an verjchiedenen Wahl- 
tagen noch die Möglichkeit gegeben, Hervorragende Berjönlichfeiten, an deren 
Wahl der Wählerclaffe viel gelegen ift, nacheinander in mehreren Wahl: 
förpern zu candidiren. — Die Verfaffung der Wählerliften ift durchwegs 
Sade der politiichen Behörden, nur wird bei den unteren zwei Wähler: 
claffen die Mitwirkung der Gemeindevorftände in Anjpruch genommen. 

Dabei genießen die Wähler der oberften Wählerclaffe die Bevorzugung, 
daß ihre vom Statthalter anzufertigende Lifte in der Wiener Zeitung unter 
Anberaumung einer 14tägigen Reclamationsfrift veröffentlicht wird. Ueber 
Neclamationen gegen dieje Lifte entjcheidet der Statthalter, der aud bis 
zum Wahltermin Berichtigungen von amtöwegen vorzunehmen hat. Den 
im Lande anweſenden Wählern werden ihre Legitimationdfarten zugeitellt: 
die Landesabwejenden werden zur Behebung derjelben durch die Wiener 
Zeitung aufgefordert. Die Eontrole der Wählerliften der unteren zwei 
Wählerclaffen bejorgen die politischen Behörden, denen die Wahlorte unter: 
ftehen; in Städten und Märkten werden den Wählern die Legitimationd- 
farten zugeftellt; in den Landgemeinden find die wahlberechtigten Gemeinde: 
glieder zur Vornahme der Wahl einzuladen. Den gewählten Wahlmännern 
werden Legitimationskarten zugeftellt. 

Die Wahlhandlung wird von Wahlcommifjionen und unter deren 
Leitung in Gegenwart landesfürjtliher Commiſſäre vollzogen. Die Zu: 
fammenjegung der Wahlcommifjionen gejchieht nach geſetzlicher Vorſchrift 
(Abſchnitt IV der Wahlordnungen). Der Eintritt ins Wahllocal iſt nur 
den mit Zegitimationsfarten verfehenen Wählern beziehungsweife deren 
Vollmachtträgern (wo ſolche zuläffig find) gejtattet. Die Wahl wird voll- 
zogen durch Abgabe des Stimmzetteld. Zur Gültigkeit einer Wahl ift die 
abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Fit eine ſolche 
nicht vorhanden, jo kommt e3 zur engern Wahl zwifchen denjenigen, welche 
die relativ meiften Stimmen für ſich hatten. 

Die über die Wahlhandlungen aufgenommenen Protocolle find von 
den Mitgliedern der Wahlcommiffionen zu unterfertigen und verjiegelt der 
oberjten Landesſtelle einzufchiden. Lebtere ftellt den gewählten Abgeordneten 
Wahlcertificate aus, auf Grund welcher diejelben in die Vertretungs— 
förper eintreten. Die Certificate begründen die Vermuthung der Wahl- 
— bis zur Vornahme der Wahlprüfung durch die Vertretungskörper 
elbſt. 

Die Immunität der Landtagsabgeordneten iſt mit Geſetz vom 30. Oct. 
1861 Nr. 98 RGB. geregelt. 


Eompetenzgränze zwifchen Neichörath und Landtagen. 


Die durch die ftaatlichen Verhältniffe in Defterreich gegebene Noth- 
wendigfeit einer Doppelvertretung des Volkes in Landtagen und im Reichs: 
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rath mußte von vornherein die Frage der Abgränzung der beiderfeitigen 
Eompetenzen und Wirfungskreife hervorrufen und ihre gejegliche Regelung 
veranlafjen. 

Den erjten Entwurf einer ſolchen Abgränzung enthält bereit3 das 
Detoberdiplom (Art. IL und III.) Darnach ſollen alle Gegenftände der 
Geſetzgebung, welche fich auf Rechte, Pflichten und Intereſſen beziehen, die 
allen Königreihen und Ländern der Monardie gemeinſchaftlich find, namentlich 
die Gefeßgebung über das Münz-, Geld- und Ereditwefen, über die Zölle 
und Handelsſachen; ferner über die Grundjäge des Zettelbankweſens; die 
Geſetzgebung in Betreff der Grundſätze des Poſt-, Telegraphen- und Eifenbahn- 
wejens; über die Art und Weife und die Ordnung der Militärpflichtigkeit, 
in Zufunft in und mit dem NReichörathe verhandelt und unter feiner Mit- 
wirfung verfafjungsmäßig erledigt werden; ebenjo die Einführung neuer 
Steuern und Auflagen, dann die Erhöhung der bejtehenden Steuern und 
Gebührenjäge, insbejondere die Erhöhung de3 Salzpreifes und die Auf: 
nahme neuer Anlehen; desgleichen joll die Convertirung bejtehender Staats- 
fchulden und die Veräußerung, Umwandlung oder Belaftung unbeweglichen 
Staatseigentfums nur mit Zuftimmung des Reichsrath3 angeordnet werden. 

Endlih Hat die Prüfung der Staatsrechnungs-Abſchlüſſe und der 
Refultate der jährlichen Finanzgebahrung unter Mitwirkung des Reichs: 
rath3 zu erfolgen. 

Alle anderen Gegenstände der Gejeßgebung, welche in den vorher- 
gehenden Punkten nicht enthalten find, follten in und mit den betreffenden 
Landtagen „im Sinne und in Gemäßheit ihrer Landesordnungen erledigt 
werden.“ 

Un diefen Beitimmungen bezüglich des Wirkungsfreijes ves Reichd- 
raths und der Landtage hielt das Grundgefeß über die Reichsvertretung 
vom 26. Februar 1861 feft. Der bezügliche Art. II des Diploms von 1860 
wird in diefem Grundgeſetz ($. 10) fait wörtlich (in ettwas geänderter An— 
ordnung) wiederholt. Dagegen wurde der Wirkungsfreis der Landtage in 
den gleichzeitig erlafjenen einzelnen Landesordnungen ausführlich feſt— 
gejegt, wobei allerdings als erſtes und wichtigftes Attribut derjelben die 
fpäter dur das Geſetz vom 2. April 1873 in Wegfall gefommene Wahl 
der Reichsrathödelegirten figurirt. Im Uebrigen wurde der Wirfungsfreis 
der Landtage auf „Geſetzesvorſchläge in Landesangelegenheiten,“ welche ala 
„Anträge auf Erlaffjung von Gefegen“, um Landesgejege zu werden, der 
faiferlihen Sanction bedürfen, bejchränft. Bei diefer Formulirung des 
Wirfungskreijes der Landtage fam alles darauf, was man unter „Landes- 
angelegenheit” verjteht. Als folche erklären nun die Landesordnnungen 

I. Alle Unordnungen in Betreff 
1. der Landescultur, 2. der öffentlichen Bauten, welche aus Landes: 
mitteln bejtritten werden, 3. der aus Landesmitteln dotirten Wohl: 
thätigfeitsanftalten, 4. des Voranſchlags und der Rechnungslegung des 
Landes ſowohl Hinfichtlih aller ordentlichen wie außerordentlichen 
Landeseinnahmen und Ausgaben, ſei es aus den Vermögen des Landes, 
der Bejteuerung zu Qandeszweden und der Benüßung des Landescredites. 


$. 100. 
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Außer diefen fpeciellen Landesangelegenheiten werden als jolche 
erklärt 
II. Die näheren Anordnungen inner den Gränzen der allgemeinen Geſetze 
in Betreff 1. der Gemeindeangelegenheiten, 2. der Kirchen- und Schul— 
angelegenheiten, 3. der Vorſpannsleiſtung, dann der Verpflegung und 

Einquartirung des Heeres, endlich 
II. die Anordnungen über ſonſtige, die Wohlfahrt oder die Bedürfniſſe des 

Landes betreffenden Gegenstände, welche durch bejondere Verfügungen 

der Landesvertretung zugewiefen werden. 

Neben diefen auf die Landesangelegenheiten befchränften Befugniffen 
wurde aber den Landtagen ($. 19 LO.) auch das Recht eingeräumt zu 
berathen und Anträge zu ftellen 

a) über kundgemachte allgemeine Gefege und Einrichtungen bezüg- 
(ich ihrer bejonderen Rückwirkung auf das Wohl des Landes und 

b) auf Erlaffung allgemeiner Gefege und Einrichtungen, welche die 
Bedürfniffe und die Wohlfahrt des Landes erheilhen. Diejer $. 19 der 
Landtagsordnungen erwies ſich bald als von großer politiicher, vielleicht 
vom Gejehgeber nicht geahnter Tragweite. Denn er fette die Landtage in 
den Stand, Anträge zu ftellen auf Umänderung der wichtigsten Verfaſſungs— 
gefege und Staatseinrichtungen und Umgeitaltung des Verhältnifjes ihrer 
Länder zum Staatdganzen. Alle folhe Anträge nähmlich bewegten ſich noch 
immer im Rahmen des $. 19 lit. a. Auf diefe Weife entftand vollkommen 
legal die befannte Refolution des galizischen Landtags vom J. 1868. 127) 

Außer diefer bisher erwähnten gejeßgeberifchen Thätigfeit der Land: 
tage kommt denfelben die Verwaltung des gefammten wie immer be= 
ihaffenen Landesvermögens zu (88. 20—25 LD.); nur bedürfen Ber- 
äußerungen, bleibende Belaftungen oder VBerpfändungen des Landes-Stamm- 
vermögens der faiferlichen Genehmigung. 

Reichen die ordentlihen Einfünfte aus dem Landesvermögen zur 
Beftreitung der Kojten der Landesbedürfniffe nicht aus, jo fann der Land— 
tag zur Bedeckung der Mehrerfordernifje Zufchläge zu den directen landes— 
fürjtlichen Steuern bis auf 10°/, derjelben befchließen und einheben; höhere 
Zuſchläge bedürfen jedoch der Faiferlichen Genehmigung. 


Die auf diefe Weife in den 1860er und 186ler Gejeten fejtgejegten 
Wirkungskreife der Neichd- und der Landesvertretungen bedurften jchon aus 
den Grunde einer neuerlichen codificatorifchen Formulirung, weil jene Ge 
ſetze noch an den, nie zu Stande gefonmenen „weiteren“ Reichsrath dad) 
ten und demfelben auch alle, feither als zwiſchen Defterreih und Ungarn 
„gemeinjam“ bezeichneten Angelegenheiten zugewieſen hatten. 


127) Die am 24. September 1868 vom galizifchen Landtag angenommene 
Rejolution verlangte eine bedeutende Ausdehnung des Wirkungskreiſes des gali- 
ziſchen Landtages und die Theilnahme der galizijchen Delegirten im Neichsrathe 
nur an zwiſchen Galizien und den deutich-diterr. Erbländern „gemeiniamen An- 
gelegenheiten”. Der Kreis der letzteren follte aber jo eng gezogen werden, wie 
dies zwijchen Defterreih und Ungarn der Fall ift. 
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Das Geſetz vom 21. Dec. 1867 Nr. 141, wodurd das Grundgejeg 
über die Reichövertretung vom 21. Februar 1861 abgeändert wurde, bringt 
denn eine neuerliche weit ausführlichere Umfchreibung des Wirkungsfreijes 
des öjterreihiichen Reichsraths. Diejelbe Tautet: 

„E3 gehören zum Wirfungsfreije des Reichgraths 

a) die Prüfung und Genehmigung der Handeldverträge und jener 
Staatöverträge, die das Neich oder Theile desjelben belajten, oder einzelne 
Bürger verpflichten, oder eine Gebiet3änderung der im Reichsrathe ver- 
tretenen Königreihe und Länder zur Folge haben; 

b) alle Angelegenheiten, welche fi auf die Urt und Weife jo wie auf 
die Ordnung und Dauer der Militärpflicht beziehen, und insbejondere die 
jährliche Bewilligung der Anzahl der auszuhebenden Mannichaft und die 
allgemeinen Bejtimmungen in Bezug auf Borjpannsleijtung, Verpflegung 
und Einquartierung des Heeres; 

e) die Feitftellung der Voranfchläge des Staatshaushaltes, und ins— 
bejondere die jährliche Bewilligung der einzuhebenden Steuern, Abgaben 
und Gefälle; die Prüfung der Staatsrehnungsabihlüffe und Refultate der 
Sinanzgebahrung, die Ertheilung des Abjolutoriums; die Aufnahme neuer 
Unlehen, Convertirung der beftehenden Staatsihulden, die Veräußerung, 
Umwandlung und Belaftung des unbeweglichen Staatövermögens, die Ge: 
jeggebung über Monopole und Regalien und überhaupt alle Finanz: 
angelegenheiten, welche den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern gemeinjam find; 

d) die Regelung des Geld-, Münz- und Zettelbankweſens, der Boll- 
und Handeldangelegenheiten fo wie des Telegraphen-, Poſt-, Eijenbahnz, 
Schiffahrts- und fonjtigen Reichdcommunicationswejeng; 

e) die Eredit:, Bank, Brivilegien- und Gemwerbögejeggebung, mit Aus: 
ichluß der Geſetzgebung über die Propinationsrechte, dann die Geſetzgebung 
über Maß und Gewicht, über Marken: und Mujterichuß; 

f) die Medicinalgefeßgebung jo wie die Geſetzgebung zum Schutze 
gegen Epidemien und Viehſeuchen; 

g) die Geſetzgebung über Staat3bürger- und SHeimathsrecht, über 
Fremdenpolizei und Paßweſen fo wie über Volkszählung; 

h) über die confejfionellen Werhältnifje, über Vereins: und Verfamm- 
lungsrecht, iiber die Preſſe und den Schuß des geijtigen Eigenthums; 

i) die Feitftellung der Grundjäße des Unterrichtsweſens bezüglich der 
Volksſchulen und Gymnaſien, dann die Gejehgebung über die Univerjitäten; 

k) die Strafjuftiz: und Polizeiſtraf- jo wie die Civilrechtsgeſetzgebung, 
mit Ausschluß der Gejeßgebung über die innere Einrichtung der öffentlichen 
Bücher und über folhe Gegenftände, welche auf Grund der Landesordnungen 
und dieſes Grundgeſetzes in den Wirfungsfreis der Landtage gehören, ferner 
die Geſetzgebung über Handels: und Wechjelrecht, Sees, Berg: und Lehen: 
recht; 

I) die Geſetzgebung über die Grundzüge der Organifirung der Gericht3- 
und Berwaltungsbehörden; 

m) die zur Durchführung der Staatsgrundgejehe über die allgemeinen 
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Rechte der Staatsbürger, über das Reichsgericht, über die richterliche, Re— 
gierungs- und Vollzugsgewalt zu erlafjenden und dort berufenen Geſetze; 
n) die Geſetzgebung über jene Gegenftände, welche ſich auf Pflichten 
und Berhältniffe der einzelnen Länder unter einander beziehen; 
o) die Geſetzgebung betreffend die Form der Behandlung der durch die 
Vereinbarung mit den zur ungarischen Krone gehörigen Ländern al3 gemein- 
ſam fejtgeitellten Angelegenheiten. 


Ein Vergleich diefer Aufzählung der in den Wirkungskreis des Reichs: 
raths gehörenden Angelegenheiten und Gegenftände mit den bisherigen 
diegbezüglichen gefeglichen Bejtimmungen zeigt, welchen gewaltigen Schritt 
nah vorwärts, welche tiefgreifende Fortentwidelung die Inſtitution des 
Reichsraths vom J. 1861 bis 1867 gemacht und durchgemacht hat. Was der 
Reichsrath durch die Ausgleichsgeſetze an (wenn auch fictiver) Ertenfität 
eingebüßt hat, das gewann er durch obige Competenzbejtimmungen an In— 
tenfität. Cine Fülle von Angelegenheiten, von denen es zweifelhaft jein 
fonnte, ob fie in den Wirfungsfreis des 1861er Reichsraths gehörten, wie 
3. B. Medicinalgejeßgebung, Heimathsreht-— Fremdenpolizei:— Bojtiweien: 
Geſetzgebung, Feititellung der Grundjäte des Unterrichtsweſens bezüglid 
der Volksſchulen und Gymnaſien u. ſ. w. u. ſ. w. find hiemit unzweifelhaft dem 
Reichsrathe zugewiefen und eo ipso den Landtagen definitiv aberfannt 
worden. 

Diefe leßteren haben mit dem Geſetze vom J. 1867 ebenjo viel ein- 
gebüßt, wie viel der Reichsrath an gejehgeberischer Competenzfülle gewonnen 
hat. Während letzterer die höchſte Stufe der Ausgejtaltung feines Wir- 
fungsfreijes erflommen: zeigt das alinea 1 des $. 12 desjelben Geſetzes, 
das die Competenz der Zandtage bejtimmt, den Verluſt an politifcher Be: 
deutung, den diefelben erlitten: „Alle übrigen Gegenjtände der Gejetgebung, 
heißt e3 da, welche im diefem Gejege dem Reichsrathe nit ausdrüdlic 
vorbehalten find, gehören in den Wirkungskreis der Landtage der im Reichs— 
rathe vertretenen Königreiche und Länder und werden in und mit dieſen 
Landtagen verfaffungsmäßig erledigt.“ 

Nach der erichöpfenden Aufzählung der in den Wirkungsfreis des 
Neichsrath3 gehörenden Agenden ijt es Far, daß diefe „übrigen Gegen: 
jtände* einzig und allein nur jene Angelegenheiten bilden fünnen, welche 
ſich ausschließlich auf das einzelne Land beziehen. Allerdings haben die 
meilten in die Reichsrathscompetenz gehörenden Gegenjtände eine, jo zu 
jagen, dem Lande zugefehrte Seite, d. h. ihre das Land angehende Anwen- 
dung und Durdführung, deren Modalitäten fehr wohl eine „Landes: 
angelegenheit“ bilden. Daher jener $. 19 der Landesordnungen vom 3.1861 
der von der „bejonderen Rückwirkung der allgemeinen Geſetze und Einrich— 
tungen auf das Wohl des Landes“ fpricht, noch immer den Landtagen Ge: 
fegenheit giebt über al’ und jedes, worüber Reichsgeſetze erfließen, vom 
Standpunkte des Landes aus Anträge zu ftelen; und dieſes Recht der 
Zandtage kann möglicherweije ein Correctiv zu weit gehender und über- 
triebener Gleihmachungstendenzen fein, denen fih die Reichsgeſetzgebung 
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hingeben würde — ebenio wie andererjeits die dem Reichsrathe eingeräumte 
Eompetenz wirkſam darüber wachen kann, daß fich in den einzelnen Ländern 
nicht particuläre mit dem Eulturjtandpunfte des Staates unvereinbare Ge- 
ſetzgebungstendenzen und Eingriffe in verfafjungsmäßig gewährleiftete per: 
tönliche Freiheiten geltend machen. 

So jtellt fich denn das, auf jedem Schritt in einander greifende Räderwerk 
der geſetzgeberiſchen Gompetenzen des Reichsraths und der Landtage ala 
eine heilfame gegenseitige Eontrole dar, welche beitimmt ift, das Gleichge— 
wicht zwiichen den berechtigten Anforderungen des Staates an die Länder und 
der Länder an den Staat aufrechtzuerhalten. 

In allen den dem Wirkungskreiſe diefer Vertretungskörper zugewiefenen 
Gegenſtänden fteht denfelben das Recht der Jnitiative und zwar in der Form 
der Gejeesvorfchläge zu. ($. 13 Gef. v. 21. Dec. 1867 Nr. 141 und 
Ss. 17 der Landesordnnungen). 


Gefchbäftsordnung der Landtage. 


Sowohl die äußere wie die innere Gefchäftsordnung der Landtage ift 
derjenigen des Reichsraths analog. Diefelben verfammeln fich alljährlich 
über faijerliche Einberufung in den Landeshauptftädten. Der Landeshaupt- 
mann (aud Landtagsmarſchall genannt) oder deſſen Stellvertreter, welche 
beide aus der Zahl der Landtagsabgeordneten vom Kaifer ernannt werden, 
eröffnet den Landtag und führt den VBorfig in der Berjammlung. Die Ab- 
geordneten haben bei ihrem Eintritt in den Landtag dem Kaiſer Treue und 
Gehorſam, Beobadtung der Geſetze und gewiffenhafte Erfüllung ihrer 
Pilichten in die Hände des Landeshauptmannes an Eidesjtatt zu geloben. 

Die Landtagsjigungen find in der Negel öffentlihd. Die einzelnen 
Berathungdgegenftände gelangen vor den Landtag entiweder als Regierungs- 
vorlagen oder al3 Entwürfe des Landesausſchuſſes oder endlich als Anträge 
einzelner Abgeordneten. Anträge wie Vorlagen werden vor ihrer Be— 
rathung in pleno fpeciellen Ausschüffen zur Vorberathung zugewiejen. Die 
Statthalter (Qandespräfidenten) ericheinen im Landtag als Vertreter der Re: 
gierung. Kein Landtag darf mit Zandtagen anderer Länder in Berfehr 
treten; auch dürfen die Landtage keinerlei Deputationen empfangen. * 

Ausführendes Organ des Landtags ift der Landesausſchuß. Derjelbe 
befteht aus Landtagsabgeordneten, weldhe vom Landtag in denjelben ent: 
jendet und bejoldet werden, jodann aus Beamten und dem nöthigen Perſo— 
nale nah Beichlüffen des Landtagd. Der Landesausihuß beforgt alle 
Geſchäfte der autonomen Landesverwaltung unter der Controle des Land: 
tags, welcher die Inſtructionen für denjelben beichließt. 


Der eroatifch-flavonifche Landtag. 
Die Zufammenfeßung desfelben ift durch die Landtagdordnung vom 
3% 1870 (SU. II: 1870) normirt. Das Wahlgefeg vom Jahre 1881 
wurde in Folge der Einverleibung der vormaligen croatiſch-ſlavoniſchen 
Milttärgränge mit Ge. vom 9. Sept. 1884 modificirt. Darnach bejteht 
9* 
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der croatiich-flavonifche Landtag aus 111 Abgeordneten, welche in ebenjo- 
viel Wahlbezirlen gewählt werden, zu denen nod eine Anzahl geistlicher 
PViriliften und die großjährigen Magnaten (Fürſten, Grafen und Freiherren) 
fommen. Die Wahlen find theils direct, theils indirect; zur Wahl bered: 
tigt ein in verichiedenen Bezirken verjchieden angejegter Steuercenjus, afa- 
demiſche Grade u. f. w. 

Das paſſive Wahlrecht befibt jeder Wähler, der des Schreibens kundig 
it. Nicht wählbar find außer den activen Militärperjonen auch nod 
Richter, Romitatsbeamte, Notare, Caſſiere politiiher Gemeinden jo lange 
fie im Amte find. — Die Abgeordneten werden auf drei Jahre gewählt; 
der Landtag wählt aus jeiner Mitte den Präfidenten und die beiden Vice- 
präjidenten. 


Die Delegationen. 


Nach dem Geſetz (öfterr. StGG. 21. Dec. 1867 Nr. 146 RGB. und ung. 
Geſ.Art. XII. 1867) find Die Delegationen berufen, das den Vertretungs— 
förpern beider Reichshälften zuftehende Geſetzgebungsrecht, infoweit 
e3 fi) um die gemeinfamen Angelegenheiten handelt, auszuüben. Da wir 
nun wiſſen, daß den Vertretungsförpern nur die Mitwirkung bei der Aus— 
übung der gejeßgebenden Gewalt zujteht und die Delegationen nur diejes 
Gefehgebungsrecht mit Bezug auf gemeinjame Angelegenheiten auszuüben 
haben, jo folgt daraus, dab die Delegationen berufen jind, bei der Aus- 
übung der gefeßgebenden Gewalt bezüglich der gemeinjamen Angelegenheiten 
durch den Kaifer mitzuwirken, daß daher aud ihre Beichlüffe, jowie die 
der anderen Vertretungskörper erjt durch die Sanction des Kaiſers Gejehe 
werden, 

Die Delegationen beitehen aus zwei abgejonderten Vertretungen und 
zwar aus der öfterreichischen und der ungariichen, von denen jede 60 Mit- 
glieder zählt. 

Bon diefen 60 Mitgliedern find in der öfterreichiichen Delegation 20 
aus dem öfterreichifhen Herrenhaufe und 40 aus dem Abgeordnetenhaufe 
gewählt. Während aber das Herrenhaus diefe 20 Mitglieder mitteljt ab- 
joluter Majorität aus dem ganzen Hauje wählt, werden die anderen 
40 Mitglieder nicht durch das ganze Abgeordnetenhaus aus feiner Mitte, d. h. 
aus dem ganzen Haufe, fondern je von den einzelnen aus den einzelnen 
Königreichen und Ländern in's Abgeordnetenhaus entjendeten Abgeordneten: 
gruppen (aljo curienmweife) gewählt. Wie viel von diefen 40 Mitgliedern 
der öjterreihiichen Delegation auf jede Abgeordnetengruppe entfällt, iſt im 
Geſetze ($. 8) bejtimmt und zwar wählen mitteljt abjoluter Stimmenmehr: 
heit die 


92 Abgeordneten aus Böhmen 10 
9 * „ Dalmatien 1 
63 rn „ Galizien 7 
37 © „ Unteröjterreic) 3 
17 o „Oberöſterreich 2 
5 — „ Salzburg 1 
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23 Abgeordneten aus Steiermarf 2 
9 n „ Kärnten 1 
10 — „Krain 1 
9 = „Bukowina 1 
36 J „ Mähren 4 
10 — „Schleſien —1 
18 F „Tirol 2 
3 „Vorarlberg —1 
4 „Iſtrien 1 
4 J „Görz und Gradisca 1 
4 = „ Zrieft 1 
355 Abgeordnete 40 Mitglieder. 


der öfterreichifchen Delegation (Gef. v. 2. April 1873 Nr. 40 RGB.) 


In gleiher Weife wie die Mitglieder der Delegation wählen die $, 105. 
beiden Häufer des Neichsraths die Erſatzmänner und zwar das Herren— 
haus zehn, das Abgeordnetenhaus zwanzig. 

Die Delegationen werden nur auf ein Fahr, das ift auf eine Seffion 
(Sißungsperiode) des Reichsraths bezw. des Reichsſtags, gewählt. Mit 
Ablauf des Jahres oder dem Beginn einer neuen Sejjion hört ihre Wirk: 
famfeit auf. Doch können die Mitglieder immer wiedergewählt werden. 
Daher müfjen auch die Delegationen alljährlih vom Kaifer einbe— 
rufen werden, wobei au der Ort der Bufammenfunft beftimmt wird, 
In der Regel werden diejelben alternirend das eine Jahr nach Wien und dag 
andere nad) Budapeſt einberufen. Jede Delegation wählt gejondert aus 
ihrer Mitte ihren Präfidenten, Bicepräjidenten und Schriftführer und ftellt 
jelbjt ihre Geſchäftsordnung feit. 

Der Wirfungsfreis der Delegationen beſchränkt ſich auf die gemeinfamen 
Angelegenheiten; andere Gegenftände find von der Wirkjamfeit der Dele- 
gationen ausgejchloffen. Da in diefem Wirfungsfreife die auswärtigen 
Angelegenheiten liegen, jo pflegt die Regierung den Delegationen die jog. 
Rothbücher, das ift die Sammlung diplomatischer Eorreipondenzen und Acten— 
ftüde, vorzulegen, um über ihre Thätigfeit in auswärtigen Angelegenheiten 
Rechenschaft abzulegen und auch ihre Forderungen bezüglich des Kriegsweſens 
zu motiviren. 

Die Reichsgewalt wird vor den Delegationen dur) das gemeinfame 
Miniiterium, d. i. durch die Minifter des Auswärtigen, des Krieges 
und den gemeinjamen Yinanzminijter vertreten. Als Symbol der Abfonde- 
rung und Getrenntheit der beiden Staaten Defterreich und Ungarn iſt der 
Grundjag der Abfonderung und Getrenntheit auch bei den Delegationen 
bezüglich ihrer Conftituirung, ihrer Verhandlungen, Geſchäftsbehandlung 
und des Verkehrs mit der Regierung ſtrenge, vielleicht ſogar zu pedantiſch 
jtrenge durchgeführt. So wie fich jede der beiden Delegationen abgejondert, 
jede unter ihrem ſelbſtgewählten Präfidenten conftituirt, fo verhandelt, be- 
rathet und bejchließt auch jede für fich in abgefonderten Situngen. Selbit: 
verjtändlich ift dabei die Verhandlungsſprache der öfterreichischen Delegation 
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die deutjche, die der ungarischen die ungarifche. Daraus folgt auch, daß die 
Regierungdvorlagen durch das gemeinfame Minijterium an jede der Dele: 
gationen abgejondert gelangen, an die öjterreichifche in deutjcher, an die 
ungariſche in ungarischer Sprade. 

Uber ebenjo wie der Grundjaß der Getrenntheit ift auch der, der Barität 
mit, großer Conjequenz feftgehalten. Derjelbe tritt namentlich in dem gegen- 
feitigen Verkehr der Delegationen hervor und in jenem Ausnahmsfalle, wenn 
der Zufammentritt beider Delegationen zu gemeinjchaftliher Abjtimmung 
unvermeidlich wird. Der regelmäßige Verfehr der Delegationen nämlich 
geht auf die Weije vor fich, daß fich dieſelben ihre Beichlüffe, ſowie erforderlichen 
Falles deren Motive, gegenseitig mittheilen. 

Diejer Verkehr findet jchriftlih ftatt, auf Seite der öſterreichiſchen 
Delegation in deutſcher, auf Seite der ungariſchen Delegation in ungariſcher 
Sprache und beiderſeits unter Anſchluß einer beglaubigten Überſetzung in 
der Sprache der anderen Delegation. Zu allen Geſetzen in Angelegenheiten 
des Wirkungskreiſes der Delegationen iſt Die Ubereinſtimmung beider De— 
legationen und die Sanction des Kaiſers erforderlih. Dieje UÜberein— 
jtimmung wird in der Regel durch die gegenjeitige Mittheilung der Beſchlüſſe 
zu erreichen verfucht; find nämlich die Beichlüffe gleichlautend, jo iſt die 
Übereinftimmung erzielt. Läßt fi) aber auf diefe Weife nad) dreimaliger 
vergeblicher gegenfeitiger Mitteilung der „Nuntien“ eine Uebereinjtimmung 
nicht erzielen, jo treten ausnahmsweije beide Delegationen zu einer gemein: 
ſamen Sigung zufammen (8. 31). Den bezüglichen Antrag fann jede De: 
legation ftellen. Der Zufammentritt erfolgt lediglich zum Zwecke der ge: 
meinjchaftlihen Abjtimmung; jede Verhandlung und Debatte ift dabei aus- 
geichlofjen. Da in diefer gemeinſchaftlichen Situng die Beichlüffe mit abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt werden, jo iit es leicht möglich, für einen Antrag, 
der in einer der beiden Delegationen feine Majorität erlangen konnte, eine 
folche bei der gemeinfamen Abjtimmung zu erlangen. Allerdings fann dabei 
fehr wohl die Majorität einer Delegation von der ihr gegenüberjtehenden 
Minorität mit Zuhilfenahme der Majorität der anderen Delegation überjtimmt 
werden. — 


Die Rechte der Delegationen und ihrer Mitglieder. 


Die Delegationen haben bezüglich ihres Wirkungskreiſes diejelben par: 
lamentarifchen Rechte, wie die Vertretungsförper, aus denen fie hervorgehen. 
Jeder Delegation fteht alſo das Recht zu, in Gegenjtänden ihres Wirfungs- 
freifes Vorſchläge zu machen (8. 14); die Minijter über Angelegenheiten 
ihres Reſſorts zu interpelliren ($. 28); endlich jteht den Delegationen 
das Recht zu, das gemeinfame Minifterium oder einzelne Mitglieder des- 
jelben zur Verantwortung zu ziehen. Zu diefem Zwede kann, bei Verlegung 
eines für die gemeinjfamen Angelegenheiten bejtehenden verfaffungsmäßigen 
Geſetzes, jede Delegation einen der anderen Delegation mitzutheilenden Antrag 
auf Anklage jtellen. Derjelbe wird jedoch erjt rechtäfräftig, wenn er von 
beiden Delegationen, fei ed von jeder abgefondert oder in gemeinjchaft- 
fiber Plenarjigung zum Beſchluſſe erhoben wird. 
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Für jolche allenfall3 denfbare Minijterprocefje bejteht fein jtändiger 
Gerichtshof, doch ift die Bildung und Zufammenfeßung eines ſolchen im 
Geſetze vorgejehen ($. 17). Die näheren Beitimmungen jedoch über die 
Anklage, da3 Verfahren und die Erkenntniſſe in folhen Proceſſen ſoll ein 
eigenes Geſetz erſt feititellen, welches bisher noch nicht geichaffen wurde. 


Die Mitglieder der Delegationen ftehen unter dem Schuße derjelben 
Immunität, die ihnen als Mitgliedern ihrer Vertretungstörper zukommt, 
aber ebenjowenig wie ald Abgeordnete dürfen fie als Delegirte Inftructionen 
von ihren Wählern annehmen. Ahr Stimmredt müfjen fie perſönlich aus- 
üben; ift ein Mitglied der Delegation dauernd verhindert, fein Mandat aus- 
zuüben, jo ift eine neue Wahl vorzunehmen. Iſt aber zu der Beit der 
Reichsrath (bezw. Reichstag) nicht verjammelt, fo tritt an die Stelle des 
abgängigen Delegirten deſſen Erſatzmann. 

Die Sihungen der Delegationen find in der Regel öffentlih. Aus— 
nahmsweife unter gewifjen Bedingungen ($. 29) kann die Deffentlichfeit aus: 
geichlojjen werden. An allen Berathungen der Delegationen find die gemein: 
jamen Miniſter theilzunehmen berechtigt. Sie fünnen die Regierungsvorlagen 
perfünlich vertreten oder durch Regierungsbeamte vertreten lajjen. Sie haben 
dad Necht, jedesmal gehört zu werden. 

Die Sefjion der Delegationen twird durch die Präfidenten derjelben nad) 
Beendigung der Gejchäfte mit Eaiferlicher Genehmigung oder über Auftrag 
des Kaiſers geſchloſſen. — 

Da ſich das Ausgleichsgeſetz v. 21. Dec. 1867 nicht nur auf die gemein- 
jamen Angelegenheiten, fondern aud) auf jene Angelegenheiten erjtredt, welche 
zwar nicht gemeinjam verwaltet, jedoch nad) gleichen von Zeit zu Zeit zu 
vereinbarenden Grundfägen behandelt werden ($. 2), jo ſtellt dasjelbe auch) 
die Modalität feit, nach welcher bei folchen Angelegenheiten vorgegangen 
werden folle, um identifche Bejchlüffe beider Parlamente herbeizuführen. 

Und zwar erfolgt die Vereinbarung in Betreff diefer Gegenſtände ent: 
weder dadurch, dab die verantiwortlihen Ministerien im gemeinfchaftlichen 
Einvernehmen einen Gejeßentwurf ausarbeiten und den betreffenden Ber: 
tretung3förpern beider Teile zur Beſchlußfaſſung vorlegen und die überein- 
ftimmenden Bejtimmungen beider Vertretungen dem Kaijer zur Sanction 
vorgelegt werden, oder daß die beiden Vertretungsförper jeder aus feiner 
Mitte eine gleich große Deputation wählen, welche unter Einflußnahme der 
betreffenden Minijterien einen Vorſchlag ausarbeiten, welcher dann dur 
die Minifterien jedem Vertretungskörper mitgetheilt, von vdenfelben ord— 
nungsmäßig behandelt und die übereinftimmenden Beichlüffe beider Ver— 
tretungen dem Kaiſer zur Sanction unterbreitet werden. Der zweite Bor: 
gang gilt jpeciell bei der Vereinbarung über das Beitragsverhältniß zu den 
Koſten der gemeinſamen Angelegenheiten ($. 36). 


$. 107. 
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VI. Buch. 
Die Iufizgewalt. 





Juſtizverfaſſung. 

Die Joſephiniſche „Juſtizregulirung“ muß als der Anfang und die 
Grundlage der heutigen Juſtizverfaſſung Oeſterreichs betrachtet werden. 1?®) 
Mittelft derfelben erfolgte im Prinzip die Aufhebung aller Privat: d. 5. 
Batrimonialjuftiz. Die Staatögewalt ward damit in die ihr zukommende 
Gerichtögewalt eingefeßt. Allerdings Fonnte diefes Prinzip nicht gleich durch— 
geführt werden; der damalige Staat hatte nicht die Macht und die Mittel dazu. 

Am großen Ganzen wurden ordentliche allgemeine Gericht3behörden 
für Civil: und Strafgerichtsbarfeit und neben denfelben Specialgerichte (Mer: 


cantil-, Berg-, Lehen:, See Gerichte) gefchaffen. Doch blieb die Gerichts: . 


barkeit am Lande bei den Grundherrichaften, wiewohl jet nicht mehr aus 
eigenem Rechte, fondern im übertragenen Wirfungsfreije unter Controle und 
Aufficht ftaatlicher Behörden. 

Erſt die Märzverfaffung 1849 enthält die klare und unzweideutige 
Beitimmung: „Alle Gerichtsbarkeit geht vom Reiche aus. Es follen in Hin- 
funft feine Batrimonialgerichte beſtehen“ (8. 100). Dabei verkündet dieje 
Berfaffung zum erjten Male in Dejterreich den modernen Grundſatz: „Recht: 
pflege und Berwaltung follen getrennt fein“, der aber wieder erſt 1868 
endgiltig (ſoweit e3 überhaupt möglich ift) durchgeführt wurde. 


Die richterlihe Gewalt wird im Namen des Kaiferd durch Gerichte 
geübt, die eine geſetzliche feite Organijation haben und deren Mitglieder eine 
verfaffungsmäßig gewährleiftete Stellung genießen. (StGG. 21. Dec. 1867 
Nr.144 RGB., Gef. 11. Juni 1868 Nr. 59 RGB., ung. Gef. Art. VI: 1869). 
Die gegenwärtige Organifation der öfterreihiichen Gerichte I. und II. In— 


125) Ueber die Gejchichte der öfterreichiichen Gerichtsverfaflung bis auf die 
neuefte Zeit vergl. Domin-PBetrushevez: Neuere öfterreihiiche Rechtsgeſchichte. 
Wien 1869. Ferner: Canſtein: Lehrbuch der Gejchichte und Theorie des- öfter- 
reichifchen Civilprocefies. Berlin 1880. Ueber die „principielle und bedeutende 
Aenderung“ der Gerichtöverfaflung unter Kaifer Joſef IL vergl. dafelbft Bd. I 
©. 156 ff. Für die Zeit bis zum 16, Jahrhundert ift jehr werthvoll Luſchin's 
Geſchichte des älteren Gerichtswejens in Dejterreih ob und unter der Enns. 
Weimar 1879, 

Die gegenwärtige Organijation der Juftizgemwalt ift ausführlich dargeftellt in 


Kajerer: Handbuch der öſterreichiſchen Juftizverwaltung. Wien 1834. 4 Bände. 
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ftanz beruht auf der a. h. Entichließung vom 14. September 1852 Nr. 10 
RGB. ex 1853. Die Gerichte find in der Negel in drei Inſtanzen ab- 
geituft und zwar bejtehen in Dejterreich in jedem Kronlande als erjte Inſtanz 
Bezirksgerichte!“) und Gerichtshöfe, die in den Hauptjtädten die Be— 
zeichnung E. &. Landesgerichte, in anderen Städten Ef. Kreisgerichte"?®) 
führen. Bon diefen find die Bezirfsgerichte Einzelgerichte, die Gerichtähöfe 
(Landes: und Kreisgerichte) find Eollegialgerichte. Als zweite Inſtanz über 
diefen Gerichten beftehen Oberlandesgerichte, jedoch nicht in jedem Kronlande, 
da von den fleineren Kronländern mehrere einem Oberlandesgerichte unter: 
jtehen, alfo zufammen einen Oberlandesgerichtsjprengel bilden ;'?") als dritte 
Inftanz über alle obigen Gerichte in den öfterreichiichen Kronländern bejteht 
der oberjte Gerichts- und Caſſationshof in Wien, deſſen Wirfungsfreis durch 
das Patent vom 7. August 1850 fejtgejtellt wurde. 1°?) Diefe Gerichte üben 
ſowohl die Civil- wie die Strafgerichtsbarfeit, gemäß den gehörig fund» 
gemachten und in Kraft beitehenden Geſetzen. 

Nach dem StGG. follen die Verhandlungen vor dem erfennenden Richter 
fowohl in Eivil- als Strafredhtsangelegenheiten mündlich und öffentlich fein. 
Dieje Beitimmungbedarfaber, um durchgeführt werden zu fönnen, entiprechender 
Proceßgeſetze. Für das Strafverfahren ift ein folches bereit3 unterm 23. Mai 
1873 (Straf-Proceordnung) erfchienen und in Kraft getreten; für das Civil 
verfahren ift dieſes noch nicht der Fall, jo daß die obige ſtaatsgrundgeſetz— 
liche Bejtimmung noch nicht ind Leben treten konnte. Nachdem das StGG. 
über die richterliche Gewalt (Art. 11) feftfeßte, daß bei den mit ſchweren 
Strafen bedrohten Verbrechen, welche das Geſetz zu bezeichnen hat, ſowie 
bei allen politifchen oder durch den Anhalt einer Drudichrift verübten Ver: 
breden und Vergehen, Geſchworene über die Schuld des Angeklagten 
zu entfcheiden haben: jo Hat in Ausführung diejer ftaatsgrundgejeglichen 
Beitimmung die Strafprocekordnung vom 23. Mai 1873 (88.297 —351) 
neben den ordentlichen Gerichten erfter Inſtanz Gefchworenengerichte organifirt. 
Diefelben werden an dem Sibe jedes Gerichtähofes erjter Anftanz (alfo Landes: 
gerichtes und Kreisgerichtes) alle drei Monate zu einer ordentlichen Schwur- 
gerichtsfigung einberufen. Jedes Gejchtuorenengericht bejteht aus einem aus 
drei Berufsrichtern gebildeten Gerichtshofe und der aus zwölf Geſchworenen 
gebildeten Geſchworenenbank. Die Gefchtworenen können auch zu außer: 
ordentlihen Situngen einberufen werden; auch fünnen die Situngen jtatt 
am Site des Gerichtähofes aus befonders wichtigen Gründen auf Beſchluß 
des Gerichtshofes IL. Inſtanz an einem anderen Orte abgehalten werden. 

Ein noch weiter gehendes Recht, namentlich das der zeitweiligen Ein= 
ſtellung d der Wirkſamkeit des Geſchworenengerichtes, ſteht ber 


12) Gi Ein, geführt in ihrer heutigen Geftalt mit Gejeg vom 11. Juni 1868 
RGB. Nr. 59. Es giebt deren in Defterreich zufanmen 915. 

— —— im Jahre 1852, Landes- und Kreisgerichte zuſammen giebt 
e3 in Defterreich 64 

11), Im Ganzen giebt e3 in Dejterreich 9 Oberlandesgerichte. 

1) Er ift hervorgegangen aus der von der Kaijerin Maria Therefia 1749 
in Wien creirten en Suftigftelle vergl. Maasburg, Geichichte der oberften 
Juftizftelle in Wien. 1879 





$. 110. 
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Regierung auf Grund des Gejehes vom 23. Mai 1873 N. 120 RGB. 
zu. Sie fann davon Gebrauch machen, fo oft Thatfachen hervortreten, 
„welche dieß zur Sicherung einer unparteiifchen und unabhängigen Rechts: 
ſprechung als nothwendig erjcheinen laſſen“ (8. 1). Ein ſolche Einftellung 
fann nur nach Anhörung des oberjten Gerichtshofes durch eine Verordnung 
des Gejammtminijteriums unter dejjen Verantwortlichkeit erfolgen. Doch 
ift die Negierung verpflichtet, eine jolche Verordnung vor dem Reichsrath 
zu rechtfertigen und diejelbe auf Verlangen auch nur eines der Häufer des- 
jelben aufzuheben. 


Juſtiz und Verwaltung. 


Der Grundſatz der Trennung der Nechtöpflege von der Verwaltung, 
der jeit Montesquieu theils als Garantie der Unparteilichfeit der Richter, 
theils als Ausfluß zwedmäßiger Arbeitstheilung von der Theorie vertheidigt 
und deflen Durchführung jeither von der öffentlichen Meinung immer wieder 
gefordert wurde 188), ift durch das Staatögrundgejeg vom 21. December 1867 
N. 144 RGB. fanctionirt (Art. 14).'°) In der Wirklichkeit kann dieſer 
Grundfag nur bi zu einem gewifjen Grade durchgeführt werden, da die 
vollfommene Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung theild unmög- 
lich, theil® unpraftijh wäre. So üben denn die Verwaltungsbehörden noth- 
wendigerweiſe eine gewiſſe Eivil- und Strafjurisdiction'??), wie andererſeits die 
Gerichtsbehörden nocd immer als die geeignetiten angejehen werden müſſen 
zur Uebung gemwifjer Verwaltungsangelegenheiten (fog. freiwillige Gerichts: 
barfeit). 

Der Grundfaß der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung ift in 

einem wefentlihen Punkte nicht durchführbar, d. i. in der Verwaltung der 
Juſtiz jelbit. Die Gerichte verwalten jich nicht felber: fie werden von einer 
jtaatlihen Verwaltungsbehörde (Juftizminifterium), der fie in diefer Be— 
ziehung unterſtehen, verwaltet. Das it der unvermeidliche Punkt, wo das 
Richteramt mit der Verwaltung des Staates zufammenhängt und derjelben 
unterſteht. 
138, In Oeſterreich tritt für ſtrenge Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
Pratobevera ein in der Abhandlung: Ueber die Gränzlinien zwiichen Juſtiz— 
und politiichen Gegenftänden (Materialien für Gejegfunde und NRechtöpflege. 
Wien 1814). 

14) In Ungarn durch Gefegartifel IV: 1869, 8. 1, worin zugleich den Ber- 
waltungs- und Gerichtsbehörden die gegenjeitigen Eingriffe in ihre Wirkungskreiſe 
unterjagt find. 

5, Auf Grund der Minifterialverordnung vom 7. December 1856 RGB. 
Nr. 224 gehören zur Competenz der politiihen Behörden die Dienitftreitigfeiten 
zwilchen Dienjtgebern und Dienttboten, zwiichen Gewerbsleuten oder Fabriksin— 
babern und ihren Gejellen, Lehriungen und anderen Hilisarbeitern, welche aus 
dem Dienft- oder Lehrvertrage hergeleitet werden, in der Zeit des dauernden 
Dienftverhältniffes oder 30 Tage nad) deſſen Ablauf. Nach diejer Frift angebrachte 
Klagen gehören vor die ordentlichen Gerichte, Mit Minifterialverordnung vom 
15. März 1860 RGB. Nr. 73 find den obigen Streitparteien noch hinzugefügt 
die Lande und Forftwirthe und deren Hilfsarbeiter und Taglöhner. 
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Doch wird dem Grundjage der Trennung der Juſtiz von der Ver: 
waltung injofern Rechnung getragen, daß der Wirkungskreis des Juſtiz— 
minifteriums derart fejtgejegt ijt, daß die demjelben übertragene „Leitung 
de3 ganzen Juſtizweſens“ keinerlei Einflußnahme auf dad Meritorifche der 
Rechtſprechung involvire. Diefe Abgränzung des Wirfungsfreijes des 
Suftizminijteriums ift aus dem Grunde fchwierig, weil es Leicht vorkommt, 
daß eine jcheinbare Berwaltungsmaaßregel fi) zu einer Alterirung und 
Beeinfluffung der Rechtſprechung geitaltet. 

Zwei Beilpiele mögen diefen Satz erläutern. Wenn die Feitjegung 
der Gerichtsſprache als ein Act der Verwaltung (wenn auch in Ausführung 
und Anwendung der bejtehenden Geſetze) angejehen wird, dann fünnte es 
leicht geichehen, dat durch eine Verordnung des Juſtizminiſteriums in gemischt: 
ſprachigen Bezirken bezüglich de3 Gebrauches einer Gerichtsſprache der Gang 
der Redtsiprehung zu Ungunjten des einen Theiles der Bevölferung und 
zu Gunsten des anderen alterirt werden könnte; auch fönnte unter Umftänden 
durch eine bloße Sprachenverordnung der ordentliche Richter in die Unmög- 
lichkeit verjeßt werden, den ihm gefeglich zuftändigen Parteien Recht zu 
ſprechen, was eventuell den Grundſatz, „feine Partei dürfe ihrem zuftändigen 
Richter entzogen werden“, umſtoßen fünnte. 

Ein zweites Beifpiel. Wenn die Aenderung des Gerichtsbezirkes als 
ein Act purer Verwaltung aufgefaßt würde, fo fünnte unter Umſtänden 
das Juſtizminiſterium durch eine bloße Verordnung, mit welcher eine Ge— 
richt3iprengel-Aenderung vorgenommen würde, eine Streitpartei ihrem zu- 
ftändigen Richter entziehen. 

Daraus erhellt die Wichtigkeit der genauen Feitiegung der Gränze des 
Wirkungskreiſes der Jujtizverwaltung gegenüber dem Richteramte und der 
Rechtsſprechung, damit durch die Vermiſchung und Uebertretung diejer 
Gränze der Grundjah der Trennung der Juftiz von der Verwaltung nicht 
verlegt werde. — Ausſchließlich von diefem Gefichtspunfte aus ift an diejer 
Stelle der Wirfungsfreis des Juftizminijteriums zu erörtern.'?®) 


Das Juftizminifterium und das Nichteramt. 


Schon der Yujtizminifterial-Erlaß vom 21. Auguſt 1848, mit dem 
auf Grund a. h. Genehmigung vom 19. Auguit 1848 der Wirkungs— 
frei des neu gejchaffenen Juſtizminiſteriums fejtgejegt wurde, verordnet, 
daß „die Gerichtäbehörden das Richteramt in allen Beziehungen völlig un- 
abhängig von dem Zuftizminifterium nach den beftehenden Gejegen zu ver— 
walten (d. h. zu üben) haben“ ($. 4). Diefe Beftimmung, die von dem 
Staatögrundgefeße vom 21. December 1867 über die richterlihe Gewalt 
nur bejtätigt und befeftigt wurde, bildet zugleich die geſetzliche Schranfe 
für die Wirffamfeit jener „Belehrungen über die Anwendung der Geſetze“, 
welche nad) dem $. 1 al. 2 des obigen Minijterial:Erlafjes vom 21. Auguft 


136, Der rein adminiftrative Wirfungsfreis des Juftizminifteriums kommt 
weiter unten bei der Organifation der Verwaltung zur Darftellung (j. Buch VII). 


$. 111. 


$. 112. 
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1848 der Juſtizminiſter an die Gerichte zu erlaſſen befugt iſt. Solche 
Belehrungen können gegenwärtig für den Richter, der nach dem Geſetze 
Recht zu ſprechen berufen iſt und ſogar über die Gültigkeit von Verord— 
nungen entſcheiden darf, nicht bindend ſein. 

Auch die Vorſchriften, die mit dem Erlaſſe des Juſtizminiſteriums 
vom 30. Juni 1852 auf Grund der a. h. Entſchließungen vom 12. April 
und 27. Mai 1852 über den allgemeinen Wirfungskreis aller Minifterien 
und den befonderen des Juftizminifteriums fund gemacht wurden!?”), können 
in- Bezug auf die Gerichte gegenwärtig nur injofern als geltend angejehen 
werden und find für fie nur injofern bindend, intwieferne durch die in 
diefem Wirfungskreife geübte Amtsgewalt des Auftizminijteriums der $. 6 
de3 Staatdgrundgejehes vom 21. December 1867 N. 144 RGB. über 
die Unabhängigkeit und Selbjtändigfeit der Richter in Ausübung ihres 
richterlichen Amtes nicht beeinträchtigt erjcheint. 

In diefer Richtung hat auch die feitherige Geſetzgebung einige pofitive 
Beitimmungen erlajjen. 

Sp fann das Juſtizminiſterium Wenderungen in der Territorialab: 
theilung der Gerichtöiprengel durch Ausscheidung oder Zuweiſung einzelner 
Bezirkögerichte oder durch Bereinigung bejtehender oder Errichtung neuer 
im Berordnungswege nur nach Einholung oder Entgegennahme des Gut- 
achtens der Landtage vornehmen, da eine jolche Aenderung die Stellung 
der Richter der betreffenden Gerichtshöfe ändern kann. 1?®) 


Dagegen giebt es fein Gejeß, welches die Gränze des Beitimmungs: 
rechtes über die Gerichtsſprache zwiſchen Juftizminijterium und Gerichten 
genau feftjegen würde. Beim Mangel einer ſolchen Competenzabgränzung 
war e3 nicht zu vermeiden, daß in früheren Zeiten und zwar bis zur Staat3- 
grumdgefeßgebung von 1867 das Juſtizminiſterium auf Grund der ihm 
zuftehenden Leitung und Aufficht des gefammten Gerichtsweſens ſich auch 
zur Regelung und Feitiegung der Gerichtöiprache im Verordnungswege 
für berufen erachtete.1?”) Nachdem jedoch das Staatögrundgejeß bezüglich 
aller Sprachen der Monarchie den Grundſatz der „Gleichberechtigung“ 
verfündete, mußte das AJuftizminifterium feiner Competenz in dieſer Be- 


137) Bei Kaſerer I 22 ff. 

5 2 Geſetz vom 27. April 1872 RGB. Nr. 62 und 11. Juni 1868 RGB. 

tr. 59. 
189) Daher erfolgten auch diefe Regelungen im Sinne und Geifte der jeweiligen 
Regierungspoliti. So wurde 3. B. in Galizien unter Kaifer Joſef II. (Patent 
vom 1. December 1785) die deutiche Sprache als Gerichtsſprache eingeführt; im 
Jahre 1848 erfolgte durch die Macht der Verhältnifie eine geringe Modification 
der langjährigen Uebung und wurde die polnische Sprache theilweiſe als Gerichts— 
ſprache zugelaſſen; mit dem Minifterialerlaß vom 22. October 1852 wurde dann 
wieder die deutiche Sprade als innere Dienftiprahe und vorwiegende Ver- 
handlungsipradhe („im Allgemeinen als Gerichtsiprache” jagt der Juftizminifterial« 
erlai vom 28. Jänner 1856) eingeführt, welche Maßregel wieder mit Juftiz« 
minifterialerlaß vom 23. Februar 1868 rüdgängig gemadht wurde. Aehnliche 
Wandlungen machte die Gerichtsiprache in anderen Kronländern durch, indem ſie 
überall von der oberften Juſtiz-Verwaltungsbehörde, dem AJuftizminifterium, im 
Geifte der jeweiligen Politik geregelt wurde. 
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ziehung engere Schranken ziehen und zog fi auf den Standpunft der 
Interpretation des Geſetzes und der Aufficht über die Ausführung desfelben 
zurüd. Doc hält es noch immer daran feit, daß die Interpretation diejes 
Geſetzes in feinem Wirkungskreiſe liege, alfo eine Verwaltungsſache fei und 
daß es ihm zuſtehe, in Ausführung diefer gejeblihen Beitimmungen über 
die Gleichberechtigung der Sprachen den Gerichten Weifungen und Befehle 
über die Gerichtsjprache zu ertheilen.'*°) 


Das, was man „Unabhängigkeit des Richterjtandes“ nennt und das 
in der That in der dem Richter gejeglich zuitehenden Freiheit befteht, feine 
Entjcheidungen und Entſchlüſſe ohne Einflußnahme irgend einer ftaatlichen 
Gewalt und ohne dafür irgend einer Staatögewalt verantwortlich zu fein, 
zu fafjen; diefe Unabhängigkeit hat ihre Duelle darin, daß der Staat an 
der Uebung der bürgerlichen Redtsiprehung nur ein formales Intereſſe 
bat — nämlich, daß ftreitige Recdhtsverhältniffe unter Staatsbürgern durd) 
Gerichte nad) den bejtehenden Rechtöregeln geordnet werden; er hat an dem 
Richterſpruche fein meritorifches Intereſſe, d. h. es ijt ihm gleichgültig, ob 
in dem Rechtsjtreite A oder B obfiegt — es liegt ihm nur daran, daß der 
Streit die ftaatlihe Rechtsordnung nicht aufhebt, vielmehr in den Schranken 
derjelben gejchlichtet werde. Daher braucht der Staat dem Richter für 
jeine Thätigfeit feine andere Rihtihnur zu geben, als das Geſetzbuch — 
mit dem Auftrage „darnach Recht zu ſprechen“. So weit geht jedoch feine 

140) Diefer Standpunkt des Juſtizminiſteriums tritt in dem Minifterialerlaf 
vom 18. April 1882 3. 20513 ex 1881 hervor. Da betont das AJuftizminifterium 
zum erften Male, dab „die Erecution ſich in dem Rahmen der geietlichen Be— 
timmungen zu bewegen“ habe und daß mit Bezug auf die Gerichtsipracdhe 
diefe Beitimmungen durch die allgemeine Gerichtsordnung und das Geſetz über 
Verfahren außer Streitjahen gegeben find. Das frühere Vorgehen des Juftiz- 
minifteriums in dieſer Angelegenheit wird damit begründet, daß das Juſtiz— 
minijterium „den im Fluſſe befindlichen thatjächlichen Verhältniſſen jchrittweiie 
gefolgt“ jei und die Auftiaminifterialerläfje über die Gerichtsiprache werden im 
Sinne des Art. 11 des Staatögrundgejeßes vom 21. December 1867 über Aus- 
übung der Regierungsgewvalt „ald Verordnungen und Befehle der mit der Durch 
führung der Auftizeinrichtungen betrauten oberjten Staatsbehörde* charakterifirt. 
Die Competenzgränge aber bezüglich des Beitimmungsrechtes über die Gerichts 
iprache jaht das Juftizminifterium folgendermaßen auf: Nur der Regierungd- und 
Vollzugsgewalt jtehe es zu, das Factum feitzuftellen, ob eine Sprache jo weit ent 
widelt jei, dat fie im Sinne des Gefebes zu dem Gerichtsgebraud) geeignet fich 
darftelle. Den Gerichten aber beftreitet der Juſtizminiſterialerlaß das Recht, „dieſes 
Factum von Fall zu Fall einer Unterjuchung zu unterziehen und der Eventualität 
widerjpruchsvoller Enticheidungen auszujehen.* So hält es 3. B. der Juſtiz— 
minifter „nicht für die Aufgabe der Gerichte, einer Sprache, welche die Staatäver- 
waltung als eine landesübliche anerkennt, den ihr durch das Geſetz verbürgten 
Zutritt zu Gericht dauernd zu verwehren,“ womit er für die Verwaltung das 
Recht in Anipruch nimmt, die Worte des Gejehes („Landesübliche Sprache“) für die 
Gerichte in bindender Weije zu interpretiren. Belanntlich ſteht dieſes Recht be: 
züglich der Interpretation des Privatrechtsgejeges der Verwaltung nicht zu: aller« 
dings haben wir es hier mit einer ftaatsrechtlichen Beftimmung zu thun, die fich 
in einem Paragraphen der Gerichtsordnung befindet. Und das it der tiefere 
Grund, warum fich über dieje Beftimmung die Staatsverwaltung ihr Anter- 
pretationsrecht vorbehalten muß. 


$. 113, 
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Unabhängigkeit nicht, die Rechtsfprechung zu verweigern; thut er dieß, wird 
er in gejeßlicher Form feines Amtes enthoben. ‚Recht zu jprechen iſt feine 
Pflicht: nur auf die inneren Gründe feiner Entjcheidung enthält ich der 
Staat jeder Einflußnahme; hier iſt der Richter unabhängig und wegen diefer 
Enticheidung, wegen feines Rechtsſpruches darf er zu feiner Verantwortlich— 
feit gezogen werden, wie denn auch der Staat an dem Meritum diefes 
Rechtsſpruches Feinerlei Intereſſe hat. 

Uber diefer Fndifferentismus des Staated dem meritorifchen Inhalt 
des Rechtsſpruches gegenüber, bezieht ſich nur auf das Civil: oder bürger— 
fihe Rechtsgebiet. Anders jchon verhält ſich der Staat dem Strafrichter 
gegenüber. Da e3 der Strafrichter mit den Berlegungen der öffentlichen 
Rechtsordnung im Gegenſatz zur Privatrechtsordnung, ja zum Theile mit 
Berlegungen der Herrichaftsorganifation des Staates felbjt zu thun hat, jo 
fann fich der Staat einer gewiffen Einflußnahme auf den Gang des Straf: 
procejjes nicht entäußern; er übt diejen Einfluß in den Schranten des Ge- 
jeße3 duch das Organ der Staatdanwaltichaft. 

Zu diefem Zwecke iſt in Defterreich bei jedem Gerichtshofe erjter Inſtanz 
ein Staatsanwalt, bei jedem Gerichtöhofe zweiter Inſtanz ein Oberjtaatsanmwalt 
und bei dem oberjten Gericht3hofe ein Generalprocurator mit der erforder- 
lihen Anzahl von Stellvertretern (Subjtituten) beſtellt ($. 29 StPOD.). 
Da e3 die Aufgabe der Staatsanwälte it, „das Intereſſe des Staates zu 
wahren“ .($. 30 StPO.), jo find fie vom Gerichte, bei dem fie fungiren, 
unabhängig, Hingegen dem Juftizminijterium als ihrer vorgejeßten ſtaat— 
. lichen Behörde untergeordnet. Den Wirkungskreis der Staatsanwälte ſetzt 
die Strafprocehordnung feſt. Darnach hat der Staatsanwalt bei dem 
Gerichtshofe erjter Inftanz fich „an allen Borerhebungen, Vorunterfuchungen 
und Hauptverhandlungen wegen Verbrechen und Bergehen, fowie an den 
beim Gerichtshofe erjter Inſtanz jtattfindenden Berufungsverhandlungen über 
Entjcheidungen der Bezirkögerichte und bei den Situngen der Gejchworenen- 
gerichte zu betheiligen“ ($. 31). Ferner fteht ihm die Betheiligung an 
allen Disciplinarverfahren gegen Richter und Notare zu, wie er aud in 
Fällen der Einleitung des jtandredhtlichen Verfahrens u. dergl. gehört 
werden muß. Den Oberjtaatsanwälten liegt auch die „Verwaltung und 
Beauffihtigung” aller Strafanftalten ob. (Verordnung des Staat3= und 
Juftizminifteriums vom 25. October 1865 RGB. 105.) 

Der Gejchäftsfreis des Generalprocuratord am Cafjationshofe endlich 
umfaßt außer der jtaatsanwaltlichen Theilnahme an den Gerichtäverhand- 
lungen noch das hochwichtige Recht, gegen Urtheile der Strafgerichte, welche 
irgend eine Verletzung des Geſetzes enthalten, die Nichtigkeitsbeſchwerde 
zur Wahrung des Gejeßes zu erheben. ($. 33 StPO.) 

Auch Hat ſich der Staat den Strafgerichten gegenüber das Recht vor— 
behalten für den Fall, wenn ihre Rechtsſprechung feinen oberjten Intereſſen 
nicht genügenden Schuß bieten würde, diejelben aufzuheben und einen „Aus 
nahmszuſtand“ einzuführen — ein Recht, auf welches er den Eivilgerihten 
gegenüber verzichtet. 
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J 
Verantwortlichkeit für richterliche Amtshandlungen. 


Die Unabhängigkeit der richterlichen Beamten findet ihre nothwendige 6. 114. 
Ergänzung beziehungsweiſe ihre Correctur in der Erſatzpflicht derſelben 
und des Staates für dieſelben in dem Falle, wenn ſie in der Ausübung 
ihres richterlichen Berufes durch Uebertretung ihrer Amtspflicht einer Partei 
eine Rechtsverletzung und dadurch einen Schaden zufügten. Der Grund— 
ſatz dieſer Haftpflicht des Gerichtsherrn für die richterliche Amtshandlung 
datirt aus der Zeit des Abſolutismus; mit dem Hofdecrete vom 4. Jänner 
1787 Nr. 609 wurde die „Herrſchaft oder Gemeinde“ für jedes Ver— 
ſchulden der Gerichtsverwalter oder Magiſtrate, der Partei gegenüber ver— 
antwortlich und erſatzpflichtig erklärt. Damals war es der abſolute Staat, 
der ſich zum Richter über die Patrimonial- und Gemeindegerichtsbarkeit in 
den Fällen ungerechten und ungeſetzlichen Vorgehens gegenüber den Parteien, 
aus eigener Machtvollkommenheit erklärte. Als dann die Patrimonial— 
und Gemeindegerichtsbarkeit auf den Staat überging, ließ man das einmal 
anerkannte Recht der Partei auf Erſatzforderung aus dem Titel ungeſetz— 
fihen Vorgehens der richterlichen Functionäre bejtehen. Erſt fnapp vor 
den Märztagen, denn unterm 29. Jänner 1848 wurde die Haftung des 
Staates aufgehoben und nur die der Dominien und Gemeinden belafjen. 
Das Patent vom 28. Juni 1856 reftituirte den alten Grundjag der Er: 
jatpflicht des Gerichtsherrn, alfo dießmal bereits ausschließlich des Staates. 
Doch wurde zur Durchführung diejes neuerdings anerkannten Grundſatzes 
ein jehr mangelhaftes Gejeg (vom 12. März 1859) erlaffen. Eine voll- 
ſtändige Erjaßpflicht des Stantes für, den Parteien im Rechtswege ungerecht: 
fertigterweije zugefügten Schaden, jtatuirte jodann das Preßgeſetz vom 
17. Dec. 1862.'*) Endlich ward dieje Erjagpflicht des Staates und das 
Klagereht der Partei im Art. 9 des StGG. vom 21. Dec. 1867 über 
die richterliche Gewalt ausdrüdlich feitgejegt und die Regelung desjelben 
durch ein bejonderes Geſetz in Ausficht gejtellt und erfolgte mit Gef. v. 
12. Juli 1872 RGB. Nr. 112, weldes das „Verfahren wegen Erjaß- 
anfprüche gegen richterliche Beamte“ als eine befondere Proceßart feftjtellt.**?) 


.) Im $. 10, wo es fih um Erlöjchung oder Aufhebung einer Bejchlag- 
nahme von Drudjchriften handelt. 

42, Die wichtigiten Beitimmungen diejes Gejeßes find: Wenn ein richterlicher 
Beamter in der Ausübung jeiner amtlichen Wirkſamkeit durch Uebertretung feiner 
Amtspflicht einer Partei eine Rechtsverlegung und dadurd einen Schaden zugefügt 
hat, gegen welchen die im gerichtlichen Verfahren vorgezeichneten Rechtsmittel eine 
Abhilfe nicht gewähren, jo iſt die beichädigte Partei nad) Maaßgabe diejes Geſetzes 
berechtigt, den Erjak des Schadens mittelit Klage gegen den fchuldtragenden 
rihterlihen Beamten allein, oder gegen den Staat allein oder gegen beide anzu» 
iprechen, wobei der jchuldtragende Beamte als Hauptichuldner dem Staate ala 
Bürge und Zahler haftet ($ 1). Zu den richterlichen Beamten gehören im Sinne 
dieſes Geſetzes auh Notare, die als Gerichtscomifjäre vom Gericht zu Amts⸗ 
handlungen abgeordnet werden; Staatsanwälte dagegen nicht ($4). Für Collegial- 
entiheidungen haften alle, die an dejelben theilgenommen, in jo ferne nicht 
an den Enticheidungen der Referent allein die Schuld trägt ($ 6). Gleichzeitig 
mit dem gerichtlichen Verfahren hat das competente PDisciplinargericht die Dis- 
ciplinarunterfuchung durchzuſehen und deren Rejultat dem Procefgerichte mitzu- 


$. 115. 


$. 116. 
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Specialgerichte. 


Neben den ordentlichen Gerichten giebt e3 für gewiſſe Zweige der 
Privat: und öffentlichen Rechtsverhältniffe in Ländern und Orten, wo da3 
Bedürfniß darnach obwaltet, Specialgerichte. 

Solche find in Defterreih: die Handelägerichte in Wien, Prag, Trieit, 
(a. h. Beftimmungen v. 14. Sept. 1852 88. 8 und 9); 

Die Berggerichte, als welche eine beſtimmte Anzahl von Gerichtshöfen 
eriter Inſtanz bejtellt find und zwar in St. Pölten, Steyr, Salzburg, Inns— 
brud, Trient, Graz, Cilli, Leoben, Klagenfurt, Laibach, Zara, Pilſen, 
Brür, Kuttenberg, Eger, Olmütz, Krakau, Sambor und Ezernowig. 

Die Seegerichte, als welche das Handelsgericht in Trieſt und die 
Gerichtshöfe erjter Inſtanz in Dalmatien fungiren. 

Mit den Specialgeridhten nicht zu verwechjeln find die Gerichtshöfe 
für privilegirten perfünlichen Gerichtsitand, und zwar 

I. das Hofmarſchallamt bezüglihd der Mitglieder des FKaiferlichen 
Haufes und derjenigen Perjonen, denen vom Kaijer dieſer privilegirte 
Gerichtöftand zuerkannt wurde. (Hfd. 14. Juli 1815, k. Bat. 20. Nov. 
1852, JV. $. 52, StPO. 88. 155 und 61). 

II. Der Staatsgerichtshof, welder für ſolche jtrafbare Handlungen der 
Minijter zuftändig ift, welche unter da3 allgemeine Strafgejeg fallen, 
foweit diejelben mit den öffentlichen Functionen des Minifters in Ver: 
bindung jtehen ($. 8, St66®. v. 25. Juli 1867 Nr. 101 RGB.). 

Militärgerichte, 

Neben den Eivilgerichten bejtehen Militärgerichte, welche die Militär: 
gerichtöbarfeit in Strafiachen üben bezüglich der in activer Dienjtleijtung 
ftehenden Berfonen des ftehenden Heeres und der Kriegsmarine, 1*®) ferner 
bezüglich der im Landwehrverbande jtehenden Perſonen, welche in Folge 
der Einberufung und Mobilmachung in Dienftleiftung ftehen.!**) Die unten 
angeführten Geſetze enthalten ſowohl die Aufzählung der Meilitärper: 
fonen und deren Angehörigen, die dem Militärgerichte unterjtehen, wie aud) 
insbejondere bezüglich der Landivehr, die durch das Verhältniß im und 
außer Dienfte bedingte Competenz, ſei e3 der Militär: fei es der Civilgerichte. 





‚Sn Civilfachen unterjtehen auch Militärperfonen ebenfo wie das Aerar in 


Eiviljtreitigkeiten aus Militärangelegenheiten den Eivilgerichten. 

Als erjte Inſtanz der Militärgerichte fungiren die Brigadegerichte, 
deren e3 in der ganzen Monarchie vertheilt 45 giebt; als zweite Inſtanz 
fungiert das kak. Militärappellationsgericht und als dritte der oberjte Mili: 
tärjuftizjenat, beide in Wien. 
theilen ($ 12). Hat der Staat den Schadenerjaß geleijtet, jo kann er fich an dem 
Schuldtragenden regrejfiren ($ 19). 

119) Geſetz von 20. Mai 1869, betreffend des Wirkungsfreifes der Militär- 
gerichte RGB. Nr. 78, 

‚#4, Geſetz vom 23. Mai 1871, betreffend der Ausübung der Gerichtäbarfeit 
über die Landwehr RGB. Nr. 45. 
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Gewerbegerichte. 


Außer dieſen ftaatlihen Gerichten giebt e3 auf Grund ftaatlicher Ge: $. 117. 
jege errichtete, jedoch den Charakter von Friedendgerichten tragende und 
aus gewählten nicht ſtaatlich angejtellten und nicht befoldeten Ehrenfunctio- 
nären beitehende Gewerbegerichte. Diejelben können auf Grund des Gef. 
v. 14. Mai 1869 RGB. 62 in Orten, wo Gewerbe fabrifsmäßig betrieben 
werden, durch Verordnung des Juſtizminiſteriums im Einvernehmen mit 
dem SHandelsminijterium nad Einholung des Gutachtens des Landtages 
beziehungsweije des Landesausjchuffes!*?) errichtet werden. Das erwähnte 
Geſetz verweift an diefelben eine Anzahl von aus den, Dienjt- und Arbeits: 
verhältnijjen entipringenden Streitigfeiten und jeßt die Organifation derart 
feit, daß ſowohl Arbeitgeber als Arbeiter in diefelben ihre gewählten Ber: 
treter entjenden. Solche Gewerbegerichte beftehen in Wien, Brünn, Bielitz, 
Reichenberg und auch anderwärt?. Ihre Aufgabe ijt in erjter Linie die 
Schließung von Vergleichen zu verſuchen; bleiben dieſe Verſuche erfolglos, 
jo haben fie alle Attribute ordentlicher Gerichte, fällen nach durchgeführten 
Verhandlungen Urtheile, welche nad) den allgemeinen Borjchriften der Voll 
jtrefung unterliegen, zu welchem Zwede die Gewerbegerichte ſich an die 
Bezirkögerichte wenden.?*®) 

Zu derfelben Kategorie von Gerichten gehören ferner die genoſſenſchaft— 
lihen Schiedögerichte, welche auf Grund der Gewerbe-Novelle vom 15. März 
1883 zur Austragung der zwijchen den Genojjenjchaftsmitgliedern und ihren 
Hilfsarbeitern aus dem Arbeits-, Lehr: und Lohnverhältniffe entjtehenden 
Streitigkeiten errichtet wurden. Dieſelben bejtehen aus einer gleichen An— 
zahl von Mitgliedern aus dem Stande der Gewerbsinhaber und der Ge- 
bilfen. Die näheren Bejtimmungen find in den einzelnen Statuten jedes 
ſolchen Schiedsgerichtes enthalten, welche behördlicher Genehmigung unter: 
liegen, Sowohl die Vergleiche wie die Entſcheidungen dieſer Schieds— 
gerichte find im Verwaltungswege vollziehbar.*”) 

Endli gehören hierher die Schiedsgerichte, welche für jede in Ge— 
mäßheit des Unfallverjiherungsgejebes v. 28. December 1887 errichtete 
Berliherunganftalt am Site derjelben bejtehen und zur Entjcheidung über 
die gegen die Berjicherungsanftalt erhobenen, von derjelben nicht aner— 
fannten Entihädigungsanjprüche ausschließlich zuftändig find und deren Vor— 
figende vom AJuftizminifter aus der Zahl der richterlihen Beamten, und 
weitere zwei Mitglieder vom Minifter des Innern ernannt iwerden, Im 
Uebrigen wird die Zufammenjegung diefer Schiedsgerichte und das Ver— 
fahren vor demjelben im Berordnungsmwege geregelt. Diefe Schieds- 





165) Geſetz vom 1. April 1872 RGB. Nr. 63. 
146) Die mit Geſetz vom 25. März 1862 RGB. Nr. 18 und dem Geſetz vom 
21. September 1869 in’s Leben gerufenen Bermittelungsämter bei den Gemeinden 
haben nur das Recht, Vergleiche zu fchliefen — dagegen feinerlei gerichtliche 
Attribute in —— auch nicht das Recht der Eidesabnahme. Auch ſind ſie 
auf Streitſachen über Beträge bis 300 fl. beſchränkt. Den von ihnen Bl iu 
Vergleichen fommt allerdings auch die Kraft gerichtlicher Vergleiche 3 
) 88, 114 c. 122—124 Gewerbe-Novelle v. 14. März 1883 Ra. Nr. 39. 


Gumploticz, Das öfterr. Staatsrecht. 10 


$. 118, 


$. 119. 
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gerichte dienen auch als Schiedsgericht für die Kranfencafjen: Verbände und 
entjcheiden al3 ſolche über die gegenjeitigen Anfprüche der Verbandscaffen 
untereinander.) Zur Vollſtreckung der Vergleiche oder Erkenntniſſe 
dieſer Gerichte ift dag zuftändige Gericht des Schuldners berufen. 1?) 


Advocatur, 


Die erjte gefegliche Organifation der Advocaten, die Feſtſetzung ihrer 
Rechte und Pflichten, enthält die allgemeine Gerichtordnung von 1781. 
Darnah „können“ die zur Advocatur befähigten von den Appellations- 
gerichten zur Ausübung derjelben zugelaffen werden. Diejenigen, melde 
zugelaffen wurden, erhielten die faijerlihe Ernennung; noch 1802 vollzog 
der Kaiſer die Ernennung der Advocaten. 

Eine kaiſerliche Entſchließung von 1820 fegte die Zahl der Advocaten 
fejt und übertrug die Ernennung derjelben den Oberlandesgerichten. 

Auf Antrag des Juſtizminiſters Schmerling wurde unterm 16. Auguft 
1849 eine proviforijche Advocatenordnung erlaffen. Diejelbe übertrug das 
Ernennungsredht der Advocaten dem Juftizminijter, der an die bisherige 
Zahl der Advocaten nicht gebunden war; gleichzeitig wurden zur Wahrung 
der Standesinterefjen Advocatenfammern gegründet. 

Im Sahre 1861 ward im Reichsrath der Antrag auf Freigebung 
der Advocatur eingebracht; der Reichsrath beichloß die Freigebung. Im 
Jahre 1867 erklärten ſich jämmtliche Advocatenfammern für die Freiheit 
der Advocatur. Diefer Grundfag kommt in der Advocaturordnung vom 
6. Juli 1868 zur Geltung; von da an giebt es feine behördliche Ernennung 
mehr; zur Ausübung der Advocatur iſt lediglich der Nachweis der erlangten 
gejeglichen Dualification erforderlid). 

Ein Disciplinarjtatut (Gef. v. 1. April 1872) regelt die Handhabung 
der Disciplinargewalt über Advocaten und Advocaturscandidaten, twelde 
von den Advocatenkammern geübt wird. 

Mit Gejeh vom 26. März 1890 wurde der Juſtizminiſter ermächtigt, 
einen Qurrenientarif für Advocaten zu erlaffen, was mit MV. vom 
25. Zuni 1890 gejchehen iſt.**0) 


Notariat, j 


Als Inſtitut vorbeugender Rechtspflege wurde mit dem faij. Patent 
vom 29. Sept. 1850 (Notariat3ordnung) dad Notariat in Dejterreid 





145) 8. 38 des Gef. dv. 28. December 1887 RGB. Nr. 1 ex 1888, 

110) 8. 39 des Krankenfafjengejeßes v. 30. März 1888 RGB. Nr. 33. 

150) Darnach hat die Entlohnuug jolcher Leiftungen der Advocaten und ihrer 
Kanzleien im gerichtlichen Verfahren, welche wegen ihrer Einfachheit und Wieder- 
fehr eine durchſchnittliche Beſtimmung zulajien, nach dem der Verordnung beige 
ichloffenen Tarife zu erfolgen. Das Recht der freien Vereinbarung wird damit 
nicht berührt. Die Gerichte können in einzelnen Fällen auch einen höheren als 
den tarifmäßigen Betrag ald Entlohnung feſtſetzen. Der Tarif zerfällt in drei 
Glafjen und zwar 1. für Wien und deſſen PBolizeirayon, 2. für Prag, Lemberg, 
Brünn, Krakau, Graz und Trieft, 3. für alle anderen Orte. 
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gegründet; doch wurde jenes Patent mit dem f. Patent vom 21. Mai 1855 
außer Kraft gejegt, um einer neuen Notariat3ordnung vom 1. Auguft 1855 
Pla zu machen. Auch diefe ertwies ſich in mancher Beziehung ala 
mangelhaft und fo fchritt man denn auf Anregung des Reichsraths 
(22. Jänner 1869) zur Ausarbeitung einer neuen Notariat3ordnung. Eine 
jolhe fam im Jahre 1871 verfafjungsmäßig zu Stande und wurde mit 
Geſetz vom 25. Juli 1871 fund gemadt. Darnach werden die Notare 
aus der Zahl der gefeglih qualificirten Candidaten vom Juſtizminiſter 
ernannt. Ihre Zahl ift eine beſchränkte. Ihre Hauptaufgabe it, Urkunden 
über Rechtsgefchäfte aufzunehmen, denen öffentliche Glaubwürdigkeit zufommt 
und die vollen Beweis machen. Nebſtdem werden die Notare in gewiſſen 
Angelegenheiten (Todfallsaufnahmen, Verlaſſenſchaftsabhandlungen, Feil— 
bietungen ꝛc.) als Gerichtscommiſſäre verwendet, wobei ſie eine halbamtliche 
Stellung einnehmen. Die Notare mehrerer Gerichtsſprengel oder eines 
Landes bilden eine Notariatskammer, welche unter der Aufſicht der Präfi- 
denten der Gerichtshöfe erjter und zweiter Injtanz ſteht. Wuch die Ge— 
bühren der Notare find in gejeglihen Tarifen feſtgeſtellt. 


Berwaltungsjuftiz. 


Diefelben Gründe, die für die Trennung der Yuftiz von der Ver: 
waltung geltend gemacht wurden, führten in logiſcher Entwidelung zur 
Forderung einer Berwaltungsjuftiz, d. i. einer Rechtiprechung über die Ent: 
icheidungen der Verwaltungsbehörden. 1°”) Denn ebenfo wie die Trennung 
der Juſtiz von der Verwaltung den Zweck hat, den Gang der Juſtiz und 
jomit auch die Privatrechte der Staatsbürger vor den Eingriffen des ein« 
leitigen Intereſſes der Staatsverwaltung zu ſchützen, ebenjo wird mit Recht 
als „der eigentliche Zwed der Verwaltungsgericht3barfeit” „der Schub der 
einzelnen Rechte der Bürger und juriftiichen Perſonen gegen Uebergriffe 
der Erecutive” 17?) bezeichnet. 

Die erjten Anfänge einer ſolchen Verwaltungsgerichtsbarkeit finden wir 
in Frankreich. Doch ift die franzöfische justice administrative, troßdem fie dort 
al3 eine Logische Folge der Trennung der Verwaltung von der Juſtiz be- 
zeichnet wird, '?°) im Grunde doch nur eine Rechtiprehung durch) Verwaltungs: 
behörden; daher wird fie auch in Frankreich als eine fonction de l’admini- 
stration contentieuse alfo als eine VBerwaltungsthätigfeit in ftreitigen Sachen 
bezeichnet °*) und folgerichtig von Behörden geübt, denen man den Charafter 





6 — Vergl. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege. 

2, So Pann: Verwaltungsjuſtiz in Oeſterreich. ©. 15. 

155) De la separation des pouvoirs administratif et jadiciaire derive natu- 
rellement l'institution de la justice administrative. Laferriere, Cours de droit 
public 1850 II 667. 

4), Dajelbit S. 668. Es ift nichts dagegen einzuwenden, wenn deutſche 
Staatörechtölehrer in einer jolhen Verwaltungsthätigfeit in ftreitigen Sadıen, 
d.h. in einer Rechtsiprehung durch Berwaltungsbehörden, die Keime der modernen 


10* 


$. 120. 
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von Gerichtshöfen keineswegs zuerfennen kann. Es übt nämlich dasjelbe 
in Frankreich in erjter Inſtanz der Präfecturrath, in welchem der Präfect 
nicht nur den Vorſitz führt, aber thatjächlich daS Uebergewicht hat, da Die 
Mitglieder des Präfecturrathe3 vom Präjidenten der Republil aus der Zahl 
der jüngeren Beamjen ernannt werden, „welche die Abjicht haben, Carriere 
zu maden und durchaus von der zeitigen Minifterialverwaltung abhängig 
find.“ °) In zweiter und letzter Inftanz wird aber dieje Verwaltungsjuftiz 
vom Staatsrath (conseil d’Etat) gebt, defjen Mitglieder keineswegs die 
Stellung unabhängiger Richter, jondern einfaher Beamten verjehen, die 
von ihren Poſten abberufen werden fünnen.“ 1%) 


In Deutjchland wurde die Verwaltungsjuftiz zuerit in Baden (im 
Jahre 1863) und zwar nad franzöjiihem Muſter eingerichtet. in dem 
Bezirksbeamten (Präfecten) beigegebener aus Laien als Ehrenbeamten be: 
jtehender Bezirksrath (ähnlich dem Präfecturrath), der vom Bezirksbeamten 
berufen, unter jeinem Vorſitz tagt, wobei der Bezirfsbeamte im Falle der 
Stimmengleichheit dirimirt, alfo eine überwiegende Stellung hat — ein 
folder Bezirlsrath übt die VBerwaltungsjuftiz in erjter Inftanz.1°”) In 
zweiter und letter Inſtanz übt diefelbe ein Berwaltungsgerichtshof, der 
allerdings verfafjungsmäßig von der Verwaltung getrennt, die Stellung 
eines unabhängigen Gerichtshofes einnimmt. 


Eine weitere Ausgeftaltung der Verwaltungsjujtiz in der von Baden 
eingefehlagenen Richtung erfolgte in Preußen jeit 1872. An die durch 
die Kreisordnung (vom 13. Dec. 1872) gejchaffene Behördenorganijation 
jich anlehnend, ſchuf das Geje vom 3. Juli 1875 eine ganz neue injtanzen- 
mäßig gegliederte in den unteren zwei Inſtanzen durch Laienelenente ver- 


Berwaltungsgerichtsbarfeit jehen — doh muß man dieje zwei Stadien, die weſent— 
lid) von einander verjchieden jind, genau unterjcheiden. Jenes erjte Stadium, 
welches in Preußen jchon ſeit 1749 (Friedrich IL, Nejlortreglement) beginnt, wo— 
nad) jede Verwaltungsbehörde aud eine Gerichtsbarteit beißt, „welche fich mit 
ihrem Berwaltungsrejjort deckt“, charakterijirt Schulze mit folgenden Worten: 
„Nach der Friedericianiſchen Einrichtung ſprach fi in Preußen die Verwaltung 
jelbit Recht und war von jeder Controle des Gerichtes entbunden, welche lediglich 
auf Privatrechtsitreitigkeiten bejchränft waren u. ſ. w.“ (Breußijches Staatsrecht bei 
Marquardien ©. 156). Dieſes Syitem dauerte mit geringen Modificationeu bis 
1848. Es ijt num etwas verwirrend, wenn Schulze (S. 157) „dieſes altpreußiiche 
Syitem .... mwonad die Verwaltung fich regelmäßig jelbft Recht ſprach“, „Ber- 
waltungsgerichtsbarfeit" nennt; denn im runde genommen ijt diejes Stadium 
oder Syitem dasjenige des Mangels einer Berwaltungsgerichtsbarfeit — denn 
wo die Verwaltung jich ſelbſt Recht jpricht, haben wir es wohl mit einer Ber» 
waltung in ftreitigen Ungelegenheiten (adıninistration contentieuse), aber mit 
feiner „Gerichtsbarteit” zu thun. 

»5) Georg Meyer bei Schönberg. Handbudh. 1. Aufl. I. B. ©. 506. 

156) Nach der Eonititutiondacte vom 22, Frimaire des Jahres VIII waren 
die Mitglideer des Staatsraths unabjegbar; das ijt jeither anders geworden. Die 
heutige Organijation und Zujammenjegung Ddiejer Behörde beruht auf Geiegen 
von 1872 und 1879. Vergl. Lebon bei Marquardjen 8. 53. Georg Meyer 
l. c. 507. 

157) Schentel, Staatsrecht des GroßberzogthHums Baden (bei Marguardien) 
©. 21 und 29. Pann 1. c. ©. 145 ff. 
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ftärfte Verwaltungsgerichtsbarfeit. Diejelbe wird (nach der mit Geſ. v. 
30. Suli 1883 erfolgten Modiftcation bezüglich der Mittelinftanzen) gegen- 
wärtig geübt: in erſter Inſtanz von dem Kreisausichufje **8), der nad) der 
Kreisordnung von 1872 aus dem Landrathe (einem Staat3beamten) und 
ſechs Mitgliedern, die von dem Kreistage aus der Zahl fämmtlicher Kreis: 
angehörigen gewählt werden ??®), bejteht; in zweiter Anjtanz vom Bezirks: 
ausschuffe, der aus dem Regierungspräfidenten (einem Staatsbeamten) und 
ſechs Mitgliedern, von denen zwei vom König ernannt, die übrigen von 
einem Provinzialausſchuſſe gewählt find. 

Während jo in erſter und zweiter Inſtanz die Verwaltungsgerichts— 
barfeit in Preußen von Körperſchaften beforgtwird, die zugleich Verwaltungs- 
behörden find und in denen das Laienelement (Ehrenbeamtenthum) ver: 
treten ijt: wird diejelbe erjt in dritter Inftanz von einem unabhängigen, 
ausschließlich dem Richteramte gewidmeten Gerichtshofe, dem Oberver— 
waltungsgerichte in Berlin geübt. **") 


Der Berwaltungsgerichtöhof. 


Ein viel einfacheres, dabei auf rationelleren Grundlagen beruhendes $. 121. 
Syſtem der Verwaltungsjuſtiz befolgte der öfterreichiiche Gejeßgeber. 

Den Wirkungskreis derfelben hatte bereit3 der Art. 15 des StGG. 
über die richterliche Gewalt vom 21. Dec. 1867 genau begränzt. Darnad) 
iit feine Verwaltungsbehörde competent, endgültig über einander wider: 
jtreitende Anfprüche von Privatperſonen zu entjcheiden; vielmehr kann in 
jedem Falle, wo nach den bejtehenden oder auch Fünftig zu erlaffenden 
Geſetzen eine Verwaltungsbehörde über jolche jtreitige Anfprüche zu ent- 
ſcheiden hat, die Partei Abhilfe gegen dieſe Entjcheidung im ordentlichen 
Rechtswege juchen. Damit find Entjcheidungen, welche Privatrechte von 


155) Für Deiterreicher, welche an die öfterreichijchen Begriffe von Kreis und 
Bezirk gewohnt jind, wonach der Kreis das größere, mehrere Bezirke umfafjende 
Gebiet iſt, muß nachdrüdlichit wiederholt werden, daß in Preußen die entgegen- 
geſetzte Terminologie gilt; dort ift Kreis die unterfte Abtheilung des Staats— 
gebietes (abgejehen von Gemeinden), entiprechend dem öſterreichiſchen Bezirk; unter 
Bezirk (auch Negierungsbezirf genannt) veriteht man in Preußen ein mehrere 
Kreije umpfafiendes Gebiet, dem öfterreichiichen Kreis entjprechend. An der 
Spige des preußifchen Kreifes fteht der Landrath, entipredyend dem öſterreichiſchen 
Bezirfshauptmanın; an der nr des Bezirkes der Regierungspräfident. 

2* Schulze a. a. D. ©. 

160) So wie überhaupt bie Einführung der Verwaltungsgerichtsbarfeit in 
Deutichland unter dem mächtigen Einfluffe der Rechtsitaatstheorie ſich vollzog 
(vergl. Rechtsſtaat und Socialismus $. 39), waren insbejondere auf dieje oben 
dargejtellte Gejtaltung der Lerwaltungsiuftig, in Rein yy von unmittelbarem Ein« 
flufie die Lehren Bähr’s, Stein's und Gneiſt's, welche gleichzeitig die 
Nothmwendigfeit der Berwaltungsjuftiz und Die Vortheile der Selbjtverwaltung 
und der Vertretung des Laienelements in der Verwaltung vielfach betonen. Diefen 
beiden Forderungen tracdhtet die preußiiche Organijation der VBerwaltungsjuftiz 
gerecht zu werden. 


A Ze 


Parteien berühren, im vorhinein der Judicatur ſowohl der Verwaltungs: 
behörden, wie auch all und jeder Berwaltungsgerichtsbarfeit entzogen. 

Dieſer legteren bleiben nach dem Staatsgrundgejeße nur vorbehalten alle 
anderen Entjcheidungen der Berwaltungsbehörde („wenn außerdem jemand 
behauptet, durch eine Enticheidung oder Berfügung einer Verwaltungs: 
behörde in feinen Rechten verlegt zu fein“), welche weder anderen Privat: 
perjonen gegenüber jtreitig find, noh auch Privatrechte berühren; melde 
alfo öffentliche Nechte des Einzelnen jein fünnen. Für dieje Fälle räumt 
da3 StGG. dem Einzelnen das Recht ein, „jeine Anfprüche vor dem Ber: 
waltungsgerihtshofe im öffentlichen, mündlichen Verfahren wider einen 
Bertreter der Verwaltungsbehörde geltend zu machen“. Zugleich jtellte aber 
das StGG. in Ausſicht, diefe „Fälle“, in welchen der Verwaltungsgerichts— 
hof zu entjcheiden hat, wie auch die Zuſammenſetzung, ſowie das Verfahren 
vor demjelben durch ein bejonderes Gejeg näher zu bejtimmen. Damit 
war einem in Ausführung dieſes Staatsgrundgefeges zu erlajjenden Geſetz 
über den Verwaltungsgerichtshof bereits Inhalt und Richtung vorgezeichnet. 
Thatſächlich Hält fich das unterm 22. Det. 1875 erlafjene Geſetz über den 
Berwaltungsgerichtshof (RGB. Nr. 36) ftrenge an obige principielle Be: 
ftimmung des StGG. 

Darnach wird zur Uebung der Verwaltungsgericht2barfeit nur ein 
einziger Gerichtshof für alle Neichsrathsländer errichtet. Von unteren 
Inftanzen, die ſich ausſchließlich mit Verwaltungsgerichtsbarkeit befafien 
jollten, wie auch von einer Theilnahme des Laienelementes an folchen, wird 
ganz abgejehen und das — aus ehr triftigen Gründen. !**) 

Nachdem nämlich die Verwaltungsbehörden in Defterreih in allen 
Fällen, wo es ſich um einander widerjtreitende Unfprüche von Privatperjonen 
handelt, nicht endgültig entjcheiden Fünnen und das Staatsgrundgejeg in 
diejen Fällen dem Einzelnen das Recht einräumt, an die ordentlichen Ge: 
richte zu appelliren, jo entfällt die Nothwendigkeit einer inftanzenmäßigen 
ordentlichen VBerwaltungsgericht3barfeit. Da letztere nur auf jene Fälle be 
ſchränkt ift, „in denen Jemand durch eine geſetzwidrige Entſcheidung oder 
Verfügung einer Berwaltungsbehörde in feinen Rechten (alfo nicht gerade 
Privatrechten) verlegt zu fein behauptet“, fo genügt in Dejterreich voll: 
kommen eine außerordentliche Rechtöhilfe gegen ſolche Enticheidungen 
der Berwaltunggbehörde, gegen twelche eine weitere inftanzenmäßige Nemedur 
im Verwaltungswege nicht mehr zu finden ift, alfo gegen rechtöfräftige Ent: 
ſcheidungen der höchſten Verwaltungsinſtanzen. Eine Theilnahme aber des 
Laienelementes an einer jo geftalteten Bermwaltungsgerichtsbarkeit ijt aus 
dem Grunde überflüffig, da doch in den unteren und höheren Inſtanzen 
der Verwaltung in Gemeinde (Bezirks-) und Landesverwaltungsfachen für 
eine Theilnahme de3 Laienelementes durch eine ausgedehnte Autonomie und 
Selbjtverwaltung genügend geſorgt iſt und der Verwaltungsgerichtshof eben 
über Beſchwerden gegen Entjcheidungen nicht nur der ftaatlichen, jondern 


181), Vergl. darüber die Auseinanderjegungen Lemayer’3: Zur Frage der Acti- 
birung des Verwaltungsgerichtähofes, Grünhut'ſche Zeitſchrift B. I. 


Be 


al dieſer Selbitverwaltungsorgane in Gemeinde, Bezirk und Land zu 
judiciren hat.!°*) 


Da dieſe Judicatur jedoch nur als eine außerordentliche Rechtshilfe 
aufgefaßt wird, fo folgt daraus, daß diefelbe erjt dann provocirt werden 
kann, „wenn die Angelegenheit im abminiftrativen Wege ausgetragen ijt“ 
($. 5), d. 5. wenn eine rechtöfräftige Entjcheidung der legten Verwaltungs: 
inſtanz bereits vorliegt !°*), und ferner, daß diefelbenurcaffatorifchen Charakters 
fein fann. Der Verwaltungsgerichtshof kann aljo, wenn er die an ihn ge- 
richtete Befchtwerde als gegründet anfieht, die angefochtene Entjcheidung oder 
Berfügung als gefeßtwidrig aufheben ($. 6), nicht aber in der Sache ſelbſt 
irgend eine meritorifche Entſcheidung treffen.!“) Dieſe Beichränfung des 
Wirkungskreiſes des Verwaltungsgerichtshofes ift eine Logische Confequenz 
eben feiner ausſchließlichen Gerichtähof-Eigenfchaft — denn als Gerichtshof 
kann er gerade bei Wahrung des PBrincips der Trennung der Verwaltung 
von der Juſtiz, nie einen Act der Verwaltung vollziehen, nie an Stelle 
einer Verwaltungsbehörde eine Entjcheidung treffen.) Daher kann ſich 


ſchloſ 102) Dagegen find von der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausge— 
loſſen 
n Br Angelegenheiten, über welche den ordentlichen Gerichten die Entſcheidung 
z uſteht; 

b) Angelegenheiten, welche nach dem Staatsgrundgeſetze vom 21. December 
1867 RGB. Nr. 143 zur Competenz; des Reichsgerichts gehören; 

ce) Angelegenheiten, welche nach Maßgabe des Geſetzes vom 21. December 
1867 RGB. Nr. 146 in beiden Reichshälften gemeinfam verwaltet werden; 

d) Angelegenheiten, welche nad Maßgabe des Geſetzes vom 21. December 
1867 RGB. Nr. 146 in beiden Neichshälften nach gleichen Grundſätzen verwaltet 
werden, dafern die angefochtene Entiheidung oder Verfügung kraft gefetlicher 
Vorihrift im Einvernehmen mit einer gemeinfamen Berwaltungsbehörde oder 
einer Berwaltungsbehörde der anderen Reichshälfte getroffen worden ift, oder auf 
einer im gleichen Wege vereinbarten Verordnung beruht; 

e) Angelegenheiten, in denen und infoweit bie Verwaltungsbehörden nad) 
freiem Ermejjen vorzugehen berechtigt find; 

f) Beichwerden gegen Ernennungen zu öffentlichen Memtern und Dienften, 
fofern es fi) nicht um die Verlegung eines behaupteten Vorſchlags- oder Be— 
ſetzungsrechtes handelt; 

g) Disciplinarangelegenheiten; 

h) Bejchwerden gegen adminiftrative Entfcheibungen, welche in letzter Inſtanz 
vom Oberften Gerichtshofe, jowie gegen Enticheidungen, welche von einer aus 
Berwaltungsbeamten und Richtern zujammengejegten Inſtanz gefchöpft worden find; 

i) Bejchwerden gegen Enticheidungen und Verfügungen der Steuerein- 
ſchätzungscommiſſionen. 

163) Wurde der adminiſtrative Inſtanzenzug verſäumt, fo iſt die Beſchwerde 
bei dem Verwaltungsgerichtshof unzuläſſig (5. 5). 

iei) Dagegen find die Verwaltungsbehörden verpflichtet, in der Sache bie 
weiteren Verfügungen zu treffen, wobei fie an die Rechtsanſchauung des Ber- 
waltungsgerichtähofes gebunden find ($. 7). 

165) Daher find von der Judicatur des Verwaltungsgerichtähofes alle jene Fälle 
ausgeichlofjen, in denen es fich nicht um verlegte Rechte, jondern verlegte Jnter- 
eſſen handelt, in denen alſo nicht die Gefeglichkeit und Gejehmäßigkeit, fondern 
die Zwedmäßigkeit einer adminiftrativen Enticheidung angefochten wird. Das find 
insbejondere jene Fälle, wo die Verwaltungsbehörde nach freiem Ermefjen zu 


$. 122. 
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feine Entſcheidung nur auf Rechtsfragen beziehen; den Thatbeitand hat er 
in der Regel jo anzunehmen, wie ihn die legte Inſtanz fichergeftellt, rejpective 
angenommen hat ($. 6). 

Nur wenn diefer Thatbeitand, den die lebte Inftanz zur Grundlage 
ihrer Entſcheidung angenommen bat, ji als actenwidrig erweilt, wenn aljo 
eine Art Nullität, d. i. eine Discordanz zwijchen den Ucten und dem von 
der Testen Inſtanz aus denjelben entnommenen Thatbeftand erfichtlich wird, 
oder wenn derjelbe, trogdem er lüdenhaft aufgenommen wurde, zur Grund: 
lage der Entfcheidung diente, oder endlich wenn wefentliche Formen des 
Adminiftrativverfahrens außer Acht gelafjen wurden, alfo geſetzwidrig ver: 
fahren wurde, fo hat der BGH. die Entjcheidung oder Verfügung der politischen 
Behörde „wegen mangelhaften Verfahrens” aufzuheben und die Sache an 
die VBerwaltungsbehörde behufs Behebung der vorgefommenen Mängel 
zurüdzuleiten, wo dann die Berwaltungsbehörde verpflichtet ift, die gerügten 
Mängel zu beheben und eine neue Enticheidung oder Verfügung zu treffen 
(8. 6). 

Die Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofs werden auf Vorſchlag des 
Minifterrathes vom Kaifer ernannt; fie genießen die den Richtern ſtaats— 
grundgejeßlich gemährleifteten Rechte, alfo Unabhängigkeit und Unabjeßbar: 
feit; ihr Amt iſt ein bejoldetes Staatsamt; dasjelbe ift mit der Bekleidung 
anderer öffentlicher Uemter unvereinbar. Wenigſtens die Hälfte der Mit- 
glieder de3 Verwaltungsgerichtshof3 muß die Qualification zum NRichteramte 
haben. Die Digciplinargewalt über feine Mitglieder übt diefer Gerichtshof 
jelbit. 


Verfahren vor dem Berwaltungsgerichtshofe. 


Der Berwaltungsgerichtshof hat nie von amtstvegen, fondern immer 
nur auf Anrufung der Partei vorzugehen ($. 5). Dagegen hat er feine 
Zuitändigkeit von amtswegen wahrzunehmen ($. 14). Daher hat er aud) 
über die erhobene Eintwendung der Unzuftändigkeit in der Regel ſelbſt zu 
entjcheiden, nur die Competenzconflicte zwifchen ihm und dem ordentlichen 
Gerichte entjcheidet das Reichsgericht (f. unten); Competenzconflicte zwischen 
Berivaltungsgerihtshof und Reichsgericht entjcheidet ein eigens zu dieſem 
Zwede aus Mitgliedern dieſer beiden Gerichtshöfe zu bildender gemifchter 
Senat. 

Der Verwaltungsgerichtshof verhandelt regelmäßig in Senaten von 
vier Näthen und einem VBorfitenden. Für Steuer: und Gebührenfachen. 
beitehen jtändige Senate. Entjcheidungen über die Gültigkeit einer Ver— 
ordnung können nur in Senaten von ſechs Räthen und einem Vorſitzenden 
getroffen; vorbereitende Verfügungen und Ameidenzentiheidungen können 
auch in Senaten von zwei Räthen und einem Borfigenden bejchlofjen 
werden. | 
handeln gejeßlich befugt ift — in den Wirfungsfreis diejes freien Ermefjens ein— 
zugreifen, fteht dem VBerwaltungsgerichtshof fein Recht zu. 
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Bon den den einzelnen Senaten beigezogenen Räthen muß wenigſtens 
die Hälfte aus Mitgliedern, welche die Dualification zum Richteramte haben, 
beitehen. 

Die Beſchwerden find bei dem Berwaltungsgerichtshof binnen 60 Tagen 
nah Zustellung der in letzter Inftanz ergangenen Enticheidung oder Verfügung 
einzubringen. Eine Erſtreckung der Friſt ift in der Regel nicht zuläffig. 

Auch eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen die ver: 
ftrichene Friſt it nicht zuläſſig. 

Gejuche um eine ſolche Wiedereinjegung find von amtswegen zurüd- 
zuweifen ($. 16). 

Die Beſchwerde an den Verwaltungsgericht3hof hat feine auffchiebende 
Wirkung; doch fteht es der Partei frei, um einen folchen Auffchub bei der 
Verwaltungsbehörde anzufuchen, welche, wenn nicht öffentlihe Rüdfichten 
dagegen jprechen, denjelben zu bewilligen hat. 

Die Beihwerden an den Berwaltungsgeriht3hof müfjen von Advocaten 
fignirt fein. Ueber dieſe Beſchwerde fordert der Verwaltungsgerichtshof die 
belangte Behörde zur Einbringung einer Gegenjchrift auf; auch kann der 
Verwaltungsgerichtshof, wenn er es für nöthig erachtet, einen weiteren 
Schriftenwechſel veranlaffen, wobei er an feine gejeglichen Frijten gebunden 
it; doch jind 30 Tage als Marimum feitgejebt. 

Auch kann der Verwaltungsgerichtshof die Vernehmung betheiligter 
Parteien und Behörden und von der belangten Behörde die Actenfendung 
verlangen. 

Nah diefem fchriftlihen Vorverfahren wird die öffentliche und 
mündliche Verhandlung anberaumt.'*%) Die belangte Behörde wird durch 
einen vom Minijterium dazu abgeordneten Beamten vertreten (beziehungs- 
weile von einer autonomen Landesbehörde). 

Nach geichloffener Verhandlung wird das Erfenntniß entweder fogleich 
befannt gegeben oder zu deſſen Berlautbarung ein jpäterer Termin feitgefeßt. 

Wider dieje Erfenntnifje iſt eine Wiedereinjegung in den vorigen 
Stand unzuläffig. 

Die inmere Geſchäftsordnung des Verwaltungsgerichtshofs ijt mit Ver— 
ordnung des Gefammtminijteriums vom 5. Auguft 1876 RGB. Nr. 94, 
fundgemacht worden; eine ebenjolche Verordnung vom felben Datum (RGB. 
Nr. 95) enthält Beftimmungen über die innere Einrichtung und das unter- 
geordnete Perſonale des Berwaltungsgerichtöhofes. 


Das Neichsgericht. 

Der tiefe principielle Unterjchied zwijchen dem öffentlihen und dem 
Staatörecht, oder wie man dieſe beiden Gebiete noch bezeichnen kann, zwifchen 
Verwaltungs: und Verfaffungsrecht, führte zur Errichtung eines Verfaſſungs— 
gerichtshofes neben dem in Ausficht genommenen Verwaltungsgerichtshof. Nur 
der Umſtand, daß fich der damalige Geſetzgeber dieſes principiellen Unterjchiedes 


16), Ausſchluß der Deffentlichteit fann aus denjelben Gründen wie bei Schluf- 
verhandlungen der Strafgerichte erfolgen. 


$. 123. 


$. 124. 
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nicht flar bewußt war und daneben gewifje Momente der bijtorijchen Ent- 
widelung brachten e8 mit fich, daß der eigentliche Berfaffungsgerichtshof 
nicht al3 folcher, fondern als „Reich3gericht“ bezeichnet wurde. Dem Wejen 
nach iſt Ießterer ein Verfaſſungsgerichtshof. *7). 

Denn das wichtigſte Element al und jeder Verfaffung ift die Ab 
gränzung der einzelnen Gewalten und Machtfactoren im Staate; dieje Ab: 
gränzung in rechtlichen Formen feitgefegt, durch Gejege verfündigt, bildet 
ja das Weſen der Berfafjung. Solche Abgränzungen nimmt die öfterreichiide 
Berfafjung vor zwiichen Verwaltung und Juſtiz, zwijchen den einzelnen 
Ländern des Staates, beziehungsweife ihren autonomen Behörden und der 
Staatsverwaltung, endlich zwifchen diefer und dem einzelnen Staatsbürger. 

Sollen nun diefe Abgränzungen, die das Wejen der Berfafjung aus: 
machen, nach Recht und Geſetz aufrecht erhalten bleiben und ftet3 eingehalten 
werden, follen willfürliche oder irrtümliche Ueberjchreitungen derjelben nit 
stattfinden, jo muß es im Staate eine unabhängige höchſte Gerichtäinftan; 
geben, welcher die Obhut diefer gegenjeitigen Gränzen, aljo im gewiſſen 
Sinne die Obhut über die Verfaffung übertragen wird. Diejer höchſte Ge 
richtöhof, der über die Beobachtung der Verfaſſung zu wachen hat, aljo 
diefer eigentliche Verfafjungsgerichtshof iſt das Reichsgericht. 


Als ſolchem gebührt demjelben die oberjte Entſcheidung aller Competenz: 
eonflicte zwifchen den erwähnten abgejondert von einander und jelbjtändig 
conftituirten Staatögewalten, zwiſchen den Hiftorifch-politiichen Bejtandtheilen 
des Staates, den Rändern, untereinander und zwiſchen ihnen und dem Staate, 
endlich zwiſchen leßterem und den einzelnen Staatsbürgern. 

Folgerichtig weift nun das StGG. vom 21. December 1867 RGB. 
N. 143 demjelben die endgültige Entjcheidung in folgenden Compentenz: 
conflicten zu: 

a) zwifchen Gerichts: und Verwaltungsbehörden über die Frage, ob 
eine Angelegenheit im Rechts: oder Verwaltungswege auszutragen iſt? 

b) zwifchen einer autonomen Landesbehörde (Landesausfhuß) und 
den oberjten Regierungsbehörden über eine Angelegenheit der Verwaltung, 
wenn jede diefer Behörden das Necht der Verfügung für fih in Anſpruch 
nimmt; 

e) zwifchen den autonomen Landesbehörden verjchiedener Länder in 
den ihrer Bejorgung und Verwaltung zugewiejenen Angelegenheiten; 


167) Der Bericht des Verfaffungsausichuffes 1867 nennt zwar das Geſetz über 
das Reichsgericht „den Schlußftein der Verfaſſung und eine der wichtigjten Garan- 
tien derjelben“: jpricht aber von zweierlei Functionen des Reichsgerichts als 
Competenz-Gerichtshof und Schiedsgericht des öffentlichen Necht3; zu diejen zweierlei 
Functionen — man dann noch eine dritte dem Reichsgerichte zuſchreiben zu 
müſſen als Verwaltungsgerichtshof (jo Kißling, Reichsgericht und Verwal— 
tungsgerichtshof ©.59; Roeßler bei Grünhut, B. IV ©. 290 ff. und andere). Diele 
legtere Functten als Verwaltungsgerichtshof fchrieb man dem Neichsgerichte mit 
Hinblid auf feine Judicatur über Verletzung politifcher Rechte einzelner Staat3- 
bürger zu. Doch find diefe dreierlei Functionen nicht anderes als die logiſche 
Eonjequenz des „Schubes der Verfaſſung“, was den eigentlichen Beruf des Reichd- 
gerichtes bildet. 
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d) zwiſchen dem Verwaltungsgerichtshofe und den ordentlichen Ge— 
richten (Gejeb vom 22. October 1875 RGB. N. 37). Dem Reichs: 
gericht jteht ferner die endgültige Entſcheidung zu über Anſprüche einzelner 
der im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder an die Ge- 
jammtheit derjelben und umgekehrt, dann über Anfprüche eines diefer König— 
reihe und Länder an ein anderes derjelben, endlich über Anfprüche, welche 
von Gemeinden, Körperfchaften oder einzelnen Perſonen an eines der ge- 
nannten Königreiche und Länder oder an die Gejammtheit derielben geftellt 
werden, wenn folche Ansprüche zur Austragung im ordentlihen Rechts: 
wege nicht geeignet find; 

e) über Beichwerden der Staatsbürger wegen Verlegung der ihnen 
durch die Berfaffung gewährleifteten politifchen Rechte, nachdem die Ange 
legenheit im gejeßlich vorgeſchriebenen abminiftrativen Wege ausgetragen 
worden tt. 

Die eigene Kompetenz wahrzunehmen und zu wahren iſt Sadje des 
Reichsgerichts; die Frage, ob die Entfcheidung eines Falles ihm zufteht, 
entjcheidet es ſelbſt in erjter und legter Inſtanz; gegen diefe Entjcheidungen 
giebt e3 feine weitere Berufung und feine Betretung des Rechtsweges. 
Dagegen fann aber das Reichsgericht feinerlei Einſprache erheben, wenn 
die Gejehgebungeine Angelegenheit im geſetzgeber iſchen Wege ordnet, welche 
allenfall3 auch im reichögerichtlichen Wege eine Erledigung gefunden haben 
fönnte; denn die Geſetzgebung jteht jedenfalls über dem Reichdgericht und 
braudt fih an deſſen Entſcheidungen nicht zu halten. 

Die Organifation des Reichsgerichts wurde in den Grundzügen 
jhon mit dem Staatsgrundgejeß, womit es eingejeßt wurde, fejtgeitellt. 

Darnach hat dafjelbe feinen Sitz in Wien und beiteht aus dem 
Bräfidenten und feinem Stellvertreter, welche vom Kaiſer auf 
Lebensdauer ernannt werden, dann aus zwölf Mitgliedern und vier 
Erjagmännern, welde der Kaijer über Borjchlag des Reichsraths 
und zwar ſechs Mitglieder und zwei Erfaßmänner aus den durch das Ab— 
geordnetenhaus, dann ſechs Mitglieder und zwei Erfagmänner aus den von 
dem Herrenhauje vorgeihlagenen Perjonen ebenfalls auf Lebensdauer er: 
nennt. (Art. 5.) 


Weitere Beitimmungen über die Organijation desfelben, dad Ber: 
fahren vor demjelben und die Art und Weife der Vollziehung feiner Er: 
fenntnifje regelt das Geſetz vom 18. April 1869 RGB. N. 44 RGEB., 
das fi als Ausführungsgejeh des Staatsgrundgeſetzes über das Reichs- 
gericht darſtellt.'8) 

Darnad üben der Präfident und fein Stellvertreter fowie die Mit- 
glieder und Erjagmänner des Reichsgericht3 ihr Amt als ein Ehrenamt 
aus (8. 3). 

Doch beziehen diejenigen Mitglieder des Reichsgerichts, welche nicht 
in Wien ihren bleibenden Wohnfig haben, während der Dauer der Sitzungen 


185) Die ei glei des NReichsgerichtes ift mit der Verordnung des Ge— 
fammtminifteriums vom 26. October 1869 RGB. Nr. 163 geregelt. 
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ein Taggeld von 10 Gulden; außerdem gebührt ihnen eine Reijefojtenent- 
ſchädigung (Minifterialverordnung vom 12. Augujt 1876 RGB. N. 117). 
Das Plenum des Reichsgerichts hat jedoch aus feiner Mitte die erforder: 
liche Zahl ftändiger Referenten zu wählen, die bejoldet werden und eben- 
jowohl wie der Präfident und die Erfagmänner ihren bleibenden Wohnſitz 
in Wien nehmen müffen. Zu jeder Situng des Reichtögerichts find deſſen 
ſämmtliche Mitglieder einzuberufen; für die verhinderten treten ihre Erja- 
männer ein. 

Zur Schöpfung eines gültigen Erfenntnifjes ift nebft dem Vorfigenden 
die Anweſenheit von wenigſtens acht Stimmführern erforderlich. 

Das Verhältniß der Befangenheit eines Mitgliedes des Reichsgerichts 
und ſohin deſſen Enthaltung von der Ausübung feines Amtes wird nad 
den Grundjäßen des Eivilprocefjes beurtheilt (8. 7). 

Das NReichdgericht tritt nur auf Antrag eines Betheiligten in Thätig- 
feit. Handelt es fi) um einen Competenzconflict zwiichen Gerichts- und 
Bermwaltungsbehörden, fo find zwei Fälle möglid: ein bejahender, d. i. ein 
folcher, der entjteht, wenn jich zwei Behörden die Competenz jtreitig machen, 
in dem jede fich für competent erflärt und ein verneinender, indem jede die 
Competenz ablehnt. Am erſten Falle kann der Antrag beim Reichsgericht 
nur von einer Qandesverwaltungs- oder höheren Adminiftrativbehörde, im 
zweiten Falle von der betheiligten Privatpartei gejtellt werden. 

Am Namen ftaatliher Verwaltungsbehörden jtellen den Antrag beim 
Reichögericht Die vorgejegten Minifterien; Landesausſchüſſe wenden ſich un— 
mittelbar an dasjelbe. 

Die Anhängigmadhung des Competenzftreites zwijchen einer Gerichts— 
und Verwaltungsbehörde hat die Wirkung, daß das davon ſeitens der Ver— 
waltungsbehörde benadhrichtigte Gericht jedes weitere Verfahren und auch 
die Erecution einzuftellen hat; proviforifche Verfügungen können jedoch ge- 
troffen werden. 

Anträge von Privatparteien müſſen von einen Advocaten unter- 
fertigt fein. 

Bei Competenzconflicten zwijchen oberjten NRegierungs: und Landes— 
behörden (Landesausschüffen) kann jelbjtverjtändlich jede Partei den Antrag 
beim Reichsgericht jtellen. 

Jeder Antrag hat zu enthalten: das Thatjächliche des Falles, die 
Gründe für die Inanspruchnahme beziehungsweife die Ablehnung der Com— 
petenz, die vorhandenen Beweismittel unter Anſchluß der Behelfe. 

Handelt es ſich um die Entfcheidung über die Beſchwerde eines Staats— 
bürger3 wegen Berleßung der ihm nach der Berfafjung zujtehenden poli= 
tiſchen Rechte, jo hat die in ihren politiichen Rechten verlegte Bartei ihrem 
gehörig begründeten Geſuche die von ihr erwirkte Entſcheidung der zuftän= 
digen Adminiftrativbehörde anzuichließen. 

Das Gefuh muß den Nachweis, daß die Angelegenheit im gejeglich 
vorgejchriebenen adminijtrativen Wege ausgetragen worden ift, enthalten 
und längftens vierzehn Tage nad) Zuftellung der in letzter Inſtanz ergangenen 
adminijtrativen Enticheidung eingebradjt werden. 
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Nach gepflogenen Borerhebungen bejtimmt der Präfident zur Ver: 
handlung Tag und Stunde, und feht die Betheiligten ſowie die betreffenden 
Minifterien davon in Kenntniß. DieVBerhandlungen jind mündlich und öffentlich. 

Die Deffentlichkeit fann aus Gründen der Gittlichfeit und öffentlichen 
Ordnung durch Beichluß des Gericht? ausgejchlofjen werden. 

Den Betheiligten jteht e3 frei, fi in der mündlichen Berhandlung 
jelbjt zu vertreten oder durch Advocaten vertreten zu laſſen. 

Behörden, Körperjchaften und Gemeinden üben das Selbitvertretungs: 
recht durch aus ihrer Mitte abgeordnete Bevollmädhtigte aus (8. 24). 

Das Neichögericht it bei Schöpfung des Erfenntnifjes an feine Be: 
weisregeln gebunden, e3 enticheidet nach jeiner freien, aus der Würdigung 
aller in der Verhandlung erörterten Thatfachen und Verhältniffe gewonnenen 
Ueberzeugung; es ijt wie jedes andere Gericht und ebenjo wie der Ber- 
waltungsgericht3hof berufen, die Gültigkeit von Verordnungen zu prüfen 
und darüber zu entjcheiden; die Prüfung der Gültigkeit gehörig kundgemachter 
Geſetze ſteht aber auch ihm nicht zu. 

Das Erkenntniß iſt mit den —— Entſcheidungsgründen in der— 
ſelben, falls dieß aber nicht thunlich wäre, mit den vollſtändigen Entſchei— 
dungsgründen in einer anderen, ſofort den Betheiligten bekannt zu gebenden 
öffentlichen Sitzung des Reichtsgerichts mündlich zu verkündigen. 

Bei der Entſcheidung über ſtreitige Anſprüche öffentlichen Rechtes iſt 
in dem Erkenntniſſe auszuſprechen, ob dem geſtellten Begehren und in 
welchem Umfange jtattgegeben werde, und binnen welcher Zeit eine auf: 
erlegte Verbindlichkeit zu erfüllen ift. Das Erfenutniß hat ſich aud) auf den 
angejprochenen Erjat der Koſten zu erjtreden. 

Bei der Entjcheidung von Bejchwerden über Verlegung politischer 
Rechte hat das Erkenntniß auszujprechen, ob und in welchem Umfange in 
dem zur Entjicheidung vorliegenden Falle die behauptete Verlegung eines 
politiichen Rechtes des Bejchwerdeführers jtattgefunden habe. Diejes Er- 
fenntniß hat weder eine reformatorifche, noch eine caljatorijche, fondern 
lediglich eine theoretische Geltung. 


Gerichtöverfaflung in Ungarn. 


Während Dejterreich jeit dem Jahre 1848 und insbeſondere jeit dem 
Jahre 1860 den Uebergang vom abjoluten Staat zum verfaffungsmäßigen 
durchmachte: hatte Ungarn feit dem Jahre 1848 und insbefondere jeit dem 
Ende der 1860er Jahre die ſchwierige Aufgabe, den Uebergang vom mittel: 
alterlichen Staat zum modernen zu bewerfftelligen. Denn Dejterreich war 
troß jeines Abjolutismus Schon jeit Kaifer Joſeſ II. ein modernerer Staat 
al3 Ungarn mit feiner Gonftitution, und was diefen modernen Gultur: 
Staat3-Charafter anbelangt, hatte Dejterreich fchon in den erjten 1860er 
Jahren Ungarn um ein Bedeutendes überholt: troßdem e3 ihm bezüglich 
des Barlamentarismus heute noch nachſteht. Dieje Bemerkung drängt jich 
insbeſondere auf bei der Betrachtung der neueren Entwidelung des Juſtiz— 
weiens in Ungarn Während nämlich das öjterreichiiche Juſtizweſen jchon 
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jeit 1852 ein im Ganzen nadı modernen Principien geregelte war m 
jeinen letzten conftitutionellen Ausbau 1867 erhielt: dauerten in Ungem 
die fajt mittelalterlichen Juftizzuftände bi8 zum Jahre 1869, wo entlid 
die Gerichtäverfafjung nad) dem Muſter Oeſterreichs vollkommen veritar: 
licht und das Richteramt feine den modernen Principien entiprechende un 
abhängige Stellung erlangte, zugleich aber jo organifirt wurde, daß es du 
Garantien der juriftiihen Bildung und Unparteilichleit zu bieten vermocht 

Bis dahin nämlich wurde die Eivil- und Strafgerichtsbarkeit in Unger 
auf Grund der im Jahre 1723 eingeführten neuen Gerichtsordnung aus 
geübt: 

An erſter Inſtanz von den vier Diftrictualtafeln in Tyrnau, Güns, 
Eperied und Debreczin und der Gerichtstafel in Agram, ferner von da 
Comitatsgerichten (auch Gerichtsjtühle genannt, sedes judieiaria oder sedra 
comitatus), die von dem Ober: oder Vicegefpan des Comitats als Gericht— 
präfidenten zu feſtgeſetzten Terminen einberufen wurden. Als Richter be 
allen dieſen Gerichten funtirten begüterte Edelleute des Comitats, die ihr 
Amt als unbefoldetes Ehrenamt verfahen und ſich über feinerlei juriftiidt 
Bildung auszuweiſen brauchten, nur den gejeßlich vorgefchriebenen Rider 
amt3-Eid abzulegen hatten. 

Ferner gab es in jedem Gomitate ein Bicegefpan gericht m 
das Stuhlrihteramt, erſteres als PBerfonalgerichtshof für Die Adelige, 
letzteres als Specialgericht für gewiſſe im Gejege (1729: 35) genau be 
jftimmte Angelegenheiten. 

Endlich hatten die königlichen Freiſtädte, ſowie die bifchöflichen Städte 
und privilegirten Marftfleden für ihre Angehörigen ihre eigenen Stadt: 
gerichte (Magiftrate), die unter dem Vorſitz des Stadtrichters in allen Civil: 
und Strafrechtsſachen Recht fprachen.!*®) 

Außerdem gab es eine Reihe von Specialgerichten erfter Inſtanz alt: 
geiftliche Gerichte, Militär-Gerichte, Berg-Gerichte, Handels: und Wedel: 
Gerichte u. f. w. Die Urtheilsfprüche der geiftlihen Gerichte mußten au 
Grund alter Geſetze aus dem 16. Jahrh. durch die weltlichen Behörden 
(brachium saeculare) vollzogen werden. 

In zweiter Inftanz übte die Gerichtsbarkeit für ganz Ungarn die 
fönigliche Gerichtstafel!‘‘) in Pet, die unter dem Vorſitz des fog. Fer: 


‚), Die früher bejtandenen jog. Herrenftühle, d. i. PRatrimonialgerichte dir 
Grundherren beziehungsweife ihrer Beamten über die Bauern wurden mit Sick 
artifel IX vom Jahre 1847/48 8. 3 aufgehoben. Bergl. auch Viroszil, Staat* 
recht des Königreich! Ungarn. Peft 1876. 8. III ©. 124 ff. 

0, In der Seſſion 1890 brachte Juftizminifter Szilagbyi im ungariſche 
a einen Geſetzentwurf betreffs der Decentralijation der Fönigl. 

afel ein. 

Der aus 23 Paragraphen beftehende Gejegentwurf verfügt die Auftheilung 
der föniglihen Tafel in Peſt in elf Mppellgerichte zweiter Inftanz mit dem Site 
in ben folgenden Städten: Peſt, Debreszin, Raab, Kaſchau, Klauſenburg, Mare“ 
Bajarhely, Großwarbein, Fünflirhen, Prefburg, Szegedin und Temesvar. De 
Geſetzentwurf enthält ferner Beitimmungen hinſichtlich der Beſoldung der Pröfr 
denten und der Richter, jowie bezüglich der Eintheilung des Landes im die el! 
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ſonals (personalis praesentiae regiae in judieiis locumtenens) au3 einer 
Anzahl Reichswürdenträger als Richtern beitand (Prälaten, Balatin, judex 
eanriae, Protonotare, Fiscus und Affefforen). Doc waren die Comitats- 
gerichte auch Wppellationsbehörden für einige Gerichte erfter Inſtanz wie 
B. Stuhlrichterämter. 

In dritter und letzter Inſtanz fungirte als höchſter Appellations- 
und Revifionsgerichtshof die hohe Septemvirattafel in Pet. Diefelbe beitand 
aus dem Reichspalatin als Präfidenten, aus fünf Prälaten (den Erzbifchöfen 
von Gran und Kalocja und drei Titularbifchöfen), ferner aus einer Anzahl 
Beifibern aus dem Magnaten- und Ritterftande. 


Erjt nad dem mit Dejfterreich gefchloffenen Ausgleiche 1867 ging 
Ungarn daran, das im Jahre 1848 mit der Aufhebung der grundherrlichen 
Berichte begonnene Werk der Reform des Juſtizweſens im Geiſte des 
modernen Eulturftaates zu vollenden. Zu diefem Bivede wurden mit Gefeß- 
artitel IV vom Jahre 1869 eine Reihe von Grundfägen und Beftimmungen 
aufgeftellt, welche ähnlich dem öfterreichiichen Staatsgrundgejeße vom Jahre 
1867 über die richterliche Gewalt, das NRichteramt als ein durchwegs ftaat- 
liches und bejoldetes, dabei aber in der Rechtiprehung unabhängiges, von 
der Berwaltung getrenntes und nur von gejeglich qualifizirten Perſonen zu 
übendes Amt organijiren. 

Nur in einigen unweſentlichen Punkten unterjcheidet fich diejes unga- 
riſche Geſetz über die richterlihe Gewalt vom öfterreichifchen. So ftatuirt 
dasjelbe die Unvereinbarfeit (Fncompatibilität) desRichteramtes mit einem Ab- 
geordnnetenmandat (8.8), mit der Mitgliedfchaft irgend eines politischen oder 
Arbeitervereines ($. 11); die PBenfionirung des Richter tritt mit deſſen 
70, Lebensjahre von amtswegen ein ($. 17); jeder Richter hat gejeglichen 
Anſpruch auf einen jehswöchentlihen Urlaub in jedem Jahre ($. 18); 
Eompetenzitreitigfeiten zwifchen Gerichten und Adminiftrativbehörden ent: 
jheidet das Minifterium ($. 25). Im übrigen find die Grundfäge und 
Beitimmnngen des ungarifchen Geſetzes dem öfterreichiichen conform. 

Nah diefer neuen Gericht3organifation wird in Ungarn die Eivil- 
und Strafgerichtöbarkeit geübt in I. Inftanz von 69 Gerichtshöfen als 
Sollegialgerichten und 375 Bezirfsgerichten al3 Einzelgerichten, und zehn 
Geihtwornengerichten für Preßvergehen; in IL Inſtanz von den königlichen 
Gerichtätafeln in Budapeſt und Maros:Bafarhely, in III. Inftanz von der 
königlichen Kurie in Budapeft. 

Als Specialgerichte fungiren das Handels- und Wechjelgericht in Peſt, 
da3 Seegericht in Fiume, die geiftlihen Ehegerichte, die Militär- 
und Sandwehrgerichte und für Bagatellfachen die Friedens- und Gemeinde- 
richter. 

Croatien-Slavonien hat jeine jelbjtändige Geridht3organifation und 
jwar in I. Inſtanz 11 Gerichtshöfe (Collegialgerichte), 63 Bezirks— 
gerichte (Einzelgerichte) und Orts- und Friedensgerichte; in II. Inftanz die 





Sprengel diefer Obergerichte, wobei auf die Iocalen, wie auf die politifchen und 
nationalen Berhältniffe Rüdficht genommen: ift. 
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Banaltafel in Agram, in IH. Inſtanz die königliche Septemvirattafel da: 
jelbjt; außerdem befindet fich in Agram ein Gejchwornengericht für Preß— 
ſachen. 

Bei den Gerichten J. Inſtanz fungiren königliche Anwaltſchaften, bei 
den Gerichtstafeln (II. Inſtanz) königliche Oberanwälte und bei der könig— 
lichen Curie (III. Inſtanz) Kronanwälte. 

Die Anwälte ſind von den Gerichten unabhängig und unterſtehen wie 
in Oeſterreich dem Juſtizminiſterium. 

Auf Grundlage dieſes Geſetzes vom Jahre 1869 erfolgte dann in den 
erſten 70 er Jahren die Neuorganiſation der geſammten ungariſchen Gerichts: 
verfaſſung. 

Die Geſetzartikel 31 und 32 vom Jahre 1871 regeln die Gerichte 
I. und II. Inſtanz; der GU. 33 organijirt das Inſtitut der Staatsanwalt 
Ihaft; GA. 8 und 9 von demjelben Jahr enthalten die Beitimmungen über 
die Verantwortlichkeit der Richter und Gerichtsbeamten; ferner über die 
gejeglichen Fälle der Transferirung und Penfionirung der Richter. Die 
Geſetzartikel 34 und 35 vom Jahre 1879 organijiren die Advocatur auf 
Grundlage der Freigebung derjelben an qualificirte Candidaten (mit drei 
jähriger Praris nad abjolvirten Studien und vorgejchriebenen Prü— 
fungen)?*!) und das Notariat. 


171) Einige Verfhärfungen enthält der GA. 28: 1887. 


VH. Bud). 
Die Regierungsgewalt. 


Die Vollzugögewalt. 


Die Art und Weife der Ausübung der Negierungs: und Vollzugs- $. 128. 
gewalt formulirt das StGG. über diefelbe (21. December 1867 RGB. 
Nr. 145) in folgenden Worten: Der Kaifer übt die Negierungsgewalt 
durch verantwortliche Minifter und die denjelben untergeordneten Beamten 
und Beitellten aus (Art. 3). Die Minijter find für die Verfaffungs: und 
Geſetzmäßigkeit der in die Sphäre ihrer Amtswirkſamkeit fallenden Regie: 
rungsacte verantwortlich (Urt. 9). Dasfelbe gilt auch von „Jämmtlichen 
Staatddienern“, von denen es (Art. 12) Heißt, daß fie „innerhalb ihres 
amtlichen Wirkungskreijes für die Beobachtung der Staatsgrundgeſetze, ſowie 
fir die den Reichs- und Landesgefegen entſprechende Gejchäftsführung ver- 
antwortlich jind.“ 

Indem das StGG. die Grundzüge der Ausübung der Regierungs: 
und Bollzugsgewalt feititellte, hat e3 im Ganzen nichts Neues geichaffen, 
ſondern einen hiſtoriſch entwidelten Rechtszuſtand conftatirt und firirt. 
sm Grunde ift es nur die Verantwortlichkeit der Miniiter, die allerdings 
als bedeutungsvolles und principielles Novum in die 1867er Gefeggebung 
eingeführt wurde. 

Dad Minifterialfyftem'??) ſelbſt aber wurde fchon in den Märztagen 
1848 in Dejterreich begründet, als das alte hinfällig gewordene „Hofitellen:* 
und „Hofkanzleien-“ und „Hofcommiſſionen-“Syſtem bejeitigt wurde. 


Regional: und Realſyſtem. 


Der Uebergang zum Miniſterialſyſtem im Jahre 1848 brachte in 5. 129. 
Deiterreich implieite auch den Uebergang vom Regionalſyſtem, bei welchen 

2, Wenn es auch jcheinbar nur ein Namenswechſel war, der ſich damit voll« 
309: jo Hatte diefe Umwandlung doch eine tiefere fachliche Bedeutung. Denn mit 
der Bezeichnung „Miniiter” verbindet fich der Begriff eines Chefs eines politiſchen 
Verwaltungszjweiges, der für die gefammte, ihm untergeordnete Verwaltung ver- 
antwortlich iſt; und wenn auch dieie legtere Gonjequenz des Begriffes „Minifler“ 
erit in dem Minifterverantwortlichleitögefege vom Jahre 1867 formell zum Aus— 
drud fam, fo beitand doch thatjächlich das Minifterialiyftem feit dem März 1848 
und trug feither jeder Minifter in Defterreich vor Krone und Bolf die volle Ver: 
antwortung für jeine Verwaltung. 
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die Gentralbehörden fi in die Verwaltung des Staates nah Provinzen 
theilen, in das Realſyſtem, bei welchem diefe Theilung nad) Verwaltungs: 
zweigen Pla greift, mit fih. Denn während es bis zum März 1848 in 
Wien eine böhmisch-öfterreichijch-galizifche, eine königlich ungarische und 
eine bejondere fiebenbürgiiche Hoffanzlei gab, übernahmen nun von den 
neuen Ministerien jedes die Verwaltung der Angelegenheiten jeines Reſſorts 
für die ganze Monarchie. 

In national einheitlichen Staaten hatte ſich dieſes Syitem, welches 
von jelbjt auch einer ftrammen entralifation Vorſchub leiſtet, bewährt. 
In Preußen ward es mit den Stein’schen Reformen 1808 eingeführt. 
Während bis dahin die oberjte preußische Gentralbehörde, der Geheimrath, 
in Departements zerfiel, denen einzelne Provinzen zugetheilt waren, 
wurden feit 1808 Minijter für die einzelnen Verwaltungszweige in ganz 
Preußen eingeführt, um fo der Verwaltung mehr Kraft und Energie, aud) 
dem Verwaltungsrechte eine größere Einheitlichkeit zu verleihen. Cbenfo 
war auch jeit der großen Revolution Frankreich organilirt. 

In Defterreich jedoch konnte, da bier die Verhältnifje eben andere 
waren, das Realſyſtem nicht unangefocdhten bleiben, 

Denn Hier jträubten ſich die hiſtoriſch-politiſchen Andividualitäten 
gegen die mit dem Realſyſtem verknüpfte Centralijation, verlangten Berüd- 
fihtigung ihrer Eigenthünmlichfeiten und forderten bejondere „Hoffanzler“ 
oder doch Landsmannminifter im Minifterrathe. 

Die erjten, welche diefe Forderung für ſich durdhjegten, waren die 
Ungarn; denn der 1867er Dualismus war eben ein Bruch ſowohl mit dem 
Realſyſtem in den Wiener Gentralbehörden wie auch mit all und jeder 
Gentralijation des Geſammtreiches. 

Aber auch in Oeſterreich mußte den Verhältniſſen Rechnung getragen 
und mußten dem Regionalſyſtem inſoferne Zugeſtändniſſe gemacht werden, daß 
neben den Reſſortminiſtern ein beſonderes Miniſterium für Galizien errichtet 
wurde, dem betreffs der galiziſchen Angelegenheiten aus allen anderen Rei: 
fort3 die Begutachtung zufteht.?”*) 


Die Behörden. 


Ein oder mehrere Beamte, die auf Grund eines Geſetzes mit einem 
bejtimmten Wirkungskreife und fejtem Amtsfige und Amtsiprengel vom 
Staate bejtellt jind, um, ſei es obrigfeitliche Rechte, jei es Aufjicht zu üben, 
das ftaatliche Rechnungswefen zu bejorgen, Beurfundungen vorzunehmen, 
Gutachten zu erjtatten, bilden eine (jtaatliche) Behörde.1749) Neben ftaat: 
lichen giebt ed auch autonome Behörden (j. unten.) 

18) Auch Für Böhmen ift ein „Minifter ohne Portefeuille“ von cediicher 
Nationalität in den Rath der Krone berufen worden. In der Sprache der Politik 
und des Parlamentes wird derjelbe als cechifcher „Landsmannminifter“ bezeichnet; 
das geichriebene Staatsrecht allerdings fennt feine „Yandsmannminifter“. 

4, Die Worte Amt und Behörde wurden im Spradgebraudy und auch in 
der Sprache der Gejege nicht ftrenge auseinander gehalten und oft gleichbedeutend 
gebraucht. Nichtsdeftomweniger ift zwiihen Amt und Behörde ein begrifflicher 
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Nicht allen Behörden fommt das Recht zu, unmittelbar an Parteien 
Befehle zu erlaffen: es giebt Behörden, deren Aufgabe es ijt über Wahr- 
nehmungen in ihrem Wirfungsfreife Gutachten und Berichte zu erftatten 
und die zum Zwecke einer obrigfeitlichen Verfügung erjt eine andere Be— 
hörde um Erlafjung des Amtsbefehles angehen müſſen; nicht3dejtomeniger 
fommt ihnen der Charakter der Behörde zu (z.B. Gewerbeinjpectoren); 
auch giebt es Behörden, die nur als Hilfsorgane für andere Behörden 
functioniren, 3. B. Rechnungshöfe, Gaffenämter, Depofitenämter, Kataftral: 
ämter, Grundbuchsämter u. j. w. 


Anftalten. 


Bon den Behörden zu unterjcheiden find Anftalten. Während das 
Merkmal der erjteren darin liegt, daß fie nur zur Uebung hobeitlicher 
Rechte, zur Beurkundung, Begutadhtung oder Aufficht, aljo immer nur zu 
einer mehr formalen Thätigfeit berufen jind: bringen es die Bedürfniffe 
des Staates mit fih, daß man auch an die Durchführung und Löfung 
materieller Aufgaben jchreiten muß. Sole Aufgaben fünnen fein: 
wiſſenſchaftliche, erziehliche, wirthichaftliche, hygienische, technijche u. degl. 
Zu diefem Zwecke errichtet der Staat Anjtalter wie Univerjitäten,!??) Ucade- 
mieen, Schulen, Heilanftalten, Fabriken, Verkehrsanſtalten (Poſten, Eifen: 
bahnen, ZTelegraphen= und Telephonanitalten), deren Führung und Leitung 
er jeinen eigenen Organen anvertraut. Es unterjcheidet ſich aljo die An— 
jtalt von der bloßen Behörde dadurch, daß der erjteren die Durdhführung 
und Löjung materieller Aufgaben auf den erwähnten Gebieten übertragen wird. 

Daraus ergiebt ſich zwiſchen Behörde und Anjtalt folgender Unter: 
ſchied. Eritere verfolgt nur ausjchließlih und unmittelbar ftaatliche 
Zwecke. Das heißt, jie hat feine anderen und fie verfolgt die jtaatlichen 
nicht durch das Mittel anderer Zwecke. 

Die Anjtalt dagegen verfolgt unmittelbar und in erjter Linie anſtalt— 
liche Zwede, die ein Mittel zur Erreichung jtaatlicher Zwede find. Das 
ftaatliche Krankenhaus hat den Zwed, die Kranken zu heilen; die Boftanjtalt 
Perſonen, Briefe und Güter zu transportiren u. ſ. w. Erſt in zweiter 
Unterfchied. Das Amt übt principiell feine hoheitlichen (behördlichen) Functionen, 
daher man insbejondere von Hilfsämtern Spricht und nicht von Hilfsbehörden. 
Unter jolchen Hilfsämtern verfteht man 3. B. ein Erpedit einer Behörde, deren 
Regiftratur und Einreichungsprotocoll; die öfterreichiiche Verwaltung bedient jich 
des Ausdrudes Hilfä-Memter-Director, nicht aber Hilfd-Behörden-Director. Aller- 
dings hat fich dieſe begriffliche Differenzirung nur in Dejterreih und auch da in 
der neuejten Zeit vollzogen. In Deutichland und insbejondere in Preußen wird 
das Wort „Amt“ gleichbedeutend mit Behörde gebraucht, und auch in Dejterreich 

ab es noch bis in die 50er Jahre Bezirfdämter. Doc, wäre e3 jedenfalld von 
ugen, an dieſer Differenzirung der Begriffe, welchen der Sprachgebrauch der 
Öfterreichiichen Berwaltungspraris einführte, feftzuhalten. 

5) Unger zählt die Univerfitäten zu den Corporationen (Syftem I ©. 32). 
Das ift für die Gegenwart nicht richtig. Einft als die Univerlitäten ganz jelbjt- 
ftändig waren und deren Brofefloren feine Beamte, mögen fie den Charakter von 
Gorporationen gehabt haben. Gegenwärtig find fie Staatsanftalten. 

11* 
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Linie und mittelbar it die Löſung diefer Aufgaben, die Erreihung dieſer 
anjtaltlihen Zwede aud) im Intereſſe des Staates und jomit Erreichung 
jtaatlicher Zwecke, z. B. in obigen zwei Fällen öffentlicher Gejundheitszuftand, 
Hebung des jtaatlihen Einfommens u. ſ. w. 

Aus diefem Unterjchied der Stellung und der Aufgaben der Behörden 
und Anjtalten ergiebt ſich endlich ein wichtiger Unterſchied jtaatSrechtlicher 
Natur. 

Eine Anſtalt bildet eine jelbjtändige, fogenannte juriſtiſche Perſönlich— 
feit, was bei der Behörde nicht der Fall iſt. Man fpricht befanntlidy von 
einer juriftiichen Perjönlichkeit da, wo ein Vermögen, eine Geldfumme oder 
fonft ein materielles Gut (Grund und Boden, Gebäude 2c.) einem Zwecke 
gewidmet werden, zu dejjen Erreihung es nöthig iſt, für dieſes „Zweckver— 
mögen" Rechtsgeschäfte einzugehen. Da nun jede Anjtalt befondere anitalt- 
liche Zwede verfolgt, jo muß es ihr auch geitattet jein, für die Förderung 
diejer Zwecke NRechtsgejchäfte einzugehen und da der Staat an der Förde: 
rung dieſer anftaltlihen Zwecke ein Intereſſe hat, welches allerdings auch 
ein gemeinnüßiges Intereſſe ift, jo kann er nicht3 dagegen haben, wenn 
diefe Zwecke neben ihm auch von dritten Perjonen durch Vermögenszuwen— 
dung gefördert werden, zu welchem Zwecke den Anstalten die jogenannte 
juriftiiche Perſönlichkeit beigelegt wird. 

Einem jtaatlichen Krankenhaus, einer ftaatlihen Lehranitalt u. ſ. w. 
fünnen alfo von dritten Perſonen Vermögenszuwendungen, Schenkungen 
gemacht werden; diefe Anftalten können für ihre anftaltlichen Zwecke Ver— 
mögen erwerben und befiben, mit einem Worte als fogenannte juriftijche 
Berjönlichfeiten auftreten und Rechtsgeſchäfte eingehen. 

Nicht jo die Behörden. Dieje verfolgen unmittelbar und ausjchließ- 
lich nur Staatliche Zwecke, keinerlei andere, eigene, von den jtaatlichen unab— 
bängige. Es giebt feine befonderen behördfihen Zwede und der Staat 
fünnte folche nicht dulden. Die Behörde ift nur Organ des Staates; fein 
Ganzes für fih, nur ein Bejtandtheil der jtaatlichen Organifation. Sie 
Tann daher fein eigenes Vermögen befigen und fann daher auch nicht eine 
fogenannte juriſtiſche Perjönlichkeit jein. Allerdings könnte es einmal 
einem Millionär einfallen, einer Behörde ein Vermögen zu verjchreiben: 
diejes Vermögen fiele einfach dem Staate anheim — oder das Legat wäre 
nah Umjtänden unwirkſam. In feinem Falle aber fünnte eine Behörde 
als joldye ein Vermögen erwerben — was jurijtiih jo ausgedrüdt wird, 
daß eine Behörde keine juristische Perjönlichkeit beſitzt. 


Wenn nun aud der Unterjchied zwiſchen Behörde und Anftalt begriff- 
lich fejtgejtellt werden fann, fo Läßt ſich doch in concreto feine fejte Gränze 
ziehen und das umfoweniger, weil in der Wirklichkeit aus praktischen Rück— 
jihten Anjtalten und Behörden vereinigt und den Anjtaltsbeamten oft 
behördliche Functionen übertragen werden. Andererſeits giebt e3 jtaat= 
liche Anftalten, denen in eriter Linie wirthichaftliche oder andere Aufgaben 
zugemwiejen find und die trogdem feine jelbjtändige Erwerbsfähigkeit, alſo 
auch feine jog. juriſtiſche Perſönlichkeit befigen. 
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Für die Bereinigung von Anjtalt und Behörde diene als Beijpiel 
ein jtaatliches Bergwerk, wo die Bergwerfsdirection auch behördliche Attri— 
bute beiigt; auch dem Perſonal einer ftaatlichen Eifenbahn (3.8. Stations- 
chef) pflegen gewiſſe behördliche Attribute übertragen zu werden. Dafür 
ind ausſchlaggebend practiiche Rüdlichten: der Staat braucht fich eben nicht 
jtrenge an die begriffliche Gränze zwifchen Anftalt und Behörde zu halten. 
In diejen Fällen hat das Perjonale der Anftalten zugleich einen behörd— 
lihen Charakter. Wenn der Stationschef Züge rangiren und inftradiren 
läßt, handelt er als Anftaltsbeamter; wenn er Berfonen, die fich gegen das 
Reglement vergehen, einfperren läßt, handelt er ald Staatöbeamter. Die: 
ſelben Berfehrsanitalten (und auch induftrielle Etabliffements, wie 3. B. 
Bergwerfe, Tabakfabrifen u. |. w.), find auch ein Beifpiel von Anitalten, 
die feine felbjtändige Rechtsfähigkeit, alfo feine juriſtiſche Perſönlichkeit be— 
figen und nur im Auftrage des Staates und für den Staat Rechtögeichäfte 
eingehen können. 


Selbftverwaltungsförper. 


Nicht alle öffentliche Verwaltung im Staate wird von der Regierung 
geübt. Ein bedeutender Theil derjelben wird vielmehr von fog. Selbſtver— 
waltungsförpern unter der oberjten Auflicht der Regierung bejorgt. Auch 
der abjolutejte und despotiſcheſte Staat ift bei bedeutenderer territorialer 
Ausdehnung nicht im Stande, ſolcher Selbſtverwaltungskörper, die ihm die 
öffentlihen Angelegenheiten verwalten helfen, zu entrathen. Es ijt denn 
das auch feine neue Einrichtung, ſondern umgekehrt eine aus den älteften 
Beiten des Staates datirende, denn je weniger der jtaatliche Beamtenorga- 
nismus enttwidelt und ausgebildet war, einen dejto größeren Wirkungskreis 
mußten ſolche Selbjtverwaltungstörper bejigen. Wie anderwärts unter: 
nahm es aud in Dejterreich zuerjt der aufgeflärte Abjolutismus und jodann 
der Bolizeiitaat, alle Verwaltung im Staate für die Regierung zu recla= 
miren und alle von früher her beitandenen Selbjtverwaltungstörper aufzu— 
heben oder zu verjtaatlichen. Dieß Unternehmen, wie berechtigt es auch 
jeinerzeit war und welch große Bedeutung es auch in der Entwidelung des 
Staates hatte, erwies fich doch in der Folge als undurchführbar und wenig 
heilfam und das aus zweifachen Gründen. Erftens führte e3 die jtaatliche 
Verwaltung auf Abwege aus Unkenntniß der thatjächlichen Bedürfniſſe des 
Volkes; zweitens belajtete die Bielregiererei die Finanzen des Staates der: 
maaßen, daß zu einer Entlaftung derjelben mittelit Wiederaufrichtung von 
Selbftverwaltungsförpern gejchritten werden mußte. 

Als ſolche Selbſtverwaltungskörper fungiren in Defterreich die Ge: 
meinden und Länder — in Böhmen, Galizien, Steiermarf, Schlefien und 
Tirol obendrein noch Bezirke, in Ungarn die Comitate. 

Was diefe Gebietseinheiten in Verbindung mit den auf denfelben 
anfäffigen Bevöflferungsgruppen zu Selbjtverwaltungsförpern macht, das 
üt das ihnen geieglich zuftehende Net der Wahl einer Vertretung und 
der diefer Vertretung gejetlich eingeräumte Wirkungsfreis, der überall ein 
doppelter ift und zwar erjtens ein eigener zur Verwaltung des eigenen 
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Bermögens und der eigenen Angelegenheiten und zweitens einübertragener, 
in welchem die Bertretungen bderjelben eine Anzahl ihnen vom Staate 
überwiejener Angelegenheiten für den Staat und in Vertretung jtaatlicher 
Organe zu bejorgen haben. 

Die Selbjtverwaltungsförper üben die ihnen zuftehende Verwaltung 
durch autonome Behörden, die aus gewählten Ehrenbeamten bejtehen; doch 
wird meijt ein Theil der Gejchäfte der autonomen Behörden, von durch die 
jelben ernannten bejoldeten Beamten bejorgt. 

Bon den Regierungsbehörden unterjcheiden fich die autonomen Be- 
hörden auch dadurch, daß die Organifation der erjteren Sache der Staats: 
geſetzgebung, diejenige der letzteren Sache der Landesgeſetzgebung iſt. 


Die öſterreichiſchen und ungariſchen Behörden. 

Nach dem ſoeben Geſagten iſt die oberſte Eintheilung aller Behörden 
die in ſtaatliche und autonome, je nachdem dieſelben vom Staate oder von 
einer autonomen aus Wahlen hervorgegangenen Körperſchaft (Selbſtver— 
waltungsförper) bejtellt find. Ein weiterer Unterjchied zwiſchen dieſen 
beiden Arten der Behörden liegt auch darin, daß die erjteren aus Berufss, 
die leteren in eriter Reihe aus Ehrenbeamten bejtehen. Wir jagen in 
erster Reihe, weil auch autonome Behörden zur regelmäßigen und fort: 
laufenden Führung der Gejchäfte oft der Berufsbeamten nicht entrathen 
fünnen und jolche ähnlich wie der Staat aus den Reihen qualificirter Per— 
ſonen (Jurijten) für Iebenslänglich bejtellen, woraus ſich der Unterſch ied 
von ftaatlihen und autonomen Berufsbeamten ergiebt. 

Die ftaatlihen Behörden zerfallen zunächſt in Eivil- und Militär: 
behörden. Lebtere bilden eine abgejonderte außerhalb des Rahmens der 
Eiviljtaatsverwaltung ftehende Organijation. 

Die Eivilbehörden zerfallen mit Bezug auf den verjchiedenen terri: 
torialen Umfang ihres Wirkungskreiſes in fünf Arten: 

1. Defterreichifch-ungarifche gemeinfame Behörden; ſolche find: die ge- 
meinfamen Minifterien des Aeußern und des Kaiferlichen Haujes; des 
Krieges und der Finanzen, jodann der gemeinfame Rechnungshof. 

2. Gentralftellen für jede der beiden Neichshälften und zwar für 
Deiterreich die fieben Minifterien: des Innern, der Finanzen, der Justiz, 
des Cultus und Unterrichts, des Handels, des Aderbaues und der Yandes- 
vertheidigung, und die fieben ungarischen Minifterien des Innern, der Justiz, 
der Finanzen, des Cultus und Unterricht3, des Aderbaues, des Handels 
und der Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und Communicationen. Wen. 
die hier aufgezählten Miniiterien aus dem Grunde als Eentralitellen auf- 
gefaßt werden müſſen, weil ihr Wirfungsfreis vom Centrum jedes der 
beiden Staaten aus auf das ganze Staatsgebiet jich erjtredt: jo nehmen 
neben ihnen Ausnahmsftellungen ein in Dejterreih das Minijterium fiir 
Galizien und in Ungarn das croatijch-lavonische Minifterium, deren Wirk 
ſamkeit fich, objchon fie im Centrum des Staates ihren Sig haben nad) dem 
Negionalprincip, des erjteren ausschließlih auf Galizien, des Tekteren 
ausſchließlich auf Eroatien-Stavonien beichränft; endlih das ungariiche 
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Minijterium am allerhöchſten Hoflager („um die Perſon Seiner Majejtät“), 
welches dem Hoflager des Kaiſers folgend die Vermittlung zwijchen der 
Krone und dem ungariſchen Minifterium ſowie zwifchen den Minifterien 
beider Reichshälften zu bejorgen hat. 

3. Landesbehörden find die an der Spite der größeren öfterreichifchen 
Länder jtehenden Statthaltereien und an der Spihe der Heineren (Bukowina, 
Schlefien, Salzburg, Kärnten, Krain) ftehenden Landesregierungen; die 
Finanzlandesdirectionen; ferner die eroatiſch-ſlavoniſch-dalmatiniſche Regie- 
rung in Agram. 

4. Bezirföbehörden find. die Bezirkshauptmannschaften in den einzelnen 
öfterreichifchen Kronländern. 

5. 2ocalbehörden find die in größeren Städten eingejegten Polizei: 
directionen. 

Bon den localen Wirkungsfreifen nach aufwärts, der hierarchiſchen 
Stufenleiter der jtaatlihen Behörden folgend, erhebt ſich die nicht in allen 
Ländern gleihmäßig ausgebaute autonome Behördenorganijation, die theils 
aus Ausſchüſſen der Vertretungen, theild aus duch die Vertretungen er: 
nannten Gemeinde-, Bezirks- oder autonomen Landesbehörden bejteht.1?°) 

Solde Behörden find: 

1. Die Gemeindevertretungen und die von ihnen gewählten Vorjtände 
in den öjterreihiichen Landgemeinden; die Gemeinderäthe und die von 
ihnen ernannten Magiftrate in den öfterreichiichen Städten mit eigenen 
Statuten. In Ungarn die Municipien in den Städten. 


2. Die Bezirfövertretungen und die aus ihnen hervorgehenden Be- 
zirf3ausfchüffe und in Ungarn die Stuhlrichterämter. 


3. Die Landesausschüffe in den öfterreihifchen Kronländern; in Ungarn 
müffen al3 den öfterreichiichen Kronländern gleichtwerthige Communalver: 
bände die Comitate angejehen werden, weil fie unmittelbar den Central: 
jtellen untergeordnet find und ihre politifhen Rechte denjenigen der 
— Landtage am nächſten kommen. 


70 Von den autonomen Behörden find ſtrenge zu unterſcheiden die geſetz— 
ebenden Körperſchaften. Denn obwohl beiden das Merkmal der Entſtehung durch 
—*— gemeinſam iſt, jo liegt doch der principielle Unterſchied darin, daß den Be— 
börden eine unmittelbare Action gegenüber der Bevölkerung zujteht, was bei gejeß- 
gebenden Körperichaften nicht der Fall ift. Delegationen, Reichsrath und Land- 
tage find daher feine autonomen Behörden, denn wenn fich auch die Bevölferung 
an diejelben mit Petitionen wenden fann, jo fünnen doch dieje gejeßgebenden 
Körperichaften an die Bevölkerung oder an einzelne Parteien feinerlei Ent— 
iheidungen gelangen lafien; fie fünnen gegenüber denjelben nie in unmittelbare 
Action treten. Anders verhält ſich die Sache mit Gemeinde- und Bezirksver- 
tretungen; dieſe find (autonome) Behörden; demn wenn fie aud nicht aus Be— 
rufsbeamten beftehen, jo treten jie doc) der Bevölkerung und den einzelnen Par— 
teien gegenüber infofern in unmittelbare Action, als jie auf Eingaben und Gejuche 
Enticheidungen erlafien können; ebenſo find die Landesausichüfie Behörden. Die 
autonome Behördenorganilation reicht aljo bis zu den Landesausſchüſſen: 
von den Landtagen aufwärts ſind die gewählten Körperſchaften geſetgebende 
Körperſchaften und keine Behörden. 
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Ein principieller Unterjchied zwiſchen jtaatlichen und autonomen Be- 
hörden in Dejterreich liegt, abgejehen von der verfchiedenen Art ihrer Ent- 
jtehung, darin, daß den autonomen Behörden feine Vollzugsgewalt einge 
räumt it. Wenn es ih um Erecution vechtsfräftiger Entſcheidungen 
handelt, jo müfjen fi) die autonomen Behörden wegen Durchführung der: 
jelben an die jtaatlichen Behörden wenden.*7) Nur infoweit es ſich um die 
Handhabung der Ortspolizei handelt, ift der Gemeindeausichuß da, wo es 
für die Ausübung der Ort&polizei feine jtaatlichen Organe giebt, befugt, die 
Durchführung der für die Gemeinde gültigen Vorſchriften auch ſelbſt vorzu: 
nehmen und mit Geldjtrafen bis 10 fl. oder Arreftitrafen bis zu 48 Stunden 
vorzugehen. 

Endtih it zwiſchen ftaatlichen und autonomen Behörden noch der 
Unterfchied hervorzuheben, daß gegen allgemeine Anordnungen der jtaat- 
lihen Behörden dem Einzelnen fein Bejchwerderecht zufteht, während gegen 
jolhe Anordnungen, wenn fie von Comunalbehörden erlafien find, dieß 
allerdings der Fall ift.'"®) 


Das öfterreichifche Minifterium. 


Zwiſchen dem Jahre 1848, in welchem zuerji der aus fünf Minifte: 
rien (Auswärtiges und Faiferl. Haufes, Inneres, Justiz, Finanzen und Krieg) 
bejtehende öjterreichiiche Minifterrath errichtet "?) und dem Jahre 1867, 
wo der Dualismus in der heutigen Gejtalt gegründet wurde, madjte das 
öfterreichiiche Minifterium mannigfache Wandlungen durch, deren Refultat 
die jchließliche Ereirung von fieben öfterreichiichen Minifterien war, indem 
zu den ſeit 1848 beftehenden Minifterien des Innern, der Juſtiz, der 
Finanzen, die neucreirten Minijterien de Cultus und Unterrichts, des 
Aderbaues, des Handels und der Yandesvertheidigung Hinzufamen, hingegen 
an Stelle der öjterreihiichen Minifterien des kaiſerlichen Haufes und der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, ſodann des Krieges, öſterreichiſch-ungariſche 
gemeinjame Minifterien für dieje zwei Reſſorts und unter Einfchränfung des 
Wirfungsfreifes des Biterreichiichen Finanzminifteriums auf die im Reichs— 
rathe vertretenen Länder für die gemeinfamen Finanzangelegenheiten ein 
gemeinfames Reichs: Finanzminijterium gejchaffen wurden. 


Der Wirkungsfreis der einzelnen Minifterien ijt theilweife im allge— 
meinen als Wirfungsfreis „der k. f. Minifterien“, theilweije für jedes 
Minifterium insbejondere als „befonderer Wirkungskreis“ des betreffenden 
Miniſteriums fejtgejegt. Jene allgemeinen Normen enthalten die a. h. 
Entihliegungen vom 12. April und 27. Mai 1852; darnach gehört in 
den Bereich der Wirkſamkeit der k. k. Minijterien die Vollziehung eventuell 
die Erläuterung der Geſetze und kaiſerl. Verordnungen, Beſchlüſſe und 


27) Miniiterialerlaß vom 16. März; 1872 Nr. 2163. 
2 Entſcheidung des Minifteriums des Innern vom 22, Februar 1869 
1. 


3. 190 
170) Mit Juftizminijterialerlaß vom 17. März 1848 IGS. Nr. 1127 mwurbe- 
ſämmtlichen Länderftellen die Bildung eines Minifterrathes befannt gegeben. 
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Befehle; die Beantragung bezüglich neu zu erlafiender Geſetze und Anord— 
nungen; die Erlaffung aller nad) Umständen und Berhältniffen nöthigen 
Inftructionen, Vorjchriften, Neglements u. ſ. w. Die Organifirung der 
Behörden;8) Syftemifirung und Regelung der Bezüge; die Beſetzung der: 
jenigen Boten, die nicht der Ernennung durch den Kaifer vorbehalten find; 
die llebung der Disciplinargewalt über die ihnen untergeordneten Beamten; 
die gefammte Öconomifche Verwaltung zum Zwecke der Unterbringung der 
in ihr Reſſort gehörenden Amtslocalitäten; doc; ijt in jenen Fällen, two 
größere den Staatsihab belajtende Ausgaben zu machen jind, jedesmal 
das Einvernehmen mit dem Finanzminifterium zu pflegen. 


Gemeinfame Minifterien, 

Der Wirkungskreis der einzelnen Minifterien wurde theilweile eben- 
fall3 dur die obigen a. h. Entichließungen von 1852, theilweife in der 
Folge durch befondere Geſetze (a. h. Entichließungen) geregelt. Darnach 
umfaßt der Wirfungstreis des Minijters des faijerl. Haufes (ver in 
Folge der 1867er Geſetze heute ein gemeinfamer Minijter und zugleich auch 
Meinijter des Auswärtigen wurde) alle Angelegenheiten, welche ſich auf die 
jtaatsrechtlihe Stellung der Dynaſtie und des gelammten Kaiferhaufes, 
ſowie die ftatutariichen Verhältnifje der Faiferlihen Familie und ihrer 
Glieder beziehen; er hat insbefondere auch für die Flüſſigmachung der aus 
dem Staatsſchatze den Mitgliedern des Kaiſerhauſes zu verabfolgenden Apa- 
nagen, Heirathögüter und anderer Geldleiftungen zu jorgen; die Ordnung 
der Privatvermögensverhältnifje des kaiſerlichen Haufes und deſſen Mit: 
glieder aufrecht zu halten und die bezüglichen Intereſſen zu wahren und 
zu vertreten. Als Minifter des Aeußeren liegt ihm die Vertretung der 
Rechte und Intereſſen des Reiches den auswärtigen Staaten gegenüber ob; 
ferner die Vermittlung des geſammten Verkehres mit den am faijerlichen 
Hofe acereditirten ausländischen Gejandtihaften und Miſſionen, und die 
Ertheilung von Inftructionen an die öfterr. ungar. Vertretungen im Aus— 
ande; die Unterhandlung und der Abſchluß der Staatöverträge; die Ver: 
tretung der Intereffen der einzelnen öfterreichifhen und ungariſchen Staats: 
angehörigen im Wuslande, infofern jelbe zu einem bdiplomatiihen Ein: 
Ichreiten fi eignen; die Vermittlung des Verkehrs zwijchen den auswärtigen 
Regierungen und dem faiferlichen Hofe oder den inländiichen Behörden; 
die Mitwirkung bei Ernennung der Generalconfuln, Conſuln und Eonfular: 
beamten. 

In Folge der 1867er Geſetze, die das Verhältniß Ungarns zu Dejter: 
reich regelten, änderte fid) die Stellung des Minijters des Aeußern inſofern, 
als er auf Grund diejer Geſetze die Leitung der auswärtigen Bolitif und 
jein gefammtes Reſſort vor den Delegationen zu vertreten hat; insbejondere 
ift er verpflichtet, folche internationale Verträge, deren Genehmigung den 
Bertretungsförpern der beiden Neichshälften vorbehalten ift, nicht ohne dieſe 
Genehmigung definitiv abzujchließen. 


10) DOrganifation der Behörden ift gegenwärtig Sache der Geichgebung. 


$. 137. 


$. 138. 
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Untergeordnet find diefem Minifterium: das geheime Haus-, Hof: und 
Staatsardhiv, die Gefandtichaften und Confulate, endlich die orientaliiche 
Ucademie in Wien. 

Der Wirfungsfreis des Reichskriegsminiſters ergiebt ſich aus dem 
Ausgleichögefeße v. 21. Dec. 1867 Nr. 146, worin die gemeinfamen An- 
gelegenheiten fejtgejeßt ind. 

Da nämlich dort ($. 1 lit, b) „das Kriegsweſen mit Inbegriff der 
Kriegsmarine, jedoch mit Ausschluß der Recrutenbewilligung und der Ge: 
jeßgebung über die Art und Weije der Erfüllung der Wehrpflicht, der Ber- 
fügung binfichtlich der Dislocirung und Verpflegung des Heeres, ferner der 
Regelung der bürgerlichen Verhältniſſe und der fich nicht auf den Militär: 
dienst beziehenden Rechte und Verpflichtungen der Mitglieder des Heeres“ 
als gemeinjame Angelegenheit erflärt wurde: fo folgt daraus, daß die Ver- 
waltung der hier als gemeinjam erklärten Angelegenheiten in den Wirkungs— 
freiß des gemeinjamen Reichskriegsminiſters fällt, die von diefer Gemeinjam- 
feit jedoch ausgeſchloſſenen Angelegenheiten zu dem Wirkungskreiſe der 
beiderfeitigen Landesvertheidigungsminiiter gehören. Untergeordnet diejem 
Ministerium find: der oberjte Militärjuftizfenat, die Marinejection, das 
Kriegsarchiv, jodann die in den einzelnen Ländern bejtehenden Militär- 
territorialbehörden, General- und Militärcommandos. 

Dasjelbe, was vom Reichskriegs- gilt au vom Reihsfinanzmini- 
jterium. Die auf das gemeinjame Finanzweien ſich beziehende Beitimmung 
des Ausgleichsgeſetzes ($. 1 lit. c) beitimmten eo ipso auch den Wirfungs- 
kreis dieſes Miniſteriums — und zwar bilden den Gegenjtand desjelben 
„das Finanzweſen rüdjichtlich der gemeinschaftlich zu bejtreitenden Auslagen, 
insbejondere die Feitiegung des diesfälligen Budgets und die Prüfung der 
darauf bezüglichen Rechnungen.“ Untergeordnet ijt diefem Mintjterium 
die Neichscentralcafje. Neben den gemeinfamen Minijterien bejteht als 
gemeinfame Reichsbehörde der gemeinfame oberjte Rechnungshof. 


Die öfterreichifchen Minifterien. 
I. Minijterium des Innern. Nach der a. h. E. v. 12. April und 
27. März 1852 umfaßt der bejondere Wirfungsfreis diefeg Miniſteriums 
die Leitung und Ueberwachung jämmtlicher politifch-adminijtrativer An: 


gelegenheiten und jämmtlicher, der politiichen Verwaltung angehörender 
Behörden, Aemter und Organe. Ansbefondere hat der Minifter des Innern 


für die Integrität und Evidenzhaltung der Reich: und Kronlandsgränzen _ 


zu forgen; die Regulirung der politiichen Bezirkseintheilung in den einzelnen 
Kronländern zu überwachen; die Amtsfige der Behörden zu bejtimmen; die 
Erhebungen in den Adelsitand nad den diesfalls beftehenden Normen zu 
beantragen; ferner gehören in jeinen befonderen Wirkfungsfreis alle Lehens— 
ſachen, Stiftungsangelegenheiten, die Sanitätsverwaltung; Grundentlaftung 
und Urbarialangelegenheiten, Volkszählungsweſen, Staatsbürgerfchafts- und 
Namensänderungen; Borjpannswejen und Militärbequartirung; oberite 
Leitung und Ueberwachung des Gebahrens der Gemeinden, des Gewerbe- 
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weſens; da3 gefammte Meldungs- und Vereinsweſen; die gefammte Baus 
polizei; endlich ift das Minifterium des Innern die oberjte Polizeibehörde 
und fallen daher in den Wirkungskreis desjelben alle jene genden, 
deren Bejorgung laut a. h. €. v. 25. April 1852 der oberiten Polizei- 
behörde oblagen, namentlih: Staatspolizei; das Paß- und Fremdenmejen; 
die Ueberwachung der öffentlichen Sicherheit (Min. Ber. 15. Februar 1870), 
der Preſſe, des Theater? und die Leitung und Ueberwachung der polizei: 
lichen Organe und Wachkörper. Als berathende Körperſchaft jteht diejem 
Miniiterium der oberjte Sanitätsrath zur Seite.'*?) 

U. Das Finanzminijterium hat das Staatövermögen zu verwalten, 
für den Eingang der gejeglichen Staatseinnahmen Sorge zu tragen und die 
geieglihen Staatdausgaben zu bejorgen; e3 verfieht alle Angelegenheiten, 
welche jih auf den Staatseredit, den Geldverfehr beziehen; es verwaltet 
alle Staats: und Fondsgüter; es beantragt die gejegliche Feſtſtellung aller 
Steuern, Abgaben, Gebühren und Zölle; es bejorgt alle Ereditoperationen, 
die durch Gejege angeordnet werden und ebenfo das gefammte Staatsjchulden- 
tilgungswejen.!°*) Untergeordnet diefem Minifterium find folgende Gentral- 
behörden in Wien: die öſterreichiſche Staatscentralcafie, das Minijterialzahl- 
amt und die Staatsichuldencafje; ferner die Generaldirection der Tabakregie; 
das Hauptmünzamt; das Generalprobiramt und das Hauptpunzirungsamt; 
ferner die Salinenverwaltungen an den einzelnen Salinenftätten. 

Während die anderen Minifterien in der Verwaltung ihrer Reſſorts 
auf die allgemeinen politifchen Landes: und Bezirtsbehörden (f. unten) an: 
gewieſen find, hat das Finanzminifterium für die Verwaltung der Finanzen 
jeine bejonderen, ihm ausschließlich untergeordneten Landes- und Bezirks: 
behörden. Es find dag die Finanzlandesdirectionen!*?) und die Finanz: 
bezirfsdirectionen; als Localbehörden verjehen den Dienſt der directen 
Beiteuerung Steueradminiftrationen in einigen größeren Städten, und Steuer: 
ocalcommifjionen in anderen. !**) 

Endlich dienen zur Vertretung der ntereffen des Staatsvermögens 
die in den Landeshauptitädten beftehenden Finanzprocuraturen’”) und 
die Gefälldgerichte in den einzelnen Bezirken, welche den Gefällgobergerichten 
in den Landeshauptjtädten unterjtehen. 

III. Das Auftizminijterium. Gleich nad Schaffung dieſes Mini- 
fteriums im März 1848 wurde demjelben die Juitizverwaltung und die 
Borbereitung der Juſtizgeſetze, was alles früher im Wirfungsfreiie der 
oberjten Juſtizſtelle beziehungsweiſe der Hofcommiifion in Juſtizgeſetzſachen 
gelegen war, übertragen. Im Mai 1848 erichien die erite „proviſoriſche 
Borichrift über den Wirkungsfreis des Juftizminiitertums und deſſen Ver: 

181) Geſetz vom 30. April 1870 Nr, 68. 

12, Außer den a. b. Entichließungen vom 12. April und 27. Mat 1852 be- 
ziehen fich auf den Wirfungstreis diejes Minifteriums das Geſetz vom 30. April 
1870 RGB. Nr. 57, betr. die Verwaltung der conjolidirten Staatsjhuld, und das 
Geſetz vom 27. Juni 1878, betr. die öfterreichifch-ungariiche Bank. 

‚ss, Verordnung vom 29. Mai 1874 3. 1181. 

18, Verordnung vom 12, October 1869 RGB. Nr. 158. 

, Verordnung vom 15. Februar 1855 RGB. Nr. 34. 


häftniß zu den Gerichtsbehörden“, welche mit Decret des oberjten Gerichts: 
hofes vom 24. Juni 1848 8. 4005 allen unterjtehenden Gerichten zur 
Darnachachtung befannt gemacht wurde. Dieje in Abwefenheit des Kaiſers 
erlafjene Vorschrift wurde jodann auf Grund faiferlicher Genehmigung vom 
19. August 1848 in wenig geänderter Form neuerlich erlaſſen. Darnach 
jteht dem Juſtizminiſterium zu: die administrative Leitung des gefammten 
Juſtizweſens; die Oberauffiht über alfe ihm untergeordneten Civil- und 
Griminalgerichte; über das gefammte AJuftizhilfsperfonale; über Advocaten 
und Notare, wie auch Ernennung diefer letzteren;*) die Vorbereitung aller 
Juſtizgeſetze und Reformen der Rechtspflege (a. h. Entfchließungen v. 12. April 
und 27. Mär; 1852); die Beitimmung der Anzahl der Handelsgerichts— 
beifiger und ihre Ernennung; ebenfo Bejtimmung der Anzahl und Ernennung 
der bergbaufundigen Beifiger bei den Bergjenaten der betreffenden Gerichts— 
höfe; die Einfichtnahme in alle Gejchäfte der Gerichte und Abforderung von 
Aufklärungen, Ausweiſen und Gutachten; die Oberaufficht iiber ſämmtliche 
Staatsanwälte bei allen Inſtanzen; endlich jtehen dem Juſtizminiſter 
nach der Strafprocehordnung von 1873 eine Anzahl von Rechten zu, Die 
jih auf den Gang des Strafprocefjes beziehen (ſ,. Str PO. 88. 33, 39, 59, 
136, 157, 341, 406, 411, 419, 421, 430 und 446). 

IV, Das Minifterium für Eultus und Unterridt wurde 
errichtet mit den a. h. EE. v. 23. März und 1. Auguſt 1848, aufgehoben 
am 21. Oct. 1860 und reactivirt mit a. h. Handichreiben 2. März 1867.'°°) 

In den Wirkungskreis desjelben fallen: die Angelegenheiten der Fatho- 
tifchen Kirche und aller anderen im Staat: anerkannten Religionsgeſell— 
Ichaften. Bezüglich der Fatholifchen Kirche unterbreitet diefes Minijterium 
denn Kaiſer die Anträge auf Ernennung der Bijchöfe, der Stifts- und 
Titularprälaten, der Domberren an den Dom: und Eollegialcapiteln, wie 
auch die Anträge auf Genehmigung der ordnungsmäßig ftattgefundenen 
Wahlen zu ſolchen kirchlichen Würden. Ueberhaupt vertritt das Eultus- 
minifterium der Fatholiichen Kirche gegenüber den Staat und übt alle die: 
jenigen Rechte der Mitwirkung bei der Verwaltung kirchlicher Angelegen- 
heiten und Fonde, welche nad) den Gejegen dem Staate der fatholiichen 
Kirche gegenüber zuftehen. Dasjelbe tft auch den anderen Religionsgejell: 
Ihaften und Confeſſionen gegenüber der Fall. Als oberjte Unterrichts: 
behörde leitet und überwacht diejes Minijterium das gefammte Unterricht?- 
weſen und alle ſowohl öffentlichen als privaten Zehranftalten aller Stufen 
und Zweige!s) von den Boltsjchulen bis zu den Hochſchulen; der Unterrichts- 
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’>0) Die ſpeciellen Befugniſſe des Juſtizminiſteriums bezüglich der Advokaten 
und Notare find gegenwärtig in der Advolatenordnung und in der Notaria ts» 
ordnung enthalten. 

”) Bom October 1860 an überging die Leitung der Cultus- und Unterrichts- 
angelegenheiten an eine jpeciell dazu bejtimmte Abtheilung des damals beftehenden 
Staatsminifteriums; mit der Verordnung vom 20. Juni 1863 wurde die Leitung 
diejer Angelegenheiten einem oberiten „Unterrichtsrath“ übertragen, der ſchon 
im a. h. Handichreiben vom 20. October in Ausjicht geftellt worden war. 

185) Auch die höheren Gewerbeichulen und die gewerblichen Fortbildungsan- 
ftalten gehören in das Reffort diefes Minijteriums. Verordnung vom 17. Mai 1884. 


EL 


minijter ernennt das gefammte Lehrperjonale und beantragt die Ernennungen 
derjenigen Brofefforen, deren Ernennung dem Klaifer vorbehalten iſt. Unter- 
geordnet find demjelben die ftatiftiiche Centralcommiſſion8) und die Central- 
commijfion zur Erforschung und Erhaltung der Kunſt und bijtorischen 
Denfmale;'?”) ferner die Landes, Bezirks: und Ortsfchulräthe, deren Er- 
richtung auf dem Gejeg vom 25. Mai 1868, RGB. Nr. 48 beruht und 
deren innere Einrichtung durch Landesgeſetze geregelt iſt. 

V. Das Landesvertheidigungsminifterium wurde mit a. 5. €. 
v. 10. Sänner 1868 gejchaffen und übernahm die auf die öffentliche Sicher: 
beit Bezug habenden AUgenden der vormaligen PBolizeiabtheilung des Minister: 
präjidiums.!?") Es ift die oberjte Behörde für die Verwaltung der gefammten 
Landwehr, '"?) des Landfturmes und der Öendarmerie. Untergeordnet 
find demfelben ausjchließlich die Yandesvertheidigungsoberbehörde in Inns— 
brud und die Landwehrcommanden und Landwehrevidenzhaltungen in den 
anderen Ländern. 

VI. Das Aderbauminijterium ijt die oberjte Behörde für Die 
Berwaltung des Bergweſens (mit Ausihluß des Salinenwejens). Es 
gehören daher in jeinen Wirkungsfreis die ärariihen Montanwerfe, Berg: 
werfäproducten:Berichleiß, Aufjiht über Bruderladen; ferner die Forit:, 
Wein, Obſt- und Seidencultur; Viehzucht; Bienenzucht; Filcherei; Landes— 
eulturangelegenheiten, die früher dem Minijterium für Handel und Volfs- 
wirthichaft zugewiefen waren; die legislativen Berhandlungen bezüglich der 
Forſt-, Jagd- und Feldpolizei und Fiſcherei; die Ugrargejetgebung, jedoch 
mit Ausnahme der Regelung der bäuerlichen Verhältniſſe, welche lettere 
dem Min. d. Innern zugemwiejen iſt (MB. v. 29. Mär; 1868); die Ber: 
waltung der dem Staate und den öffentlichen Fonds gehörenden Forſte und 
Domänen (Verord. v. 3. April 1873, RGB. Nr. 44). Es unterjtehen 
demfelben in feinem Refjort die Statthaltereien und Bezirfshauptmanne 
ichaften; fowie alle einschlägigen jpeciellen Berwaltungsbehörden, aljo 
das gejammte Staatsforjt-Domänenverwaltungsperjonale und alle Berg: 
behörden (die bei den Statthaltereien angejtellten Forjtinipectoren, Räthe 
und Commiſſäre). Als Beirath des Minijteriums fungiren die Central— 
Pierdezuchteommiffion’”") und die Minijterialcommifjion für agrarijche 
Operationen.) Al autonome Körperichaften, von denen das Minijterium 
Gutachten einholt und Anträge empfängt, fungiren in den einzelnen Ländern 
landmwirthichaftlihe Vereine, deren Zujammenfegung und Wirkungskreis 
durch bejondere Statuten geregelt ift; in Böhmen und Tirol je ein 
Landesculturrath. 


10) Die Organijation derjelben enthalten die Verordnungen vom 3. März 
1863 RGB. Nr. 24 und 28, Februar 1854 RGB. Wr. 28. 

0) Verordnung vom 21. Juli 1873 RGB. Nr. 131. 

1, Minifterialverordnung vom 18. Jänner 1868. 

‚2, Nach 8. 64 des Wehrgejepes von 1839 hängt von dem Landesverthei« 
digungsminifter die Bewilligung zur Auswanderung von Wehrpflichtigen und 
jolden, die noch nicht in das Itellungspflichtige — ale find, ab. 

s, Verordnung dom 13. Dctober 1876 Nr. 124. 

’, Verordnung vom 5. Juli 1886 RGB. —* 108. 


$. 139. 
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Die dem Minijterium unterftehenden Bergbehörden find gemäß dem 
Geſetze vom 21. Juli 1871 organifirt und zwar bejtehen Berghaupt- 
mannfchaften in Prag für Böhmen; in Wien für Nieder: und Oberöfterreich, 
Salzburg, Mähren, Sclejien und die Bulowina; in Klagenfurt für 
Steiermark, das Küſtenland, Dalmatien, Tirol und Vorarlberg; in Krafau 
für Galizien. Diejen Berghauptmannfchaften, al3 zweiten Inſtanzen, find 
die Revierbergämter als erjte Inſtanzen untergeordnet. 

Ferner unterjtehen dem Aderbauminifterium die Bergafademieen in 
Pribram in Böhmen und Leoben in Steiermarf. 

VI. Das Handelsminifterium ijt mit der oberjten Leitung der 
Angelegenheiten des Handels, der Gewerbe, der Schiffahrt, der Eifenbahnen, 
des Poſt-, Telegraphen- und Telephonwejens betraut."®°) 

Untergeordnet find dem Handeldminijterium: die Generalinipection der 
öfterreichiichen Eifenbahnen ?*°) ſowie die Generaldirection der öfterreichijchen 
Staat3eiienbahnen; die Poſt- und Telegraphendirectionen in den einzelnen Län: 
dern; 1”) die Seebehörde in Trieft; 88) die Normal-Aihungscommiffion ;??®) 
die Gewerbeinſpectorate.?0) 

Als berathende Körperfchaften ſtehen diefem Minifterium zur Seite 
die PBermanenzcommilfion für die Handelswerthe und der Staatseifen- 
bahnrath.?"*) 





Landes: und Bezirföbehörden. 

Die letzte Reorganijation der öjterreichifchen Yandesverwaltungen er: 
folgte mit Gef. v. 19. Mai 1868 und iſt das Werf des erjten verantivort- 
lihen Minijteriums und zwar fpeciell des Miniſters des Innern, Giskra. 
Die leitenden Grundjäge diejer Reorganifation waren: 

1. die Durchführung der durch die Staatsgrundgejeßgebung gebotenen 
Trennung der Juſtiz von der Mominiftration; 

2. die möglichite Decentralifation der Verwaltung, um die Central- 
behörden nicht mit unnöthigen minderwerthigen Gejchäften zu überbürden; 

3. die Abwälzung eines großen Theiles der politischen Verwaltung 
auf Gemeinden und Gelbjtverwaltungsförper, um auf dieſe Weife die 
Regierungsbehörden und jomit auch den Staatsihag zu entlaften. Auch 
wurde bei diefer Reorganijation dem Princip der Verantwortlichkeit des 
Amtschefs für das Vorgehen der ihm untergebenen Behörde durchwegs 
Rechnung getragen, jomit 3. B. der Landeschef nicht mehr, wie das früher 





1%) A. EE. vom 10. April 1861; 30. nur re und 11. Sänner 1868. - 
106), Werordnung vom 15. Juli 1884 RGB. 
) Verordnung des Handelsminifteriums = er ae 1885 3. 5019. 

95, Die DOrganilation derjelben ift enthalten in = — vom 
26. April 1850 Nr. 178 und vom 3. Juni 1871 RGB. Nr 

9, Handelsminiiterialverordnung vom 17. Februar 1872 Non. Nr. 17 ent- 
hält die Organifation diejer Gentralbehörde; mit Gejet vom 31. März 1875 
a Nr. 43 erfolgte die Organifirung der ftaatlichen Nichämter in den une 
ändern. 

200, Geſchaffen mit dem Gelege vom 17. Juni 1883 RGB. Nr. 117. 

>01), Verordnung vom 23. Juni 1883 RGB. Nr. 103. 
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der Fall war, an die Beichlüffe der Conferenzen der Statthaltereiräthe 
gebunden, jondern jedem Amtschef gejtattet, alle das zu verordnen, was 
er verantivorten zu fünnen erachtet. ? 

In Ausführung diefer Grundjäge wurden an die Spige der politischen 
Bermwaltung in den Königreichen und Ländern die Landeschef3 geitellt. 
Als ſolche 

1. repräſentiren ſie den Landesfürſten bei feierlichen Gelegenheiten; 

2. vertreten fie die Regierung gegenüber den Landtagen; 0?) 

3. leiten fie die gefammte politifche Verwaltung des Landes, alſo alle 
im Lande vorfommenden politiichen Angelegenheiten, die in oberjter Linie 
im Wirfungsfreife der Minifterien des Innern, des Cultus und Unterrichts, 
der Landesvertheidigung, des Aderbaues gelegen find. 

Auf die Angelegenheiten, die zum Wirkungsfreife der Minijterien der 
Finanzen und des Handel3 gehören, haben jie einen bejtimmten, dur) 
bejondere Verordnungen geregelten Einfluß. Unter ihrer Leitung wird 
die gefammte politiiche Verwaltung des Landes beforgt 

1. von den Statthaltereien, 

2. von den Bezirkshauptmannſchaften, 


3. von den Comunalämtern der mit jelbitändigen Statuten verjehenen 
Städte. 


Statthaltereien. 


Die Statthaltereien (in Salzburg, Krain, Bufowina und Schlefien 
Landesregierungen genannt) find die dem Statthalter (bezw. Landespräfi- 
denten) unmittelbar zur Seite ftehenden Beamtenkörper, deren er fich zur 
Berwaltung der Landesangelegenheiten bedient. Da das Gejeb vom 19. Mai 
1868 ($. 8) den Statthaltereien und Landesregierungen den Wirkungsfreis 
der „dermaligen Zandeschef3 und der bejtehenden politiichen Landesbehörden“ 
übertrug, jo gelten die für jene Landesbehörden (Statthaltereien) erlafjenen 
Organijationsbeitimmungen (MB. v. 19. Jänner 1853 auf Grund a. 5. 
Entihließungen vom 14. Sept. 1852 lit. e) auch für die neuerrichteten 
Statthaltereien, Landesregierungen und ihre Chef. Darnach find die 
Statthaltereien allerdingd collegial organifirt, e3 giebt eine Unzahl von 
Angelegenheiten, welche in der Rathsſitzung zum Vortrage fommen, wobei 
über die Beichlüjfe abgejtimmt wird: doch ijt ſchon in jenen Organijationg- 
bejtimmungen den Statthaltern eine von den Beſchlüſſen diefer Rathscollegien 
unabhängige Stellung verliehen worden. Diejelbe wurde durch das Gefeh 
vom 19. Mai 1868 infofern noch befeftigt, da die Statthalter „für die 
Amtsführung der ihnen unterjtehenden politischen Landesbehörden verant- 
wortlih“ gemacht wurden, eine ſolche Verantwortlichkeit aber nothwendiger— 
202) In diefer Stellung iſt es ihre Pflicht, „der Thätigfeit der Landtage Bor- 
ichub zu leisten, den Wirkungskreis derjelben zu rejpectiren, aber aud) ihren Ein- 
fluß, wo ſich dazu Anlaß bietet, geltend zu machen, um Uebergriffe in den Bereich 


der reichsräthlichen Competenz zu verhüten” (Rundichreiben des Minifters Giskra 
an die Statthalter vom 29. Juli 1868). 


$. 140, 
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weile eine vollfommene Unabhängigfeit von den Beſchlüſſen der Raths— 
collegien bedingt, daher die Statthaltereien nur als den Statthaltern zur 
Bewältigung der Gefchäfte beigegebene, denjelben berathende und gegebenen 
Falles nur nad) feinen Weifungen arbeitende Behörden angejehen werden 
fünnen. 


Bezirkshauptmannſchaft. 

Unmittelbar den Statthaltereien (Landesregierungen) untergeordnet 
und mit der Leitung der politiſchen Verwaltung der Bezirke, ſoweit dieſelbe 
nicht den autonomen Communalverbänden übertragen iſt, betraut, ſind die 
Bezirkshauptmannſchaften, an deren Spitze Bezirkshauptleute ſtehen. 

Das Geſetz vom 19. Mai 1868, womit dieſe Bezirkshauptmannſchaften 
(an Stelle der früheren Bezirksämter und Kreisämter) eingeſetzt wurden, 
beſchränkt ſich in der Beſtimmung des Wirkungskreiſes derſelben auf den 
Hinweis, daß „alle Angelegenheiten, welche derzeit den rein politiſchen 
Bezirksämtern und in Gegenſtänden der politiſchen Verwaltung den ge— 
miſchten Bezirksämtern zuſtehen, den Wirkungskreis der Bezirkshauptmann— 
ſchaft bilden, inſoweit nicht fernerhin einzelne dieſer Geſchäfte im Wege der 
Geſetzgebung an die Bezirks- und Gemeindevertretungen überwieſen werden“. 

Damit ſind implicite für den Wirkungskreis der Bezirkshauptmann— 
Ichaften die Organijationsbeftimmungen vom 14. Sept. 1852, jowie die auf 
diejelben Bezug nehmenden jpäteren Borfchriften, insbejondere die Verordnung 
vom 19. Jänner 1853 RGB. Nr. 10 (Beilage A) als maßgebend erflärt 
worden. 

Die in jenen Gefegen enthaltene Aufzählung der in den Wirkungsfreis 
der politifchen Bezirföbehörden fallenden Angelegenheiten laſſen jich mit 
einem Worte dahin zufammenfaflen, daß denjelben die allgemeine politijche 
Berwaltung oder wie man das auch nennt, die allgemeine Landesverwaltung 
zufteht und es fünnte für dieſen Wirfungsfreis feine andere ſyſtematiſche 
Darjtellung pafjender fein als diejenige, welche für die politifche Verwaltung 
und das Verwaltungsrecht überhaupt angezeigt iſt (j. unten II. Teil, Ber- 
waltungsrecht). Danach haben die Bezirtshauptmannschaften in ihrem Ge— 
biete wahrzunehmen die Intereſſen der Staatsgewalt 

a) an der Erhaltung des Staates; 

b) an der Aufrechterhaltung der inneren NRecht3ordnung; 

ec) an der Beförderung der allgemeinen Wohlfahrt. 

Daher jind denſelben zugewieſen: 

ad a) 1. Mitwirkung bei der Heeresergänzung, bejtehend in der Ober: 
leitung der VBerzeichnung der Stellungspflichtigen im Bezirke, Verfaſſung 
der Berufungsliften für ſolche Gemeinden, welche diejelben nicht jelbjt aus: 
zuführen vermögen, Mitwirkung bei der NRecrutirung, Ueberwachung und Ein— 
berufung der Urlauber und Nejervemänner; Leitung der Militäreinquartirung 
und thätige Unterjtüßung der Militärbehörden in allen auf die Militär- 
verpflegung bezüglichen Angelegenheiten; 

2. ebenfo die Mitwirktung bei der Finanzverwaltung und theilweije 
Ausübung derjelben. Zu letzterem Zwede ijt jeder Bezirkshauptmannihaft 


ein Finanzbeamter al3 Steuerreferent zugewiefen, der alle Vorarbeiten 
und Hilfsarbeiten behufs Einbringung der directen und indirecten Steuern 
zu bejorgen und zu überwachen hat; 

3. in den an den Staatdgränzen gelegenen Bezirken haben die Be- 
zirfshauptmannschaften über die Integrität und Erhaltung der Gränzlinien 
und Gränzzeichen zu wachen. *0*) 

ad b) 1. Kundmachung und Handhabung der Gejete, Verordnungen 
und jonjtiger zur Berlautbarung beftimmten Anordnungen der Behörden; ?'*) 

2. die gejammte Evidenzhaltung der Bevölkerung, bejtehend in der 
Ueberwachung der Führung der Eivil-Standes-Regifter; Sammlung ſtatiſti— 
jher Daten; Mitwirkung bei der Volkszählung; Erhebungen in Staatd- 
bürgerfchaftsangelegenheiten; Auswanderungsſachen u. j. w.;. 

3. Intervention bei den Wahlen zum Landtag und in den Reichsrath — 
beftehend im der Sorge für die gejebmäßige Durchführung derjelben und 
Hintanhaltung von Mißbräuchen; 

4. Aufliht über die nicht mit eigenen Statuten verjehenen Gemeinden 
und ihre Verwaltung; über Stiftungen, die nicht unmittelbar höheren Be- 
hörden unterjtehen; Kirchenbaulichkeiten und Friedhöfe u. ſ. w.; 

5. Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung; öffentliche 
Sicherheit; Borjorge gegen Lebensgefahr, Unfälle und allgemeine Notbitände; 
Unterftüßung der Gemwerbeinjpectoren und Auflicht über die Durchführung 
der zum Schuße und Berjicherung ber Arbeiter erlaſſenen Geſetze; 

6. Intervention in Eheſachen (Aufgebote, Eheconjenje u. f. w.), injoferne 
die Geſetzgebung eine jolche den politischen Behörden zumeijt; *"?) 

7. Aufiicht über Wege-, Bau: und Wafjerpolizei und Enticheidungen 
in erjter Inftanz in ftreitigen Berwaltungsrechtiachen auf diejen Gebieten. 

ad c) 1. förderung de3 Handels, der Gewerbe *"®) und der Landes: 
cultur durch Aufrechthaltung der den Anterefjen derjelben gewidmeten jtaat: 
lichen Inſtitutionen und Körperfchaften, Ueberwahung der Ausübung der 
bezüglichen Borjchriften; 

2. das öffentlihe Gejundheitsweien; Ueberwachung de3 gefammten 
Sanitätsperjonales, der öffentlichen Krankenhäuſer, Irrenanjtalten u. j. w. 


Die Behördenorganifation in Ungarn. 

Die Behördenorganifation ift derzeit in jeder der beiden Reichshälften 
mit Bezug auf das Verhältniß der ftaatlichen zu den autonomen Behörden, 
eine grundverichiedene. In Ungarn überwiegt nämlich das autonome Ele— 
ment und e3 giebt in localer und Bezirks-(Eomitats:)Berwaltung fo gut 
2», Much die Ueberwachung der Aufrechthaltung und Marfirung der LYandes- 
gränzen jomwie der Gemeindegränzen gehört in den Wirkungsfreis der Bezirks— 
hauptmannichaften. Verordnung vom 19. Jänner 1853 RGB. Nr. 10. 

or, Verordnung vom 19. Jänner 1853 RGB. Nr. 10. 

2), Geſetz vom 4. Juli 1872 RGB. Nr. 111 und Gefeh vom 9. April 1870 
RGB. Nr. 51. 

6, Der diefbezügliche Wirkungskreis der politischen Behörden ift durch die 
neuefte Gewerbegejeßgebung bedeutend vergrößert worden (ſ. unten II. Theil, 
VI. Bud, 1. Hauptitüd). 

Gumplomwicz, Das öfter. Staatsrcht. 12 
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wie gar feine jtaatlihen Behörden; diefelben fangen erjt bei der Landes: 
verwaltung in Budapejt, bei der Statthalterei an. Die öfterreihiichen jtaat- 
Iihen Bezirksbehörden, Bezirkshauptmannichaften haben in Ungarn fein 
Pendant. Die geſammte Verwaltung ruht in diefer Mittelinftanz dort in 
den Händen der Comitat3-Munizipien, an deren Spiße die Ober- und die 
Bicegefpäne ftehen. Diefe Verſchiedenheit ift das Ergebniß des verjchiedenen 
politiſchen Entwidelungsprocefjes, mittelft deffen der mittelalterliche Staat 
in den modernen überführt wurde; diefer Proceß jpielte fi in Oeſterreich 
auf andere Weije ab und gedieh weiter als in Ungarn, wo er noch immer 
nicht ganz vollendet ijt. In Dejterreich bereitete der Abjolutismus al und 
jedem nichtjtaatlichen Regime (fowohl dem patrimonialen am Lande wie 
dem autonomen in den Städten) ein jähes Ende?) und ſetzte an die 
Stelle desfelben jtaatliche Herrjchaft mitteljt ftaatlicher Behörden. 

ALS dann jeit dem Unfange der Sechziger Jahre mit dem Uebergang 
zum conftitutionellen Regime der Grundjat der Selbjtverwaltung nad) den 
Bedürfniffen des modernen Staates zur Geltung fam, wurden die autonomen 
Behörden in Gemeinde, Bezirk und Land in der Weife eingeführt, daß ihnen 
derjenige Wirkungsfreis eingeräumt wurde, der ihnen ohne Gefährdung der 
Zwecke und Aufgaben de3 modernen Staates füglich eingeräumt werden 
founte. In Oeſterreich erhielten daher die autonomen Behörden ihre 
Wirkungsfreife von dem zu voller Machtentwidelung gelangten modernen 
Berfafjungsstaate zugetheilt, der nur jo viel hingab, auf wie viel er mit 
voller Beruhigung verzichten konnte. 

Der Schwerpunft der Herrichaft und des öffentlichen Lebens Tag in 
Ungarn von jeher in den Comitaten, in denen der magyarijche Adel herrichte, 
oder eigentlich in herfümmlicher Weife wirthfchaftete. Ungarn war im Grunde 
nur eine Föderation von Comitat3-Adelsrepublifen, die ich feinem monardji- 
ſchem Regime fügen wollten. Seit Kaiſer Joſeph II. hat es der Abfolutis- 
mus zu wiederholten Malen vergeblich verjucht, auf dem Wege der Centra— 
lijation diefer republifanischen Adelswirthichaft Herr zu werden. E3 wäre 
ihm diejes vielleicht gelungen, wenn diefe Bejtrebungen nicht Hand in Hand 
mit der ®ermanijation gegangen wären. Indem der öſterreichiſche Abjolutismus 
in Ungarn zugleich leßtere anſtrebte, als deutſcher Abjolutismus auftrat, 
rief er jelbjt gegen fich alle nationalen Leidenſchaften wach und jcheiterte. 
Indeſſen dämmerte auch bei dem magyariſchen Adel die Erfenntniß, daß 
die Zeit des mittelalterlichen Staates vorüber fei und daß den neuerwachten 
Volkskräften im modernen Staate Zugeftändniffe gemacht werden müſſen. 
Diefes bedeutungsvolle Werk, das von großer ftaatsmännifcher Klugheit 
und wahrer Selbjtverleugnung im rechten Augenblide zeugte, vollbrachte 
der ungarische NReichdtag 1848. Er nahm das große Werk in Angriff, 
„die Comitatsverfaffung als Schugbollwerf der Eonjtitution Ungarn3 mit 
der Freiheit in Einklang zu bringen“ (Gef. Art. XVI: 1848). Das hieß 
joviel al3 daß der ungarische Adel jene Reform im Geifte des modernen 
Staates, welche anderswo durch den Abfolutismus angebahnt und im Wege 








°") ©. meine Einleitung in's (öfterreichiiche) Staatsrecht ©. 147 und 149. 
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on Dectroyirungen durdgeführt wurde, ſelbſt und aus eigener Initiative 
durchführen wolle. 

Der erjte Schritt auf diefem Wege war der Verzicht des Adels auf 
jeine privilegirte Stellung in den Comitaten durch die reichstägliche Be— 
jtimmung, daß zu den nächſten Comitatscongregationen „außer den durd 
Geſetz Berechtigten, deujenigen das Stimmrecht gebühren jolle, die ſeitens 
der Eomitats-Einwohner gemeindeweife ald Vertreter zu den Congrega: 
tionen entjendet werden“ (Gef. Urt. XVI lit. b). Nach neunzehnjähriger 
Unterbrehung durd Revolution und reactionäre Erperimente wurde die 
Reform des ungariihen Staates, feine Umwandlung in einen modernen 
Berfafjungsftaat auf Grundlage der Ausgleichögefege von 1867 wieder auf: 
genommen und im Jahre 1870 an die Comitatsreform wieder die geſetz— 
geberiihe Hand angelegt. 

Mit dem Gef. Art. XLII: 1870 über die Regelung der Municipien 
ift der erjte Verſuch gemacht worden, die Comitat3:Municipien in den feit- 
gefügten Behördenorganismus des modernen Staates einzugliedern und 
fie, wenn auch als autonome Behörden, in allen Details an feite Regeln 
zu binden; auch wurde für die zu mwählenden Comitatsbeamten eine ent- 
iprechende juriftifche Bildung vorgefchrieben ($. 66); ferner wurde der vom 
König als Xeiter des Comitat3 zu ernennende Obergeſpan ausdrüdlich 
als „Repräfentant der erecutiven Gewalt“, aljo zu einem jtaatlichen 
Organ proclamirt ($. 52). Einen weiteren Schritt auf diefem Wege der 
Berjtaatlihung der Comitat3verwaltung geſchah mit dem Gef. Art. VI: 1876, 
womit für jede Jurisdiction ein Verwaltungsausſchuß eingeſetzt wurde, der 
aus allen höheren Functionären der Jurisdiction und zehn von der General- 
veriammlung des Comitat3 gewählten Mitgliedern bejtehend, die Verwaltung 
des Municipiums zu führen und die Disciplinargewalt über alle Beamte 
desjelben zu üben hat. 

Mit den Gef. Art. 1883 über die Qualification der öffentlichen Beamten 
wurde das Beamten-Wahlreht der Municipien wieder um ein Bedeutendes 
eingefchränkt, indem für die gewählten Beamten ein höherer jurijtijcher 
Bildungsgrad vorgefchrieben wurde; endlich wurde mit Gef. Art. XV: 1883 
der Haushalt der Comitate geregelt und von jtaatlihen Subventionen ab- 
hängig gemadt. 

Auf diefem Wege jchreitet die ungarische Geſetzgebung fort, auf das 
klare und unvermeidliche Ziel losjteuernd, die Verwaltung der Comitate 
infomweit zu verftaatlidhen, al3 es die von dem modernen Verfaſſungsſtaate 
auf dem immer fich erweiternden Gebiete der Verwaltung zu Löfenden Auf: 
gaben gebieterifch erfordern und der Selbjtverwaltung nur jenen Wirkungs— 
frei3 zu belafjen, der mit den Zwecken und Aufgaben des modernen Staates 
vereinbar und für denjelben förderlich ift. 

E3 ijt hier am Plage, fich über die Unvermeidlichkeit und Nothwendig- $. 143, 
feit diefes Entwidelungsprocefjes der ungarischen Berwaltungsgefeßgebung 
Har zu werden. Der moderne Staat fann unmöglich auf der Grundlage 
der Selbjtverwaltung, wie derjelbe in früheren Jahrhunderten in monarchi— 
ihen Adelsrepubliten bejtanden hatte, bejtehen, Die Urſachen, die zu einer 

12* 
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Berjtaatlihung der Berwaltung drängen, find theils wirthichaftliche, teils 
verwaltungspolitiiche. Die früheren „Herrichaften“, der frühere Adel konnte 
jehr wohl die Laſt der (allerdings nicht ſehr Hoch entwidelten) Verwaltung 
tragen: wurde er doc vom Staate dafiir reichlich befoldet — in Form der 
ihm von dem Landvolfe geleifteten Robot. Heute, wo der herrichaftliche Grund: 
befi im Gedränge des wirthichaftlichen Concurrenz-Kampfes fteht, kann 
weder ihm noch den anderen befitenden Elafjen die Laſt einer unbejoldeten Ber: 
waltung aufgebürdet werden. Andererjeit3 fann der moderne Staat fih 
mit einer läſſig und nicht mit Sachkenntniß geführten Verwaltung nicht 
begrügen. Auch im jtaatlichen Leben ringt heute das Geſetz der Arbeits: 
theilung nad Geltung und kann gewaltfam nicht ungeftraft zurückgedrängt 
werden. Die umfaffenden und jchwierigen Aufgaben der modernen Staats: 
verwaltung können nicht jo nebenher als gelegentliche Ausfüllung freier 
Mußeftunden gelöft werden. Dieje Verwaltung erfordert ganze Männer, 
die ihr Leben ausschlieglih dem Dienjte des Staate8 widmen. Die 
Schwärmerei für engliſche Selbjtverwaltung beruhte theilweife auf Min: 
verftändniß, theilweije auf Unfenntniß der engliichen Verhältnifje, die gan; 
anders geartet find ald man fich diejelben vorjtellt. Der moderne Staat 
muß von Berufsbeamten verwaltet werden, die Feinerlei gejellichaftliches 
Sonder-Intereſſe vertreten, nur das Änterefje des Staates. Gewiß, aud 
im modernen Staate hat die Selbjtverwaltung in Gemeinde, Bezirk und 
Land eine gewiſſe Berehtigung, und jo iſt ihr auch im conftitutionellen 
Defterreich feit den jechziger Jahren ein gewiffer Wirfungsfreis eingeräumt 
worden. Aber ein Vierteljahrhundert practifcher Erfahrung auf diejem Ge: 
biete führte zur Erfenntniß, daß dieſer Wirkungsfreis der Selbftverwaltung 
in Defterreich eher zu weit als zu eng gezogen wurde — und doch wird 
die allgemeine Landesverwaltung hier von — rein jtaatlihen Behörden, 
den Bezirkshauptmannschaften geleitet, für welche es in Ungarn fein Ana— 
logon giebt! 


Berufs: und Ehrenbeamte. 


Zur Führung der Eivil-Staatöverwaltung im weitejten Sinne dieſes 
Wortes bedient fich der Staat der Beamten“). Nach den zwei großen 
Gebieten der civilen ftaatlihen Thätigfeit theilt man diefe in Juſtiz- und 


0°, Sm Gegenjag zum Militär, zur „bewaffneten Macht“ jpricht man von 
den Givil-Beamten und vom Eivilftaatsdienft; doch werden unter „Beamten“ in 
der Regel Eivilbeamte verftanden. Das allgemeine Strafgejeg vom 27. Mai 
1852 verfteht unter Beamten „diejenigen Perſonen, welche vermöge unmittelbaren 
oder mittelbaren öffentlihen Auftrages mit oder ohne Beeidigung Gejchäfte der 
Regierung zu beforgen haben.” Dieje Definition ift offenbar im Intereſſe des 
ſtrafrechtlichen Schutzes der Regierung gegeben; ſtaatsrechtlich und verwaltungs- 
rechtlich genommen, ift obige Definition zu weit. Bon den Beamten find zu 
unterjcheiden die Diener, welche mit untergeordneten Dienftleiftungen bei den 
Hentern und Behörden betraut find. Die Bejoldungen der Beamten nennt das 
Geſetz Gehalt, diejenigen der Diener Löhnung; daran fchlieht fich die weitere 
Unterjcheidung bei der VBerjorgung aus Anlaß des Austrittes aus dem Dienit- 
verhältniß; die Verforgung der Beamten nennt das Geſetz Penjion, die der 
Diener Proviſion, ſ. unten. — Doc beftimmt ein Minifterialerlaß vom Jahre 
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Verwaltungs oder politifche Beamten. Die Juftizbeamten jind alle bei der 
Juſtiz angejtellten Beamten, aljo jtaatsanwaltjchaftlihe Functionäre und 
Gerichtöbeamte. Dieje legteren zerfallen in richterliche Beamte (jelbftändige 
Richter) und Hilfsbeamte des Gerichtes, welche mit feinen richterlichen Func— 
tionen betraut find. *°®) 

Die politiih-admininiftrativen Beamten fünnen nach den fpeciellen Ge— 
bieten der Verwaltung, auf denen jie wirken, in ebenjo viele Unterarten 
unterjchieden werden, als Finanzbeamte, NRechnungsbeamte, Forjtbeamte, 
politiihe Beamte, Conſularbeamte u. ſ. w. Eine befondere Clafje von Staats: 
beamten bildet das jtaatliche Lehrperjonale (Lehrer, Directoren, Profefjoren); 
im Gegenjat zu den Militärbeamten werden alle obigen Beanitentategorien 
als Givilbeamte bezeichnet. 

Nach dem zwilchen den Beamten und dem Staate bejtehenden Verhältniß 
mit Bezug auf Ernennung, Anftellung und Bejoldung unterjcheidet man 
Berufsbeamte und Ehrenbeamte. 

Die erfteren jind foldhe, denen das Amt Lebensberuf ift, welche daher 
dauernd (lebenslänglich) gegen Bejoldung und Benfionsberedhtigung (worin 
die Berforgung der Hinterbliebenen inbegriffen tft) vom Staate angeftellt 
werden. Die Beamten des Staates find in der Regel Berufsbeamte, da 
jih der Staat von Einzelnen Dienjtleiftungen-nicht jchenten läßt, jchon aus 
dem Grunde, weil er an jedes Amt Pflichten fnüpft und jeine Disciplinar- 
gewalt unter einem unentgeltlihen Dienjtvertrage leiden könnte. 

Dagegen find die Beamten der Selbjtverwaltungsförper in der Regel 
Ehrenbeamte, d. i. jolche, welche ihr Amt als Nebenbeichäftigung verjehen, 
ſich nur zeitweije, d. h. auf kürzere Perioden zur Amtsführung verpflichten 
und für diejelbe feine Bejoldung empfangen. 

Dod giebt es zwijchen dem reinen Typus der Berufsbeamten und dem 
der Ehrenbeamten eine ganze Reihe von Übergängen, von Typen mit ge: 
miſchtem Charafter. 

So bedient ſich auch der Staat audnahmsweije der unbefoldeten Ehren: 
beamten, wenn er 3. B. Gericht3beifiger ernennt, Geſchworene als Richter 
beruft, gewählten Bürgermeijtern die Beftätigung in ihrem Amte ertheilt und 
diejelben im „übertragenen Wirkungskreiſe“ al3 unmittelbare Staatsorgane 
verwendet; leßteres iſt auch der Fall bei den gewählten Borftänden der 
Bezirkövertretungen und theilweije auch bei den Landmarjchällen rejp. Landes: 
hauptleuten. Am häufigjten verwendet der Staat Ehrenbeamte in berathenden 


1856, dab Amtsdiener, die „im politiihen Organismus angeftellt“ find, pen- 
fionsfähig; dagegen die Dienersgehilfen nur provifionsfähig find; in demielben 
Sinne jpricht die faiferlihe Verordnung vom 9. December 1866 von „penfiond« 
fähigen Dienern“. 

9, Nach dem Gejek vom 21. Mai 1868 RGB. Nr. 46 über die Disciplinar- 
behandlung der richterlichen Beamten find jelbftändige richterliche Beamte die Prä— 
jidenten, Vicepräfidenten, Räthe der Gerichtshöfe, Bezirksrichter und jene, welchen 
bei einem Gerichtshofe das Stimmrecht übertragen worden ift. Als Hilfsbeamte 
werden bezeichnet: die Secretäre, Adjuncten, Actuare und Auscultanten. Nur die 
jelbftändigen richterlihen Beamten find im Sinne des StGG. vom 21. December 
1867 über die richterliche Gewalt ala Richter anzufehen. 


6. 145. 


$. 146. 
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und begutacdhtenden Behörden oder Körperfchaften, wie 3.8. die Mitglieder 
des Eiſenbahnraths, der Commiffion für Erhaltung der Denkmäler der 
Kunft u. ſ. w. 

Andererſeits erhalten oft die von Selbftverwaltungsförpern aufbeftimmte 
Perioden gewählten Ehrenbeamten Belohnungen, Honorare und Befoldungen. 


Dienftverhältniffe der Beamten. 

Die bejoldeten Staatsbeamten dürfen in der Regel für ihre Amtshand— 
lungen teinerlei andere Belohnungen annehmen: nur bei einigen Kategorien 
hat fi ein Rudiment des in früheren Jahrhunderten die Staat3bejoldungen 
vielfach vertretenden Sportelmwefens heutzutage noch neben Befoldung erhalten, 
indem den Beamten geftattet wird, für einzelne Amtshandlungen und Func- 
tionen jpecielle Entlohnungen zu empfangen, jo 3. B. den Seeljorgern als 
Matrifenführern fir Ausfertigung von Auszügen aus den Matrifen, den 
Profeſſoren die Eollegiengelder *'°) und Prüfungstaren; letere werden aud) 
an Beamte als Prüfungscommifjäre verabfolgt u. j. mw. 

Der Staat bejoldet jeine Beamten jedoch nur vom Momente ihrer An- 
jtellung und Beeidigung. Dieſem Beitpunfte geht häufig eine Periode der 
unentgeltlichen Braris voraus, wo der angehende Beamte dem Staate Dienite 
leistet, fiir die er feine Entlohnung empfängt. Der Entgelt für dieſe Dienfte 
fiegt theilweije darin, daß dem Praftifanten, Bolontär oder Aipiranten Ge: 
fegenheit zur practiichen Ausbildung geboten wird, theilweife in der Erjpectanz 
auf eine in der Zukunft freiwerdende Beamtenitelle, 

Doch erhalten jolche angehende Beamte oft „zur Erleichterung ihrer 
Subſiſtenz“ ein jährlihes Adjutum oder zeitweilige Remunerationen. 

Wenn aud ſtaatsgrundgeſetzlich die öffentlichen Amter allen Staats 
bürgern gleich zugänglich find, jo kommen doch bei der Befegung ftaatlicher 
Pojten immer nur diejenigen in Betracht, welche ſowohl die allgemeinen, 
als auch für jede Kategorie von Memtern gejeglich vorgejchriebenen beionderen 
Dualificationen bejigen. *'') 

Zur allgemeinen Qualification gehört: a) die öſterreichiſche Staats: 
bürgerjchaft; Ausländer fünnen jedoch diefelbe zugleich mit dem Eintritt in 
ein Amt eriverben; 

b) ein bejtimmtes Alter und zwar muß der Candidat in der Regel das 
18. Lebensjahr vollendet und das 40. nicht überjchritten haben; 

ec) Unbejcholtenbeit. 

An gemifchtfprachigen Ländern oder Bezirken wird gegenwärtig in der 
Regel auch die Kenntnig der zweiten Landesjprache gefordert; für un- 
entgeltliche Dienftpläge (Eleven, Braftifanten, Ajpiranten) ijt ferner der Nach— 
weis der entſprechenden Subſiſtenzmittel vorgeſchrieben; endlich darf der 


=) ) Zu Defterei eingeführt nad) dem Mufter von Deutichland mit Geſetz 
bom 12. Auguft 1 

812) In ans des 8. 38 des —— vom 5. December 1868 iſt 
mit Gejeg vom 14. April 1872 den ausgedienten Unterofficieren ein Vorzug vor 
den Eiviliften bei Beſetzung von Stellen im Eivildienfte, für welche jie aualificirt 
erfcheinen, eingeräumt worden. 
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Anzujtellende mit einem andern Beamten derjelben Behörde in feinen näheren 
Berwandtichafts: oder Schwägerſchaftsverhältniſſe jtehen. 

Zu der bejonderen Uualification gehört für den Conceptsdienſt bei Ge— 
richten und politifchen Behörden im allgemeinen die Abjolvirung der recht3- 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien und der Nachweis der mit Erfolg zurück— 
gelegten recht3- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Prüfungen *'?) oder des erlangten 
juridiichen Doctorates. 

Für die Anjtellung in den technischen Dienjtzweigen des Staates, (Bau: 
dienjt, Forftdienft, Kataftraldienft, Fabrifendienit) ift der Nachweis der an 
einer entiprechenden höheren Fachſchule mit Erfolg zurüdgelegten Studien; 
für den Bergbauamtdienft iſt der Nachweis ſowohl der rechts- und jtaat3- 
wiſſenſchaftlichen Studien, wie auch der Abjolvirung einer Bergafademie 
erforderlid. 

Für den jtaatfihen Sanitätsdienjt als Arzt ift außer dem medicinischen 
Doctorgrad noch eine befondere Priifung (Phyſikatsprüfung) erforderlich; 
für den ftaatlichen thierärztlichen Dienit außer den vorgeichriebenen Studien 
die Ablegung einer bejonderen Prüfung vor der dazu bejtimmten Staats: 
prüfungscommiflion; für die Anjtellung im ftaatlihen Rechnungscontrols- 
dienjt (in den Rechnungsdepartements) ift die Abjolvirung der rechtd- und 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultät nicht nöthig; ed genügt der Nachweis ab- 
folvirter oberer Claſſen der Mittelichulen und die Ablegung einer bejonderen 
Prüfung aus der Staatsrechnungswiſſenſchaft; für die Anftellung im Caſſen— 
dienjt (bei den verichiedenen Landes Caſſen und Bahlämtern) ijt eine be= 
ſondere Cajjenprüfung vorgefchrieben. *'?) 

Selbjtverjtändlich find fiir den Kanzlei: und Manipulationsdienjt feine 
höheren theoretiihen Studien und Kenntniſſe, ſondern nebft der allgemeinen 
Dualification die Kenntniß des Lejens und Schreibens, der Landesſprache 
(eventuell der zweiten) und die durch vorhergehende praftiiche Einübung 
erlangte Kenntniß des betreffenden fpeciellen Manipulationsdienjtes er- 
forderlich. *'*) 

Die Beſetzung der Dienjtpojten gefchieht entweder im Wege der Be: 
rufung oder im Goncurrenzivege; doc fanıı ausnahmsweise ein vertrags: 
mäßiges Uebereinkommen Plat greifen. Im Wege der Berufung werden 
die höchſten Dienftpojten bejegt (Minifterien, Präfidien der Landesbehörden 
und der höheren Gerichtshöfe); auch ift Berufung bei Hochſchulprofeſſoren 
häufig. Für die fonjtigen höheren und alle unteren Dienftpojten iſt die 
AMRDFENDUR von Concurſen vorgejchrieben. *'?) 


°12, Der Nachweis über die mit Erfolg zuriüdgelegte dritte (politische) Staats» 
vrüfung kann nachgetragen werben. 

19), Miniftertalverordnung vom 18. Juli 1853 und der darauf bezügliche, 
mehrere Mopdificationen enthaltende sinangminijterialerlaß vom 14. Juni 1879, 
TBB. 1879 ©. 

*34) ren für die Bezirksämter vom 17. März 1855 RGB. 
Wr. 52. 

215, Weber die Vorrüdung der politiichen Beamten enthält $. 12 der MB. 
vom 19. Jänner 1853 RGB. Wr. 10 folgende Beitimmung: „Die bei den Ber 
zirtsämtern (bezieht ſich jetzt auf Bezirfshauptmannichaften) angeftellten Beamten 


$. 147, 


$, 148, 


— 14 — 


Während nun der Act der Berufung in jener Sphäre des Staats— 
rechts liegt, die feinen feiten Regeln und Geſetzen unterworfen werden kann, 
da in ihr nur Rüdfichten der Zwedmäßigfeit und des Staatsinterefjes aus: 
ſchlaggebend find: iſt der Vorgang bei der Bejehung der Dienitpojten im 
Concurrenzwege bi! in jeine kleinſten Details gejeglich geregelt und die 
bejegenden oder vorjchlagenden Behörden find verpflichtet, dieſen geſetzlich 
geregelten Vorgang genau und ftrenge einzuhalten. 

Die Ernennungen für die oberjten Staatsämter bis einjchließlich der 
VI. Rangsclaſſe werden vom Kaiſer auf Vorſchlag des betreffenden Minifters; 
diejenigen für die Dienjtitellen der VII. und IX. Rangsclaffen von den betref: 
fenden Miniftern auf Vorſchlag der untergeordneten Behörden, ohne daß der 
Minijter an den Borjchlag gebunden wäre; die Bejegung der Dienftpoften 
von der IX. Rangsclafje abwärts wie auch des Dienjtperjonales, von den 
Landesbehörden (Oberlandesgerichtspräfidenten) vollzogen. (üb. Rangsclafjen 
j. ©. 188). 

——— geſchieht mittelſt Ernennungsdecretes; nach Empfang 
desſelben iſt jeder Beamte verpflichtet, den Dienſteid abzulegen und ſodann 
das Amt anzutreten. Vor abgelegtem Dienſteid darf kein Staatsbeamter 
ſein Amt ausüben. 


Die Verwaltungsbeamten. 

Im Gegenſatz zu den Richtern ſind die politiſchen und Finanzbeamten 
in ihrer Amtsthätigkeit von ihren Vorgeſetzten abhängig und für all' ihre 
Amtsthätigkeit verantwortlich. Allerdings iſt das Geſetz auch für den Be— 
amten die oberſte Richtſchnur ſeines Vorgehens und Handelns: aber während 
der Richter bei der Anwendung des Geſetzes nach eigener Ueberzeugung 
vorgeht und von Niemandem bezüglich dieſer Anwendung des Geſetzes Wei— 
ſungen oder Inſtructionen zu empfangen, daher auch ſolche nicht zu befolgen 
braucht: iſt der politiſche Beamte in der Anwendung und Interpretation 
der Geſetze, in der Durchführung geſetzlicher Beſtimmungen an die Weiſungen 
und Inſtructionen ſeiner Vorgeſetzten gebunden — und da, wo er in Er— 
mangelung ſolcher ausdrücklichen Weiſungen auf eigene Fauſt zu verfahren 
genöthigt iſt, für ſeine Handlungen und ſein Vorgehen verantwortlich. 
Denn die geſammte Beamtenſchaft eines Staates repräſentirt ſeine voll— 
ziehende Gewalt und es iſt klar, daß dieſe Gewalt in ihrer Geſammtheit 
einheitlich d. i. nach einheitlichen Grundſätzen vorgehen muß, wenn von einem 
Recht und einer Rechtsordnung die Rede fein jol. Auch könnte ein wider: 
ipruchsvolles, nad) verjchiedenen Grundjägen und Gejichtöpunften vor: 
gehendes Beamtenthum dem Intereſſe de3 Staates nicht dienlich fein. Da: 
her muß aucd die politiiche Haltung der Beamten dem Standpunkte der 





derjelben Kategorie iind für jedes Kronland in einen Koncretalftatus zu- 
jammenzufaflen, ftehen fich im Range gleich und rüden nad ihrem Dienftalter 
in die höhere Gehaltsitufe vor, wenn fich nicht einer oder der andere derjelben 
durch jein Benehmen einer joldhen Borrüdung unwürdig machen jollte.“ $. 5 
lit. C beftimmt, daß die VBorrüdung der bei der Statthalterei angeftellten Beamten 
in dem höheren Gehalt eine graduelle jei. 
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Regierung conform ſein. Sie dürfen der Regierung keine Verlegenheiten 
bereiten. *!®) 

Nur eine Ausnahme gejtattet das Gejeh von dem Grundja der Ab- 
bängigfeit der Beamten von ihren Vorgejegten und von ihrem injtructions: 
mäßigen Vorgehen. Das ijt der Fall, wenn ein Beamter in die Volks— 
vertretung gewählt wird. Nad den Beitimmungen der Wahlordnung 
braucht der Beamte, um jein Abgeordnnetenmandat auszuüben, feines Ur- 
laubes ſeitens feiner vorgejegten Behörde und das Immunitätsgeſetz, welches 
die Mitglieder der Bolksvertretungen ſchützt, geitattet auch den Beamten 
als Abgeordneten die freiejte, auch gegen die Regiernng gerichtete Meinungs: 
äußerung, ja auch beliebige oppofitionelle Haltung und Handlung. Nun ift 
allerdings das Gejeh im Staate allmädtig; doc ebenjo wie es vom 
englifchen Parlament heißt, daß es troß feiner Allmacht doch aus einem 
Mann fein Weib machen fann, jo fann auch fein Geſetz des Staates einen 
thatjächlich egiftirenden begrifflicden Widerſpruch aufheben. Ein Staats- 
beamter, der in der Bollövertretung der Regierung Oppofition macht, ijt 
allerdings in Defterreich und in manchem anderen Staat gejeglich möglich, 
aber begrifflich eine widerjpruchgvolle Erjcheinung, ein Widerfinn. Denn 
ebenjo wie ein Advocat nicht zwei jtreitende Parteien vertreten kann, eben: 
jo auch der Beamte ald Abgeordneter. Denn jeder Beamte ijt der bezahlte 
Anwalt der Regierung; kann er diefe Rolle als Abgeordneter fortjegen, 
dann ijt zwiſchen jeiner Stellung als Beamten und Bolf3vertreter fein 
Widerſpruch; fann er dieß nicht, jo muß er entweder jeiner Beamtenpflicht 
oder jeiner Mandatspflicht untreu werden. Die durch das Geſetz zugelafjene 
und begünjtigte Fiction aber einer Unabhängigkeit des Abgeordneten und 
gleichzeitigen Abhängigkeit des Beamten ijt eben eine Fiction. Conjequen- 
terweije allerdings dürfte fein Beamter ein Mandat in eine Bolfsvertretung 
annehmen: das wäre auch vollfommen rationel. Wenn das Gejeh eine 
ſolche Wahl zuläßt, jo thut es das offenbar in der Borausjegung, daß Die 
Wahl eines Beamten eine VBertrauensfundgebung jeitens der Wähler an 
die Regierung ift und weder Gejesgeber noch Regierung hätten einen 
Grund, eine jolche eventuelle VBertrauenstundgebung unmöglich zu machen. 
In dieſem Sinne ift ja auch die häufig vorfommende conjtitutionelle Sitte 
aufzufaflen, daß Minijter zugleich Abgeordnete find. Sobald aber dieje 
Borausjegung wegfällt, jobald der gewählte Beamte ſich gegen die Regie: 
rung wendet, fann fein Geje den begrifflichen Widerſpruch und den that- 
ſächlichen Widerjtreit der Prlichten aufheben, der darin zu Tage tritt. ?*17) 


2%, Minijterialerlaß vom 7. December 1848. 

19) Vergl. den Minifterialerlaß vom 7. December 1848 AGB. ex 1849 
Nr. 13 über die politiihe Haltung der Beamten, worin es unter anderem heißt: 
„Jedermann, dejien perjönliche Anjchauungsweije und Ueberzeugung von jener der 
Gentralgewalt abweicht, ſteht es frei, jeine Stelle niederzulegen, aus dem dienft- 
lichen Berbande zu jcheiden; niemand wird ihm, weil er jeiner Ueberzeugung folgt, 
deshalb die Achtung veriagen. Aber unehrenhaft würde der Mann handeln, welcher 
ſich vom Staate bezahlen ließe und doc, jeiner bejchworenen Pflicht uneingedent, 
dem Staate durch Reden oder Handlungen Berlegenheiten bereiten und ein har- 
moniſches Zufammenwirfen aller Berwaltungsglieder unmöglich machen würde...“ 


$. 149. 
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Nach alle dem iſt es wohl Kar, daß das Verhältniß der Beamten zum 
Staate fein einfaches VBertragsverhältniß, fein Dienjtverhältnig im Sinne 
des Privatrechts iſt. Man bezeichnet dieſes Verhältniß als ein Verhältniß 
des öffentlichen Rechts; das ijt allerdings richtig, giebt aber noch feinen 
Haren Begriff über das Weſen desjelben. Lebteres bejteht darin, daß der 
Beamte durch den Dienjtantritt ji) dem Intereſſe des Staates mit jeiner 
ganzen geiftigen ‘Berjönlichfeit widmet. Es ift mit nichten ein Arbeitöver- 
trag, den er jchließt; nicht bloß eine zeitlich und fachlich befchränfte und 
umfchriebene Arbeit hat er zu leiften: jondern dem Intereſſe des Staates 
ſich hinzugeben. Daher iſt aber auch das Verhältniß des Staates zu 
feinen Beamten eine Art Schugverhältniß; der Staat läßt ihnen einen be: 
jonderen Schuß angedeihen. Nicht nur, daß ihre Perſonen im amtlichen 
Berfehre und ihre Ehre einen höheren Schuß genießen: ihr wirthichaftliches 
Wohl bildet den Gegenitand jtaatlicher Obforge. 

Die Höhe der Bejoldung des Beamten ijt mit nichten einem Arbeits 
lohn zu vergleichen und jteht nicht wie diejer unter dem „ehernen Lohn: 
geſetz.“ Nicht Ungebot und Nachfrage regeln jeine Höhe: jondern die ftaat- 
liche Sorge für den jtandesgemäßen Unterhalt der Beamten. Daher werden 
die Gehalte der Beamten von Zeit und Zeit mit dem Steigen der Preiſe 
der Lebensbedürfniffe erhöht. So wurde, um nur von den lebten Decennien 
zu fprechen, im 3. 1873 eine allgemeine Gehaltsregulirung durchgeführt 
und wurden auch jeitdem die Gehalte einzelner Kategorien von Beamten 
den Umftänden entjprechend erhöht. 

Aus diefem Verhältniß der Beamten zum Staate, nicht aber aus 
irgend einem ausdrücdlichen oder jtillichweigenden Dienftvertrage ergeben 
ſich die Pflichten derjelben, die man kurz als Pflicht des Gehorjams und 
der Amtserfüllung bezeichnen fanı. Denn der Gehorjam gegenüber dem 
Willen der Vorgeſetzten, ift die Bedingung der Aufrechthaltung aM’ und 
jeder Organifation und die Amtserfüllung ift der Zweck der erfolgten Amts- 
verleihung. *'°) Ungehorjam wirde die Desorganijation des Staates zur 
Folge haben; Vernachläſſigung der Amtserfüllung den Stillitand der zum 
Leben und zur Selbjterhaltung des Staates nöthigen Functionen der jtaat- 
lichen Gewalten. *'®) 

Aus der Pflicht des Gehorſams gegenüber den Vorgeſetzten, die in 
all’ und jedem Staate auch im Wahlfünigreih und in der Republif eine 
Bedingung der Aufrechthaltung der jtaatlichen Organijation ift, folgt in 
Erbmonardieen die Treupflicht gegen den Monarchen und die Dynaftie, 
die in Erbmonardieen die Grundpfeiler der ftaatlichen Organifation find 


Inſofern dieſer Miniſterialerlaß eine unwiderlegliche politiſche Wahrheit ent— 
hält, kann er nie außer Geltung kommen. 

2», Die Amtserfüllung muß aber auch eine gewiſſenhafte und eifrige fein. 
„Jeder Beste ist verpflichtet, die ihm zugewieſenen Geſchäftsſtücke ee Fleiß und 
Gründlichkeit zu erledigen“ (3. 88 Amtsinftruction vom 17. März i 

*19) Nur in der Anwendung beftehender Sejege find feibftändge Richter unab- 
bängig und von jeder Gehorjamspflicht gegenüber Vorgeſetzten, Behörden und Be 
amten befreit — ja, jogar zur Prüfung der Gültigkeit und Nechtsbejtändigfeit er- 
floſſener Berordnungen berechtigt. 


— 197° — 


und diejelben vor Erjchütterungen und Umwälzungen, wie fie in Republifen 
und Wahlkünigreichen jo häufig vorfommen, am wirkſamſten ſchützen. 

Da der Beamte zur Amtserfüllung verpflichtet ift, jo darf er weder 
um diefer Pflicht nachzukommen, noch auch aus Anlaß feiner Pflichterfüllung 
ein Geſchenk von der Partei annehmen. Die Amtserfillung muß felbit- 
verftändlich eine gefegmäßige jein.*”) Aus der Pflicht der Amtserfüllung 
folgt mit Nothwendigkeit die Pflicht der Amtsanweſenheit??), zugleich aber 
auh als Bedingung zwedmäßiger und erfolgreicher Amtserfüllung die 
Pflichten des jtandesgemäßen äußeren Verhaltens ?**) und der Amtsver— 
ſchwiegenheit.?*) 

Die Verletzung obiger Pflichten wird nach dem Strafgeſetze, nach Um— 
ftänden im Disciplinarwege geahndet.**) 





=) Eine Beobachtung der Staatsgrundgeſetze wird ausdrücklich eingeſchärft 
im Art. 12 des StGG. vom 21. December 1867 Nr. 145. 

1) „Die Beamten und Diener jind verpflichtet, injofern jie nicht in bejonderen 
dienjtfichen Aufträgen auswärts verwendet find, täglid im Amte zu erjcheinen 
und daſelbſt während der fejtgeiegten Amtsftunden, oder wenn es der Dienft er- 
fordert und daher der Vorfteher, der hierin mit gutem Beifpiele voranzugehen 
bat, es anordnet, auch länger zu arbeiten.” $. 36 der Amtsinftruction für Be— 
zirfsämter vom 17. März 1855. Die Entfernung vom Amtsorte ohne Urlaub ijt 
trenge verboten. Die Ertheilung von — er wer ift inſtanzenmäßig 
geregelt, jo daß immer die nächſthöhere Behörde den Vorftehern der unteren Be— 
börde, die Vorjteher aber ihren untergeordneten Beamten Urlaube auf beftimmte 
Dauer ertheilen können. Nur die in das Haus der Abgeordneten gewählten Be- 
amten und öffentlichen Sunctionäre (zZ. B. Notare) bedürfen zur Ausübung ihres 
Mandates feines Urlaubs StGG. vom 21. December 1867 RGB. Nr. 141). 
Ebenjo die der bewaffneten Macht angehörigen Eivil-Staatsbedienfteten im Falle 
ihrer Einberufung zur activen Dienftleiitung (mit Inbegriff der Dienftleiftung im 
Landſturme). $. 4 des Geſetzes vom 22. Juni 1878 RGB. Nr. 59. 

*2?, Zu dem Aurel yo Verhalten gehört die Enthaltung von unerlaubten 
Nebenbeichäftigungen, wie z. B. Ausübung eines Gewerbes u. dergl. Auch ift den 
Beamten ein anjtändiges Benehmen gegen die Parteien zur Pflicht gemacht mit 
Hoflanzleidecret vom 11. Februar 1811. 

?=3), 8. 41 der Amtsinſtruction für die Bezirksämter vom 17. März 1855. 
Unter gewiſſen Bedingungen fann die Verlegung eines Amtsgeheimniſſes ein nach 
dem Strafgejeg zu behandelndes Verbrechen werden. 

>24, Die Pflichten der Beamten jind jeit den berühmten Nejcripten Kaijer 
Joſef I. (ſ. Einleitung in's öfterreidhifche Staatsreht S. 160) durch eine große 
Anzahl von Hoffanzleidecreten, Reſeripten, Verordnungen und Patenten normirt 
worden. In neuerer Beit jind hierfür namentlich die umfangreichen organifatorischen 
Geſetze aus der erften Hälfte der 1850er Jahre über Lehördeneinrichtung und 
Geſchäftsführung grundlegend, insbefondere die Amtsinftruction für rein politiiche 
Bezirlsämter vom 17. März 1855 RGB. Nr.52. Der Umftand, da dieje grund— 
legenden Beitimmungen über das Staatsdienerverhältnig aus einer Periode abjo- 
lutiſtiſch-kirchlicher Reaction datirt, hat parlamentariihen Parteien Anlaß gegeben, 
eine Revifion und Godificirung der über die Dienjtverhältniffe der Beamten gelten- 
den Beitimmungen, die Erlafung einer Dienjtpragmatif, zu verlangen. Ueber 
einen am 5. Mai 1874 geftellten dießbezüglichen Antrag (Promber) wurde ein 
Ausihußbericht eritattet, worin die Zuſammenfaſſung aller das Staatsdienſtver— 
‘ bältniß betreffenden Beitimmungen in einen Gejege als zwedmäßig anerkannt, 

jedoch in Anbetracht der großen Schwierigkeiten der Abraffung eines ſolchen 
Geſetzes wenigſtens die Regelung einiger jpeciellen Punkte — — 
Penſionirung wider Willen, Qualificationstabellen u. ſ. w.) in beſonderen Geſetzen 
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Den Pflichten der Beamten gegenüber ftehen ihre Rechte; dieje find 
entweder Vermögens: oder Ehrenrechte. *”°) 

Aus dem doppelten Verhältniß aber, erjtens zum Staate und ziveitens 
zur Gejammtheit, ergeben ſich zweierlei Arten ſolcher Rechte: 

Dem Staate gegenüber hat der Beamte das Recht auf jeine nor: 
malmäßige Bejoldung, eventuelle Activitäts- und andere vereinbarte oder 
verjprochene Zulagen, Reijegebühren, Diäten, Ueberjiedlungsgebühren u. ſ. w. 
ferner auf Penfionirung, wenn er in den Ruheſtand tritt; ein Theil feiner 
Rechte an den Staat übergeht auf feine Wittwe und hinterlajjenen minder- 
jährigen Kinder. 

Der Gefammtheit gegenüber genießt er als jtaatliches Vollzugs: 
organ eines bejonderen Schubes, den ihm der Staat gewährt, indem er 
Angriffe auf jeine Perſon während der Amtsführung oder fonjt welche Be- 
leidigung desfelben aus Anlaß jeiner Amtsführung als Amtsehrenbeleidigung 
mit ftrengeren Strafen bedroht. 


| Befoldung. 

Die gefammte Beamtenjchaft Dejterreichs ijt in elf Rangsclaſſen (von 
der erjten als hödjiten bis zur elften einschließlich al3 unterjten) eingereiht 
(Gef. v. 15. April 1873, RGB. 47). Nach diefen Rangsclafjen wird die 
Höhe der Befoldung der einzelnen Beamten bejtimmt, jedoch find nur die 
Bezüge der erjten vier Rangsclafjen einheitlich, d. h. zwischen den in je eine dieſer 
eriten vier Glajjen eingereihten Beamten bejteht fein Unterfchied der Befoldung. 

Dagegen bejtehen in den jieben unteren Rangsclajien (von der fünften 
bis elften inclujive) in jeder drei Abjtufungen der Höhe der Bezüge, jo daß 
die in diefe unteren jieben Rangsclaffen eingereihten Beamten in Hinficht 
auf ihre Gehälter je in drei Kategorien zerfallen. Somit giebt es im 
Ganzen 25 Gehaltsabjtufungen und zwar beträgt der höchſte Gehalt 
12000 fl. der unterjte 600 fl. 

Außer den „ſyſtemmäßigen“ Gehältern beziehen die Beamten Functions— 
oder Uctivitätäzulagen, deren Höhe ſich nach der Rangsclajje des Beamten 
richtet, für jede Rangsclaffe mit einer firen Ziffer, jedoch von der V. Claſſe 
abwärts für verjchiedene Standorte (Amtsſitze) mit Rüdficht auf die höheren 
Preiſe der Lebensbedürfniffe in größeren Städten und billigeren in den 
Heineren in verſchiedenem Ausmaaße feſtgeſetzt it. 

E3 giebt daher für jede Gruppe von Standorten allerdings nur foviel 
Abftufungen der Functionszulagen, wie viel es Rangsclaſſen giebt, alio nur 
elf Abjtufungen. Dagegen werden die Standorte der Behörden nad) ihrer 
Größe und Bevölferungsdichtigfeit, auch nad) dem Durchſchnittspreis der 
Lebensbedürfnifjfe in denjelben in vier Claffen getheilt und die Functions— 
empfohlen wurde. Bisher ift jedoch dieſer parlamentarifchen Anregung von der 
Regierung feine Folge gegeben worden. 

225) Milicht und Recht zugleich ift das Tragen der Uniform. Dasjelbe wurde 
zu wiederholten Malen, neueftens mit der Verordnung des Geiammtminifteriums 


vom 20. October 1889 RGB. Nr. 176, eingeführt und mittelft einer Reihe von 
Durhführungsverordnungen der einzelnen Minifterien geregelt. 
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zulagen von der V. Rangsclafje abwärts je nach dem Standorte in vier Ab- 
ſtufungen zugemejjen. Die Standorte aber zerfallen in folgende vier Elafjen: 
1. ®Vien, 2. Brünn, Graz, Krakau, Lemberg, Prag, Trieft und die 
Orte im Polzeirayon Wien, jowie alle Orte, deren Bevölferung mehr als 
50000 Einwohner zählt, 3. Baden, Franzensbad, Karlsbad, Marienbad, 
Teplig in Böhmen, jowie alle Orte mit von 50000 bis 10000 Ein- 
wohnern. 4. Alle Orte mit einer Bevölkerung unter 10000 Einwohnern. 
Die Bejoldungen der Beamten genießen die gejegliche Bevorzugung, 
daß auf diejelben fein gerichtliches Verbot gelegt werden darf, ?*) auch dürfen 
diejelben nicht freiwillig verpfändet oder abgetreten werden; nur an folche 
Berfonen, welche gejeglihen Anjpruh auf Unterhalt an dem Beamten 
haben, wie 3. B. deſſen Gattin, Kinder u. j. w., darf ein entjprechender 
Theil der Bejoldung abgetreten werden.”*’) Die Bejoldungen der Beamten 
über 600 fl. unterliegen der Einfommensjteuer, jo zwar daß diejelbe ihnen 
bei der Auszahlung der Gehaltsraten abgezogen wird.“?)) Dagegen iſt dieje 
Eintommengiteuer der Beamten von den Gemeindezujchlägen befreit. **”) 
Außer der Einfommensjtener zahlt jeder Beamte bei jeiner erjten 
itabilen Ernennung mit Gehalt oder Naturalgenuß über 300 fl. eine Dienit- 
tare und ebenjo bei jeder jpäteren ftabilen Erhöhung jeiner Bezüge in 
Folge eines Avancements. 
Die im Dienfte reifenden Beamten erhalten eine Vergütung der Zeh: 
rungsauslagen und Neijefojten (Diäten) im Verhältniß zu ihren Rangs— 
claffen und Bezügen.**0) 


Disciplinarbehandlung. 

Die Disciplinarbebandlung ijt eine verjchiedene, je nachdem es 
ih um Juſtiz- oder Verwaltungsbeamte handelt. 

Die Disciplinarbehandlung der richterlichen Beamten erfolgt nach den 
Beitimmungen des Gejeges vom 21. Mai 1868 RGB. Nr.46. Die Pflicht: 
verlegung, welche im Disciplinarwege geahndet wird, ijt entiweder Ordnungs— 
widrigfeit oder ein Dienftvergehen. Auf erjtere find Ordnungsſtrafen: als 
Mahnung und Berweis, gejegt. Gegen eine Mahnung it fein Rechtsmittel 
zuläſſig. Dod Schon gegen einen Verweis hat der richterlihe Beamte eiu 
Beichwerdereht an die obere Inſtanz. Dienjtvergehen werden mit Dis— 
ciplinarjtrafen geahndet. Solche jind: 

a) Die VBerjegung an einen anderen Amtsſitz ohne Rangverminderung, wobei 
der Berjegte die Ueberſiedelungskoſten jelbjt zu tragen hat; auch fann 


26, Auftin Blonski: Der öfterreichiiche Eivil-Staatsienft, Wien 1882, ent- 
hält eine ſyſtematiſche Darftellung des geſammten heutigen öfterreichiichen Beamten- 
rechts. Bon älteren Werfen feien erwähnt: Schopf: Der dfterreichiiche Eivil- 
Staatödienft, Wien 1851, und Gochnat: Sammlung der Gejege, Verordnungen 
und Borfchriften für > ! f. Staatsbeamten, Wien 1875. 

2) Mapyrhofer I 7 
25) Kaiſerl. eg vom 28. October 1849. 
©), A. h. Entſchl. vom 25. November 1858. 
ai durch Verordnung des Gefammtminifteriums vom 18. Juni 
1873 * Nr. 15. 
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mit diefer Verſetzung eine theilweiſe Veränderung der Dienftbezüge 

verbunden werden. 

b) Berfegung in den Ruheſtand auf unbeitimmte Zeit mit Veränderung 
der normalmäßigen Ruhegenüffe. 
ec) Dienftentlaffung mit Verluft des Titels und Penſionsanſpruchs. 

Solche Disciplinarftrafen fünnen gegen richterliche Beamte jedoch nur 
von den zuftändigen Diciplinarfenaten nach geſetzmäßig durchgeführter Ver: 
handlung, wobei dem Bejchuldigten genügende Bertheidigungsmittel zuftehen, 
ausgeiprochen werden. Die Disciplinarjenate find ftändige beim oberjten 
Gerichtshofe und jedem Oberlandesgerichte nach Vorſchrift des Gejeges mit 
Anfang eines jeden Jahres für die ganze Dauer desjelben zufammengejehte 
Rathscollegien — jo daß jede Willfür oder Parteilichkeit mit Hinblid 
auf den einzelnen Fall ausgeichloffen iſt. — Uebrigens iſt das Berfahren 
ftreng nach den Grundſätzen ded mündlichen Anklageprocejies geregelt und 
jteht dem Anculpaten von dem Erfenntniß des Disciplinarjenates beim 
Dberlandesgericht die Appellation an den des Oberiten Gerichtshofes zu. 

Die Disciplinarverhandlung der nicht richterlichen Juftizbeamten ſowie 
auch des Dienerfchaft3perfonales der Gerichte, erfolgt nach den Vorfchriften 
der Gerichtäinftruction vom 3. Mai 1853 (88. 75—89). 

Dagegen ift für die Disciplinarbehandlung der „landesfürjtlichen und 
der denjelben gleichgeftellten Beamten mit Ausnahme des Lehrperjonales, 
dann der Finanzwache und des Wachperjonales der Straf: und Beſſerungs— 
anjtalten” mit der Faiferlichen Verordnung vom 10. Mär; 1860 RGB. 
Nr. 64 eine aligemeine Vorſchrift erlaffen worden. 

Diejelbe erklärt „jede Verlegung der Pflichten, welche den Angejtellten 
durch ihr Amt, ihren Dienfteid oder durch allgemeine Dienftvorjchriften 
auferlegt find“ für „Dienftvergehen“, welde durch Rügen oder durd 
Disciplinarjtrafen geahndet werden. Lebtere beftehen in dem Verweiſe, 
der Geldſtrafe, Entziehung der graduellen VBorrüdung, ſtrafweiſen Ber: 
fegung im Dienfte oder in der Dienjtentlaffung. Wenn nun auch das 
Disciplinarverfahren gegen die politifch-adminiftrativen Beamten nicht in 
den Formen des gerichtlichen Verfahrens vor ſich geht, jo find doch auch 
für dieſes bei jeder politifchen- und Finanzlandesbehörde ftändige Commiſ— 
fionen beftellt, denen die Einleitung und Durchführung der Disciplinar— 
unterfuchungen obliegt (8. 11). Allerdings iſt der Vorfißende diejer 
Commiſſionen an deren Beichlüffe nicht gebunden und fann, wenn er anderer 
Meinung ift, die Enticheidung der höheren Behörde einholen. (FMErl. 
vom 22. Juli 1860.) 

Der principielle Unterjchied zwijchen der Stellung der Juſtiz- und 
Berwaltungsbeamten tritt alfo auch in den Digsciplinarverfahren gegen Die: 
jelben deutlich hervor. 


Das Staatsdienjtverhältnik endigt: 

a) freiwillig, feitens des Beamten durch Verzicht auf dad Amt. Es ift 
ein unterjcheidendes Merkmal des Eivilftaatsdienjtes im Gegenſatz 
zum Militärdienft, daß erjteres fein Zwangverhältniß ijt und von Dem 
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Beamten jederzeit durch Verzicht gelöit werden kann. Die durch eine 
Reihe von Jahren bereits erworbenen Bermögensrechte des Beamten 
an den Staat, Penfionsanfprüche, gehen dabei nicht verloren. Der 
Beamte kann um jeine Penfionirung einjchreiten und diejelbe muß 
ihm gewährt werden — auch wenn er feinen Grund dafür anzugeben 
im Stande iſt; 

unfreiwillig fjeitend® des Beamten (Dienftentlaffung) in Folge eines 
jtrafgerihtlihen Urtheild®, welches die Unfähigkeit zur Belleidung 
eines öffentlichen Amtes nach ſich zieht oder in Folge eines Discipli- 
narurtheils; 

c) durch Quiejeirung oder Benfionirung, wenn eine jolche durch die Inter— 
eſſen des Dienjtes oder andere Rückſichten ftaatlicherjeit3 geboten 
erjcheint; 

d) beim Lehrperjonale der Hochſchulen mit der Vollendung des 70- 
(eventuell 71.) Lebensjahres auf Grund des Geſetzes. 

Uebrigen3 find auch, ebenjo wie bei der Berufung (j. oben) bei der 
Löſung des Staatsdienftverhältniffes zwei Sphären zu unterfcheiden: die 
niedere Sphäre des öffentlihen Rechts und die höhere des Staatsrecht3 
im engeren Sinne. 

In erjterer muß der Staat bei der Löſung des Dienjtverhältnifjes 
ih jtrenge an die beftehenden Geſetze und Vorjchriften halten und wenn 
auch beim Mangel einer Dienjtespragmatif die beitehenden Borjchriften 
nicht für alle Fälle ausreichen, jo werden doch Beamte in diefer Sphäre 
nur in den Formen des bejtehenden Rechtes vom Dienfte entlaffen, beziehung: 
weife penfionirt. Anders verhält es fich in der höheren Sphäre des Staat3- 
rechtes, wo Rüdfichten der Politik maßgebend jind. 

Die Entlaffung der Minijter hängt vom freien Entſchluſſe des Mon: 
archen ab, für welchen Rüdfichten und Erwägungen der Politit maaßgebend 
ind und die feinerlei rechtlicher Begründung bedarf. Geſetzlich ijt dabei 
nur für gewejene Minifter ein beftimmter Penſionsgenuß vorgefehn.**') 

Auch bei höheren Minifterialbeamten, Statthaltern und Landespräfi- 
denten, können Erwägungen der Politik an Stelle rechtlicher Begründung 
die Löfung ihres Dienftverhältniffes herbeiführen. 


b 


— 


Beamtenverſorgung. 

Aus dem Schutzverhältniſſe, in welchem der Beamte zu dem Staate 
ſteht, folgt die Verpflichtung des Staates, ſich nicht nur des dienſtunfähig 
gewordenen Beamten anzunehmen, ſondern auch deſſen Hinterbliebene 
verhältnißmäßig zu unterſtützen; auch kann der Staat nur dann eine voll— 
ſtändige Hingabe ſeiner Beamten an ſein Intereſſe, eine vollſtändige Identi— 
ficirung ihres Intereſſes mit dem ſeinigen verlangen, wenn er die Ver— 


1, Jedem Miniſter gebührt für den Fall der Enthebung von Amte, ſie 
mag über fein Anfuchen erfolgt fein oder nicht, ein Ruhegehalt von jährlichen 
4000 fl. ohne Rüdjicht auf die Dauer feiner Amtswirkfamfeit, injomweit nicht 
kraft des allgemeinen Penfionsgejeges (j. unten) ihm eine höhere Penſion zufteht 
Geſetz vom 22. Juli 1868 RGB. Nr. 111). 
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forgung der Beamten auch für den Fall ihrer Dienjtnnfähigfeit übernimmt 
und auch fir ihre Hinterbliebenen (Wittwen und Waijen) zu forgen fid 
verpflichtet. 

Schon in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts find dieſe Ver- 
hältnifje gefetlich geregelt worden und zwar in den Benfionsnormalien??) 
vom 30. November 1771 und vom 26. März 1781, welche noch heute die 
Grundlage des öjterr. Beamtenpenfionsrechtes bilden. Allerdings find jeit 
jener Zeit eine große Zahl theild ergänzender, theil® abändernder, theils 
neu auftauchende Dienſtverhältniſſe berüdjichtigender und die denſelben 
entiprechenden Berjorgungsrehte regelnder Geſetze und Verordnungen 
erichienen. 

Bon diejen find insbejondere hervorzuheben die faijerliche Verordnung 
von 9. December 1866 RGB. Nr. 157 über das Ausmaaß der Ruhebezüge 
und Abfertigungen der Staatöbeamten und penfionsfähigen Diener; das 
mit Faiferlicher Verordnung vom 12. November 1870 erfloffene Reglement 
bezüglich der Ruhe- und Verforgungsbezüge der öfterreichiich-ungarifchen 
gemeinfamen Behörden; das Penfionsgefet für das an Staatälehranftalten 
angeftellte Zehrperfonale vom 9. Mai 1870 RGB. Nr. 47; das Gejet vom 
27. März 1873 RGB. Nr. 50, betreffs Verforgung der Polizeibeamten; 
das Militärverforgungsgefeh vom 27. December 1875 RGB. Nr. 158, 
endlich das Gefeg vom 26. Februar 1876 RGB. Nr. 19, betreff3 der 
Berforgung der Gendarmerieofficiere und Mannjchaft. 

Auf diefe Weiſe find die VBorjchriften über Verforgung der Beamten und 
ihrer Hinterbliebenen in einer großen Anzahl von Gejegen und Verordnungen 
zeriplittert. Offenbar fühlt die Regierung jchon lange das Bedürfniß, alle 
diefe Vorſchriften in einem einheitlichen Geſetze zufammenzufaffen, denn 
ſowohl die Faiferliche Verordnung vom 9. December 1866 ſpricht von einem 
fünftigen „Erlaß eines allgemeinen Penfionsgejepes“, wie auch das Regle— 
ment vom 12. November 1870 den Zeitpunkt in's Auge faßt, „wo im 
legislatorischen Wege ein darauf bezügliches Gejet zu Stande fommen wird.“ 

Der Staat gewährt den in Ruheſtand getretenen Beamten und 
Dienern, ferner ihren Wittwen und Waifen unter den gejeglichen Be: 
dingungen: Benjionen, Provifionen, Abfertigungen, Erziehungsbeiträge und 
Gonductquartalgelder. 

Penfionen find Nuhegehalte, welche fortlaufend in verjchieden, abge: 
jtufter Höhe, in der Form wie Gehälter monatlich in vorhinein und lebens: 
länglid an Beamte oder ihre Hinterbliebenen gezahlt werden. 


PBrovifionen find Zahlungen an in den Ruhejtand getretene Diener, 
die als Taglohn zwiſchen 8 und 15 fr. Courantmünze (27 fr. ö. ®.) be: 
rechnet werden. 

Ubfertigungen find einmalige Zahlungen an Beamte, Diener und ihre 
Dinterbliebenen, die zum Penfions: oder Proviſionsbezug nicht berechtigt find. 

EConductquartale werden den armen Angehörigen folder Staats- 


"), Daher die übliche Vezeihnung „normalmäßige” VBerforgung. 
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diener bewilligt, welche nicht einmal jo viel hinterlafjen haben, wie viel zur 
Bejtreitung der Krankheits- und Leichenkojten nöthig iſt.“) 

Zum Bezug einer normalmäßigen Benjion berechtigt eine in einem 
Staat3amte***) zurüdgelegte mindejtens zehnjährige Dienftzeit (vom Tage 
der Bereidigung gerechnet), wenn fein Umjtand eingetreten ift, der den Verluſt 
der Penjionsberechtigung nad) jich zieht, wie 3.8. freiwilliger Austritt aus 
dem Staatsdienjt (Dienjtesentfagung), Entlafjung aus dem Dienfte in 
Folge jtrafgerichtlichen Urtheils u. dergl. 

Die Höhe der normalmäßigen Penſion richtet ſich nach der Länge der 
zurüdgelegten Dienjtzeit und nad) der Höhe des im Momente des Austrittes 
aus dem Dienjte gejegmäßig bezogenen Gehaltes. *?°) 

Die Bemefjung der den Staat3dienern bei ihrem llebertritte in den 
Ruheſtand gebührenden Provijion gejchieht in der Weife, daß den 
Dienern mit mehr als zehnjähriger Dienstzeit der dritte Theil ihres Activ- 
lohnes, bei mehr als 25 Jahren die Hälfte und die höchſte Provifion von 
27 kr. ö. W. nur jenen zu Theil wird, welche eine Dienjtzeit von 35 bis 
40 Jahren zurüdgelegt haben. Denjenigen Dienern, welche mehr ala 
40 Jahre gedient haben, gebührt ihr voller Uctivlohn als Ruhegenuß. 

Beamten und Dienern, welche eine anrechenbare zehnjährige Dienſt— 
zeit nicht volljtreft haben, wird beim Uebertritt in den Ruheſtand eine 
einmalige Abfertigung in dem Betrage ihres einjährigen Wetivitäts- 
gehaltes gewährt. 

Die Wittiven der Beamten und Diener erhalten, jenadhdem ihre 
Männer penjiond: oder provifionsberechtigt waren, ein Drittheil der ihren 
Männern gebührenden Penſion oder Proviſion. Dieje Penfionen bewegen 
ſich zwiſchen 105 fl. al Minimum und 350 fl. als Murimum. Doc, giebt 
e3 außerdem „außerordentlihe Penſionen“ für Wittwen hoher Beamten, 
deren Bewilligung vom Kaiſer abhängt und „charaftermäßige Penfionen“, 
die in fejten Beträgen, in Abjtufungen von 350 bis 1000 fl. an die 
Wittwen der Beamten verjchiedenen Dienſtcharalters gewährt werden. ?**0) 

Die Wittwenprovifionen betragen ein Drittel der dem verjtorbenen 

2°, Hoflanzleientichl. vom 24. December 1840. 

#4) Der anrehenbare Dienft fann zurüdgelegt werden bei allen jtaatlichen 
Eivilbehörden und Aemtern, bei den k. und F. Hofämtern, auf Staatd- und Fonds— 
herrichaften, auf den k. k. Familienfondsgütern, bei ftaatlidhen Lehr- und Unter— 
richtsanſtalten. 


25) Dabei findet folgende Abſtufung ſtatt: 
vom vollftredten 10. bis 15. Jahre a 
15 20. 


" " D. " " % 4 


" " 20. ” 25. " ‘ * 

* 25. 30. ” st s 

— . 30. 35. /, 
35. 40. / 


des letzten Activitatsgehaltes; nad) vollftredter 40 jähriger Dienftzeit erhält der 
Beamte jeinen ganzen Activitätsgehalt als Benfion (8. 2 faijerl. Verordnung vom 
9. December 1866), 

286) Die den Wittwen der Beamten der einzelnen —— ‚geientich 
zuerfannten charaktermäßigen Penfionen find aufgezählt bei Blonski ©. 


Gumplomicz, Das Öfterr. Staatsrecht. 13 
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Staatsdiener zuletzt gezahlten Löhnung und bewegen ſich zwiſchen 11 bie 
21 fr. ö. W. per Tag.?*7) 

Erziehungsbeiträge werden denjenigen Wittwen verliehen, die mehr 
als drei Kinder zu verſorgen haben. 

Außer den normalmäßigen Erziehungsbeiträgen giebt es entſprechend 
den außerordentlichen und charaktermäßigen Penſionen auch ebenſolche 
Erziehungsbeiträge. Auch die nur proviſionsfähigen Wittwen erhalten 
Erziehungsbeiträge — doch kann der Geſammtbetrag ihrer Proviſionen und 
Erziehungsbeiträge 105 fl. ö. W. jährlich nicht überſteigen. 

Endlich werden auch an elternloſe Waiſen nach Beamten und Dienern 
ſogenannte Concretalpenſionen und Proviſionen, in der Regel bis zur Höhe 
der Hälfte des Betrages, welcher der Wittwe gebührte, gezahlt. 





Die Thätigkeit der Verwaltung. 


Die Staatöverwaltung, die übereinſtimmend von den meijten Staats: 
rechtölehrern als die „freie Thätigfeit der Staatsregierung“ bezeichnet wird, 
iſt formell eine dreifache, indem fie fich entweder 

a) mittelbar durch Erlaffung einer allgemeinen Vorſchrift auf die Ge 
fammtheit der Staatsbürger oder doch einzelne Claſſen und Kategorieen 
derjelben oder 

b) unmittelbar auf einzelne Staatsbürger bezieht, oder endlich 

ce) eine unmittelbare Berrichtung, eine Geſchäftsdurchführung feiten® 
der Vermwaltungdorgane zum Inhalte hat. 

Die Thätigfeit ad a) iſt die allgemein verordnende und findet jtatt, 
wenn die Verwaltung eine VBorjchrift erläßt, welche, jei e8 der Gejammt: 
heit, jei e3 ganzen Clafjen oder Kategorieen derjelben, Pflichten auferlegt 
oder Rechte einräumt, 3. B. wenn ein Poſt- oder Eifenbahnreglement, 
Marktordnung u. dergl. erlafjen wird. 

Die Thätigfeit ad b) ift die individuell verfügende und findet ftatt, 
wenn die Behörde den N. auffordert, unter Strafe feinen unmündigen Sohn 
einer Befjerungsanftalt zu übergeben oder dergl. 

Die Thätigfeit ad c) ift die eigenverwaltende und tritt ein, wenn z. B. 
die Behörde ein baufällig gewordenes Gebäude, das im Staatseigenthume 
fteht, durch Organe des Staates (Baubehörde) umbauen läßt oder vergl. 

In allen diefen Fällen fann die Jnitiative, die Anregung zum Ein- 
jchreiten ausgehen entweder von ihr ſelbſt oder von der Partei. 

1. Die Behörde leitet ein Verfahren ein entweder von amtswegen auf 
Grund einer gejetlihen Vorſchrift in regelmäßig wiederkehrenden Zeit: 
räumen, 3. B. das Verfahren zum Zwecke der Affentirung; oder in unbe: 
ftimmten Zeiträumen jedesmal wo Umjtände eintreten, unter denen ihr ein 
bejtimmtes Vorgehen und ein für diejen Fall vorausgejehenes und feit: 
gejegtes Verfahren vorgefchrieben ijt, z. B. bei Ausbruch einer Rinderpeft. 


2», Kür Witwen und Waijen der Finanzwacdhmannjcaft enthält der Finanz 
minifterialerlaß vom 17, April 1872 VB. ©. 114 befondere Normen. 
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2. Das Verfahren der Behörde kann von einer Partei provocirt wer: 
ben, 3. B. wenn diejelbe um Bewilligung der erjtüdelung eines Grund» 
complere3 oder Ausrodung einer Waldparcelle einjchreitet, aber auch, wenn 
fie durch ungejeßliches Vorgehen gegen die gejeliche Recht3ordnung verftößt 
oder ſonſtwie den Snterejjen der Geſammtheit und des Staates zumwiderhandelt. 

Nur das Verfahren ad 2, welches von Privatparteien provocirt wird 
und ihr Einzelinterejje unmittelbar berühr:, kann Gegenjtand der Anfechtung 
ſeitens der Parteien jein und nach erfhöpften politiihen Inſtanzenzuge 
bezw. nach rechtäkräftiger Entjcheidung der oberjten Behörde den Gegen: 
ftand einer Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtöhofe bilden. 

Das kann bei dem Berfahren ad 1 nicht der Fall jein. Die Anord- 
nung einer Wahl, die Inangriffnahme einer Affentirung, Verhängung einer 
Epntumaz fann der Einzelne nicht anfechten und ein folches Verfahren 
fann nicht Gegenjtand einer verwaltungsgerichtlichen Verhandlung werden. 

Bon al und jeder gerichtlichen Thätigkeit unterfcheidet fi die Ver: 
waltungsthätigfeit dadurch, daß die Formen derjelben nur in untergeord- 
neten und nebenjächlichen Dingen an feite Regeln gebunden find. Je höher 
wir fteigen auf der Scala der politischen Angelegenheiten, dejto freier und 
ungebundener werden diejelben, bis fie in den höchſten Staatsangelegen- 
heiten alle Norm und Regel abjtreifen und nur den Geboten reiner Zweck— 
mäßigfeit folgen. So iſt 3. B. das Verfahren, wie man einen Bagabun- 
den abzujchieben hat, an fejte Regeln und Formen gebunden; aber es giebt 
feine Normen wie ein Staatsanlehen contrahirt werden muß. 

Ein anderer principieller Unterjchied zwiſchen gerichtlihem und admi— 
nijtrativem Berfahren ift der, daß in erjterem der Staat durch den Richter nur 
als unbetheiligter Dritter den Streit der Parteien jchlichtet, während im 
politiihen Verfahren die Behörde den Staat als betheiligte Partei vertritt; 
allerdings repräjentirt hier der Staat in zweiter Linie das allgemeine 
Interefje, legteres tritt aber wenigjtens für das ungeübte Auge und den 
im Barteiinterefje befangenen Sinn des Einzelnen vollfommen in den 
Hintergrund. So nimmt denn das Verfahren in Verwaltungs-Angelegen— 
heiten jcheinbar immer die Form des Befehlens einerjeit und Gehorchen— 
müſſens andererfeit3 an. Diefe Form zu mildern, ihr twomöglic diejenige 
des gerichtlichen Verfahrens zu fubftituiren, ift das Beftreben des modernen 
Staates und aus diejem Bejtreben ergab ſich das Inſtitut der Verwaltungs: 
juftiz, welches wenigſtens in leßter Inſtanz an die Stelle des obrigfeitlichen 
Verfahrens gegen Unterthanen ein formelle Rechtsverfahren zwijchen zwei 
Barteien ſetzt. 


Gefchäftsordnung. 


Die Gefhäftsordnung der politifchen Behörden wurde durch die 
Amtsinftruction vom 17. März 1855, welche zugleich; die Umriffe des 
äußeren Verfahrens diefer Behörden enthält, geregelt. Die Einrichtung 
beruht auf der genauen Evidenzhaltung des Einlaufes, welcher in dem 
Einreihungsprotocoll der politischen Behörde in die vorgejchriebenen Rubriken 

13* 
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zu regiftriven iſt. Im diejes Einreihungsprotocoll werden nicht nur alle 
von den Parteien und anderen Behörden einlangenden Geſuche beziehungs: 
weife Berichte und alle anderen jchriftlihen Mittheilungen jondern aud 
alle von den Parteien mündlich angebrachten und johin zu Protocol zu 
nehmenden Anſuchen, Begehren oder Mittheilungen, über welche amtszu— 
handeln ift, verzeichnet. Jedes ſolche Gejchäftsftüd wird dabei mit der 
laufenden Nummer verjehen. 

Der Vorſteher der Behörde führt ein bejonderes Verzeichniß der ge- 
heimen ihm zur „rejervirten Verhandlung“ zufommenden Geſchäftsſtüce 
(geheimes oder Präfidialprotocol). Den gefammten Einlauf nimmt der 
Leiter der Behörde täglih zur Kenntniß und verfügt über defjen weitere 
Behandlung, indem er nad genommener Einficht die einzelnen Stüde ent: 
weder feinen untergeordneten Beamten zur Erledigung zutheilt oder zu. 
eigener Behandlung und Erledigung behält ($. 87). 

Für die Behandlung der Gefchäfte ift, wo died nur möglich ift, der 
„kurze und mündliche Weg“ vorgejchrieben ($. 77). Die Amtsvorjteher 
find verpflichtet, „Die geeigneten Verfügungen, Vorkehrungen und Erhebungen 
auf die einfachite und mindeft foftjpielige Weiſe ohne viel Schreibereien zu 
veranlafjen“ ($. 78). Doch find die „Erledigungen der eingelangten Ge: 
ſchäftsſtücke“ jchriftlich zu verfaffen ($. 89). Nach ihrer äußeren Form 
werden dieſe „ichriftlichen Erledigungen” als Bejcheide, Decrete, Eurrenden, 
Circulare, Noten, Berichte unterfchieden, von denen jede in den verfchiedenen 
vorgejchriebenen Fällen ihre Anwendung zu finden hat. 

Bei den Enticheidungen (die in Form von Beſcheiden oder Decreten 
binausgegeben werben ??®), find die Beweggründe und die angemwendeten Ge: 
fee anzuführen, auch die der Partei noch offen jtehenden weiteren Rechts: 
wege und Recursfriften anzugeben ($. 92). 

Ebenjo wie der gefammte Einlauf werden alle Erledigungen oder wie 
immer gearteten jchriftlichen Verfügungen in dem jelbjtändig organifirten, 
„Erpedit“ genannten Hilfsamt in Evidenz gehalten. Die Aufgabe des 
Erpedit3 ift die Bejorgung der Ausfertigung aller Erledigungen und jchrift- 
fihen Verfügungen der Behörde und die Ueberwadhung der Zujtellungen 
derſelben ($. 106). Da die erfolgten „Expeditionen“ im einer bejonderen 
Rubrik des Einreihungsprotocolles angemerkt werden müffen, jo wird auf 
diefe Weife der Zufammenhang zwifchen den einzelnen Stadien der Ge 
ihäftsbehandlung hergeitellt und ein leichter Ueberblid über den gejammten 
Geſchäftsgang bei der Behörde ermöglicht. Die nad) der Erpedition der 
Erledigung zurücdbleibenden Acten (Eingaben, Concepte u. j. tw.) werden in 
der Registratur hinterlegt, über deren ordnungsmäßige Inſtandhaltung 
der 4. Abſchnitt der Amtsinftruction detaillirte Beftimmungen enthält. Die 
Aufgabe der Regiftratur ift neben der ficheren Aufbewahrung der Acten 
die Aufrechthaltung einer ſolchen Ordnung und Evidenz, daß die Acten jeder 
Angelegenheit leicht und jchnell auffindbar feien, was unter anderem auch 
zu dem Zwecke nothwendig ift, damit die Behörde für jede zu behandelnde 


#39) Der Unterjchied ift rein äußerlich. 
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Angelegenheit ohne Zeitverlujt gleich deren „Woracten“ zur Hand haben 
Tünne. 


Das Verfahren in Berwaltungsfachen, 


Bon der Geichäftsführung, die in den Amtsinftructionen und Geſchäfts— $. 156, 
ordnnungen geregelt wird, ijt zu unterfcheiden das adminiftrative Verfahren. 
Jene begreift im fich nur die äußeren minder relevanten Formen des letzteren; 
bei diejem find bereit3 rechtliche Intereſſen im Spiele; das Verfahren ift 
auf die Geitaltung der Rechtöverhältniffe von Einfluß. Solche Beftim: 
mungen wie 3. B. über die äußere Form der Eingaben, über Numerirung 
der Beilagen, über Aufbewahrung der Acten u. dergl. gehören zur Ge— 
ihäftsführung: fie find für die Rechtsverhältniſſe ziemlich indifferent.. Das 
adminijtrative Verfahren dagegen Hat es mit den Formen des Vorgehens 
der Behörden und ihres Verkehrs mit den Parteien zu thun und hat für 
das materielle Verwaltungsrecht eine analoge Bedeutung wie für das ma= 
terielle Privatrecht der Eivilprocep. 

Ob die Parteien von den einzelnen Mafregeln und Schritten der Be: 
hörde rechtzeitig verftändigt, ob fie dabei mit ihren Anträgen gehört werden 
und welche Bedeutung den letzteren zufommt, welche Mittel den Parteien 
gegenüber den Maaßnahmen und Entiheidungen der Behörden zu Gebote 
jtehen — al’ da3 hängt von den Grundfäßen des adminijtrativen Ver— 
fahrens ab. Der Gedanke liegt nun nahe, daß in einem Rechtsſtaate das 
administrative Verfahren ebenjo duch ein adminijtratives Verfahrensgeſetz 
geregelt jein müſſe, wie das im Eivilverfahren mitteljt des Civilproceßgejeßes 
ſchon längſt der Fall ift.*?®) 

Der Umſtand, daß es ſolche allgemeine Adminiſtrativ-Verfahrensgeſetze 
nicht giebt, wird meiſt auf das Kerbholz des Abſolutismus geſchrieben, der 
ſich in ſeinem Schalten und Walten gegenüber den Unterthanen durch Ver— 
fahrensgeſetze nicht binden und behindern laſſen mochte: der Mangel eines 
ſolchen Geſetzes im modernen Rechtsſtaate dagegen als ein ſchwerer Ana— 
chronismus bezeichnet, der ſobald als möglich behoben werden müſſe. Dabei 
wird aber überſehen, daß der Mangel eines allgemeinen Wdminiftrativ- 
Berfahrensgefeges nicht zum geringjten Theil in der Unmöglichkeit wurzelt, 
die unendlihe Mannigfaltigfeit der durd die Verwaltung geichaffenen und 
immerfort neu erzeugten Verhältniffe durch ein allgemeines Geſetz zu nor- 
miren, wozu noch der Umstand Hinzutritt, daß man allerdings erſt in der 
neuejten Zeit auf ein „verfafjungsmäßiges Verwaltungsrecht” bedacht wurde, 
in Folge defjen die Theorie auch erjt in der neueſten Zeit auf die noth- 
twendige Grundlage eines jolchen, auf ein gefeßlich geregeltes Adminiſtrativ— 





259, Dieſer Gedanke gelangte zum Wusdrud in einem a dem 
öfterreichiichen Advolatentag im Jahre 1885 (abgedrudt bei Grünhut 1885 ©. 204), 
worin für das adminiftrative Verfahren eine Regelung nad Analogie des Eivilpro- 
ceſſes, und zwar in ftreifigen und nicht ftreitigen Angelegenheiten verlangt wird. 
Ueber diejen Antrag erftattete Lemayer ein ſehr lehrreiches Gutachten (abgedrudt 
ebenda), auf welches wir noch weiter unten zurüdfonmen. 
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verfahren ihr Augenmerk lenkte. **) Wir haben e3 hier aljo mit dem jüngften 
Problem des theoretiſchen Verwaltungsrechts zu thun. 

Wenn nun auch nicht in Abrede geftellt werden ſoll, daß die Zeiten 
des Abjolutismus am wenigjten darnach beijchaffen waren, das adminiftra: 
tive Verfahren gejeblich zu regeln, da eine ſolche Regelung in erjter Linie 
die freie Bewegung der Regierung und der Behörden hemmt und Hindert: 
jo ijt e8 doch Thatjache, daß wir jowohl aus jenen Beiten wie aud aus 
neuerer Zeit in den verfchiedeniten Verwaltungsgejegen zahlreiche Beſtim— 
mungen über adminijtratives Verfahren auf den einzelnen Gebieten der 
Verwaltung bejiten und daß uns nur ein allgemeines, das Berfahren 
auf allen diefen Gebieten einheitlich regelndes Verfahrensgeſetz fehlt — und 
nur den Mangel eines jolchen beffagen die in der Note angeführten Schrift: 
ſteller. Dieſer Mangel jedoch ijt weniger eine Unterlafjungsfünde früherer 
oder neuerer Zeiten, fondern erklärt fi) einfach aus denfelben Gründen, 
aus denen e3 in feinem auch noch jo liberal organijirten Staate, ja, auch 
in den modernſten Republifen, einen allgemeinen Berwaltungscoder giebt, 
während überall allgemeine bürgerliche Gejeßbücher vorhanden find; 
aus denjelben Gründen, aus denen e3 in der Theorie Syiteme des Privat- 
recht? in Hülle und Fülle giebt, während es an ſolchen des öffentlichen 
Rechts überall mangelt. Dieje Gründe aber Iiegen einfach in der verſchie— 
denen Natur des öffentlichen und Privatrechtd, wovon wir oben (I. Bud) 
gejprochen haben. 

Dieje von dem Privatrecht grundverjchiedene Natur des öffentlichen 
Rechts, welches eben jo viele jelbjtändige Gebiete aufweiſt als das Privat: 
recht eines it, hat von jeher alle Verſuche, einen einheitlichen, das gefammte 
öffentliche Recht umfafjenden Codex des Staats- oder auch nur des Ber: 
waltungsrechts zu verfaffen, jcheitern gemacht.““) Damit ijt aber aud 


240, Den erſten Verſuch, die „allgemeinen Grundjäge für das (öfterreichiiche) 
Adminiftrativverfahren” theoretiich zu formuliren, unternahm Mapyrhofer. Er, 
der es in feinem jo werthvollen Handbuch des Berwaltungsdienftes fich, wo immer 
es nur möglich war, der Gejeßesterte zu bedienen liebt, jah fich in dieſer Partie 
vom Gejeße verlajien und gezwungen, „die allgemeinen Hauptumrifje für das Ver: 
fahren überhaupt in den verjchiedenften Geſetzen, Verordnungen, Inſtructionen 
nicht ohne Mühe“ zuſammenzuſuchen, da, wie er klagt, „für das Adminiftrativ- 
verfahren ein allgemeines Gejeg, wie für den Civilproceß und für den Strafproceh, 
nicht befteht.“ Allerdings jucht Mayrhofer mit Recht die Urfache diefes Mangels 
vorzugsweiſe darin, dab es „in dem Kreiſe diejer (politiichen) Geichäfte Verhält— 
nifje der verjchiedenften Art zu berüdjichtigen, Zeit und Localumftände in's Auge 
zu faſſen giebt, für, die es an geist Andeutungen, aber feine beftimmte 
Normen geben kann“ (Band und 731). Dagegen jchreibt Bernagit 
den Mangel joldyer ae geſetzlichen ra des Verfahrens“ in Ver: 
waltungsjachen dem Umftande zu, dab „unjere Verwaltungsgeſetze großentheils 
aus Zeiten jtammen, wo die techtiprechenden Sunctionen der Verwaltung nicht 
far erfannt und mit den anderweitigen Agenden der Berwaltung vermengt 
wurden” Rechtsſprechung und materielle Rechtskraft S. 66). 

m) Solche Verſuche ſind erfolglos angeſtellt worden in Frankreich; einen 
ſolchen Verſuch machte man in Oeſterreich im Jahre 1802. Damals wurde eine 
eigene Hofcommiſſion in politiſchen Geſetzesſachen eingeſetzt, welcher die Aufgabe 
zugetheilt wurde, nach dem Mufter des bürgerlichen Geſchbuchs einen politiſchen 
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die Unmöglichkeit eines „allgemeinen Adminiftrativ-Berfahrensgefehes wie 
der Civilproceß“ oder „allgemeine Normen de3 adminijtrativen Verfahrens” 
von ſelbſt gegeben: denn ein Berfahrensgejeg jet das materielle Recht, für 
welches e3 gelten joll, wenigftens den Hauptumriffen und dem wejentlichen 
Inhalte nad) voraus; ohne bürgerliches Geſetzbuch gebe es feinen Civil— 
proceß, ohne Strafgejegbuch feinen Strafproceh. Ein Verwaltungsgeſetzbuch 
gehört aber zu den frommen Wünjchen und damit ijt ein allgemeines 
Adminiſtrativ-Verfahrensgeſetz ebenfalld eine Utopie. Daran werden Re— 
gierungsformen und Zeiten wenig bejjern fünnen. Das republifanifche Fran: 
reich bejigt ebenjowenig ein allgemeines adminiftratives VBerfahrensgefeß wie 
die Vereinigten Staaten Amerikas und auch der europäijche Recht3ftaat wird 
die Natur und das Weſen der „Verwaltung“ nicht ändern. Damit foll 
nicht gejagt werden, daß die Ausbildung rechtlicher Formen des Adminiftrativ- 
verfahrens nicht noch ungeahnte Fortichritte machen kann und machen wird: diefe 
aber liegen weniger auf dem Gebiete des „allgemeinen Adminiſtrativver— 
fahrens“ als vielmehr der „bejonderen adminijtrativen Verfahrensarten“, 
von denen wir jet jprechen wollen. — Allerdings hat all’ und jedes Ver— 
waltungsverfahren im Gegenſatz zum Civilproceß infofern ein unterjcheiden- 
de3 Merkmal, inwiefern es jih an das Dfficialprincip (Verfahren von 
amtswegen) halten muß und auf die Erforfchung der materiellen Wahrheit 
gerichtet ift: doch find diefe beiden PBrincipien dem VBerwaltungsverfahren 
mit dem Strafverfahren gemeinfam, bilden alfo fein jpecielles Merkmal 
des eriteren. 


Die beionderen Berfahrensarten. 


Wenn man von den befonderen Verfahrensarten der Verwaltung fpricht, $. 157. 
jo darf man dabei nicht an eine Analogie mit jenen befonderen Verfahrensarten 
des Eivilprocejjes denken, die lediglich den Bejtreben einer Beichleunigung 
und Bereinfachung de3 Prozeßganges entipringen, wiez.B.anden ſummariſchen 
Prozeß, an da3 Mandatsverfahren, das Bagatellverfahren und dergl.: fondern 
an eine Analogie mit denjenigen bejonderen Eivil-VBerfahrensarten, deren 
Befonderheit bedingt iſt durch die befondere Beichaffenheit des Proceßgegen— 
itandes, dur) ein bejondere3 von den gewöhnlichen vermögensrechtlichen Ver- 
hältniſſen verjchiedenes Rechtsverhältniß, wie z.B. Beftandproceß, Eheproceß, 
Bergrechtsproceß ır. ſ. w. 

Denn die VBerfchiedenheit der einzelnen administrativen Verfahrensarten 
entjpringt lediglich au8 der nothiwendigen Anpafjung des Verfahrens an die 
verjchiedene Natur der einzelnen Berwaltungsgebiete und Gegenstände: nicht 
aber aus dem Umjtande, daß fich die Verwaltung bei den einen Angelegen— 
heiten den Ueberfluß vieler Schreibereien und Weitläufigfeiten gejtatten fünne, 
bei anderen ſich einfacherer Formen und größerer Bejchleunigung zu befleißen 
babe. Denn unnöthige Schreibereien und Weitläufigfeiten findim Verwaltungs— 
verfahren überall zu vermeiden, was durd unzählige Borichriften eingejchärft 
Eoder zu verfaffen. Nach zehnjährigen erfolglojen Bemühungen wurde diefe Com— 
mijfion (1818) aufgelöft. 
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wurde. In diejer Beziehung giebt es nur und darfesnur ein abminiftratives 
Verfahren geben, für welches jeit Kaifer Joſef II. Vermeidung aller un: 
nöthigen Schreibereien, größtmöglichjte Einfachheit der Geſchäftsführung und 
Beichleunigung der Erledigungen vorgejchrieben ijt und für welches insbe: 
fondere aber in neuerer Zeit, wo das nur möglich ift, der unmittelbare 
Verkehr mit den Barteien, die möglichite Einvernehmung derjelben und endlich 
die Achtung der verfaffungsmäßigen Rechte der Staatsbürger jelbjtverftändliche 
Grundfäge find. Was aber die bejonderen abminiitrativen Verfahrens: 
arten anbelangt, jo giebt e3 deren genau jo viele wie Verwaltungsgebiete, 
und es ift nur natürlich, daß jedes fpecielle VBerwaltungsgejeß, welches ein 
ſpecielles Vermwaltungsgebiet regelt zugleich auch Die betreffenden Verfahrens: 
normen enthält, ***) daher es fih aud) empfiehlt, die Grundſätze dieſer ver: 
ſchiedenen „beſonderen“ Verfahrensarten bei der Betrachtung der betreffenden 
Berwaltungsgebiete hervorzuheben. 

Un diejer Stelle wollen wir nur im allgemeinen die Verſchiedenheit 
de3 adminijtrativen Verfahrens hervorheben, die ſich ergiebt, wenn wir das: 
jelbe von dem formalen Gefichtspunfte aus betrachten, ob dasjelbe 1. nicht 
jtreitig, 2. ftreitig °*°) oder 3. adminijtratives Strafverfahren ijt. 


42)... . . die Unterſchiede auf diejem Gebiete ergeben jich materiell nad 
der Verichiedenheit der adminiftrativen Aufgaben... .“ Lemayer J. c. ©. 212. 

213) Qemayer bejtreitet die Richtigkeit dieſer üblichen eg und jchlägt 
eine andere vor — beides mit guten und triftigen Gründen. Er jagt: „Nach dem 
formalen Kriterium: ftreitig und nichtjtreitig, find überhaupt die Verwaltungs 
angelegenheiten nicht auseinanderzulegen, vielmehr ergeben ſich die Unterfchiede 
auf diejem Gebiete materiell nad der VBerjchiedenheit- der adminijtrativen Auf- 
gaben, jormell nach dem Umſtande, ob auf irgend einem Verwaltungsgebiete jub: 
jective Rechte in Frage fommen oder nicht, und hier wieder mit der Unterfcheidung: 
ob die Verwaltung in einem einzelnen falle lediglich die Aufgabe hat, dieſe Rechte 
zu beurtheilen, oder nur mit Beachtung derjelben einen jelbitändigen Verwaltungs 
zwed anjtreben jol. Auf jedem diejer Gebiete kann ſich dann Streit ergeben, 
Streit über angeblich verlegte (jubjective) Rechte, oder angeblich verlegte (rechtlich 
nicht geichügte) Intereſſen. An jich aber ift feine Verwaltungsangelegenheit jtreitig 
oder nicht ftreitig, und jede fann aus dem einen in das andere Stadium über- 
gehen.“ Das alles iſt vollfommen richtig; nichtsdeftoweniger bleibt es Thatjache, 
daß die Verwaltung in vielen Angelegenheiten zumeiit und vorwiegend nicht 
ftreitig verfährt, in anderen am häufigjten, jei es auf Oppofition der Bartei, ftößt, 
oder einem Parteienjtreite gegenüber ſich befindet. Dieje, Thatſache iſt für die 
theoretijche Betrachtung genügend, um das adminiitrative Verfahren auch nad 
diejem allerdings „formalen Kriterium“ auseinanderzulegen, jelbitverjtändlich mit 
der Verwahrung, daß jedes nichttreitige Verfahren leicht ein ftreitiges werden 
fann und umgekehrt. — Die von Lemayer vorgeichlagene Eintheilung fönnte bei 
einer fünftigen Reform des Nechtsichuges im öffentlichen Rechte actuell werden, 
und Lemaper ftellt auch dieje Eintheilung im Hinblid auf eine ſolche Reform, aljo 
de lege ferenda, auf, bis dahin muß das pofitive Staatsrecht an der bisher 
üblichen Eintheilung in ftreitiges und nicht ftreitiges Verfahren fejthalten. Wenn 
aber Lemayer die Anficht äußert, dab „unjere derzeitigen Verwaltungsgejege eine 
principielle Scheidung jtreitiger und nicht ftreitiger VBerwaltungsangelegenheiten 
ihon darum nicht kennen, weil jie Verwaltung und Berwaltungs-Gerichtöbarfeit 
unabgetheilt denjelben Adminiftrativjtellen überlaffen“: jo ift dagegen zu bemerken, 
dab aus der Ueberweifung mehrerer Arten von Angelegenheiten, in denen alſo 
auch verichiedenartig verfahren wird, an ein und diefelben Behörden feineswegs 
gefolgert werden darf, dat der Geſetzgeber zwiichen dieſen verfchiedenen Arten von 
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Wenn nun auch feine diejer Berfahrensarten irgend einem Verwaltungs: 
gebiete ausjchließlich eigen ift; im Gegentheile fast auf jedem Verwaltungs: 
gebiete nad Umjtänden jede diejer drei Verfahrensarten zur Anwendung 
tommen fann: jo giebt es dennoch einzelne Bermwaltungsgebiete, auf denen 
die einzelnen diejer Berfahrensarten vorwiegend zur Anwendung kommen. 
Sedenfall® aber empfängt jedes Berwaltungsverfahren, aufwelch' verfchiedenem 
Gebiete es auch zur Anwendung kommt, von diejer formalen Seite her 
ein gemeinfames Gepräge und diejes ift es, was wir in Nachſtehendem 
in's Auge faſſen wollen. 


Nichtitreitiges Verwaltungs-Berfahren. 


Das nichtjtreitige Verfahren fommt vorwiegend zur Anwendung $. 158. 

a) bei der Gejeßesvorbereitung. Dasfelbe fommt auf allen Ver: 
waltungsgebieten zur Anwendung. Die Grundjäße desfelben haben fich 
in der Theorie und Praris der europäiichen Staaten herausgebildet. Während 
in früheren Jahrhunderten diefelbe nur im Schooße von Geſetzgebungscom— 
miſſionen, ingbefondere in „Staatsrathscollegien“ ſich vollzog: iſt heutzutage 
der Grundjat der Bernehmung der weitejten Kreife der Fachmänner und 
Intereſſenten Herrjchend geworden. Die erjteren werden um Gutachten ange- 
gangen, die legteren zu Enqueten eingeladen. Commifjionsverhandlungen, 
fahmännifhe Gutachten und Enqueten dienen al3 Grundlage der Regierungs- 
entwürfe, die den gejeßgebenden Körperjchaften vorgelegt werden, wenn es 
jih um formale Gejege handelt oder in Form von Verordnungen von den 
betreffenden Minijterien allenfall3 nah Einholung a. h. Entichliegungen er: 
lafjen werden. 


Auch die Kundmahung der erlaffenen Geſetze und Verordnungen ge: 
hört in dies nichtitreitige Verfahren. 


Angelegenheiten und Berfahren feinen Unterjchied ſehe. Dagegen giebt es aller: 
dings eine große Anzahl von VBorjchriften (Minifterialerläjfen und Verord— 
nungen), welche ausdrüdlich für das Verfahren in „Streitiahen des Verwaltungs— 
rechtes” gelten jollen (3.B. CUMErl. vom 10. December 1870 3. 12816), woraus 
doch hervorgeht, daß der Gejeßgeber allerdings zwiſchen ftreitigen und nicht ftreitigen 
Berwaltungsangelegenheiten eine principielle Unterjcheidung macht. 

Uebrigens dürfte die von Lemayer vorgejchlagene Eintheilung in ein Ber- 
waltungsverfahren und Berwaltungsrechtsverfahren (Berwaltungsgerichtöbarfeit 
im weiteren Sinne) auch auf große Schwierigkeiten ftoßen, da diejelbe auf der 
Unteriheidung beruht, „ob der Streit wegen eined verlegten (jubjectiven und 
öffentlichen) Rechtes, nicht blos wegen eines gejchädigten Intereſſes, geführt 
wird“; diefer Unterjchied fich aber überhaupt jehr jchwer und im voraus gar 
nicht feſtſtellen läßt. Fr er was Lemayer ganz richtig gegen die Eintheilung 
in „ftreitiges“ und „nicht ftreitiges” Verfahren vorbringt, daß „jede VBerwaltungs- 
angelegenheit aus dem einen in das andere Stadium übergehen kann,“ läßt N 
aud von dem Unterjchied zwiſchen Verwaltungsſache und Verwaltungs rechtsſache, 
jo wie er es auffaßt, jagen. Jede Verwaltungsſache fann jeden Augenblid in 
eine Verwaltungsrechtsjadhe umſchlagen, aljo in eine jolche, bei der ſubjektive 
Rechte der Partei zur Discuffion fommen, zumal man dod im voraus auch nie 
willen kann, ob ein von der Partei geltend gemachtes Recht, ein erhobener An- 
ſpruch, ſich als wirklich beftehendes, jubjectives Recht erweifen werde oder nicht. 
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b) Das Beurfundungs= und Beglaubungsverfahren fommt vorzugsweiſe 
auf dem Gebiete der Evidenzhaltung zur Anwendung. Die Beurfundungen 
gejchehen entweder im Intereſſe der Regierung oder im Interefje der Staats: 
bürger (Beglaubigung), im letteren Falle in der Negel gegen Entrichtung 
von Gebühren, welche im Wege der Verordnung feitgejegt werden. 

ce) Belehrungen, insbefondere an die großen Maffen der Bevölke— 
rung. Sie fpielen eine wichtige Rolle auf allen Gebieten der Verwaltung; 
fie werden ertheilt theil3 mündlich im unmittelbaren Contact mit der Be 
völferung und deren gewählten Vertretern (auf Amtstagen) theils durch Ber: 
breitung populärer Schriften, Herausgabe officieller Zeitungen u. ſ. w. 

d) Die verichiedenen Arten der werfthätigen Unterjtübung und Förde: 
rung der Bolkswirthichaft und Anduftrie durch unentgeltliche oder gering 
entgeltliche Vertheilung von Pflanzen, Sämereien, Ausjtellung von Modellen, 
Prämiirung von Zuchtthieren, Vornahme von Impfungen u. ſ. w. 

e) Endlich ijt noch das ganze Gebiet der jtaatlichen tehnifchen Ber: 
waltung durcchtränft von nicht jtreitigen Verwaltungsverfahren, alfo alle jene 
Gebiete, wo der Staat als Unternehmer auftritt, two er 3. B. Münzen prägt, 
Staatspapiere emittirt, Bauten in eigener Regie ausführt oder an Unter: 
nehmer im Offertivege bintangiebt u. ſ. w. 


Streitiged VBerwaltungsverfabren. 


Das jtreitige Verwaltungsverfahren ijt nicht nur dasjenige, bei welchem 
e3 thatfächlich zu einem Rechtsftreite kommt, jondern alles dasjenige, bei 
welchem es aus widerftreitenden Intereſſen leicht zu einem Streite fommen 
fann. Und zwar fann fi ein Streit ergeben entweder zwiſchen der Re: 
gierung (refp. der Behörde) und den Parteien oder aus Anlaß der Ber: 
waltungsmaßregel zwijchen den Parteien untereinander. In erjterem Falle 
muß die Behörde ſich gegenwärtig halten, daß fie ſelbſt Partei werden fann, 
jobald die rechtöfräftige Enticheidung Gegenstand des vermaltungsgerichtlichen 
Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshofe wird; jie muß daher darauf 
Bedacht nehmen, jede ihrer Maßregeln gegebenen Falls durch beitehende 
Rechtsnormen rechtfertigen zu können. 

Im zweiten Falle, wo aus Anlaß ihrer Maßregeln zwiichen den Bar: 
teien Streit entjtehen fann oder entjteht, muß die Verwaltungsbehörde ſich 
ihrer recht3fprechenden Thätigfeit bewußt fein und die Grundfäße der Rechts 
ſprechung im Auge behalten. 

In beiden Fällen iſt alfo den Parteien ſowohl bezüglich des von ihnen 
behaupteten Thatbejtandes wie auch der geltend gemachten Rechtsanſprüche 
Gehör zu geben, ihre Aeußerungen eventuell ihre Anträge und Be- 
weisführungen protocollariich aufzunehmen und find ihnen die gegen Ent: 
icheidungen zuftehenden Rechtsmittel in den offenen Frijten zu gewähren. 

Als Folge des Officialprincips und der Pflicht, die materielle Wahrheit 
zu erforfchen entfallen, im Adminiſtrativverfahren alle Beichränfungen der 
Aeußerungen, Reden und Beweisführungen der Partei, wie fie im Eivilprocek 
durch die Eventualmarime und dur das Verbot von Neuerungen in den 


folgenden Neden gilt, die Verhandlung ift vielmehr fo zu leiten, daß das 
Interefje der Partei, wo e3 nicht mit dem öffentlichen Anterefje collidirt, 
momöglich gewahrt werde. *'*) 

Um nur die wichtigjten diejer jtreitigen (alfo auch der leicht zu Streit 
führenden) Verwaltungsjachen bier aufzuzählen, mögen folgende hervor— 
gehoben werden: Heimathszuweiſungen und Schubverfahren, Gewerbever- 
feihungen, Enteignungen, Commafjationsverfahren, Servitut3-Regulirungen, 
Holztriftbewilligungen, Privilegiums- und PBatentverleihungen, Handhabung 
der Gefindeordnung, der Fabrifd- und Arbeitergejeke. 


Das Verwaltungsftrafverfahren. 


Unzertrennlich von all und jeder Verwaltung ift das Verwaltungs- $. 160. 
itrafverfahren. Das jtarre Prinzip, daß nur der unabhängige Richter Strafen 
verhängen jolle, it in feinem Staate durdführbar. Allerdings wird auch 
jede Verwaltung durch Strafgefe und Strafgeriht gefhüßt: doch muß es 
immer auch eine Öränze geben, wo der Schuß des Strafgerichtes überjlüffig 
und unzweckmäßig wird und die Verwaltung fich jelbit jchügen muß. 

Das Verwaltungsitrafverfahren greift auf allen Gebieten der Ver— 
waltung Pla wo immer nur Geſetze, Verordnungen, Verfügungen über- 
treten werden können und die Uebertretung nicht derart ijt, daß fie unter 
das Strafgejeg fällt. *'?) 

Während es, wie wir gejehen haben, für das Verwaltungsitrafverfahren 
fein allgemeines Gejeß giebt und nicht geben kann, weil die Erforderniffe 
an ein jolches Verfahren ſich nur aus der bejonderen Natur der einzelnen 
Bermwaltungsgebiete ergeben: jo hat all und jedes Verwaltungsitrafver: 
fahren allerdings ein gemeinfames Moment, d. i. die Verhängung und Aus— 
übung der Strafe, daher e3 für das Berwaltungsjtrafverfahren leicht iſt, 
eine allgemeine Vorjchrift zu erlafjen. 

Daraus erklärt es fih, daß wir über das Verwaltungsverfahren 
mehrere allgemeine Verordnungen bejigen, welche den Vorgang bei der An- 


24), Darin find alle öfterreihiichen Schriftjteller, die über Berwaltungsver- 
fahren jichrieben, einig, daß „in Parteilahen eine Urt procefjualen Verfahrens 
ſtattfindet“ und daß, „wo feine jpeciellen Normen bejtehen, gewiije Grundſätze 
de3 gerichtlichen procefjualen Verfahrens in und außer Streitſachen zur analogen 
Anwendung fommen“ (Ulbrich, Handbuch I 476). Das aucd die Regierung der- 
jelben Anficht ift, geht daraus hervor, daß eine Reihe von Minifterialverordnungen 
jene Bunfte hervorhoben, in denen die Beitimmungen des Eivilprocefies auf das 
adminijtrative Verfahren in Parteiſachen nicht ftattzufinden habe. So 3. B. be- 
ftimmt die Minifterialverordnung vom 10. September 1870 3.9278, dab die Be- 
ftimmungen der Gerichtsordnung über den Beweis durch Kunjtverftändige im Ad— 
miniftrativverfahren feine Anwendung zu finden haben, daß hier die Beiziehung 
auch nur eines Sacpverjtändigen genügt. 

>», Minifterialverordnung vom 3. April 1855 RGB. Nr. 61 $. 1 drüdt 
das jo aus, daß „die Unterfuhung und Beitrafung aller jener Gejegüber- 
tretungen, welche nicht durch das allgemeine Strafgejeß (vom 27. Mai 1852) als 
ftrafbare Handlungen erklärt find und rückſichtlich welcher nicht durch bejondere 
Vorſchriften ausdrüdlich anderen Behörden zugemwielen ift, zur politijchen Ge— 
ihäftsführung gehört.“ 
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drohung und Verhängung der Strafe, bei der Einbringung der Gelditraien 
und Durchführung der hiezu nothwendigen Erecution auf allen bejonderen, 
wie immer auch gearteten und von einander verjchiedenen Verwaltungs: 
gebieten einheitlich, d. i. nach gleichen Grundfägen regeln. *'*) 


Die Stadien ded Verfahrens. 


Sowohl von der Eintheilung de3 adminijtrativen Verfahrens in ver: 
ichiedene Arten, je nachdem es im nicht ftreitigen und ftreitigen oder jtraj- 
baren Angelegenheiten Plaß greift, wie aud) von der Eintheilung desjelben 
in bejondere Berfahren, je nad) den verjchiedenen Verwaltungsgebieten, 
auf denen es fich abipielt: it zu unterjcheiden die Eintheilung jedes Ber: 
fahrens in mehrere Stadien. Wohl wird auch von einem Erkenntniß— 
verfahren, von einem Beichlußverfahren, Erecutivverfahren geſprochen 
(jo 3. B. bei Mayrhofer): doch ijt das eine ungenaue und zu Mißver— 
ftändnifjen führende Ausdrudsweife. Es giebt nur Stadien der Infor: 
mation, des Beſchließens, des Erfenntnijjes, der Execution, aus melden 
Stadien das Gejammtverfahren und jedes Verfahren beiteht. Denn diefe 
Stadien ergeben fich einfach aus dem Begriff und der Natur aller menſch— 
lichen Handlungen. Jede unferer Handlungen läuft ein Informations, Be 
ihluß: und Erecutivftadium durch: weil wir vernünftigerweife vor jeder 
Handlung uns zuerjt über die Sachlage orientiren, unjeren Entſchluß faſſen, 
denjelben unter Umſtänden befannt geben und endlich denjelben ausführen. 

Zur Eintheilung de3 administrativen Verfahrens aber in diefe Stadien 
veranlafte das Vorbild des Eivilprocefjes, der in den Lehrbüchern als in 
ſolche Stadien gegliedert dargejtellt wird. 1?) 


>10, Es find das: Die Faijerliche Verordnung vom 20. April 1854 RGB. 
Nr. 96, betreffend die Vollitredung der Verfügungen und Erfenntnijie der landes— 
fürftlihen und polizeilichen Behörden; die Minifterialverordnung vom 3. April 
1855 RGB. Nr. 61, womit die Behörden zur Unterfuchung und Beitrafung der 
nicht in dem allgemeinen Strafgejege enthaltenen u und das 
dabei zu beobachtende Verfahren feitgefegt werden; die Minifterialverordnung vom 
30. September 1857 RGB. Nr. 198 über die Veftrafung jener Gejehesüber- 
tretungen, für welche feine befondere Strafe angedroht ift; Minifterialverordnung 
vom 5. März 1855 RGB. Nr. 34 über das Verfahren in Uebertretungsfälen. 
Vinifterialverordnung vom 31. Ränner 1860 RGB. Nr. 31 über den Recurs, 
Strafmilderungd- und Nachſichtsrecht im Strafverfahren vor den politijchen Ber 
hörden. — Es ijt einerjeits bezeichnend, daß alle dieje Verordnungen aus der Zeit 
der Reaction datiren, während welcher die Haltung der Bevölkerung die Regie 
rung zur Ergreifung repprejfiver Mafregeln zwang: andererjeit® erflärt dieß 
omindje Datum die gegen dieje Verordnungen beitehende lebhafte Oppofition, die 
fih in ———— Schmerzensrufen oft Luft machte. Man macht dieſen 
Verordnungen „polizeilichen“ Charakter zum Vorwurf und will dieſelben durch 
eine rechtsſtaatliche Geſetzgebung erſetzt wiſſen. Vergl. Lienbacher, Das öſterr. 
Polizei⸗Strafrecht. Wien 1880. Auch unten II. Theil, die einleitenden 88. 

>47) Vergl. z. B. Canſtein: Das (öfterr.) Civilproceßrecht 1885 II. Hälfte, 
wo der gelammte Proceß in das Erfenntniß- und Erecutionsftadium, das eritere 
überdieß in das: Verhandlungs-, Beweis-, Urtheild- und Nechtsmitteljtadium, ein- 
getheilt wird. 
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Dod hat diefe Gliederung in dem Eivilprocejie noch eine höhere, 
principielle Bedeutung, weil die einzelnen Stadien des Livilprocefjes von 
verfchiedenen, jedem derjelben eigenthümlichen Principien beherrſcht werden, 
was in dem adminiftrativen Verfahren nicht der Fall if. So 5.8. ift in 
einigen Stadien des Civilproceſſes das Dispofitionsprincip herrichend (im 
Berbandlungsjtadium), während e3 in anderen (Urtheilsjtadien) ganz aus- 
geſchloſſen iſt: im adminiftrativen Verfahren jtehen dagegen alle Stadien 
gleicherweiſe unter jtrenger Leitung der Behörde und von einem Dispofitions- 
princip fann in feinem derjelben die Rede fein. In einzelnen Stadien des 
Eivilprocefjes fann der Gang desfelben durch das Einverftändniß der Par— 
teien beeinflußt werden (3. B. im Beweisjtadium, Erecutionsftadium), während 
das im Adminiftrativverfahren in feinem Stadium der Fall jein kann und 
bier der Gang des Verfahrens ausschließlich von der Behörde und dem 
öffentlichen Intereſſe beſtimmt wird. 

Damit im Zufammenhange fteht auch der principielle Unterjchied zwifchen 
den Stadien des Eivilproceffes und des Adminiftrativverfahrens, daß jene 
jtreng in ſich abgejchloffene und von einander wieder abgejonderte Hand- 
(ung3einheiten darftellen, die weder ineinander übergehen, noch einander 
durchbrechen fünnen: während im adminijtrativen Verfahren dieje Stadien 
ich keineswegs jo ftrenge von einander abſchließen und ein jpäteres jeden 
Augenblid, nach Umftänden und Zweckmäßigkeitsrückſichten, von einem früheren 
wieder durchbrochen werden kann.“'s) So fann z. B. im Eivilproceh das 
Urtheilgitadium vom Verhandlungsitadium nicht mehr durchbrochen werden: 
wohl aber im adminijtrativen Verfahren dad Enticheidungsitadium vom 
Informationsſtadium. Auch ift der Richter im Civilproceß an die durch 
ihn gejegten Acte gebunden; er kann das Urtheil nicht abändern; er darf 
jich nicht hinterdrein eines Beſſeren befinnen noch Neuerungen auf ſich wirfen 
laſſen. 

Nicht ſo die Verwaltungsbehörde. Dieſe kann ihre Entſcheidung, auf 
eine Vorſtellung der Partei hin, ändern oder aufheben; auch kann ſie noch 
im Zuge des Executionsſtadiums das Informationsſtadium wieder aufnehmen 
und das Executionsſtadium ſiſtiren. 

Endlich iſt zwiſchen den einzelnen Stadien des Civilproceſſes und des 
administrativen Verfahrens auch noch der Unterschied, daß auf das abge- 
ichlofjene Reſultat jedes Procebitadiums der Richter keinerlei abändernden 
Einfluß mehr üben kann; nicht einmal auf die Abänderung feines Urtheils 
in höherer Inſtanz darf er den mindeiten Einfluß üben. Anders im Ad- 
miniftrativverfahren. Hier fteht es der unteren Inſtanz immer frei, ja 
fie iſt ſogar verpflichtet, die Recurje der Parteien mitteljt ihrer Berichte 
einzubegleiten und es bleibt ihr unbenommen, in diefen Berichten Gründe 
geltend zu machen, die fie in den der Partei Hinausgegebenen Entſchei— 
dungen verfchtwieg und gegen die die Partei, weil fie jie nicht kennt, auch 





>, „m Abminiftrativverfahren gilt als Grundjag, da ohne Unterjchied, 
ob e3 ein Parteiverfahren oder ein Verfahren von amtswegen betrifft, die Er- 


gänzung der Verhandlung von amtswegen veranlaßt werden kann.“ CUWMErl. 
vom 14. Mai 1876 3. 8040. 
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nicht anfämpfen kann. Auch kann die höhere Inſtanz das Berufungsjtadium 
jederzeit in ein nochmaliges (ergänzendes) Informations: und Verhandlungs: 
ſtadium umfchlagen laffen. So ijt das Mdminiftrativverfahren von Anfang 
bis zu Ende eine in fich vielfach verichlungene Handlungseinheit, auf welche 
die dem Civilprozeß nachgebildete Eintheilung in „Proceßftadien“ nur mit 
großer Rejerve angewendet werden fann. 


Nichtsdeitoweniger laſſen jich für dieſe einzelnen, wenn auch ineinander 
verjhwimmenden und übergreifenden Stadien des adminijtrativen Verfahrens 
gewifje den fpeciellen Zweden jedes Stadiums entiprechende Behandlungs: 
und Vorgangsmarimen aufitelen. So hat das Anformationsftadium die 
Aufgabe, den Thatbejtand, der zum Einfchreiten der Behörde Veranlafjung 
bietet und Grundlage des Erfenntniffes fein fol, genau und vollitändig 
Mar: und ficherzuftellen.. Es fünnen zu diefem Zwecke je nad Umjtänden 
mündliche oder jchriftliche Meußerungen von Zeugen, Parteien oder Sadı: 
verftändigen abgefordert worden. 

Soll dieſes Anformationsverfahren zu einer Entjcheidung führen, jo 
bat nad) dem Erlaß des Unterrichtsminiiteriums vom 14. Mai 1876 3. 8040 
als oberjte Regel zu gelten, daß alle Betheiligten gehört werben und 
Gelegenheit zur Wahrung ihrer Rechte erlangen, zu welchem Zwecke ihnen 
alle in der Verhandlung vorfommenden Beweismittel und Rechtsbehelfe be: 
fannt zu geben jind. 

Die der Bartei hinausgegebene Entfheidung der Behörde („das Er: 
fenntniß“) hat „in der Regel“ die Beweggründe und die angewendeten Ge— 
jege, endlich die dagegen der Partei zujtehenden Rechtsmittel (Berufung an 
die höhere Behörde) anzuführen; bei der Angabe des Rechtsmittels ift auch 
die Frijt, während welcher und die Behörde, bei welcher die Berufung an- 
zubringen ift, anzugeben. Wo feine jpecielle Vorjchrift vorhanden ijt, ſoll 
die Berufungsfrift mit 14 Tagen angegeben werden. **”) 

Mit dem Ablauf der Berufungsfriit beginnt das Recuröverfahren. 
Je nachdem dasfelbe ſich auf das vorhergehende Erfenntnißverfahren aus: 
Schließlich ftüßt, fich mit dem vorhandenen Material begnügt und auf Grund 
desjelben die Reviſion des Erfenntnifjes der unteren Injtanz vornimmt oder 
eine Ergänzung oder eine vollftändige Wiederholung (Reafjumirung) des 
erjtinjtanzlichen Verfahrens anordnet, bezeichnet man das Recursverfahren: 
al3 Revifions-, Ergänzungs: oder Reafjumirungsverfahren. *°’) Das Recurs: 
verfahren endigt mit der Rechtskraft des Verwaltungserfenntniffes; während 


=, Amtsinitruction vom 17. März 1855; Erlaß des Minifteriums bes 
Annern vom 15. Februar 1869. 

>) Als „dritte Art des Adminijtrativverfahrens” führt Mayrhofer das 
„Siltirungsverfahren” auf, welches dann eintrete, wenn die höhere politijche Be- 
hörde einen Beichluß oder ein Erfenntniß der ihr untergeordneten autonomen Be- 
hörde filtirt oder aufhält. Doch eine jolhe Mafregel der Verwaltung als einen 
Eintheilungsgrund des Ndminiftrativverfahrens zu gebrauchen und darauf eine 
„Art des Verfahrens“ zu begründen, ift etwas gewagt. Denn dann könnten 
andere Maßregeln der Verwaltung denjelben Anjpruch erheben und jo könnte man 
von einem Bejtätigungsverfahren jprechen u. ſ. w. u. j. m. 
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aber im Civilproceß die eingetretene Rechtöfraft dem Executionsver— 
fahren die Bahn öffnet, tritt im Mdminiftrativverfahren eventuell noch das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren in die Mitte — allerdings nur da, wo 
nah dem Geſetze die überreichte Beſchwerde beim Berwaltungsgerichtöhofe 
die Erecution hemmt. Wo das nicht der Fall ijt oder nad) Abweifung der 
Beihtwerde, tritt die Ndminiftrativ-Erecution ein. Diefe ift ihrer Art nad) 
wieder jo verichieden wie die Verwaltungsgebiete, denn fie fann in der Ein- 
treibung einer Geldleiftung, aber auch in der Durchführung der verjchiedenjten 
techniſchen Arbeiten, in der Abjchiebung von Berjonen, in dem Transport 
von Gütern u. f. w., beſtehen. Gemeinſam ijt denjelben nur eines: der 
eventuell im Falle des MWiderjtrebeng der Bartei anzumendende Zwang. 
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VII. Bud. 
Die Gemeinden. 


Zwiſchen dem Staate und dem Einzelnen jehen wir eine ganze An- 
zahl von Vereinen, Verbänden, öffentlichen Anstalten, Gejellichaften, Ge: 
nofjenichaften, Körperjchaften (Corporationen) oder wie man dieje jocialen 
Gejtaltungen und Organifationen nennen mag.”°') Es fragt fich nun, find 
alle dieſe jocialen Einheiten für das Staatsrecht in gleichem Maaße relevant? 
Müſſen alle dieje in gleicher Weife in jedem ftaatsrechtlichen Syitem individuell 
oder wenigſtens nad) Gattungen und Arten betrachtet werden? Man märe 
feiht verjucht alle diefe Gejtaltungen unter einen Nenner zu bringen, da 
fie thatjächlich alle von der rechtlichen Seite betrachtet ein gemeinschaftliches 
Merkmal zeigen. Sie find nämlich alle „jurijtiiche“ (oder wie man das 
auch nennt: „moraliihe”) Perjonen.*°?) Dieſe gemeinjame Eigenjchaft be: 
rührt jedoch feineswegs das Weſen diefer Verbände; fie befähigt fie nur, 
Rechtsgeſchäfte einzugehen. Die juriſtiſche Perjönlichkeit it nur ein von 
der Gejeggebung diefen Verbänden zugejtandenes Mittel für ihre Zwecke; aber 
dieje Zwecke, die dad Wejentliche an den Verbänden find, find von einander 
himmelweit verjchieden. Für das Staatsreht liegt nun der wichtigſte 
Unterfchied darin, daß die einen diefer Verbände dem Einzelnen, der zu 


251) Die Lehre von diefen „Genoſſenſchaften“ ift noch .in Gährung begriffen; 
eine ganze Anzahl von theoretiichen Streitfragen ift noch nicht ausgetragen. Auf 
diejelben einzugehen, ift hier nicht der Ort. Man vergl. Gierke's: Genojlen- 
ſchaftsrecht; Roſin's: Recht der Genofjenichaft. 

252) Der wejentlihe Unterjchied zwifchen der phyſiſchen und juriftiichen Ber- 
jon im Staatsrechte ift der, daß die Eriftenz der erjteren eine Naturthatjache und 
von der Genehmigung des Staates unabhängig ift; die Rechte und Pflichten der 
phyſiſchen Perjonen find im voraus für alle gleich von der objectiven Recht3ord- 
nung gegeben; durch den Eintritt in's Leben und jodann durch den Eintritt in 
beftimmte, durch das Geſetz vorausgeſehene Verhältnifje wird die phyſiſche Perſon 
gewiſſer Rechte theilhaftig, zu gewiſſen Leiftungen oder Unterlafjungen verpflichtet. 
Anders die juriftifche Perfon. Ihre Eriftenz hängt von der Genehmigung des 
Staates ab, welche in der Form von Gejegen, Concejfionen, Privilegien, Stiftungs- 
urkunden u. dergl. erfolgt. Ihre Rechte und Pflichten entftehen entweder durch 
die Feſtſetzungen in den bezüglichen Gejegen, Concefjionen und Privilegien, Stif- 
tungsurfunden, oder indem fie kraft Einwilligung des Staates in eine Kategorie 
juriftiicher Perjonen aufgenommen werden, für melde ein allgemeines Geſetz 
befteht, wie 3. B. Religionsgeſellſchaften, Actiengejellichaften, Sparcafien, Stif- 
tungen u. dergl. 
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ihnen gehört, ein beſonderes ſtaatsrechtliches Gepräge geben, während die 
anderen auf ſeinen ſtaatsrechtlichen Charakter gar feinen Einfluß üben, an 
feiner ftaatsrechtlihen Perjönlichkeit nichts ändern. Die Zugehörigkeit zu 
einer Gemeinde oder einer Kirche giebt dem Einzelnen einen jpeciellen 
itaatsrechtlichen Charakter; die Zugehörigkeit zu einer Banf oder Sparfaffe 
tangirt feinen ſtaatsrechtlichen Charakter nicht im geringften. — Damit ift 
ihon angedeutet, welche Verbände und jocialen Gejtaltungen oder Organi— 
jationen ihren individuellen Platz oder doch pecielle Behandlung im Syſteme 
des Staatsrechts beanjpruchen, und melde von ihnen nur eine generelle 
Berückſichtigung und Firiruug ihres Standpunftes im Staate erheijchen. 

Die Gemeinde, die Kirche und die Religionsgejellichaften find folche 
einen bedeutenden Theil der Perjönlichkeit umfafjende Berbände, an deren 
Mitgliedfchaft der Staat gewiſſe Rechtsfolgen für die Perjon knüpft, denen 
der Einzelne jich nicht entziehen fann, jo lange er nicht auf die Angehörigkeit 
zu diefem Verbande verzichtet. Dagegen iſt es für den Staat und für Die 
ftaatsrechtliche Stellung des Einzelnen volltommen indifferent, ob derjelbe 
Verwaltungsrath oder Actionär einer Bankgeſellſchaft, Directionsmitglied 
einer Sparkaſſe, einer Affecuranzgejellichaft, einer Stiftung oder jonjt einer 
anderen „juriftiichen Perſönlichkeit“ iſt. 

Allerdings auch ſolchen Gejellichaften, Corporationen, Stiftungen, 
Vereinen fommt eine jtaatsrehtlihe Stellung zu: doch nur als ſolchen, als 
Organifationen und Gefammtheiten, al3 Zweckvermögen, über welche nach 
Maßgabe ihrer jtaatlich genehmigten Statuten der Staat eine Controle übt 
und denen er Nechte der juriftifchen Perjönlichkeit zuerfennt. Auf die 
Berjonen der Mitglieder, Bermwalter, Pfleglinge oder in was immer für 
Verhältnig mit denjelben verbleibenden Einzelnen, üben diejelben feinerlei 
weiteren jtaatsrechtlichen Einfluß. 

Daher werden wir in Folgendem nur Gemeinden, Kirchen und Religions- 
gejellihaften fpeciell in Betrachtung ziehen, als folche Verbände, die jtaats- 
rechtlich für die ihnen Angehörigen relevant find. *””) 


Die Entwidelung des öfterreichifchen Gemeinderechtes jeit 1849. 

Schon der Kremfierer Berfafjungsentwurf 1848 enthielt die Bejtimmung 
($.131), daß das künftige Gemeindegefeb „jeder Gemeinde als unveräußer: 
liche Rechte gewährleiften“ müjje: die freie Wahl ihrer Vorſteher und Ber- 
treter, die Aufnahme neuer Mitglieder in den Gemeindeverband, die ſelb— 
tändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten, die Handhabung der Ortspolizei 
und die Deffentlichkeit jorohl ihres Haushaltes ald auch in der Regel ihrer 
Verhandlungen. *°*) 

255) Man hat den Unterjchied zwijchen den hier hervorgehobenen zwei Arten 
von Verbänden auch als den der „öffentlichen“ und der „Privat-Genoffenjchaft“ 
bezeichnet. Dieſe Bezeichnung wäre aber irreführend. Denn weder Banken, nod) 
Sparkaſſen, noch Eijenbahngejellichaften find „PBrivatgenofjenichaften“. Dagegen 
werde es ſich empfehlen, dieſe „Privatgenoffenichaften“ als öffentlich-rechtliche 
zu bezeichnen und ihnen die „öffentlichen“, wie Gemeinde, Kirche, Religiong- 
genoſſenſchaft, als ſtaatsrechtliche entgegenzuftellen. 

°»4) Ueber Entitehung und Bedeutung der Gemeinden ſ. Verwaltungslehre 

Gumplomicz, Das öfterr. Staatsrecht. 14 


$. 164. 
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Die oetroyirte Verfaſſung vom 4. März; 1849 erfüllte volltommen die 
Wünſche diefes Entwurfes: obige „unveräußerlichen Rechte“ der Gemeinde 
wurden als „Grundrechte der Gemeinde gewährleiftet” (8.33). Wegen der 
näheren Beitimmungen enthält die Märzverfafjung ebenfo wie der Entwurf 
die Verweifung auf die Gemeindegefehe. 

Ein folches Gemeindegeſetz wurde denn auch unmittelbar darauf fund: 
gemadt (v. 17. März; 1849 RGB. Nr. 170). 

Dasjelbe enthielt nicht nur eine Regelung der Organijation der Orts- 
gemeinden (Land- und Stadtgemeinden), fondern auch den Verſuch eines 
Aufbaues der Selbitverwaltung der Bezirke und Kreiſe: es ſchafft daher 
über den Ortögemeinden (I. Hauptjtüc), Bezirksgemeinden (II. Hauptitüd 
und über diefen Kreisgemeinden (III. Hauptftüd) *°°). 

Un der Spitze dieſes Geſetzes jteht der theoretiihe Sat: „die Grund: 
fejte des freien Staates ift die freie Gemeinde“ (Urt. 1). Der Wirkungs— 
frei dieſer freien Gemeinde ift ein „natürlicher“ und ein „übertragener“. 
Der eritere umfaßt Alles was „das Anterefje der Gemeinde zunächſt be: 
rührt und innerhalb ihrer Gränzen zunächſt durchführbar iſt“. Diejer 
natürliche Wirkungskreis erhält nur aus Rüdfiht auf das Geſammtwohl 
die nöthigen Einfchränfungen. 

Die Verwaltung de3 natürlichen Wirkungskreiſes jteht der Gemeinde 
felbjt zu, welche ihren Willen durch die Majorität ihrer Vertreter fundgiebt. 
Das vollziehende Organ ift dabei der Gemeindevorjteher (II—V). Ber 
Umfang der Ortsgemeinde fällt in der Regel mit dem der Kataftralgemeinde 
zufammen;; ?°®) doch fünnen mehrere KRataftralgemeinden zu einer Ortsgemeinde 





$. 112, Ferner Biftram: Die rechtlihe Natur der Stadt- und Landgemeinden. 
St. Petersburg 1866 (von der Univerfität Dorpat gefrönte PBreisjchrift). 

Den Unterjchied zwiichen einem Berwaltungsbezirf und einer Gemeinde präci- 
firt Roſin ganz richtig, dab erfterer „eine geographijche Abtheilung des Staates“, 
legtere „eine Korporation des öffentlichen Rechtes, eine öffentlicherechtliche Ber: 
jönlichkeit” ift (ſ. deffen: Souveränetät, Staat, Gemeinde in Hirth's Annalen 1883. 

»5), Die Erlaffung diefes Gemeindegefeges ift damals ziemlich fpurlos in der 
publiciftiichen Literatur geblieben; in der allgemein damals herrichenden Depreifton 
in Folge der Auflöfung des Reichdtages und des Beginnes der „Dctropirungen“ 
jcheint man auch dem neuen Gemeindegejep mit Miftrauen begegnet zu jein. Nur 
in Prag erichien von Dr. Ferd. Stamm eine „gemeinfaßliche” Darjtellung: „Das 
Gemeindegeieg vom 17. März 1849", in deren Vorrede auf die unmittelbar vor- 
hergehenden Gemeindezuftände und die Bedeutung der Neuerung hingewiejen wird: 
„Die Gemeinden, heißt es da, ftanden früher entweder unter den Herrichaften, 
wenn fie diejen unterthänig oder unter ihrem Schuge waren, oder unter der Lei— 
tung und Auflicht der Staatsbehörden. Gelbft in der Verwaltung ihres Gemeinde 
gutes und Gemeindevermögend waren fie an die Obrigfeiten, an die Kreisämter 
und Landesitelle, oder in Städten an die vom Staate bejtellten Magiftratsbeamten, 
an das Landes-Unterfammeramt, an die Staatsbudhhaltung und an ähnliche Be— 
hörden gewiejen, die eine Art ftrenger Bormundichaft übten, als wenn die Ge 
meinden, welche doch aus erwachjenen, erfahrenen Männern von offenem Berjtande 
und gutem Willen beftanden, unmiündige Kinder oder leichtjinnige Verſchwender 
gewejen wären.” Sodann werden die Wohlthaten des neuen Gejeges gewürdigt. 

»°) Dieje Beftimmung wurde in der folge von vielen Seiten jcharf getadelt 
und zwar aus dem Grunde, weil die Kataftralgemeinden feiner Zeit (unter Kaijer 
Joſef II.) zu Vermeflungszweden gebildet wurden, wobei die geometrifche Figur 


211 — 


ſich vereinigen.- Städte bilden mit ihren Vorjtädten eine Ortsgemeinde. Be: 
deutendere Städte fünnen eigene Gemeinde-Statuten erhalten (I. Hauptſtück 
85. 1—6). In den einzelnen Ortögemeinden werden Gemeindeglieder von 
Fremden unterjchieden; die erjteren zerfallen in Gemeindebürger und Ge: 
meindeangehörige. Bürger jind diejenigen, die in der Gemeinde „dermalen“ 
Realbejig haben oder ein jtenerzahlendes Gewerbe betreiben oder von der 
Gemeinde förmlich als ſolche anerfannt werden. 


Jener Realbejig aber, der das Bürgerrecht begründet, muß ein geerbter 
jein — ein auf andere Weiſe erworbener Befig begründet noch fein Bürger: 
recht. Angehörige der Gemeinde find die daſelbſt als Kinder von Gemeinde: 
gliedern Geborenen; ferner erwerben die Angehörigkeit Staatsdiener, Officiere, 
öffentliche Lehrer, die in der Gemeinde ihre Stellen haben. Wer fih in 
der Gemeinde aufhält ohne Bürger oder Gemeindeangehöriger zu fein, it 
daſelbſt ein Fremder. 

Diefer verfchiedenen Abſtufung des Verhältniffes zur Gemeinde ent: 
jpricht die Abjtufung der diefen Einmwohnerclafjen zuftehenden Rechte. 

Jedermann ohne Unterichied, aljo auch der Fremde, hat Anjpruch 
auf polizeilihden Schuß feiner Perſon und feines Eigenthums; jedermann 
iteht ferner die Benußung der Gemeinde-Anftalten zu. Niemandem kann 
der Aufenthalt verweigert werden (wenn feine bejonderen gejeglichen Gründe 
der Ausweilung vorhanden find), Den Gemeindeangehörigen jteht 
überdieß das Recht des ungejtörten Aufenthaltes zu; die Benußung des 
Gemeindegutes nad den bejtehenden Einrichtungen; die Verforgung im 
Falle der Bedürftigkeit; und die Theilnahme an der Wahl der Gemeinde: 
vertretung. Noch ein Mehr von Rechten als den Gemeindeangehörigen fteht 
den Bürgern zu; fie haben das active und pafjive Wahlrecht für die Ge— 
meindevertretung und das Recht auf Berforgung im Verarmungsfalle — 
„wenn fie in der Gemeinde ihren Wohnfit haben“ (58. 21—23). Ein ge: 
wählter Gemeindeausſchuß repräfentirt die Gemeinde; außer den Bürgern 
find wahlberedhtigt: Ortsjeelforger, Staatsdiener, Officiere, Doctoren und 
Öffentliche Lehrer, welche Gemeindeangehörige find; wählbar find in der 
Regel alle Gemeindeglieder, gegen deren Wahl nicht jpecielle Ausfchließungs- 
gründe vorliegen; nicht wählbar jind active Militärd, Gemeindebeamte 
und =Diener, Armenverjorgte, Gefinde, Tag: und Wochenlöhner. Die 
Wähler bilden 2 oder 3 Elafjen nad Maaßgabe der Bevölferung und mit 
Rückſicht auf die Höhe der gezahlten Steuern. Der gewählte Gemeinde: 
ausſchuß wählt aus feiner Mitte den Gemeindevorfteher (88. 25—58). 


Das Gemeindevermögen ijt Eigenthum der Gemeinde ald moralijcher 
Perſon, daher nicht theilbar unter die Gemeindeglieder. Doc kann aus 
nahmsweiſe bei befonder3 gearteten Berhältniffen der Landtag zu einer 
jolchen Auftheilung die Bewilligung befchließen ($. 74). 


entjcheidend war. In Folge dejien ift oft ein Befigthum getrennt und mehreren 
Kataftralgemeinden zugetheilt worden. Indem das Gejeh vom Jahre 1849 dieſe 
„Kataftralgemeinde” zur Grundlage der Ortögemeinde machte, verjchlimmerte es 
noch die durch den erften Mißgriff ſchon geichaffene unhaltbare Lage. 

14* 
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Jede Gemeinde hat für öffentliche Gewaltthätigkeit oder boshafte Be: 
Ihädigung des Eigenthums innerhalb ihrer Gemarkung den Beſchädigten 
Entſchädigung zu leiften ($. 86). 

Bum übertragenen Wirkungsfreis der Gemeinde zählt das Geſetz: die 
Kundmachung der Geſetze, Steuereinhebung, Conferiptiong-(d. i. Affentirungs:) 
Geſchäft, Militäreinguartirung u. dergl. 

Nach gleichen Principien twie die Ortsgemeinden find die Bezirks: und 
Kreisgemeinden organifirt. Die erfteren werden gebildet aus allen Orte: 
gemeinden des Bezirkes; die leßteren aus allen Bezirksgemeinden des Kreiſes. 
Gewählte Bezirksausſchüſſe und gewählte Kreisausfchüffe find die Repräfen: 
tanzen diefer communalen Verbände höherer Ordnung. 


Woran man bei diefem logiſch untadelhaften und theoretijch unanfedt: 
baren Aufbau der Selbitverwaltungsförper ganz vergaß, das war die ge: 
waltige Kluft, die in den meiften öfterreichtichen Ländern zwischen den einftigen 
Butögebieten und den Landgemeinden als Refultat Hiftorifcher Entwidelung 
thatlächlich bejtand und durch fein Geſetz überbrüct werden konnte. Diele 
Kluft machte, da ihr das Geſetz nicht Rechnung trug, eine einheitliche 
Drganifirung der Ortögemeinden unmöglich; das Gemeindegefe vom März 
1849, mit denjelben Fehlern behaftet wie die gleichzeitige Verfaffung, mußte 
auch das 2008 der letzteren theilen. Es trug den wirklichen Berhältniffen 
feine Rechnung und fcheiterte an denfelben.?°”) Als im December 1851 die 
Umfehr erfolgte, wurden unter den „Grundſätzen für organifche Einrich— 
tungen in den Kronländern des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates“ auch ſolche 
bezüglich der Organifirung des Gemeindewejens fundgemadt. Hier taudıt 
„der vormals herrichaftlihe Grundbeſitz“ wieder auf, und zwar mit dem 
Rechte, „unter bejtimmten, in jedem Lande näher zu bezeichnenden Be: 
dingungen von dem Verbande der Ortsgemeinden ausgejchieden und un: 
mittelbar den Bezirksämtern untergeordnet zu werden”. 

Auch follten nun die Gemeindevorftände der Land- und Stadtgemeinden 
der Beitätigung und nad Umständen felbjt der Ernennung jeitens der Re: 
gierung unterliegen; endlich follten auch in den eigenen Gemeindeangelegen- 
heiten wichtigere, in den Gemeindeordnungen näher zu beftimmende Acte 
und Befchlüffe der Gemeinden der Prüfung und Bejtätigung der landesfürſt— 
fihen Behörden vorbehalten werden. Bon Bezirfs- und Kreisgemeinden 
geſchieht in diefen „Grundſätzen“ Feine Erwähnung. Für die Landgemeinden 
aber und für die Städte jollten nach obigen Grundfägen entiprechende Ge: 
meindeordnungen erlaffen werden. Dabei follte von dem Gefichtspunfte 


>57) Das Gemeindegeieh von 1849 trat überhaupt nur in denjenigen Ländern 
in Wirkſamkeit, wo die Gerichtsorganijation von 1850 eingeführt wurde; alio 
nicht in Galizien, Bulowina und Dalmatien. In Galizien wurde eine „ſchwache 
Nachbildung” dieſes Geſetzes durch eine Regierungsverordnung verſucht. Aber 
auch in den Ländern, für welche dieſes Geſetz gültig und wo es eingeführt wurde, 
blieb es kaum zwei Jahre in Geltung. Daher kam die Regierung nach dem Aus— 
ſpruche des Miniſters Schmerling im Jahre 1861 (am 14. Juni im Abgeordneten- 
el gar nicht in die Rage, fich über den Werth diejes Gejeges ein Urtbeil zu 
bilden. 
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ausgegangen werden, daß (bei den Wahlen) „den überwiegenden Anterefjen 
au ein überwiegender Einfluß zugeftanden werde“. 

Damit war auf dem Gebietedes Gemeinderecht3 eine nur allzufcharfe Um— 
fehr von theoretifchen Uebereilungen zu den practiichen Bedürfniffen angekün— 
digt: die Durchführung diefer Grundfäße jedoch jollte nicht jobald erfolgen. 
Mittlerweile wurde allerdings die Durchführung des 1849er Gemeinde: 
geiehes filtirt, indem die freie Wahl der Gemeindevertretungen und Die 
Deffentlichkeit der Verhandlungen verboten und die gefammte Gemeinde: 
verwaltung unter ftrenge behördliche Bevormundung gejtellt wurde. Dieſer 
„proviſoriſche“ Zuftand dauerte ein volle8 Decennium. Die Unbaltbarkeit 
desjelben einfehend, erließ die Regierung unterm 24. April 1859 (RGB. 
Nr. 58) ein neues Gemeindegejeß, welches die „Durhführung der Grund: 
fäge vom 31. Dec. 1851 über die Einrichtung der Gemeinden“ zum Gegen: 
jtande hatte. Diefe „Durchführung der Grundſätze“ war aber noch immer 
fein unmittelbar zur Anwendung beftimmtes Geſetz: e3 enthielt noch immer 
nur die allgemeinen Grundzüge über Errichtung von Gemeinden und 
die Beitimmung, daß bei den einzelnen Landesftellen Commiffionen zu: 
jammentreten jollen, welche die den befonderen Feſtſtellungen vorbehaltenen 
Beitimmungen berathen und Gemeindeordnungen entwerfen follen. Für 
diefe letzteren ſollte das Geſetz vom 24. April 1859 die oberjten 
Principien und Rechtsſätze angeben. Bor allem follten die Eigenthümer 
der vormals herrſchaftlichen Gutsgebiete um die Ausscheidung ihres Beſitzes 
ans den Ortögemeinden bei der Landesftelle anſuchen; aud wo dies nicht 
gejchehen wiirde, jollte die Landesſtelle von amtswegen unterfuchen, ob nicht 
eine folhe Ausscheidung vorzunehmen fei?’*). 


25°) Das Gejeh zerfällt in zwei Theile, von denen der erfte die Normen über 
die „Beſtimmung, Bildung und Erhaltung der Ortsgemeinde“, der zweite iiber die 
„Öemeindeverfaffung“ enthält. 

Us „Körperichaft” hat die Ortsgemeinde ihre inneren Gemeindeangelegen- 
beiten wahrzunehmen; von den Öffentlichen hat fie diejenigen zu bejorgen, Die 
ihr durch das Geſetz übertragen find (8. 1). Jeder „ehemalige herrichaftliche 
Grundbeſitz ift als Gutögebiet zu conftituiren“, eventuell aus ber nach dem Geſetz 
vom 17. März 1849 conftituirten Ortsgemeinde auszufcheiden. Gegenüber der 
Gemeinde-Gemarfung bildet diefer jondergeftellte Grundbefiß die „Butsgemarkfung“ 
($$. 10—13). Ueber die Zuläffigfeit, beziehungsweile Nothwendigkeit ſolcher Aus- 
Iheidungen entjcheidet die politijche Zandesitelle. 

Die Gemeindeglieder, d. i. die in dem Gemeindeverbande inbegriffenen Per— 
jonen, theilt das Geleh in Gemeindeangehörige und Gemeindegenojjen. Die erjteren 
find folche, welche dem Gemeindeverbande „in Abficht auf ihre Perſonen bleibend 
angehören”; die zweiten ſolche, die, ohne in Abſicht auf ihre Perſonen dem Ge— 
meindeverbande bleibend anzugehören, in der Gemeinde Realbeſitz oder lebens- 
länglihe Nutznießung eines ſolchen haben oder endlich Gewerbeunternehmungen 
dajelbft betreiben. Gemeindeeinwohner, die nicht zu den obigen Kategorieen ge- 
hören, heißen jett „Auswärtige. Bürger und Ehrenbürger giebt e8 nur in 
Städten. 

Die Gemeindegenofjenichaft begründet die Zuftändigfeit und das Heimathrecht 
in der Gemeinde. Beides ift ohne öfterreichifche Staatsbürgerſchaft unzuläffig. 

Unter gewifjen Bedingungen können öfterreichiiche Staatsbürger die Zuftändig- 
teit in einer Gemeinde erwerben (8$. 20—57). Die Gemeinden haben die 38 
ihr Eigenthum und ihre Gerechtſame zu erhalten; zu dieſem Zwecke müſſen fie 
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Ehe noch die Arbeiten der Landescommiſſionen, die mit der Verfaſſung 
von Gemeindeordnungen betraut waren, zu einem Reſultate führen konnten: 
wurden die Landtage der Öfterreichiichen Länder und der Reichsrath in's Leben 
gerufen und fomit für die Geſetzgebung neue, ausſchließlich competente 
Organe geichaffen, auf welche jet auch die Aufgabe, ein neues Gemeinde: 
gefeß für Defterreich zu fchaffen, überging. 

Am Sinne der Artikel II und III des Diploms vom 20. October 1860 
und des 8. 11 des Patentes vom 26. Februar 1861 gehörte die Gejehgebung 
über Gemeinden nicht zum Wirfungäfreije des Reichsraths, ſondern zu dem 
der Landtage; dem Reichsrath konnten nach $. 11 des Patentes vom 
26. Februar höchftend nur ſolche Grundfäße des Gemeindegejebes zur Codi— 
fication iüberwiefen werden, welche „allen KRönigreichen und Ländern ge— 
meinfam“ fein follten. 

Und fo legte denn in der erjten Seffion des Reichsraths am 8. Juni 
1861 die Regierung (Staatsminiſter Schmerling) dem Abgeordnetenhauie 
(12. Situng) den Entwurf eines neuen Gejeßes vor, „in Betreff der grund: 
fäglichen Beftimmung und Regelung des Gemeindewejens“, dejjen nähere 
Ausführung den einzelnen Landtagen in jpeciellen Qandesgemeindeordnungen 
überlafjen werden follte. Am 14. Juni 1861 begründete der Minijter den 
Regierungsentiwurf, indem er darauf hinwies, daß das Gemeindegeſetz eigent- 
lich in der Reihe der Verfaſſungsgeſetze, durch welche Defterreich neugejtaltet 
werden folle, an erjter Stelle hätte jtehen müſſen. Man hätte zuerft die 
Gemeinde, dann die Länder und endlich das Reich organifiren jollen. Nun, 
nahdem man mit der NReorganijation des Reiches und der Länder (mittelft 
des Dctoberdiploms und des Februarpatentes) begonnen, hole die Regierung 


genaue Inventare führen; für die Verwaltung und Bewirthichaftung des Gemeinde- 
vermögens jtellt das Geſetz jpecielle Normen auf, deren Befolgung die Regierung 
beauffichtigt, eventuell erzwingt (58. 57— 78). Zur Beftreitung ihrer Bedürfniſſe 
fann den Gemeinden von der Regierung die Einhebung von Zuſchlägen zu den 
directen Steuern bewilligt werben. 

Der Geichäftsfreis der Ortsgemeinden ſowie der Gutögebiete ijt ein doppelter, 
ein „ordentliher” und ein „über bejondere Aufträge” der Regierung geführter. 
Zum erfteren gehören: Kundmachung der Gejete, Handhabung der Ortspolizei 
Mitwirkung bei Militärconjcription und Einquartirung, Abfuhr directer Steuern 
und Beiftand bei der Handhabung der indirecten Befteuerung. Der Geichäftsfreis 
„über bejondere Aufträge” wird nicht näher jpecificirt und läßt der Regierung 
einen jehr weiten Spielraum, ſich der Gemeinden zu Regierungszweden zu be- 
dienen. Diejes Recht der Regierung, ſowie die fehr ftrenge und weitreichende 
Eontrolle derjelben über den Haushalt der Gemeinde ($. 97) vernichten nicht nur 
jede Autonomie und freie Bewegung der Gemeinde, jondern machen aus derjelben 
ein untergeordnetes, jeder Selbftbeitimmung bares Werkzeug der Re ig 

Diere leitende Abſicht des ganzen Geſetzes gelangt auch in beffen . Theil 
der von der Gemeindeverfafjung handelt, durchgehende zum Ausdrud. Ueberdieß 
tritt der reactionäre Zug des ganzen Geſetzes auch in der Elaffeneintheilung der 
Stadtgemeindeglieder hervor, wo dem „Bürger“ ein höherer „Rang“ vor anderen 
Gemeindegliedern eingeräumt und derjelbe in Heinlichen Bevorzugungen marfirt 
wird. UWebrigens find die Wähler in drei Claſſen getheilt: Daudbeliber. Gewerbe⸗ 
unternehmer und die übrigen Stimmberechtigten. Zwiſchen Stadt- und Land— 
—— iſt endlich der Unterſchied von Wichtigkeit, daß die erſteren unmittelbar der 

tatthalterei, die legteren ebenjo wie die Outögebiete den Kreisbehörden unterftehen. 


— 215 — 


das Berjäumte durch Vorlage des Gcmeindegejeges nah. Daß in dem: 
jelben nur die allgemeinen grundjäglichen Bejtimmungen für das ganze 
Reid enthalten jeien, die Ausführung derjelben dagegen der Landesgefeg: 
gebung überlafjen fei, dafür jeien frühere Beiſpiele und auch ein ähnlicher 
Vorgang in Preußen maaßgebend gewejen. 

Nachdem der Entwurf in einem bejonderen Gemeindeausſchuß durd)- 
berathen wurde, begann am 9. Sept. 1861 die zweite Leſung desjelben im 
Abgeordnetenhaufe. Berichterjtatter war Nechbauer. Den heftigften Kampf 
entfachte die Frage der Ausscheidung oder Einbeziehung des Großgrund: 
bejiges in die Gemeinden. Doc ging man der Löſung derjelben, wie das 
ihon der Ausſchuß gethan, dergeftalt aus dem Wege, daß man die Ent: 
iheidung darüber der Landesgejebgebung überließ. Die Verhandlungen 
im Abgeordnetenhaufe dauerten bis zum 4. Oct. 1861, au welchem Tage 
der Entwurf angenommen wurde. Noch ergaben ſich Differenzen mit dem 
Herrenhaufe, namentlich über das Maaß der Controle des Staates über Die 
Gemeinden. Diejelben wurden nach zweimaligen fruchtlojen Debatten im 
Abgeordnetenhaufe über die Abänderungsanträge des Herrenhaufes erit in 
einer gemijchten Commifjion beider Häufer beigelegt, worauf das Geſetz 
unterm 5. März 1862 janctionirt wurde. 


Das öfterreichifche Neichd-Gemeinderecht. 


Das Reihsgemeindegefek von 1862 hält infoferne an der Tradi- $. 167, 
tion des Gemeindegejeßed von 1849 feit, ald es ſich nicht mit der Organi- 
ſirung der Ortsgemeinden begnügt, jondern höhere communale Verbände 
ind Muge faßt, welche einen Zwifchenbau zwifchen der Ortsgemeinde und 
dem Lande bilden jollen. Als folche höhere Verbände werden bezeichnet 
Bezirks, Gau: und reisgemeinden, deren Schaffung den Landtagen durch 
Zandesgejege vorbehalten (Art. XVII) und deren eventueller Wirfungs- 
frei insbejondere als Aufſichts- und Controlinftanzen den Ortsgemein— 
den gegenüber feitgefegt wird (XVII. 

Den Begriff der Gemeinde definirt das Geſetz nicht. Es wäre auch 
ſchwer geweſen, eine Begriffsbejtimmung zu geben, nachdem das Geſetz 
weder den Umfang noch auch die Zuſammenſetzung der Ort3gemeinde defi: 
nitiv jeftgejtellt und es theils der Landesgeſetzgebung, theils der freien Ver— 
einbarung der Gemeinden überläßt, in welcher Weije fie fih conjtituiren 
wollen. &3 kann nämlich eine Gemeinde aus einer oder mehreren Orts: 
gemeinden bejtehen, es fann im Wege der Randesgefeßgebung eine Zufammen- 
legung oder Trennung bejtehender Gemeinden erfolgen, es kann endlich eine 
Gemeinde aus Dorfgemeinde und Gutsgebiet beitehen oder mit Ausschluß 
des leßteren (VII). 

Im allgemeinen darf wohl ygelagt werden, daß eine Gemeinde der 
Inbegriff einer Anzahl von Liegenschaften mitfammt deren Bewohnern ift, 
welche durch die nachbarliche Lage ihrer Behaufungen gemeinjchaftliche 
Interefjen haben und fich zu einer gemeinfchaftlihen Verwaltung ihrer 
öffentlichen Angelegenheiten zufammenfcließen. 
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Beitimmter ift das Geſetz, mo es fih um einzelne Liegenschaften und 
PBerfonen handelt. Jede Liegenjchaft muß zum Werbande einer Orts: 
gemeinde (oder eines Gutsgebietes) gehören (Art. I) und jeder Staatsbürger 
ſoll in einer Gemeinde (oder einem Gutögebiete) heimathberechtigt fein. Von 
der erfteren Regel bilden eine Ausnahme nur die zur Wohnung oder zum 
vorübergehenden Aufenthalte des Kaiſers und des Hofes bejtimmten Re: 
fidenzen, Schlöffer und andere Gebäude nebſt den dazu gehörigen Gärten 
und Parkanlagen (Urt. I). 


Die Verfaſſung der Gemeinde ijt eine repräjentative. Die Gemeinde 
wird in ihren Angelegenheiten durch einen nad) den Beitimmungen der 
Randesgemeindeordnungen gewählten Gemeindeausichuß und einem Gemeinde: 
vorjtand vertreten. Die Wahl fann nur für eine bejtimmte Periode gelten, 
nad Ablauf welher Neuwahlen vorzunehmen find. innerhalb der durch 
das Reichsgeſetz feitgeftellten Schranfen bejtimmt die Yandesgefehgebung die 
Bedingungen des activen und paffiven Wahlrechts der Gemeindemit- 
glieder; fie kann aber auch gewiffen Rategorieen von Gemeindemitgliedern 
Xirilftimmen zuerfennen (Art. VII). Bei der Feitiegung der Gemeinde: 
wahlordnungen hat die Landesgeſetzgebung auf die Sicherung der Intereſſen 
der höher Beſteuerten Rückſicht zu nehmen. 

Die reichögefeglichen Bedingungen des activen Wahlrechts find a) Ge: 
meindemitgliedihaft; b) Unbejcholtenheit nad den Beitimmungen eines 
fünftigen Strafgefeges; bis dahin jind vom Wahlrecht ausgeichloffen, Per: 
fonen, welche eines Verbrechens fhuldig erfannt wurden, wegen eines folchen 
fih in Unterjuchung befinden oder wegen der Uebertretung des Diebjtahlg, 
Betrugs, der Veruntreuung oder der Theilnahme an denfelben ſchuldig er: 
fannt wurden (Art. IX). 

Die reichögejeglichen Bedingungen der Wählbarfeit find a) das zurück— 
gelegte 24. Lebensjahr, b) VBollgenuß bürgerlicher Rechte, e) active Wahl: 
beredhtigung. 

Eine Reihe von Verurtheilungen für verübte Vergeben bilden über: 
dieß Ausichließungsgründe von der Wählbarkeit (Art. X). 

Der Gemeindeausihuß ift in den Angelegenheiten der Gemeinde d. i. 
im felbftändigen Wirkungskreis derjelben das befchließende und überwachende, 
der Gemeindevoritand das verwaltende und vollziehende, dem Gemeinde: 
ausſchuß verantwortliche Organ (Art. XII). 

Die Beichlüffe des Gemeindeausschuffes werden mit abfoluter Majori: 
tät der in beichlußfähiger Anzahl anmejenden Mitglieder gefaßt (XIV). 
Die Sigungen des Gemeindeausichuffes follen in der Regel öffentlich fein; 
in Ausnahmsfällen jind geheime Sigungen auf Antrag des Vorſtehers oder 
mehrerer Mitglieder zuläjfig; nur jene Situngen, in denen es fi um Die 
Gemeinderechnungen oder das Präliminare handelt, müffen unter allen Um: 
jtänden öffentlich fein (Art. XIV). 


Der Wirfungsfreis der Gemeinden ijt ein jelbjtändiger (man nannte 
ihn auch oft den eigenen oder natürlichen) und ein übertragener. Den 
erjteren definirt das Geſetz als denjenigen, „in welchem die Gemeinde mit 
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Beobachtung der beitehenden Reichs: und Landesgejege nad) freier Selbſt— 
bejtimmung anordnen und verfügen kann“ (Urt. V); den letzteren definirt 
e3 nicht jtreng logiih al3 „die Verpflichtung der Gemeinden zur Mit: 
wirfung für die Zwede der öffentlichen Verwaltung“ (Art. VI), was offen: 
bar zu bedeuten hat, daß es jener Wirfungsfreis ift, in welchem die Ge- 
meinde die ihr vom Staate aufgetragenen Geſchäfte zu bejorgen verpflich- 
tet iſt. 

Den Inhalt jedes derjelben bejtimmt das Geſetz, da er keinesfalls 
jelbjtverjtändlic it. Man kann nämlich feineswegs, wie das oft gejchehen, 
den felbftändigen (eigenen, natürlichen) Wirkungsfreis der Gemeinde auf 
die Verwaltung ihres Vermögens und ihrer „eigenen“ Angelegenheiten be= _ 
ſchränken und überdieß it auch der Begriff der „eigenen“ Angelegenheiten 
feinesfall3 ein Harbejtimmter. Je nad der Anficht, die man über die 
Stellung und die Bedeutung der Gemeinde hat, wird man die Ortöpolizei 
bald in größerem, bald in geringerem Umfange zu den „eigenen“ Angelegen- 
heiten der Gemeinde zählen — oder diejelbe gar, wie, e3 vor 1848 in Defter: 
reich der Fall war, als Sache der jtaatlihen Behörden auffaffen. Mit der 
verfchiedenen Anfiht über den „jelbitändigen* Wirkungskreis ändert fi) 
auch der Begriff des „übertragenen“ Wirkungskreiſes. Denn gehört eine 
Polizeifache, nehmen wir an die Marktpolizei, nicht zum jelbjtändigen Wir: 
fungsfreife der Gemeinde, dann gehört fie jelbjtverjtändlich zum „über: 
tragenen“. Die Abgränzung diefer beiden Gebiete ijt aber von Wichtig: 
feit, weil ſich darnach auch die verfchiedene Stellung und Verantwortlichkeit 
der Gemeinde richtet (f. unten). Dem Geſetzgeber blieb daher nicht? anderes 
übrig, als die einzelnen Gegenjtände der Verwaltung, die zu dem einen 
oder dem anderen diefer Wirkungskreiſe gehören, aufzuzählen oder behufs 
der Bezeichnung derjelben auf Fünftig zu erlaffende Geſetze zu verweilen. 
Allerdings verfucht er es, den Inhalt des jelbjtändigen Wirfungsfreifes zu 
umfchreiben ala „Alles was das nterefje der Gemeinde zunächſt berührt 
und innerhalb ihrer Gränzen durch ihre eigenen Kräfte beforgt und durch— 
geführt werden kann“ (Art. V). Doch fügt er diejer Definition, die er 
offenbar als unzureichend anfieht, folgende tarative Aufzählung der Agenden 
des jelbjtändigen Wirfungskreijes hinzu und zwar 1. Verwaltung des eigenen 
Vermögens und der auf den Gemeindeverband fich beziehenden An— 
gelegenheiten. Unter leßteren werden offenbar diejenigen Angelegenheiten 
verftanden, die ſich auf Zuftändigfeit, Heimathsrecht, Bürgerrecht in der 
Gemeinde, Aufnahme neuer Mitglieder u. dergl. beziehen. 2. Sorge um 
die Sicherheit der PBerjon und des Eigenthums. 3. Die gefammte Ber- 
lehrs- und Flurenpolizei. 4. Marftpolizei mit Inbegriff der Lebensmittel- 
polizei. 5. Gejundheitspolizei. 6. Gefinde: und Arbeiterpolizei. 7. Sitt: 
fichkeit3polizei. 8. Armenpolizei. 9. Bau= und Feuerpolizei. 10. Schul- 
auffiht. 11. Schiedgrichteramt. 12. Feilbietungen. Aus diefer gefammten 
„Drtöpolizei“ können jedoch jederzeit bejtimmte Gejchäfte aus höheren Staats— 
rüdfichten in einzelnen Gemeinden bejonderen landesfürjtlichen Organen im 
Wege des Geſetzes zugewieſen werden. 

Eine nähere Beftimmung oder Aufzählung der Gegenjtände des über- 
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tragenen Wirfungsfreifes überläßt das Geſetz den „allgemeinen Geſetzen“ 
und innerhalb derfelben den Landesgeſetzen. 


Im Falle die Einkünfte aus dem Gemeindevermögen zur Beftreitung 
der Ausgaben der Gemeinde nicht ausreichen, kann die Gemeinde zu Ge: 
meindezweden die Gemeindemitglieder bejteuern. Dieje Beſteuerung bat in 
der Form von Zujchlägen zu den directen Steuern oder zur Berzehrungs: 
jteuer zu gefchehen; auch die Einhebung anderer Auflagen und Abgaben 
ift zuläflig. Die Landesgejeße haben zu bejtimmen, bi! zu welchen Aus: 
maaß die Gemeinden dieſes Beſteuerungsrecht zu üben berechtigt find und 
über welches Maaß diejelben an die vorgängige Genehmigung der Land- 
tage gebunden find. 


Doch darf durch die Gemeindezufchläge zur Verzehrungsſteuer nur 
der Verbrauch innerhalb des Gemeindegebietes getroffen; keineswegs die 
Production und der Handelöverfehr belaftet werden. 

Zur Einführung neuer, im Gefege nicht vorgejehener Abgaben und 
Auflagen (die alfo in die Kategorie der Zufchläge zu beftehenden Steuern 
gehören), jowie die Erhöhung beitehender Auflagen und Abgaben ift ein 
Landesgeſetz erforderlich. 

„Die Art und Weile, in welcher und dag Maaß nach welchem die 
einzelnen Gemeindemitglieder zu den Auslagen der Gemeinden concurriren 
jollen,“ d. h. die Repartition der Gefammtjunme der Gemeindeabgaben 
auf die einzelnen Gemeindemitglieder iſt der Selbitbejtimmung der Gemeinde 
innerhalb der durch Landesgefebe daher implicite auch durch Staatsgeſetze 
gezogenen Schranfen überlafjen. Die Gemeinde darf alſo in der Aus: 
übung dieſes Steuer-Repartitionsrechtes nicht nur nicht das betreffende Landes: 
geſetz, jondern fein Staatsgejeh (3. B. das über die Gleichheit der Staats— 
bürger) verlegen. 

Daß die Gemeinde fih innerhalb ihres Wirkungsfreijes halte und 
denjelben nicht überfchreite und auch innerhalb desfelben fein Staatsgeſetz 
verlege, darüber wacht die Staatöverwaltung. 


Dem Grundfage der Autonomie und des doppelten Wirkungskreiſes 
der Gemeinde ijt jedoch injoferne Nechnung getragen, daß die Staatsver— 
waltung grundſätzlich dieſes Anfſichtsrecht nur in Angelegenheiten des über: 
tragenen Wirkungskreiſes zu üben hat: die Aufſicht aber über den ſelbſtän— 
digen Wirkungskreis der Gemeinden den autonomen Oberbehörden, alſo in 
den meijten Ländern, wo feine Bezirks- oder Klreisvertretung bejteht, dem 
Landtage beziehungsweile dem Landesausschuffe zu überlajfen hat. Daraus 
ergiebt ich für jede Gemeinde eine doppelte Unterordnung, erftens unter 
die jtaatliche, zweitens unter die autonome Landesbehörde, je um welchen 
Wirkungskreis es fich handelt. Bon dritten Parteien kann die dießbezüg: 
fie Intervention der Oberbehörden angerufen werden in der Form von 
Beſchwerden fowohl gegen Verfügungen des Gemeindevorjtandes (Art. XVI) 
wie auch in der Form von Berufungen gegen Beichlüffe der Gemeinde: 
ausſchüſſe (XVIII. e). 
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Die oberſte autonome Landesbehörde, der Landtag, hat durch feinen 
Ausſchuß insbefondere darüber zu wachen, daß das Stammvermögen der Ge— 
meinden aller Kategorieen und das Bermögen ihrer Anftalten ungefchmälert 
erhalten bleibe (XXIV). 

Daraus ergiebt fi) die präventive Beitimmung, daß alle wichtigeren 
den Haushalt der Gemeinden betreffenden Acte, wie 3. B. Aufnahme von 
Darlehen, Veräußerung unbeweglichen Gutes, Verwendung vorhandener 
Stammcapitalien u. dergl. an die vorgängige Genehmigung des Landtages 
gebunden ift (XXIV), ebenjo wie eine allfällige unter befonderen Umftänden 
zuläffige Auftheilung eine® Gemeindegutes unter die Gemeindemitglieder 
(3. B. einer Hutweide). 

Eine reprejjive Maaßregel gegen eine ungejeglich vorgehende Ge- 
‚ meindevertretung jteht aber nur der politischen Zandegitelle zu und zwar 
bejteht diejelbe in der Auflöfung der Gemeindevertretung (XVI), in welchem 
Falle je nad) Umjtänden eine Neuwahl angeordnet oder die Verwaltung 
der Gemeinde einem jtaatlichen Organe anvertraut werden fann. Sieht 
fich die autonome Dberbehörde, der Landesausſchuß, zu einer ſolchen Maaß— 
regel veranlaßt, jo kann er diefelbe nur durch Bermittelung der politifchen 


Landegitelle in’s Werk jegen, wozu er offenbar deren Genehmigung der Maaß— 
regel erlangen muß. 


Landeshauptjtädte, wie auch andere bedeutende Städte und Curorte 
unterliegen nicht dem allgemeinen Gemeindegeſetze. Lebteres hat die von 
früher her datirenden Statuten folcher Städte nicht aufgehoben. Revifionen 
wie auch allfällige Abänderungen und Ergänzungen folder Statuten 
gehören zur Landesgefeßgebung. Städte und Eurorte, welche noch feine eigenen 
Statuten befigen, künnen folche durch Landesgeſetze erhalten. Die höhere 
Bedeutung jolher Städte und Eurorte, die eigene Statuten befiten oder 
jolche erhalten, erflärt die Beſtimmung des Reichsgemeindegeſetzes, daß die 
Wahl der Gemeindevorfteher in denjelben der kaiſerlichen Beftätigung be— 
darf (XXI). Bu den grundfäßlichen Beftimmungen, innerhalb deren fich 
auch ſolche Städte-Statuten halten müffen, gehört die Beforgung ihrer An 
gelegenheiten durch eine gewählte Vertretung. Bor den nicht mit eigenen 
Statuten verjehenen Gemeinden genießen fie den Vorrang, daß fie bezüg— 
lich ihres eigenen Wirkungskreiſes unmittelbar unter dem Landesausfhuß 
beziehungsweife dem Landtag und bezüglich ihres übertragenen Wirfungs- 
kreiſes unter der Landesjtelle jtehen (XXI). Dieſe letztere ift es aud), 
welche die unmittelbare Aufjicht über folche Städte und Orte führt mit 
Bezug auf den von denſelben in allen Angelegenheiten zu beobachtenden 
gejeglichen Vorgang. 
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Bon den Beitimmungen des Neichsgemeindegefehes über Bezirks-, $. 172, 


Gau: und Kreisvertretung haben nur diejenigen über Bezirfsvertretungen 
practifche Geltung erlangt, nachdem bisher nur in vier Kronländern nament: 
ih Böhmen, Galizien, Tirol und Steiermark ſolche Bezirkövertretungen 
in's Leben gerufen wurden. Letzteres geſchah und kann auch nur geichehen 
durch Landesgeſetze. Die grundfäßlichen Beitimmungen, innerhalb deren 
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dieſe Landesgeſetze bezüglich ſolcher höheren Communalverbände ſich halten 
müſſen, find: Beſorgung ihrer ſtändigen d. i. derjenigen innern Angelegen— 
heiten, welche die gemeinſamen Intereſſen des Bezirkes betreffen, durch 
einen Ausſchuß und Vorſteher; der Ausſchuß hat aus Vertretern folgender 
Intereſſengruppen zu beſtehen: a) des großen Grundbeſitzes, b) der Höchſt— 
bejteuerten der Induftrie und des Handels, c) der übrigen Angehörigen der 
Städte und Märkte und d) der Landgemeinden. Dieje Vertreter müſſen 
in der durch das Landesgeje beftimmten Zahl von den betreffenden In— 
tereffentengruppen periodijch gewählt werden. it irgendivo eine der obigen 
Antereffengruppen nicht vorhanden, jo hat die Landesgeſetzgebung die Wahl 
in einer alle vorhandenen Intereſſen berüdjichtigenden Weife zu regeln 
(XIX). Die Vertretungen wählen aus ihrer Mitte den Borjteher, defien 
Wahl der faiferlichen Bejtätigung bedarf (XX). 


Gutsgebiete. 


Wie ſchon erwähnt, bildete die Ausſcheidung des Großgrundbeſitzes 
aus dem Verbande der Ortsgemeinden den Gegenſtand eines heftigen Kampfes 
und zwar nicht nur zwiſchen dem Abgeordnetenhaus und Herrenhaus, ſon— 
dern auch zwiſchen den Liberalen und Conſervativen des Abgeordnetenhauſes. 
Es ſtanden ſich da nämlich zwei mächtige Intereſſen oder eigentlich das 
conerete und keinesfalls unberechtigte Intereſſe der Großgrundbeſitzer einem 
mehr theoretiſchen Intereſſe der Liberalen gegenüber. 

Letzteres hielt feſt an den logiſchen Conſequenzen des von den März: 
tagen her ſo beliebten Grundſatzes der abſoluten Gleichheit, ohne Rückſicht 
auf die Verſchiedenheit der wirthſchaftlichen und ſocialen Stellung. Dar— 
nach konnte von einer Sonderſtellung des Großgrundbeſitzes in der Gemeinde 
keine Rede ſein. Der Großgrundbeſitzer war nur ein Individuum wie jedes 
andere Mitglied der Ortsgemeinde: er ſollte mit allen Inſaſſen der letzteren 
vereint die Ortsgemeinde bilden — daß ſein perſönlicher Beſitz größer war 
als der Geſammtbeſitz aller übrigen Mitglieder derſelben, konnte vom 
Standpunkt des Liberalismus der Märztage, nicht in's Gewicht fallen; noch 
weniger felbitverftändlich konnte Rüdficht genommen werden auf, durch dieſe 
wirthichaftliche Verjchiedenheit bedingte Ungleichheit der focialen Stellung. 

Diefer Anſchauung huldigte der Kremfierer Berfafjungsentwurf; das 
Gemeindegefeg vom 17. März; 1849 theilte dieſelbe. Erjt die 1851er 
„Grundſätze“ faßten die Ausfcheidung des „vormals herrfchaftlichen Grund: 
befites von dem Verbande der Ortsgemeinden“ in's Auge, doch wurde dieſer 
Gedanfe erft in dem Gemeindegeſetze vom 24. April 1859 als Geſetzesbe— 
ftimmung formulirt. Darnach ſollte der „ehemalige herrichaftliche Grund: 
beſitz als Gutsgebiet conjtituirt werden und in den Fällen, wo derfelbe 
zu Folge des Gemeindegejeges vom 17. März 1849 der Ortsgemeinde 
einverleibt wurde, jollte die Ausscheidung desjelben verlangt werden können“ 
(8. 13). Ehe viele Bejtimmung verwirklicht werden Fonnte, gelangte die 
Regelung diejer Frage zur parlamentarifchen Behandlung. Der Regierungs: 
entwurf beharrte felbitverftändfich auf dem Standpunfte der 1851er „Örund: 
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ſätze“ und des 1859er Gemeindegefeges. Im Ausſchuß des Abgeordneten- 
hauſes erhoben fich jedoch gegen diejen, die Ausscheidung der Gutsgebiete 
vom Berbande der Ortsgemeinde vertretenden Standpunkt viele Stimmen. 
Man madte geltend, daß eine folche Ausscheidung eine Ungerechtigkeit gegen— 
iiber den Ortögemeinden involvire; dieſe nämlich feien zur Armenverforgung 
verpflichtet, e3 falle ihnen daher nach Ausscheidung der Gutsgebiete die 
Berjorgung jener bedürftigen Gemeindemitglieder zur Laft, deren Kräfte 
der Großgrundbejiger in der Negel ausnübe fo lange fie arbeitsfähig find; 
fo Habe der Großgrundbefig den Nuten und Gewinn, die Ortögemeinde die 
Laft und den Schaden. 

Eine weitere Einwendung gegen die Ausscheidung wurde von liberaler 
Seite in der Richtung erhoben, daß den ausgeichiedenen Großgrundbefigern 
für den Umfang ihrer Gutögebiete nothwendigerweiſe eine gewiſſe Amts— 
wirkſamkeit zugeftanden werden müßte; denn wer folle auf diefen Gebieten 
die Ort3polizei handhaben? Ein folches Zugeſtändniß fei aber bedenklich; 
faum habe man alle PBatrimonialjurisdiction und Amtswirkfjamfeit der 
„Herren“ bejeitigt, jolle man fie in der Geftalt der Gutsgebietshoheit wieder 
einführen? Ein folder Keim der Amtswirkſamkeit Fönnte ſich leicht zu 
einer Patrimonialverwaltung auswachſen! Gegen dieje Bedenken und für 
die Ausicheidung jprachen die Großgrundbefiger im Abgeordnetenhaufe, in= 
dem fie auf die Mißſtände hinwieſen, die fich in Folge des liberalen Ge- 
meindegejeßes vom 17. März 1849 überall einftellten. 

Der Großgrundbefig wurde auf Grund jenes Geſetzes zu allen Lajten 
und Leijtungen der Gemeinde ausgiebig herangezogen; jeine berechtigten 
Ansprüche jedod fanden nicht die geringjte Beachtung. Gewählt wurden 
die „Herren“ nicht in den Ausschuß; wohl aber von den Gemeindeausſchüſſen, 
in denen fte nicht vertreten waren und in denen fie fich nicht vertheidigen 
fonnten, unverhältnigmäßig und übermäßig befteuert und belajtet.*°”) 

Mährend nun die ftarren Doctrinäre unter den Liberalen an der un- 
bedingten Einbeziehung des Großgrundbejiges und abjoluten Einheit der 
Ortsgemeinde mit Inbegriff der Gutsgebiete feithielten und andererſeits die 
„Seudalen“ eine unbedingte Ausſcheidung des Großgrundbejigesund Trennung 
von der Ortsgemeinde im Sinne des 1859er Geſetzes befürmworteten, jchlugen 
gemäßigte Politiker einen Mittelweg vor, der zugleich der erwünſchten Ein— 
heit der Ort3gemeinde und der durch wirthichaftliche und jociale Unter: 
ſchiede gerechtfertigten VBorzugsftellung des Großgrundbefiges Rechnung 
tragen follte. Zu diefem Zwecke beantragten fie die Einbeziehung des 
Sroßgrundbefites in die Ortögemeinde, jedoch unter gewiſſen Garantieen 
eines berechtigten Einfluffes. Eine folhe Garantie wäre z. B. eine Biril- 
itimme im Gemeindeausschuffe, die eventuell einer größeren Zahl von Stimmen 
der Gemeindemitglieder gleichgeießt werden fünnte. 

Doc) ebenfo wie im Ausſchuſſe fonnte im Plenum des Abgeordneten: 
baufes eine meritorifche Löfung diejer ſchwierigen Frage nicht herbeigeführt 


Rede des Abgeordneten Baron Zinti am 9. September 1861 im Abge— 
ordnetenhanie. 
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werden, hauptjächlich wohl aus dem Grunde, weil ſich fiir Die jo disparaten 
Berhältniffe der verfchiedenen öfterreichifchen Yänder feine einheitliche Formel 
finden ließ. So blieb denn nichts anderes übrig, als die Regelung den 
einzelnen Landtagen zu überlaffen. Nur eine grundjägliche Beitimmung 
trifft das Reichsgeſetz für den Fall einer landesgejeglichen Ausſcheidung des 
Gutögebietes — eine Beftimmung, welche die Befürchtungen der Liberalen 
Partei, daß ſich eine in folhem Falle unumgänglihe „Amtswirkiamteit“ 
der Großgrundbefiger nicht zu einer vormärzlichen PBatrimonialjurisdiction 
entwidle, beſchwichtigen ſollte. Diejelbe fnüpft eine eventuelle Ausjcheidung 
des Großgrundbefißes von dem Verbande der Ortsgemeinde an die Be: 
dingung, „daß der geſchiedene Grundbeſitz die Pflichten und Leiſtungen 
einer Ortögemeinde übernimmt, ohne daß ihm eine andere Amtswirk— 
ſamkeit, al3 zur Erfüllung diefer Pflichten und Leiftungen nothwendig iſt, 
zugewiejen werden kann“ (Art. I). 


Das Heimatredt. 


Einen integrirenden Theil des Gemeinderecht3 bildet das Heimatredt, 
d. i. der Inbegriff jener Beitimmungen, welche über die rechtlihe Heimat 
des Einzelnen enticheiden. Solche Bejtimmungen find aus den Grunde 
nothiwendig, weil erjtend der Begriff der Heimat als Thatſache oder that: 
jächliches Verhältniß ſchwankend ift und zweitens auch in der Wirklichkeit 
fich oft Verhältnifje ergeben, die den Einzelnen heimatlos machen, während 
e3 im Intereſſe des Staates Tiegt, daß jeder Staatsbürger eine rechtliche 
Heimat beſitzt. 

Troß des Zufammenhanges mit dem Gemeinderecht iſt die öſterreichiſche 
Geſetzgebung über Heimatrecht älter als das Gemeinderecht; denn mährend 
das letztere erit mit dem Gejeh vom 17. März 1849 beginnt, datirt die 
Heimatgefeßgebung jhon aus dem Jahre 1754 (a. h. Refolution vom 
16. Mai). Denn aud) fchon zu jener Zeit, wo noch die bejtandenen Unter: 
thänigfeitsverhältniffe ein felbitändiges Gemeindeweien nicht aufkommen 
ließen, war der Staat in die Nothwendigkeit verjeßt, für hilfsbedürftig ge: 
wordene Berfonen dur Beitimmung über Heimatszugehörigfeit Diejenigen 
Gemeinden zu bezeichnen, denen die Pflicht der Armenunterjtügung obliegt. 
Bei diefer Beftimmung ließ ſich der Gejeßgeber von der Rüdjicht auf die 
Geburt oder auf zehnjährigen Aufenthalt leiten und jegte diefe beiden Mo: 
mente als Grundlage der Beurtheilung der Heimatsangehörigfeit (Zuftändig: 
feit) feit. 

Das Gemeindegejeg vom 17. März 1849 bafırt die Zuftändigfeit auf 
die Geburt und die Aufnahme und unterjcheidet bei letzterer die fürmliche und 
die ftillfehweigende. Ein Fortichritt im Vergleich mit der älteren Gele: 
gebung bildet die Reducirung des zur Erwerbung der Zuſtändigkeit erfor: 
derlichen Aufenthaltes auf vier Jahre — allerdings aber fommt dieje Be: 
günftigung nur denjenigen zu, die ohne Heimatjchein oder mit erlojchenem 
Heimatichein fich in einer fremden Gemeinde anſäſſig machten. Voraus: 
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jegung jeder Erwerbung der Zujtändigfeit war, wie auch in der älteren 
Geſetzgebung, die öfterreihiihe Staatsbürgerſchaft. 

Das Gemeindegefe von 1859 ftatuirt neben der Zuftändigfeit durch 
Geburt, Legitimation nicht eigenberechtigter Kinder und Verehelichung, eine 
ſolche dur „ausdrüdliche Aufnahme mit Beichluß der Gemeindevertretung“ 
ebenfall3 unter Vorausjegung der öſterreichiſchen Staatsbürgerfchaft und 
anderer Bedingungen, worunter auch der eines vierjährigen Aufenthaltes. 

Das Reichggemeindegejeh von 1862 begnügte fich mit der Feitjtellung 
des Grundjages, daß „jeder Staatsbürger in einer Gemeinde heimats- 
beredtigt“ jein müfje und verwies im übrigen bezüglich der Regelung der 
Heimatsverhältnifje auf ein bejonderes zu erlafjendes Reichsgeſetz. Diefes 
gelangte als Regierungsentwurf in der zweiten Sejfion des Reichsrathes 
(1863) zur parlamentarifchen Behandlung und erichien als Gefeß unterm 
3. December 1863 N. 103 RGB. 

Der aus dem Reichdgemeindegejege wörtlich aufgenommene Grundſatz, 
daß „jeder Staatsbürger in einer Gemeinde heimatberechtigt fein jolle“, 
fügt das Heimatögejet die näheren Beitimmungen hinzu, daß diejes „Hei- 
matsrecht“ eimerjeit3? nur öfterreihiihe Staatöbürger erwerben fönnen 
andererjeit3, daß dieſes Heimatsrecht jedem Staatsbürger nur in einer 
Gemeinde zuftehen kann (8. 2). Eine Conjequenz diefer leteren zwei 
Beitimmungen ift, daß „wer die Staatsbürgerjchaft verliert, ſeines Heimat: 
rechts verluftig wird“ ($.15) und daß „das Heimatrecht in einer Gemeinde 
durch die Erwerbung des Heimatrechtes in einer andern Gemeinde erlifcht” 
(8. 17). Die ausgejchiedenen Gutsgebiete werden in Anfehung der Heimats- 
verhältnifje nicht als Gemeinden angejehen und e3 fann auf diejelben ein 
Heimatsreht nicht begründet werden ($. 45); diefe Gutsgebiete werden 
vielmehr in Heimatjadhen als ein zu einer der angränzenden Gemeinden 
gehöriges Gebiet angejehen; von den Heimatangelegenheiten ift aber ſtreng 
zu jcheiden die Armenverforgung, in Anfehung welcher das Gutsgebiet aller: 
dings im Sinne des Art. I. des Reichsgeſetzes von 1862 als jelbjtändige 
Gemeinde betrachtet wird ($. 47). 

Den widtigiten Inhalt des Heimatsrechtes bildet das Recht des 
„ungejtörten“ Aufenthaltes und „der Anfpruh auf Armenverforgung“ 
($. 1); das Heimatsreht haftet an dem ganzen Umfange des 
Gemeindegebietes, erfährt daher bei der Vergrößerung des lebteren eine 
Ausdehnung und muß fich bei der Berfleinerung desjelben (durch Theilung) 
eine Einfchränfung auf einen Theil des urfprünglichen Gebietes gefallen 
lafjen (58. 3 und 4). 

Die Erwerbung des Heimatsrecht3 beruht auf den aus der älteren 
öfterreihifchen Gejeggebung übernommenen Grundjäßen. 

Darnad) wird dasjelbe erworben 

1. durch Geburt, 2. durch Verehelihung, 3. durch ausdrücdliche 
(förmliche) Aufnahme, endlih 4. durch Erlangung eines öffentlichen 
Amtes ($. 5). 

ad 1. Unter „Geburt“ verfteht das Geſetz eigentlih Abjtammung; 
denn nicht die Thatjache des Geborenwerdens entjcheidet über das Heimats- 
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recht, jondern die Abjtammung von einem in der Gemeinde heimatsberechtigter 
ehelichen Vater, beziehungsmweife von einer in der Gemeinde heimatsberec 
tigten unehelichen Mutter. Dasjelbe gilt bei legitimirten, noch nicht eigen 
berechtigten Kindern; über ihr Heimatsrecht entjcheidet die — 
ihres ſie legitimirenden Vaters (8. 6). 

ad 2. Die Erlangung des Heimatrechts ihrer Ehegatten ſeitens ber 
rauen ijt eine logische Folge der Stellung, welche das abGB. den 
verheiratheten Frauen zuweiſt. Wenn dieſelben verbunden find, ihren 
Männern in deren Wohnjig zu folgen und auch die Rechte ihres Standes 
theilen ($. 92 abGB.), jo ift es nur confequent, wenn fie auch ihr 
Heimatrecht erwerben. 

ad 3. Die Aufnahme in den Heimat3verband muß eine ausdrüdlice 
fein; das Recht einer jolhen Aufnahme fteht Lediglich der Gemeinde zu; 
derjenige, der fich darum bewirbt, muß um diejelbe anjuchen und über fein 
Anjuchen entjcheidet die Gemeinde; gegen die abweijende Enticheidung der- 
jelben giebt e3 feine Berufung. In diefem Punkte räumt das Geje der 
Gemeinde die meiteitgehende Autonomie ein. Nur muß eine allfällige 
Aufnahme unbedingt fein; die Qualität des durch eine Aufnahme erwor— 
benen beziehungsmweije verliehenen Heimatsrecht3 darf durch Feinerlei Be— 
ihränfung oder Bedingung deteriorirt werden. Cine Gebühr für eine 
Aufnahme in den Heimatsverband fanı nur durch ein Landesgejet ein: 
geführt werden und in die Gemeindecafie fließen ($$. 8 und 9). 

ad 4. Damit diefes den Gemeinden vom Staate eingeräumte Selbit- 
beſtimmungsrecht nicht gegen die Intereſſen des Staates und feiner An- 
geftellten fich wende, wahrt das Reichsgeſetz den definitiv angejtellten Hof:, 
Staatd:, Landes: und öffentlichen Fondsbeamten, Geijtlichen und öffentlichen 
Lehrern mit dem Antritt ihres Amtes das Heimatsrecht in der Gemeinde, 
in welcher ihnen ihr jtändiger Amtsſitz angewieſen wird. 


Veränderungen des Heimatsrechts. 


Das Heimatsrecht ift, wie ſchon aus einigen Ermwerbsarten desjelben 
(Berehelichung, Legitimation, Amtsjiganweifung u. dergl.) hervorgeht, Feines 
wegs unveränderlich, jondern kann einem Wechjel unterliegen; es kann ver: 
ändert werden d. i. einem Heimatsrecht in einer andern Gemeinde weichen 
oder ohne einen ſolchen Erſatz erlöfchen. 

Eine Veränderung fann eine primäre oder jecundäre fein, jenachdem 
die Urjache derjelben in dem Wechjel der Stellung der Perſon jelbjt oder 
einer anderen Perſon liegt. So folgen die Gattin und die ehelichen und 
legitimirten Kinder dem Heimatsrecht des Gatten beziehungsweije Vaters: 
während der eigenberechtigte, volljährige Staatsbürger durch Ueberfiedlung 
und Erfüllung der gejeglichen Bedingungen oder durch Erlangung eines 
Amtes mit dem Amtsjig in einer anderen Gemeinde jein Heimatsrecht ver: 
ändern kann. 

Da das Geje an dem Grundjaß fejthält, daß jeder Staatsbürger in 
irgend einer Gemeinde heimatsberechtigt fein folle: fo folgt daraus, daß 


— 25 — 


eine Heimatlofigkeit gejeglich nicht geduldet werden fünne Eine Verzicht: 
feiftung auf das Heimatsrecht ift daher ohne Wirkung, jo lange nicht der 
Berzichtleiftende anderwärt3 ein Heimatsrecht erworben hat ($.17), und 
ein durch Auswanderung und Berluft der Staatsbürgerihaft erlofchenes 
Heimatsrecht lebt bei der Rückkehr des betreffenden und Wiedererlangung 
der Staatsbürgerichaft von jelbft wieder auf ($. 16). 

Tritt aber der Fall ein, daß ein Heimatsrecht nicht erweislich iſt, fo 
dab die betreffende ‘Berjon momentan als heimat3los betrachtet werden 
muß: jo muß diefelbe nach den vom Geſetze gegebenen Anhaltspunften und 
Beifungen irgend einer Gemeinde als ihrem gejeglichen Heimatort zuge— 
wiefen werden ($. 18). Und zwar gejchieht diefe Zumeifung entweder an 
die Geburtö- oder an die Aufenthaltsgemeinde; da es der leßteren mehrere 
geben Tann, jo entjcheidet der Umjtand, wo fich der betreffende im Zeit— 
punkt jeiner Abſtellung zum Militär oder feines freiwilligen Eintrittes 
befunden hat, außer in diefem Falle jedoch der längere ununterbrochene 
Aufenthalt ($. 19). 

Da es fih jchon aus dem Grundfage, dab jeder Staatsbürger ein 
Heimatsrecht bejigen muß, ergiebt, daß das Heimatsrecht eine nothwendige 
Ergänzung jedes Staatsbürgerrechts ift: jo folgt daraus von felbit, 
dab der Staat die Entjcheidung über diefe nothwendige Ergänzung des 
Staat3bürgerrechte3 keineswegs den &emeinden überlaffen kann. Wohl 
enticheiden diefelben über die Aufnahme eines in einer anderen Gemeinde 
heimatberechtigten: die Enticheidung jedoch über einen ftreitigen Beſtand 
eines Heimatsrechtes kann unmöglich den Gemeinden anheimgeftellt werden, 
da diejes eine eminent ftaat3bürgerliche und daher ftaatliche Angelegenheit 
it. Die Verhandlung und Enticheidung folder Angelegenheiten gehören 
daher zur Competenz der politiichen Behörden ($. 36), und wenn dabei 
ftreitige Fragen des Civilrechts mit einfließen, 3. B. über eheliche oder un- 
ehelihe Geburt, jteht die Enticheidung derfelben den ordentlichen Gerichten 
zu ($. 37). Auch über die Erfüllung der Pflicht der Gemeinden zur Er- 
theilung von Heimat3jcheinen an die Heimatsberechtigten (88. 32—35) ge: 
bührt die Aufficht der politischen Behörde ($. 42), welche die Gemeinde 
zur Ausfertigung des Heimatsfcheines verhalten kann ($. 42). 


Sumplomicz, Das öfterr. Staatsrecht. 15 
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IX. Bud). 
Staatskirchenrecht. 


Staat und Kirche. 

Wäre der Staat wirklich, ſo wie es die Vertragstheorie annahm, ein 
Erzeugniß zweckbewußter menſchlicher Thätigkeit; wäre er von einem Verein 
von Menſchen in beſtimmter Abſicht eines ſchönen Tages in's Leben gerufen: 
dann brauchte es innerhalb ſeines Umkreiſes keinerlei andere Verbände und 
Gemeinſchaften zu geben. Denn da Gemeinſchaften und Verbände nur 
entſtehen, wo es gilt, einzelnen, ſei es phyſiſchen oder moraliſchen Bedürfniſſen 
der Menſchen Befriedigung zu verſchaffen: *0) brauchte ja ein jo zweckbewußt 
gegründeter Staat nur alle dieje Bedürfniſſe zu berüdjichtigen, um in 
feiner, den ganzen Menſchen umfaſſenden Organijation denjelben Rechnung 
zu tragen und fomit alle anderen Verbände und Gemeinschaften überflüflig 
zu machen. Thatſächlich conftruiren auch die focialiftifchen Staatsfünftler 
ihren Idealſtaat ald einen einheitlichen, aus vollfommen gleichen Individuen 
zujammengejegten Bau, ohne alle Zmwifchenconftructionen von gejellichaft: 
lichen reifen, Claſſen, Gemeinschaften und Berbänden. Darin jtedt eine 
gewille Logik: denn wenn man jchon einen Staat zwedbewußt ab ovo 
gründet, dann joll er logiſcherweiſe alle anderen focialen Verbände über: 
flüffig machen. Nur bat es einen jolhen Staat nie gegeben und wird 
aud ein jolcher nie zu Stande fommen: der wirkliche Staat aber ift ein 
Erzeugniß eines jahrhundertelangen Proceſſes und entiprang immer nur zu: 
nächit einjeitigen Bedürfniffen einzelner Gruppen, war daher von vornherein 
nur auf Befriedigung diefer Bedürfniffe angelegt. Da er nun urjprüng: 
li nicht das gefammte phyſiſche, wirthichaftliche und moraliiche Leben aller 
feiner ſocialen Bejtandtheile umfaßte und nicht auf die Befriedigung aller 
Bedürfnifje diefer Beitandtheile berechnet war: fo entjtanden und entwidelten 
fih innerhalb feines Umfreifes und denſelben häufig überfchreitend fociafe 
Verbände und Gemeinschaften, die ſich als ſelbſtändige Geftaltungen, als 
Eorporationen und juriftiiche Perlünlichkeiten auch im modernen Staate 
aufrecht erhalten und geltend machen. 

Neben den Gemeinden nehmen den wichtigiten Plaß unter denjelben 
die Kirchen: und Religionsgejellichaften ein, welche ihr Entjtehen 
dem mächtigſten moraliichen Bedürfniffe der Menfchen, welches man mit 
Recht als das der Erhebung zum Ueberfinnlichen bezeichnet, ihr Dajein ver: 
danken. Ihre Aufgabe ist, diefe in der Natur des Menichen gegründete 
und daher von ihr geforderte Erhebung zum Ueberjinnlichen zu leiten und 
dadurch den Menjchen zu veredeln. Das Mittel dazu ift die Religion. **') 


>, Bergl. hierzu Grundriß der Sociologie S. 134. . 
1, Weber das Verhältniß des Staates zu Religion und Kirche und über 


— 27 — 


Kirchen: und Religionsgefellfchaften. 


Der Staat anerkennt im allgemeinen diefen Nugen der Religion und 6, 178, 
läßt derjelben die möglichſte ftaatliche Unterftügung zu Theil werben. 
Doch ertheilt er gegenwärtig feiner einzigen ein ftaatliches Monopol oder aus: 
ſchließliches Necht.?°*) Vielmehr ift er bereit, jede Religion, die ihren Zweck 
erfüllt, d. i. die ihre Gläubigen moralisch erzieht und dadurch zu tauglichen 
Mitgliedern des jtaatlichen Gemeinweſens macht, anzuerfennen. Dem Ein: 
zelnen allerding3 gemwährleiftet er (ftaatSgrundgejeglich) volle Glaubens: und 
Gewiſſensfreiheit. Als Corporationen dagegen dürfen nur folche Kirchen: 
* Religionsgeſellſchaften im Staate beſtehen, die von ihm anerkannt 
ind.8) 

Zu welchen dieſer Kirchen und Religionsgeſellſchaften der Einzelne ge— 
hört, iſt für den Staat gleichgültig und hat auf den Genuß der bürgerlichen 


die geſchichtliche Entwickelung desſelben vergl. m. Verwaltungslehre 88. 163—166 ; 
über die Joſephiniſchen J——— auf kirchlichem Gebiete in Oeſterreich: Ein— 
leitung S. 173—179. 

»N) Dieſe Grundſätze ſind in Oeſterreich zum erſten Male mit k. Patente v. 4. März 
1849 RGB. Nr. 151 geſetzlich ausgeſprochen worden. Es wurde mit demſelben 
„die volle Glaubensfreiheit und das Recht der häuslichen Ausübung des Religions— 
befenntnifje3 jedermann gewährleiitet“, und der Genuß der bürgerlichen Rechte 
von dem Glaubensbefenntnig unabhängig erflärt, infoferne durch dasfelbe den 
jtaatöbürgerlichen Rechten nicht Abbruch geichehe. Jeder anerkannten Kirche 
und Religionsgejellihaft wurde das Recht der „öffentlichen” Religionsübung und 
die felbjtändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten und ihres Vermögens zuerkannt. 

Als mit dem Patente vom 31. December 1851 die mit dem Patente vom 
4. März 1849 verfündeten „Srundrechte" „außer Kraft und Wirkſamkeit geſetzt“ 
wurden, gejchah der obigen Rechte der Kirchen- und Religionsgejellichaften ausdrüd- 
ih ala von diefer Aufhebung nicht berührt Erwähnung. „Wir erklären jedoch“, 

ieß e3 da, „durch gegenwärtiges Batent ausdrüdlich, dab Wir jede gejeglich anerkannte 
iche und Weligionsgejellichaft in dem Rechte der led ler öffentlichen 
Religionsübung, dann in der jelbitändigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, dann 
im Befige und Genufje der für ihre Eultus-, Unterrichts- und Wohlthätig- 
keitszwede beftimmten Unftalten, Stiftungen und Fonds erhalten und jchüßen 
wollen, wobei diejelben den allgemeinen Staatögejegen unterworfen bleiben.” 

Doch hatte ſchon mit den katjerlihen Verordnungen vom 18. April 1850 
RGB. Nr. 156 über dad Verhältniß der fatholiichen Kirche zur Staatögewalt und 
vom 23. April 1850 RGB. Nr. 137 über die Beziehungen der ion Kirche 
zum öffentlicheo Unterricht, endlich mit der Berordnung vom 30. Juni 1850 
RGB. Nr. 319 über die katholiſchen Diöcefan- und gg er jene 
Rihtung der Gejeßgebung begonnen, welche der fatholifchen Kirche im Staate eine 
erceptionelle Stellung der Staatsgewalt gegenüber einräumte, eine Richtung, 
welche in dem mit der päpitlichen Curie unterm 5. November 1855 RGB. Nr. 19 
abgeſchloſſenen Eoncordate ihren legten Ausdrud fand. Mit der Staatdgrund- 
gelehaebung von 1867 trat auch auf diefem Gebiete ein Umſchlag ein, der zur 

odification des Concordates durch die interconfelfionellen Gejeke v. 25. Mail 
RGB. Nr. 47—49 und endlich zur Aufhebung des Concordates durch die a. h. €. 
v. 30. Juli 1870 führte. 

263) Die dießbezüglichen Artikel (14 und 15) des StGB. vom 21. Dec. 1867 
find wörtlich den „Srundrechten” des Patentes vom 4. März 1849 entnommen; 
hinzugefügt wurde nur die Beftimmung, welche den Einzelnen dem Zwange feiner 
firhlichen Behörde entzog, aljo der Saß, daß niemand zu einer firchlichen Hand- 
[ung gezwungen werden fünne. 
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und politiſchen Rechte keinen Einfluß. Auch darf der Einzelne fich von 
jedem pofitiven Belenntniß losſagen und in religiöfen Dingen feine indivi- 
duelle Ueberzeugung haben (Eonfeffionglofigfeit);**) nur darf er weder durd 
Berfpottung und Verhöhnung anerkannter Religionen Aergerniß geben noch 
auch einer verbotenen Religionsgejelichaft angehören. ?*°) 

Das Angehören und Sichbefennen zu einer Religion faßt der Staat 
als freien Willendact des Einzelnen auf und jchügt jeden volljährigen und 
willensfähigen Staatsbürger in diefer Freiheit. E3 darf aljo Niemand zu 
einer firhlihen Handlung oder zur Theilnahme an einer kirchlichen Feier: 
(ichfeit gezwungen werden, injoferne er nicht gejeglich der Gewalt eines 
Anderen unterjteht. Daher darf aud) von der katholiſchen kirchlichen Amts: 
gewalt nur gegen Angehörige der Kirche Gebrauch gemacht werden und niemals 
zu dem Zwecke, um die Befolgung der Gejege und die behördlichen Anord- 
nungen oder die freie Ausübung ftaat3bürgerlicher Rechte zu hindern ($. 18 
Gef. vom 7. Mai 1874). 

Alle anerkannten Kirchen: und Religionsgejellihaften haben das 
gleiche Recht der öffentlichen Religionsübung und der Verwaltung ihrer Ange: 
fegenheiten; genießen überhaupt die Rechte juriftiicher Berjonen — find aber 
wie jede Corporation den Staatögejegen unterworfen. Die Zahl der im 
Staate zuzulaffenden und anzuerfennenden Kirchen: und Religionsgejell: 
ſchaften ift nicht befchränft: das Gejeh vom 20. Mai 1874 RGB. Nr. 68 
läßt die Möglichkeit der Errichtung neuer Religionsgejellichaften offen und 
zählt die Bedingungen auf, unter denen jolche im Staate zugelafjen und 
anerfannt werden müfjen. °°®) 


264), Die interconfeffionellen Verhältnifie regelt das Gejeg vom 25. Mai 1868 
RGB. Nr. 49. Darnach hat jedermann nad vollendetem 14. Lebensjahr die 
freie Wahl des Religionsbelenntnifjes nach jeiner eigenen — ——— und iſt in 
diefer freien Wahl nöthigenfalls von der Behörde zu ſchützen (Art. 4). Durch die 
Religionsänderung gehen alle genoſſenſchaftlichen Rechte der verlafjenen Kirche 
oder Religionsgejellihaft an den Wusgetretenen, ebenjo wie die Anſprüche 
diejes an jene, verloren (Art. 5). Der Austritt aus einer Kirche muß jedoch, um 
rechtswirfjam zu jein, der politifchen Behörde gemeldet werden (Art. 7). 

Der Religionswedjjel der Kinder hängt bis zu deren 7. Lebensjahre von 
der Beitimmung der Eltern ab; vom. bis zum 14. Jahre fteht diefe Bejtimmung 
den Eltern nicht mehr zu und nachdem die dießbezügliche Selbftbeitimmung des 
Einzelnen erjt mit dem 14. Lebensjahre beginnt, jo fann gegenwärtig in Deiter- 
reich niemand zwijchen dem 7. und 14. Lebensjahre feine Religion wechieln. 

ed, Sowohl die Religion als ſolche, wie auch die derjelben dienenden Fune— 
tionäre, Eultitätten und Eultgegenjtände genießen einen befonderen ftrafrechtliden 
Schuß. Vergl. 8. 122 St®: (Religionsitörung); 88. 152 und 153 StG. (Be 
ihädigung der Geiftlichen in Ausübung ihres Amtes); $. 175 StG. (Diebitahl 
an zum Gottesdienjt beſtimmten Gegenjtänden); $. 303 St®. (Beleidigung geſetzlich 
anerfannter Religionen). Als verbotene Religionsgejellichaften gelten derzeit: Licht- 
freunde, Deutichfatholifen, Freichriftliche Gemeinden (MB. v. 16. Nov. 1851), ferner 
die Secten: Neujerufalem, Neujalemiten, Johannesbrüder, Belenner der reinen 
hriftlichen Lehre, Nazarener (MB. v. 20. Juli 1860), endlich die „Freie Kirche der 
Vernunft“ (ME. v. 24. Nov. 1874). 

266, Dieje Bedingungen find: Lehre, Gottesdienit und Verfaffung der anzju- 
ertennenden Religion dürfen nichts Gejegwidriges und fittlich Anſtößiges enthalten; 
inindeitens der Beitand einer Eultusgemeinde muß gefichert fein ($. 1). Die 


— 229 — 


Gegenwärtig jedoch giebt es in Defterreich-Ungarn nur folgende, vom 
Staate anerkannte Kirchen: und Religionsgejellichaften: 

1. Die katholiſche Kirche (mit den in denjelben enthaltenen drei Riten, 
des römischen, griechischen und armeniſchen). 2. Die griechifch-orientalische 
Kirche. 3. Die unitarische Kirche. 4. Die evangelifche Kirche (Augsburger 
und helvetiſcher Confeſſion). 5. Die israelitifche Religionsgejellichaft. 6. Die 
alttatholifche Kirche. 7. Die evangeliiche Brüdergemeinde. 


Katholifche Kirche, 
Der Staat erfennt die fatholifche Kirche nur als eine feiner Souverai: 
netät untertworfene Organijation an. Daher madt er die Erlangung all 


Errichtung einer jolchen jedoch ift durch den Nachweis hinreichender Mittel zu 
ihrer Erhaltung (jomit Seelforgedienft, Religionsunterriht und gottesdienfte 
lihe Anftalt) bedingt ($ 5. Im Mangel einer allgemeinen Berfafjung muß ein 
Statut zur Genehmigung vorgelegt werden, welches Bejtimmungen über nadı- 
folgende Bunfte enthalten muß: 1. die Bezeichnung der örtlichen Gränzen des 
Gemeindegebietes; 2. die Art der Beitellung des Vorſtandes, deſſen Wirkungs- 
frei und VBerantworlichkeit; 3. die Art der Beitellung des ordentlichen Seeliorgers 
und jonftiger kirchlicher Functionäre, deren Rechte und Pflichten; 4. die Rechte 
und Pflichten der Gemeindeangehörigen in Dinficht auf die Gemeindeverwaltung, 
insbefondere Beitimmungen über die beftehbenden Wahlrechte; 5. die Urt der Be- 
jorgung, Leitung und unmittelbaren Beaufjihtigung des Reli ionsunterrichtes; 
6. die Art der Yufbringung der für die ökonomiſchen Bebürfnite der Gemeinde 
erforderlihen Mittel; 7. das Verfahren bei Abänderung des Statutes. 

Soll eine Eultusgemeinde von Berjonen gebildet werden, welche der betreffenden 
Religionsgejellichaft bisher nicht angehört haben, jo haben diejelben nad) erlangter 
Genehmigung die Erflärung ihres Beitrittes zu der Gemeinde vor der politischen 
Behörde abzugeben, welche hiervon dem Borfteher oder Seeljorger der verlafjenen 
Kirche oder Religionsgejellihaft Anzeige macht. 

Mitglieder einer ordnungsmäßig conftituirten a... find alle im 
Gebiete derjelben wohnhaften Angehörigen der betreffenden Religionsgejellichaft. 

Angehörige einer Religionsgefelthaft, welche nicht in dem Gebiete einer 
Eultusgemeinde wohnen, werden als Mitglieder der nächitgelegenen Gemeinde 
ihres Bekenntniſſes angeſehen. 

In den Vorſtand einer Cultusgemeinde können nur ſolche Mitglieder der— 
ſelben berufen werden, welche öſterreichiſche Staatsbürger ſind und im Vollgenuſſe 
der bürgerlichen Rechte ſtehen. Die Beſtellung des Vorſtandes iſt der Landesbehörde 
anzuzeigen. Die Beſtellung eines Vorſtandes, deſſen Wirkſamkeit ſich auf mehr als 
eine Cultusgemeinde erſtrecken ſoll, bedarf der Beſtätigung durch den Cultusminiſter. 

Als Seelſorger kann in der Cultusgemeinde nur ein öſterreichiſcher Staats— 
bürger angeſtellt werden, deſſen Verhalten in ſittlicher und ſtaatsbürgerlicher Hin— 
ſicht vorwurfsfrei und deſſen allgemeine Bildung mindeſtens durch Vollendung des 
Gymnaſialſtudiums erprobt iſt. 

Die Perſonen der angeſtellten Seelſorger müſſen bei der Landesbehörde an— 
gemeldet werden, die ihre begründeten Einwendungen gegen dieſelben erheben 
fannı; gegen dieſe Einwendungen ſteht der Reeurs an den Cultusminiſter offen, 
welcher — darüber entſcheidet. Auch gegen Seelſorger, die ſich eines un— 
würdigen Verhaltens ſchuldig gemacht haben, kann die Cultusverwaltung ein— 
ſchreiten und deren Entfernung vom Amte verlangen; nöthigenfalls die Functionen 
des unwürdig gewordenen einem geeigneteren übertragen, wie denn überhaupt die 
ſtaatliche Cultusverwaltung darüber zu wachen hat, daß die anerkannten Religions— 
geſellſchaften, ihre Gemeinden und Organe ihren geſetzlichen Wirkungskreis nicht 
überſchreiten. 


6. 199, 
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und jedes kirchlichen Amtes und den Genuß kirchlicher Güter (Pfründen) 
von ſtaatsgeſetzlich feſtgeſtellten Bedingungen abhängig. Dieſe Bedingungen 
ſind: öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, Unbeſcholtenheit, geſetzlich vorgeſchrie— 
bene Befähigung der Bewerber. ****) 

Wird ein Inhaber eines kirchlichen Amtes feiner ftaatlichen Qualifi— 
cation zu demjelben verluftig, jo hat der Staat das Recht, feine Entfernung 
vom Amte zu verlangen (8.8). Die Verwaltung der inneren kirchlichen An- 
gelegenheiten richtet ſich nach Firchlichen Vorjchriften, jofern dieſelben den 
Staatögefegen nicht widerjprechen (8.15). Die Biichöfe find verpflichtet, ihre 
Erläſſe (Verordnungen, Inftructionen, Hirtenbriefe) gleichzeitig mit ihrer 

Publication der ſtaatlichen Behörde mitzutheilen ($.16). Die Kirche darf 
nicht8 anordnen, was den Staatögejegen in irgend einer Weije zuwider— 
läuft (88.17 — 18). Dagegen bejoldet der Staat diejenigen Geiftlichen, welche 
den Seeljorgedienft verfehen — und zivar geichieht dieß aus dem Religionsfonde. 
Da ber Staat dieſes im Intereſſe der Angehörigen des katholischen Glaubens: 
befenntnifjes thut, jo nimmt er diejelben auch vor ungefeglihen Anjprücen 
der Seeljorger in Schuß. Die gejeglihen Anſprüche auf Entlohnung für 
geiftliche Functionen jind in den Stoltagordnungen feitgejegt.?*’) Die geift: 
lihen Functionäre find verpflichtet, fi an diefe Stoltaren zu halten.?*®) 

Gegen ſäumige Schuldner, welche die feftgejeßten Gebühren für geift- 
liche Functionen nicht berichtigen, ertheilt der Staat feine Erecution.?*) 
PBerjonen, die das Armenrecht bejigen, find von der Zahlung jolcher Ge— 
bühren befreit.??%) Geiftliche find dem Sträfgejete des Staates in all und 
jedem gleich den weltlichen Staatbürgern unterworfen, aber vom Staate 
gegen ungejeglihe Strafverfolgung ſeitens der Kirchenbehörden geſchützt 
(88. 8 und 19). 

Das kirchliche Inftitut des Patronates wird vom Staate gejchügt und 


0%), Geſetz vom 7. Mai 1874 RGB. Nr. 50. 

267), Die meiſten dieſer mit faiferl. Patenten für die einzelnen Sronländer 
erlaffenen Stoltarordnungen datiren noch aus dem vorigen Jahrhundert, beftehen 
jedoch noch immer zu Recht. (Note des Staatsminifteriums v. 8. Mai 1856 
3. 2367 und Erf. BGH. 3. Juli 1880 Budw. IV 822). Aufgezählt find die- 
jelben bei Gautſch, Confeſſ. Geſetze S. 80. 

268) Weberjchreitungen der Stoltarordnungen jeitens der Geiftlichen find, 
jofern ſich der Fall nicht zu einem ftrafgerichtlichen Vorgehen eignet, nad An- 
hörung des Drdinariates von den VBerwaltungsbehörden mit Gelditrafen bis zum 
Betrage von 100 fl. zu ahnden; der Schuldige ijt obendrein erjagpflichtig; die 
— ſind executionsfähig. Bei wiederholten Ueberſchreitungen kann 
die ſtaatliche Cultusverwaltung die y Bra des betreffenden Geiftlichen von 
der — ſeines kirchlichen Amtes verlangen ($. 26). 

20) Dabei ift der Rechtsweg aus eichloffen: die Erecution erfolgt im Ber 
waltungswege. In der Regel darf fein pfarramtlicher Act von der Voraus 
bezahlung der Stolgebühren abhängig gemacht werden. ‚Nur wenn ein bejonderer 
Aufwand verlangt wird, fann der daraus rejultirende Mehrbetrag im vorhinein 
eingefordert hu (8. 25). 

2:0) Und zwar auch jolche das Armenrecht bejigende Perjonen, die in dem 
Piarrbezirfe nicht zuftändig find. ig die Heimatsgemeinde für die außerhalb 
a verjtorbenen Armen zum Erſatze der Stolgebühren nicht verpflichtet. 
(BGH. 13. Juni 1888 Budw. XII 4160.) 


erhalten, joweit es mit den Staatögejegen vereinbar ift. Ebenfo die firchliche 
Inftitution der Pfarrgemeinde, inmwieferne ſich daraus ein rechtliches Ver: 
bältniß zwifchen dem Pfarrer und der Pfarrgemeinde ergiebt. 

Das kirchliche Vermögen jteht unter dem Schuße des Staates; die 
Eultusverwaltung überwacht insbejondere die Erhaltung des Stammver— 
mögens der Kirche. Alle Erträgnifje des Kirchenvermögens, welche nicht 
gejeglih von geiftlihen Functionären bezogen werden, fließen in ben 
Religionsfond. Un denjelben haben aud die Pfründenbefiger und die 
regulären Communitäten die gefeglich vorgejchriebenen Beiträge zu zahlen. ?”') 


Die innere Berfaffung und die Verwaltung der geiftlihen Angelegen- 
heiten ſowie die Seeljorge der fatholifchen Kirche beruht auf dem Kirchen: 
rechte und wird in dieſer Geitalt vom Staate anerkannt. Die äußeren 
Rechtsverhältniffe derjelben in Dejterreich regelt das Gef. v. 7. Mai 1874 
RGB. Nr. 50. 

Als Kirchengebiet zerfällt Defterreih-Ungarn in Diöcefen, an deren 
Spige Erzbiihöfe oder Bijchöfe ftehen (in erfterem Falle fpricht man von 
Erzdiöcefen).?’*) In Dejterreich giebt e8 9 Erzdiöcefen?’?) und 24 Diö— 


271) Diefe Beiträge regelt das Gejeh vom 7. Mai 1874 RGB.Nr.51. Als 
Grundlage für die Bemeſſung derfelben dient der Werth des Gejammtvermögens 
der Pfründe oder Communität mit Einbeziehung etwaiger Stiftungen, in deren 
Genuß diejelben jtehen, dagegen unter Ausihluß des Werthes der Bibliotheken 
willenichaftlicher oder ee — Bei auswärtigen Pfründen oder Commu- 
nitäten dient der inländifche Realbefit zur Grundlage der Bemeſſung. Die Eultus- 
verwaltung jet nach Einvernehmung der Biſchöfe denjenigen Betrag feſt, welcher 
als zum jtandesmäßigen Unterhalt der geiftlihen Perſonen erforderlih von dem 
Religionsfondsbeitrag freizulaſſen iſt. Ebenſo ift von Dielen Beiträgen befreit 
ienes Einfommen regulärer Communitäten, welches nachweisbar der Pilege armer 
Kranken, dem öffentlihen Unterrichte oder endlich ſolchen Zweden gewidmet tft, 
für welche jonft der Neligionsfond aufzufommen hätte (88. 2—4). Die Grund» 
fäge der Berechnung der „Kompetenz“ der geiftlichen Perfonen werden nad) Ein- 
vernehmung der Biſchöſfe im Verordnungswege feſtgeſetzt. Selbſtverſtändlich ent- 
iällt die Bemefjung des Neligionsiondbeitrages, wo dieje „Kompetenz“ aus öffent- 
lichen Fonden ergänzt werden muß. Dieſe Beiträge werden für einen Zeitraum 
von zehn Jahren mit einer Geſammtſumme bemeſſen, welde auf die zehn Jahre 
repartirt in vierteljährlichen Anticipativraten zu entrichten jind. Und zwar be- 
trägt für Ddiejen Zeitraum der Sa Karat von einem Vermögen bis 
10600 fl. ’/, Bercent, ſteigt aber progreifiv bis 9 Percent von einem Ber- 
mögen zwiſchen 8090000 jl., um bei einem Mehrbetrage über 0000 fl. mit 
10 Bercent jtehen zu bleiben. Ein größeres Percent wird nicht mehr bemeflen. 
Eine innerhalb diches 10jährigen Zeitraumes eintretende Vergrößerung oder Ber- 
minderung des Einfommens des beitragspflichtigen Subjeftes oder Vermögens hat 
eine Richtigftellung des Beitrags für die noch übrige Zeit zur Folge. Die Bemeſſung 
des Beitrages erfolgt durdy die politijche Yandesbehörde auf Grund von Faſſionen. 
Recurje gegen jolhe Bemeflungen gehen an den Eultusminifter. Die Beiträge 
fließen in die Religionsfondstafte des betreffenden Landes. 

22) „Die Erzbiichöfe, Bijchöfe und biihöflichen Vicare verwalten die inneren 
Angelegenheiten ihrer Diöcejen nach den kirchlichen Vorſchriften, inſoweit Dieje 
nicht den Staatögejegen widerſprechen.“ $. 14 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 
RGB. Nr. 50. 

28) Mit den Erzbisthümern in Wien, Salzburg, Prag, Olmüg, Görz, Zara, 
Lemberg (daſelbſt 3 Erzbisthümer der 3 Riten). 
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cefen;?”*) in Ungarn 5 Erzdiöcejen?”°) und 23 Diöcejen.**) Außerhalb 
derjelben jtehen die &eneralvicariate Feldfich, Teichen (zum Breslauer 
Bisthum gehörig) und Tirnau, ſowie endlich die VBenedictiner Abtei in 
Martinsberg. Die Diöcefen zerfallen in Dechanate und Pfarreien, die unter 
der Verwaltung von Dechanten und Pfarrern jtehen. ?’”) 

Ale Erzbifhöfe und Bifchöfe in Defterreich-Ungarn werden vom 
Kaijer ernannt, jodann vom PBapfte canonifch bejtätigt. Nur die Erzbis- 
thümer Olmüß und Salzburg werden durch canonifche Wahl ihrer Dom: 
capitel bejegt; dem Kaiſer fteht jedod das Recht der Exeluſion zu; der Erz 
bijhof von Fogaras zu Blafendorf wird von einer Wahliynode ernannt. 
Die Biſchöfe von Lavant und Sedau ernennt der Fürfterzbiihof von Salz: 
burg; den von Gurk abwechielnd einmal der Kaijer, das anderemal der 
Fürftbiichof von Salzburg. 

Alle anderen Kirchenämter in der Diöcefe werden vom Bifchof ver- 
lieben; fofern Diejelben aber ganz oder zum großen Theile aus dem Staats: 
ihaße, dem Neligionsfonde oder anderen öffentlichen Mitteln dotirt werden, 
kann die. Verleihung nur auf Grund vorhergehender Präfentation, feitens 
der Staatögewalt vorgenommen werden ($. 4). 


Für diefe Präfentation find für den Staat in erjter Linie maßgebend 
jeine eigenen Gejege und Beitimmungen über die Befähigung zur Erlangung 
kirchlicher Aemter und Pfründen, *) in zweiter Linie die geltenden kirchlichen 
Vorſchriften und endlich in befonderen Fällen die Beſtimmungen vorhandener 
Stiftungsurfunden ($. 1). Aber auch in Fällen, wo der Staatdgewalt feine 





22) Mit den Bisthümern in Linz, St. Pölten, Sedau (Graz), Lavant (Mar: 
burg), Gurk (Klagenfurt), Brünn, Budmweis, Königgräß, Leitmeritz, Laibach, Briren, 
Trient, Triejt, Krafau, Tarnow, Przemysl, Raguſa, Beglia, Breslau (für Defterreich- 
Sclefien) Eattaro, Leſina, Parenzo-Pola, Sebenico, Spalato. 

2°), Mit den Erzbisthümern in Gran, Erlau, Kaloeſa, Agram und Balasfalva 
(Blajendorf). 

0, Mit den Bisthümern in Eperies, Kaschau, Neufohl, Raab, Steinamanger, 
Stuhlweißenburg, Szatmar, Wesprim, Waizen, Zips, Czanad (Temespar), Fünf: 
firchen, Karlsburg, Lugos, Munkacs (Ungvar), Neutra, Rofenau, Szamoselljpar, 
und ber Erz.Abtei in Martinsberg. 

27) Die unterjte Gebietseinheit der Kirche iit die Pfarrgemeinde. Sie muß 
nicht mit der Ortdgemeinde zufammenfallen. Das Geieg definirt die Pfarrgemeinde 
als „die Sefanmtheit der in einem Pfarrbezirfe wohnhaften Katholiken desjelben 
Ritus“ (8. 35). Es können in einer Ortögemeinde mehrere Pfarrgemeinden ent- 
halten jein und andererjeit? mehrere Ortögemeinden eine Pfarrgemeinde bilden. 
Die Ortögemeinde ift ein politifcher, die Pfarrgemeinde ein kirchlicher Begriff. 
Wo die Bevölkerung ausſchließlich fatholifch ift, oder wo die Afatholiten eine ver- 
ichwindende Minorität ausmachen, was in Defterreih häufig der Fall ift, da bat 
die begriffliche Echeidung der Pfarr- und Ortsgemeinde fein praftiiches Intereſſe. 
Daher iſt es zur Lonftituirung befonderer fatholiicher VWfarrgemeinden, die das 
Geſetz in Ausficht ftellte (8. 37), noch nicht gekommen und regelt die Angelegen- 
heit provijoriich die Minifterialverordnung vom 31. December 1877 RGB. Nr. 5 
ex 1878, indem es den bidherigen usus der Bejorgung der Angelegenheiten der 
fatholifchen PBfarrgemeinden von den Ortsgemeinden vorderhand beläßt. 

2°, Bedingungen diefer Befähigung find: öfterreichiiche Staatsbürgerichaft, 
Unbejcholtenheit und die ſtaatlich vorgeichriebene Ausbildung auf den fatholilch- 
theologijchen Facultäten. 
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Ingerenz; auf die Verleihung eines kirchlichen Amtes ſeitens des Bijchofes 
zufteht, hat derjelbe die hierfür auserjehene Perfon der Landesbehörde an- 
zuzeigen ($. 6), welcher das Recht der Einwendung (binnen 30 Tagen) zu: 
fteht. Gegen folche Einwendungen kann der Bischof an den Eultusminiiter 
Berufung einlegen; wird derjelben feine Folge gegeben, jo muß die beab- 
ihtigte Verleihung unterbleiben. — Erfolgt eine gültige Verleihung, jo 
wird die für das kirchliche Amt ernannte Berfon vom Biſchof in fpirituelle: 
Befugniſſe von der Euftusverwaltung in die mit dem Amt verbundenen Ein: 
fünfte eingeführt ($. 7). In analoger Weife fann die Eultusverwaltung einem 
Seelforger, der aus irgend welchem Grunde die jtaatliche Befähigung für 
fein Amt verliert, die Einkünfte entziehen und defjen Entfernung vom kirch— 
(ihen Amte verlangen ($. 8). 


Zu jeder Aenderung der Eintheilung des Kirchengebietes, der Diöcefen 
oder Pfarrſprengel, zu jeder Theilung oder Zufammenziehung derfelben iſt 
die ftaatlihe Genehmigung erforderlih. Dem Staat fteht jedoch das Recht 
der Dotationsänderung der Seeljorgeämter (nad) Einvernehmung der be: 
treffenden Bischöfe) zu. Zur Einbringung aller ftaatlich genehmigten Kirchen- 
abgaben leiſtet der Staat feine Hilfe (Ereeution); in gewiffen im Geſetze 
fveciell aufgeführten Fällen leihet der Staat der Kirche auch feinen Beijtand 
zur Durchführung firhliher Anordnungen.) Andererjeits können Geiſt— 
Yihe, die fih durch Verfügungen ihrer kirchlichen Vorgeſetzten in ihren 
weltlichen Rechten verlegt erachten, an die Eultusverwaltung appelliren. 
Alle Geiftlichen jtehen unter den allgemeinen Geſetzen des Staates; e3 
giebt für diefelben in weltlichen Dingen feinen privilegirten Gerichtsitand 
(88. 21—29). 

So wie die Kirche unter ftaatlicher Oberhoheit, fo fteht alles kirchliche 
Vermögen unter ftaatlicher Aufficht, eventuell unter dejjen Verwaltung. 
Die Grundfäge, nach denen der Staat dabei vorgeht, enthalten die $$.38—59 
des Geſ. v. 7. Mai 1874 Nr.50. Darnach übt die Aufficht und Verwaltung des 
Kirchenvermögend die ftaatlihe Cultusverwaltung. Ihre Hauptaufgabe 
dabei ift: die Erhaltung des Stammvermögens der Kirche. Einen Theil 
diefes Vermögens bildet der jog. Religionsfond; einen anderen das Pfründen- 
und Gotteshausvermögen; endlich gehören hierher alle Stiftungsvermögen. 
Der Natur der Sache nad) fann die Verwaltung des Religionsfonds und 
der GStiftungsvermögen unmittelbar vom Staate geführt werden; das 
Pründenvermögen dagegen wird von den Beſitzern der Pfründen unter 
Aufficht der Patrone, der Biichöfe, endlich unter ftaatliher Aufjicht ver: 
waltet ($. 46); das Gotteshausvermögen von Denjenigen, denen es nad 


29), Streitige Patronatsfragen enticheidet im ordentlichen Inſtanzenzuge bie 
Gultusverwaltung (83. 33, 34). Ebenjo enticheiden die Berwaltungsbehörden im 
ordentlichen Inſtanzenzuge über die Verpflichtung zu Leiftungen für Cultuszwecke, 
wenn eine jolche — aus dem allgemeinen Grunde der Zugehörigkeit zu einer 
firhlichen Gemeinde in Anſpruch genommen wird; wird eine ſolche Leiſtung aus 
einem befonderen Titel gefordert, gehört die Sache vor das competente Gericht 
($. 56). 


$. 181. 
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Kirchenrecht zufteht.?*%) Die leßteren zwei Arten von Vermögen dürfen mit 
einander nichtvermengt ($. 39), fie müſſen ſtreng abgeſondert verwaltet und ver: 
rechnet werden. Nein kirchliche Stiftungen verwalten die firchlichen Organe 
ohne Einmifhung des Staates: doch fteht im Zweifel die Entjcheidung 
über den „rein kirchlichen“ Charakter einer Stiftung der Eultusvermwaltung 
in legter Inſtanz zu. 

Jede erhebliche Veränderung der Subftanz des Pfründen- oder Kirchen: 
vermögens muß jofort der Eultusverwaltung mitgetheilt werden ($. 49). 

Un den Inteftatnahlag nach Geijtlichen hat der Staat fein Anredt: 
dagegen fließen die Einfünfte vorübergehend erledigter tmeltgeiftlicher 
Pfründen in den Religionsfond (Intercalareinkünfte); auch fällt das Ber- 
mögen eingegangener kirchlicher Gemeinjchaften diefem Fonde anheim ($.53). 
Um dieſen zu ftärfen und ihm die regelmäßige Bedeckung der Bedürfnifie 
des fatholifchen Eultus möglich zu machen, regelt das Gef. v. 7. Mai 1874 
RGB. Nr. 51 dig jeit dem vorigen Jahrhundert jchon üblich geweſene 
Beitragsleiftung an denjelben ſowohl der fäcularen Pfründenbefiger als 
auch des Regularclerus. ?*%) 

Die Anerkennung und der gejegliche Beitand einer Kirche enthält in 
ſich noch Feinerlei Anerkennung und Berechtigung für geiftliche Orden, Eon: 
gregationen, Stifte und Klöfter, die etwa mit der betreffenden Kirche im 
Bufammenhange jtehen. Die Staatsverwaltung behält jich vielmehr das 
Net vor, folche wie immer Namen habende geiftliche Vereine zu dulden 
oder deren Beitand in Dejterreich zu verbieten. 

Diejenigen geijtlihen Congregationen und Orden nun der Fatholijchen 
Kirche, die in Dejterreich bejtehen, bleiben in ihrem gejeglichen Bejtande 
unangefochten und genießen den Schuß gleihwie alle anderen gejeßlichen 
Eorporationen; zur Gründung neuer bedarf es einer kaiſerlichen Bewilligung, 
die in Form einer Verordnung im Neichsgejehblatte fundgemacht werden 
muß. Zur Eröffnung neuer Häufer bereit3 bejtehender Orden und Con— 
gregationen genügt die Bewilligung der politischen Landesitelle. *°°) 


Die Eongrua, 


Nach der ganzen Auffaffung, die der moderne Staat feit Kaiſer Joſef IL 
von dem Seeljorgeberuf fich zu eigen madte, übt er nicht nur die 
oberite Auffiht und Bermwaltung über das gejammte Kirchenvermögen, 
fondern jorgt auch für den Hinlänglichen Unterhalt und das materielle 
Austommen des Seeljorgeclerus. Es ijt bezeichnend, daß es gerade die 


20) Als Grundſatz, den auch das Geſetz (8. 41) anerkennt, gilt dabei, daB 
an der Verwaltung dieſes Gotteshausvermögens außer dem Kirchenvorfteher aud) 
eine Bertretung Derjenigen theilzunehmen hat, welchen gegebenen Falls aus der 
Unzulänglichfeit diejes Vermögens Laſten erwachien können, aljo nach Umiftänden 
der Patron und die Pfarrgemeinde. 

>1) Vergl. oben Note 271. Der Motivenbericht — Regierung iſt Aa oa bei 
Gautic: Gonteffionele Geſetze S. 153 ff. und Man; X XVI. 1889 
>2) Minijterialverordnung vom 13. Juni 1858 HB. —* * 
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Beiten der „Aufflärung“ des vorigen Jahrhunderts und des liberalen 
Negimes unferer Tage find, melde die materielle Lage namentlich des 
niederen Seelforgeclerus (bei der höheren Geiftlichkeit lag kein Bedürfnis 
vor) zum Gegenftand befonderer ftaatliher Fürforge machten und daß das 
Werk der Aufbefferung der Lage diejes Elerus, welches Kaiſer Joſef II. 
zum erften Mal in Angriff nahm, erft im legten Jahrzehnt mächtig gefördert, 
ja großentheil® bereits in befriedigender Weife zu Ende geführt wurbe. 

Nachdem durch das Gef. v. 7. Mai 1874 RGB. Nr. 51 über die 
Neligionsfondsbeiträge „die Mittel zu einer Aufbeflerung der geiftlichen 
Dotationen“ insbejondere „zur Aufbefjerung des bisherigen normalmäßigen 
Einfommens der Seeljorgegeiftlichkeit“ großentheis erlangt waren: wurden 
mit dem Gef. v. 19. April 1885 RGB. Nr. 47 die proviforischen Be— 
Stimmungen über die Dotation der katholischen Seeljorgegeiftlichkeit getroffen. 
(Eongruagefeg.) Der bisherigen feit Kaifer Joſef II. datirenden Uebung 
gemäß ift auch in diefem Geſetz der Staat nur fubjidiär zur Beftreitung 
de3 Unterhaltes der Seelforgegeiftlichkeit berufen; in erfter Linie jollen die 
firchliche Pfründe und die mit dem Seelforgeamte verbundenen Einkünfte 
(Mepftiftungen, Stolgebührten u. dgl.) die Bedürfniffe des Seeljorgers 
deden. Erft wenn diefe nicht hinreichen, joll der Staat die Einkünfte 
des Seelforgers bis zu jenem Betrage, der jeweilig und auch local als der 
Mindeitbetrag für den jtandesgemäßen Unterhalt des Seeljorgers anerkannt 
wird (Eongrua), ergänzen ($. 1). Diefe Ergänzung gebührt jowohl den 
jelbjtändigen katholiſchen Seelforgern, als auch den juftemifirten Hilfs- 
prieftern. Diejes jtandesgemäße Minimaleintommen (Congrua) wurde 
vorderhand (bis zu dem Beitpunfte des Zuſtandekommens einer definitiven 
Regelung der Dotationen der kathol. Seeljorgegeiftlichkeit) proviforisch für 
jedes der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder ziffernmäßig 
feftgejtellt und beträgt für jelbjtändige Seelforger je nach den verjchiedenen 
Kronländern und dem Standort (größere oder Fleinere Städte und Orte) 
zwifchen 500 und 1800 fl. öW.; für Hilfspriefter zwifchen 300 und 
500 ft. 58. °*®) 

Darüber, ob in jedem einzelnen Falle die Einkünfte des Seeljorgers 
einer ftaatlihen Ergänzung und in welcher Höhe bedürfen, entſcheidet nach 
Einvernehmung des Didcefanbifchofs die Landesbehörde. Als Grundlage 
diefer Enticheidungen haben jchriftlich einzureichende Einbekenntniſſe (ähnlich 
der Hauszinsertragsfaffionen) zu dienen. Damit diefelben controlirbar 
jeien, jo haben fie jowohl die (Brutto:) Einnahmen als auch die Ausgaben, 
die mit den Pfründen und dem Seelforgeamte verbunden find und zwar 
beides nach den einzelnen im Geſetz ($. 3) angegebenen Poſten jpecificirt 
zu enthalten. Auf Verjchweigungen oder wiſſentlich unrichtige Angaben 
find Geldftrafen gejegt. Für Proviforen erledigter Pfründen ift der Gehalt 
aus dem Neligionsfond nach der Höhe der für die betreffende Pfründe 


*«) Die jpeciellen ziffermäßigen Feſtſtellungen nach Kronländern, Stand» 
orten und Abftufungen find in dem dem Geſetze beigeichlojienen Schema ent- 
halten. 


$. 182. 
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feftgejegten Congrua in feſten Monatsbeträgen (36—60 fl.) bejtimmt ($.5). 
Ein zweites dem Geſetze angefügte Schema enthält die Bemefjung ver 
Auhegehalte der leiftungsunfähig gewordenen Seelforger (Deficienten). 
Auch diefe Deficienten-Gehälter find in eriter Linie aus dem betreffenden 
Pfründeneintommen und erft jubfidiär aus dem Religionsfond zur bejtreiten 
(8. 6). Für Seeljorgeftationen, welche, jei e8 regulären Communitäten 
oder weltgeiftlichen Körperſchaften einverleibt find, haben dieje ſelbſt auf- 
zufommen, jo lange fie die hinreichenden Mittel hierzu befigen. ***) 


Griechifch-orientalifche (nicht unirte) Kirche, 


Diefelbe jteht in Defterreich ‚unter der Metropolie zu Czernowitz ?*), 
welcher zwei Bisthümer untergeordnet jind: zu Zara und Cattaro.°®°) Unter 
diejen zwei Bijchöfen jtehen die Protopopen, von denen jedem eine Anzahl 
Popen (Pfarrer) untergeordnet iſt. Das Vermögen dieſer Kirche, die 
griechifch-orientaliichen Neligionsfondsgüter in der Bulowina, aus den 
Gütern der ehemaligen von Kaiſer Joſef II. aufgehobenen griechijch:orien: 
taliſchen Klöſter gebildet, wird unter ftaatlicher Aufſicht vom griechijch- 
orientaliichen Kirchen-Congreß verwaltet. 

In Ungarn ſtehen diefer Kirche die Erzbijchöfe (zugleid; Metropoliten) 
in Karlowig und Hermannjtadt vor, und zwar jo, daß der Erzbijchoi 
von Karlowitz Metropolit für die jerbijchen, der von Hermannjtadt Metro- 
polit für die romanijchen Glaubensgenojjen ijt. Erjterer führt den Titel 
Patriarch und find ihm ſechs Biſchöfe untergeordnet; dem Hermannjtädter 
Erzbiichof jind zwei Bijchöfe untergeordnet. Jede diefer Metropolieen er- 
fedigt ihre gemeinfamen Schul- und Stiftungsangelegenheiten auf einem 
bejonderen Kirchencongrefje (GA. IX: 1868), die Serben zu Karlowiß, die 
Rumänen zu Hermannjtadt, auf welchen auch die beiden Erzbiſchöfe vor- 
behältlich der landesfürſtlichen Bejtätigung gewählt werden. Dagegen 
werden Biſchöfe auf den Diöcefan-Synoden gewählt. 

Mit Gef. v. 10. December 1887 RGB. Nr. 142 find die Dotations: 
verhältnifje der griechifch-orientalifchen Seeljorgegeiftlichfeit proviforifch in 
der Weile geregelt worden, daß den nad) der Pfarreintheilung ſyſtemiſirten 
jelbjtändigen Pfarrern und den Hilfsprieftern (Caplänen) die Congrua, in- 
joferne diejelbe durch mit ihrem Amte verbundene Bezüge nicht gededt ift, 
bom Staate ergänzt wird ($. 1). Ob eine ſolche Ergänzung ftattzufinden 
bat, darüber entjcheidet in jedem einzelnen Yale auf Grund vorzulegender 
Einbefenntniffe die politiihe Landesbehörde nad) Einvernehmung des 


2) Zur Durhführung des obigen arg m it unterm 2. Juli 1885 
eine Minifterialverordnung erlaffen worden. Auf Grund der jeither gemachten 
Erfahrungen jedoh ift unterm 20. Jänner 18% unter Aufhebung jener erften 
Durhführungsverordnung eine neue erjchienen (1890 RGB. Nr. 7), welche insbe- 
ondere die Einbefenntnijje, die Art und Weije ihrer Abfaſſung, ihre Form und 
ihren Inhalt und die nöthigen Beläge für die in denfelben angeführten Um- 
ftände u.f. mw. zum Gegenjtande hat. 

385, Errichtet mittelft a. h. Entichl. vom 18. März 1874, 

280) A. h. Entichl. vom 23. Juli 1874. 
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Diöceſanbiſchofs ($. 3). Bezüglich der Einbefennung der Einkünfte gelten 
dieſelben Grundjäge wie bei den Einbekenntniſſen der fatholifchen Geiftlich- 
feit. Auch die ohne ihr Verfchulden leiſtungsunfähig gewordenen Seelforger 
erhalten einen Rubegehalt, ohne Rüdjicht auf ihr etwaiges Privateinfommen. 
Zur Durdführung diefes Gef. erfloß die MB. v. 30. März 1888. Die 
Eongrua der Hilfspriefter ift jeitdem (ebenjo wie bei der Fathol. Kirche) 
mit Gef. vom 13. April 1890 erhöht worden. 


Evangelifche Kirche. 


Mit a. h. E. vom 6. Jan. 1866 wurde laut Bekanntmachung des 
Staat3minifterium3 vom 23. Jänner 1866 die von evangelifchen General: 
Ignoden Augsburger und helvetiicher Eonfeffion im Jahre 1864 befchloffene 
Berfafjung der evangelifchen Kirche in Defterreich anerkannt. 

Darnach bilden alle Angehörigen der evangelifchen Kirche beider Eon- 
feſſionen in Defterreih eine confeffionelle Gefjammtgemeinde, die fih in 
Diöceſen, Seniorate und Pfarrgemeinden theilt. Aufiteigend von der Pfarr: 
gemeinde befitt die evangelifche Kirche folgende Repräfentanzen: Pfarrer 
der einzelnen Gemeinden, das Presbyterium und die Gemeindeverfammlung 
der einzelnen Gemeinden; den Senior, den Genioratsausihuß und die 
Senioratdverfammlung der einzelnen Senioratögemeinden; den Super: 
intendenten, Superintendentenausjchuß- und VBerfammlung der Diöcefe; endlich 
den k. k. evangelifchen Oberkirchenrath, den Synodalausfhuß und die 
Generaliynode. Dede diefer Gemeinden (Pfarre, Seniorat, Superinten- 
danz, Gejammtgemeinde) ordnet und verwaltet autonom ihre Angelegenheit 
in den durch Kirchenvorſchriften, staatliche Geſetze und gejegmäßigen 
Einfluß der vorgefegten Behörde gezogenen Grenzen. Die beitehenden Pfarr- 
gemeinden find vom Staate in ihrer durch Herfommen oder behörblich be- 
jtimmten Abgränzung anerfannt. Zur Bildung neuer Gemeinden ift der 
Nachweis ausreichender Mittel für den Kirchendienft und den Unterricht 
der Jugend erforderlih. Diejenige Anzahl evangelifher Glaubensgenofjen, 
die behuf3 der Errichtung und Erhaltung einer Schule zufammentreten, 
bilden eine Schulgemeinde; letztere muß mit der Kirchengemeinde nicht 
zufammenfallen. Jeder evangelifche Glaubensgenoffe gehört derjenigen 
Pfarrgemeinde, in deren Sprengel er jeinen Wohnfi hat, oder wenn 
Zmeifel über den Sprengel bejtehen, der nächiten Gemeinde an. Als Anz 
gehöriger der Gemeinde hat er Pflichten und Rechte; letztere fann er aus— 
üben: zur Erfüllung der erjteren Fann er angehalten werden. Die Pfarrer 
werden auf Lebenszeit gewählt. Bedingungen der Wählbarfeit find unter 
Borausfegung fittlicher Dualification: die nöthige theologische Vorbildung 
und das zurücdgelegte 24. Lebensjahr. Den Wahlact leitet das Presby— 
terium. Der Gewählte muß von dem Öberfirchenrath im Einverjtändniß 
mit der politiichen Behörde in feinem Amte bejtätigt werden. 

Borftand der Pfarrgemeinde ijt das aus derfelben gewählte Presby— 
terium. Dasfelbe vertritt die Gemeinde nach außen und verwaltet ihre ge- 
ſammten Ungelegenheiten. Die Zahl der Mitglieder des Presbyteriums 


$. 188, 
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richtet fi nach der. Größe der Gemeinde, darf jedoch die Zahl von 200 
nicht überfchreiten. 

Eine Anzahl Gemeinden zum Suede der Förderung gemeinfamer In—⸗ 
terefien unter einem Senior verbunden bildet die Senioratögemeinde. Jede 
Pfarrgemeinde muß einem Senioratsverbande angehören. Der Senior 
wird aus der Zahl der Pfarrer gewählt. Die Senioratsgemeinde vermaltet 
ihre gemeinfamen Angelegenheiten durch eine Senioratsverjammlung und 
einen Senioratsausfhuß. Eritere beiteht aus ſämmtlichen Pfarrern des 
Seniorats, aus ebenjoviel weltlichen Abgeordneten der Presbyterien des 
Senioratöverbandes und aus einer Vertretung des Lehrerjtandes der Senio- 
ratögemeinde. Der Senioratsausfhuß beſteht aus drei Mitgliedern: dem 
Senior, dem Conſenior und dem Senioratöcurator. 

Das Verhältnig der Pfarrgemeinden zum Seniorat wiederholt ſich 
analog in denjenigen der Senioratögemeinden zur Diöceſe (Superintenden- 
tialgemeinde). Es Haben alfo die den Senioratsbehörden analoge höhere 
Stellungen in der Diöcefe der Superintendent, Superintendentalausſchuß — 
und Berfammlung. Dagegen ericheint das Verhältniß der Diöcefen zur Ge— 
fammtaemeinde der evangelifchen Kirche beider Bekenntniſſe in Defterreich 
infofern von dem fo eben gefchilderten verfchieden, al3 an der Spihe Der 
Gejammtgemeinde nicht mehr eine Berfon, fondern ein aus Präſidenten, 
Bicepräfidenten und Räthen zufammengefegter kak. Oberfirhenrath ſteht. 
Sämmtliche Mitglieder desjelben werden vom Kaifer auf Lebensdauer er- 
nannt und aus Staatömitteln befoldet, ebenfo wie der gefammte Perjonal- 
jtand feiner Kanzlei, deren fämmtliche Angeftellten alle Rechte der Staats— 
diener genießen. Der Präfident muß dem weltlichen Stande und Der 
Vicepräfident fol immer dem andern Belenntniffe als der Präſident an— 
gehören. Die Angelegenheiten, mit denen fich der Oberfirchenrath befaßt, 
fönnen beiden Belenntniffen gemeinjam fein oder nur auf eines derjelben 
fich beziehen. 

In erjterem Falle erläßt er feine Berfügungen als k. k. Oberfirden- 
rath Augsb. und helv. Eonfeffion; in leßterem ſei es als kak. Oberkirchen— 
rath Augsb. Confeſſion oder als FÜ f. Oberfirchenrath helv. Confeſſion. 
Noch mehr getrennt al3 in dem Oberfirchenrath find die beiden Belenntnifje 
in den Generalfynoden, die jedes der beiden Bekenntniſſe abgejondert alle 
ſechs Fahre in Wien abhält. Die Einberufung derjelben geſchieht durch 
dad Eultusminifterium. Mitglieder derjelben find: die Superintendenten 
und Superintendentialcuratoren der Diöceſen, die Senioren und je ein 
weltlicher Abgeordneter jedes Seniorats, ein Abgeordneter der evangeliſch— 
theologischen Facultät in Wien. 

Die evangelifche Kirche hat das Recht, nach Gutdünken in ihren Ge— 
meinden Schulen zu errichten. Der Unterricht in denfelben muß fich nach 
den allgemeinen Unterrichtögejfegen richten, jedoch unter Wahrung des con= 
feffionellen Charakters. Bei Vorhandenfein gejeglicher Bedingungen kann 
diefen Schulen das Deffentlichfeit3recht zuerfannt werden. 

Die evangelifche Kirche erhält vom Staate jährliche Beiträge zur Be- 
jtreitung ihrer firchlichen Bedürfniffe (Unterjtügungspaufchale); auch unter— 
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jtügt der Staat vorzügliche evangeliiche Kandidaten des Kirchen- und Schul: 
dienftes, welche zum Zwed ihrer Ausbildung ausländifhe Hochſchulen oder 
Seminarien bejuchen. 

In Ungarn hat die reformirte Kirche eine für Ungarn und Sieben- 
bürgen gemeinjchaftliche VBerfafjung mit einem General: &onvente an der 
Spite, fünf Superintendenten, eben ſoviel Diftrictual-Conventen und 56 
Senioraten. 

Die lutherifche Kirche hat in Ungarn eine von Siebenbürgen abge- 
fonderte Organijation; an der Spitze derjelben fteht dort ein weltliches General- 
Infpectorat, welchem die Superintendenten mit den Diſtrictual-Conventen 
und diefen wieder die Decanate untergeordnet find. 

In Siebenbürgen fteht an der Spige diefer Kirche die Landes-Kirchen— 
verjammlung und das Landes-Eonfiftorium; diefem untergeordnet find: 
Bezirks: Eonfiftorium und Bezirk: Kirchenverfjammlung und in unterfter 
Linie Presbyterium und Gemeindevertretung. 


Unitarier, Juden, Altkatholiten, Herrnhuter. 


In Siebenbürgen befteht die Unitariiche Kirche unter einer Synode 
fammt Ober-Eonfiftorium als höchſten Landes-Kirchenbehörden. Unter 
denjelben führen das Kirchenregiment ein Superintendent (Bifchof) zu 
Klaujenburg und Dechanten in acht Diöcefen. ?*) 

Die Juden bilden weder eine Kirche noch eine einheitlich organifirte 
Religionsgejellihaft. Denn fie haben weder ein gemeinfchaftliches geiftliches 
Dberhaupt nod; auch eine gemeinjame Vertretung ihrer religiöfen Ange- 
fegenheiten.?*°) Die Verwaltung diefer letzteren beforgten von jeher die 
Borftände ihrer Eultusgemeinden, neben denen gegenwärtig Rabbiner ala 


>, Die Unitarier find Anhänger der Lehre des Lältus Soctus (1525—1561), 
daher fie aud; Socinianer genannt werden. Im 16. Jahrhundert zählte dieſe Lehre 
zahlreiche Anhänger in Polen (mo man fie Arianer nannte), Als im 17. Jahr: 
hundert unter Sigismund III. unter dem Einfluß der Jejuiten die firchliche Re— 
action in Polen um jich griff, wurden die Socinianer geächtet und ein großer 
Theil derjelben fand Zuflucht in Siebenbürgen. Die Selammtzahl der Unitarier 
daſelbſt beträgt heute 53,500. 

2°), Von einer einheitlichen Religionsgejellihaft fann nur da die Rede 
jein, wo die Gefammtheit der Glaubensgenoſſen von einer firchlichen oder hierar- 
chiſchen Organiſation unter einer einheitlichen geijtlichen Behörde (Synode oder 
dergl.) umfaßt wird. In Europa hat in neuerer Zeit Napoleon I. den Verſuch 
gemacht, den Juden in Frankreich eine ſolche einheitliche „Eonfiftorialverfaffung“ 
zu geben, die fich dort bis heute erhalten hat. Das Beijpiel Frankreichs fand in 
Ungarn Nahahmung. Die öfterr. Regierung hat e8 mit Recht abgelehnt, bei der 
neuejtens vorgenommenen gejeßlichen Regelung der äußeren Rechtsverhältniffe dieſer 
Religionsgejellichaft derjelben nah dem Muſter ranfreihs und Ungarns eine 
ſolche einheitliche onfiitorialverfaffung zu geben. Denn eine ſolche einheitliche 
hierarchiſche Organifation zu jchaffen, wo fie nicht befteht, ift jedenfalls eine 
Art firhlicher Reform, da doch damit zugleid; eine bisher nicht vorhandene 
firhlihe Oberbehörde (jei es eine Perfon oder Körperichaft) eingefegt wird. 
Run ift es aber gewiß nicht Aufgabe der Staatsverwaltung, firhliche Reformen 
einzuführen. Vergl. die Rede des Miniſters Gautſch im Abg.-d., 7. Februar 1890. 


$. 184. 
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von den Gemeinden gewählte und beſoldete, der ſtaatlichen Beſtätigung 
unterliegende „Religionsdiener“ und zugleich ſtaatliche Functionäre 
ſtehen. Die „äußeren Rechtsverhältniſſe“ dieſer Cultusgemeinden ſind 
in Oeſterreich neuerdings durch das Geſetz vom 21. März 1890 geregelt 
worden. Darnach muß jeder Israelit der Eultusgemeinde angehören, 
in deren Sprengel er feinen ordentlichen Wohnfig hat. Dielen Zwang 
des Angehörens an die Qultusgemeinde ſeines Wohnortes übt der Staat 
gegenüber jedem Israeliten, jo lange er nicht feinen Austritt auß der 
israeliichen Religionggejellichaft in gejeßlicher Form anzeigt. Die Eultus- 
gemeindejprengel werden mit Genehmigung der Staatsgewalt durchgeführt, 
damit Israeliten, die außerhalb des Sites der Eultusgemeinden wohnen, 
diejen legteren zugetheilt werden und zu den Eultusfteuern herangezogen 
werden fünnen. Die Statuten der Eultusgemeinden bedürfen der ftaatlichen 
Genehmigung. 

Der Zwang der Staatögewalt gegenüber den einzelnen Jsraeliten, ihren 
betreffenden Eultusgemeinden anzugehören, erjtredt fich jedoch lediglich auf 
die vorgejchriebenen Eultus-Steuerleiftungen; die „freie Bethätigung der 
religiöjen Ueberzeugungen in ritueller Beziehung darf nicht behindert werben“ 
($. 25), d. 5. die Eultusgemeinde darf den Einzelnen ihrer Angehörigen 
zu feiner religiöfen Geremonie oder Obfervanz gegen feinen Willen heran: 
ziehen. Die Thätigfeit der VBorjtände und Rabbiner ftehen übrigens unter 
Eontrole der competenten Staat3behörden.*”?) 

Die altkatholifche Kirche wurde im Sinne des Staatögrundgejehes 
in Dejterreich mit der Minijterialverordnung vom 18. October 1877 RGB. 
N. 99 anerkannt; ihre innere Berfaffung regelt die Synodal- und Gemeinde: 
ordnung der altkatholifchen Kirche in Defterreich vom Jahre 1878. Dar: 
nad) jteht an ihrer Spitze eine Synode, die aus dem Bifchof, dem Synodal: 
rath, den Geijtlichen und den Delegirten der Gemeinden befteht. Jede 
ihrer Eultusgemeinden wird durch einen Kirchenvorjtand und der Gemeinde: 
verjanmlung vertreten. 

Die evangeliſche Brüderkirche (Herrnhuter), deren „Unitätsdirec- 
tion“ zu Berthelsdorf bei Herrnhut in Sachſen ihren Sit hat, wurde mit 
Minifterialverordnung vom 30. März 1880 auch in Defterreich anerkannt.?*) 


2°’, Der „itaatögrundgefeglich gegebene” Standpuntt des Geſetzes wird in 
obiger Rede des Miniſters Gautjd als der „der vollen Autonomie auf dem Gebiete 
der inneren Angelegenheiten und der Wahrung der ftaatlihen Äntereijen, jo 
weit die äußeren Nechtsverhältniffe in Frage fommen“, bezeichnet. Auch der Vertreter 
der Regierung, Hofrath Rittner, der am 13. Februar 1890 den Geſetzentwurf 
im Abg.-d. gegen antiquirte Tendenzen zu einer Stärkung der Macht der confeilto- 
nellen Cultusvorſtände vertheidigte, faßte den Standpunkt desjelben in den Worten zu— 
Bmang.“ „ſtaatlich geichügtes Selbjtbeitimmungsrecht, jedoch fein ftaatlicher 
wa 
*) Außer den oben aufgezäblten giebt es in Oeſterreich-Ungarn noch folgende 
die aan Hreiheit geniehende Religionsgeiellihaiten: 1. die armenijch- orien- 
talijche, deren geiftliches Oberhaupt der Patriarch im Kloſter Erihmiadfin in Trans- 
faufafien iſt; 2. die Lippowaner in der Bukowina; endlich 3. die Mohamedaner 
in Bosnien und der Derzegowina. 


X. Bud. 
Der Einzelne und fein Red. 


Die Staatsburgerſchaft. 


Die Angehörigen der öſterreichiſch ungariſchen Monarchie find entweder H. 185, 
Deiterreiher, Ungarn oder Angehörige der occupirten Länder. Während 
einige Rechte und Pflichten ihnen allen gemeinfam find, unterfcheiden fie 
ih andererfeit3 als Bürger verfchiedener Staaten. So kann e3 3. B. 
feinem Zweifel unterliegen, daß alle Angehörigen des Reiches das Recht 
auf denjelben Schuß feitend der ausmärtigen Vertretungen des Reiches 
haben. Auch find fie ald Angehörige der Monardie zu gleicher Treue 
gegen den Herricher und das Reich verpflichtet und infofern fie dem Ber: 
bande der Wehrmacht de3 Reiches angehören, obliegen ihnen diejelben 
Plihten gegenüber dem Kaifer als oberjten Kriegsherrn. 

Andererjeit3 bejteht aber für die Angehörigen der im Reichsrathe ver: 
tretenen Länder ein allgemeines öfterreichijches Staat3bürgerrecht (Art. I. 
des StGG. vom 21. December 1867 Nr. 142), an welchem die Angehörigen 
der anderen Reihshälfte nicht theilmehmen und vice versa. In Folge defjen 
muß ungeachtet jener gemeinjamen Rechte und Pflichten aller Reichsange— 
hörigen der ungarische Staatöbürger in Defterreich als Ausländer ?®®) bes 
trahtet werden und umgefehrt. 





2°, Hier muß erinnert werden, daB „Fremden (Ausländern) überhaupt gleiche 
bürgerliche Rechte und Verbindlichleiten mit den Eingeborenen zulommen, wenn 
nicht zu dem Genuſſe derjelben ausdrüdlich die Eigenjchaft des Staatsbürgers er- 
fordert wird“ (8. 33 abGB.). Unter „bürgerlichen“ Rechten müfjen wir hier nad) 
unferer Eintheilung nicht nur die aus dem Privatrechte, jondern aud die aus dem 
öffentlichen Rechte ſich ergebenden jubjectiven Rechte veritehen; nur die aus dem 
Staatsreht im engeren Sinne ſich ergebenden „politiichen Rechte“ erfordern die 
Eigenichaft al3 Staatsbürger und ftehen den Fremden (Ausländern) nicht zu. 

Auf den zmwijchen Defterreichh und Ungarn gemeinjamen Berwaltungsgebieten 
itt jedoch das Öfterreichiiche Staatsbürgerreht dem ungarifchen gleichwerthig, To 
dab e3 3. B. zu einer Anftellung in den gemeinjamen Behörden und auch zur 
Einreihung in die öfterreichiich-ungariiche Armee gleichgültig ift, ob der Anzu— 
ftellende öfterreichiicher oder ungariicher Staatsbürger iſt, wenn er nur „einer 
der beiden Reihshälften“ als Staatsbürger angehört. — Vergl. darüber 
Milner, Defterreihiiche Staatsbürgerfchaft S. 100. 


Gumplowicz, Tas öfterr. Staatsrecht. 16 


$. 186. 


$. 187. 
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Eodification des Staatöbürgerrechts. 


Die Beitimmungen über Erwerb, Ausübung und Verluft des Staat3- 
bürgerrechts find, weil für das Privatrecht von großer Wichtigkeit, häufig 
auch ala Theil des Privatrechts betrachtet, ind abGB. aufgenommen 
worden (88. 29—33).?°) Doc; ließen diefelben viele einfchlägige Fragen 
ungelöft, die nachträglich durch Hoffanzleidecrete und Verordnungen geregelt 
wurden. Hierher gehört insbejondere das Wuswanderungspatent vom 
24. März 1832. Das StGG. vom 21. December 1867 ſchuf in Eon- 
fequenz des Dualimus ein bejondered „allgemeine? Staatsbürgerrecdht für 
alle Angehörigen der im Reichsrathe vertretenen Länder“ und beruft fich 
auf ein „Sejeß“, welches „beitimmt, unter welchen Bedingungen das öfter: 
reichiſche Staatsbürgerrecht erworben, ausgeübt und verloren wird“. Da 
ein folches Geſetz nicht eriftirt, jchon aus dem Grunde, weil ein folches 
„öſterreichiſches“ auf die Reichsrathsländer beſchränktes Staat3bürgerrecht 
ein völlige® novum in der öjterreichifchen Gejegebung ift, fo muß man 
diefen Hinweis des StGG. jo auffafen, daß dasfelbe ein folches „Geſetz“ 
in Ausficht ftellt*"); bis zur Erlafjung eines folchen finden allerdings Die 
beitehenden theil im abGB., theils in Hofdecreten und Verordnungen und 
Erläfjen enthaltenen Beitimmungen finngemäße Anwendung. 

Dagegen hat Ungarn, den neuen Verhältniffen Rechnung tragend, das 
gefammte Staatsbürgerrechtöverhältnig mit dem GA. L. 1879 über den 
Erwerb und Berluft der ungariſchen Staatsbürgerjchaft erjchöpfend ge— 
regelt.?®!) 





Die öfterreihifhe Staatsbürgerfchaft. 


Diefelbe wird eriworben: 
a) durch die Geburt (8. 28 abGB.), indem fie den Kindern eines 
öſterreichiſchen Staatsbürgers gefelich zuerfannt ift; das unehelihe Kind 
jedoch folgt der Staatsbürgerſchaft der Mutter ?”?); 


29), Vor der Einführung des abGB. gab es feine allgemeine öjterreichijche 
Staatöbürgerfchaft, jondern eine jolche der einzelnen Länder. Uebrigens war 
damals und noch bi8 1848 das „Bürgerrecht“ (Indigenat, Landmannihaft, In— 
colat ꝛc.) von der „Unterthanfchaft”, als dem niederen Grade der Yandesangehörig- 
feit, unterſchieden. Das abGB. bricht Bahn der „öfterreichiichen” Staatsbürger- 
ſchaft, der nur noch die „ungarifche” gegenüberfteht. Die Märzverfaflung von 
1849 erflärte, es gebe „für alle Völfer des Reiches nur ein allgemeined Staats- 
bürgerrecht”, welcher Standpunkt 1867 wieder verlaffen wurde, um den früheren 
dualiftiichen wieder einzunehmen. 

0) Dat folgt auch daraus, daß fchon die er in deutlicheren 
Worten ein ſolches Gejeß in Ausficht ftellte. Dort heißt es ($. 23): „Ein Reich 
gejeß wird beitimmen, unter welden Bedingungen das öjterreichiiche Staats» 
bürgerrecht erworben, ausgeübt und verloren wird.“ 

291), Vergl. Milner (Emanuel): Die öfterreichiiche Staatsbürgerichaft und der 
Geſetzartikel L: 1879. Xübingen 1880 und Karminsfi: Zur Codification des 
öfterreichiichen Staatsbürgerichaftsrechts. Wien 1887. Außerdem Haben dieje 
Partie de3 Staatsrechts als in’3 Privatrecht einfchlagend in ihren Lehrbüchern des 
öfterreichifchen Eivilrecht3 behandelt: Unger, Stubenraud, Burkhardt u. |. w. 

202) Von einem auf öſterreichiſchem Territorium gefundenen Findelfinde wird 
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b) durch Legitimation, indem durch eine folche ein uneheliches Kind, 
welches der fremden Staat3bürgerfchaft der Mutter gefolgt mir, nun Die 
öfterreichiiche Staatsbürgerfchaft des Vaters erwirbt; 

e) Durch Berehelihung mit einem öfterreichiichen Staatsbürger (Hof: 
fanzleidecret vom 23. Februar 1833 Nr. 2595 IGS.); 

d) durch Aufnahme in den öfterreihiichen Stantsverband ſeitens der 
competenten Behörde auf Grund eines zehnjährigen Aufenthaltes des Be- 
werberd nach den Vorſchriften des Hoflanzleidecret3 vom 1. Mär; 1833 
Nr. 2597 JGS. und im Sinne des $. 29 abGB; 

e) durch Verleihung jeitend der competenten politiichen Behörde nad; 
Maaßgabe des 8. 30 abGB. 

Die öfterreihiihe Staatsbürgerſchaft geht verloren: 

a) durch Auswanderung. Darunter verjteht man ein Verlafjen des 
öfterreichifchen Staatsgebietes in der Abjicht, nicht mehr zu dauerndem 
Aufenthalte dahin zurüdzufehren.?”?) Eine ſolche Auswanderung fteht jedem 
öfterreichiichen Staatsbürger, der nicht wehrpflichtig iſt, ohne weiteres frei 
(Art. IV. des StGG. vom 21. December 1867 Nr. 142 RGB.)?"). Die 
wehrpflichtigen Staatsbürger dürfen ohne erhaltenen Auswanderungsconfens 
nicht auswandern; competent zur Ertheilung folcher Conjenje iſt bezüglich 
der Landwehrmänner das f. f. Minijterium für Landesvertheidigung; be- 
züglich der in der Linien und Rejerve-Dienjtpflicht jtehenden Perſonen das 
Reich3-Ffriegdminifterium. Während eines Krieges dürfen ſolche Bewilli- 
gungen nicht ertheilt werden. 

b) durch Berehelihung an einen Ausländer verliert die Dejterreicherin 
ihr öſterreichiſches Staatsbürgerredht; 

e) durch Legitimation des unehelihen Kindes einer Defterreicherin 
jeitend de3 unehelichen Vaters, der Ausländer ift; 

d) durch Austritt des Familienhauptes aus der öſterreichiſchen Staats— 
bürgerjchaft verlieren dasjelbe auch feine minderjährigen Kinder; 

e) durch Ausſpruch der Behörde beim Vorhandenfein der den Ver: 
Iujt der Staatsbürgerjchaft zulaffenden Thatfachen. 

Das ungarische Geſetz enthält im Wejentlichen diefelben Bejtimmungen, 
die in Defterreich geltend find. Abjtammung, Legitimation, Ehe und Nationa- 
liſirung (Aufnahme) find auch hier die Haupterwerbdarten des Staats- 
bürgerreht3. Im Einzelnen enthält jedoch das ungarische Geſetz gewiſſe 
harakteriftiiche Abweichungen. So 3. B. wirkt in Ungarn die Abſtammung 


angenommen, dab e3 von Defterreichern abftamme; es wird demjelben daher jo 
lange die öfterreichiiche NEBEN! zuerkannt, bis nicht das Gegentheil er- 
wielen ift. Vergl. Milner ©. 12. 

2) Vergl. Auswanderungspatent vom 24. März 1832 IGS. Nr. 2557. 

2%), Durch dieje Beitimmung des StGG. find die entgegenftehenden Beſtim⸗ 
mungen des Auswanderungspatentes vom Jahre 1832 aufgehoben; die in dieſem 
Patente enthaltenen Beſtimmungen über unbefugte Auswanderung € gelten nur noch 
gegenüber Denjenigen, die durch ihre Auswanderung ihre Wehrpflicht verlegten, 
iofern in dieſem Falle nicht die Vorjchriften des Wehrgefepes in Anwendung 
ommen. 


16* 


$. 188, 
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ohne Unterſchied ob jie väterlicher- oder blos mütterlicherjeits, daher im 


legteren alle auch dann, wenn fie eine illegitime ift. 

Die dur die Ehe mit einem Ungar erlangte ungarijche Staats: 
bürgerihaft der Ausländerin verbleibt derjfelben auch nad dem Tode des 
Mannes, ja fogar nad) der Scheidung von demſelben. 

Bei den Findelfindern verlangt das ungarifche Gele ald Bedingung 


ihrer ungarijchen Staat3bürgerjchaft nicht nur daß fie in Ungarn „gefunden“, 


jondern auch dajelbjt „erzogen“ werden. Ferner ijt in Ungarn der abzu- 
legende Staatsbürgereid nicht jo wie in Defterreih nur eine die Aufnahme 
begleitende Feierlichkeit, ſondern eine wejentliche Bedingung zur Erlangung 
des Staatsbürgerrehts.””) igenthümlich geftaltet ift endlih auch in 
Ungarn die Naturalifation. Behufs Erlangung derfelben ijt nämlich in 
Ungarn außer der Eigenberedhtigung, Unbefcholtenheit und Erwerbsfähigkeit 
auch ein ununterbrochener fünfjähriger Aufenthalt in Ungarn verbunden 
mit eben fo langer Steuerleiftung daſelbſt erforderlich. Dagegen kennt das 
ungarifche Geſetz feine Naturalifation durch öffentlichen Dienft. 

Ferner fennt das ungarische Geſetz eine Ehren-Staatsbürgerſchaft, die 
dem öfterreichifchen Recht ganz fremd ift. Lebteres fennt nur ein Gemeinde: 
Ehrenbürgerrecht, welches von den autonomen Gemeinden ertheilt wirt. 
In Ungarn dagegen kann aud der Staat beziehungsweije der König über 
Vorſchlag des Minifteriumd das ungarische Ehren-Staatsbürgerreht an 
folche Ausländer verleihen, die ſich um das Land und die Krone VBerdienfte 
ertvorben haben. Es ijt dadurch der Regierung die Möglichkeit gegeben, 
auch ſolchen Perjonen, die mangels der gejeglichen Bedingungen die Natu— 
ralifation nicht erlangen können, ohne weiteres das ungarijche Staats: 
bürgerrecht zu verleihen; nur müſſen die jo Bevorzugten erflären, daß fie 
fi in Ungarn niederlaffen wollen. 

Berloren geht die ungarifche Staatsbürgerfchaft ähnlich wie die öjter- 
reichiſche durch: a) Entlaffung, b) behördlichen Beſchluß, c) Abweſenheit 
(und zwar durch zehnjährige, wenn diejelbe nicht durch eine entgegenftehende 
Erklärung des Betreffenden, daß er fein ungarifches Staat3bürgerredht be: 
halten wolle, unterbrochen wird), d) durch LZegitimation feitens des aus- 
Ländifchen unehelichen Vaters, e) durch Verehelichung an einen Ausländer. ”*®) 


Die perfönlichen Freibeitsrechte. 


Die Debatten des eriten Wiener Reichstags über die Grundrechte des 
Volkes Hatten fein greifbares Refultat erzielt; auch die Grundrechte der 
octrogirten Märzverfafjung waren weggeſpült von der reactiönären Strö- 
mung der 50er Jahre. Als die neue Aera des Conftitutionalismus (1861) 
wieder eröffnet wurde und der Reichsrath in Wien wieder verfammelt war, 


”5, Millner 1. c. ©. 18. 

200) Nach dem älteren ungariichen Rechte war der Berluft der ungariihen 
Staatöbürgerichaft durd; Ehe mit einem Ausländer nur eine zeitweilige, an die 
Dauer ber Ehe gefnüpfte; mit dem Aufhören der Ehe lebte die alte Staatsbürger- 
ihaft auf. Das neue Geſetz hat diefen Standpunkt aufgegeben. 
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ſtanden die großen ſtaatsrechtlichen und nationalen Fragen im Vordergrunde: 
ob der Reichsrath als der weitere (für Ungarn) oder nur als der engere 
{nur für Oeſterreich) zu betrachten ſei; was zum Wirkungskreis des Reichs 
rath3 und was zu jenem der Landtage gehöre u. |. w. Kurz die „nativ: 
nalen“ Fragen gingen den „liberalen“ vor. Als aber dad Minijterium 
Schmerling die Leitung der inneren Politik übernahm, als die Ungarn con- 
tumacirt wurden, der Reichsrath als „engerer” in Action trat, und in 
einem Moment jcheinbarer Ruhe ein liberales centraliftiich-deutfches Regime 
inaugurirt wurde: ward der erfte Schritt zur Fundamentirung der politiſchen 
Freiheit in Dejterreich gethan durch die zwei Geſetze vom 27. Dct. 1862 
Nr. 87 und 88 RGB. zum Schube der perjönlichen Freiheit und des 
Hausrechtes, zwei Geſetze, welche fünf Jahre jpäter als Bejtandtheile des 
Staatögrundgejeßes 21. Dec. 1867 Nr. 142 RGB. erflärt wurden und 
jomit den Charakter von Staatsgrundgejegen erhielten. Diejen drei die 
perſönlichen ?Freiheitsrechte des Einzelnen formulirenden Gejegen folgte 
ergänzend unterm 6. April 1870 Nr. 42 ROB. das Geſetz zum Schuge 
des Brief und Schriftengeheimnifjes, und dieje vier Geſetze zufammen bilden 
die große Habeas-Corpus-Acte des djterreihiichen Staatsbürgerd. Indem 
fie denjelben jeder Willkür der jtaatlichen Organe entziehen und ihn nur 
unter die Herrſchaft des Geſetzes jtellen, gewähren fie ihm die größte im 
Staate nur mögliche, einzig und allein durch allgemeine für alle gültige 
Geſetze beſchränkte Freiheit und Gleichheit. 

Diefe Freiheit äußert ſich als a) Perfönliche Freiheit (Art. 3 StGG. 
„die Freiheit der Perſon ift gewährleijtet“); al3 folche begreift fie in ſich 
das Reht im Falle einer Gejeßesverlegung nur vor feinen gefehlichen 
Richter gejtellt zu werden ($. 1 Gef. v. 27. Det. 1862 Nr. 87); ohne 
richterlihen mit Gründen verfehenen Befehl nicht verhaftet zu werden; 
feiner wie immer gearteten ungejeglihen Beſchränkung der perjönlichen 
Freiheit unterworfen zu werden ($.6). Als Conjequenz dieſes Grundjages 
der Freiheit der Perfon ijt nicht nur „jeder Unterthänigfeit3- und Hörig— 
feitSverband für immer aufgehoben,“ fondern auch „jede aus dem Titel 
des getheilten Eigentums auf Liegenjchaften haftende Schuldigfeit oder 
Leitung“ als ablösbar erflärt und eine ſolche Belaftung für alle Zukunft 
verboten (Art. 7).2°°) 

b) Freiheit der Bewegung. „Die Freizügigkeit der Perſon und des 
Bermögens innerhalb des Staatögebietes unterliegt feiner Beichränfung.“ 
„Die Freiheit der Auswanderung ift von Staatöwegen nur durch die Wehr: 
pflicht beichränft” (Art. 4 StGG.). Die Ausdehnung diejer letzteren aber 
fann nur gejeglich fejtgeftellt werden. Jeder Staatsbürger fann an jedem 
Orte des Staatögebietes feinen Aufenthalt und Wohnfig nehmen. 

e) Freiheit des Befites: Jeder Staatsbürger kann an jedem Orte des 
Staatögebietes Liegenschaften jeder Art erwerben und über diejelben frei 





*, Die früher beitandenen Lehenverhältnifie wurden theils mit Gejeg vom 
17. Der 1862 RGB. Nr. 103, theild mit den Gejegen vom 31. December 1867 
RGB. Nr. 3 und 9 ex 1868 und vom 12. Mai 1869 RGB. Nr. 103—112 auf- 
gehoben. 
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verfügen. Da das Eigenthum überhaupt als unverleglih erflärt wird 
(Urt. 5), fo ift es auch dasjenige des Staatöbürgerd. Eine Enteignung 
gegen den Willen des Eigenthümerd fann nur in den Fällen und in der 
Urt eintreten, welche das Geſetz beftimmt. 

d) Unverleglichkeit des Haufes. „Das Hausrecht iſt unverleglich.“ 
Eine Hausdurchſuchung darf in der Regel nur fraft eines mit Gründen 
verjehenen richterlichen Befehles vorgenommen werden. Die Ausnahmen 
von dieſer Regel find gefeglich ftatuirt; fie greifen Pla zum Zwecke der 
Strafgerichtöpflege, zum Behufe polizeilicher und finanzieller Aufficht und- 
in Fällen, die gejeglich bejtimmt find. Eine Verlegung des Hausrechtes 
gegen die Bejtimmungen des Geſetzes wird auch dann geftraft, wenn fie 
in Ausübung des Amtes und Dienftes vorgenommen wurde. 

e) freiheit des brieflichen Verkehrs. Die Freiheit briefliher Mit- 
theilungen und ſowohl der Mittheilungen al3 der Meinungsäußerung in 
verfiegelten Schriften ift unbefchränft; fie wird durch das Geſetz vom 6. April 
1870 vollfommen geſchützt — auch gegen Perfonen, welche in Ausühnng 
des Amtes oder Dienftes (doch ohne gerichtlichen mit Gründen verjehenen 
Befehl) das Briefgeheimniß verlegten. Der Art. 10 StGG. gewährleiftet 
diefelbe durch die Beitimmung, daß „das Briefgeheimniß nicht verlegt 
werden darf“ außer in gejeßlich vorgejehenen und beftimmten Fällen. (Kriegs: 
fälle, richterlicher Befehl in Gemäßheit beftehender Geſetze.) 

f) Freiheit der Berufswahl. „ES fteht jedermann frei, feinen Beruf 
zu wählen und ſich für denfelben wo und wie er will auszubilden.“ Dieſe 
Beitimmung des Staatögrimdgejehes (Art. 18) ergänzt theilweife die obigen 
Beitimmungen über Freiheit des Befiges (Art. 6), wobei auch jedem Staats— 
bürger das Recht „unter den gejeßlichen Bedingungen jeden Erwerbszweig 
auszuüben“ zuerfannt wird. Dieſe Erwerbsfreiheit ijt bereit3 ein Theil 
der Berufsfreiheit. Lebtere bezieht fich aber obendrein auf Berufe, die 
nicht zu den „Erwerbszweigen“ gezählt werden. Ergänzt und erläutert 
wird diefe Beftimmung durch die im Art. 3 enthaltene „die öffentlichen 
Aemter find für alle Staat3bürger gleich zugänglich“ und durch die im 
Art. 17 enthaltenen: „Unterricht3- und Erziehungsanjtalten zu gründen 
und an ſolchen Unterricht zu ertheilen iſt jeder Staatsbürger berechtigt, der 
jeine Befähigung Hierzu in geſetzlicher Weiſe nachgewiejen hat.“ 

g) Glaubensfreiheit. „Die volle Glaubens: und Gewifjensfreiheit 
ift jedermann gemwährleijtet“ lautet das erſte Alinea des Art. 14. Nun 
fonnte und könnte allerdings der Staat nie jemandem verbieten zu glauben 
was ihm beliebt und dem Gewiſſen des Einzelnen irgend einen Zwang 
anthun, da die Mittel des Staates unzulänglich find, um dieſes rein inner 
lihe Gebiet zu beherrſchen. Es fteht diefer Sat offenbar nur zu dem 
Bwede da, um als Prämifje die Bejtimmungen der zwei folgenden Alineas- 
diejes Artifeld zu begründen. Diejelben lauten: 

„Der Genuß der bürgerlichen und politifhen Rechte ijt von dem 
Religionsbefenntnifje unabhängig; doch darf den ftaat#bürgerlichen Pflihten 
durch das Religionsbefenntniß fein Abbruch gejchehen. 
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Niemand kann zu einer kirchlichen Handlung oder zur Theilnahme an 
einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werden, inſofern er nicht der nad) 
dem Geſetze hiezu berechtigten Gewalt eines Anderen unterjteht.“ 

. Die zwei Grundſätze, die vom Geſetzgeber hier ausgefprochen wurden, 
enthalten im Keime eine ganze Reihe von Beitimmungen, die in Confequenz 
derjelben in die Gejeßgebung eingeführt werden mußten. 

Denn dieje3 Recht des Einzelnen, von feinem Religionsbefenntnig 
unabhängig bürgerliche und politiiche Rechte zu üben und fich keinerlei 
firhlichem und Religionsziwange unterwerfen zu müffen, änderte mit einem 
Schlage die Stellung der Kirchen und Religionsgenofjenichaften, indem 
e3 ihnen die frühere Herrichaft (nicht etwa über die Geiſter und Gewiſſen) 
jondern über ‚die Berjonen ihrer Gläubigen entzog und es in den freien 
Willen der legteren jtellte, jich diefer Herrſchaft zu unterwerfen. 

Ein Ausfluß diejer Beitimmungen, eine nothivendig gewordene Aus: 
führung derjelben ijt die ganze interconfejjionelle Geſetzgebung. 
(j. oben). 

h) Politiſche Freiheit d. i. das Recht der Mitwirkung an der Aus— 
übung der Staatsgewalt. Diefed jedem Staatöbürger zuerfannte und ge: 
währleiftete Recht, die Krone aller perjünlichen Rechte, äußert ſich auf den 
verſchiedenſten Gebieten des ſtaatlichen Lebens in Form der Antheilnahme 
an der Bildung der Vollsvertretungen (Wahlen); der Geſchworenengerichte; 
der Gemeindevertretungen; politiſcher Vereine u. ſ. w. 


Die politiſchen Rechte. 


Das StGG. über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger unterläßt 
es aber, den ganzen Kreis dieſer Rechte, und ſomit den ganzen Umfang der 
politiſchen Freiheit jedes Staatsbürgers zu zeichnen; nur die wichtigſten 
politiſchen Rechte (aus denen ſich dann die anderen ergeben) werden auf— 
gezählt. Es ſind das folgende: 

1. „Allen Staatsbürgern, welche in einer Gemeinde wohnen und da— 
ſelbſt von ihrem Realbeſitze, Erwerbe oder Einkommen Steuern entrichten, 
gebührt das active und paſſive Wahlrecht zur Gemeindevertretung unter 
denjelben Bedingungen wie den Gemeindeangehörigen” (Urt. 4). Da die 
jur Zeit der Abfafjung dieſes Staatdgrundgefeges bereits geltenden Land: 
tagswahlordnungen das active und paſſive Wahlrecht für die Landtage 
(und fomit auch für den Neichsrath) an das Wahlrecht und die Wählbar- 
fit in einer Gemeinde knüpfen: jo ijt mit obigem Artifel das wichtigjte 


bolitiiche Recht jedes Staatsbürgerd, das der Mitwirkung an der Ausübung. 


der gejeßgebenden Gewalt, begründet. Diejer Umjtand erklärt es auch, daß 
in dieſem Staatögrundgejege des activen und paſſiven Wahlrechtes in die 
Volfsvertretungen feiner weiterer Erwähnung gejchieht. 

Dagegen werden die anderen politiſchen Rechte namentlich aufgezählt 
und zwar 

2. das Petitionsrecht; 

3. das Bereind- und VBerfammlungsredt; 
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4. das Recht durch Wort, Schrift, Druck oder durch bildliche Dar— 
ſtellung ſeine Meinung innerhalb der geſetzlichen Schranken frei zu äußern. 

Wenn nun dieſe drei Rechte auch zu nichtpolitiſchen Zwecken gebraudt 
werden können, da der Inhalt einer Petition, der Zweck eines Vereines, 
der Verhandlungsgegenſtand einer Verſammlung, ſowie endlich der Inhalt 
eines Vortrages, einer literariſchen oder bildlichen Darſtellung nicht durch— 
aus politiſch zu ſein braucht: ſo werden doch dieſe drei Rechte mit Grund 
zu den eminent politiſchen gezählt — da ohne dieſelbe politiſche Freiheit 
und politiſche Rechte gar nicht geltend gemacht werden können. Thatſäch— 
lich liefert das öffentliche und politiſche Leben jedes conſtitutionellen Staates, 
alſo auch Oeſterreichs, in den letzten Decennien tägliche Beiſpiele, daß nur 
durch den Gebrauch dieſer Rechte (neben dem Wahlrecht) politiſche Beſtre— 
bungen und Tendenzen ſich manifeſtiren können. Man richtet Petitionen 
an Landtage und an den Reichsrath, um dieſe geſetzgebenden Körperſchaften 
zur Beantragung von Geſetzen; zur Annahme oder Ablehnung von Regie— 
rungsvorlagen zu beſtimmen; man gründet Vereine, um politiſche Be— 
ſtrebungen zu fördern, politiſche Intereſſen zu vertheidigen, politiſche Ziele 
anzuſtreben; man arrangirt Verſammlungen, um durch Reden und Vorträge 
politiſche Propaganda zu machen; und bedient ſich des wirkſamſten und 
weittragendſten aller politiſchen Mittel, der Preſſe und der bildlichen Dar— 
ſtellung, um politiſche Zwecke zu erreichen. 

Ohne dieſe oben aufgezählten Rechte aber wäre die politiſche Freiheit 
illuſoriſch, weil ſie der zu ihrer Geltendmachung tauglichen Mittel entrathen 
würde. Allerdings ſind in dieſem Staatsgrundgeſetze die hier aufgeſtellten 
politiſchen Rechte nur principiell gewährleiſtet: die Art und Weiſe wie ſie 
in der Praxis ausgeübt werden können; an welche geſetzlichen Bedingungen 
ihre Ausübung geknüpft iſt; welchen geſetzlichen Beſchränkungen ſie unter— 
worfen find; iſt in den ſpeciellen Ausführungsgeſetzen normirt. So ent: 
halten die näheren Modalitäten über die Ausübung des Petitionsrechtes 
die Geſchäftsordnungen der Volksvertretungen; über das Vereins- und Ver: 
ſammlungsrecht eriftirt ein bejonderes Gejet (v. 15. Nov. 1867 Nr. 134 
RGB.), ebenio über die Prefje (v. 17. Dec. 1862; Nr. 6 RGB. 1863). 


Gleichheit vor dem Geſetze. 

Was die „Gleichheit vor dem Geſetze“, die Artikel 2 allen Staats: 
bürgern zuerfennt, betrifft — jo ift der Sinn diejer Beſtimmung nicht ohne ge: 
wife Unklarheit. Denn da die Menfchen thatfächlich in all und jedem ungleich 
find, fo kann eine gejeßliche Beftimmung fie nicht gleich machen; denft man 
aber bei diefem Artikel an die gleiche Werthichäßung, die der Geſetzgeber 
allen Staatöbürgern zuerkennt, jo befremdet der Ausdruck „vor dem Geſetze“, 
da doc das Geſetz ein todtes Stück Papier ift und weder jemanden werth— 
ihägen kann noch jemand auf eine ſolche mehr als theoretiiche Werthichägung 
irgend ein Gewicht legen würde. 

Man kann zu einer halbivegs befriedigenden Erklärung des Sinne? 
dieſes Artikels, der übrigens wörtlich aus der belgiſchen Verfaſſung von 
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1831 herübergenommen wurde, nur auf diefe Weife gelangen, daß man 
feinem Urjprunge nachgeht: denn dann zeigt es fih, daß er urfprünglich 
ander8 und deutlicher lautete und in diefer Form offenbar corrumpirt ift. 

Die „Gleichheit vor dem Geſetze“ datirt als ftereotyper Verfaffungs: 
paragraph noch aus der franzöfiichen Revolution und lautete urfprünglich 
in der Inftruction der Barifer Wähler an ihre Bertreter in der conftitutrenden 
Nationalverfammlung 1789: „die Menichen find in ihren Rechten gleich“ 
— les hommes sont egaux en droit. Auf Grund diefer Inſtructivn der 
Barifer Wähler legten jodann die Abgeordneten der Assembl&e constituante 
motivirte Geſetzentwürfe vor, die alle jenen Sat von der Gleichheit der 
Rechte enthielten. 

In der Motivirung, die Siey6s feinem Entwurfe beifügte, hieß es: 
„Allerdings eriftiren unter den Menjchen große Ungleichheiten; die Natur 
ſchafft Starfe und Schwache; jie jpendet dem Einen Fähigkeiten, die fie dem 
Anderen verjagt: daraus folgt eine Ungleichheit der Arbeit, der Werke, des 
Verbrauches und der Genüffe; daraus braucht aber noch feine Ungleichheit 
der Rechte zu folgen“. 

Thatſächlich Tautete der 1. Artikel der am 26. Auguft 1789 von der 
Nationalverfammlung erlaffenen Erklärung der Menſchenrechte wie folgt: 

„Les hommes naissent et demeurent libres et egaux en droits.“ 
Auch der Gejegentwurf, den vier Jahre fpäter der Wohlfahrtsausihuß dem 
Eonvent vorlegte und aus dem die Verfaffung von 1793 hervorging, ent: 
hält den Grundfag: Gleichheit der politifhen Rechte zwiſchen allen 
Bürgern (Egalit& des droits politiques entre tous les eitoyens). 

Aber ſchon die dritte Verfafjung vom Jahre 1795 verwarf die mit 
dem Staate al3 ſolchem unvereinbare Gleichheit der politiſchen Redte, 
indem fie die Ausübung der legteren an einen Cenſus fnüpfte. Seit der 
Zeit war man mit der Statuirung der „Gleichheit der politifchen Rechte‘, 
die ih als undurchführbar und mit der ftaatlihen Ordnung unvereinbar 
erwies, vorjichtiger und erjeßte diefelbe, jo wie das auch in der belgifchen 
Verfaffung von 1831 geſchah, durch die „Gleichheit vor dem Geſetze“. Es 
geht aber daraus hervor, daß diefe „Sleichheit vor dem Geſetze“ nicht „die 
Gleichheit politiicher Rechte ijt“, jondern jedenfall3 etwas Geringeres und 
Minderes. 

Dieje mindere Bedeutung hat auch thatjächlich der Art. 2 des öfter: 
reihiihen StGG. und wir haben bei Betradhtung des Wahlrecht in die 
Vertretungstörper gejehen, daß dieje „Gleichheit vor dem Geſetze“ nur die 
Gleichheit im Eivil:, Straf: und öffentlihen Rechte bedeutet, daß aber im 
politiigen Rechte, wie dies auch anders nicht jein kann, eine Gleichheit der 
Staatsbürger nicht ftattfindet. 

Das vorliegende Staatsgrundgeſetz ſelbſt zieht für den einzelnen Staats- 
bürger nur zwei weitere Gonfequenzen aus dem Grundſatze der Gleichheit, 
indem e3 „die öffentlichen Aemter für alle Staatsbürger gleich zugänglich 
erklärt“, alfo die Gleichheit der Aemterfähigkeit ftatuirt, und jeden eine Un— 
gleichheit ftatuirenden „Unterthänigfeit3- und Hörigkeitsverband“ aufhebt. 

Allerdings wird auch im Art. 19 eine „Gleichberechtigung“ ftatuirt, 
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welche, wenn fie auch unmittelbar fich nicht auf den Einzelnen, jondern theils 
auf fociale Gruppen, theil3 auf focial-pfychische Erfcheinungen (Sprache) **) 
bezieht: dennoh in ihrer Conſequenz dem Einzelnen zu Gute fommt und 
infofern auch eine Gleichheit der Staatsbürger troß ihrer Angehörigfeit 
zu verjchiedenen focialen Gruppen und Sprachen feitiegt. 

Denn die im Art. 19 flatuirte Gleichberechtigung „aller Volksſtämme 
des Staates“ und aller „landesüblichen Spraden in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben‘, tritt in leßter Linie ald Aufhebung jeder Ungleichheit 
der Staatsbürger aus Anlaß ihrer Angehörigfeit an verjchiedene Stämme 
in Erfcheinung und bezieht ſich auch infofern auf die Gleichheit der Staats 
bürger, als es jedem geftattet ift, in jener landesüblichen Sprache mit den 
Drganen de3 Staated zu verkehren, ja jogar unter gewiljen Umjtänden in 
derjenigen feinen öffentlichen Unterricht zu genießen, welche feine Mutter: 
ſprache ift. 


Politifche Freiheit in Ungarn. 


Während die „jtaatsbürgerlichen Rechte“ des Einzelnen in Oeſterreich 
beim Uebergange aus der abjoluten zur conjtitutionellen Staatsform erit 
codificirt werden mußten: brauchte es in Ungarn, wo der Eonftitutionalismus 
mit Bezug auf die allein privilegirte Claſſe des Adels feit jeher bejtand, 
beim Uebergang in den modernen Berfafjungsftaat nur der Ausdehnung 
der altüberlieferten jtaatsbürgerlihen Rechte auch auf die anderen Elaffen 
der Bevölkerung. Dieſes geihah in den 1848er Gejehartifeln, die nad 
der mehrjährigen Unterbrehung ihrer Wirkſamkeit mit den 1867er Geſetzen 
reactivirt wurden. Und zwar erfolgte diefe Ausdehnung vor allem bezüglich 
bes Wahlreht3 in den Reichstag. Dasfelbe war nad) älterem Rechte ein 
ausfchließliches Recht des ungariihen Adel. Der Gejehartifel V: 1848 
dehnte dasſelbe auf alle „eingeborenen oder eingebürgerten Individuen“ 
der ungarifchen Länder aus, „die wenigjtens 20 Fahre alt“, eigenberedtigt, 
unbejcholten find und entweder Hauseigentiimer, Grundbefiger oder Gewerbe: 
treibende find oder eine gewiffe Steuer ”"”) zahlen oder zu der Claſſe der 
Intelligenz gehören. °°) 

Mit dem GA. VIII: 1848 wurde die Gleihberehtigung aller Staat . 
bürger bezüglich der Tragung der Steuerlaften begründet und der bisher 
beitandenen Steuerfreiheit de3 Adels, welche eine Mehrbelajtung der anderen 
Bevölferungsclaffen zur Folge hatte, ein Ende gemacht. °*) 

Mit dem GA. IX: 1848 wurde die perfünliche Freiheit aller unga= 
riſchen Staatsbürger injfofern begründet, als ſowohl das „Urbarium“ 


206, Sociologie ©. 54 ff. 

©, In Städten muß das Haus oder das Grundftüd im Werthe von 300 fl, 
jein; wer weder Haus noch Grundftüd in obigem Werthe befitt, auch fein Ge- 
werbetreibender ift, muß mindeftens 100 fl. Steuer zahlen. 

00) Es find das: Merzte, Chirurgen, Advolaten, Ingenieure, Künftler, Bro- 
fefloren u. ſ. w. 

o, „Alle Einwohner Ungarns und der damit verbundenen Theile tragen 
alle öffentlichen Laften ohne Unterfchied gleich und verhältnigmäßig.” 
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al8 auch die „dasſelbe ergänzenden Dienftleiftungen (Robot) Natural: und 
Geldabgaben für ewige Zeiten“ abgejchafft wurden. ?0?) Gleichzeitig wurde 
die grundherrliche Gericht3barfeit aufgehoben ($. 4). 

GA. XVII proclamirte die Preßfreiheit.?%%) Ueber Preßvergehen 
urtheilen Schwurgerichte in öffentlichem Verfahren ($. 17). 


Das Vereinsrecht. 


Die Aera der Reaction bezeichnete auf dem Gebiete des Vereinsrechts 
das Patent vom 26. November 1852. Dasſelbe enthielt Beftimmungen 
über die von der Staatöverwaltung zu ertheilende „befondere Bewilligung 
zur Errichtung von Vereinen.“ Unter diefen verjtand aber das Gejeh nur 
nichtpolitijche, deren es eine ganze Reihe aufzählt (Actienvereine, Transport: 
gefellichaften, wifjenfchaftliche Vereine u. f. w.), dagegen war die Bildung 
„von Vereinen, welche ſich Zwecke vorjegen, die in den Bereich der Geſetz— 
gebung oder der öffentlichen Verwaltung fallen, unterfagt“. Damit waren 
alle politiichen Vereine verboten. 

Diefe Beſchränkung der politiichen Freiheit befeitigte erjt der Art. 2 
de3 StGG. über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger. Derfelbe ver: 
leiht den öfterreihifchen Staatsbürgern „das Recht fih zu verfammeln 
und Bereine zu bilden“. Bezüglich der Regelung der „Ausübung diefes 
Rechtes“ verweiſt das StGG. auf das „bejondere Geſetz.“ 

Damit war auf die zwei Geſetze verwieſen, welche einige Wochen früher 
unterm 15. November 1867 (RGB. Nr. 134 und 135) über das Vereins: 
reht und Verſammlungsrecht erfchienen waren. 

Das erſte von diefen, das Vereinsgeſetz, hat fpeciell die politifchen 
Bereine im Auge: denn e3 fchließt ausdrüdlich alle Vereine und Gejell- 
haften aus, „welche auf Gewinn berechnet find, dann alle Bereine für Bank-, 
Credit: nnd Berficherungsgeichäfte, Rentenanftalten, Sparcafjen“ u. j. w., 
deren Bildung bejonderen Geſetzen unterliegt. Ebenſo find von dem 
Wirkungskreiſe dieſes Vereinsgeſetzes ausgeſchloſſen alle Orden und Con— 
gregationen, Religionsgeſellſchaften; Erwerbsgenoſſenſchaften und Gewerk— 
ſchaften, welche alle ebenfalls beſonderen Geſetzen unterliegen. Es bezieht 
ſich dieſes Vereinsgeſetz daher nur auf politiſche, wiſſenſchaftliche und hu— 
manitäre Vereine. 

Zur Bildung eines ſolchen Vereins bedarf es feiner beſonderen ſtaat— 
lichen Bewilligung; die Gründer haben eine an gewiſſe Formen gebundene 
Anzeigepflicht. Und zwar müſſen die Unternehmer die beabſichtigte Bil— 
dung des Vereines unter Vorlage der Statuten (in fünf Exemplaren) der 
politiſchen Landesſtelle anzeigen. 

Die Vereinsſtatuten müſſen die Angaben iiber Zweck, Bildung und Er- 
gänzung des Vereins und deſſen gejammte Organifation enthalten. Ueber 
die erjtattete Anzeige ertheilt die Landesbehörde eine Beftätigung. 
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Ebenſo der geiſtliche Zehent (Geſetzartikel XIII: 1848). 
”, „Seine Gedanken darf Jedermann im Wege der Preſſe frei mittheifen 
und frei verbreiten.“ 
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Iſt der Verein nach feinem Zwecke oder nach ſeiner Einrichtung geſetz— 
oder rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich, jo kann die Landesſtelle deſſen 
Bildung unterfagen. 

Die Unterfagung muß jedoch binnen vier Wochen nad Ueberreihung 
der Anzeige jchriftlic und unter Angabe der Gründe erfolgen. 

Erfolgt binnen diefer Friſt feine Unterfagung oder erflärt die Yandes: 
jtelle fchon früher, daß fie den Verein nicht unterfage, jo fann der Verein 
jeine Thätigfeit beginnen. 

Gegen eine dur die Landesftelle erfolgte Unterſagung fann die Be: 
rufung an das Minifterium des Innern ergriffen werden. 

Gegen eine rechtökräftige Entjcheidung des Minifteriums des Innern 
fann die Befchwerde vor dem VBerwaltungsgerichtshofe angebracht werden. 


Findet die Landesftelle feinen Grund zur Unterfagung des Vereines, jo 
hat jie einfach den Inhalt der vorgelegten Statuten zu bejcheinigen, womit 
die rechtlihe Eriftenz des Vereins ausgeſprochen iſt. Erſtreckt fich die 
Wirkfamfeit eines Vereines nad feinen Statuten auf mehrere Länder, fo 
it Statt der Landesſtelle die competente Behörde das Minijterium des Innern. 
Der Bereinsvorftand hat die Pflicht, die politische Behörde über feine Dr: 
ganijation, Mitglieder, Geldgebahrung, Berfammlungen u. dergl. in fort: 
laufender Kenntniß zu erhalten. 

Bon jeder Vereinsverfammlung iſt wenigitens 24 Stunden vorher 
unter Angabe des Ortes und der Zeit der Abhaltung derjelben die Behörde 
in Kenntniß zu jeßen. 

Die Aufrehthaltung der Ordnung und Uebung der parlamentarijchen 
Disciplin in den Vereindverfammlungen ift Pflicht des Vorfigenden. Der 
Behörde fteht es frei, zu jeder Vereinsverſammlung einen Abgeordneten zu 
entjenden, dem ein angemefjener Pla gebührt (nach feiner Wahl) und der 
das Recht hat, Auskünfte über die Perſon der Antragjteller und Redner 
zu verlangen. Die Behörde hat das Recht, Einficht in die Protocolle der 
Bereinsverfammlungen zu nehmen. Wegen gejegwidriger Vorgänge kann 
die Behörde (eventuell ihr Abgeordneter) die Berfammlung jchließen. 

Sobald eine Vereinsverfammlung al3 geichloffen erflärt ijt, find die 
Anweſenden verpflichtet, den Verſammlungsort jogleich zu verlaffen und 
augeinanderzugehen. Jeder Verein kann aufgelöft werden, wenn er Bejchlüffe 
faßt oder Erläffe ausfertigt, welche dem Strafgejet zumiderlaufen, went 
er durch was immer für Thätigfeit feinen jtatutenmäßigen Wirkungskreis über: 
fchreitet oder den Bedingungen feines rechtlichen Beſtandes nicht mehr entſpricht. 

An politifchen Vereinen dürfen Ausländer, Frauensperfonen und 
Minderjährige nicht theilnehmen. Ueberhaupt enthält das Geſetz einige 
befondere Beitimmungen bezüglich der. politischen Vereine. So dürfen diele 
3. B. feine Zmweigvereine gründen und auch feine Verbände mit andern 
Vereinen bilden was nicht politiichen Vereinen unter den gejeglichen Be: 
dingungen gejtattet ift; auch darf ein Vorjtandsmitglied eines politischen 
Vereines nicht auch dem Vorſtand eines andern politichen Vereines 
angehören. Ueber die Mitglieder der politichen Vereine muß die Be: 


BI 


hörde jährlide Ausweiſe erhalten. Die Beitimmungen dieſes Gefehes 
fönnen im Kriege und im falle innerer Unruhen ganz oder theilmeife 
juspendirt werden. 


Das Berfammlungsrect. 


Das Berfammlungsgeieg erklärt alle Berfammlungen „nad Maßgabe 
der Beſtimmungen“ desjelben für geftattet. Die Einberufer von Volks— 
verfammlungen (ohne Beichränfung auf geladene Gäjte) müffen die beab- 
fichtigte Abhaltung einer ſolchen mindeftens drei Tage früher der Behörde 
tchriftlih anzeigen. Sol eine folhe Verfammlung aber unter freiem 
Himmel abgehalten werden, jo ijt eine vorausgehende Genehmigung der 
Behörde erforderlid. Dasſelbe gilt von allen öffentlichen Aufzügen. Die 
Behörde fann die Genehmigung nur unter fchriftlihen Angaben der Gründe 
verweigern. 

Bon dieſen Bejtimmungen find ausgenommen Wählerverfammlungen,?*) 
Volksfeſte, gebräuchliche kirchliche Feite und Aufzüge u. |. m. 

Während der Reichsrath oder ein Landtag verjammelt ift, darf am 
Orte ihres Sites im Umfreis von 38 Kilometern feine VBerfammlung unter 
freiem Himmel abgehalten werden. Bon jeder activen Theilnahme an Ber: 
jammlungen find Ausländer ausgeichlofjen. An Volksverſammlungen oder 
Berfammlungen unter freiem Himmel dürfen Bewaffnete nicht Theil nehmen, 
Adrefjen und Petitionen, die von Berfammlungen ausgehen, dürfen von 
nicht mehr ald zehn Perſonen überbracht werden (diefe Bejtimmung richtet 
lich gegen die im Jahr 1848 jo beliebten „Sturmpetitionen“). 

Für die Wahrung des Geſetzes und für Aufrechthaltung der Ordnung 
in einer Berjammlung haben zunächſt der Leiter und der Ordner Sorge 
zu tragen. Sie haben gejegwidrigen Neußerungen oder Handlungen jojort 
entgegenzutreten und wenn ihren Anforderungen feine Folge geleijtet wird, 
die Verſammlung aufzulöfen. Die politiiche Behörde hat auch her fo 
wie bei den Bereinsverfammlungen das Recht der Entjendung eines 
oder mehrerer Abgeordneten, denen in der Verjammlung ein angemfjener 
Pla nad ihrer Wahl einzuräumen ift, und denen auf Verlangen Auskunft 
über die Perfonen der Antragjteller und Redner gegeben werden muß. 
Geſetzwidrige Vorgänge ziehen die Auflöfung der Verfammlung nad ſich. 
Für den Fall der Auflöfung der Berfammlung find ähnliche Beitimmungen 
geltend, wie für den Fall der Auflöfung einer Vereinsverjammlung (}. ob.). 


Gegen alle Verfügungen der Unterbehörden, in Sachen der Verſamm— 
lungen, fann an die Landesitelle und gegen jede Verfügung der letzteren an 


”, As folche erfennt das Geſetz nur jene Verjammlungen der Wähler an, 
welche „zur Zeit der ausgejchriebenen Wahlen“ vorgenommen werden. Diejelben 
dürfen jedoch nicht unter freiem Himmel ftattfinden. Eine polizeiliche Intervention 
Tindet bei Wählerverfjammlungen nicht ftatt. 


$. 193. 


$. 194, 
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dad Miniiterium des Innern die Berufung binnen acht Tagen ergriffen 
werden. 

Wird auf Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869 Nr. 66 RGB. lit. b 
der $. 12 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staats: 
bürger fuspendirt, jo können Verfammlungen nad den Beltimmungen 
diejes Gejeßes vom 15. Nov. 1867 nicht abgehalten werben. Es bedarf 
dann jpecieller Bewilligungen der politifchen Behörden. 


Das Preßrecht. 


Das Preigejep vom Jahre 1862 wurde nicht jo wie das mit den 
Geſetzen zum Schuße der perfünlichen Freiheit, des Haufes und des Brief: 
geheimnifjes gejchehen ift, zu einem Bejtandtheile der Staatögrundgejehe 
gemacht; der Artifel 13 des StGG. 1867, der den Grundfaß der freien Preffe 
verfündigt, beruft fich nicht auf dasſelbe; offenbar weil der Geſetzgeber des 
Jahres 1867 an ein liberaleres Ausführungsgefeß der von ihm im Artikel 13 
proclamirten grundjäßlichen Beftimmung dachte. In der That ift durd 
diefe Bejtimmung des Artikel 13 das Preßgeſetz von 1862 um ein gut 
Stüd überholt, trogdem letzteres zur Zeit, als e8 erlaffen wurde, einen be- 
deutenden Fortichritt auf der Bahn freiheitlicher Entwidelung bedeutete.) 

Hatte doch das Preßgejeb vom 17. Dec. 1862 das reactionäre Preß— 
patent vom 27. Mai 1852 aufgehoben und den Gebrauch der Prefje nur 
durch das „gegenwärtige Preßgeſetz und die bejonderen Strafgejege“ geregelt, 
was jchon als bedeutende freiheitliche Entwidelung bezeichnet werden mußte. 
Uebrigens hat e8 das Preßgeſetz vom 17. Dec. 1862 vorwiegend mit der 
periodijchen Prefje zu thun — denn nur bei dieſer tritt die Nothwendigkeit 
einer gewiſſen präpventiven Polizei ein — die bezüglichen Beitimmungen 
aber jenes Preßgeſetzes wurden im Geifte des StGG. v. 1867 durch das 
Geſetz v. 15. October 1868, RGB. Nr. 142 wejentlich gemildert. Dazu 
fam noch feit 1869 die Verweifung aller Preßverbrechen und Vergehen 
vor die Gefchtworenen. Auf mwiffenihaftliche Werke, wie auch auf Bücher, 
die nicht periodifch erjcheinen, findet das Prefgefeß feine Anwendung; 
diefe ganze Literatur unterliegt außer den allgemeinen Strafgefegen 
feinerlei anderen Beichränfungen als nur ſolchen, die fih aus dem 
Gemwerbegejeße ergeben. Doc fteht es auch Jedermann, auch den nicht 
gewerbemäßigen Berlegern frei, ihre Schriften im Selbjtverlage erſcheinen 
zu laffen und auch zu verfaufen — es genießt daher das Verfaſſen und 
Beröffentlihen von Büchern vollkommene Freiheit. 

Dazu tritt nun ergänzend die Beſtimmung der Ulinea 2 Art. 13 des 


5) Unterm 17. December 1862 erjchienen gleichzeitig das (materielle) Preß⸗ 

eſetz RGB. Nr.6 und das Gef. über das Verfahren in Preßſachen (RGB. Nr. 7). 

etere3 wurde durch das Gejek vom 9. März 1869 infoferne abgeändert al3 für 
Prefverbrechen und Vergehen Gejchmworenengerichte eingeführt wurden. 
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StGG. über allgemeine Rechte der Staatsbürger, daß die Preſſe nicht unter 
Cenſur geftelt werden darf — eine Bejtimmung, die jich offenbar nicht - 
nur auf die periodiiche Prefje bezieht, jondern auf alle wie immer gearteten 
Erzeugnifje der Preſſe. An dieje Freiheit der Preffe iſt man in Dejterreich 
bereit3 jo gewöhnt, diefelbe ift bereit3 jo jehr ein integrirendes Stüd 
unseres öffentlichen Lebens geworden, daß wir uns der Wohlthat desfelben 
kaum noch bewußt find. Und dennoch darf man die Bedeutung diefer frei: 
heitlichen Errungenſchaft nicht vergeſſen. Giebt es doch noch Staaten in 
Europa (3. B. Rußland), wo jedes Buch, bevor es veröffentlicht wird, die 
Eenfur paffiren muß, und der Rothitift des Cenſors in jedem Buche, ſei es 
auch in einem wifjenjhaftlichen, jtreicht was ihm beliebt; wo alſo der Ge— 
lehrte und Schriftjteller bei jeder Zeile, die er fchreibt, mit der oft ſehr 
befchränften Auffaffungsfraft des Cenſors zu rechnen hat. Die pertodijche 
Preſſe allerdings unterliegt auch in Dejterreich gewiſſen Beichränfungen, 
die fich zumeift aus dem Staats: und öffentlichen Intereſſe ergeben. ?"®) 

Diefe Beſchränkungen beftehen in folgenden für die Herausgabe perio- 
diſcher Zeitichriften vorgefchriebenen gejeglichen Bedingungen: 

Wer eine periodifhe Drudichrift herauszugeben beabfichtigt, Hat dieß 
vorläufig dem Staatsanwalte und der Tandesfürftlichen Sicherheitsbehörde 
des Bezirkes, in welchem der Ort der Herausgabe gelegen iſt, anzuzeigen. 
Die Anzeige hat zu enthalten: Titel und Programm der Zeitichrift; Namen 
und Wohnort des verantwortlichen Redacteurs (der bejtellt werden muß, 
8. 9); Namen und Wohnort des Druderd eventuell des Verlegerd (wenn 
e3 nicht der Herausgeber jelbit ijt). 

Jede Aenderung in der Herausgabe muß ebenjo angezeigt werden. 
Erjcheint die Zeitjchrift öfter ald zweimal monatlich jo muß eine Caution 
erlegt werben ($. 13). 


Bon jedem einzelnen Blatte oder Hefte einer periodiihen Drudjchrift 
hat der Druder zugleich mit dem Beginne der Austheilung oder Verjendung, 
von anderen Drudichriften aber wenigſtens 24 Stunden vor der Austheilung 
oder Berjendung bei der Sicherheit3behörde des Ausgabeortes, und an 
Orten, wo ein Staatdanwalt feinen Sit hat, auch bei diefem ein Eremplar 
zu hinterlegen. Ueberdieß find Pflichteremplare von jeder Nummer an das 
Minifterium des Innern und mehrere andere Behörden und Anſtalten 
(Bibliothefen) abzuliefern. Beitichriften unterliegen nad) Maßgabe der Ge- 
feße der Stempelgebühr. Sie find verpflichtet, faljhe Angaben und Mit- 
theilungen zu berichtigen ($. 19). 

Eine periodifche Drudichrift, welche Anzeigen (Anferate) aufnimmt, 


6, Wir jagen „zumeift“, denn die Erfahrung in anderen Ländern bemeift, 
daß mehrere der in Oeſterreich, grober der periodijchen Preſſe noch aufrecht er- 
haltenen Bejchränfungen wie 3. B. die Stempelgebührenpflicht, die Kautionspflicht 
und das Verbot der Colportage, jehr wohl aufgehoben werden können ohne ein 
Staats- oder Öffentliched Interefje zu gefährden. In Ungarn eriltieren dieje Be- 
ſchränkungen nicht und aud) in Deutfchland nicht, um von andern Ländern, wie 
England und Stalien nicht zu ſprechen. 
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fann verhalten werden, ämtliche Erläffe, welche ihr zur Veröffentlichung von 
der Behörde zugemittelt werden, jedoch nur gegen Vergütung der üblichen 
Einrüdungsgebühren aufzunehmen ($. 20). Jede Art von Eolportage iſt 
verboten ($. 23). 

Gegen auzländifche Zeitungen fann die Regierung die Entziehung des 
Poſtdebits verfüigen ($. 26). 

Endlich unterliegen Herausgeber, Druder und Redacteur einer perio: 
difchen Zeitichrift für Vergehen und Webertretungen der Prekvorichriften 
nicht nur dem allgemeinen Strafgejete, ſondern auch den im III. Abjchnitte 
des Preßgefeges enthaltenen befonderen Strafbejtimmungen. 


Das DVerwaltungsredit. 
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Begriff und Spitem des Berwaltungsrechts. 


Dur die Uebung der Regierungsgewalt auf allen Gebieten des $. 1, 
ftaatlihen und öffentlichen Lebens entjteht das Verwaltungsrecht. Denn 
all und jedes Recht entiteht durch die beim Zufammentreffen verjchiedener 
jocialer Factoren bervorgerufene Geltendmadhung verichiedener Intereſſen 
— und ijt nichts anderes als die aus diefem Zufammentreffen fich ergebende 
Gränze der gegenjeitigen Machtſphäre. 

Wenn nun die Regierungsgewalt in der Verfolgung der Staatszwecke 
mit den jocialen Beitandtheilen des Staates zufammentrifft, indem fie an 
diejelben Forderungen jtellt, Befehle ertheilt, diejelben lenken und leiten 
will, von ihnen Gehorſam heiſcht u. ſ. w. und dieje focialen Bejtandtheile 
des Staates diefer Thätigfeit der Regierungsgewalt gegenüber nad) Maaß— 
gabe des eigenen Intereſſes und eigener Macht jich fügen oder widerjegen, 
jo wird durch diefe Uction und Reaction von Regierung und Volf eine 
Gränze feitgejegt, deren Einhaltung als Recht, deren Verlegung als Un: 
recht betrachtet wird. Wird über diefe Gränze und ihre Beobachtung eine 
Ichriftliche, gefeglihe Norm erlaſſen, jo haben wir ein gejchriebenes, geſetz— 
liches Recht vor uns; iſt dieß nicht der Fall, wird aber eine bejtimmte 
Gränze gewohnheitsmäßig eingehalten, jo liegt ein Gewohnheitsrecht vor. 
Ein Beispiel möge dieſen Sat erläutern. 

Holt fich die Regierungsgewalt durch ihre Organe von den einzelnen 
Staatögenojjen die Beiträge für die Staatsbedürfnifie, jei es in Naturalien 
oder Geld, ganz nad ihrem Gutdünfen: jo haben wir es mit dem Recht 
einer deipotiichen oder abjoluten Regierung zu thun, mit dem Hab und 
Gut ihrer Unterthanen nach Gutdünken zu ſchalten und zu walten. 

Haben aber die Staatsgenoffen jo viel Macht erlangt, daß fie der 
Regierungsgewalt eine Gränze vorschreiben, ihr ein „bis hieher und nicht 
weiter!“ entgegen jeßen, ihr nur einen gewiſſen Theil ihrer Habe und Güter 
zur Verfügung für die Bedürfniffe des Staates anheimitellen: jo bildet 
dieje Feſtſetzung eine Rechtsbejtimmung, die gejchrieben oder nichtgeichrieben 
fein fann. 

Dder: preßt die Regierungdgewalt jeden ihr beliebigen Staatögenofjen 
zum Militärdienft, wie e8 3. B. in Preußen im 17. Jahrhundert der Fall 
war, fo iſt dieſes Soldatenprefien ganz nach Belieben der Regierungs- 

* gewalt, dad Berwaltungsrecht des gegebenen Staates; die Theorie nennt 
17 
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darnach diefen Staat einen abjoluten. Erlangt das Volf die Macht jich 
folhem willkürlichen Gebahren der Staatögewalt entgegenzufegen, und 
wird die Gränze der beiderjeitigen Macht feitgeitellt; werden über die Art 
und Weile, nach welcher der Staat die Staatsgenoffen zum Militärdienit 
beranziehen kann, bejtimmte Normen feitgeitellt, jo Tiegen verwaltungsrecht: 
liche Beitimmungen vor, nach deren Beichaffenheit wir von größerer oder 
geringerer Freiheit oder Beichränfung des Volkes, von größeren oder ge— 


- ringeren Rechten der Regierung jprechen. 


* 


Es giebt Gebiete, auf denen die Regierungsgewalt früher gar feine 
Thätigfeit enttwwidelte, die für fie ganz indifferent waren, 3. B. der Unter: 
richt; wo demnach die Regierungsgemwalt gar nicht in Action trat und fomit 
mit dem Volke gar nicht zufammentraf. Auf ſolchen Gebieten fam es da— 
mals gar nicht zur Bildung eines Verwaltungsrechts. 

Als fih die Staatögewalt noch gar nicht darum kümmerte, ob der 
Einzelne feine Kinder in die Schule ſchicke oder nicht, gab es noch Fein 
Schulrecht; e3 bejtand für den Einzelnen vollfommene Freiheit, feine Kinder 
unterrichten zu laſſen oder nicht. Bon dem Augenblide an, wo die Staats: 
gewalt im Intereſſe des Staates, aljo auch der Gefammtheit, ihre Thätig- 
feit auch auf dieſes Gebiet öffentlichen Lebens ausdehnt und von jedem 
Familienvater verlangt, daß er feine Kinder in die Schule ſchicke: kommt 
es in Folge diejes Zufammentreffens der Staatsgewalt mit dem Volke zur 
Feſtſetzung einer Gränze der gegenfeitigen Machtiphäre, mit andern Worten 
zur Bildung eines Rechts, in diejem Falle eines Schulrechts. 

Auf diefe Weife entftehen durch die Thätigkeit der Regierungsgemalt 
auf den verfchiedeniten, nach einander in den Wirkungskreis der Staats: 
gewalt einbezogenen ®ebieten des ftaatlichen Lebens, die verjchiedenen 
Zweige des Verwaltungsrecht. Man bezeichnet jeden dieſer Zweige des 
Berwaltungsrecht3 mit einem zufammengefegten Subftantiv, indem man die 
Bezeichnung des bezüglichen Gebietes des ftaatlichen und öffentlichen Lebens 
mit dem Worte „Recht“ verbindet. So jpricht man von Militärrecht, Finanz- 
recht, Unterrichts: oder Schulrecht, Gewerberecht, Patentrecht u. ſ. w. 


Da nun die Zwecke, welche die Staat3verwaltung verfolgt, jehr mannig— 
fach find, die Mittel, deren fie fih zur Erreichung derjelben bedienen muß, 
je nad Zeit und Umständen wechſeln und nie vollftändig aufgezählt, weil 
nicht vorausgejehen werden fünnen: jo folgt daraus, daß das Verwaltungs- 
recht feinen gejchloffenen Kreis von Einzel-Gebieten, jondern eine ins Un: 
endliche gehende Linie darftellt, die parallel mit der Entwidelung der 
menschlichen Kultur verläuft. 

Man kann nun immer die Zahl der beitehenden Gebiete des Ber: 
waltungsrechtes conftatiren, man fann die derzeitigen Gebiete desſelben 
aufzählen als Militärrecht, Finanzrecht, Konfularrecht, Bolkszählungsredt, 
Wirthſchaftsrecht, Poſt- und Telegraphenrecht u. |. w., man fann aber nie 
ein aus einem oberjten Brincip abgeleitetes Syitem des Berwaltungsredhts 
conftruiren, wie das im Privatrecht möglich iſt, welches den wirthichaften: 
den pater familias zum Gegenftande hat und den Kreis jeiner Lebens: 
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thätigfeit umfaßt. Das Syitem des Brivatrechts iſt ein geſchloſſener Kreis, 
der fich ergiebt, wenn man den Einzelnen als Mittelpunkt ins Auge faflend 
feine Lebensäußerungen und wirthichaftlihen Thätigfeiten um ihn als Are 
ſich herumdrehen läßt. Aus den Thatjachen, daß diejer Einzelne heirath et, 
Kinder zeugt, eine Wirthichaft betreibt, Verträge flieht, Ver- 
mögen erwirbt, darüber verfügt und mit Hinterlafjung von Vermögen 
und Nachkommen ftirbt, ergiebt jich das einheitliche Syitem des Privat: 
rechts. So einfach jpielt ſich das Leben des Staates nicht ab; daher kann 
das Bermwaltungsrecht Fein jo einheitliches Shitem darftellen. Wir müſſen 
ung damit begnügen, dem Gange der ftaatlichen Entwidelung folgend, die- 
jenigen ©ebiete des durch jein Walten gejchaffenen Verwaltungsrechts dar- 
zujtellen, an welche jich in jeiner weiteren Entwidelung weitere Gebiete an: 
jchließen werden — Gebiete, deren Entitehen zu beobachten in unferem 
Sahrhundert der rajchen Eulturentwidelung und der Erfindungen wir ge: 
nugiam Gelegenheit haben. Um nur ein Beifpiel anzuführen, entjteht heute 
vor unjeren Augen ein Telephonrecht, welches die Beitimmungen ent: 
halten wird, welche der Staat bezüglich der Einrichtung und der Benußung 
der Telephone ſowohl in feinem, wie im Intereſſe der Gefammtheit erlafjen 
muß. Ebenſo fann gegebenen Falles ein Elektricitätsrecht, ein Quft: 
ichiffereirecht u. j. w. entitehen, wie e3 bereits ein Eijenbahn: und ein 
Telegraphenrecht giebt — was alles nur Einzelgebiete des Verwaltungs: 
rechtes jind. 

Abgeſehen aber von dem Gegenjtande, nad) dem die einzelnen Gebiete 
des Verwaltungsrecht3 benannt werden und nur mit Nüdficht auf die Art 
und Weiſe der Geltendmachung desjelben fünnen wir drei Phafen der Ent: 
widelung all und jedes Verwaltungsrechts unterjcheiden. Im despotifchen 
Staate wird das Verwaltungsrecht beitimmt durch den Willen des Herrichers, 
wie dag z. B. heutzutage no in Rußland gefchieht, wo „der Wille des 
Czaren und die Willkür feiner Beamten Gejeß und Verordnung vertreten.“ !) 
Iſt die ſtaatliche Entwidelung zu einer gejetlichen Nechtsorduung oder gar 
zu verfafjungsmäßigen Formen gelangt, dann iſt die Verwaltung an die 
Grundſätze der gegebenen Rechtsordnung gebunden; fie darf nur im Geijte 
der Berfafjung vorgehen und darf mit Fug als eine verfaflungsmäßige 
Berwaltung bezeichnet werden.?) Es wäre aber ungerecht gegen den „auf: 
geflärten Abſolutismus“, wenn man diefe Phafe der Verwaltung erſt von 
dem Momente einer kundgemachten Verfafjung an datiren wollte. So darf 
gewiß in Defterreic Schon jeit Kaiſer Kofef II. die Verwaltung als eine 
gejegliche und verfafjungsmäßige bezeichnet werden, da für diefelbe Gejege 
und Verordnungen der Staatsgewalt maaßgebend waren und aud die 
Herriher fih an gewiſſe oberjte Grundjäße gebunden eracdhteten. Auch im 
vormärzlichen Dejterreich, im jog. „Polizeiſtaat“ waren es doch im Großen 
und Ganzen nicht Launen und Willfür der Einzelnen, jondern gewiſſe 





!, Engelmann, ruſſiſches Staatsreht b. Marquardien, ©. 12. 

2) Die Lehre von der „verfafjungsmäßigen Verwaltung” als einer Forderung 
der Berwirflichung des Rechtsftaates ift von Lorenz Stein begründet und aus— 
gebildet worden. 


a DER 


leitende Grundjäge, wenn auch häufig irrige, welche in der Verwaltung 
verwirflicht werden jollten. 

Die dritte und höchſte Stufe erreicht die Entwidelung des Verwaltungs: 
reht3 erit dann, wenn die Verwaltung nicht nur nad den fundgemachten 
Geſetzen und Verordnungen, nicht nur nach dem Grundiage der Verfaflung 
und in dem Geifte derjelben geführt werden muß: jondern wenn auch über 
die Frage, ob das im gegebenen einzelnen Falle gejchehen ift, von einem 
unabhängigen Gerichtshofe, vor dem die Staadverwaltung ihr Vorgehen 
rechtfertigen muß, judicirt wird. . Dieje dritte Stufe erreichte das öſter— 
reichiiche Verwaltungsrecht mit der Errichtung des Bermwaltungsgerichtshofes. 





Indem wir nun zur Daritellung des Verwaltungsreht3 übergehen, 
werden wir die Zweige desjelben in der Reihenfolge daritellen, in welcher 
der Staat in feiner hiſtoriſchen Entwidelung im Großen und Ganzen dieje 
einzelnen Gebiete des Lebens in feine Thätigfeitsiphäre einbezog, ein 
Syſtem, welches wir in unferer Berwaltungslehre, im Gegenjat zu andern 
Syſtemen des Verwaltungsrechts, eingehender begründet haben. ?) 

Diefe Reihenfolge ift die nachitehende: a) Militärrecht, b) Finanzrecht, 
c) äußeres Staatsrecht, d) Evidenzhaltungsredht, e) Communicationsrecht, 
f) Volkswirthſchaftsrecht, 8) Unterrichtsrecht, h) Eultusverwaltungsrecht, 
i) Sanitätsrecht, k) Armenredt, I) Arbeiterihugredht. 


Die Polizeigemwalt, 

Auf allen jenen Gebieten nun, auf denen durch ein jolches Zuſammen— 
treffen und gegenſeitiges Aufeinanderwirkfen von Regierung und Volf ein 
Verwaltungsrecht entitanden ift, beherricht dasjelbe das Vorgehen und 
die Haltung der Behörden und der Einzelnen. 

Die erjteren haben die Verwirklichung des Rechts, deffen Anwendung 
und Beobachtung in jedem einzelnen Falle zu überwachen: die legteren find 
gehalten, fi in erjter Reihe den Rechtsvorichriften gemäß zu benehmen, in 
zweiter Neihe den Behörden als Wächtern der gejegten Rechtsordnung 
Folge zu leiten. Daraus ergiebt jich die Beichaffenheit und der Inhalt 
der Thätigkeit der Behörden. 

Diefelbe befteht in der Sorge dafür, daß auf allen Gebieten der Ber: 
waltung das Verwaltungsrecht verwirklicht werde. Da aber das ge— 
ichriebene Recht unmöglich alle concreten Fälle vorausjehen fann: jo beiteht 
die Aufgabe der Behörden, in der jedesmaligen Subfumirung des concreten 


°, ©. Verwaltungslehre $ 12. Hier fei nur daran erinnert, daß jeder Staat 
in feiner biftoriihen Entwidelung naturnothwendig fi zuerit um feine nadte 
Selbfterhaltung fümmernd die Gebiete des Militärrechts, des Finanz⸗- und 
auswärtigen Rechtes Ichafft, dab er dann zur Begründung der inneren Rechts— 
ordnung fortichreitend die einjchlägigen öffentlichen — ins Leben ruft 
Evidenzhaltung, Communicationen, Juſtiz), endlich im Wetteifer mit anderen 
Staaten die materielle und geiſtige Wohlfahrt feiner Bevölkerung id um Biele 
jegend, die Rechtögebiete der Vollswirthſchaft, des Unterrichts, des elundfeits- 
weiens u. ſ. m. ausbildet. 
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Falles unter die allgemeine Rechtsvorſchrift und in der Aufforderung der 
ihren unterjtehenden Gejammtheiten oder der Einzelnen, ihr Vorgehen und 
ihre Handlungen (beziehungsweile Unterlafiungen) im Sinne der Rechts- 
vorſchrift, beziehungsmeije der von der Behörde in Subfumirung des con- 
creten Falles unter die allgemeine Vorſchrift erlaffenen Anordnung, einzurichten. 

Soll nun die Behörde diefer ihrer Aufgabe unter allen Umftänden 
gerecht werden können, jo muß fie auch mit der Macht ausgeitattet fein, die 
der Redtsvorichrift und den Anordnungen der Behörden Zumiderhandeln- 
den mit Gewalt zur Erfüllung der Rechtsvorfchrift und zur Folgeleiftung 
gegenüber den behördlichen Anordnungen zu zwingen. 

Dabei handelt e3 ſich auf dem Gebiete der Verwaltung offenbar nicht 
um grobe und erhebliche Verlegungen jener Grundpfeiler der ftaatlichen 
Rechtsordnung, wie z. B. Sicherheit des Lebens, des Cigenthums, der 
ftaatlihen Organifation; nicht um Anfechtung und Untergrabung der wich: 
tigiten ftaatlichen nftitutionen, wie der Familie, der Autorität des 
Staates u. ſ. w.: weil die Bejtrafung diejer VBerlegungen und Anfechtungen 
der öffentlichen Recht3ordnung dem Strafgefege und den mit der Aus- 
führung desjelben betrauten Gerichten überantwortet ift*). Vielmehr 
handelt e3 fich auf dem Gebiete der Verwaltung um die Erzwingung von 
Handlungen und Zeiftungen, deren Unterlafjung und um Beftrafung von 
Handlungen und Unterlaffungen, deren Begehung nicht unter das Straf- 
geie fällt und daher auch nicht zur Amtshandlung der Strafgerichte fich 
eignet. 

Die vom Gejeggeber den politiſchen Behörden verliehene Macht, folche 
Handlungen und Leiftungen mittelft Strafandrohung und eventuell Erecu: 
tion zu erzwingen, und andererjeitö verbotene Handlungen und Unter- 
faffungen zu beitrafen, nennt man Bolizeigemwalt. 

Der Umfang und die Befugniffe derjelben find zum fleineren Theile 
durch allgemeine Gejege, größtentheils aber durch Beitimmungen geregelt, 
welche den einzelnen Verwaltungsgeſetzen als befondere „Strafbeitimmungen“ 
beigefügt find’). 

Jene allgemeinen Gefege beziehen ſich alfo gleichmäßig auf alle Ber: 
waltungsgebiete, fünnen auf jedem derjelben zur Anwendung fommen, da 
fie e8 mit den allgemeinen Formen des Vorgehens der politifchen Be: 


hörden und des ihnen gegenüber, den Einzelnen vorgefchriebenen Verhaltens 
zu thun haben, 





) Derzeit gelten in Defterreich das allgemeine Strafgejeg dv. 27. Mai 1852 
und die Strafprogeß-Ordnung v. 23. Mai 1873. 

>; Einige deutfche Staaten faßten die in den verfchiedeniten Verwaltungs— 
gefegen zeritreuten Strafbeftimmungen zu eigenen Bolizeiftrafgejegbüchern zufammen; 
auch in Defterreich wollte die Regierung im J. 1867 dem Reihsrathe ein Polizei⸗ 
ftrafgefeg vorlegen und betraute mit deilen Abfaffung den Oberlandesgerichtsrath 
und Abgeordneten Lienbacher. Derſelbe entledigte fich feines Auftrages jchon 
1868, jein Entwurf war Gegenftand mehrfacher Commiffions-Berathungen, wurde 
in Drud gelegt 1870, gelangte aber bis heute noch nicht zu gefeßgeberifcher Erledigung. 
Als werthoolles Rejultat jedoch diefer Vorarbeiten gab Lienbacher fein „öfterrei- 
hifches Bolizei-Strafrecht” heraus (4. Aufl., Wien 1880). 


—— 


Die wichtigſte dieſer allgemeinen Polizeiverfahrens- und =jtrafver- 
fahrensgejege ijt die Faiferliche Verordnung vom 20. April 1854), 
welche Bejtimmungen über das „Bollftredungsverfahren“ bezüglich der 
Polizeiverfügungen enthält; ergänzt wird diejes Geſetz durch die Minijterial- 
verordnung vom 5. Mär; 1855), melde das Bolizeiitrafverfahren 
regelt, und die denjelben Gegenjtand behandelnden Minijterialverordnungen 
vom 3. April 1855°), 30. September 1857”) und 31. Jänner 18609). 

. Die Verordnung über das Bollitrekungsverfahren giebt die Mittel an, 
durch welche die politiichen Behörden ihre Anordnungen, Verfügungen und 
Erfenntnijje zum Bollzuge zu bringen haben. Dieje Mittel find, wenn es 
ih) um Einbringung von Geldleiftungen handelt: Einmahnung und „Ere: 
eutionsmittel, welche jonjt für die Eintreibung der Rüdjtände an directen 
Steuern Pla greifen“ ($. 3. M. 3. v. 20. April 1854), alſo „Pfändung“ 
(aber erjt nach Ablauf von 14 Tagen nad dem in der Einmahnung ge 
jtellten Termin), und nöthigen Falles Transferirung von beweglichen 
Gütern und nach Verlauf weiterer acht Tage öffentliche Feilbietung bis zur 
Dedung der eingeforderten Geldleiitung, jammt Erecutionsfojten. 

Und zwar können ſolche Erecutionen nicht nur die politiichen Be— 
börden, jondern au die Gemeindevorjtände durchführen und ſolche Grecu- 
tionen fünnen auch zum Zwecke der Hereinbringung von Kojten vorgenommen 
werden, wenn Gemeinden oder Behörden an Stelle von zu Naturalleiftungen 
verpflichteten Perſonen, die diefen Pflichten nicht nachfommen wollten, auf 
ihre Koſten Arbeiten und Werfe ausführen ließen; ferner zur Serein- 
bringung von Gelditrafen wegen Nichtbefolgung einer Vorladung; von auf 
„polizeiwidriges Berhalten“ '') fejtgejegten Ordnungsitrafen, welche in 


6) RGB. Nr. 96 „womit eine Borjchrift für Die Vollftredung der Berfügungen 
und Erkenntniſſe der landesfürftlichen politischen und polizeilichen Behörden er- 
lafjen wird“. 

RGB. Nr. 34 „mit neuen Borichriften für das Verfahren in Ueber 
tretungsfällen“, 

) RGB. Nr. 61 „womit die Behörden zur Unterfuhung und Bejtrafung 
der nicht in dem allgemeinen Strafgejeße enthaltenen Gejeßesübertretungen und 
das dabei zu beachtende Verfahren feſtgeſetzt werden“. 

9) RGB. Nr. 198 „über Die Beitrafung jener Gejegesübertretungen, für 
welche feine bejondere Strafe angedroht iſt“. 

10, RGB. Nr. 31 „über den Recurs und Nachſichtsrecht im Strafverfahren 
vor den politiichen Behörden“. ; 

1) Diefer im $. 11 der MV. v. 20. April 1854 aufgeitellte Begriff des 
„Polizeiwidrigen Berhaltens” war unzähligemal Gegenjtand heftiger parlamen- 
tarischer Angriffe von wegen jeiner Dehnbarfeit. Gewiß läßt fih unter den- 
jelben vieles jubjumiren, was ihn aber andererjeits für die Behörden jehr brauchbar 
madt. Allerdings kann dieſer $. 11 auch mißbraucht werden: wäre er aber 
weniger dehnbar, jo wäre die Gefahr des Mißbrauchs auf Seite der Speftafel- 
macder. Der $. lautet: „Jedes polizeiwidrige Verhalten an öffentlihen Verſamm— 
lungsorten, namentlih in Hörjälen, Theatern, Balljälen, Wirths- und Kaffee— 
häujern u. j. w., dann auf Eifenbahnen, Dampfichiffen, Boitwägen u. dgl., wodurd 
die Ordnung und der Anſtand verleßt, das Vergnügen des Publicums geftört oder 
jonjt ein Mergerniß gegeben wird, ferner jede Demonftrations-Handlung, wodurch 
Abneigung gegen die Regierung oder Geringihägung ihrer Anordnungen aus 
gedrüdt werden joll, wird unvorgreiflih der etwa eintretenden jtrafgerichtlichen 
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einem Betrage von Einem bis Hundert Gulden von den politiſchen Be— 
hörden verhängt werden dürfen (8. 11); endlich von Geldſtrafen wegen „be: 
feidigenden und ungeftimen Betragens“ gegenüber amtshandelnden Ber- 
fonen ($. 12). 

Soll eine Strafverfügung wegen einer polizeilichen Uebertretung er: 
folgen, jo ijt vorerjt mit möglichiter Bejchleunigung ein Verfahren gegen 
die betreffende Perſon zu pflegen, wobei der Thatbeitand auf die einfachite Art 
durch Ausfüllung der bezüglichen Rubriken des Bolizei:Strafregiiters auf: 
zunehmen iſt (8. 6 MB. v. 5. März 1855 und 8. 3 MB. v. 3. April 
1855). Uebrigens ift gegen alle polizeilichen Erkenntniffe der Unterbehörden 
die Berufung an die oberen Inſtanzen (Landesbehörden und Minifterium 
des Innern) zuläflig und räumt die Minijterialverordnung vom 31. Nänner 
1860 dem Minifterium des Innern fogar das Recht der gänzlichen Nach— 
fiht von Geld: und Arreititraien ein. 

Außer diefen allgemeinen Beitimmungen über die Polizeigewalt, ihre 
Berugnifje und ihr Berfahren giebt e3 auf jedem fpeciellen Gebiete der 
Staatöverwaltung bejondere Beſtimmungen, die den Zweck haben, dem Vor: 
gehen der fpeciellen Behörden Nahdrud zu verleihen und ihnen den beab- 
fihtigten Erfolg zu fichern. 

Insbeſondere aber find es zwei Verwaltungsgebiete, auf denen dieſe 
Beitimmungen einen befonders ſcharf ausgeprägten, von allen anderen Ber: 
waltungsgebieten verjchiedenen Charakter befigen und fich zu eigenen Ber- 


tahrens: und Strafverfahrens-Syſtemen ausgebildet haben. Es find das | 


die Gebiete der Militärverwaltung und der Finanzverwaltung. Auf diefen 
Gebieten finden auch obige allgemeinen Gefeße feine Anwendung: nur die 
jpeciellen Militärvorfchriften '?) und das Gefälld:Strafverfahren '?). 


Die provinziellen Verfchiedenheiten der Verwaltung. 


Betrachtet man vergleichend die verjchiedenen Verwaltungsgebiete des 
öſterreichiſchen Staatsrechts, jo drängt ich noch folgende Beobachtung auf: nicht 


Behandlung mit einer Ordnungsitrafe von 1 bis 100 fl. oder von bſtündiger 
bis 14tägiger Anhaltung geahndet, je nachdem die eine oder die andere Buße 
nach Umständen angemeijener oder wirkſamer erjcheint.“ 

12, Ebenſo wie das Militärjuftizweien von der Giviljuftiz vollkommen ges 
trennt ift, indem für eriteres beiondere Militärgerichte (Garniions-Gerichte als 
erſte Inſtanz; Militär-Obergericht und Oberiter Militärgerichtshof in Wien) und 
ein beionderes Militär-Straigefe vorhanden find: ebenſo iſt das Verfahren in 
Difeiplinarfahen der Militärbehörden durch beiondere Militärvorichriften, In— 
jtructionen, Dienitreglements u. j. w. von durchaus verichiedenem militäriſchem 
GEharafter, geregelt. Diefer militärifche Charakter tritt in der größeren Selb— 
ftändigfeit der einzelnen Behörden, in der größeren amtlichen Macht, die einzelnen 
Berfoneı eingeräumt wird, hervor. So 3. B. giebt es gegen den Beichluß der 
Stellungscommiſſion: „Aflentiren“ feine Berufung u. dergl. 

2) Die zur Leitung der Gefällsangelegenheiten berufenen Finanzbehörden 
haben ſich bezüglich ihres Verfahrens an das Gefällgitrafgefeg vom Fahre 1835 
zu halten, welches vorwiegend fiscaliſchen Charakter, d. h. das Intereſſe des 
Fiscus in erjter Linie berücfichtigt, daher auch 3. B. ftatt der Beitrafung für be- 
gangene Webertretungen eine Abrindung des Fiscus mittelit Geldbetrages kennt. 
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alle ſind gleich einheitlich für das ganze Staatsterritorium geregelt. Die 
Mannigfaltigkeit der Verwaltungsgrundſätze und des Verwaltungsrechts in 
den verſchiedenen Territorien des Staates iſt eine natürliche und allgemeine 
Erſcheinung, die man auch außerhalb Oeſterreichs überall findet. In 
Preußen galten bis heutzutage und gelten theilweiſe noch heute in den ver— 
ſchiedenen Provinzen verſchiedene hiſtoriſch überkommene Verwaltungs— 
grundſätze!; ebenſo in England, wo erſt im Jahre 1888 ein allgemeines 
Zandesverwaltungsgejeß (Localgovernementact) nur für England und Wales 
erlafjen wurde, während dieſe Verwaltung in Irland und Schottland auf 
weſentlich anderen Principien beruht. 

Daß nun eine ſolche Mannigfaltigfeit der Verwaltungsprincipien und 
des Verwaltungsrecht3 in den verfchiedenen Ländern Defterreich3 herridt, 
ift fein Wunder, und diefe Mannigfaltigkeit wird gegenwärtig noch mehr 
al3 in der abjolutiftiichen Periode durch die Vielheit der Yandtage und 
Landesgejeggebungen gefördert. 

Nichtsdejtoweniger unterjcheiden jich die einzelnen Verwaltungs: 
zweige eben auch darin, daß die einen einer größeren provinziellen Diffe: 
renzirung unterliegen, während die anderen ſich über alle Länder einheitlid 
und gleihmäßig erjtreden. Und zwar giebt es zunächit einen Verwaltungs: 
zweig, der nad gleichen Principien in der Geſammtmonarchie, in beiden 
Neichshälften geregelt ift und das ift die Militärverwaltung, inwieferne 
diejelbe vom gemeinjamen Reichskriegsminiſter refjortirt. In diefem Ber: 
waltungszweige giebt e3 feine provinziellen Verjchiedenheiten; das gleiche 
Wehrgeſetz erheiicht überall eine gleihe Durchführung und wird aud in 
der ganzen Monardie auf die gleiche Weiſe und nach denjelben PBrincipien 
durchgeführt. (Die Unterjchiede bezüglich der ungarischen Landwehr find 
nicht weientlich.) 

Der Militärverwaltung zunädjt fteht vom Standpunkte der Einheit: 
lichfeit, die Finanzverwaltung; allerdings nicht in der Gefammtmonardie 
(die ungariſche Finanzverwaltung ift eine von der öfterreichifchen in vielen 
Stüden verfchiedene), wohl aber in Defterreich ift diefelbe eine gleiche, 
auf gleichen Gejegen und Verordnungen beruhende, die einen Unterichied 
der Länder nicht fennt. 

Nur no die Evidenzhaltung der Bevölkerung dürfte in dieſer Hin- 
fiht der Finanzverwaltung zur Seite geftellt werden fünnen. 

Theilmweife auf gleichen, durch das Tridentiniſche Concil aufgeftellten 
Grundjäßen der Matrifenführung beruhend, die dann noch unter Raifer 
Joſef IT. in den öfterreichifchen Ländern allgemein gejeglich durchgeführt 


1, So iſt 3. B. die Gemeindeverwaltung in Preußen noch heutzutage eine 
verjchiedene in den verichiedenen Provinzen: in den Sag und in den beiden 
weitlichen; eine andere in Hannover, eine andere in der Brovinz Hefjen-Naflau; 
das preußiiche Verwaltungsrecht hat es troß der in neueſter Zeit vielfach durch— 
geführten Bereinheitlichungen der Verwaltung (Kreisordnung) noch immer mit 
den PVerjchiedenheiten der „altpreußiichen” Provinzen, Weitphalens, der Rhein- 
provinz, Hannovers, Kaſſels, Wiesbadens u. ſ. m. zu thun. Bergl. Grotejend: 
Preußiſches Verwaltungsrecht (1890) I ©. 529-556; Bornhaf: Preußiſches 
Staatöreht B. II ©. 179— 297. 
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wurden; theilweife auf gleichen Reichsgeſetzen (über Volkszählung) fu: 
Bend: wird diefe Evidenzhaltung in allen Ländern nad gleichen Prin— 
cipien auf gleiche Weije verwaltet. 

Dagegen findet bei allen anderen Berwaltungszweigen, jpeciell aljo bei 
der ganzen Landesverwaltung und Xocalverwaltung die größte Mannig- 
faltigkeit nach Ländern und Provinzen jtatt, welche allerdings durch hiſto— 
riihe Entwidelung erzeugt, durch die moderne Provinzialautonomie, welche 
auch den Heinften Ländern, wie Salzburg, Vorarlberg, die Bukowina, ihre 
eigenen Landtage gewährte, noch bedeutend gefördert wird. 

Auch Hierin zeigt Ungarn eine verfchiedene Tendenz. Während dort 
eine immer größere Einheitlichkeit der Verwaltung angejtrebt wird, welche 
durch die im Zuge befindliche Reform (Berftaatlihung) des Comitatsweſens 
vollftändig erreicht werden joll: beharren in Defterreich auch die der gleichen 
Nationalität angehörenden Fleinen Alpenländer jedes bei jeiner provinziellen 
Selbjtändigfeit, woraus ſich eine gewiffe Zerfahrenheit der Landes: und Local: 
verwaltung derjelben ergiebt, welche gegenüber den größeren, einheitlich 
verwalteten Ländern Defterreih!, wie Böhmen und Galizien, eine 
Shwähung und Minderung der politijchen Bedeutung und Macht diejer 
Heinen Länder in ihrer Vereinzelung mit fi) bringt. 


$. 5. 


I. Bud). 


Geſchichtliche Entwidelung. 


Den Inbegriff der Rechte und Pflichten ſowohl der Regierung tie 
der Geſammtheit der Staatsbürger, die ſich auf die Bildung, Ergänzung 
und Erhaltung der Wehrfraft des Staates beziehen, nennen wir Militär 
reht. Dasjelbe beruht auf der Wehrverfaflung des Staates, welde 
wieder durch die jeweiligen Bedürfniffe des Staates gejchaffen wird’). 
Jedes Wehriyitem ift demnach ein NRefultat der Accomodation an die Be: 
dürfnifjfe des Staates. 

Einjt war nur eine Minorität von Rittern und Adeligen zum Krieg— 
dienit verpflichtet: veränderte Verhältniffe und Bedürfniffe führten im Laufe 
der Zeit zu einem gerade umgelehrten Wehrfyftem, wonach die Gejammt: 
heit mit Ausnahme des Adels zum Militärdienft verpflichtet war. 
Ueberhaupt hat ſich die Anjchauung, daß der Staat das Recht habe, die 
Staatsbürger zu Militärdieniten zu zwingen, erjt allmählig und erſt im 
19. Jahrhundert volljtändig herausgebildet. Daß ſich der Staat dieſes 
Rechtes nicht jo bald bewußt wurde, davon zeigen am beiten die lange 
Zeit herrichenden Werbungen, die erjt allmählig in Zwangsrecrutirungen 
übergingen !®). 

In Dejterreich führt erjt das Edict vom 3. September 1814 die Ver— 
pflihtung zum Kriegsdienjt ein, welche jedoch keineswegs eine allgemeine 
war, fjondern viele Kategorien von Staatsbürgern und darunter aud) den 
Adel von der Militärpflicht befreite. Bis zum Jahre 1845 dauerte in 
Dejterreich die gejegliche Dienftpflicht in der Linie 14 Jahre; in der Land- 
wehr 6 Jahre. Seit 1345 wurde die Lintendienftpfliht auf 8 Jahre 
herabgeſetzt. 


5, „Jeder Staat bedarf einer bewaffneten Macht zu dem Schuß feiner 
Rechte, alſo für Vertheidigungsfriege und Handhabung der öffentlichen Ordnung. 
Daher gebührt jedem (deutichen Bundes-) Staate die Wehr- und Waffenhoheit“. 
Klüber: Deffenti. Recht des deutichen Bundes ©. 819. Diejer jo conjtruirten 
Hoheit, dieſer Staatsgewalt und Ddiefem Rechte gegenüber ergab fich natürlich die 
Pflicht der Unterthanen zum Dienit. 

, Im 17. Jabrh. hält es Hauptmann Wegener (Dejterreichiiche Kriege 
heers geiltliche Feldpoſaune u. j. w. Wrag 1666) noch für nöthig, den Sa zu 
demonftriren, daB „Könige und FFürften Gewalt haben, Jemanden im Nothfalle 
wider feinen Willen zum Srieg zu zwingen“. Weber die Entwidelung der Wehr 
verwaltung vergl. m. Verwaltungsichre 88. 16—21, 
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Nachdem fich ſowohl im Ausland wie auch theilweile in Dejterreich 
Hand in Hand mit der Befreiung des Bauernjtandes und mit der Entwide- 
fung der ftaatsbürgerlichen Freiheit, die Wehrpflicht ausbildete und zunahm, 
jo gelangte man am Continente dazu, politifche Freiheit und allgemeine 
Wehrpfliht als unzertrennlich, als die eine durch die andere bedingt zu 
betrachten, und damit war der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in 
den europäijchen Staaten feit der Mitte dieſes Jahrhunderts der Weg geebnet. 

Auch in Defterreich wurde die allgemeine Wehrpflicht im Jahre 1868 
von der Regierung dem Parlamente ald Verwirklichung eines „demokra— 
tiihen Princips“ empfohlen!”) und fand im Wehrgeieg vom 5. December 
1868 Ausdruck. 

Seitdem erheijchten die politifche Lage Europas, jene äußeren Umftände 
und Bedürfniffe, welche immer über die Wehrjyiteme entjcheiden, eine Fort— 
bildung des 1868 angenommenen Princips der allgemeinen Wehrpflicht zu 
jeinen weiteſten Conjequenzen. In diefer Fortbildung tritt es uns in dem 
gegenwärtig geltenden Wehrgefeg vom 11. April 1889 RGB. Nr. 41, 
entgegen und bildet die Grundlage der heutigen „öſterreichiſch-ungari— 
ihen“ Wehrverfaffung '°). 

Da nämlich das Kriegsweſen mit Inbegriff der Kriegsmarine gegen: 
wärtig eine gemeinfame Angelegenheit bildet'!”), jo fann man nur von 


17) Meber das auf dem Grundjaß der allgem. Wehrpflicht beruhende neue 
Wehrgeſetz v. J. 1868 (die Grundlage des heutigen v. 11. April 1889) begannen 
die Debatten im öiterr. Abgeordnetenhaufe am 10. November 1868. Als Spred- 
minifter gab damals Berger Namens der Regierung folgende Erklärung ab: „Die 
Regierung hat auch von ihrem Standpunkte aus die allgemeine Wehrpflicht aller- 
dings als ein demofratijches Princip anerkannt, fie vermag aber noch heute 
nicht dasſelbe als ein eigentlich freiheitliches anzuerfennen. Wber fie hat fich 
demielben gefügt, wegen des Princips der Gleichheit, das in demſelben zum Aus— 
drud kommt. Die hiitoriiche Entwidelung läßt fich nicht überjpringen. 

„Das Werbeiyften, das Gonfcriptionsiyitem, das Syſtem nad dem Grund» 
age der allg. Wehrpflicht, das Miliziyitem folgen in genau genetijcher Ent- 
widlung aufeinander .. . 

m » Sicher ift es, daß das Princip der allgemeinen Wehrpflicht als ein 
demofratifcher Grundjag nicht blos der Gleichheit, jondern auch der Freiheit erſt 
dann jeine Verwirflihung finden werde, wenn e3 in einem Miliziyiteme zum 
Ausdrude gekommen jein würde. Ein joldes Milizſyſtem wäre aber derzeit für 
Deiterreich noch nicht an der Zeit.“ — Ceit jener Erklärung hat jid) das öjterr. 
Wehriyitem wohl bedeutend entwidelt, jedoch nicht in der Richtung zu einem 
Milizigitem, welches man damals, nad) den Worten Bergers zu jchliegen, in den 
Regierungstreifen als ein zukünftiges Ideal ind Auge faßte. 

is) Eine Menderung mehrerer 88. des Wehrgeieges v. 5. December 1868 
erfolgte zuerft mit dem Geſetz v. 2. October 1882 RGB. Nr. 153 (dazu die 
Durdhführungsverordnung v. 1. November 1882 RGB. Nr. 154); dieje Nenderung 
erwies jich aber als unzureichend; es trat an den Staat die Nothwendigfeit 
heran, die Kräfte des Volkes in ausgiebigitem Maße zur Heritellung der Wehr- 
macht heranzuziehen, was durch das Gef. v. 11. April 1889 gejchehen if. Im 
Uebrigen war dieſes leßtere Gejeß auch aus dem Grunde zur Nothwendigkeit ges 
worden, weil es fich darum handelte, das Wehrgeſetz mit einer Reihe von Militärs 
eiegen, die jeit dem 5. December 1868 erjchienen waren (wie das Landmwehrgejeß, 
anditurmgejeg, Militärtarr und Militärverjorgungsgejeg u. j. mw.) in Ueberein- 
ſtimmung zu bringen. 

, 8. 1]. a des StGG. v. 21. December 1867 RGB. Nr. 146, 
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einer „öſterreichiſch ungariſchen“ Wehrverfaflung jprechen. Diejelbe ift für 
das ganze Reich eine durchaus einheitliche (nicht dualiftifche), wie denn aud 
die gefammte bewaffnete Macht des Reiches dem einen Oberbefehl des 
Kaiſers und Königs unterfteht, der auch für das geſammte Reich Krieg er: 
Härt und Frieden ſchließt?“). 





Die Gliederung der bewaffneten Macht. 


Die bewaffnete Macht beiteht aus dem Heer, der Kriegsmarine, 
der Landwehr und dem Landjturm. 

Zum Heer und zur Landwehr gehören al3 integrirende Bejtandtheile 
ihre bezüglichen Erſatzreſerven ($. 2). Davon haben Heer und Kriegs: 
marine die Beitimmung, die Monarchie gegen äußere Feinde zu vertheidigen 
und die Ordnung und Sicherheit im Innern aufrecht zu erhalten ??) (8.3); 
die Landwehr ??) im Kriege zur Unterjtügung des Heeres und zur innen 
Bertheidigung; im Frieden ausnahmsweiſe auch zur Aufrechterhaltung der 
Drdnung und Sicherheit im Innern ($. 4); die Erjagreferve als Erjat 
für die während eines Krieges im Heer und in der Landwehr fich ergeben: 
den Abgänge zu dienen; leßtere kann aber auch unter „bejonderen Verhält⸗ 
niffen“ im Frieden zur activen Dienftleiftung einberufen werden ($$. 5 
u. 12). Der Landjturm*?) endlich dient im Kriege zur Unterjtügung des 
Heeres, der Kriegsmarine und der Landwehr ($. 6). 

Das zur Ergänzung ded Heeres und der Kriegsmarine erforderlice 
jährliche Necrutencontingent ift mit 103,100 "Mann feftgejeßt und iſt 
zwischen Dejterreich und Ungarn nach der Bevölkerungszahl auf Grund des 
Ergebnifjes der legten Volkszählung (31. December 1880) zu repartiren, 
wonach alfo auf Dejterreich 60,389 und auf Ungarn 42,711 Mann ent- 
fallen ($. 14)**), 

Zur Erhaltung der öjterreichifchen Sanbiwehr (mit Ausnahme der Ti: 
roler und Vorarlberger) ijt ein Jahres-Recrutencontingent von 10,000 
©, U. 5 des StGG. v. 21. December 1867 RGB. Nr. 145. 

®ı, Wehrgeſetz v. 11. April 1889 RGB. Nr. 41 $. 2. Zur Durchführung 
diejes Wehrgejeßed wurden zwijchen dem öfterr. Landesvertheidigungsminifterium 
und dem Sriegsminifterium befondere Wehrvorichriften vereinbart, von denen 
jener (der I.) Theil, enthaltend die Beltimmungen, deren Kenntniß dem Webr- 
pflichtigen, den Gemeinden und den Matrifenführern zunächſt von Wejenbeit iſt, 
mit der Bdg. dv. 15. April 1889, RGB. Nr. 45 verlautbart wurde. 

») Die Landwehr bildet in jeder Neichshälfte eine befondere Organijation; 
ed giebt aljo eine öjterreichiiche und eine ungarijche Landwehr. Die Commando- 
ſprache der erſteren iſt die deutiche, der legteren die ungarische beziehungsmeiie die 
eroatiihe. In Tirol und Vorarlberg führt die Landwehr den Titel „Landes 
ihügen“ und bildet mit dem dortigen Landjturm und dem Schießſtandweſen ver- 
eint das Anftitut der Yandesverthei a Die Organifation der öfterr. Landwehr 
ift Ber mit Gef. v. 24. Mai 1883, RGB. Nr. 87. 

Mit der Min.-Bdg. v. 20. December 18%, RGB. Nr. 193, ift eine 
Neuauflage der „Vorjchriit betreffend die Organiſation des Landſturms“ in Deiter- 
reich hinauöge eben worden (über Landiturm j. unten). 

) Der Friedenaftand des Heeres beträgt gegenwärtig 297,000 Mann, melde 
das ereifice „lebende Heer“ bilden. 
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Mann ſeſtgeſetzt ($. 14). Das Jahrescontingent der ungariſchen Landwehr 
Honveds) beträgt. 12,000 Mann. Dieje Feitfeßungen der Recrutencon: 
tingente gelten für 10 Jahre, alfo bis zum Jahre 1899. Bis dahin 
tönnen diefelben nur in Frage fommen, wenn der Raifer die Vermehrung 
oder Verminderung derjelben für nothwendig erachtet. Doch wird in ſolchem 
Falle diefe Angelegenheit durch die verantwortlichen Regierungen vor die 
beiden Volksvertretungen gebracht. Troß obiger Feitjegungen auf 10 Jahre 
fan die thatjächliche Stellung aller Eontingente jedoch nur dann erfolgen, 
wenn die „Geſetzgebung“ diejelben für das betreffende Jahr auch jchon 
votirt hat. (Lebtere Beitimmung ift eine Confequenz des StGG. v. 
21. Dechr. 1867 RGB. Nr. 144, $. 11 lit. b.) 

Das Princip der Repartirung der Recrutencontingente auf die terri: 
torialen Bejtandtheile des Reiches im Verhältniffe zu ihrer Bevölkerung, 
welches mit Bezug auf Defterreihh und Ungarn zur Anwendung kommt, 
findet analoge Anwendung auf die einzelnen Militär-Territorial: 
bezirfe?°); dagegen werden die einzelnen Stellungsbezirfe nicht im 
Verhältniß ihrer Bevölferungen, jondern nach den thatlächlichen Ergebnifien 
der in ihnen vorgenommenen Afjentirungen herangezogen. 

Bon der jo auf jeden Bezirk entjallenden Zahl der Recruten wird 
der erforderliche Theil dem Heer, der Reit der Landwehr zugewieſen. Dieſe 
Zumweifung erfolgt nach der Reihe der Altersclaffen und der innerhalb der- 
felben erfolgten Loſung, jo daß darüber nicht Willfür, fondern der Zufall 
entjcheidet. 

Dagegen werden die Seeleute von Beruf ohne Rückſicht auf Alters: 
claffe und Loosreihe der Kriegsmarine zugetviejen. 

Nah Dedung der -Recrutencontingente für Heer (Kriegsmarine) und 
Landwehr fommen die „Ueberzähligen” in die Erfaßrejerve; darüber, ob 
fie in die Erjabrejerve des Heered oder der Landwehr kommen, entjcheidet 
wieder ihre Loosnummer (die höchſten Loosnummern kommen zur Landivehr). 


Verwendung der einzelnen Heereöbeftandtbeile. 


Die einzelnen oben aufgezählten Bejtandtheile der bewaffneten Macht, 
von denen jede, wie wir gejehen haben, eine befondere Bejtimmung bat, 
dürfen in der Negel nicht auf andere Weife und zu anderem Zivede wie 
gemäß ihrer gejeglichen Beftimmung, verwendet werden. Das Gejeg kennt 
aber auch eine ausnahmsweise Verwendung zu anderen als den eigent: 
lihen Zweden des bejtimmten Bejtandtheild der bewaffneten Macht und 
bejtimmt für folche die Einberufung durch den Kaiſer. 
>), Dad ganze Territorium der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie jammt 
Bosnien und der Herzegowina ift in 16 Militär-Territorial-Bezirke abgegrängt, 
von denen 15 einen Eorpscommandanten und commandirenden General, dann 
eines, nämlich jenes von Dalmatien, einen Militärcommandanten an der Spitze 
2 Die Amtsfige diefer Territorial-Commandanten jind: Wien, Graz, Krakau, 

udapeit, Preiburg, Kaſchau, Temesvar, Brag, Joſefſtadt, Przemysl, Lemberg, 
Hermannitadt, Agram, Innsbruck, Zara und Serajevo. Innerhalb der Territorial- 
Commanden beitehen Divifiond-Commanden und Ergänzungsbezirke, 
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Sp fann die Reſerve des Heeres und die Seewehr zur theilweijen 
oder vollen Ergänzung des Heeres auf den Kriegsſtand einberufen werden, 
jedoch nur auf Befehl des Kaiſers ($. 12). 

Die Erjahrejerve, die ihrer Beitimmung nad) (j. oben) nur im Kriege 
Berwendung finden joll und im Frieden nur militäriich auszubilden und zu 
periodifchen Waffenübungen einzuberufen ijt: fann jedod „wenn bejondere 
Berhältniffe e3 erfordern”, mitſammt der Mannjchaft des erjten Jahrgangs 
der Reſerve au im Frieden zur activen Dienftleiftung beigezogen werden 
(nad den Beftimmungen des Gef. v. 31. Mai 1888). Die Einberufung 
der Erjagreferve im Mobilifirungsfalle erfolgt auf Befehl des Kaijers. 
Dagegen werden jowohl Erſatzreſerve wie Rejerve zu den periodiichen 
Waffenübungen durch die zuftändigen Militärbehörden einberufen. 

Die Landwehr kann im Falle eines Kriege ausnahmsweiſe aud 
außerhalb des Gefammtumfanges der im Neichgrathe vertretenen Königreiche 
und Länder verwendet werden, wozu jedoch ein befonderes Reichsgeſetz 
erforderlich ilt. Bei Gefahr im Verzuge kann dagegen die Verwendung ber 
Landwehr außerhalb des Umfanges der bejagten Königreiche und Länder 
vom Raifer, unter Verantwortung der Regierung, gegen nachträgliche Mit- 
theilung zur genehmigenden Kenntnißnahme an den Reichsrath angeordnet 
werden. ?®) 

Auch die Erfagrejerve der Landwehr, die im Frieden durch acht Wochen 
militärifch ausgebildet und dann nur zu periodiihen Waffenübungen ein: 
berufen wird (was durch die Militärbehörde gefchieht): fann im Mobilifi- 
rungöfalle einberufen werden, jedoch nur auf Befehl des Kaijers. 

Bei allen theilweilen Einberufungen im Mobilifirungsfalle ſowohl 
der Neferve, der Erfagreferve wie auch der Landwehr wird die Reihenfolge 
der Aſſentjahrgänge beobadhtet und immer von den jüngſten Jahrgängen 
angefangen. 

Die Wehrpflicht. 

Aus der Nothwendigfeit, eine jolche bewaffnete Macht zu erhalten, er: 
geben fich für die Staatsbürger folgende, durch die Wehrgejeßgebung be: 
gründete Pflichten. 

Da das Staatsgrundgejeh vom 21. December 1867 RGB. Nr. 142, 
Art. 2, die Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze feſtſetzt, jo kann 
e3 feinerlei gefeglichen Vorzug oder Zurückſetzung, feinerlei Begünftigung 
oder Benacdhtheiligung mit Bezug auf die Ableitung der Wehrpflict”‘) 
geben; jo iſt die Wehrpflicht eine allgemeine und muß von jedem mehr: 
fähigen Staatsbürger perjünlich erfüllt werden. **) 


8. 19 des Landwehrgejeges v. J. 1883. 

2) „Die Wehrpflicht umfaßt die Piliht zum Dienfte in allen Theilen 
der bewaffneten Macht”. Wehrvorjchriften I. Theil II. Abſchn. 8. 4 RGB. 1889 
Nr. 45. Bon der Wehrpflicht unterfcheiden diefe Vorſchriften die Dienſtpflicht 
als die Pflicht zum Dienfte im Deere, in der Kriegämarine oder in der 
Landwehr. 

>) Wehrgeſetz v. 11. April 1889 $. 1. Tiejenigen, welche wegen förper- 
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Die Wehrpflicht legt jedem Staatsbürger ſchon gewiſſe Verbindlich— 
leiten auf, bevor er ins wehrpflichtige Alter tritt. Denn da nach dem Art. 4 
al. 3 des StGG. v. 21. Dechr. 1867 RGB. Nr. 142 die Freiheit der Aus— 
wanderung von Staatswegen durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt: ſo folgt 
daraus, daß auch ſolche Wehrpflichtige, die noch nicht ſtellungspflichtig ſind, 
ſich der Erfüllung ihrer Wehrpflicht durch Auswanderung nicht entziehen 
dürfen. Ihre Auswanderung hängt von der Bewilligung des Miniſters 
für Landesvertheidigung ab (RG. 8. 4). Auch iſt die Verehelichung vor 
dem Eintritte in das ftellungspflichtige Alter nicht gejtattet (WO. $. 50). 
Nur bei „bejonders rüdfichtswiürdigen Umſtänden“ fann der Minijter für 
Zandesvertheidigung oder die hiezu delegirte Landesbehörde eine „aus: 
nahmsweiſe Ehebewilligung“ ertheilen. 

Die Wehrpflicht begründet ferner noch bevor die „Pflicht zum Eintritt 
in da3 Heer“ beginnt, für jeden Einzelnen die Meldungspflicht und die 
Stellungspflidt. 

Die Meldungspflicht liegt jedem ob, der zur nächſten Stellung zum 
Erjcheinen verpflichtet ijt und zwar hat fich derjelbe im Monate November 
des vorangehenden Jahres bei dem Gemeindevoriteher ſeines Aufenthalts- 
orted, auch wenn legterer nicht auch jein Heimatsort iſt, mündlich oder 
ichriftlich zur Verzeichnung zu melden (WG. $. 35; Inftruction zum WO, 
$. 14). Auf die Unterlaffung diefer Meldungspflicht ift, wenn fein un: 
überwindliches Hinderniß nachgewiejen wird, eine Gelditrafe von 5 bis 
100 Gulden gejeßt. 

Die Stellungspfliht””) wird erfüllt durch das perjünfiche Erfcheinen 
(auf eigene Kojten; Mittellofe unterftügt die Gemeinde, $. 43), innerhalb 
der Zeit vom 1. März bis 30. April des Jahres des Eintritt? der Wehr: 
pflihtigkeit vor der Stellungscommiffion jenes Bezirkes, wo der Wehr: 
pflihtige heimathberechtigt ift ($$. 37, 38). Die Verfäumniß der Stellung 
hat die Verwirkung des Rechtes zum freiwilligen Eintritt und der damit ver: 
bundenen Begünftigungen zur Folge ($. 22). Das Jahr, in welchem die 
Pflicht des Eintrittes in das Heer, die Kriegsmarine oder die Landwehr 
beginnt, ift jenes Kalenderjahr, in welchem der Wehrpflichtige das 21. Le- 
bensjahr beginnt und zwar beginnt jeine Wehrpflicht mit dem 1. Jänner 
diejes Jahres ($. 7). 


liher Untauglichleit zu perjönlicher Erfüllung der Wehrpflicht nicht verhalten 
werden Lönnen, find auf Grund des Gef. vom 13. Juni 1880 nach Maafigabe 
ihres Vermögens zur Zahlung einer jährlichen Militärtare verpflichtet. Dieſe 
Tare wird in 14 Abjtufungen von 1 fl. bis 100 fl. eingehoben; die Tarpflichtigen 
werden jährlih in die Claſſen eingereiht. Befreit von der Tare find die ſchwer 
Gebrechlichen und die Armenverjorgten. Die Verzeichniſſe der Tarpflichtigen find 
bei den Gemeindeämtern zur Öffentlihen Einficht aufzulegen (wegen möglicher 
Berufung). Aus dem Ertrage der Militärtare wird ein Militärtarfond ger 
bildet, der zur Anvalidenverjorgung, zur Verjorgung der Wittwen und Waiſen 
der Gefallenen, zur Unterjtügung der Familien der Mobiliijirten u. dergl. dient. 

>, „Die Stellungspflidt ilt ein Ausfluß der Wehrpflicht und bejteht in der 
Verpflichtung, sich der Enticheidung über die Wehrfähigkeit durch die berufenen 
Stellungs- oder Ueberprüfungs-Commijfionen zu unterziehen.“ ($. 16 ob. Vor— 
Ichriften.) 

Gumplowicz, Tas öfterr. Staatsrecht. : 18 
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Mit der Aifentirung”) beginnt die Dienftpflicht und dauert 1. im 
Heere drei Jahre in der Linie und jieben Jahre in der Reſerve oder zehn 
Jahre in der Erſatzreſerve für die unmittelbar in dieſe Eingereibten. 
2. In der Kriegsmarine vier Jahre in der Linie, fünf Jahre in der Re: 
jerve und drei Jahre in der Seewehr. 3. In der Landwehr, beziehungs: 
weiſe in ihrer Erjareferve: zwei Jahre für jene, welche nach volljtredter 
Dienftpflicht im Heere in die Landwehr überſetzt werden oder — Jahre 
für die unmittelbar in die Landwehr Eingereihten ($. 8). Die Dienſtzeit 
beginnt in der Regel mit dem Tage der Einreihung, das ift fiir Diejenigen, 
die im Wege der Stellung (Haupt: und Nachitellung) in der Zeit vom 
1. Jänner bis 1. October afjentirt wurden, mit dem 1. October des Stel: 
lungsjahres, für alle jpäter afjentirten und für die Freiwilligen mit dem 
Tage der Aſſentirung (8.8). Sie endigt mit dem 31. December desjenigen 
Jahres, in welchem die Dienjtpflicht abgelaufen ift. 

Die Wehrpflicht trifft nur die Wehrfähigen. Die nicht wehrfähigen fünnen 
nur zu Geldleiftungen (Militärtaren) verhalten werden. Die Höhe der: 
jelben wird gemäß den Vorfchriften des Gefehes vom 13. Juni 1880 be: 
mefjen. Im Kriegsfalle jedoch hat der Staat das Recht auch jene Wehr: 
pflichtigen, die zwar nicht zum eigentlichen Kriegsdienfte, wohl aber zu 
fonjtigen Dienftleiftungen für A risgegwede geeignet find, zu ſolchen Dienft: 
leiſtungen heranzuziehen (WO. 5 . 10). 


| Gefegliche ——— 


Von der gleichen allgemeinen Wehrpflicht aller Wehrfähigen ſtatuirt 
das Geſetz mehrere Ausnahmen, indem es gewiſſen Kategorieen von Wehr— 
fähigen aus gewiſſen, ſpecielle Berückſichtigung verdienenden Gründen, ent— 
ſprechende Begünſtigungen zugeſteht. Vollkommene Befreiungen von der 
Dienſtpflicht kommen in dem gegenwärtigen Wehrgeſetze gar nicht vor. Die 
Begünftigungen beziehen fich lediglich: 

1. auf die Dauer des Präfenzdienjtes; 

2. auf die Befreiung von dem Dienste in der Linie umd jofortige 
Einreihung in die Erfaßrejerve. 

ad 1. Inländern (worunter im Wehrgeſetze auch Angehörige der 
ungariſchen Länder verſtanden werden), welche eine gewiſſe Vorbildung 

”) Die Aſſentirung erfolgt vor der Aſſentirungs-Commiſſion, vor welcher 
die regelmäßige „Stellung“ vom 1. März bis 30. April jedes Jahres itattzufinden 
hat. Zur Stellung werden jährlid drei Altersclafjen berufen. Unter Aitersclaffe 
verfteht man alle von 1. Jänner bis 31. December eines Jahres geborenen jungen 
Männer. Die Stellung geichieht in jedem Stellungsbezirfe nad der Reihe der 
Altersclaffen und in jeder Altersclaffe nach der Loosreihe. Der auf „Aſſentiren“ 
lautende Beichluß der Stellungscommiflion enticheidet endgültig; es giebt dagegen 
feine Berufung. Es werden nicht nur die Tauglichen, jondern auch die „Minder- 
tauglichen“ afentirt: letztere für die Erſatzreſerve. Die Aijentirten werden den 
Truppenkörpern und Heeresanftalten unter möglichjter Berückſichtigung ihrer Wünſche 
—* Iſt ein Stellungspflichtiger zur Stellung nicht erſchienen, ſo wird deſſen 

richeinen bei der „Nachſtellung“ veranlaßt ($. 38). 
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nachweiſen, wird im Frieden die Begünjtigung eines nur einjährigen Prä— 
jenzdienjtes zuerfannt (Einjährig- Freiwilligen’). 

Dieje Vorbildung bejteht: 

a) in der Abfolvirung (bis fpäteftend 1. März des Jahres der Stel- 
lung3pflicht) eines öffentlichen oder mit dem Rechte der Deffentlichfeit aus— 
gejtatteten inländischen Obergymnafiums, einer folchen Oberreafjchule, oder 
einer diefen gleichgejtellten Lehranſtalt ($. 25a). Es genügt aber aud), 
wenn der Bewerber um die Begünjtigung jich zu dieſer Beit im Teßten 
Jahrgange einer öffentlichen achtelaſſigen Mittelichule befindet, die er bis 
1. October des Stellungsjahres mit Erfolg abjolvirt — oder wenn er bis 
zum 1. März de3 Stellungsjahres die zu diefem Zwecke vorgejchriebene 
Prüfung vor einer eigens hiezu bejtellten Commiſſion mit Erfolg ablegt. 

Doch ift diefe Begünftigung außerdem abhängig von der rechtzeitigen 
Anmeldung obiger Bedingungen und der Abficht des freiwilligen Eintrittes. 
Dieje Anmeldung muß „jpätejtens bei der Hauptitellung“ erfolgen. 


Die Einjährig-Freiwilligen. 

Der einjährige Präjenzdienit fann auch in der Landwehr abgeleijtet 
werden (darüber entjcheidet das Ergebniß der Rekruten-Repartition mittelft 
der Zoojung). Nur wenn die Einjährig-Freiwilligen nach ihrer Loosreihe 
in die Erjagrejerve gelangen jollten, haben fie ihrer Dienjtpflicht entweder 
im Heere oder in der Landwehr zu erfüllen. Nach einjährigem Präfenz- 
dient gelangen die Einjährig- Freiwilligen in der Regel in die Rejerve. 

Den Einjährig-Freiwilligen ift, ebenjo wie allen Freiwilligen über: 
haupt, auch wenn jie auf die Begünftigung des einjährigen Präfenzdienjtes 
feinen Anſpruch haben, die Wahl des Truppenförpers gejtattet; voraus: 
gejegt, daß jie die Eignung für denjelben haben. 

Der einjährige Präfenzdienjt iſt grundfäglich auf eigene Koften abzu- 
leijten, wozu bei der Gavallerie die Berittenmahung und Unterhalt des 
Pferdes gehört. Doch Haben Mittellofe, die ſich über vorzügliche Be— 
fähigung nebſt gutem jittlihen Betragen ausweiſen, Anſpruch, den ein- 
jährigen Präfenzdienit auf Staatskoſten abzuleijten (jedoch nicht in der 
Gavallerie!). 

Da das Inſtitut des Einjährig-Freiwilligendienites al3 eine Begün- 
jtigung der Jntelligenz aufgefaßt werden muß, zu dem Zwecke, um aus der: 
jelben auf dem Wege militärifcher Ausbildung eine Pflanzſchule des Officier- 
corps zu jchaffen: jo jtellt der Staat an die Einjährig-FFreiwilligen die 


21) Studierenden von —2 welche den ig ae als A eig: 

reitvillige ableiiten, werden auf Grund der Min.-VBdg. vom 12. 

GB. Nr. 26 beiondere Begünftigungen bezüglich der ——— der 
Frequenz, der Stipendien- u. Collegienbefreiungen und Prüfungen gewährt. Die Min.- 
Vdg. vom 1. Auguſt 1889 RGB. Nr. 124 enthält die Begünſtigungen, welche 
den Studierenden an der Akademie der bildenden Künſte in Wien, welche den 
Präſenzdienſt als Einjährig-Freiwillige ableiſten, gewährt werden. 

18 * 
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Forderung, nach Ablauf des Präfenzjahres, die Prüfung zur Erlangung 
der Officieräharge abzulegen. Diejenigen Einjährig-Freimilligen, welche 
bei diefer Prüfung nicht entiprechen, bleiben ein zweite Jahr im Präjen;- 
dienst und können nad) Ablauf des zweiten Jahres die Prüfung wieder: 
holen — wodann ohne Rüdficht auf das Ergebniß derfelben ihre Heberjegung 
in die Referve (nicht active Landwehr erfolgt ($. 25). 

Das Inftitut des einjährigen Präfenzdienjtes ald Begünftigung der 
Intelligenz bejteht auch bei der Marine unter entjprechender Modification 
der Anforderungen an die Vorbildung (Ehargen in der Handeldmarine, 
nautifhe Schulen, technische Hochſchulen, höhere Gewerbefchulen u. dergl.) 
($. 26). 

Mediciner künnen ihren einjährigen Präfenzdienft zur einen Hälfte 
im Soldatenftande, zur andern Hälfte im Militärfanitätsdienfte (ala Aſſi— 
jtenzarzt-Stellvertreter) ableiften, und werden dann zu Aififtenzärzten in 
der Reſerve ernannt. Den PBharmaceuten ijt der einjährige Präfenzdienit 
als Militärpharmaceuten gejtattet — wodann fie zu Medicamentenacceffiiten 
in der Rejerve ernannt werden ($. 28). 

Analoge Begünftigung genießen die Studierenden der Thierarznei: 
funde: nad) einjährigem Präjenzdienit als Veterinäre werden fie als thier: 
ärztliche Bractifanten in die Rejerve überjegt. 

ad 2, Der zweiten Art von Begünftigungen, d. i. derjenigen, die in 
der fofortigen Einreihung in die Erfaßreferve mit Uebergehung des Dienites 
in der Linie bejtehen, werden theilhaftig: 

a) Die Kandidaten des geiftlihen Standes jeder gejeglich anerkannten 
Kirche und Religionsgefellihaft ($. 31). Diefelben find fowohl im Frieden 
wie im Kriege von jedem Präfenzdienjt, von der militärischen Ausbildung, 
alfo auch von den periodischen Waffenübungen und den Controlverjamm: 
lungen befreit; 5 

b) diefelbe Begünftigung genießen die Studierenden der Theologie 
und Novizen geijtlicher Orden; 

e) Unterlehrer und Lehrer an allgemeinen Volksſchulen, Bürger: 
ihulen und Lehrerbildungsanftalten, ſowie an öffentlihen Taubjtummen: 
und Blindenanjtalten genießen die Begünftigung der unmittelbaren Ein: 
reihung in die Erjaßrejerve, doch jind fie der militärischen Ausbildung in 
entjprechender Weiſe beizuziehen; 

d) Beſitzer ererbter Landwirthichaften, wenn fie auf denjelben den 
ordentlichen Wohnfig haben, die Bewirthichaftung jelbit beforgen und wenn 
dad Grunderträgniß der Wirthichaft zur felbjtändigen Erhaltung einer 
Familie von fünf Perjonen ausreicht, ohne das Bierfache eines ſolchen Er: 
trages zu überjchreiten; 

e) einzige Söhne, Enfel oder Brüder, die ihre erwerbsunfähigen 
Väter, vertittivete Mütter bezw. Großeltern, oder verwaiite Geſchwiſter 
erhalten ($. 34). 

Gleich den einzigen Söhnen, Enfeln und Brüdern werden diejenigen 
behandelt, die durch den Militärdienft, jugendliches Alter (unter 18 Jahren) 
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oder unheilbare Gebrecdhen ihrer einzigen Brüder, thatfächlich als die einzige 
Stüße ihrer Eltern, Großeltern oder Gejchwijter übrig geblieben find, 

Alle diefe Begünftigungen greifen Pla bei dem thatfächlichen und 
vollitändigen Vorhandenſein der für diefelben maßgebenden gefeglichen Be: 
dingungen?) und hören durch den Wegfall derjelben auf. Auf die Ver- 
ſäumniß in Erfüllung der Pflichten der Wehrfähigen, alſo in erſter Linie 
der Stellungspflict, jind Gelditrafen gejegt (von 10 bis 200 Gulden). 
Gegen Stellungsflüchtlinge können ſchwerere Strafen (höhere Gelditrafen, 
Verſchärfung der Dienftpflicht u. f. mw.) verhängt werden. Ebenſo wird 
gegen liſtige Umtriebe, um fi) der Wehrpflicht zu entziehen — infofern 
nicht das allgemeine Strafgejeß zur Anwendung fommt — mit hohen Geld— 
jtrafen und Verſchärfung der Dienitpflicht vorgegangen ($$. 47, 48). 

Das Selbitbeitimmungsrecht der Staatsbürger wird in zwei Punkten 
von der Militärpflicht beſchränkt, namentlich bezüglich der Auswanderung 
und der Verehelichung. 

Da nad) dem StGG. vom 21. December 1867 „die Freiheit der 
Auswanderung“ durch die Wehrpflicht bejchränft ift, jo dürfen Wehrpflichtige 
nicht auswandern, bevor fie ihre Wehrpflicht nicht erffillten. Da dieſe 
Wehrpflicht (einjchließlich der Landiturmpflicht) zweiundzwanzig Jahre um: 
faßt, jo wäre jtreng genommen die Auswanderung öſterreichiſcher Staats— 
bürger vor vollendetem 42. Lebensjahre unmöglid. Das Wehrgeſetz 
räumt jedoch dem Reichs-Kriegsminiſter das Recht ein, den Angehörigen des 
Heeres oder der Kriegsmarine vor vollendeter Dienjtpflicht die Entlaffung 
zum Zwecke der Auswanderung zu ertheilen; die Auswanderung Wehr: 
pflichtiger, die nicht Angehörige des Heeres find, alfo Landjturmpflichtiger, 
dann folcher, die noch nicht jtellungspflichtig find, fann vom Landesvertheidi- 
gungsminifter ertheilt werden ($. 64). 


Die Landwehr. 


Die Beitimmungen über die Ergänzung der Landwehr find im Wehr: 
geſetz enthalten (j. oben). 

Die Organifation der Landwehr beftimmt der Kaijer.??) Bei der Land- 
wehr werden im Frieden nur „Officierd: und Mannjchaftsftämme als ftehende 
Cadres“ erhalten, welche dazu dienen, im Frieden die Evidenzführung, die 
Ausbildung der unmittelbar in die Landwehr eingereihten, endlich auch die 








»2) Der Anſpruch auf die Begünftigung ijt während der Dauer der Stellungs- 
pflicht alljährlich in den Monaten Jänner und Februar bei der politischen Bezirks- 
behörde zu ftellen; die Enticheidung darüber erfolgt in eriter Inſtanz von der zu— 
ftändigen Stellungscommifjion, jedoh nur nad der Aſſentirung des Stellungs- 
pflichtigen. Den Vertretern ded Heeres bei den —— ſteht das 
Einſpruchsrecht wegen der beſchloſſenen Begünſtigungen zu; die Entſcheidung ſteht 
dann dem Miniſterium (Landesvertheidigungs- eventuell im Einvernehmen mit 
dem FKriegsminiiterium) zu. 

” 3 1 des Geſetzes vom 24. Mai 1883 RGB. Nr. 87 über die öfter 
reihiiche Landwehr. 
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Verwaltung der Magazine zu bejorgen; im Kriegsfalle bilden fie die fer- 
tigen Rahmen, welche durch Einberufung der übrigen Landwehrmannſchaft 
ausgefüllt werden ($. 4). 


Im Frieden können daher alle dem Landiwehrverbande angehörigen 
Perfonen, mit Ausnahme der bei den Landwehrbehörden, Yandiwehrcadres 
und Landwehranftalten in activer Dienftleiftung ftehenden, außer der Beit, 
in welder fie an der Ausbildung, an den periodiichen Waffenübungen und 
an den Eontrolsverfammlungen (Hauptrapporten) theilzunehmen haben, ihren 
bürgerlichen Beichäftigungen nachgehen. 

Der im Frieden präjent zu erhaltende Mannſchaftsſtand ift in erſter 
Reihe durch freiwillig fich Meldende, welche die erforderliche Eignung be: 
figen, zu deden; wenn deren Zahl aber für den Bedarf nicht ausreicht, 
durch Heranziehung und Verwendung von unmittelbar in die Landwehr 
Eingereihten, jedoch nur innerhalb des erjten Dienjtjahres und unter thun: 
lichſter Berüdfihtigung ihrer Familien- und Erwerböverhältnifie zu ergänzen. 

Tas von den Perjonen des Mannſchaftsſtandes auf jolche Art bei dem 
Gadre zugebracdhte Dienjtjahr wird ihnen auf ihre Dienjtpflicht doppelt an: 
gerechnet. 

Unterofficiere, welche nach einjähriger Dienſtleiſtung im Friedens: 
präfenzitande oder nad zurücgelegter Heeresdienftpfliht noch zu einer 
ferneren Dienjtleiftung im Präjenzftande der Landwehr auf Grund frei: 
willig eingegangener Verpflichtung verwendet werden, wird die weitere, im 
activen Dienjte zugebradhte Zeit auf ihre Landwehrdienitpflicht doppelt an- 
gerechnet. ($. 5.) 

Die zur Landwehr unmittelbar eingereihten Recruten werden darch 
acht Wochen (Cavallerie drei Monate) ausgebildet ($. 6). 

Die nicht activen Landwehrmänner find zu Waffenübungen in der 
Dauer bis zu vier Wochen verpflichtet **). 

Nicht active Landwehrofficiere Fünnen nad) Erforderniß auch zu anderen 
Dienftleiftungen herangezogen werden, deren Geſammtdauer jedoch vier Wochen 
nicht überjchreiten darf. 

Die zu den Waffenübungen nicht herangezogenen Zandmwehrperjonen 
find verpflichtet, zu den Eontrolverfammlungen (Hauptrapporten), welche 
aber jedesmal nicht mehr al3 einen Tag in Unjprud; nehmen dürfen, zu 
erſcheinen (5. 8). Auch müfjen fie jeden Wechſel ihres bleibenden Aufent: 


”) Zu den Waffenübungen bis zu obiger Dauer fönnen nicht active Land» 
wehrofficiere nud Dfficiersafpiranten nad) Eriordernif, und im Uebrigen alle im 
nicht activen Stande der Landwehrtruppen befindlichen Landwehrmänner mit thun- 
Berüdjihtigung ihrer Aufenthaltsverhältniffe jo oft herangezogen werden, 

die Gejammtdauer aller periodiichen Waffenübungen während der ganzen 
Se weitbieskieh zujammen 24 Wochen für die unmittelbar zur Landwehr Ein- 
— und 4 Wochen für die nach vollſtreckter Heeresdienſtpflicht aus der Reſerve 
zur Landwehr Ueberſetzten nicht überſteigt. 

Die Kundmachung, welche Mannſchaftsjahrgänge jeweilig zu den periodiſchen 
Waffenübungen einberufen werden jollen, hat ſpäteſtens bis Ende des der Ein- 
berufung vorangehenden Jahres zu erfolgen ($. 7.) 


=, 19 


balt3ortes der Landwehrbehörde anzeigen ($. 15). Sowohl die Waffen: 
iibungen wie die Controlverfammlungen müffen außerhalb der Erntezeit 
abgehalten werden ?). 


Die Landwehr bezieht während ihrer Dienitleiftung diefelben Löhnungen 
wie das ftehenden Heer. Die Kojten der Landwehr trägt im Frieden die 
bezügliche Reichshälfte (alfo das Budget des Landesvertheidigungsminiſters); 
im Kriege das Reich (alfo das Budget des gemeinfamen Reichs-Kriegs— 
minijters)®®). 


Der Landiturm. 


Der Landjturm bildet einen integrirenden Theil der Wehrkraft 
und jteht als folcher ebenfo unter völferrechtlihem Schuße wie das reguläre 
Heer’). Zum Dienfte in demijelben find alle wehrfähigen Staatsbürger, 
die nicht ſchon anderen Heeresbeitandtheilen angehören vom 19. bis zum 42. 
Lebensjahre, Dffictere und Militärbeamten de3 Ruheſtandes bis zum 60. 
Lebensjahre verpflichtet. Abgeſehen von diefen perjönlichen Verpflichtungen 
erjtredt fich die Landiturmpflicht auf alle Körperjchaften, welche militärischen 
Charakter haben oder militärische Abzeichen tragen (3. B. uniformirte 
Bürgercorps u. dergl.). Der Landiturm zerfällt in zwei Aufgebote; das 
erjte bilden die 19 bis 37 jährigen, das zweite die 38 bis 42jährigen Land: 
fturmpflidtigen (8. 3). 

Der Landiturm darf nur im Kriegsfalle und auf Befehl des Kaifers 
aufgeboten werden (8. 4). Die ausnahmsweife Verwendung desjelben 
außerhalb der Landesgränzen bedarf der Ermächtigung durch ein Reichs: 
geſetz; wenn Gefahr in Verzuge, genügt dazu eine faiferliche von den Mini: 
jtern gegengezeichnete Verordnung. Vom erjten Aufgebot des Landiturmes 
fann in Kriegsfalle die zur Ergänzung der Landwehr nöthige Anzahl von 
Zanditurmmännern herangezogen werden, doch find Diejelben bei Beendigung 
des Krieges fofort zu entlaſſen (8. 5). Zur leichteren Einberufung des 


*) Landwehrperſonen, welche der Einberufung zu den Waffenübungen oder 
zur Dienſtleiſtung binnen der beitimmten Friſt nicht Folge leilten, find, wenn fie 
ihr Ausbleiben nicht vollitändig rechtfertigen, mit Arreit von einer Woche bis zu 
drei Monaten zu bejtrafen, bei der dritten Wiederholung jedoch, und in Kriegs— 
zeiten ſchon beim eriten Falle, friegsrechtlich zu behandeln. 

Die Belleidung einer Charge bilder in einem folchen Falle einen erichweren- 
den Umſtand. ($. 16 Landwehrgeiep.) 

*Das Gebiet der Öfterreichiichen Yänder zerfällt in 92, das der ungariſchen 
in 94 Landwehrbaitaillons-Bezirke unter beionderen Commanden; in Innsbrud 
befindet fich ein „Yandesvertheidigungs-Commando“ für Tirol und Vorarlberg, deren 
„Landesichügen” in Verbindung mit dem dortigen Yanditurm und Landes-Scieh- 
itandweien das eigene „Anititut der Landesvertheidigung“ bilden. 

) Geſetz vom 6. Juni 1886 $. 1. Als Zwed des Landſturmes bezeichnet 
die unten erwähnte „Vorschrift“ nicht nur die Verſtärkung und Unterftüßung des 
deered und der Landwehr, jondern auch die Entlajtung derielben von Hilfs— 
Nenftleiftungen technilcher, adminiftsativer und janitärer Natur. 
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Landſturmes jind die Gemeinden verpflichtet, die „Sturmrollen“ immer in 
Evidenz zu halten ?*). 

Bon der Landjturmpflicht werden diejenigen (für immer) befreit die 
zur Ausübung des Landfturmdienftes untauglich oder jonft mit einem von 
den im Geſetze aufgezählten Gebrechen behaftet find. Enthoben (d.h. zeit- 
weilig befreit) von dem Landfturmdienft werden diejenigen, welche zur Be— 
jorgung der Angelegenheiten des öffentlichen Dienfte® auf ihrem Dienft- 
pojten unentbehrlich find. 

Der Landjturm ift feine gemeinfame Angelegenheit; daher unterliegt 
er auch nicht dem gemeinfamen Kriegsminifter, fondern dem öfterreichiichen 
Landesvertheidigungsminifter; nur die Koſten des aufgebotenen Landiturmes 
werden aus dem Budget des gemeinfamen Kriegaminijteriums gededt. 


Veftungen. 

Die Unlage und Erhaltung von Feitungen ift nicht Sache der Gejep- 
gebung, jondern der gemeinfamen Militärverwaltung; als folche gehört 
fie zum Reichskriegsminiſterium, und die Koſten derfelben werden aus den 
für die gemeinfame Kriegsverwaltung votirten Summen bejtritten; Denn 


nach außen hin bildet ja die gefammte Monarchie eine Einheit und e3 ge— 


hört daher zur „Reich3befeftigung“ ebenfogut die in Böhmen oder Galizien 
gelegene Feftung wie die in Siebenbürgen und Ungarn. Das Syitem diefer 
Reich3befeitigung Hat ji denn auch nur in diefem einheitlichen Sinne aus— 
gebildet; weder ijt Ungarn gegenüber Dejterreich befejtigt, noch Defterreich 
gegenüber Ungarı: jondern die ganze Monarchie gegen das Ausland. Die 
derzeit erijtirenden 15 Fejtungen °®), die jede unter dem unmittelbaren Befehl 
eines Feitungscommandanten ſich befindet, umgeben die Monarchie in einem 
großen, mehr weniger der Gränze folgenden reife, von Franzensfeſte und 
Trient angefangen gegen Often bis Karlsburg, dann wieder von Przemysl 
und Krakau bis Königgrätz; ungefähr in der Mitte dieſes Kreifes als Dedung 
bon Budapeſt befindet fi) Komorn. — Zum Schuße der Feitungen jchafft 
das Gejeh in ihrer Umgebung eine Urt Ausnahmszuftand. Im Umfange 
des Fortificationsrayons darf ohne Bewilligung der Militärbehörde fein 
Bau vorgenommen werden. Im engeren Feitungsrayon (im Angriffs- 
terrain) darf überhaupt feinerlei Bauwerk, im weiteren fünnen Bauten nur 
unter gewiljen Bedingungen geftattet werden. 

Die wichtigste dieſer Bedingungen ift die Ausftellung eines Demo: 
lirungsreverjes, worin der Bauführer fich verpflichtet, keinerlei Entſchä— 
digung für fein aufzuführendes Gebäude zu beanjpruchen, falls in Folge 
von Kriegsereigniffen oder zum Zwecke von Bertheidigung die Demolirung 
desjelben erfolgen jollte. Diejer Revers muß auf das aufzuführende Ge: 

5) Ueber die Organijation des Landiturmes, Verzeihnung und Evident- 
haltung der Landiturmpflichtigen 2c. eben 0 en — rift (Neuauflage) mit 
Min.- * vom 20. December 1889 RGB 

), Franzensfeſte, Trient, PBola, Alt- 5— Brod, Eſſek, Peterwardein, 
Temesvar, Arad, Karlsburg, vrzemhel, Krakau, Olmütz, Königgräg und Romorn. 
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bäude biicherlich fichergeftellt werden. Auch bezüglich der Höhe und bes 
Umpfanges der im Fortificationdrayon aufzuführenden Gebäude find mili- 
täriſche Vorſchriften maßgebend und find daher die Weifungen der Militär- 
behörde ftrenge zu befolgen. *°) 

Dieje VBorichriften gelten übrigens nicht nur für Feſtungen im engiten 
Sinne des Wortes, jondern auch für auf ftrategifchen Linien gelegene fejte 
Pläge und große Städte, welche gegebenen Falles ftrategifche Objecte werden 
können. So find z. B. mit der Kundmachung der Statthalterei in Prag 
vom 16. Juli 1875 Borjchriften betreffend den Bauverbotsrayon von Brag 
und Wyſechrad erlaflen worden und ebenjo auch anderwärte. 


Die Militärlaften. 
Die Leijtung der perjönlichen Wehrpflicht jeitens der Einzelnen fichert 
dem Staate das zur Bildung feiner Wehrmacht erforderliche Menichen: 


material. Für alle übrigen Bebürfniffe der Wehrmacht haben in erjter 


Linie dad Reich und der Staat, in zweiter Linie die Länder, Bezirke und 
Gemeinden aufzufommen. _ 

Das Reich votirt durch das Organ der gemeinfamen Delegationen 
die für das gemeinfame Heer nöthigen Geldmittel, welche auf Grund der 
von den einzelnen Reihshälften durch ihre Parlamente votirten „Beitrags: 
quoten“*') aufgebracht werden. Nebſtdem votirt jede Reichshälfte für ſich 
die Koſten ihrer Landwehr. 

Da das Militär ſich feinen Unterhalt in eigener Regie bejchafft, d. 5. 
feinerlei Naturalleiftungen zum Zwecke feines Unterhaltes erfordert, fo ift 
durd das votirte Militärbudget der Unterhalt des Heeres und ebenjo die 
Bewaftnung,die Verſorgung desjelben mitMunition und Bekleidung beitritten. 

Dagegen müfjen zum Bwede der Unterkunft des Heeres ſowohl die 
Länder, wie aud die Bezirfe und Gemeinden zu Naturalleiftungen (Ein: 
quartierung) herangezogen werden.**) Und zwar haben die Kronländer für 
die bleibende, die Gemeinden für die vorübergehende Einquartirung 
zu forgen.*?) Allerdings leistet die Militärverwaltung jowohl den Kron- 
Ländern, al8 auch den Gemeinden und zwar ebenjomwohl für gemeinfame, 
als aud) für Einzelquartiere**) eine Vergütung, jedoch nur in der durch das 
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*) Das Terrain vor einem befeitigten Platze, Feltung, Forts u. dergl. muß,bis 
an die Gränze des wirkſamen Kanonenichufles von allen Baulichkeiten frei ge- 
halten werden. Min.-Erl. vom 21. December 1859 RGB. Nr. 10 

) Diefe Beitragsquote für das gemeinfame Heer ift im öjterreichiichen 
Finanzgeſetz nicht bejonders aufgeführt, jondern ftedt in der Poſt „Beitragsquote 
zur Beitreitung der gemeinjamen Angelegenheiten.“ 

N Geſetz über Beiftellung der während des FFriedensitandes von dem ftehenden 
Heer, der Kriegsmarine und der Landwehr benöthigten Unterkunft und Natural- 
erforderniffe vom 11. Juni 1879. 

#), Unter bleibender Eingquartierung veriteht das Geſetz (8. 2) diejenige, 
welde auf Grund der itabilen Friedensdislocation gemäß der Anordnung 
des oberiten Kriegsherrn vom Jahre 1870 plaßgreiit; alle anderen Einquartierungen 
aus Anlaß von Durchzügen, Manövern ꝛc. find voriıbergehende. 

) Unter gemeinfamer Einquartierung veriteht das Geſetz (8. 3) jene, wobei 
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Geſetz feitgejegten Höhe??), welche möglicherweife die wirflichen Koften Der 
Länder und Gemeinden nicht dedt, welch letzterer Umſtand jedoch weder Die 
Länder nod) die Gemeinden zu irgend welchen Ansprüchen gegen die Militär: 
verwaltung berechtigt. Doch überläßt es das Geſetz den Yandesvertretungen, 
die die Gemeinden treffende Einquartierungslajt auf die einzelnen Gemein- 
den verhältnifmäßig zu vertheilen, entweder durch Uebernahme der den 
Gemeinden erwachjenden Mehrkoſten auf das Landesbudget oder durch Bil- 
dung von GConcurrenzbezirfen behufs Umlegung der Einquartierungsmehr: 
fojten auf diejelben ($. 38). 

Uebrigens hat die Gemeinde nur die Aufgabe, die fie treffende Ein- 
quartierungslaft auf ihre Gemeindegenofjen zu repartiren; von dieſen letz— 
teren fann jedoch jeder Einzelne von der ihm zugetheilten Einquartierungs- 
faft jich befreien, wenn er für die ihm zugewiejenen Militärperjonen ein 
entjprechendes Quartier anderswo (doch in derjelben Gemeinde) miethet. 


Militärverforgung. 


Der Militärverforgung werden theilhaftig entweder: 1. ausgediente, 
2. dienftuntauglich gewordene Militärperfonen (auch Landwehr), 3. ihre 
Dinterbliebenen. 

Die vollendete Dienftzeit (4O Jahre) berechtigt zu einer der vollen 
Activitätsgage gleichfommenden Penſion. ine geringere Dienjtzeit be 
rechtigt, wenn dabei die Dienftuntauglichkeit erwiejen wird, zu einer geringeren 


pagnie bei der Infanterie- oder Jäger-Truppe, eine viertel Escadron bei der 
Eavallerie, eine halbe Batterie der Feldartillerie u. |. w. beigeftellt werden; erreicht die 
beigeitellte Unterkunft nicht den Yafjungsraum zur Unterbringung ſolcher Truppen- 
theile, fo gilt diejelbe nur als Einzel-Einquartierung. 

+5, Das Geſetz enthält (in den als Beilagen demfelben beigefügten Ausweiſen, 
jodann in der Durhführungsverordnung zu demjelben vom 1. Juli 1879 RGB. 
Nr. 94 und den beigefügten Ausweilen und Tarifen einerjeit3 die Anforderungen, 
weldye die Militärverwaltung an der Einquartierung von Soldaten umd 
Ehargen zu ftellen berechtigt, die Länder und Gemeinden daher zu erfüllen ver- 
pflichtet find; andererjeits wieder die Gebühren, welche die Militärverwaltung für 
jede dieſer Anforderungen leiftet. Die die Gemeinden und Länder treffende Ein- 
quartierungslajt beiteht eben in der Tragung der Mehrfoften über die von der 
Militärverwaltung nah dem Geſetze geleiftete Vergütung. 

#6, Eine zehnjährige ununterbrochene Dienftzeit berechtigt zu einem Drittel 
der zulegt bezogenen Wctivitätsgage — fiir jedes weitere Jahr werden zu diejem 
Drittel 2%/,0/, zugezahlt. Diejes gilt aber nur für Officiere, Militärgeiftliche und 
Beamte. Für Unteroffiziere und Soldaten gilt ein geringerer Maaßitab. Dagegen 
ift den Unterofficieren, welche zwölf Jahre gedient haben und gut conduifirt find, 
mit Gejeg vom 19. April 1872 RGB. Nr. 60 ein Anſpruch auf Verleihung von 
Anjtellungen im öffentlichen Dienjte, dann bei vom Staate jubventionirten Trans 
portunternehmungen gewahrt. Gewiſſe Dienftpojten (Dienerjchafts- und Aufjichts- 
pojten bei Gerichten und anderen Behörden) werden für jolche Unterofficiere aus 
ichließlich vorbehalten. Vergl. dazu die Min.-VBdg. vom 12, Juli 1872 RGB. 
Nr. 98 worin die Beitimmungen zur Ausführung obigen Geſetzes vom 19. April 
1872 enthalten find. 
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Dienftuntauglichteit aud dem Militärverbande jcheiden, gebührt nur eine 
zeitliche Benfion, unter Umftänden eine Abfertigung. 

Die Berforgung der Wittwen und Waifen von Officieren und von 
Mannichaften des Heeres, der Kriegsmarine, der Landwehr und des Land— 
fturmed wurde zulegt mit Gejeb vom 27. April 1887 neu geregelt. 
Darnach haben Wittiwen von Officieren Anſpruch auf fortlaufende Jahres- 
penfion, wenn ihr Gatte 1. vor dem Feinde gefallen oder in Folge erlittener 
Bermundung geitorben ift, 2. ohne Rüdficht auf die Todesurjache zu einer 
Zeit geitorben ift, wo er bereits einen Anjpruch auf eine bleibende Militär: 
veriorgung hatte. In letzterem Falle erhalten die Wittwen eine nad) zwölf 
Rangclaffen fi abjtufende Penſion (von 200 bis 2000 fl. jährlich); im 
eriteren Falle erhalten fie dazu noch einen 50 %/,igen Zuſchuß. 


$. 16. 


I. Bud. 
Finanzrecht. 


Die Staats-Finanzen. 

Das Finanzrecht umfaßt alle diejenigen Beſtimmungen, die in ihrer 
Geſammtheit den Zweck verfolgen, dem Staat die Geldmittel zur Beſtrei— 
tung ſeiner nöthigen Ausgaben zu verſchaffen. Statt der früheren Natural— 
abgaben (Behent, ausgerüjtete Mannfchaft u. dgl.) bezieht der Staat heut: 
zutage aus dem Vermögen der Staatsgenoſſen 

1. Steuern, 2. Zölle, 3. Gewinn aus Monopolen und Gefällen, end: 
lich 4. Gebühren und Taren. 

Die Ausgaben des Staates laſſen fih in folgende Hauptrubrifen 
bringen: 

1. Eivilfifte des Herrichers; 

2. Erhaltung der Wehrmadt; 

3. Beioldung der Beamten, Diener und Angeftellten; Bejtreitung der 
Koſten der Volkövertretungen; 

4. Heritellung von Werfen öffentlichen Nupens; 

5. Förderung gemeinnüßgiger Zwede; endlich 

6. Berzinfung der Staatsſchulden. 

Bei den Leiftungen an den Staat ging das Beitreben der Völker immer 
dahin, eine gerechte Veranlagung, d. 5. eine nad) dem Vermögen der Ein: 
zelnen verhältnigmäßige Vertheilung auf diefelben zu erzielen — (allerdings 
auch beftrebten fich die einzelnen jocialen Bejtandtheile des Staates, dieſe 
Lajten jo viel als möglich von ſich ab und auf die Schultern der anderen 
Beitandtheile zu wälzen). 

Bezüglich der Ausgaben ging das Bejtreben der Steuerträger immer 
dahin, diefelben nicht über das Maaß des Nöthigen und Zweckmäßigen 
wachlen zu lafjen. Aus diefen Bejtrebungen ergab fich in Hiftorifcher Ent: 
widelung das Recht der Volksvertretungen, die Steuern und Abgaben zu 
bewilligen und über den Staatshaushalt Controle zu üben (Budgetrecht).“) 

) Bergl. Rechtöftaat und nn I. 88. 31 u. 32; Seidler: Ueber 
* und Budgetrecht. Wien 1 
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Staatövoranfhlag und Finanzgeſetz. 


Kraft des dem Reichsrathe verfafjungsmäßig gewährleifteifteten Budget- $. 17, 
vecht3 wird demfelben jährlih vom Finanzminifterium ein Voranſchlag der 
Einnahmen und Ausgaben zur Beihlußfaffung vorgelegt.**) Der von bei- 
den Häufern des Reichsraths beſchloſſene Voranſchlag wird ſodann, nach— 
dem er die kaiſerliche Sanction erhalten, als Finanzgeſetz im Reichsgeſetz— 
blatte kundgemacht. 

Der Staatsvoranſchlag beſteht aus zwei Theilen; den erſten bildet 
das „Erforderniß“, d. i. die vorausſichtlichen Ausgaben, den zweiten die 
„Bedeckung“, d. i. die vorausſichtlichen Einnahmen. 

Sowohl die Ausgaben wie die Einnahmen werden in ordentliche und 
außerordentliche eingetheilt und ſind im Voranſchlag nach den einzelnen 
Miniſterien gruppirt und in Titel und Paragraphe geordnet. Beigegeben 
werden dieſem Voranjchlage die Detailnachweilungen über die einzelnen 
Verwaltungszweige. 

Entſprechend der Anordnung dieſes Voranſchlages iſt auch die des 
Finanzgeſetzes.“) Ein Virement iſt dabei nicht geſtattet. Die that- 


15) Verordn. vom 17. October 1863 und f. Berordn. vom 21. November 1866 
RGB. Wr. 140. 

#), Das jährlich; meift in der erjten Hälfte des Jahres im RGB. erjcheinende 
Finanzgeſetz befteht in der Regel aus mehreren einleitenden Artikeln, welche die 
Gejammtjumme der Ausgaben Peitftellen, bezüglich der Verwendung und Bededung 
derjelben auf den Staatsvoranichlag verweijen. Ergiebt ſich ein Geficit, jo wird 
die Art der Bedeckung desjelben feitgefeßt. Diejen einleitenden Artikeln folgt der 
Staatsvoranichlag, der fich in zwei Theile: Staatsausgaben und Staatseinnahmen 
gliedert. Jeder diefer Theile beiteht aus Titeln, die in Capitel untergetheilt find. 
Die Titel mit ihrem Gejammtbetrage ſowohl der Ausgaben wie der Einnahmen 
ind nach jedem Theile in eine Recapitulation zufammengeitellt. Der erjte Theil, 
Staatsausgaben zerfällt in folgende Titel: 1. Allerhöchiter Hofitaat, 2. Cabinets- 
fanztei Sr. Maj., 3. Reichsrath, 4. Reichsgericht, 5. Minijterrath, 6. Beitrags- 
leitung zum Aufwande für die gemeinjamen Angelegenheiten, 7. Miniiterium des 
Innern, 8. Minifterium für Landesvertheidigung, 9. Minijterium für Eultus und 
Unterricht, 10. Minifterium der Finanzen, 11. Minifterium des Handels, 12. Ader- 
bauminiiterium, 13. Auftizminifterium, 14. Oberiter Rechnungshof, 15. Benfions- 
etat, 16. Subventionen und DPotationen, 17. Staatsichuld, 18 Bermwaltung der 
Staatsihuld. Außer diefen 18 Titeln zeigt der zweite Theil Staatseinnahmen 
noch eine 19. Einnahme aus der Veräußerung von unbeweglicem Staatseigenthum. 
Allerdings figuriren in dem Einnahmetheil mehrere obiger Titel nur der Symmetrie 
wegen, da jte gar feine Einnahmen aufweilen und blos Ausgabetitel find, wie; 
Allerhöchſter Hofitaat, Cabinetsfanzlei, Reichsrath und Reichsgericht, Gemeinjame 
Angelegenheiten, oberiter Rechnungshof. Dieje Behörden beziehen nämlich feinerlei 
Gebühren oder Taren und auc die gemeinfamen Angelegenheiten find nur eine 
Ausgabepoit. Die übrigen Einnahmetitel weijen diejenigen Einnahmen aus, 
welche durch die bezüglichen Behörden im eigenen Reſſort auf den verichiedeniten 
Örundlagen percipirt werden. So figuriren im Einnahmetitel Miniiterrath die 
Einkünfte der in das Reſſort des Miniiterpräjidiums gehörenden officiellen Zei— 
tungen und des ZTelegraphen-Eorreipondenzbüreaus und ähnlich bei anderen Be- 
börden. Gelbitverftändlich weiſt der Zitel „Finanzminiſterium“ Den weitaus 
grökten Theil der Gefammteinnahmen aus, jo 3. B. in den Finanzgeſetzen von 
1889 und 1890 beinahe *, der Gejammteinnahme, was jich daraus erklärt, daß 
ins Reifort diejes Minifteriums die Einhebung aller Steuern und der meiiten 


$. 18, 
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jädhliche Gebahrung der Finanzbehörden wird in bejonderen Gebahrungs: 
ausweijen und Rechnungsabſchlüſſen dem öjterreichiichen oberjten Rechnungs: 
hofe vorgelegt, der auf Grund derjelben einen Centralrehnungsabichlus 
verfaßt, der zunächſt dem Kaifer unterbreitet, jodann vom Finanzminiſter 
dem Reichsrathe zur verfafjungsmäßigen Erledigung vorgelegt wird. Dem 
oberjten Rechnungshofe jteht das Recht zu, bei Verfajjung des Gentral: 
rehnungsabichlufjes etwaige Leberjchreitungen der gejeglichen Bejtimmungen 
zu rügen; der Reichsrath hat der Regierung nah Prüfung des Rechnungs: 
abjichluffes das Abjolutorium zu ertheilen’®), womit er zugleich einen 
der wichtigiten Acte der ihm zuftehenden Eontrole des Staatshaushaltes übt. 


Die Staatsfchulden. 


Auch auf das Staatsichuldenweien übt der Reichsrath den entjchei 
denditen Einfluß; nur unter jeiner Mitwirkung werden Staatsanlehen geſetz— 
id) aufgenommen, und er ijt es auch, unter dejjen gejeggeberifcher Mit: 
wirfung die legte große Converjion der öſterreichiſchen Staatsſchuld vor: 
genommen wurde. Man fünnte meinen, daR die Aufnahme eines Anlehens 
feitend des Staates zwiſchen diefem und dem Gläubiger ein reines Privat: 
recht3= reſp. Schuldverhältniß begründe. Bon Zeit zu Zeit aber verräth 
fich diejes Verhältni doch als ein jolches, welches, da es mit dem Staat 
geichloffen ift, fein rein privatrechtliches ift; denn von Zeit zu Zeit fieht 
jich der Staat gezwungen, die Bedingungen diejes zweijeitigen Verhältniſſes 
einjeitig zu Ändern, wogegen den Gläubigern fein Rechtsweg offen jtebt, 
wenn fie mit der Aenderung nicht zufrieden find. Eine jolhe Aenderung 
ijt in Dejterreih im Jahre 1868 infoferne vorgenommen worden, als die 
gefammten damals bejtehenden verfchiedenen Staatsſchulden in eine einheitliche 
Rentenfhuld umgewandelt wurden, wobei in der Form einer 20% igen 
Steuerauflage auf die Zinjen derjelben, dieje legteren thatſächlich reducirt 
wurden.?") Durch diefe Reducirung ergab ſich für den Staat ein jährliches 


Abgaben gehört umd daher in diefem Titel ausgewiejen ift. Uebrigens belief 
fi) im Jahre 1889 das Gejammterfordernig (Ausgaben) auf 540 Millionen, denen 
eine Gefjammteinnahme von 542 Millionen gegenüber jtand, in welche nur 150,000 fi. 
aus dem Verkauf unbeweglichen Staatseigenthums einbezogen jind. Es war das 
jeit langen Jahren das erfte Öjterreichtiche deficitloje Budget. ©. unten 
„Staatsihulden und Deficit”. 

) 8 11 lit. e des Geſetzes vom 21. December 1867 RGB. Nr. 141. Vergl. 
aud) Guſtav Seidler: Der Staatsrechnungshof Defterreihs. Wien 1884. 

>) Es geichah die auf Grundlage des zwifchen Deiterreich und Ungarn ge 
chloſſenen Uebereinfommens vom 24. December 1867 RGB. Nr. 3 ex 1868. 

itteljt desſelben verpflichtete fich Ungarn zu einem fejten, nicht zu ändernden 

Beitrag zu den Zinfen der als gemeinjam erklärten allgemeinen öjterreichiichen 
Staatsjhuld; diejer Beitrag wurde mit 29,188,000 fl. feitgeießt. Gleichzeitig wurde 
die Durchführung der oben erwähnten Converſion beichloffen, welche mit dem Geſeh 
vom 20. Juni 1868 Nr. 66 RGB. thatjächlich erfolgte. Nur einige wenige 
Staatsjchuldgattungen wurden in die Converfion nicht einbezogen, namentlich die 
verichiedenen Zottoanlehen (vom Jahre 1839, 1854, 18360, 1864), die Schuld des 
Staates an die Nationalbant und einige andere, vergl. Blonski: Finanzgeiegfunde 
Deiterreichs B. II, 388 ff. 
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Zinſenerſparniß von über 13 Millionen Gulden. Allerdings ift für diejen den 
Gläubigern zugefügten Zinjenverluft ein reichliher Erjag dadurd geboten 
worden, daß jeither das Staatsſchuldenweſen in Defterreich unter vollkommen 
hinreichende parlamentariiche Controle gejtellt wurde, wodurch der innere 
Werth der Schuldtitresgehoben wurde, was fich auch in der ſeither eingetretenen, 
allmählich jteigenden Curserhöhung derſelben ziffermäßig ausdrüdt. 
Nachdem jeit dem öfterreihiich-ungarifchen Ausgleiche aber die gemeinjame 
Staatsfchuld jede der beiden Reichshälften für ihre befonderen Bedürfnifje 
den öffentlihen Credit noch mannigfad in Anſpruch nahm, jo bildeten ſich 
in Folge defjen dreierlei Staatsjchuldgattungen: die gemeinfame öfterreichifch: 
ungarijche, die öfterreichiiche und die ungarifche. Jede der beiden leteren 
Kategorieen zerfällt wieder in die fundirte und die jchwebende. Won den 
befonderen conjolidirten Schulden der einzelnen Reichshälften find die einen 
in Gold, die anderen in Papiergeld verzinslich (Gold- und Notenrenten); 
auch find jeit der Converfion die Notenrenten, wie auch die meijten anderen 
Staatsichuldobligationen mit der Verpflichtung des Staates emittirt wor— 
den, diefelben nie zu bejteuern (fteuerfreie Renten). Die ipeciellen Staats: 
ichulden jeder der beiden Reichshälften werden von den betreffenden Finanz: 
minifterien verwaltet; die gemeinjfame confolidirte Staatsſchuld jedoch wird 
vom Öjterreichiichen Finanzminiftertum allein verwaltet ??), refpective von der 
demſelben unterjtehenden Divection der- Staatsfhuld.??) Die Eontrole 
der Gebahrung ſowohl der conjolidirten gemeinfamen Staatsfhuld, ala 
auch der bejonderen öjterreichifchen Staatsjchulden, übt eine durchWahl aus 


den beiden Häufern des Reichsraths hervorgehende „Staatsfhuldencontrols- 
Commiſſion des Reichsraths“.?*) 


Abgaben. 


Alle Abgaben fünnen vom volfswirthichaftlichen, vom fiscalifchen, vom $. 19, 
finanzstechnifchen oder vom ftaatsrechtlichen Standpunkte betrachtet werden. 
Bom volfswirtbihaftlihen Standpunfte werden fie mit Rüdficht auf 
ihren Einfluß auf die VBolkswirthichaft, auf Production oder Conſumtion 
betrachtet; fie fünnen nämlich die Production fördern oder hemmen; fie 
fünnen die Conjumtion teigern oder bejchränfen. Vom fiscalifchen 
Standpunfte werden die Abgaben nad ihrer Ertragfähigfeit unterjucht; 
vom finanzstehnifchen nad der größeren oder geringeren Leichtigkeit 
ihrer Beranlagung oder Einbringung. Vom ftaatsredtlihen Stand: 
punfte Handelt e3 ſich um die durch das Steuergeſetz gejchaffenen Rechts: 
verhältnifje; darum, wer durch diejelben und in welchem Maaße er ver: 
pflichtet, beziehungsweiſe alſo auch berechtigt ift. Die Abgabepflicht kann ent: 
weder unmittelbar die Berjon des Staat$bürgers oder in erjter Linie den Beſitz, 

»2; Auf Grund des Gejehes vom 13. April 1870 RGB. Wr. 57. 


) Ihren Wirkungstreis jtellt die Berordnung vom 26. Februar 1860 RGB. 
Nr. 53 feit. 


>) Geſetze vom 10. Juni 1868 RGB. Nr. 53 und 54 vom 18. März 1876 
RGB. Nr. 35. 
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den Ertrag, das Einkommen, das Gewerbe, die Dienftleiftung und daher 
erjt mittelbar die Perſon ald das Subject diefer Rechte, Zujtände und 
Thätigfeiten treffen. Doch bezieht fich dieje Pflicht nur auf die fog. directen 
Steuern. Denn die jog. indirecten beruhen eben darauf, daß fie vom Ein- 
zelnen, ohne daß er jich deſſen bewußt ijt, alſo ohne daß er eine ftaat3- 
rechtliche Pflicht dabei zu erfüllen in die Lage kommt, gezahlt werden. 
Darin liegt eben das Geheimniß und fozufagen der fiscalifhe Kunftgriff 
der indirecten Steuern. 

Was nun die directen Steuern anbelangt, jo trifft den Staatsbürger 
als ſolchen eine Zahlungspflicht (nachdem es feine Kopfiteuer mehr giebt) 
nur noch als Erfaß für nicht erfüllte Wehrpfliht. Nur die Militärtare 
begründet eine Pflicht des Staatsbürgers als folchen, diejelbe zu zahlen, ſo— 
ferne er nicht ihr Aequivalent, die Militärpflicht leiſtet.““) Zur Zahlung 
aller anderen directen Abgaben wird der Einzelne erjt dann verpflichtet, 
wenn er in irgend eines der Verhältnifje tritt, welche die Steuerpflicht be: 
gründen, alfo wenn er Beliger eines jteuerpflichtigen Objectes oder Gewerbe— 
treibender wird; in ein Dienftverhältniß tritt; aus einem Vermögen Ein: 
fommen bezieht u. j. mw. 

Diefe Steuerpflicht ift aber je nach der Art des Verhältnijjes, in dem 
jie begründet ift, eine verfchiedene, und zwar eine bald mehr hald weniger 
perjönliche. Bei mehr perjünlicher kann die Staatögewalt den Einzelnen 
unmittelbar durch Erecution zur Leiftung zwingen; bei mehr fachlichen, d. 5. 
aus dem Beſitz eines Objects fließenden Steuerpflichten kann der Einzelne 
durch Imſtichlaſſen des Objectes fich jeder perjönlihen Pflichterfüllung 
entziehen, ohne daß gegen ihn perfünlich irgend welche Zwangsmaßregeln 
ergriffen werden dürften. So braudt ein Hausbejiter die Steuern nicht zu 
zahlen, wenn er das Haus der jteueramtlichen Erecution (Sequejtration) 
überläßt. Dagegen find Steuern, zu deren Zahlung man aus dem Betriebe 
eines Gewerbes, eines Dienftgehaltes, eines Einkommens verpflichtet ift, 
mehr perjünliher Natur, und man fann zu deren Zahlung durch perjön- 
fihe Zwangsmaßregeln, wie Pfändung und erecutive Feilbietung von Fahr— 
nifjen, in deren Beſitz man fich befindet, angehalten werden. 

Jede Steuerpflicht begründet zugleich die Pflicht der Einhaltung der 
vorgeichriebenen Zahlungstermine, auf deren Verſäumniß Verzugszinien als 
Strafe geſetzt find. 

Das jährliche Finanzgejeß bezeichnet al3 directe Steuern: 1. die 
Grundſteuer, 2. die Gebäudeiteuer, 3. die Erwerbiteuer und 4. die Ein: 
kommenſteuer. Als indirecte Steuern bezeichnet dasjelbe die verjdie: 
denen Verzehrungsſteuern, nämlich von Branntwein, Wein und Mojt, Bier, 
Fleiſch und Schladtvieh, Zuder, Mineralöl und von „jonjtigen Vebrauchs— 
gegenftänden“, und hierher gehört wohl noch die Abgabe, betreffend den 
Handel mit gebrannten geijtigen Getränken, den Ausichanf und Verſchleiß 


*0) Allerdings jind nicht ausnahmslos alle Staatsbürger, die den Militär- 
dienjt nicht Teiiten, zur Zahlung der Militärtage verpflichtet; jo z. B. find von 
derjelben befreit die mit ſchweren Gebrechen Behafteten, die ganz Mittellojen u. }. w. 
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derſelben. Als Monopole werden in Oeſterreich behandelt: Salz, Tabak, 
Poſt, Telegraph und Lotto; den Charakter von Regalien beſitzen die Ein— 
nahmen des Staates aus den Mauthen, der Punzirung. Eine eigene Kate— 
gorie von Abgaben bilden die Taxen und Gebühren von Rechtsgeſchäften. 

Jede dieſer Abgaben beruht auf einem ſpeciellen Geſetz und jedes dieſer 
Geſetze begründet ein beſonderes Recht, welches ſeine beſondere Entwickelung 
und ſeine eigenthümlichen Prineipien aufweiſt. 

Bei allen dieſen Abgaben, mit Ausnahme der Monopole, handelt es 
ſich vor allem darum, wer zu zahlen verpflichtet iſt; wie viel und wann 
oder in welchen Raten er zu zahlen hat. Den Pflichten der Steuerzahler 
entiprechen ihre Rechte, die darin beitehen, nicht mehr und nicht auf andere 
Weile zu leiften, als ihre Pflicht iſt. Bei jeder einzelnen Abgabe aber be: 
ruht die Bemeſſung der Steuer auf fpeciellen Grundlagen, welche bald ein- 
fach, bald jehr complicirt find, und leicht Gegenjtand von Zweifeln und da— 
ber auch von jtreitigem Berfahren bilden fünnen. Diejes Verfahren jpielt 
ih vorerjt vor den zuftändigen politifchen bezw. Finanzbehörden ab und 
kann, wenn e3 den Injtanzenzug derjelben durchlief, vor dem Verwaltungs— 
gerihtshofe feinen Abſchluß finden. 


Die Grunditener. ’°) 


Aus der Nothwendigfeit Steuern zu erheben, ergiebt jich für den 
Staat die weitere Nothwendigfeit, fie dort zu nehmen, wo er fie nehmen 
fann, eine Nothwendigkeit, die bisher in noch ungelöftem Widerjpruche 
iteht mit dem Pojtulat der Theorie, fie nur von dem zu nehmen, der fie 
geben kann. Dieſem Poſtulate fünnte der Staat nur dann Rechnung 
tragen, wenn die Gewißheit vorhanden wäre, daß diejenigen, die fie geben 
fünnen, fie auch geben wollen. Dieje Gewißheit ift durchaus nicht vor- 
handen — und der Staat ijt daher vorderhand noch darauf angewiefen, 
nicht allein nach theoretisch jtihhaltigem, jondern auch nad) fiscaliſchem 
Grundſatz vorzugehen. 

Nach diefem Grundjage beiteuert er in erſter Linie die ſichtbaren 
Vermögensobjecte, ohne NRüdjiht, ob ihre Inhaber vermögend find 
oder nicht, ob fie im Weberfluß ſchwelgen oder Noth leiden. Der Staat 
faßt den Grund und Boden als Ertragsquelle auf und beiteuert diejelbe 
als ſolche ohne Rüdficht darauf, in weſſen Händen fich diejelbe momentan 
befindet, und dieſer fiscaliiche Grundſatz wird noch durch die weitere Noth- 
wendigfeit verjchärft, die kleinſte Grundparzelle in demjelben Verhältniß, 
wie das größte Latifundium zu bejteuern. 

Dieſe Principien der Grundbefteuerung find in den geltenden Gejegen 
über die Regelung der Grumdjtener??) Har und deutlich ausgeſprochen. 
Daß es die Nothwendigkeit, die ftaatlichen Bedürfniſſe zu deden, und nicht 
dad > öjective Vermögen, zu diefer Bedeckung beizujteuern, iſt, welche als 


ss, Bergl. m — — 88. 35--37. Adolf Beer: Der Staatshaus— 
halt Deſterreichs €. 1—2 
v. 24. Mat 1869 RGB. Nr. 88. 


Gumplowiez, Das öfterr. Staatsrecht. 19 
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oberſter Grundſatz gelten muß, geht aus dem Art. I dieſes Grundſteuer— 
geſetzes hervor, wonach als Maaßſtab für die Höhe dieſer Steuer „Die im 
Wege des Geſetzes von 15 zu 15 Jahren feſtgeſetzte Grundſteuerhaupt⸗ 
fumme“, d. i. das Bedürfniß des Staates einzig und allein gilt. 

Denn diefe Grundfteuerhauptfumme ift der Ausdrud der Bedürfnifie 
de3 Staates und ihre nothwendige Höhe ergiebt fich für den Gefeßgeber einzig 
und allein au8 der Bergleichung des Gejammtbedürfniffes des Staates mit 
der ihm zu Gebote jtehenden Gejammtbededfung desjelben. Aus der Analyie 
der letzteren ergiebt fich, welcher Theil der Bedeckung aus anderen Steuer: 
quellen geihöpft werden fann und welcher Theil daher aus der Grund: 
fteuer geichöpft werden muß; dieſes Ergebniß ift beitimmend für die Feſt 
jegung der „Grundſteuerhauptſumme“. Dit diefe einmal feſtgeſetzt, jo wird 
diefelbe mit dem ermittelten Reinertrag alles im Staate vorhandenen Grund 
und Bodens in Verhältniß geſetzt und auf diefe Weife das Steuerpercent 
diefes gejanımten Reinertrages ermittelt. Dieſes Steuerpercent des ge 
jammten Reinertrages wird verhältnigmäßig auf die aus dem Grundfatafter 
erjichtlichen Einzelerträge der einzelnen Parzellen repartirt.°°) Und nad 
dem ſchon der Grundfatafter gemäß dem Grundſatze angefertigt wurde, daß 
„der Grundſteuer alle Grundoberflähen unterliegen, welche im Wege 
der landwirthichaftlichen Bodenkultur benugbar find“ ($. 1 des Geſetzes 
v. 24. Mai 1869 RGB. Nr. 88), ohne Rückſicht ob und auf welche Weile 
fie auch benüßt werden, dabei alfo weder auf fubjective Benüßung, noch aud 
auf jubjectiven Gewinnbezug Rüdficht genommen wird: fo jtellt fich dic 
Grundjteuer ald eine Antheilnahme des Staates an dem Gefammtertrag 
des productiven Staatsbodens dar, ohne Rüdficht auf die individuellen 
Verhältniſſe der Staatsbürger zu den einzelnen in ihrem Befit befindlichen 
Theilen diefes Bodens und noch weniger auf ihre anderweitige materielle 
Lage.’ ) 


Die Grundfteuer ijt daher eine Realiteuer, die Zahlung derjelber für 
den Einzelnen daher nur injoferne eine Pflicht, inwieferne er in dem Be: 
fige eine3 productiven Grundes fich befindet. — Dieſes drüdt das Geſetz 
mitden Worten aus: „der Örundjteuer unterliegen alle Grundoberflädhen“. 


Bei der Grundſteuer alfo kümmert ſich der Gefeßgeber niht um 
die Rüdwirkung der Steuerzahlung auf die perfönlihen Verhältniſſe der 
Steuerzahler, woraus es ſich auch erflärt, daß diefe leßteren von Diefer 
Steuer in ihrem Vermögen ganz unverhältnigmäßig getroffen werden, da 
das Geſetz einzig und allein die Grundparzelle als Steuereinheit ind Auge 
faßt und daher die Steuer auch von Bejigern fordert, deren Steuerfraft 


55, Geſ. v. 28. März 1880 RGB. Nr. 34. 

*) Die Grundfteuerhauptfumme „wird nad) Verhältniß de3 ermittelten Rein- 
ertrage3 der fteuerpflichtigen Objecte auf die einzelnen Länder beziehungsweiie 
einzelnen Steuergemeinden und einzelnen Grunditüde gleihmäßig vertheilt und 
hiernach das Steuerpercent ermittelt“, 8. 4 Gejeg vom 28. März 1880. Diefe 
le ar rg wurde vom 1. Sänner 1881 ab auf die Dauer von 
15 Jahren mit 37%, Millionen Gulden (für Defterreich) feſtgeſetzt. 
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glei Null ift.°%) Lebteres kann aber der Fall fein nicht nur bei Be- 
figern einer oder weniger jchuldenfreien Barzellen, jondern auch bei Befigern 
von Latifundien, wenn diefelben ihrem ganzen Werthe nach verfchuldet find. 
Mit Bezug aljo auf die Steuerzahler hat die Grundfteuer den Charakter 
einer Kopfiteuer, nur mit dem Unterfchied, daß hier die Grundparzelle ala 
Einheit, al3 Kopf, gilt und der Bejiger von 1000 Grundparzellen dieſe 
Kopffteuer taufendfah zahlt. Vom Standpunkt der Verhältnißmäßigkeit 
der Steuer zur Steuerfraft aljo fann in der Praris die Grundfteuer in 
doppelter Weife ungerecht werden, indem jie nämlich weder auf den geringen 
Befig, der feine Steuerkraft verleiht, noch auf die Verſchuldung, durch 
welche die Steuerfraft eingebüßt wird, Rüdjicht nimmt. 

Aus dem Grundjage, daß die Grundſteuer _eine Realfteuer ijt und 
einzig und allein den möglichen Reinertrag (auch wenn derjelbe durch irgend 
welches Verſchulden oder willfürlichen Vorgang des Befigers nicht erzielt 
wird) treffen joll, folgt die Bejtimmung, daß von derjelben ausgenommen 
find: 1. unproductive Grundfläden; 2. Sümpfe, Seen und Teiche, infoferne 
fie nicht landwirthſchaftlich cultivirt werden und weder durch Fiſcherei, 
noch durch Rohrſchlag oder Gewinnung von Torf einen Ertrag abwerfen; 
3. die Bauarea und die Hofräume; 4. die zur Bereitung des Meerfalzes 
beitimmten Grumdflähen. Auch die Nachläſſe der Grundjteuer in Folge 
von Elementarjchäden, welche „den der Verfteuerung unterliegenden reinen 
Ertrag zeitweije ganz oder zum Theil verjchlingen“, gehören hieher.**) 

Aus dem zweiten Grundſatze aber, daß es thatjächlich der jedesmalige 
Bejiger iſt, der die Steuern zu zahlen verpflichtet ift (denn eine andere 
Bedeutung fünnen die Worte „der Grundfteuer unterliegen alle Grund: 
oberflähen“, nicht haben), folgt, daß Grundoberflähen, die öffentlich find, 
alſo feinen Bejiger haben, von diefer Steuer ausgenommen find; als folche 
Grundflächen werden aufgezählt: „öffentliche Fluß: und Fahrwege, Lein: 
pfade und Straßen, Ortspläße, Kirchenpläge und Gaffen, dann die zu 
öffentlichen Zmweden dienenden Kanäle und Wafferleitungen, das Bett der 
Flüffe und Bäche, endlich öffentliche Beerdigungspläße, injolange diejelben 
feine andere Widmung erhalten.“ ®?) 


0) Daher hat das mit Gejeg vom 6. April 1879 RGB. Nr. 54 Abfchnitt VI 
eregelte Reclamationsverfahren einzig und allein die Grundftüde zum Gegen- 
tande, nicht aber perfönlihe Verhältniffe und Beziehungen — mit Ausnahme 
einer „unrichtigen Bejigverjchreibung“. Im Mebrigen können Gegenftand von 
Reclamationen gegen die Ergebniffe der Einſchätzung nur fein: unrichtige Er- 
mittelung des Flächenmaaßes, vorkommende Fehler bei den aufgeitellten Be— 
technungen, unrichtige Anfegung einzelner Grundftüde rückſichtlich ihrer Steuer- 
pflicht und Steuerfreiheit, unrichtige Einſchätzung in den laffificationstarif. 

1), Vergl. Jnama-Sternegg: Das Grundeigentum und die ſociale Frage. 
Statiftiiche Monatsichrift 1882, ©. 169. Eine ſehr gediegene Arbeit über Die 
Schattenjeiten der Grundjteuer lieferte Prof. M. Bocenef in feinem: Podatek 
gruntowy ete. (Die Grundfteuer und das Syitem der Einfommenfteuer). Krakau 1883. 

2) Patent vom 23. Dec. 1817 8.,201. Man; XXI. 1. ©. 39; ferner Gejeg 
vom 6. Juni 1888 RGB. Nr. 81 betreffend die VBeitimmungen über die Ab— 
Ihreibung an der Grunditeuer wegen Elementarjhäden nnd die Durchführungs- 
berordnung dazu vom 1. Juli 1 RGB. Nr. 105. 
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Nachdem das Nejultat der letzten Grundjtenerregulirung mit dem Gei. 
v: 7. Juni 1881 als Grundlage für die Grundjteuerbemeffung fejtgeitellt 
wurde, jind mit Gel. v. 23. Mai 1883 RGB. Nr. 83 die Vorjchriften 
über die Evidenzhaltung des Grundjteuerfatafters fund gemacht worden. *”) 


Die Piliht der Evidenzhaltung, der mit den Objecten der Grund: 
jteuer vorfallenden Veränderungen liegt in erſter Linie den betreffenden Be: 
börden ob. 

Als ſolche fungiren technifch vorgebildete Vermeſſungsbeamte, die von 
dem Finanzminijterium oder den Finanzlandesdirectionen bejtellt und be: 
auffichtigt werden. ($. 12). 

Als Grundlage aller weiteren Evidenzhaltung find Ddiefelben ver: 
pflichtet, die nach der legten Aufnahme verfertigten Beſitzbögen jedem Grund 
bejiger zuzuftellen. Das gejhah zum erjten Male zugleich mit der Grund: 
jteuervorjchreibung für das Jahr 1883 (gegen eine Gebühr von 5 fr. für 
jeden Bogen). 

Gegenftand der von diejem Zeitpunfte an zu pflegenden Evidenzhal- 
tung jind alle Veränderungen, welche jich Hinfichtlich des Umfanges 
der Steuergemeinde, der Perfon des Beligers, der jteuerpflichtigen Objecte 
ergeben ($. 2). Und zwar bezieht fich diefe Pflicht der Evidenzhaltung 
ſowohl auf den Grundjteuerfatafter und die Eifenbahnbücher, wie aud 
auf die auf Grund der lebten Grundjteuerregulirungsoperate angelegten 
neuen Grundbücher (Landtafeln). Es werden daher alle vorfallenden Aende— 
rungen in allen diefen öffentlichen Berzeichnifjen durchgeführt und er: 
ſichtlich gemacht. 

Sowohl alle öffentlichen Behörden wie die Gemeinden, und endlid 
die Grundbeliger, find zur Unterſtützung und Mitwirkung an diefer Evidenz 
haltung durch „Mittheilung der zu ihrer Kenntniß gelangenden Wende: 
rungen an den Vermejjungsbeamten“ verpflichtet. ($$. 13, 14). 

Ansbefondere find zur Anzeige vorgefallener Aenderungen bei ihrem 
Grundbefige binnen ſechs Wochen die Grundbejiger verpflichtet, und zwar 
ebenſowohl rüdfichtlich des Befigwechiels, twie der Objectsveränderung. Der 
erjteren Pflicht wird übrigens durch rechtzeitige Ueberreichung des betrei- 
fenden Tabulargefuches Genüge geleijtet. 

Ueber alle ſolche Anzeigen hat die zuftändige Behörde (dev Ber: 
mefjungsbeamte) die nöthigen Conftatirungen, Vermeffungen und Aufzeid: 
nungen vorzunehmen — und jodann die Richtigjtellung der Kataſtraloperate 
durchzuführen (8. 34). Die Berüdfihtigung diefer Veränderung bei der 
Stenerauftheilung erfolgt von dem auf die Anmeldung folgenden Jahre 
an ($. 50) Die Einfihtnahme in die Kataftralmappen und Evidenz: 
haltungsoperate bei dem Steueramte oder dem Vermeffungsbeamten ſteht 
jedermann frei; auch hat jedermann das Recht, jich bei dem Amte Copien 


eo) Zu dieſem Geſetze wurde mit mn vom. 1. gJuni 1883 NGB. Ar. 9] 
eine Bollngsnockhrift erlafien. Mana, B. XXI. 
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der Mappen und Abjchriften der Operate gegen Erlag der (vom Finanz: 
minifterium) feitgeleßten Gebühren anfertigen zu laffen ($. 58).°*) 


Gebäudeiteuer, 


Die gegenwärtig geltende Gebäudejteuer wird auf Grund des faif. $. 23, 
Patentes vom 23. Februar 1820 und des gleichzeitigen Hffd. 3. 351 und 
des einige Abänderungen obigen Patentes enthaltenden Geſetzes vom 9. Fe: 
bruar 1882 RGB. Nr. 17, zu welchem eine VBollzugsvorichrift mit FME. 
vom 27. Februar 1882 und Erläuterungen unterm 15. Juli 1882 er: 
floffen, umgelegt und eingehoben. 

Derjelben unterliegen alle Wohngebäude, fie mögen in gefchlofjenen 
Ortſchaften oder einzeln Tiegen (Pat. 23. Febr. 1820 8. 1). Doc theilt 
das Geſetz diefelben in zwei Slategorieen, von denen die eine nad) dem 
(wirklichen oder möglichen) Zinsertrage, die andere im Wege der Claſſifica— 
tion bejtenert wird. Auf diefe Eintheilung aller Wohngebäude be: 
ziehen jich die mit dem Gef. vom 9. Februar 1882 getroffenen Abände— 
rungen des früheren Gebäudefteuerpatentes. 

Darnach werden der „Hauszinsſteuer“ unterzogen alle Gebäude, 

a) welche in Orten gelegen find, in denen fämmtliche Gebäude oder 
wenigftens die Hälfte derjelben und außerdem die Hälfte der Wohn- 
beitandtheile einen Yinsertrag durch Vermiethung abwerfen oder 

b) welche außer diejen Ortichaften gelegen, ganz oder theilweije von dem 
Eigenthümer durch Vermiethung benüßt werden. ($. 1). 

Alle anderen Wohngebäude, die aljo nicht unter obige zwei Nubrifen 
fallen, werden der „Hausclaſſen-Steuer“ unterzogen, d.h. einer Steuer, die 
fih nicht nad) dem Zindertrage, ſondern nad) der „Anzahl der Wohn: 
beitandiheile” richtet. Das Ausmaaß diefer Steuergebühr iſt durch einen 
dem Geſetze beigefügten Tarif fejtgeftellt, welcher alle hieher gehörigen 
Wohngebäude nad) der Anzahl ihrer Wohnbejtandtheile in 16 Claſſen ein- 
teilt, von denen die I. Elaffe mit einer Anzahl von 40—36 Wohnbeitand- 
theilen 220 fl., und die unterjte mit einem Wohnbeſtandtheil 1 fl. 50 fr. zahlt. 

Diefer Steuer unterliegende Wohngebäude, die mehr als 40 Wohn: 
beitandtheile haben, zahlen für je einen mehr vorhandenen Bejtandtheil 5 fl. 
über den höchſten Tarifjat, während Hütten ohne Mauerwerf einen er- 
mäßigten Tariffaß von 75 fr. zahlen. 

Nachdem jchon mit dem Patente vom 29. Februar 1820 eine Anzahl 
im 8. 4 namhaft gemachter Städte der Hauszinsfteuer unterzogen wurden, 
wurde auf Grund des Gef. vom 9. Februar 1882 der Kreis dieſer Städte 
nach) Maaßgabe oberwähnter Beftimmung ($. 1, a u. b) ausgedehnt. Die 


In Ungarn wurde die Grundſteuer mit GA. XXV ex 1868 neu ge- 
vegelt und +joll 20°%/,%,, des Kataftralertrages betragen, wozu noch 9%, Grund- 
entlaftungszufclag binzugefügt werden. Mittlerweile wurde aber die im Jahre 
1875 begonnene Rectifieirung des Katajterd beendigt, auf Grund welcher bie 
Srunditener bis zu 25°, 9, erhöht werden joll. 
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Heranziehung eines Drtes zur Hauszinsſteuer ift aber gegenwärtig fein 
gefeßgeberifcher Act mehr wie im %. 1820, fondern einfache Anwendung 
obiger gejeglichen Beftimmung, fällt alfo in den Wirkungskreis der Regie: 
rung3gewalt. Den bezüglien „Ausspruch“ zu thun, ift Sache der Steuer: 
behörde erjter Inftanz und diefelbe hat davon die betreffende Gemeinde: 
vertretung zu verftändigen. Gegen diefen Ausspruch fteht nicht nur der 
betreffenden Gemeindevertretung, jondern jedem einzelnen Hausbefiger der 
Recurd an die Finanzlandesbehörde, mit aufichiebender Wirkung zu. — 
Auch die Einreihung der Hausclafjen-Steuerobjecte in die einzelnen Tarif: 
claffen, wodurch diejelben aljo mit einer für diefe Tarifclaffe feſtgeſetzten 
Steuer belegt werden, wird ebenfall3 von der Steuerbehörde erjter In: 
ſtanz vorgenommen, 

Die Hauszinsjteuerbemeffung erfolgt für jedes Jahr auf Grundlage 
der Binsertragsbefenntnifje (Faffionen), welche von den Eigenthümern oder 
permanenten Nußnießern der Gebäude über die in dem, dem Steuerjahre 
vorausgehenden Jahre jtipulirten Miethzinſe Ichriftlich eingereicht werden. 
Bon diefen Miethzinfen werden 15 Percent in Abfchlag gebracht und ber 
Reit ald Reinertrag bejteuert. Auch werden Mehrbeträge der Zinſen, die 
für Einrihtungen (Möblirungen) der Wohnungen oder für Gärten gezahlt 
werden, in Abſchlag gebradt. Häufer oder Wohnungen, die der Eigen: 
thümer jelbjt benüßt, werden fo betrachtet, al3 ob fie vermiethet wären. 

Die Zinsertragsbelenntniffe unterliegen der Controle a) durch Beitäti- 
gung der Parteien (eigenhändige Fertigung); b) durch amtliche Revifionen 
in Berdadtsfällen; ce) durch Deffentlichkeit derjelben, indem jedermann das 
Recht zufteht, in diefelben Einficht zu nehmen. 

Auf Binsertragsverheimlichungen find Gelditrafen gejeßt; es unter: 
liegen denjelben fowohl die Vermiether wie die Miether. Für nichtver- 
miethete und nichtbenugte Wohnungen fünnen Vergütungen beanſprucht 
werden. Doch müfjen zu diefem Zwecke die eingetretenen Leerftehungen 
rechtzeitig (binnen 14. Tagen) dem Steueramte fchriftlich angezeigt werden; 
ebenjo die Wiedervermiethungen. Die Unterlaffung legterer Anzeige wird 
als eine Zinsverheimlichung beitraft. 

Als Grundlage der Elaffificirung der nicht hauszinsfteuerpflichtigen 
Wohngebäude wird die Anzahl der in denjelben befindlichen Zimmer und 
Kammern genommen, ohne Rüdficht auf ihre wirkliche Benüßung. Die 
Slaffificirung wird von den Steuerbehörden erjter Inſtanz vorgenommen, 
die zu dieſem Zwecke einen Hausklafjen-Steuerkatafter anzulegen, beziehung®- 
weiſe den vorhandenen in Evidenz zu halten, richtig zu ftellen und zu ver: 
volljtändigen verpflichtet ſind.“) 

Auch bei Gebäuden findet, wenn diefelben durch Efementarunfälle zeit: 
weile unbenüßbar werden, ein entjprechender Steuernachlaß ein (Ofld. 
4. Dec. 1821); endlich ift mit Gef. vom 25. März 1880 für Neu-, Um: 
und Bubauten eine 12jährige Befreiung von der (Staats-)Gebäudeſteuer 
normirt. Die Gebäudefteuer ift in vier vierteljährigen Raten einzuzahlen. 





) Hoftd. vom 12. Auguft 1823, bei Manz, B. XXI. €. 333. 
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Die Einzahlungstermine find für die einzelnen Kronländer verichieden 
feitgejeßt. *°) 


Erwerbfteuer. 


Diejelbe wurde mit faif. Patent vom 31. Dec. 1812 erft in einigen 
Kronländern eingeführt, jpäter allmählig auf alle anderen ausgedehnt.) 
Der Entrichtung derjelben unterliegen alle jene „Staatsbürger, welche ſich 
den Gewerben, Yabrifen, Handlungsunternehmungen oder anderen Gewinn 
bringenden Beihäftigungen diefer Art widmen.“ Diefelben werden in vier 
Claſſen getheilt: Fabrifanten, Handel3leute, Gewerbe: (und Künfte)treibende 
und Dienite leijtende. Die legteren drei Claſſen zerfallen jede in mehrere 
Kategorieen, jo die Elafje der Handelsleute in jolche, die mit rohen Pro— 
ducten (landwirthichaftlichen) Handel treiben, in jonjtige Handelsleute und 
in Großhändler; die Künſte- und Gewerbetreibende in folche, die Fabrifs- 
befugniffe haben (und nicht zur 1. Elafje als Landesfabriksbeſitzer 
gehören), in jolche, die Gemwerbsbefugnifje haben, in Krämer, Standhändler 
und Haufirer, in Meijter und in freie Gewerbetreibende; die Claſſe der 
Dienste leiftenden zerfällt in Unterricht ertheilende, Gejchäftsvermittler, 
Transportunternehiner. Bon jeder diefer Kategorieen wird eine Claſſen— 
teuer nad einem fejtgejegten Tarif, dejjen Säge jih nad dem Umfange 
der Gewerbe und nach der Bevölkerungszahl der Orte richten, an welchen 
die Gewerbe betrieben werden. Die Entiheidung über die Einreihung der 
einzelnen Gewerbsunternehmungen und Dienjtleiftungen in die einzelnen 
Tarifclaſſen jteht der Landesſtelle zu, welche jich dabei „auf die abzufor- 
dernden Erflärungen der einzelnen Erwerber und das Gutachten der Orts: 
obrigfeiten zu jtügen verbunden ſind“.“ß) ($. 8 des Pat. 1812.) Nach 


6) Die ungariiche mit GA. XXII ex 1868 eingeführte Gebäudeiteuer beruht 
auf den gleichen Grundlagen wie die öfterreichiiche; fie zerfällt ebenfalls in eine 
Dauszind- und Claſſenſteuer. Die Hauszinsiteuer beträgt in Ungarn zmwiichen 
16— 24, des ermittelten Zindertrages, je nachdem die Gebäude ſich in Heineren 
oder größeren Orten befinden. Die Hausclafjenjteuer wird dort in drei Claſſen 
eingehoben. In die erfte gehören diejenigen Gemeinden, in melden nicht der 
dritte Theil der gefammten Wohnbeitandtheile vermiethet wird, in die zweite ge- 
hören die Städte mit geregeltem Magiftrate, in die dritte alle Orte, in denen 
mindeitend ein Drittheil jämmtliher Wohnungen vermiethet wird. Die Steuer 
beginnt in der eriten Claſſe mit 80 fr. für Gebäude mit einem Wohnbeftandtheil 
und fteigt von da bis 36 fl. bei 14—16 Wohnbeitandtheilen; in der zweiten Elajie 
fteigt fie von 1 fl. bis 45 fl., in der dritten Elaife von 1’/, fl. bis 54 fl. je nad) 
der Zahl der Wohnbeitandtheile. 

67), Manz XXI. 1. ©. 345. Auch Verwaltungslehre $$. 40, 41. 

5) Diefe Bejtimmung wird vieljeitig als eine ſolche angefochten, die der 
Willkür der Steuerbehörde zu großen Spielraum gewährt. „Für die Einreihung 
der Steuerpflichtigen in die verjchiedenen Tarifclafien jchreibt Beer, beitehen feine 
fefte Normen und der Steuerträger ift gegen die Enticheidung der Steuerbehörden 
faſt ſchutzlos. ..“ (Staatshaushalt Defterreihs S. 79.) Vergl. auch Frei- 
berger: Handbuch der öfterreichiichen directen Stenern ©. 281, 228. 


$. 4. 
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erfolgter Entiheidung erhält jeder Steuerpflichtige einen Erwerbiteuerfchein, 
der ihm als Legitimation zur Ausübung jeines Erwerbes dient.*”) 

Doch iſt der Beginn des Gewerbebetriebes nicht an die vorhergehende 
Erwirkung des Erwerbjteuerfcheines gebunden, jondern die Gewerbebehörde 
benachrichtigt die Steuerbehörde von der Ertheilung der Conceſſion oder 
erfolgten Anmeldung der freien Gewerbe, worauf die Steuerbehörde die 
Steuer bemißt und den Erwerbjteuerfchein ausſtellt. Rekurſe gehen an die 
Landesjteuerbehörde, die in zweiter und letter Inſtanz enticheidet. Nur 
in gewifjen Fällen ift die Berufung an das Finanzminiſterium zuläflig. 

Nachdem der Geſetzgeber wohl die Abjicht fundgieot, alle Erwerbs: 
zweige zu bejteuern, feinesfall8 aber im Stande war, alle künftig möglich 
werdenden Erwerbsarten aufzuzählen, jo ergiebt ſich die frage, ob die 
Steuerbehörden berechtigt find, auch foldhe neu auftauchende Erwerbszweige 
zu befteuern, von denen im Geſetze feine Erwähnung geichieht. Der Ber: 
waltungsgerichtshof hat nun aus Anlaß einer Beichwerde gegen die Ent: 
jheidung einer Finanz-Landes-Direction, womit einem Hopfenhändler eine 
bejondere Erwerbsfteuer auferlegt wurde, aus Anlaß des von ihm erwerbs— 
mäßig betriebenen Ein: und Verkaufes von Realitäten zu Recht erkannt, 
daß twohl der einmalige Ein- und Berfauf von Realitäten fein fteuerpflid 
tiges Unternehmen begründe, daß aber dort, two jeitens der Partei während 
einiger Jahre in twiederholten Fällen Realitäten angefauft und verkauft 
wurden, auf eine Erwerbsabjicht geichlofjen werden muß, und daß in folchen 
Fällen die Steuerbehörde zur Belteuerung eines ſolchen Ermwerbes be 
rechtigt fei. °”) 

Die Erwerbfteuericheine werden nur auf drei Jahre ausgeitellt, nad 
deren Berlauf ihre Erneuerung angefucht werden muß; aucd gilt der 
Erwerbfteuerfchein nur für den Ort, für welchen er ausgeſtellt ijt (8. 11), 
dagegen ſind diejelben an andere Perſonen übertragbar in denjenigen Fällen, 
in denen Gewerbsrechte übertragen werden fünnen. 

In den Hauptjtädten der Provinzen berechtigt ein Erwerbſteuerſchein 
nur zum Betriebe desjenigen Gewerbes, für welches er ausgejtellt ijt: 
doch jteht nichts im Wege, daß eine Perſon mehrere Gewerbe treibe und 
zu dieſem Zwecke mehrere Erwerbjteuericheine [öfe und die mehrfache Steuer 
zahle. Nur in Fleineren Städten und Orten ift es den Gewerbetreibenden 
gejtattet, auf Grund eines Erwerbjteuericheines mehrere Gewerbe zu be: 
treiben; doch muß in diejem Falle der Erwerbjteuerjchein für dasjenige Ge: 
werbe gelöjt werden, welches die höchſte Steuer zahlt ($. 14). An Stelle 
in Verluſt gerathener Erwerbjteuerfcheine werden Duplicate ausgefolgt, für 
die der vierte Theil der auf ein Jahr bemefjenen Steuer zu entrichten 


69, Befreit von der Ermwerbiteuer find: landwirthichaftliche Anduftrie, Hilfs 
arbeiter, Zaglöhner und Arbeiter, öffentliche Beamte, Schriftiteller, Künitler, 
Aerzte, Lehrer in Orten mit weniger ald 4000 Eimwohnern; ferner Bergmerke, 
Poftmeifter, Mauthenpäcter, Sparcafjen, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
und Vorſchußcaſſen, endlich die öfterr.sungar. Bank. 

”, EE. des WHH. vom 30. October 1886 3. 2734 und vom 25. GSeptbr. 
1385 3. 2988; Alter's Judicatenbuh ©. 401. Bergl. oben Theil I Note 9. 
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iſt (8.15). Die Erwerbſteuer wird jährlich, in zwei halbjährigen Raten, 
im vorhinein entrichtet; nur die Haufirer müſſen ihre jährliche Erwerb: 
jtener auf einmal im vorhinein bezahlen. Ein Rückerſatz, der im vorhinein 
entrichteten Steuer findet nur in dem Falle eines erwiejenen unrecht: 
mäßigen Erlages itatt. 

Die Erwerbjteuerrüdjtände werden nach vorhergehender Einmahnung 
14 Tage nad der Berfallzeit durch Militärerecution (Einquartirung von 
Militär) hereinzubringen verfucht, und wenn dieſe Erecution nichts fruchtet, 
durch Pfändung und Verkauf der Mobilien, wobei jedoch Werkzeuge und 
Sewerbevorrichtungen verschont bleiben müfjen.’’) Zur Erwerbiteuer wird 
jeit 1869 ein außerordentliher Zuichlag mit 70 oder 100°, der einfachen 
ordentlichen Gebühr eingehoben, und zwar mit 70°, wenn die ordentliche 
Gebühr 30 fl. nicht überjteigt, font 100° ,. 


Einfommeniteuer. 

Wenn der Staat den nur durch Arbeit Ertrag liefernden Grundbeiig $. 25. 
und allen miühevollen Erwerb bejteuert, jo wäre es gewiß ein Unrecht, 
müheloſes Einfommen unbejtenert zu lajjen.°?) Leider ift der Staat nicht 
im Stande, dieſes meijt aus dem Beſitz mobilen Capitals fließende Ein: 
fommen mit Sicherheit ausfindig zu machen. Er ijt daher darauf ange= 
wieien, dasjelbe theil® auf Grund mehr oder weniger berechtigter Ver: 
muthungen und Schlüfje, theils auf Grund offenfundiger Thatjachen, theils 
endlich auf Grund der Eigenbefenntnifje, der Beiteuerung zu unterziehen. 

Den eriten Verſuch, auf dieje Weile das reine Einfommen der Staats: 
bürger zu beſteuern, machte das kaiſ. Patent vom 29. October 1849, 
RGB. Nr. 439°) Dasjelbe jtatuirt drei Clafjen von Einkommen. In 
die erjte Clajje gehört da$ vermuthete Einkommen aus denjenigen „Er: 
werbsgattungen“, die der Erwerbſteuer unterworfen find. In diefer Claſſe 
werden daher alle Gewerbetreibenden, die bereit Erwerbiteuer zahlen, auf 
die Vermuthung bin, daß fie ein reines Einfommen bejigen, welches von 
der Ermwerbjteuer nicht ausgiebig genug bejteuert ift, zur Einfommeniteuer 





’ı, In Ungarn wurde mit GA. XXIX eine Berfonalerwerbsiteuer nach vier 
Claſſen eingeführt. In die erite Claſſe gehören Dienftleute mit einem 40 fl. nicht 
überjteigenden Monatslohn; Ddieje zahlen 60 fr. bis 5 fl. jährlich; in die zweite 
Clafje gehören die bereits bejteuerten Grund- und Hausbefiger und Capitaliiten, 
welche bereits die Rentenfteuer zahlen; dieje zablen 2—4 fl; in die dritte Claſſe 
gehören Pächter, Gewerbetreibende, Fabrifanten, Kaufleute und alle gelehrten Berufe; 
diefe zahlen 1 bis 10°), des einbefannten Erträgnijjes; in die vierte Claſſe ger 
hören Beamte und jonjtige Berjonen mit mehr als 40 fl. Monatseinfomnten; 
dieje zahlen 1 bis 10°, vom Pieniteinfommen, wobei eine progreſſive Scala 
zur An nwendung fommt. Ueber Einkommenſteuer vergl. Berwaltungslehre $. 42. 

=) Berg Ale %. Neumann: Die progrefiive Einfommenfteuer. Leipzig 1874. In 
Deiterreich gab es ſchon zu Anfang diejes Jahrhunderts eine Einkommenſteuer 
mit progrejjivem Steuerfuß. Diejelbe wurde jedod im Jahre 1829 anlaßlich der 

Einführung der Berzehrungsfteuer aufgehoben. Freiberger a. a. D. ©. 350 
’») Die näheren Beltimmungen zur Durchführung obigen Eintommeniteuer- 
Batentes enthält der Min.-Erl. vom 11. Jänner 1850 RGB. Nr. 10. 
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herangezogen. Außerdem werden in diefer Elafje ſolche Erwerbsgattungen, 
die von der Erwerbiteuer biöher nicht getroffen waren, bejteuert und zivar: 
Berg und Hüttenbetriebe; Pächter bezüglich ihres Gewinnes aus Pachtungen, 
deren Dbjecte jelbitverjtändlih der Grund» und Gebäudefteuer unter: 
liegen. Dod ift die Einfommenfteuer diefer Elafje nie mit einem niederen 
Betrage zu bemefjen als an Erwerbiteuer mit Zujchlag eines Drittheiles 
derjelben entfällt. Die Erwerbſteuer wird in die Einkommenjteuer ein: 
gerechnet und legtere nur mit demjenigen Betrage, um den fie höher iſt als 
die Erwerbiteuer, eingehoben. 

In die zweite Clafje gehört das Einfommen aus allen Dienit: 
feiftungen, die der Erwerbiteuer nicht unterliegen, und aus Jahresbezügen 
von Berforgungs: oder Lebensverjicherungsanitalten. Es fallen alfo unter 
diefe Rubrik alle Gehalte, Perfonalzulagen und überhaupt alle fejten Be: 
züge der Beamten und Diener ſowohl des Staates, der Gemeinden, der 

. Zänder, öffentlichen Anjtalten, Gejellichaften oder Brivatperjonen; Penſionen, 

Unterhaltsbeiträge der in Ruheſtand verjegten Beamten, Officiere, Diener, 
ihrer Wittwen oder Kinder. Unterhaltsbeiträge, welche Pfründen, Kirchen: 
gemeinden oder gejegliche Orden aus dem Staatsſchatze beziehen; das Ein: 
fommen von Beihäftigungen, welche das Erwerbiteuerpatent von der Er: 
werbjteuer befreit, als: Schriftitellerei und Ausübung freier Künfte; Praris 
aller Sanitätsperjonen (Werzte, Wundärzte, Hebammen u. ſ. w.), alle wie 
immer geartete Lehrbeichäftigung in Orten von unter 4000 Menjchen Be: 
völferung. 


An die dritte Claſſe endlich gehören Zinſen von Darlehen oder 
anderen ftehenden Schuldforderungen, die Leibrenten oder andere den Zins 
genuß von einem Gapitale vertretende Renten, jo weit diejelben nicht in 
der zweiten Claſſe begriffen find. 

Bon der Einkommensteuer in der erjten Claſſe ift jedoch befreit das 
Einfommen aus denjenigen Künſten, Gewerben und Dienftleiftungen, welche 
nad dem Erwerbjteuerpatente mit der Heinften Erwerbiteuer von 5 fl. be: 
fteuert find. 


In der zweiten Clafje werden der Einkommensteuer nicht unterzogen: 
die Dienjtbezüge der activen Soldaten und Officiere; die Bezüge, die den 
Mendicantenklöftern, dann denjenigen geiftlichen Orden, die ji dem Unter: 
richte, der Erziehung oder der Krankenpflege widmen, endlich den Schulen, 
Siehenhäujern und anderen Wohlthätigfeitsanftalten aus dem Staats— 
ſchatze bewilligt werden; das in diefe Claſſe gehörige Einfommen, welches 
600 fl. nicht überjteigt. 

An diefer Elafje bleibt auch jenes Einfommen jtenerfrei, welches von 
‚einer Sparcafjeneinlage bezogen wird. 


Auch bleibt derjenige von der Einfommenfteuer befreit, welcher beweiit, 
daß fein gefammtes-Fahreseinfommen ohne Abzug der Schulden im Ganzen 
300 fl. nicht überfteigt. Ein folder kann auch verlangen, daß ihm fein 
Gläubiger feine Capitalszinfen ohne Abzug der Steuer nad) dem Batent 
vom 10. October 1849, auszahle. 
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Bur Kenntniß der in obigen drei Claffen zu bejteuernden Einkommen $. 26. 
gelangt die Behörde auf folgende Weife. 

Das Einkommen der erften Elaffe muß von den zum Genufje des— 
jefben Berechtigten einbefannt werden; und zwar müfjen diefelben in ihren 
Bekenntniſſen (Faffionen) das reine Einfommen von dem fteuerpflichtigen 
Geſchäftsbetriebe für ein Jahr, nach dem Durchfchnitt der legten drei Jahre, 
eventuell eines fürzeren Zeitraumes angeben; fie dürfen jedoch bei diefer 
Angabe feine willtürlihen Abzüge machen. Insbeſondere dürfen nicht in 
Abzug gebracht werden: 

1. Eapital3beträge, die im Laufe des dem Belenntniffe zum Grunde 
liegenden Zeitraumes aus der Unternehmung gezogen wurden; 

2. die Zinſen von dem in der Unternehmung oder dem Geſchäfte an- 
gelegten Capitale und von den Capitalsſchulden der fteuerpflichtigen Ge— 
Ihäftsunternehmung; 

3. die Vergütung für die Arbeit des Steuerpflichtigen und feiner 
Familie, die er zu unterhalten verpflichtet iſt; 

4, die Wohnung des Steuerpflichtigen und feiner Familie. 

Die Bezüge, welche das Einkommen der zweiten Clafje bilden, find 
von den Caſſen oder den ſonſt Zahlungspflichtigen der Steuerbehörde an: 
zuzeigen. Andere Bezüge, die nicht auf diefe Weiſe zur Kenntniß der 
Steuerbehörde kommen, ift der Steuerpflichtige anzuzeigen verpflichtet. 

Die Zinfen und Renten, die das Einkommen in der dritten Claſſe 
bilden, werden in der Regel durch den Abzug, zu dem der Schuldner dem 
Gläubiger gegenüber gefetlich verpflichtet ift und den er der Steuerbehörde 
entrichtet, befteuert. Wo ein folcher Abzug aus was immer für Urjache 
nicht Pla greift, hat der zum Bezuge Berechtigte ein Belenntniß abzu— 
geben, worin: das zinstragende Capital, der Zinsfuß, Name und Wohnort 
des Schuldners angegeben werden. 

Die Eintommenbefenntnifje, deren Richtigkeit von den Steuerpflichtigen 
mit ihrer Unterſchrift an Eidesftatt zu befräftigen find, werden von eigens 
biezu bejtellten Commiffionen geprüft und „richtiggeftellt“. 

Handels: und Gewerbögejellichaften werden als eigene Steuerpflichtige 
behandelt und haben die Einfommenfteuerbefenntnifje einzubringen. 

Die Höhe der Einkommensteuer beträgt bei den Einkommen der erjten 
und dritten Clafje 5 vom Hundert, ohne Rüdficht auf die Höhe des Ein- 
fommend. Es zahlt daher der feine Gewerbsmann, der Krämer u. ſ. w. 
verhältnigmäßig dasjelbe Percent jeines Einkommens wie der große Berg: 
werf3- und Hüttenmwerfsbefiger; der kleine Rentier, der 500 fl. Einkommen 
bezieht, dasjelbe Percent wie der größte Capitaliit, deſſen Einftommen 
Hunderttaufende beträgt. 

Nur bei dem Einkommen der zweiten Claſſe greift in dem Steuer: 
percent eine mäßige Progreffion Plab und zwar zahlt das jährliche Ein- 
fommen von 600—1000 fl. 1°/, und fteigt diefes Percent von je weiteren 
1000 fl. um 1°/,, jo daß bei einem Einfommen von 3000 fl. das erjte 
Zaufend mit 1°,,, das zweite mit 2%/,, das britte mit 3°/, bejteuert 
wird. Doc geht diefe Brogreffion nur bis 10000 fl. Einfommen, indem 
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von dem zehnten 1000 fl. noch 10°/, gezahlt, dieſes Steuerpercent aber 
bei den folgenden Taujenden nicht überfchritten wird; das auf die zehnten 
1000 fl. in die Hunderttaufende fteigende Einkommen zahlt nur mehr 10°, 
an Steuern. 

Je nad) Bedarf des Staates wird zu der Einfommenjteuer ein Zu— 
ſchlag, der einen aliquoten Theil derjelben beträgt, hinzugefügt. Dieſer 
Zuſchlag wird in dem jährlichen Finanzgefege namhaft gemacht und mit der 
Einfommenjteuer zugleich eingehoben.?*) 





Verzehrungsiteuern. 


Eine allgemeine Berzehrungsjteuer wurde in Dejterreich zuerit 
im Jahre 1829 an Stelle der bis dahin in den einzelnen Provinzen be: 
Itandenen verjchiedenartigen Steuern von Nahrungs: und Genufßmitteln 
eingeführt; in Wien und den Provinzialhauptitädten in der Form und unter 
der Bezeichnung der Accife. ‘®) 

Das ſtaatsrechtliche Merkmal diefer Steuer ift, daß die Pflicht zu ihrer 
Entrihtung unmittelbar in der Regel nur den Erzeuger oder Verſchleißer 
(Händler), der derjelben unterzogenen Nahrungs: und Genußmittel trifft, 
nicht aber den Conjumenten, der diejelbe thatfächlich im Preiſe der Waaren 
an den Erzeuger oder Händler bezahlt. 

Segenftände diejer Steuer find: Branntwein, Wein und Mojt, Bier, 
Fleiſch und Schlachtvich, Zuder, Mineralöl, außerdem in gejchloffenen 
Städten noch eine Anzahl anderer Verbrauchsgegenſtände wie 3. B. Kohlen, 
Brennholz u. ſ. w.”®) 

Die verjchiedene Natur jedes dieſer Steuerobjecte macht ein ver: 
jchiedenes Berfahren bei der Einhebung der Steuer von denjelben nöthig 
und obendrein bedingt es ein verjchiedenes Syſtem der Einhebung je nad 
dem e3 jich um gejchlojjene Städte oder offenes Land handelt. Bei jolchen 
Objecten, welche zum Verkauf nur in größeren Ctablifjements erzeugt 
werden fünnen, wie z. B. beim Bier, Branntwein, Zuder und Mineralöl 
bafirt die Steuereinhebung auf der Berechnung des in den Erzeugungs: 
jtätten (Brennereien, Zuderfabrifen, Betroleumraffinerien) erzeugten Quan— 
tums, wonach die Steuer von den Erzeugern eingehoben wird. Wo die 
Erzeugung nicht auf einzelnen Stätten centralifirt, jondern allgemein ver: 
breitet AL wie das z. B. bei Wein und Mojt und auch beim Fleiſch der 


ı) &n — wird an Stelle einer Einkommenſteuer eine Capitalszinſen— 
und —— (GA. XXII: 1875) und überdieß ein allgemeiner Einkommens— 
ſteuerzuſchlag eingehoben (GA. XLVII: 1875). Gegenſtand der erſteren iſt jeder 
Rentenbezug und Ertrag desjenigen Vermögens, welches durch die beſtehenden 
Steuern nicht getroffen wird. Der allgemeine Einkommensſteuerzuſchlag iſt tbat- 
ſächlich nur ein Zufchlag zu verjchiedenen bejtehenden Steuern, wobei diee & Steuern 
(meiit im fünffachen Betrage) die Grundlage bilden. Es zahlen aljo diejen Zu— 
ichlag alle, welche Grund-, Gebäude», Erwerb3- und Rentenjteuer zahlen. 

») Allerhöchite Entichliegung vom 25. Mai 1829 POS. ©. 67 Nr. 74. 
’*) Dieje Gegenftände find aufgezählt in_ dem, dem ur Fa = 
vom Jahre 1829 beigefügten Tarif für geichloffene Städte. Manz, B. XXI. 
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Fall ijt, da ift für die Methode der Steuereinhebung der Unterſchied zwiſchen 
geichloffenen Städten und offenem Lande von entjcheidendem Einfluß; in 
erjteren nämlich) wird die Steuer bei den Linienämtern erhoben, wobei 
jedermann, der dieſe Steuerobjecte in die Stadt einführt, nur die er- 
laubten Straßen und Wege in die Stadt benützen darf (nicht Verbots— 
wege)7); auf offenem Lande dagegen wird bei ſolchen Artikeln zum ver- 
alteten Syſtem der Verpachtungen oder zu directer Abfindung mit den 
Producenten Zuflucht genommen. 

Einige diefer Steuern, namentlich die Bier, Branntwein- und Zuder: 
jteuer gehören zu denjenigen indirecten Steuern, welche auf Grund des Aus- 
gleich3gejeges vom 21. December 1867 RGB. Nr. 146, in beiden Neichshälften 
nach gleichen von Zeit zu Zeit zu vereinbarenden Grundſätzen behandelt werden. 
E3 kann aljo die Steuer von diejen Gegenftänden nicht einfeitig in einer 
Reichshälfte abgeändert werden, jondern es iſt zu jedem gejeßgeberijchen 
Acte auf diefem Gebiete das vorhergehende Einverjtändnig beider Regie- 
rungen erforderlich, worauf erjt die bezüglichen Gejehe in beiden Parla- 

menten im Wejentlihen gleihen Inhalts durchgeführt werden müfjen. °*) 
Diefe Gruppe von Steuern, alfo: Bier-, Branntwein- und Buder- 
jteuer, jind noch in anderer Hinjicht bejonderd bemerfenswerth und haben 
einige gemeinjame Merkmale. 

Sie find finanziell die bedeutenditen; das Einkommen aus denjelben 
übertrifft weit die Einkünfte aus den anderen Steuern. Während die Ein- 
fünfte aus den einzelnen indirecten Abgaben ſich im öfterreihiihen Budget 
höchſtens zur Ziffer 5’, Millionen erheben, erreicht das Einfommen aus 








), Für Wien iſt neuejtens mit Gef. vom 10. Mai 1890 RGB. Nr. 78 die 
Verzehrungsfteuer (Hceife) geregelt worden. Dabei wurde das als gejchlojjen er- 
flärte Gebiet von Wien A. eine Anzahl von Bororten und Gemeinden erweitert 
(das fünftige Großwien). Der beigejchlojjene Tarif enthält zwölf Nummern (Haupt- 
rubrifen) namentlih: Wein, Obftmojt, Bier, Rindvieh, Schaafe, Schweine, Fleisch, 
Geflügel, Wildpret, ausgehadtes Wildpret, Federwild, Fiſche und Schalthiere. Der 
öltere nun aufgehobene Berzehrungsiteuertarif von Wien enthielt noch eine Anzahl 
anderer Gegenjtände, wie 3. B. Brennholz u. dergl., was jebt freigegeben wurde. 

) Noch weiter als obige Bejtimmung des Gef. vom Jahre 1867 gehen die 
Zoll- und Handelsbündnigverträge zwiſchen Defterreihh und Ungarn, von denen 
der erite vom 24. December 1867 RGB. Nr. 4 ex 1868, der zweite vom 27. Juni 
1878 RGB. Nr. 62, der dritte endlich gegenwärtig und bis zu Ende des Jahres 1897 
geltende vom 24. Mai 1887 RGB. Nr. 47 datirt. Der Art. XI des zweiten der 
obigen Zolle und Handelsbiindnißverträge (der mittelft des dritten vom Jahre 1887 
auf weitere 10 Jahre verlängert wurde) beitimmt, daß ſowohl das Salz- und 
Zabafögefälle, wie auch diejenigen indirecten Abgaben, weldye auf die wirthichaft- 
lihe Production von unmittelbarem Einfluffe jind, namentlich die Branntweins, 
Bier- und Zuderfteuer in beiden Ländergebieten während der Dauer diejes Ver— 
trage8 nad) vereinbarten gleichartigen Geſetzen und Verwaltungsvor— 
ihriften gehandhabt werden jollen, und daß dieje Gejete und Verwaltungsvor- 
ihriften nur im gemeinfamen Einveritändnifie wieder abgeändert werden fünnen. 
Zur Wahrung diejer Uebereinftimmung jteht jedem der beiden Finanzminifter das 
Recht zu, in den Geſchäftsgang im anderen Theile der Monardie durch eigene 
Organe Einjiht zu nehmen. Was aljo in VBorftehendem ſowohl von diejen in« 
directen Verzehrungsiteuern als auch vom Tabat- und Salzmonopol als in Dejter- 
reich geltend gejagt wird, das gilt auch in vollem Maaße für Ungarn. 
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den obgenannten drei Steuern die Ziffer von 20 und 30 Millionen. Am 
nächiten fommt ihnen nur der Ertrag auß dem Salzmonopol mit über 
20 Millionen und nur das Tabatmonopol liefert mit über 82 Millionen 
einen höheren Ertrag. 

Dieſer Umftand erklärt es, daß der Staat auf die zweckmäßige Be: 
fteuerung der genannten drei Genußartifel eine ganz befondere Sorgfalt 
verivenbdet. 

Woher e3 kommt, daß diefe drei Artikel, ſowie das Salz und der 
Tabak verhältnigmäßig die ergiebigiten Einnahmequellen bilden, haben wir 
an anderer Stelle auseinandergejett.””) Hier fei nur fur; bemerft, da 
jede diejer Steuern die allergrößte Maffe des Volkes zur Leijtung beran- 
zieht, und daß die Bier-, Branntwein- und BZudererzeuger, welche die 
Steuer entrichten, eigentlih nur die Mittel3perfonen find, deren fich der 
Staat bedient, um die breiteften Schichten des Volkes zur Steuerleijtung 
heranzuziehen; als Lohn dafür allerdings empfangen diefe Bier-, Brannt: 
wein⸗ und Budererzeuger bedeutende, ja riefige Monopolsgewinnſte. *) 

Nur diefe den genannten Unternehmern zu Theil werdende Rolle er: 
klärt und rechtfertigt e3, daß der Staat ihnen gegenüber fich geſetzlich zu 
den weiteitgehenden Eingriffen und Beſchränkungen der individuellen Frei— 
heit der Handlung und Erwerbsthätigfeit ermächtigen läßt, jo daß es in 
diefen Gewerbebetrieben feine anderen als nur ftaatlih controlirte Er: 
zeugung3procefje giebt und die betreffenden Unternehmer in ihrer ganzen 
Gewerbethätigfeit den controlirenden Finanzbehörden fo unterworfen find, 
ala ob fie nur Angeftellte des Staated wären und nur in jeinem Auftrage 
arbeiten würden. 


Dabei verfährt der Staat der Großinduftrie gegenüber mit größerer 
Strenge, während er der landwirthichaftlihen Induftrie größere Nachſicht 
entgegenbringt. So iſt es 3. B. den landwirthichaftlihen Branntmwein: 
erzeugern geftattet, den zu ihrem Hausbedarf nöthigen Branntwein jteuerfrei 
ihren Brennereien zu entnehmen, während ein ſolches Vorgehen bei den Bier: 
brauereien und Zuderfabrifen ausdrüdlich verboten ijt und die betreffenden 
Unternehmer auch das zu ihrem Hausbedarf nöthige Quantum von Zuder 
und Bier verjteuern müſſen. Allerdings erklärt fich die größere Connivenz 
gegen die landwirthichaftlichen Brennereien auch aus dem Umſtande, weil 


»9) Verwaltungslehre $. 53, 

) Daher richten ſich aud die Angriffe der Socialiften vornehmlich gegen 
alle indirecten Steuern. Laſſalle (Die indirecte Steuer. 1863) berechnet, dab von 
den im preußifchen Budget 1855 figurirenden Einnahmen im Betrage von rund 
109 Millionen nur etwa 13 Millionen aus der directen Steuer fließen, und nad 
Abzug von 11 Millionen aus Staatsdomänen, der Reit von 85 Millionen aus 
indirecten Steuern herrühre. An dieſe Berechnung knüpft nun Lafjalle folgende 
Bemerkung: „Die indirecte Steuer ijt das Inſtitut, durch welches die Bourgeofie 
das Privilegium der Steuerfreiheit für das große Capital verwirklicht und Die 
Koften des Staatsweiens den ärmeren Claſſen der Gejellihaft aufbürdet.“ Diele 
ſcharfe Kritik der indirecten Steuern hat viel dazu beigetragen, das Problem einer 
Einfommenjtener auf die Tagesordnung Ad europäijchen Staaten und aud 
Defterreich3 zu jegen. Dieſes Problem erwartet jeine Löfung von der Zukunft. 
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diefe Brennereien in viel zu großer Zahl vorhanden find, als daß fie fo 
controlirt werden könnten, wie die verhältnigmäßig wenigen großinduftriellen 
Unternehmungen der Bierbrauer und Zudererzeuger. Auch wäre e3 den 
Landwirthen gegenüber, die doch eine Grunditeuer zahlen, eine ungerecht: 
fertigte Härte, wollte man ihnen ihren eigenen Branntwein nur verfteuert 
zum Genuſſe überlafjen. Dem indujtriellen Betriebe gegenüber braucht der 
Staat allerdings diefe Rückſicht nicht walten zu laſſen. 

Ein weiteres gemeinfames Merkmal diefer drei Steuergattungen liegt 
darin, daß fie von Producten eingehoben werden, an deren Erport der 
Staat ein jo hohes und mächtiges Intereffe hat,®?), daß er auf jede Steuer 
verzichtet und die eingehobenen zurüderftattet, jobald das Product die Zoll: 
linie verläßt. Daher find in den bezüglichen Steuergefegen identische Be— 
ftimmungen über Steuerrejtitution bei der Ausfuhr diefer Producte über 
die Bolllinie, enthalten wenn fie verjteuert waren, aber auch Beitimmungen 
über ihre unter den nöthigen VBorfichten vorzunehmende unverfteuerte Aus- 
fuhr über die Bolllinie. 
Die Bierfteuer. 

Die Bierjteuer wird „von allen jenen, welche fich mit der Erzeugung 
von Bier bejhäftigen,“ eingehoben. Das Geſetz vom Jahre 1829 Tegte 
noch das Hauptgewicht auf die Abfindung mit den Erzeugern und läßt die 
„tarifmäßige Gebührentrichtung“ erft da eintreten, wo feine Abfindung zu 
Stande fommt. Sowohl die Abfindung, wie auch die tarifmäßige Ge- 
bührenberechnung wurde im Sinne jenes Geſetzes nad der Menge des 
erzeugten Bieres vollzogen. . 

Erjt mit dem Min. Erl. vom 19. December 1852 fchritt man zu 
einer rationelleren Bejtenerung des Vieres, indem man zur Grundlage der 
Steuerberechnung nicht wie bis dahin nur die Menge, fondern auch den 
Ertractgehalt der Bierwürze nahm. Darnad) wird die Verzehrungs- 
fteuer vom Bier nach der vollen, auf den Kühlftod gebraten Menge und 
nach dem vor Beimifchung des Gährungsmittel3 zu conftatirenden Ertract- 
gehalt der Bierwürze berechnet. Diejer Ertractgehalt (an Zucker) wird 
mittelft des ämtlichen Zuckermeſſers (Sacharometers) erhoben. 

Dabei giebt es feine Steuerbefreiungen au dem Grunde, daß das 
Bier zum eigenen Hausbedarf erzeugt wird. 

Der Bräuer ijt verpflichtet, da3 vorzunehmende Brauverfahren recht: 
zeitig der Finanzbehörde anzumelden, wobei er den Ertractgehalt der zu 
erzeugenden Bierwürze in ganzen Sackhjarometergraden angeben muß. °?) 
Bei dieſer Ungabe wird ihm ein gewiſſes Fehlermarimum (ein Grad) 


ng) ar Intereſſe beruht darauf, daß es jich bei den genannten Erzeug- 
niffen um Extracte aus landwirthichaftlichen Rohſtoffen handelt, bei deren Er- 
zeugung die Abfälle und Ueberbleibfel in erjter Linie zur Viehmaft, in zweiter 
zur Bodenmelioration dienlich find. Der Export diefer Artikel bedeutet aljo die 
böchite Verwertung nationaler Arbeit bei größter Schonung der Fruchtbarkeit des 
heimathlichen Bodens. 

* Gef. vom 25. April 1869 RGB. Nr. 49. 


28. 


$. 29. 
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nachgejehen; über diejes Marimum beginnt die Strafbarfeit wegen falicher 
Angabe. 

Auf Grundlage der angemeldeten Anzahl der Saccharometergrade wird 
die Steuer berechnet. Zu diejer ordentlichen Bierjteuer wird in gejchlofjenen 
Städten noch ein außerordentlicher Zuſchlag hinzugefügt. 

Der ganze Proceß der Bierbereitung jteht unter ämtlicher Controle — 
und das Gejeg normirt jogar die Art und Weife des VBorganges bei dem: 
jelben. So it z. B. eine Verdünnung der angemeldeten und erzeugten 
Bierwürze nicht geitattet. 

Die Finanzbehörde kann fich jederzeit über den Stand des Bräu: 
procejjes durch Nachſchau die nöthigen Informationen verichaffen; der Ge: 
ichäftäbetrieb jener Biererzeuger, die ſchon einmal wegen einer Gefällgüber: 
tretung gejtraft wurden, kann einer jchärferen Aufjicht unterworfen werden. 


Branntweinfteuer. 


Die Steuer von gebrannten Flüffigfeiten, mit der auch die Preßhefen— 
bejteuerung verbunden ijt, hat in den lebten Jahren einen großen Auf: 
ihwung genommen; durd eine Vervollkommnung der Steuereinhebungs: 
methode °?) ift e8 gelungen, das Einkommen von diejem Steuerobjecte bei 
Wahrung aller berechtigten volfswirthichaftlichen Intereſſen auf fait das 
Bierfache des früheren Ertrages zu bringen. °*) 

Die Steuer wird theild als Productionsabgabe (bei der Erzeugung 
in induftriellen, nichtlandwirthichaftlichen Brennereien), theil® als Conſum— 
abgabe beim Uebergang des Branntiweind aus der amtlichen Controle in 
den freien Verkehr eingehoben; die Conſumabgabe hat zweierlei Säße, jo daß 
ein gewijjes, geſetzlich beſtimmtes Quantum von Spiritus dem niedrigeren 
Steuerjage unterworfen ift, welches Quantum individuell unter die Brennerei: 
bejiger vertheilt wird, jo daß es jedem derjelben freifteht, das auf ihm ent 
fallende Quantum zu dem niedrigeren Steuerjage in den Verkehr zu ſetzen. 
Die Conjumabgabe ijt insbejondere auf die landwirthſchaftlichen Bren: 
nereien ($. 2a) berechnet. 

Zum eigenen Hausbedarf in den gejeglihen Gränzen erzeugter 
Branntwein genießt Steuerfreiheit. 

Auch derjenige Branntwein, der, jei es als ſolcher oder in Form von 
Liqueur, Rum u. dergl., über die Zolllinie ausgeführt wird oder zu ge 





ss, Das Branntweinjteuergejeg vom 27. Juni 1878 RGB. Nr. 72 wurde 
mit Gej. vom 19. Mai 1884 RGB. Nr. 63 abgeändert und diejes wurde wieder 
durch das gegenwärtig geltende Geſ. vom 20. Juni 1888 NEL. Nr. 95 eriegt; 
zu dieſem legteren jind mit Min.Erl. vom 10. Auguft 1888 RGB. Nr. 133 
Durhführungsvorjchriften erlaffen worden. 

) Während noch im Jahre 1883 der Staatsvoranſchlag die Branntweiu— 
jteuer mit 8", Millionen präliminirte, figurirt diejelbe im Voranſchlag von 1889 
mit (rund) 32 Millionen und ebenjo im Voranjchlag von 1890; im Voranſchlag 
bon 1891 mit rund 31 Millionen. Zugleih mit der Branntweiniteuer und ale 
30% ,ger) Zuichlag zu derjelben wird von denjenigen Branntweinbrennern, welde 
Preßheſe (zum Abjap beſtimmte Hefe) erzeugen, die Preßhefeabgabe eingehoben; in 
Finanzgeſetz von 1890 iſt diejelbe mit 420,000 fl. eingeitellt. 
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werblichen und Heilzweden verwendet wird, genießt Steuerfreiheit ($. 6). 
Die landwirthichaftlihen Brennereien genießen gegenüber den indujftriellen 
noch eine bejondere Begünjtigung in Form von Bonificationen aus der 
Staatöcafje für jedes Hectoliter Alkohol, welches von ihrer Erzeugungsftätte 
unter Beobachtung der dießbezüglichen Beitimmungen weggebradt wird. 

Bei der Ausfuhr über die Zolllinte wird eine bejondere Steuerboni- 
fication für jeden Liter Alkohol gewährt — dieje Steuerbonificationen 
dürfen aber jährlich die gefeglich bejtimmte Summe (von einer Million Gulden) 
nicht überjteigen ($. 3.) 

Zur Zahlung der Productionsiteuer it der Unternehmer verpflichtet; 
bei einer Gefällöverfürzung iſt auch der Betriebsleiter verantwortlich und 
zahlungspflichtig ($. 15.) Die Conjumfteuer haftet auf dem Branntwein, 
jo lange er ſich auf der Erzeugungsitätte, auf Freilagern oder im Trans: 
porte befindet, mit der gejeglichen Priorität gegenüber allen anderen Forde— 
rungen ($. 17.) 

Die Steuer wird nad) der Menge des erzeugten Alkohols bemejjen. 
Dieſe Altoholmenge aber wird fejtgeitellt, enttweder im Wege der Baufchalirung 
nach der Leijtungsfähigfeit der Brennvorrichtungen oder auf Grund der 
Anzeigen eines Controlmeßapparates oder endlih auf Grund eines frei- 
willigen Uebereinfommens mit dem Brennereiunternehmer (Abfindung). Die 
Brennereien werden zu diejem Zwecke in mehrere Kategorieen eingetheilt 
($. 32), je nachdem aus welchen Stoffen, nach welcher Methode und in 
welchem Umfange fie Alkohol erzeugen, und das Gejeg bejtimmt, auf welche 
Kategorieen von Brennereien je eine der obigen Steuerbemefjungsarten An— 
wendung zu finden hat, womit auch die Art der Abgabenentrichtung be: 
jtimmt wird. Bei denjenigen Brennereien nämlih, wo die Baufchalirung 
oder Abfindung jtattfindet, wird die Abgabe bei der Erzeugung, dagegen 
wird bei zwei Kategorieen Brennereien (Zahl II und III des $. 32) die 
Abgabe beim Uebergange des Steuerobjecte® in den freien Verkehr 
eingehoben. 

Zur Sicerftellung der Abgaben find weitgehende Eontrolmaßregeln 
getroffen, jo zwar, daß der Betrieb der Brennereien unter ununterbrochener 
Aufjicht der Finanzbehörde vor fich geht. Die Unternehmer müfjen die ge: 
nauen Bejchreibungen der Erzeugungsitätten und der zur Erzeugung ge: 
brauchten Gefäße, Geräthihaften, Maſchinen und Borrichtungen den 
Finanzbehörden in zwei Eremplaren vorlegen, von denen fie eines, mit der 
Beitätigungsclaufel der Behörde verjehen, zu ihrer Dedung zurüderhalten. 
Sowohl von dem Beginn, wie von jeder Unterbrehung und dem Schluß 
des Productionsprocejjie® muß die Behörde benachrichtigt werden, welcher 
überdies das Recht zufteht, jederzeit (auch bei Nacht) die Erzeugungsitätten 
zu injpiciren. ($. 30.) 


Zuderfteuer, 


Auch die Zuderjteuer unterlag in den legten Jahrzenten mehrfachen $. 30. 
Modificationen. Gegenwärtig gilt für die Zuderjteuer das Gejeg vom 


Gumplomwicz, Das öfterr. Staatärcht. 20 
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20. Juni 1888°°). Darnach ift Gegenjtand der Steuer dad Product 
ſelbſt — aljo Zuder jeder Art, woraus immer derjelbe erzeugt worden ift. 
Nur unterliegt der Rübenzuder und aller Zuder von gleicher Art (alfo aud) 
Rohrzuder) einer höheren Steuer (11 fl. für 100 Kilogramm) als der 
Zuder anderer Art (1—3 fl. für 100 Kilogramm). Zur Zahlung der 
Steuer iſt nicht nur der Unternehmer verpflichtet, jondern auch jeder, der 
unverjteuerten Zuder wifjentlih an jich bringt. Bei Geſällsverkürzungen 
jind auch die Betriebsleiter der Zuderfabrifen haftbar. 

Die Verbrauchsabgabe haftet auf dem im Transporte befindlichen 
Zuder jo wie auf dem Branntwein (ſ. o.). Die Eijenbahn: und Damp}: 
Ihiffahrtsunternehmungen find verpflichtet, auf Verlangen des Finanzmi— 
nijterd Demjelben die Ausweiſe über die von ihnen vermittelten Zuder: 
transporte vorzulegen. Jeder Unternehmer, der Zuder erzeugen will, iſt 
verpflichtet, vier Wochen vor der Eröffnung des Betriebes der Finanzbehörde 
die vollſtändige Bejchreibung der Erzeugungsitätte, der Werfsporrichtungen 
und des einzufchlagenden Berfahrens mitfammt dem Plan der einzuhaltenden 
Betriebszeit vorzulegen. 

Die Erzeugungsftätte muß mit einer wenigſtens zwei Meter hoben 
Umfriedung °*) umgeben oder auf andere Weije (durd) Gebäude) umfchlojien 
fein. In der Umfriedung dürfen nur die zum Betriebe nothwendigen Ein: 
gänge beitehen. Die Finanzbehörde nimmt auf Grund der Anmeldung 
und der Beichreibung die Betriebgräume in Augenschein, worüber ein Protofoll 
aufgenommen wird. Sowohl das ganze Etablifjenent, wie auch jeder 
Theil desfelben, find mit Auffchriften, welche deren Beitimmung andeuten, 
zu verjehen. AU und jede diesbezügliche Veränderung muß der Behörde 
gemeldet werden; ebenjo muß jede mindejtens vierwöchentliche Betriebsunter 
brechung der Behörde angezeigt werden. Die Behörde nimmt dann die fertigen 
und unfertigen Producte auf; erjtere werden verjteuert, leßtere unter amt: 
lichen Berjchluß eingelagert. Während der Betrieböunterbrehung werden 
die Werfsvorrichtungen mit amtlihem Berichluß veriehen; joll der Betrich 
wieder aufgenommen werden, jo hat der Unternehmer diejes der Behörde 
zu melden, welche behufs Abnahme des Verſchluſſes weiteſtens 6 Stunden 
vor dem angemeldeten Betriebsbeginn an Ort und Stelle ſich einzufinden 
hat. Erjcheint fie nicht, jo iſt der Unternehmer berechtigt, den Verſchluß 
zu bejeitigen. Der Unternehmer ift verpflichtet, gegen zu vereinbarenden 
Miethzins für ein Organ der Finanzbehörde innerhalb der Umfriedung der 
Fahrif eine Wohnung einzuräumen und auch jonjtige zur Amtshandlung 
der Finanzbehörde nöthigen Localitäten zur Verfügung zu ftellen, 

Das fertige Product wird abgewogen, über dasjelbe fortlaufende 
Aufzeihnung geführt und johin die Steuer nad) dem Gewicht des Productes 
berechnet. Die Fabrifen jind unter ftändige jteueramtliche Aufficht geftellt. 

Jede Zuderfabrif muß ihr Product mit einer eigenen Marke bezeichnen. 
Der verjteuerte Zuder muß mit amtlicher Marke verjehen jein — jo lange 


>), Dazu die Vollziehungsverordnung vom 20. Juni 1888 RGB. Wr. 111. 
>, Mauer, Plante, Bitter, Stadetenzaun. 
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er nicht in den Kleinverſchleiß gelangt. Zuderverjchleiger oder Gewerbe— 
treibende, welche bei ihrem Gewerbe Zuder verwenden, müfjen ihr dies- 
fälliges Gejchäft der Finanzbehörde anzeigen; fie find verpflichtet, bei Ueber- 
nahme von Yuder auf das Vorhandenjein der amtlichen Marken zu achten; 
verjchweigen fie einen biesbezüglihen Mangel, fo unterliegen fie einem 
Strafverfahren, außer wenn fie den bemerkten Mangel rechtzeitig (48 Stunden) 
anzeigen; die an den Berpadungen befindlichen amtlichen Marten haben fie 
bei der Entnahme des Zuders zu vernichten. 

Der Finanzwache ift über die Zuderfabrifen und Zudertransporte ein 
weitgehendes Controlrecht eingeräumt. Won Zeit zu Zeit werden behörd- 
liche Aufnahmen der in den Fabriken und Magazinen vorhandenen Borräthe 
vorgenommen. eder Transport des Zuders, fogar innerhalb der Fabriken 
von der Erzeugungsitätte in die Magazine, darf nur bei Tageszeit vor- 
genommen werden. 

Die Wegbringung aus der Fabrik darf nur auf behördlich beftimmten 
Straßen und Wegen jtattfinden. Die Art der Buchführung über die Zuder: 
erzeugung und den Zuderabjaß iſt genau vorgejchrieben; der Unternehmer 
muß die vorgeichriebenen Aufzeihnungen führen — und diefelben werden von 
den Finanzorganen controlirt und mitunterfertigt. Da das jteuerbare 
Verfahren mit der Wegbringung des Zuckers beginnt, jo iſt hievon der 
Behörde rechtzeitig die Meldung zu erjtatten; dieſe Meldung hat alle ein- 
zelnen auf die zum Transport gelangende Zuckerpartie bezüglichen 
Daten zu enthalten; weniger wie 500 Kilo Zuder darf nicht weggebracht 
werden. innerhalb der Umfriedung der Fabrik darf der zum Hausgebraud 
des Fabrikanten nöthige Zuder nur gegen vorausgegangene Anmeldung 
und nach entrichteter Verbrauchsabgabe der Fabrif oder dem Lager ent: 
nommen erden. 

Die Zuderjteuer ijt in der Regel vor der Wegbringung des Zuders 
im Steueramte zu erlegen; doc) fann unter Umftänden auch eine Borgung 
der Steuer bis auf vier Monate ftattfinden. Unverfteuert fann unter 
den nöthigen Borjihten Zuder in ein Freilager oder aus einem jolchen 
über die Zolllinie ausgeführt werden. 


Mein: und Moſtſteuer. 


Die Einhebung der Wein:, Weinmoft- und Obftmojtiteuer erfolgt auf $- 31. 

dem offenen Lande nach den Bejtimmungen des Berzehrungsiteuergejeges 
vom Jahre 1829 ($ 5 lit. b) von den Gaſt- und Schantwirthen, Bufchen: 
ſchänkern und fogenannten Leutgebern, ſowie von allen denjenigen, welche 
diefe Getränfe, mögen e3 jelbjterzeugte oder fremder Erzeugung jein, aus: 
ihänten oder im Kleinen verfaufen. Der Tarif, auf deffen Grundlage 
diefe Steuer gegenwärtig bemefjen wird, ift mit dem Gefege vom 17. Auguſt 
1862 Nr. 55 RGB. erlafjen worden. *”) 


) Manz, B. XXI. ©. 56. 
20* 


$. 32. 


—— 


In geſchloſſenen Städten wird dieſe Steuer als Acciſe auf Grundlage 
des (höheren) Tarifes vom 25. Mai 1829 eingehoben. Die Erzeuger 
bleiben bei dieſer Steuer ganz außer Betracht: ſo lange alſo dieſe Getränke 
nicht in den Ausſchank und nicht in eine geſchloſſene Stadt gelangen, braucht 
von denſelben keine Steuer gezahlt zu werden. 

Dagegen werden Kunſt- und Halbweine in den für die Verzehrungs— 
ſteuer als geſchloſſen erklärten Orten in gleicher Weiſe wie der Naturwein 
beſteuert, wobei jedoch die Steuerpflicht die Erzeuger trifft, zu welchem 
Zwecke die Erzeugungsſtätten ähnlichen Bewachungen und Controlen und die 
Unternehmer ähnlichen Pflichten unterworfen find wie dieß bei der Zucker— 
fabrifation und Bierbrauerei der Fall ift.*°) Am offenen Lande wird von 
Kunſt- und Halbwein die Verzehrungsiteuer in denfelben Fällen und in 
demjelben Ausmaße eingehoben wie dieß für den Wein im Allgemeinen der 
Fall ift.°%) Der Ertrag der Wein: und Moftfteuer ijt in den letzten Staats: 
voranſchlägen mit 4'/, Millionen eingejtellt. 


Bleifch- und Schlachtviehfteuer. 


Mit der Weinfteuer hat die Fleiſchſteuer das Gemeinſame daß die Pro: 
ductiongjtätten diefer Genuß- und Nahrungsartifel weit und breit im Lande 
zerjtreut find; daß es daher unmöglich ift, von diefem Artikel eine Pro: 
ductiondabgabe zu erheben, die Verwaltung vielmehr gezwungen ijt am die 
Beſteuerung derjelben entweder an den Thoren der geichlofjenen Städte oder 
aber am offenen Lande in dem Momente heranzutreten, wo jie in den 
Handel fommen. Denn jchon die Verſchleißſtellen dieſer Artikel jind viel 
geringer an Zahl als deren Productionsftätten, beim Fleiſche aber jind die 
Schlachtſtellen in noch viel geringerer Anzahl vorhanden und daher leichter 
einer Controle zu unterziehen. 

Daher faßt auch das Fleifchiteuergeieg"") für das offene Land in eriter 
Linie die Shlahtungen in’3 Auge und macht dieje zum Gegenjtand 
der Steuer („Der Berzehrungsfteuer unterliegen Schlahtungen ꝛc.“ $ 1). 
Allerdings muß die Schlahtung, um Gegenstand der Beiteuerung zu werden, 
entweder von gewiljen gejeglich bezeichneten Perjonen oder zu einem im 
Geſetze bejtimmten Zmwede vorgenommen werden. Und zwar unterliegt der 
Beiteuerung jede Schladhtung, welche ohne Rüdficht zu welchem Zwecke von 
einer gewifjen Kategorie von Gewerbetreibenden als: Fleiſcher, Seldher, 
Wirthe u. drgl. vorgenommen werden; oder aber aud) von anderen Ber: 
jonen®*), wenn diefelben für gemeinfhaftlide Rechnung oder zum Zwecke 
der Veräußerung in rohem Zustande, erfolgt. 


s) Geſet vom 30. März 1882 RGB. Nr. 45. 

, Fin-Min.-Erl. vom 3. October 1880 3.30093. Manz, B. XXI. ©. 57. 

oo) Geſetz vom 16. Juni 1877 über die Fleiichiteuer außer den für die 
Berzehrungsiteuereinhebung als geſchloſſen erklärten Orten. Nr. 60 RGB 

»i) Unter dieſen „anderen Perſonen“ werden auch Klöſter und Ordenshäuſer 
verſtanden, welche Zöglinge entgeltlich beköſtigen. Erk. des Verwaltungsgerichts 
vom 19. und 25. Mai 1880 3. 990. Budwinski Nr. 777 und 782.) 


Außer den Schlahtungen find aber auch noch unter gewiſſen geſetzlich 
beſtimmten Umjtänden diejer Steuer unterworfen: der Fleijchbezug und der 
Fleiſchverkauf, wobei allerdings die Rüdjiht darauf obwaltet, daß das 
Fleiſch“) nicht zwei= oder mehrfach befteuert werde, andererfeit3 aber auch 
danach gejtrebt wird, daß das Fleifch immer mit dem vollen Tarifjage des: 
jenigen Ortes“) verjteuert werde, wo es fchlieflich verbraucht wird, Wird 
aljo das Fleiſch von einem Orte bezogen, wo e3 einem niedrigeren Tarif 
unterivorfen war, jo muß die Differenz nachgezahlt werden; auch hält das 
Geſetz immer an dem Grundjage feſt, daß eine Steuerabfindung immer nur 
Geltung hat zwischen dem Steuerärare und dem betreffenden Gewerbsmanne, 
feiner dritten Berjon zu Gute fommen darf. Wenn alfo Fleischer, Selcher 
oder Wirthe Fleifh aus einem fleifchjteuerpflichtigen Gewerbebetriebe be- 
ziehen, hinfichtlich deffen die Entrichtung der Fleiſchſteuer abfindungsweife 
jtattfindet, jo müfjen fie das jo bezogene Fleiſch nichtsdeſtoweniger verjteuern. 
Dieje Beitimmung Hat jelbjtverjtändlih den Zweck, die übermäßige Aus: 
beutung eines Abfindungsvertrages mit dem. Aerar jeitens vieler Gewerbe: 
treibenden zu verhüten. 

Die Fleifchiteuer wird nad) den Tarife theild vom Stüd gejchlad: 
teten Viehes, theil3 (bei friihem Fleiſch und Fleiſchwaaren) nad) dem Ge— 
wichte und nad) drei Klafjenabjtufungen berechnet und zwar gehören in die 
erjte (höchſte) Claſſe alle Orte mit einer Bevölferung von über 20,000 
Seelen; in die zweite (mittlere) Claſſe alle Orte mit einer Bevölferung von 
10—20,000 Seelen und in die dritte (miedrigjte) alle übrigen Orte (aljo 
unter 10,000 Seelen). 

Die Einhebung der Fleiſchſteuer erfolgt übrigens nad) einem der drei 
für die Verzehrunggiteuer im Gejege vom Jahre 1829 vorgefchriebenen 
Syſteme, welche mit jpecieller Berüdfichtigung der Fleiſchſteuer im Fleiſch— 
jteuergejet noch insbefondere ($$ 17— 19) erläutert werden. Es find das 
die Syiteme: der Abfindung, Verpachtung und ärariicher Regie d. i. mitteljt 
der durch die Finanzorgane erfolgenden Bejteuerung jeder einzelnen jteuer- 
baren Handlung (Schlahtung, Fleiſchbezug, Veräußerung). 

Das Geſetz trägt jowohl den Intereſſen des Handels wie auch den 
berechtigten AInterejjen des Privathaushaltes Rechnung: den erjteren, indem 
e3 diejenigen Schlachtungen von der Verſteuerung ausnimmt, welche zum 
Zwecke des Großhandels mit ganzen geſchlachteten Biehjtüden vorgenommen 
werden ($. 3 Abj. 4); den legteren, indem es Perſonen, die fein Fleiſch— 
gewerbe treiben, unverjteuerte Viehſchlachtungen zu eigenem Gebrauche 
unter gewifjen Umjtänden gejtattet (8. 3 Abſ. 3). 

Auch der Fleiſchbezug bleibt unter Umjtänden unverjteuert, wenn 
die Steuer ſchon beim Fleiſchhändler entrichtet wurde; jo 3.8. der Fleiſch— 
bezug der Speiſewirthe; endlich wird es nicht als „entgeltliche Veräußerung“ 


2, Dem Begriff „itenerbares Fleiſch“ giebt das Geſetz (8.2) einen jehr weiten 
Umfang, indem e3 unter denjelben nicht nur alle Sorten Fleiſch und alle Pro— 
ducte aus denjelben (Würite), fondern auch Sped jubjumirt. 

93) Weber Abjtufung der Steuer nad) den Orten ſ. unten. 


$. 33. 
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angefehen, wenn Dienitboten, Hausleuten u. ſ. mw. als Beitandtheil ihrer 
Koſt Fleiſch verabreicht wird. 

Auch bei der Fleiſchſteuer haben die jteuerpflichtigen Unternehmer zu: 
gleich die Pflicht der rechtzeitigen Anmeldung ihrer Unternehmungen und 
der einzelnen von ihnen vorzunehmenden jtenerbaren Handlungen (Schlad;: 
tungen, Fleiſchbezug); die Finanzbehörden führen die Controle mittelit 
eigener Anmeldungs: und Reviſionsverzeichniſſe und folgen über die ge: 
leijteten Steuerzahlungen BZahlungsbolette aus, die mit fortlaufenden 
Nummern verjehen jind. Die erwähnten jteuerbaren Handlungen dürfen 
nicht ohne rechtzeitige Anmeldung und nicht früher als in dem angemeldeten 
Termin vollzogen werden. 

Wird Fleiſch, von dem die Steuer bei der Schladhtung entrichtet, nad) 
geichloffenen Orten abgejegt, wo von demjelben die Accife entrichtet wird, 
jo kann unter Einhaltung der gejeglichen Borjchriften eine Rüdvergütung 
der bei der Schladhtung entrichteten Steuer gefordert werden ($$. 35, 36). 
Auf die Uebertretungen des zFleischjteuergeieges find, abgefehen von den 
Beitimmungen des Gefällditrafgejeßes, noch bejondere Gelditrafen von 
5—100 fl. geſetzt, welche von den Finanzbehörden verhängt werden. 


Mineralölftener. 


Die allgemeine Mineralöl: (Betroleum:)Steuer wurde in Defterreid 
erjt mit dem Gefe vom 26. Mai 1882 RGB. Nr. 55°) eingeführt — 
womit zugleich die früher beftandene VBerzehrungsiteuer von Mineralöl bei 
der Einfuhr in gefchloffene Orte aufgehoben wurde. Dieſer Steuer unterliegt 
das fertige Product von der geſetzlich beſtimmten Gradhaltigkeit und iſt von dem 
Unternehmer bei der Wegbringung aus der Erzeugungsftätte zu entrichten. 

Die Eontrole ijt ähnlich wie bei den Bierbrauereien; e3 unterliegen 
derjelben die Erzeugungsftätte, die Werkfsvorrichtungen, der Erzeugungs: 
proceß und die producirten Vorräthe. Behufs erfolgreicher Uebung der 
Eontrole müſſen größere Raffinerien innerhalb der Fabrik eine Wohnung 
für ein Finanzorgan beiftellen (gegen vereinbarten Zins); ferner wird ein 
beftimmter Umkreis um die Fabrif als Controfgebiet bezeichnet, innerhalb 
defien jedermann zur Legitimation über den Beſitz von Mineralöl ver: 
pflichtet ift; die Wegbringung des Mineralöl ift an beftimmte Straßen und 
Tageszeiten gebunden. Die Unternehmer find zur Führung genauer Ber: 
zeichniffe über Production und Abſatz verpflichtet, welche von den Finanz: 
organen jederzeit eingejehen und mit den vorhandenen VBorräthen verglichen 
werden fünnen. 

Endlih fann auch bei der Petroleumſteuer unter den gefeglich be- 
jtimmten Vorfichten eine Borgung (Stundung) ftattfinden und fann dasfelbe 
nadı dem Auslande fteuerfrei ausgeführt werden. — Der Ertrag diejer 
Steuer ftieg in den legten Jahren bis über vier Millionen, ”) 


9 Day die Vollzugsvorſchrift mit Minifterial-Erlai vom 23. Juni 1882 
RG 
u Anher den hier aufgezählten Verzehrungsiteuern fommt im Staats 
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Monopolrecht. 


Die allgemeinen Beſtimmungen über die Monopolsgegenſtände find in $. 34. 


der Staatdmonopolordnung vom 11. Juli 1835 enthalten. Darnad) darf 
niemand ohne Bewilligung der Gefällsbehörden Gegenftände des Staats— 
monopols erzeugen, bereiten oder auf eine durch das Geſetz unterjagte Weiſe 
vertvenden. Die erwähnten Bewilligungen lauten immer jpeciell für gewiſſe 
Terjonen, bezeichnen genau das Verfahren bei der Erzeugung, den Ort wo 
diefelbe ftattfinden Fann und den Umfang derjelben. Der Conceſſionär 
hat jih genau an alle diefe Punkte der Bewilligung zu halten. Die er: 
zeugten Monopolögegenftände müljen an die jtaatlichen Niederlagen ab- 
geliefert werden; der Staatsjchat leijtet für diefelben angemefjene Vergütung. 
Auf die Gegenjtände des Staatdmonopols, die für dad Nerar erzeugt werden 
oder werden fünnen, können dritte Berjonen aus privatrechtlichen Titeln keinerlei 
Ansprüche erheben, durch welche die Erzeugung oder Verwendung diejer 
Gegenjtände gehindert wäre; wohl aber fann der vom Werar für die ge- 
lieferten Monopolögegenftände zu zahlende Preis Gegenitand privatrecht— 
liher Anfprüche werden. Monopolsgegenftände dürfen ferner ohne behörd- 
fihe Bewilligung (Licenz) von niemandem veräußert werden; daher darf 
folhe Gegenstände auch niemand von Perſonen, die feine Licenz beſitzen 
anfaufen. Dagegen wird von den Behörden für geeignete Verkaufsſtellen 
diefer Gegenftände Sorge getragen. 

Mit Bezug auf den Handel mit Monopolögegenjtänden bejteht übrigens 
ein Unterjchied zwifchen Tabaf und Salz — indem der Handel mit letterem 
freigegeben tjt, wenn die Händler nur das Salz aus ärariihen Magazinen 
faufen, während der Handel mit Tabak überhaupt unterjagt iſt und nur 
von ärariichen Verkaufsſtellen (Trafiten) beforgt wird. — 





Salzmonopol. 


Da das Recht des Salzmonopol3 ſowohl Defterreich wie Ungarn in 
gleicher Weiſe zuiteht, jo wird die Regelung desjelben in beiden Reichs— 
hälften nach vereinbarten gleichen Gejegen vorgenommen (StGG. 21. Der. 
1867 RGB. Nr. 145). In Folge deſſen mußte auch zum Zwecke der Ver: 
waltung des Salzmonopol3 in beiden NReichshälften eine Vereinbarung ge: 
troffen werden (Ge). dv. 7. Juni 1868 RGB. Nr. 23). Lebtere geht dahin, 
daß jeder Neichshälfte das Einfommen von dem in derjelben zur Conſumtion 
gelangenden Salze möglichit gewahrt bleibe. Die Salzpreije werden daher 
einverjtändlich zwischen den beiderjeitigen Minijterien jo feitgejeßt, daß feine 
Reihshälfte der anderen auf ihrem Territorium Concurrenz maden fann, 
da alfo der beim Salzmonopol gejtattete Privathandel fich auf je eine 
Reichshälfte befchränfe und die Ausdehnung desfelben von einer Reichshälfte 
auf die zweite (durch Transport) ſich nicht mehr rentire. 


voranjchlag noch die Poſt „Berzjehrungsiteuer von eg n Tage ug ee 
vor, welche die bei den Linien Wiens eingehende Acciſe umfaßt; die darauf« 
folgende Poſt „Pachtungen” umfaßt die Bachtichillinge für die verbachtete Acciſe 
in mehreren Landeshauptſtädten. 


$. 35. 
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Als Grundlage der Monopolijirung erklärt $. 204 der Staatämonopol: 
ordnung vom 11. Juli 1835 alles auf oder unter der Oberfläche des Staats: 
gebieted3 von der Natur erzeugte, im reinen Zujtande oder im Gemenge 
mit anderen Stoffen vorhandene Kochjalz als ausjchliegendes Eigenthum des 
Staates; die Gewinnung des Salzes bejorgt der Staat in eigener Regie.) 

Salzbergwerte dürfen daher von feinem Privaten ausgebeutet werden; 
two immer jemand in den Gränzen des Staatsgebieted Salz entdedt, jei es 
als Salzlager, Salzquelle oder als Kochjalz in gediegenem Zuſtande, ijt er 
verpflichtet, binnen 90 Tagen die Anzeige an die Behörde zu erftatten. 
Convenirt e3 dem Aerar nicht, eine jolche Salzfundftelle auszubeuten, jo ift 
er berechtigt, diejelbe unbraudbar zu machen. Wo immer dagegen der 
Staat Salzfundjtellen auszubeuten beabjichtigt, ift er berechtigt, die Ab- 
tretung der zu diefem Zwecke erforderlichen Grundjtüde zu fordern. Der 
Eigenthümer des Grundes hat das Recht der Schadloshaltung nad) $. 365 
a. b. GB. 

Wird bei anderen Productionzprocejien (3. B. Salnitererzeugung) 
Salz als Nebenproduct gewonnen, jo muß es an die Behörde abgeliefert 
werden."”) Eignet ſich dasfelbe nicht zum Verkauf in den ärarifchen Nieder: 
lagen, jo fann es unbrauchbar gemacht werden (denaturirt). Auf Bereitung 
oder Verwendung nichtärariichen Salzes find Strafen gejegt. 

Dagegen liefert da3 Aerar unter gewiljen Umftänden Yabrifsjalz 
an indujtrielle Unternehmungen zum Selbjtkojtenpreife (aljo nicht zum 
Monopolspreife) zum Zwede der Förderung der heimijchen Induſtrie; dod 
wird, um mißbräuchliche Verwendung folhen Salzes vorzubeugen, dasjelbe 
ebenfall3 bevor es an die begünjtigten Parteien abgegeben wird, zu menſch— 
lihem Genufje unbrauchbar gemacht (denaturirt). 


Zabafmonopol, 


$. 36. Das Tabatmonopol beruht gleih dem Salzmonopol auf der Zoll: 
und Monopolordnung vom 11. Juli 1835. Während aber die Grundlage 


*0) Salzbergwerfe und die zu denjelben gehörenden Anjtalten und Einrich— 
tungen unterliegen nur injoferne dem allgemeinen Berggejege, als die bejon- 
deren Geſetze über das Salzmonopol nicht Ausnahmen begründen. Bergbehörden 
dürfen zur Aufſuchung und Aufichließung des Kocjalzes keinerlei Schurfbemilli- 
gungen verleihen; Dagegen iſt jede Bergbehörde verpflichtet, jobald jie Kenntniß 
von einem neuen Vorfommen von Steinjalz, Salzquellen oder unterirdiichen Soolen 
erhält, hievon jogleih der zuftändigen Finanzbehörde die Anzeige zu erftatten. 
Die ſtaatlichen Unternehmungen auf Gewinn von Kochſalz unterliegen feinerlei 
Bergbaubewilligung: nur find die Ealinenverwaltungen verpflichtet, bezüglich der 
Werfsobjecte die Anordnungen des Berggeſetzes zu beobachten und die Berhand- 
lungen wegen zwangsweijer Ueberlafjung von Grundjtüden und Tagwäſſern bei 
der Bergbehörde einzuleiten. Haberer und Zechner: Handbuch des öjterreichiichen 
Bergredts ©. 11. 

9°, Andererjeits wieder kann Kaliſalz trogdem es fein vorbehaltenes Mineral 
ift und principiell dem Eigenthümer des Grund uud Bodens gehört, aus dem 
Grunde nicht frei ausgebeutet werden, weil es nur ald Gemengtheil des Stein» 
jalzes vorfommt (3. B. in Kalusz in Galizien). Die Kalifalzbergbaue find daher 
gleichzeitig auch Salzbergbaue und als joldye Gegenitand des Salzmonopols. 
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de3 Salzmonopol3 die gejegliche Erklärung bildet, daß alles Kochſalz im 
Staate Eigentum des Staates fei: jo beruht das Tabakmonopol auf dem 
allgemeinen Verbote des Tabakbaues ohne behördliche Bewilligung und 
Eontrole. In Ungarn weitverbreitet, wird der Tabalbau in Defterreich nur 
in Galizien, der Bulowina, Tirol und Vorarlberg betrieben. Derjelbe jteht 
unter jteter jtrenger Controle der Finanzbehörden, welche die Art und 
Weile des Anbaus, den Umfang desjelben, das Verfahren beim Ausjegen 
der Pflanzen, bei der Einfehjung und bei der Einlöfung genau vorjchreiben. 
In der Regel darf das reife Product nur an das Merar verfanft werden. 

Die fabritsmäßige Verarbeitung des Tabaks und der Verkauf der 
Cigarren und des Schnupftabats bejorgt das Aerar ausſchließlich; all und 
jeder Privathandel mit Tabakserzeugniffen ift unterfagt. Den ärarifchen 
Tabaksverſchleiß regelt die Borjchrift vom 28. Jänner 1851. 

Der Bruttvertrag des Tabaksmonopols beläuft fih nad dem Bor: 
anjchlag von 1890 auf über 82 Millionen, von weldhem Bruttvertrag die 
Regieauslagen mit über 29 Millionen gegenüberjtehen, jo daß der Netto: 
ertrag ſich auf ungefähr 53 Millionen beziffert. 


Lotto. 


Als ein Entgelt für eine Dienſtleiſtung kann auch der Gewinn be: $. 37. 
trahtet werden, den der Staat aus dem Lottomonopol erzielt. Denn das 
Spielbedürfniß mwurzelt in der focialen Natur der Menjchen; auch die 
primitivften Menfchen kennen dieß Bedürfniß und befriedigen es (mas die 
Crzählung Tacitus’ von den Germanen bejtätigt). Jedes allgemeine Be— 
dürfniß erzeugt aber nothwendigerweiſe die Claſſe von Menjchen, die aus 
der Befriedigung desjelben Gewinn ziehen. Allerhand Spielunternehmer 
würde e3 überall geben, wo der Staat fie nicht unmöglich machte. Durch 
das Lottomonopol behält fi) der Staat den ausjchließlichen Gewinn aus 
der Befriedigung diejes allgemeinen Bedürfnifjes, das allerdings nicht zu 
den edleren gehört, dem jedoch in der einen oder anderen Form die meijten 
Menjchen fröhnen. In dem Vorbehalt der Abhaltung von Glücksſpielen 
liegt mit inbegriffen, daß ohne ftaatliche jpecielle Bewilligung niemand 
Glücksſpiele, welcher Art immer, veranftalten darf. (Daher aud die 
Beiteuerung des ZTotalifateurd mit Gef. v. 31. März 1890.) Das 
Lottomonopol in Dejterreich beruht auf dem f. Patent vom 13. März 
1813. Der Spielende, das ift derjenige, der auf Zahlen in dem Lotto 
einen Einjaß leijtet, jchliegt damit einen Glücksvertrag mit dem Staate ab, 
vermöge deſſen der Staat verpflichtet wird, wenn die gejpielten Zahlen ge: 
zogen werden, den darauf fallenden Gewinn zu bezahlen. Doc ift der 
Staat nicht verpflichtet immer und überall, von jedermann und auf alle 
möglichen Zahlen Einjäge in Empfang zu nehmen. 8 jteht ihm jederzeit 
frei, jolche zurüdzumeifen und den Glüdsvertrag nicht einzugehen. 

Die Empfangnahme der Einfäße von den Spielenden bejorgt der 
Staat durd) eigene Lottoämter und Collecturen; legtere werden an Private 
übertragen, die dafür von den Einjägen gewifje Percente erhalten. Art und 


$. 38. 
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Weiſe der Einſätze und Gemwinnjte find durd einen Specialtarif geregelt, 
der für beide Parteien, Spielende und Uerar, maaßgebend iſt. 

Ueber den gemachten Einjaß wird ein Einlagejchein ausgefertigt, der 
die Legitimation des Spielenden bildet. Der Einlagejbein muß die Nummer 
der Gollectur, den Ziehungstag, Ziehungsort, die erſte und legte Mar: 
ginalnummer, unter welcher das gejammte Spiel in die Originalliſte ein: 
getragen wurde, die Höhe des Geldeinjages und die Unterjchrift des Collec— 
tanten enthalten. 

Durch den Einſatz wird das Aerar jedoch nur dann verpflichtet, wenn 
das vom Kollectanten eingejanmelte „Spiel“ rechtzeitig, das iſt vor der 
Biehung, bei dem Amte eintrifft; widrigenfall3 werden die Einſätze zurüd- 
bezahlt; diejelben müfjen jedoch binnen drei Monaten behoben werden, ge: 
ſchieht dieß nicht, jo fallen fie dem Uerar zu, Ebenjo müſſen die Gewinnſte 
binnen dreiMonaten behoben werden, widrigenfalls fie dem Aerar anheimfallen. 


Verkehrs: Monopole und Abgaben. 

Wie fi) der Staat die ausichließliche Erzeugung und Veräußerung 
folder Genußmittel vorbehält, die ein allgemeines Bedürfniß befriedigen 
(Salz, Tabak), ebenjo behält er jich Dienſtleiſtungen vor, die ebenjo all: 
gemein in Anjpruch genommen werden müjjen. Es find das die verjchiedenen 
Gommunicationsvermittlungen, wie fie die Poſt, Eifenbahn und der Tele- 
graph bejorgen. Wo jtaatliche Pojtverbindung bejteht, darf jich niemand 
mit Brief:, Schriften: oder Drudjachen-Transport befafjen; auch nicht mit 
Berionen- Transport injofern bei demjelben ein Wechſel der Pferde oder 
anderer Transportmittel an bejtimmten Standorten Pla greift. Selbit: 
verftändlich Fünnen aber ſolche Transportunternehmungen gegen jtaatliche 
Eonceflion (3. B. Tramways, Eifenbahnen 2c.) betrieben werden. Die In— 
anfpruchnahme und Benußgung der jtaatlihen Communicationsmittel Poſt, 
Eifenbahn und Telegraphen jteht jedermann ohne Unterjchied gegen Ent: 
rihtung der tarifmäßigen Gebühren zu. Das Geheimniß der zur Beförderung 
gelangenden Briefe darf der Staat nicht verlegen; dagegen fann er die Be: 
förderung von Depejchen, deren Anhalt gemeingefährlich oder jtaatsgefähr- 
(ich ift, verweigern. Für die Art und Weife der Benußung der Eifenbahnen 
erläßt er NReglements, die ſowohl dem Eijenbahnperjonale wie dem reifenden 
Bublitum die Beobachtung gewifjer Regeln zur Pflicht machen. Doc it 
heutzutage bei den jtaatlichen Verkehrsanſtalten das fiscaliihe und finan: 
ziele Moment das untergeordnete, das wirthichaftliche dagegen das über: 
wiegende. Poſt-, Eifenbahn:, Telegraphen- und neuftens Telephonanitalten 
werden vom Staate als Berfehrsanitalten im wirthichaftlihem Intereſſe 
der Geſammtheit betrieben; dieſes letztere ift es, welches bei all und jeder 
Feitfegung der Tarife in Betracht tommt und den Ausjchlag giebt, daher 
wir auch diefer Anjtalten hier nur Erwähnung thun, die näheren Aus: 
führungen dagegen über diejelben dem Verkehrsrechte (f. unten) vorbehalten. 

Faßt man den „Berfehr“ im weiteren Sinne, in dem er nicht nur 
den Transport von Perjonen, Waaren und Mittheilungen, jondern den 
geſchäftlichen Verkehr bedeutet, bei welchem Gitter übertragen werden, 
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jo ift auch diejer Verkehr den jtaatlichen Abgaben unterworfen. Diele 
Bertehrsabgaben werden wir unten ald „Gebühren“ von VBermögensüber: 
tragungen in Betracht ziehen. Diejelben find aber ihrem Wejen nach von 
den eigentlichen Gebühren grundverjchieden, weil jie keineswegs als bloßer 
Entgelt für die „privatlihe Bemühung ciner Staatsbehörde* (Roſcher) 
aufgefaßt werden fünnen, auch in die üblichen „Syiteme der Gebühren“, 
die auf der Unterjcheidung der mannigfaltigen Yunctionen des Staates be- 
ruhen (Juftizgebühren, Verwaltungsgebühren u. ſ. w.) keineswegs fich ein- 
reihen lafjen. Auch ift es für diejenigen Theoretifer, die für jede Abgabe 
eine „Nechtsbegründung“ finden wollen, jchwer, für diefe „Gebühren“, die 
mit der „privatlichen Bemühung“ des Staates in feinem Verhältniſſe 
itehen, eine jolche Begründung zu conftruiren. Es ijt eben der Güter: 
umfaß als folder, der wirthichaftliche Verkehr, den der Staat bejteuert, weil 
er denjelben al3 einen greitbaren Beweis vorhandenen Vermögens anjieht. 


Bergregal. 


Bis zum Jahre 1854 galten in Defterreih nahezu 40 verjchiedene 
Provinzial: und Local: Bergordnungen, von denen die ältejte aus dem 
13. Jahrhundert, die Mehrzahl aber aus dem 16. Jahrhundert jtammten. 
Diejelben waren zumeift auf den in früheren Zeiten einzig lohnenden Metall: 
bergbau berechnet, da damals der Flötz- und Steinkohlenbergbau infolge 
mangelhafter Verfehrsverhältnifje jich nicht entwideln fonnte. Auf Tettere 
fonnten diejelben feine Anwendung finden. Kaiſer Joſef II. trug ſich mit 
der dee, für jämmtliche öfterreihifchen Länder mit Inbegriff Ungarns und 
Siebenbürgen3 eine neue allgemeine Bergordnung verfafien zu laſſen (Hfd. 
v. 7. Juni 1786). Dieje Idee konnte aber damals nod) nicht verwirklicht 
werden. Auc ein im Jahre 1838 gemachter Anlauf, ein neues Stein- 
tohlengejeß zu verfafjen, führte zu feinem Reſultate. Erſt 1849 wurde der 
Plan wieder aufgenommen. Ein mit Benußung des gejammten älteren 
Materials an Bergordnungen und legislatorischen Vorarbeiten verfaßter 
Entwurf wurde vom Minifterium für Landescultur und Bergwejen in Drud 
gelegt und allen Behörden zur Begutachtung mitgetheilt.°) Nachdem zahl: 
reihe Gutachten eingelaufen waren, wurde neuerdings ein Entwurf aus: 
gearbeitet und derjelbe unter dem Titel „revidirter Berggejehentwurf” im 
Jahre 1851 veröffentlicht. ES folgte noch ein dritter und vierter Entwurf, 
welch lebterer erjt nad) einigen Modificationen die Faijerlihe Sanction er: 
hielt und als Gejet vom 23. Mai 1854 fundgemacht wurde,”®) zu welchem 


»s) Das Rundichreiben des Minifteriums für Landescultur und Bergwejen 
vom 25. December 1849 3. 1451 hat für das zu jchaffende Berggejeh folgende 
vier Grundjäße aufgeitellt: 1. Aufrechthaltung des oberften Regalitätsrechts; 
2. Einführung einer fejten, geregelten Oberaufjicht des Staates über alle Berg- 
baue. 3. Anwendung der gejeglichen Erpropriation, wo diejelbe für den Berg— 
bau unerläßlih iſt. 4. Die Unterftellung der Bergbauverhältnijie unter die all- 
gemeinen Geſetze, wo die Eigenthümlichkeiten des Bergbaues nicht eine Ausnahme 
gebieten. Vergl. Neferenten-Entwurf eines neuen Berggeſetzes. Wien 1876 ©. 54. 

»v) Das allg. Berggejeg enthält (in 16 Hauptjtüden) die allgemeinen Be— 


$. 39. 
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unterm 24. September 1854 eine bejondere umfafjende Vollzugsvor: 
ichrift erlaffen wurde. Gegenwärtig wird aber die Neformbedürftigfeit 
dieſes Berggeleges allgemein anerfannt. Das Abgeordnetenhaus bat in 
jeiner Situng vom 31. Mai 1871 der Regierung die Reviſion desjelben 
dringend empfohlen, in Folge deſſen auch die Regierung einen Entwurf eines 
neuen Berggejeges ausarbeitete (1876), der jedoch bisher die parlamentarijche 
Behandlung noch nicht paſſirte. 

Das Geſetz vom 23. Mai 1854 erffärt ($ 3) als Bergregal jenes 
landesfürftliche Hoheitsrecht, gemäß welchem gewiſſe auf ihren natürlichen 
Lagerjtätten vorfommende Mineralien der ausschließlichen Verfügung des 
a. h. Landesfürften vorbehalten jind. Zu diefem Bergregale gehören alle 
Mineralien, welche wegen ihres Gehaltes an Metallen, Schwefel, Alaun, 
Bitriol, Kochſalz benugbar find, ferner die Cementwäſſer, Graphit und 
Erdharze, endlih alle Arten von Schwarz: und Braunfohle. Diefe 
Mineralien bilden die Elajje der vorbehaltenen Mineralien.’ Bezüglich 
derfelben jteht nur dem Staate dad Recht der Auffuhung und Gewinnung 
zu; niemand ſonſt darf im Gebiete des Staates ohne jpecielle Bewilligung 
der competenten Behörde nach jolhen Mineralien juchen (fchürfen) oder 
aufgefundene benügen oder vertwerthen.10?) Der Staat ertheilt die Bewilligung 
entweder in der Form der Zuteilung von Schurfgebieten (Schurffeldern) 
oder die Verleihung von Bergwerksmaaßen (Grubentagmaaßen) und Berg- 
werfsconceflionen. Unter Bergwerksmaaßen verjteht man Rechtecke von 
12,533 Klaftern (45,116 [_]Metern) in der horizontalen Ebene des 
Aufichlagpunftes, mobei die Höhe und Tiefe der Ausbeutung unbe: 
ſchränkt ift.10*) 

Den Verleihungen de3 Staates gegenüber weichen die Rechte der 
Eigentümer des Grund und Bodens; jo daß der Staat nicht nur als 
SBUMUG aller unterirdiichen „vorbehaltenen“ Mineralien angefehen 


TE über vorbebaltene Mineralien (58. 1—12), über das Schurfrecht und 
die Verleihung desjelben (88. 13—97), über die Vorrechte der Bergbaubetriebe 
und ihre Pflichten ($8. 98— 107), über Bergtwerkseigenthum und die mit demielben 
verbundenen Rechte (88. 108—133), über die Pflicht der Bauhafthaltung und der 
Bergbau-srijtungen (88. 170—189), über die Verhältniffe der am Bergbau be- 
theiligten Beſitzer und Angeftellten (88. 200-209), über Bruderladen (88. 210-214), 
Bergwerksabgaben ($$. 215-219), über die Bergbehörden, ihren Wirkungsfreig 
und Verfahren vor denjelben ($$. 220—250), über Endigung der Bergbau: 
berechtigungen (88. 251— 267), endlich über Pfandrechte, Erecution und Concurs 
bezüglich der Bergwerke (SS. 268, 269). 

") Bergl. Haberer_ u. Bechner: Handbuch des öjterreichiichen Bergredts, 
Wien 1884. ©. 3 ff. „Pie Reihe der vorbehaltenen Mineralien iſt feine ge 
ichlojjene; es kann eine neue bisher nicht übliche Darjtellung von Metallen, 
Schwefel, Alaun 2c. zur Folge haben, daß das betreffende zu dieſem Zwede ver- 
a Mineral in die Reihe der vorbehaltenen einbezogen wird“. ©.6. Dajelbit 

.8. sung aller vorbehaltenen Mineralien. 

‚vo, Bergl. Schneider: Lehrbuch des Bergrechts ©. 205. 

2) Die verliehenen Bergwerksmaaße find entweder Grubenmaahe oder 
Tagmaahe; erftere geben das Recht zur Gewinnung aller innerhalb der ver- 
— Fläche, letztere nur zur Gewinnung aller oberflächlich vorkommenden 

ineralien. 
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werden fann, jondern auch das Recht hat, nach thatjächlich nicht vorhandenen 
zu juchen, eventuell das Suchen zu gejtatten. Denn durch die vom Staate 
ertheilte Schurfbewilligung erlangt der Schürfer die Befugniß, innerhalb 
ſeines Schurfgebietes, injofern ältere Bergbaurechte nicht im Wege ftehen, 
Schurfbaue ohne Beichränfung ihrer Zahl zu eröffnen und zu betreiben. 1°) 
Nur dürfen die Schürfarbeiten nicht in einen regelrechten Abbau übergehen, 
ein folcher kann erjt nach Erlangung der Berleihung begonnen werden. 

Die von der Behörde ertheilte einfache Schurfbewilligung ertheilt noch 
fein ausſchließliches Recht zum Schürfen; die Behörde kann auf ein und 
demjelben Gebiete mehrere Schurfberwilligungen ertheilen. Erjt von dem 
Beitpunfte an, wo der Schürfer der Behörde einen bejtimmten Punkt anzeigt, 
an welchem er einen Schurfbau zu beginnen und das Schurfzeichen zu 
ſetzen beabfichtigt, erwirbt er das ausjchließliche Recht für den angezeigten 
Punkt, d. i. einen Freifhurf. Damit erlangt er den Anjprud auf die 
Verleihung eines Grubenmaaßes, womit er das Eigenthumsrecht auf die 
innerhalb des verliehenen Feldes vorfommenden vorbehaltenen Mineralien 
erlangt !0*). 

Befinden ſich vorbehaltene Mineralien in Saifen (Sandbänten) Fluß— 
betten, im Berggerölle, aufgejchwemmtem Gebirge oder in alten verlafjenen 
Halden, jo wird das Recht zur Ausbeutung derjelben durch Verleihung 
von Tagmaaßen ertheilt. 

Ferner verleiht die Behörde Conceſſionen auf Hilfsbaue (Stollen und 
Schachte außerhalb des verliehenen Grubenfeldes) auf Revierftollen, d. h. 
jochen Stollen, durch welche ein ganzes Revier aufgejchloffen wird. 

Die Abgaben, welche für die obigen Verleihungen und Eoncejjionen 
an das Aerar zu zahlen find, jet der Staat im Gefekgebungswege feſt. 
Es leitet ihn dabei fein fisfaliiches Intereſſe, das jedoch mit dem volks— 
wirthichaftlichen im Einflange bleiben muß. Denn zu große und drücdende 
Abgaben würden vom Bergbau abjchreden, während geringe Abgaben 
die Unternehmungslujt befördern. 

Die bezüglihen Normen find in dem elften Hauptjtüd des Berg- 
gejeges von 1854 ($8.215— 218) und in dem Geſetz vom 28. April 1862 
RGB. Nr. 28 enthalten. 

Darnach unterliegt jedes verliehene Bergwerksmaaß der periodischen 
Entrichtung einer Gebühr (Maafengebühr), welche gegenwärtig vierteljährlich 
gleichzeitig mit der Einfommenfteuer an die Steuercafjen zu entrichten iſt 
und 4 fl. jährlich von jedem einfachen Bergwerksmaaß beträgt"). 


03), Schürfen im bergrechtlichen Sinne heißt vorbehaltene Mineralien in ihrer 
Lagerftätte aufjuchen und die gefundenen jo weit aufichließen, daß die Verleihung 
- rt auf derielben erfolgen fann ($. 13 a. B®.). Haberer 
.6 ©. 118. 

105, Die früher bejtandene Verpflichtung des Bergwerks-Eigenthümers, die 
Rohproducte an Gold und Silber an die ftaatlihen Münzämter abzuliefern, 
wurde mit f. Patent vom 24. October 1854 aufgehoben, daher fann gegenwärtig 
der Bergwerfs-Eigenthümer über das gefundene Gold und Silber frei verfügen. 

105, Die Maaßengebühr ift von jedem verliehenen Bergwerksmaaße zu zahlen, 
ohne Unterjchied ob der Bergbau betrieben wird oder nicht, ob er einen Ertrag 
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Außer der Maafengebühr unterliegt jeder Bergbau der Einfommen: 
jteuwer!"®); jeder Freiſchurf Hingegen einer befonderen Freifchurfigebühr 
(4 fl. öW. jährlich). 

Das Hoheitsrecht des Staates liegt beim Bergregal nicht darin, daß 
der Staat von den Bergwerfsunternehmungen Steuern und Abgaben bezieht: 
denn das thut er ja bei allen Gewerben und bei all und jedem Grund- und 
Gebändebeſitz. Dasjelbe liegt vielmehr darin, daß er den Eigenthümern 
de3 Grund und Bodens die Benüßung der unter ihren Grundoberflächen 
befindlichen Bergwerfgüter verbietet und alles Bergwerksgut thatſächlich 
als jein Eigenthum betrachtet, defjen Benügung, Ausbeutung und Gewinnung 
von jeiner Bewilligung abhängig madıt. 

Auf den Namen, mit dem man den Grundjah des Bergrechts benennt, 
fommt e3 dabei nicht an — es iſt bloßes Wortjpiel, wenn man dieſen 
Grundſatz „Bergfreiheit“ nennt, indem man ſich darauf beruft, daß es 
jedermann gejtattet iſt unter gejeglichen Modalitäten zu ſchürfen und 
zu bauen. Thatjächlich ift alles Bergwerfegut der privaten Berfügung 
entzogen und darf nur mit ftaatlicher Bewilligung unter den vom Staate 
vorgeichriebenen Bedingungen gewonnen werden; ob man dies den Grund: 
ja der Regalität oder den der „Bergfreiheit“ nennt, ändert nichts an 
dem Wejen der Sache; allerdings liegt in dem Vorrechte des Staates mehr 
Freiheit für jedermann als in dem Borrechte einzelner Befiger, und 
jomit bedingt jede Regalität und jedes Staatemonopol mehr Freiheit für 
die Gejammtheit als Sondereigenthum einzelner und privates Monopol. 
Die Erfahrung lehrt jedoch, daß das Bergregal noch immer e3 nicht ver: 
hindern kann, daß joldhe private Monopole thatfächlich entitehen, wor: 


liefert oder Zubuße erheiicht. Früher zahlte man die Maafengebühr an die Berg- 
hauptmannjchaftscajjen; jeit dem Fin.-Min.-Erl. vom 7. November 1863 an die 
zur Einhebung der Steuern berufenen Caſſen. Nur die Vorjhreibung der 
Gebühr erfolgt bei den Berghauptmannjchaften auf Grund des bei denjelben ge- 
führten Maaßen-Kataſters. Da die Maaßengebühr wie jede andere Steuer von 
Immobilien auf dem Stenerobjecte haftet, jo iſt der jeweilige Befiger eines ver- 
liehenen Bergbaues für alle von jeinen Vorgängern noch nicht bezahlten Gebühren 
haftbar; für diefe rüdjtändigen Gebühren haftet der Beſitzer jedoch nicht per- 
ſönlich, d. b. nicht mit feinem übrigen Vermögen, mit dem er allerdings für 
Diejenigen Gebühren haftet, mit denen er jelbit im Rückſtande bleibt. Meiteigen- 
thiimer haften jolidariih. Die Maafengebühr kann bei ſehr armen oder jehr 
zerjtreuten Lagerjtätten bis zur Hälfte ermäßigt werden (Min.-Vdg. vom 30. Sep- 
tember 1859, RGB. Nr. 181). 
100) Die Frage, inwiefern Bergbauunternehmungen von der Erwerbſteuer 
befreit oder derſelben unterworfen find, iſt in vielen Fällen ftreitig. Mit dem 
Hofd. vom 9. October 1813 3. 1181 wurden nämlich alle „montantftiichen Werte, 
welche der berggerichtlichen Jurisdiction unterftehen,” von der Erwerbsftener be 
freit. — Seither find aber in diejer „berggerichtlichen Jurisdiction“ mannigface 
Veränderungen eingetreten, jo daß diejelbe fein Kriterium der Erwerbiteuerfreiheit 
mehr abgeben fann. Gegenwärtig iſt vielmehr für die Erwerbiteuerpflicht maaß— 
ebend, ob die Bergbauunternehmung ſich blos auf die Förderung des rohen 
ergwerfsproductes beichräntt, in welchem Falle die Erwerbiteuer entfällt, oder 
ob die Unternehmung eine weitere technifche und fabritsmäßige Umgeitaltung des 
Nohproductes vornimmt, in welchem Falle die Erwerbiteuer zu zahlen ift. Vergl. 
Haberer u. Zechner ©. 391. 
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unter die Gejammtheit oft leidet (Rohlenmonopol des Grofcapitals) und 
es iſt jehr wahrjcheinlih, daß die zufünftige Entwidelung in der Richtung 
der Ausdehnung der Bergregalität vielleicht jogar zur Berjtaat- 
lihung mander Bergwerke (wie 3. B. Kohlenbergwerke) im ntereffe der 
Gejammtheit führen wird. Denn wie die Sachen heute Tiegen, iſt es oft 
auh ausländiihem Capital möglich, durch ausgedehnten Kohlenbergbau 
die inländifhe Bevölkerung thatſächlich in Eontribution zu ſetzen (j. auch 
unter Bergrecht). 


Münzregale. 


Auch aus dem Münzregale, d. i. aus dem ausjchließenden Nechte des 
Staates, Geldmünzen zu prägen, welches Recht der Staat in erjter Linie 
im allgemeinen Intereſſe übt, refultirt für denjelben ein Etnkommen, welches 
dadurch entjteht, daf der Staat durd) die Natur des Münzregals gezwungen 
ift, den Zählwerth der Münzen um ein ganz geringes Bercent über den 
innern Werth des auf die Münzen verwendeten Metalles zu erhöhen, ihm 
daher bei der Ausprägung der Münzen eine Heine Provilion (Schlagſchatz) 
zu Gute fommt. !0°) 

Da das Recht, Münzen zu prägen, ein StaatSmonopol ift, jo darf 
niemand im Staate Geldmünzen prägen, auch wenn er diejelben vollwerthig, ja 
jogar übervollwerthig prägen wollte. Diejes Monopolsreht des Staates, 
welches fich nicht nur auf die Währungsmünze und Scheidemünze, jondern 
auch auf die aus Gold geprägte Handelsmünze bezieht, ift durch Straf: 
beitimmungen gefchüßt. '”*) 

Da „die Feititellung des Münzweſens und des Goldfußes“ zu den 
Angelegenheiten gehört, die in Dejterreich und in Ungarn nad) gleichen von Zeit 
zu Zeit zu vereinbarenden Grundjägen zu behandeln find, '”) jo beruht das 
geltende Münziyitem und die Ausübung des Miünzregales auf den dieß— 
bezüglichen Beitimmungen de3 öfterr.-ungariichen Zoll: und Handelsbünd- 
niſſes. Allerdings hat diejes (Art. XII) an den beitehenden Verhältniſſen 
nicht3 geändert, nur ftellt dasſelbe beiderjeitige gleichartige geſetzgeberiſche 
Maaßregeln behufs Herſtellung „metalliicher Circulation“ in Ausjicht. 


Zoͤlle. 


$. 40. 


Es könnte ſcheinen, daß nachdem das Zollgeſetz feinen Unterſchied von $. 41. 


Perſonen kennt, ſondern jedermann gegenüber dieſelben Zollſätze aufſtellt, 
alle Staatsbürger von dem Zollgeſetze gleich betroffen, gleicherweiſe belaſtet 
werden. Und doch iſt das bei weitem nicht der Fall. Denn allerdings wird 
jedermann, ſobald er eine mit einem Zoll belegte Waare einführt, zu der 
gleichen Zollzahlung angehalten und muß dieſelben leiſten: der Unterſchied 


Die Einnahme aus dem „Münzweſen“ iſt im legten Finanzgeſetz 1890) 
mit 270, 000 Tl. —— 
o) 88. 38, 106, 118—121, 325 des Strafgeſ. 1852. 
109, Art. XI des Sei. vom 21. December 1887 RGB. Nr. 146. 


$. 22. 
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aber liegt darin, daß während die einen darauf angewieſen ſind, ihre Be— 
dürfniſſe mittelſt ſolcher Artikel zu befriedigen, die eingeführt und verzollt 
werden müſſen: andere dieſe Artikel ſehr wohl entbehren können und noch 
andere aus dem Umſtand, daß auf gewiſſe Artikel ein Zoll gelegt iſt, Vor— 
theil ziehen. 

Da die Zölle urſprünglich einzig und allein dem fiskaliſchen Intereſſe 
dienten, wurde auf die durch dieſelben erzeugte ungleiche Belaſtung der 
Staatsbürger nicht Rückſicht genommen. Als ſich mit der Zeit einerſeits 
der Grundſatz der Gleichheit aller Staatsbürger, in Folge deſſen alſo auch 
der Allgemeinheit aller Belaſtung in der Geſetzgebung Bahn brach, anderer— 
ſeits die Wirkung der Zölle als ungleiche Beſteuerung hervortrat, war die 
Geſetzgebung immer mehr beſtrebt, durch Umgeſtaltung der Zolltarife das 
fiscaliſche Intereſſe mit der Forderung des Gleichheitsprincipes, alſo der 
Allgemeinheit, in Einklang zu bringen. Zu alledem trat dann in neuerer 
Zeit die Rückſicht auf das volkswirthſchaftliche Intereſſe, namentlich auf 
den Schutz der heimiſchen Induſtrie gegen ausländiſche Concurrenz, welcher 
ebenfalls durch Geſtaltung des Zolltarifes geübt werden konnte. Unter 
Feſthaltung nun des oberſten Geſichtspunktes aller Zollgeſetzgebung, näm— 
lich des fiscaliſchen, welcher die Zölle in erſter Linie als Einnahmsquelle für 
den Staat betrachten muß, war die öſterreichiſche Geſetzgebung in den aufein— 
anderfolgenden Umgeſtaltungen des Zolltarifes beſtrebt, ſowohl dem Grund: 
ſatz der Allgemeinheit und Verhältnißmäßigkeit der Beſteuerung, als auch 
den berechtigt ſcheinenden Intereſſen der heimiſchen Production Rechnung 
zu tragen. 

Da die Zölle zu denjenigen Angelegenheiten gehören, welche nach dem 
Geſetz vom 21. December 1867 RGB. Nr. 146 in Oeſterreich und in 
Ungarn nach gemeinfamen Grundfägen zu behandeln find, jo fünnen Die 
Zölle in Oeſterreich-Ungarn jedesmal nur auf Grund eines Zollvertrages 
zwifchen beiden Reichshälften und nad einem vereinbarten Bolltarif er: 
hoben werden. Ein jolder Zoll- (und Handeld-) Vertrag wurde zwiſchen 
Deiterreih und Ungarn unterm 24. December 1867 geichloffen, jodann 
unterm 27. Juni 1878 erneuert; dieſer I[chtere Vertrag wurde im Jahre 
1887 auf weitere zehn Jahre mit einigen Modificationen verlängert. ''®) 

Nach diefem legten Bertrage num bilden während der Dauer des 
Zoll: und Handelsbindnifjes beide Ländergebiete ein Zoll: und Handel? 
gebiet, umgeben von einer gemeinfamen Zollgränze.!!!) In Folge deſſen 
bat feine der beiden Reihshälften das Recht, Verkehrsgegenſtände, welche 
aus dem einen Ländergebiete in das andere übergehen, mit irgend welchen 
Abgaben (ſei es Ein, Aus: oder Durchfuhrsabgaben) zu belaften und zu 
folhem Zwecke irgend welde Zwijchenzolllinien aufzurichten. Alle mit 
fremden Staaten abgejchlofjenen Zoll-, Handels: und Schifffahrtöverträge, 


110, HGB. Nr. 48 1887. 

1, Mit Ge. vom 20. December 187IRGB. Nr. 136 wurden auch Bosnien 
und die Herzegowina in dieſes gemeinſame Zollgebiet einverleibt. — Auch jind 
im Sinne der beiden legten Zoll- und Handelsbündniſſe die Freihafengebiete von 
Triejt und Fiume in das gemeinjame Zollgebiet einbezogen worden. 
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wie alle anderen Verträge, welche die wirthichaftlichen Beziehungen zum Aus: 
land regeln, ''?) haben in beiden NReichshälften gleich bindende Kraft. Alle 
innerhalb der gemeinfamen Zollgränze geltenden Zollgejege und Bolltarife, 
dann die Borjchriften über Einhebung und Verwaltung der Hölle in beiden 
Ländergebieten, dürfen nur im gemeinjamen Einverjtändniß der beider: 
jeitigen Legislativen abgeändert oder aufgehoben werden. 

Die Einhebung und Verwaltung der Zölle bleibt den Regierungen 
beider Theile innerhalb der Gränzen des ihnen unterftehenden Yänder- 
gebietes überlajjen. 

Beide Neihshälften haben das Recht, ſich gegenjeitig bezüglich der 
Einhaltung eines übereinftimmenden Verfahrens in der Verwaltung und 
Einhebung der Zölle durch bejondere Inſpectoren zu überwachen. 


Der Zolltarif. 

Die Berwaltung des Zollwejens beruht theilweije noch auf der Zoll- $. 43. 
und Monopolsordnung vom Jahre 1835, den VBollzugsvorichriften zu den- 
jelben vom Jahre 1836 und den zu denjelben jeither erfloffenen zahlreichen 
Rachtragsverordnungen; theilmeile auf dem lebten gegenmärtig giltigen 
Zolltarif de3 öſterreichiſch-ungariſchen Yollgebietes, welcher mit Geſetz vom 
25. Mat 1882 RGB. Nr. 47 fundgemacht und mit Gele vom 21. Mai 
1887 RGB. Nr. 52 in einigen unweſentlichen Einzelnheiten abgeändert 
wurde. Dem eigentlihen Zolltarif find eine Reihe von Artikeln XIX) vor: 
ausgejchidt, welche allgemeine Beitimmungen enthalten; der Zolltarif jelbjt 
beiteht aus zwei Theilen,‘ von denen der erjte in fünfzig Tarifclaffen mit 
zuſammen 356 Tarifnummern alle die Waaren aufzählt, welche bei der 
Einfuhr einen Zoll zahlen oder auch ausdrücklich von Zolle befreit jind. 
Die Angabe der Zollgebühr geichieht entiweder auf Grundlage des Ge— 
wichtes (per 100 Kilo) oder per Stüd. Als zweiter Theil des Zolltarifs, 
der die Ausfuhrzölle enthält, figurirt nur eine Tarifclaffe mit einer Tarif- 
nummer, da bei der Ausfuhr nur von diefem einen Artikel (Hadern, Ab: 
Sälle zur Papierfabrifation u. dergl.) ein Ausfuhrzoll eingehoben wird. 

Die in den Eingangsartifeln enthaltenen allgemeinen Bejtimmungen 
diejes Geſetzes erflären alle Waaren in der Einfuhr für zollpflichtig, 
joweit diefelben nicht in dem beigefügten Zolltarife ausdrüdlich für zoll: 
frei erklärt find. Es unterliegt daher jede im Zolltarife nicht ausdrüdlich 
als zolffrei erklärte Waare einem Zolle und zwar demjenigen, der in dem 
HZolltarife für die Tarifnummer, zu welcher diefe Waare gehört, angegeben 
it. Die Einbeziehung einer gegebenen Waare unter eine Tarifnummer des 
Zolltarifes iſt Sache der Zollbehörden und gejchieht nach den Vorschriften 
de Bollverfahren?. 

Für den Waarendurchfuhr wird kein Zoll eingehoben;?"?) in der Aus— 


12, Hieher gehören auch alle Conſular-, Boft- u. Telegraphen-Berträge. 

15, Doch ift die Ein» und Durchfuhr von Gegenftänden der Staatsmonopole 
Kochſalz, Schießpulver, Tabak) nur mit Erlaubniß der competenten Behörde ge- 
ftattet; auch kann die Regierung aus Gründen der Sanitäts- und Sicherheits 
polizei den Verkehr mit beitimmten Gegenständen verbieten. 


Gumplowiez, Tas öfterr. Staatsrecht. 21 


ie 


fuhr jind alle Waaren zollfrei bis auf die einzige obenerwähnte Tarif: 
claffe und Nummer (Hadern und zur PBapierfabrifation dienende Abfälle). 

Sowohl der Zoll wie das gejeßlich bejtimmte, zugleich mit demielben 
zu entrichtende Wag:, Siegel: und Zettelgeld, find in Goldmünze zu ent: 
richten; im Verordnungswege wird beitimmt, mit welchem Aufgeld Silber 
als Zollzahlung angenommen werden fanı. 

Befreit vom Einfuhrzolle werden Waaren und Gegenjtände aus dop: 
peltem Grunde: wegen ihrer wirthichaftlichen Eigenjchaft oder wegen der 
Awede, für welche fie im Inland bejtimmt find. 

Die erjteren Befreiungen jind in dem BZolltarife in den bezüglichen 
Tarifclaffen und Nummern ausdrüdlich aufgeführt; fie gelten theil® Roh— 
producten, Halbproducten oder Abfällen, welche zum Zwecke der Berarbei- 
tung und Herjtellung von werthvolleren Fabrifaten oder Ganzfabrifaten 
eingeführt werden und bezwecken die Hebung und Förderung der inländiichen 
Industrie. In die Kategorie diefer zollfreien Waaren gehören z. B. Kell: 
und Häute, Werfholz, Hörner, Bernjtein, rohe Baumwolle u. j. w. 

Aus demfelben Grunde als Hilfsmittel der Induſtrie jind zollirei, 
Brennmaterialien wie: Holzfohle, Steinkohle, ferner chemische Hilfsstoffe. 

Ihrer befannten wirthichaftlichen Eigenjchaft ebenfall$ verdanten die 
Bollfreiheit alle edlen Metalle und Münzen; endlich find als zollfrei erklärt 
Gegenftände der Kunſt und Wiſſenſchaft, wie auch Hilfsinftrumente der 
legteren (Bräcilionsinftrumente), daher auch zollfrei: Bücher, Drudjchriften, 
aller Art graphiſche Darjtellungen und Werfe der Bildhauerfunft (legtere 
jedoh nur mindejtens in natürlicher Größe). 

Aus dem zweiten Grunde, ihrer Bejtimmung für gewijje privilegirte 
Perſonen, Anjtalten und Zwecke find in den Eingangsartifeln des Zolltarif— 
gejeges als zollfrei erflärt: alle Gegenftände, die fir den Gebrauch des 
Kaiſers und der am Ff. f. Hofe accreditirten diplomatifchen Perſonen be: 
jtimmt find; Monopolögegenftände, die das Aerar aus den Ausland beziebt; 
Militäreffecten für die Heeresverwaltung; Habſchaften der Einwanderer: 
Erbichaftseffeeten inländiiher Erbnehmer; Gegenitände der Kunjt und 
Wiſſenſchaft für inländische öffentlihe Sammlungen; Antiquitäten auch für 
private Sammlungen; verliehene Ordengzeichen und Ausjtellungsmedaillen; 
Effecten der Reiſenden ſowie die Transportmittel derjelben; Mujter- und 
Probenjendungen; die zum Bau und zur Ausrüftung von Schiffen erforder: 
lichen Gegenftände; Waaren und Gegenstände, die zur Beredlung, Reparatur 
und Bearbeitung eingeführt werden um in werthvollerem Zuſtande wieder 
ausgeführt zu werden, wenn für diefe Rüdausfuhr die vorgejchriebene 
Sicherheit gegeben wird; inländische Waaren, die nachdem fie zum Zwecke 
des Verfaufes unter Anwendung des jog. Yofungsverfahrens ausgeführt, 
unverfauft wieder eingeführt werden. Die Controlsmahregeln rüdfichtlic 
ſolcher Verkehrserleichterungen werden im Berordnungswege kundgemacht. 
Außer den obigen gefeglich zollfreien Gegenftänden können die Finanz: 
bebhörden in einzelnen rüdjicht3twirdigen Fällen vom Cinfuhrzolle jolde 
Gegenstände befreien, die zu Cultus- und wohlthätigen Ziweden eingeführt 
werden. Auch kann die öfterreichiiche Regierung im Einverjtändniffe mit 


— 


der ungarischen in ‚sällen schlechten Ernteausfalles im Inlande den Ein: 
fuhrzoll für Getreide und Hülfenfrüchte zeitweilig an einzelnen oder allen 
Gränzen aufheben. 

Auf Waaren aus Staaten, mit denen bejondere Zoll: und Handelsver: 
träge beitehen, fommen nicht die Zolljäge diejes allgemeinen Tarifes, jondern 
die beionderen vereinbarten Zolljäge zur Unwendung. Dagegen unter: 
Jiegen Waaren, welche aus Staaten fommen, die öjterreihiiche und unga- 
riihe Schiffe oder Waaren ungünftiger behandeln, ald jene anderer Staaten 
bei der Einfuhr, außer dem im Tarife enthaltenen Zolle noch einem Zu: 
ihlage von 30 Bercent, und wenn fie in dem Tarife als zollfrei erflärt 
find, einem im Berordnungswege zu beftimmenden jpecifiichen Bolle von 
15 Bercent des Handelswerthes. (Bergl. weiter unten „öffentliches 
Handelsrecht“.) 


Das Zollverfahren. 

Tas Hollverfahren, welches nur in Zollämtern (Haupt: und Neben: $. +4. 
zollämtern) vor ſich gehen kann, zu welchem die Waaren nur auf Boll: 
ſtraßen“9 und zur Tageszeit''?) gelangen dürfen, beruht auf obligaten 
Baarenerflärungen (Declarationen), die vorjchriftgmäßig ſeitens der Partei 
zu überreichen find. Ohne ſolche Waarenerffärungen kann fein Zollver: 
fahren jtattfinden. Diefe Waarenerflärungen müſſen nach den vorgejchrie: 
benen Rubrifen alle, die zu verzollende Waare betreffenden Angaben über 
Namen und Wohnſitz des Verfenders, des Waarenführers, des Beſtimmungs— 
ortes der Waare, der Beichaffenheit und Gattung derjelben, ſowie des 
Aoreflaten enthalten. Der Ausſteller der Waarenerflärung, der dieſelbe 
auch unterfchreiben muß, haftet für die Richtigkeit der in derjelben enthal: 
tenen Angaben. In der Regel ift der Waarenführer (Spediteur) der Aus: 
iteller der Declaration; doch kann es auch der Adrefjat (der Empfänger), 
oder deſſen Bevollmächtigter fein. 

Auf Grundlage einer jolhen Waarenerflärung beginnt die Zollbehand: 
lung mit der Prüfung der den Waarentransport begleitenden Bapiere 
(Frachtbriefe u. f. w.), worauf die Aufnahme der zu verzollenden Waaren 
in die amtliche Niederlage erfolgt, two im Beifein des Waarenführers oder 
des Adrefjaten oder deren Vertreter die zollamtliche Unterfuhung (Beichau), 
und zwar zuerit die äußere und fodann die innere der MWaaren erfolgt. 
Ergiebt ji) dabei fein Anſtand, ftimmen die Angaben der Waarenerflärung 
mit dem Befund der Waaren bezüglich aller dabei in Betracht fommenden 
Punkte, namentlich der Quantität und der Qualität, jo wird zur Berech— 
nung der Zollgebühren geichritten, worauf die letteren eingehoben werden. 
Nah Berichtigung der Zollgebühren wird je nad) Umjtänden die amt- 


Zollſtraßen find jene Land und Waſſerwege, auf denen allein den Waaren 
der Eingang und der Austritt über die Zolllinie geitattet it. Nebenwege find 
verboten. Wo Gränzzollämter nicht unmittelbar an der Zolllinie beitehen, werden 
zur Ueberwachung der Einfuhr nötbhigenfalls Aviſo- oder Aniagepoiten aufs 
geitellt. 

>, Eine Ausnahme bilden Eiienbabntransporte und Boitfrachten. 
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liche Bezeichnung der dem Zollverfahren unterzogenen Gegenjtande 
eventuell die Anlegung des amtlichen Verfchlufjes vorgenommen, tworauf 
die Hinausgabe der verzollten Waaren an den Mdrefjaten oder Waaren: 
führer erfolgt, der auch das Recht hat, die Ausfertigung einer fchriftlichen 
Beitätigung über das vollzogene Zollverfahren zu verlangen. 


Das Mauthgefälle. 

Am nächſten verwandt mit den Zöllen find die Mauthgebühren; dieie 
Berwandtichaft datirt von gleicher Abjtammung. Denn urjprünglich waren 
jowohl Zölle wie Mauthen Abgaben, die aus Anlaß der Benügung öffentlicher 
Straßen, als Entgelt für die Sicherheit auf denjelben von den Gebietäherren 
erhoben wurden. Mauth- und Zollftätte fiel urfprünglich immer zufammen.'!*) 

Mit der Zeit differenzirte fich diefe Wegeabgabe in eine Abgabe für 
die Waare — Zoll — und in eine Abgabe für die Benütung des Weges 
auch ohne Waarentransport — die Mauth. Das ältere Staatörecht con: 
jtruirte als Begründung diejer letzteren die Wegehoheit und leitete von der: 
jelben das „Mauthgefälle“ ab. 

In Defterreih erfuhr das Mauthweſen eine allgemeine gejeßliche 
Regelung mitteljt des in Folge a. h. Entſchließung vom 30. December 1820 
erflofjenen Hoffammerdecretes vom 17. Mai 1821 — defjen grundlegende 
Beitimmungen nod heute gelten. ''”) 

Darnad werden Mauthgebühren entrichtet für Zug- und Treibvieh 
beim Bafliren von Mauthichranfen und bei ärarifchen Ueberfuhren über 
Flüſſe; von Menjchen bei diejen letzteren. Es fommt alio nicht darauf an, 
ob das Fuhrwerk beladen iſt oder nicht, fondern nur auf die Anzahl des 
vorgefpannten Zugviehes.'"°) 

Mauthſchranken, bei denen die Mauthgebühr zu entrichten it, werden 
nur auf chaufjeemäßigen Straßen errichtet, dann auf Brüden und bei 
Ueberfuhren. Die Mauthgebühren find jehr mäßig gehalten, damit fie wie 
eine indirecte Steuer von dem verfehrenden Publicum nicht als größere 
Belaftung empfunden werden. 

Dagegen find auf Umgehungen der Mauthgebührzahlung empfindliche Geld: 
itrafen gejeßt, jo daß feine Verfuhung zu Gefällsübertretungen vorhanden iſt. 

Die Mauthgebühren werden feit dem Jahre 1829 vom Staate nicht 
in eigener Regie eingehoben, jondern an Mauthpächter verpachtet, welche 
jodann die Gebühr an den Mauthichranfen von den Parteien nach feit- 
geſetztem Tarife einheben. Die Pächter find verpflichtet, die Parteien bei 
Tag und Nacht ohne Weitläufigfeiten zu erpediren, die Gebühren auf der 


Ar) Verwaltungsfehre $. 50 ©. 146. 

7) Vergl. Manz’iche Separatausgabe Nr. 27: Die Weg-, Brüden- und 
Fährten— eg une von Schaffer. 

1%, Die Höhe der heute geltenden Mauthgebühren wnrde feſtgeſetzt mit R.Vdg. 
v. 15. Auguſt 1858, RGB. Nr. 39 und zwar für Zugvieh in der Beſpannung 
mit 2 r., für Bugvieh außer der Beipannung und jchweres Triebvieh mit 1 Kr., 
für leichtes Triebvieh mit ? ? Kr. vom Stüd. Dieier Tarif gilt nur für ära rifche 
Straßen, nicht für Sandesftrahen. 
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Straße an den Mauthichranten in Empfang zu nehmen und die amtlich 
bejtätigte Gebührentabelle zu jedermanns Einjicht an einer jedermann jicht: 
baren und zugänglichen Stelle außerhalb des Mauthgebäudes anzubeften. 

Streitigkeiten zwijchen den Mauthpächtern und den Parteien aus der 
Mautbzahlungspfliht werden mit Ausſchluß des Rechtöweges von den 
Finanzbehörden entjchieden. Bon der Mauthzahlung giebt es zahlreiche 
gejegliche Befreiungen und zwar perjönliche und ſachliche. Die perjönlichen 
werden theilweije denjelben Perſonen zugeitanden wie die Zollbefreiungen, 
aljo dem kaiſerlichen Hofe, den das Erterritorialrecht genießenden Perſonen 
u. dergl.; die jachlichen Befreiungen gelten allen ſolchen Fuhrwerken und 
Transporten, welche entweder im Dienjte des Militärärars verkehren oder 
gemeinnügigen Zweden dienen; auch die umliegende Landwirthichaft ift bei 
ihrem zum Betriebe , nöthigen Wirthichafttverfehr von der Mauth be: 
freit.!1P) 

Trotz diejer weitreichenden Begünjtigungen der Landwirthichaft und 
gemeinnüßiger Zwecke ijt die Mauthgebühr eine Steuer, deren gerechte 
Veranlagung und Vertheilung auf die Geſammtheit nicht in der Macht der 
Staatsverwaltung liegt. Denn bei den heutigen Verkehrsverhältniſſen 
trifft die Mauthgebühr in verhältnimäßig viel höherem Maaße den Nah: 
verkehr als den Fernverkehr, daher auch den Kleinverfehr in höherem Maaße 
als den Großverfehr; jie beläftigt den Localverfehr und läßt den Länder— 
verfehr frei; fie bejchiwert den Kleinen Nahrungsmittelverfehr und läßt den 
großen mittelft Eijenbahnen ſich vollziehenden Induſtrieverkehr unberührt. 

Aus diejer Eigenjchaft der Mauthgebühr erklärt ſich die auffallende 
Thatſache, dab trog des riefigen Auffchwunges de3 Länder: und Welt- 
verfehrs der in dem jteigenden Ertrage aller Abgaben feinen Ausdrud 
findet, der Ertrag der Mauthgebühr fait conjtant bleibt '*"), weil dieje Ge- 
bühr eben an dem Aufihwung des Großverfehrs feinen Antheil hat und 
nur immer gleihmäßig den Local- und Kleinverfehr belajtet. Daher iit 
denn auch in vielen Ländern diefe Gebühr (in deutjchen Werfen meijt 
„Chauſſeegeld“ genannt) Schon zu Anfang diefes Jahrhunderts aufgehoben 
worden, jo in ‚sranfreih 1806 und in den einzelnen deutfchen Staaten im 


1F Die Local-Mauthbefreiung genießen alle Wirthſchaftsfuhren, welche die 
Bewohner des Ortes, wo ein Mauthſchranken aufgeſtellt iſt, mit ihrem eigenen 
oder im Orte gemietheten Zugvieh verrichten, oder zum Betriebe ihrer Wirthichaft 
nothwendig haben (Hfkmrd. vom 27. Mai und 26. October 1821), jowie das zur 
Weide, zur Schwemme, zur Tränfe, zum Beſchlagen, jowie zur Heilung getriebene 
Vieh (Hifmrd. vom 14. Juli 1824 und vom 25. Juli 1829). Die "Hipenbefiger 
find bei jenen Weg- und Brüdenmauthftationen, welche zwiichen der eigentlichen 
Alpe und den Wirthichaftsgebäuden liegen, hinſichtlich des zur Weide auf die 
Alpen beftimmten Viehes neben den eigentlichen Wirthichaftsfuhren auf dem Hin— 
und Rüdzuge befreit (Hffmrd. vom 14. November 1825), und es find unter diejer 
Befreiung auch jene Fuhren begriffen, mittels welcher die Alpenbefiger das während 
des Sommers auf der Alpe gejammelte Heu und die Waldftreu für ihren eigenen 
Wirthichaftsbetrieb zuführen (Hffmrd. vom 11. Juli 1824). 

120) In dem Decennium von 1868—1877 blieb der Ertrag von den Mauthen 
constant zwiichen 2'/,—2°/, Millionen und in den Finanzgeſetzen von 1885—13% 
ift derielbe faft conftant mit circa 2,400,000 fl. eingeitellt. 
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Laufe diejes Jahrhunderts.“*) Auch in Deiterreich find im Neichsrath 
mehrfach ‚Forderungen nach Aufhebung diejer Abgabe laut geworden. — 
Jedenfalls erfährt die ärariihe Mauthgebühr gegenwärtig feinerlei Aus: 
dehnung: dagegen ijt diejelbe den einzelnen Ländern als ein Bededungs: 
mittel für Straßenbau und Straßenerhaltung vom Staate überlajjen und 
ipielt in den Landeshaushalten eine bedeutende Rolle. In den Ländern 
werden die einzelnen Mauthitellen und die allgemeine Pilicht, die Gebühr 
an denjelben zu entrichten, durch Landesgeſetze beitimmt.'??) 


Gebühren. 

Ein namhaftes Erträgniß liefern der Finanzverwaltung die als „Ge: 
bühren“ bezeichneten Abgaben, welche theilmweiie in der Form der Stempel: 
verwendung, theilweile al$ unmittelbare Gebühren: und Tarenent- 
rihtung an die Staatsfafjen gezahlt werden. '””) 

Gebühren find zu zahlen von allen Nechtsgeichäften, durch welche nad 
ven bürgerlichen Gejeten Rechte begründet, übertragen, befejtigt, umgeändert 
oder aufgehoben werden; von allen Bermögensübertragungen auf den 
Todesfall; ferner von allen Rechtsurkunden wie Zeugniffen, Handelsbüchern, 
Eingaben an Behörden, Eintragungen in öffentliche Bücher und ämtliche 
Ausfertigungen, Urtheile u. ſ. w.'?*), endlich von Spielfarten!?°), Kalendern, 
Zeitungen und Öffentlichen Ankündigungen. '?®) 

Die Höhe diefer Gebühren bejtimmt der dem Gebührengejege beigefügte, 
alphabetijch aeordnete, Hundertundfiebzehn Rofitionen enthaltende Tarif. Die 
Gebühr ijt entweder mit einem feſten (firen) Betrag feitgejegt, oder mit einem 
nach dem Werthe des Gegenjtandes des Rechtsgejchäftes jteigenden Betrage. 
Diefe Steigerung ift wieder entweder nad feiten Abitufungen oder nad 
Bercenten des Betrages normirt — das Maaß des Steigens der Gebühr 
nach feiten Abftufungen des Werthes des Gegenjtandes ijt in den, dem Ge: 


) In Preußen erfolgte 1838 und 1840 eine Regelung und Mäßigung 
des Mauthtarifes, 1874 Aufhebung aller Ehauffeegelder auf Staatsitraßen; zulegt 
ift 1885 dieje Abgabe in Sachſen gan; aufgehoben worden. Bergl. Reigenftein, 
Das diſche. Wegerecht. Freiburg 1890 ©. 125. 

‚3. 8. $. 17 des Strahengeieges für Steiermark v. 23. Juni 1866, 
ebenio in anderen Landesgeſetzen. 

9, Im Finanzgeſetz figurirt neben der Poſt: Gebühren und Taren, die im 
Jahre 1890 mit 33°, Millionen eingeftellt iind, die Poit- ‚Stämpel“ mit über 
18°/, Millionen. Da nun die Stämpel nichts anderes als eine Form der Zahlung 
der Gebühren und Taren repräjentiren, jo entfällt im Grunde auf die „Gebühren 
und Taxen“ die Summe von rund 52, Millionen, eine Summe, welche feine 
andere weder Ddirecte noch imdirecte Steuer einträgt, und welde nur von dem 
Erträgniß des Tabatmonopols (82 Millionen) übertroffen wird. 

4) 8. 1 des Gebührengejeges (Kaijerl. Patentes) vom 9. Februar 1850 
RGB. Nr. 50. An diejer Grundlage des heutigen Gebührenrechts wurden mit 
den Gejegen vom 13. December 1862 RGB. Nr. 89, vom 29. Februar 1864 
RGB. Nr. 20, und vom 24. Mai 1873 KGB. Nr. 26 ; Wenderungen vorgenommen; 
mit Gej. vom 8. März 1876 RGB. Nr. 26 iit eine Stämpelgebühr von Wechſeln, 
die ſealenmäßig fteigt, eingeführt worden. 

2°, Geſ. vom 15. April 1881 RGB. Nr. 43. 

20) K. Patent vom 6. September 1850 RGB. Nr. 345. 
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fee beigefügten drei Scalen enthalten. Die percentuale Gebühr ijt immer 
unmittelbar zu entrichten, und zwar wird zu dieſem Zwecke die über das 
Rechtsgeſchäft (Rauf und Verkauf von Immobilien, Taujch, Gejellichaftsver: 
trag, Ehepacten u. |. mw.) verfaßte Urfunde der Steuerbehörde zur Bemeffung 
der Bercentuafgebühr übermittelt. ineicalamäßige Gebühr fann, wenn 
ihr Betrag 20 fl. überichreitet, ebenfall3 unmittelbar entrichtet werden. 

Zur Entridtung der Gebühr find bei zweileitigen Rechtsgeichäften 
beide Barteien zur ungetheilten Hand verpflichtet; bei einjeitigen diejenige 
Bartei, zu deſſen Bortheil die Urkunde errichtet wurde. Bei Bermügens: 
übertragungen haftet die Gebühr auf dem Gegenjtande des Vertrages mit 
dem Vorzugsrecht der Steuern. Advocaten, Notare und Öffentliche Agenten 
find haftbar für die Entrichtung der Gebühr von denjenigen echte: 
geichäften, über welche unter ihrer Mitwirfung Rechtsurkunden verfaßt 
wurden; doch entledigen jie jich ihrer Pflicht durd Anzeige des Rechts- 
geichäftes an die Steuerbehörde, was in der Regel durch Borlage einer 
vidimirten (jtempelfreicn) Abſchrift an dieſelbe zu geichehen Hat. Dieſe Pflicht 
fiegt auch den Gerichten ob. MNWichtentrichtung der Gebühr oder mangel- 
hafte Stempelung werden mit dem dreifachen Betrage der Gebühr ge: 
itraft. Doc wurde mit Gejeh vom 8. März 1876 RGB. Nr. 26 für 
die Unterlafjung der Stempelung einer Anzahl von Urfunden die Geld- 
itrafe bis zum fünfzigfachem Betrage der uriprünglichen Gebühr erhöht; 
es jind das meiit faufmännische Urkunden, die einer fehr geringen Gebühr 
unterliegen (Frachtfarten, Rechnungen, Wechſel u. j. w.). Alle Behörden 
find zur Unzeige von nichtgejtempelten oder mangelhaft gejtempelten Ur— 
funden, wenn jolche anläßlid von Amtshandlungen zum VBorjchein fonımen, 
verpflichtet. Denjenigen, welche Gebührenverfürzungen anzeigen, gebührt 
eine gejeglich beitimmte Belohnung. 

Das Jahr 1850, das Geburtsjahr des Gebührengefeges, brachte 
Deiterreih auch ein „neues proviſoriſches“ Geſetz, womit Spielkarten, 
Kalender, ausländiiche Zeitungen, Ankündigungen und Zeitungsinferate ein: 
geführt mwurden.'”’) Bon diejen damals eingeführten Gebühren ijt jeither 
die Placaten- und njeratenfteuer wieder aufgehoben '?*), die Stempel auf 
ausländiiche Zeitungen aud auf alle inländischen ausgedehnt !??), und die 
Spielfartengebühr bedeutend erhöht worden. Dieje Gebühren find aller: 
dings nicht hoch, der Kalenderſtempel beträgt drei Kreuzer für je ein 
Eremplar; der Spielfartenjtempel 15-—30 Kreuzer für ein Spiel (nicht 
geglättete und geglättete Karten); von jedem Exemplar einer Zeitungs: 
nummer gebührt ein Kreuzer: doch ift von diefen Gebühren nur der Spiel- 
fartenftempel unangefochten, während der Kalender- und Zeitungsitempel 
nicht mit Unrecht als eine empfindliche Belajtung der Lectüre des armen 


+7) Ip einigen Kronländern war ichon feit dem Jahre 1840 ein Stämpel 
auf Kalender, Spielfarten, Zeitungen und Annoncen eingeführt; in diejen Kron- 
ländern trat das neue Geſetz an Stelle des alten. 

2°, Mit Gejeg vom 29. März 1874 RGB. Nr. 30. 

=», Mit f. Vdg. vom 23. October 1857 RGB. Nr. 207 und vom 23. Wo» 
vember 1858 RGB. Wr. 217. 
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Mannes und eine Erſchwerung der wünſchenswerthen Ausbreitung billiger 
Zeitſchriften betrachtet wird. 

Zur Entrichtung dieſer Gebühren ſind verpflichtet bei Spielkarten 
deren Erzeuger'?”), bei Kalendern deren Verleger, bei Zeitungen deren 
Herausgeber und Verleger. Doc jind bei Spielkarten und Kalendern die- 
jenigen für die Gebühr haftbar, welche ungejtempelte Eremplare benützen 
oder verbreiten. '”') 


Erbjchaftsitener und Gebührenäquivalent. 

Die unter den Gebühren (Tarifpojt 106) als Gebühr von den „Ber: 
mögensübertragungen von Todeswegen“ aufgeführte Abgabe iſt ihrem 
Weſen nad) feine Gebühr, jondern eine Erbjchaftsjteuer. Denn zum 
Begriffe der Gebühr gehört zum mindejten die jubjective Möglichkeit, die 
gebührenpflichtige Handlung zu unterlaffen, und jomit der Ausschluß des 
allgemeinen Zwanges, diejelbe zu entrichten. Allerdings iſt auch dieſe Mög- 
fichkeit häufig illuforifh: denn in gewiſſen Situationen und Berhältniffen 
ijt der Einzelne gezwungen, die Hilfe des Gerichtes oder der Behörde an: 
zurufen und die entiprechende Eingabe- oder Brotofoll-Stempel-Gebühr zu 
zahlen. Doch zur begrifflichen Begründung der Gebühr läßt fich da 
immerhin noch der Fall denken (und kommt vielleicht auch vor), daß jemand, 


»», Behufs Entrichtung der Abgabe jind die Spielkarten mit der amtlichen 
Verſchlußmarke zu verjehen und der amtlichen Abjtämpelung zu unterziehen. Dieje 
amtlichen Verjchlußmarfen werden den zur Zahlung Verpflichteten gegen Ber: 
rechnung unentgeltlich verabfolgt und dürfen für fich allein nicht weiter begeben 
werden ($. 2). Das Spielfartenerzeugungsgewerbe wird als conceffionirtes erflärt 
und hat auf die Verleihung die Finanzlandesbehörde Einfluß zu nehmen. 

151) Alle die oben erwähnten Gebührengejeße v. 1850, 1862, 1864 find jeiner- 
zeit auch für Ungarn wirfiam geworden und wurden durch den Ausgleich 1867 
in ihrer Wirkſamkeit und Nechtsgiltigfeit nicht berührt. Es jtellte ſich lediglich die 
Nothwendigfeit heraus, „die wechielieitigen Verhältniſſe beider Reichshälften in An- 
jehung der Stempel, unmittelbaren Gebühren und der Taxen“ zu regeln. Zu dieſem 
Behufe wurde mit Sei. v. 3. Juli 1868 RGB. Nr. 94 der öfterreichiiche Finanz— 
minifter ermächtigt, mit dem ungarischen Finanzminifter darüber eine Uebereinfunft 
zu treffen, „welcher Reichshälfte zumächit der Anſpruch auf die bezügliche Abgabe 
von den einzelnen abgabenpflichtigen Objecten sultebt, welche Wirkung die in Der 
einen Reichshälfte erfolgte Zahlung der Gebühr, namentlich bei Uebertragung Der 
Urfunde in die andere Reichsnäffte” haben jolle und wie „die beiderjeitigen Gefälls- 
intereflen gefördert“ werden jollen. Auf Grund diejer gefeglichen Ermächtigung 
nun wurde zwiichen beiden Finanzminiſtern eine dießbezügliche Übereinkunft ge- 
troffen und die bezüglichen Beitimmungen mit Fin.-MB. v. 2. October 1868 
RGB. Nr. 135 erlaflen. Diejelben beruhen auf dem Grundjage vollitändiger 
Barität und Neciprocität. Jede der beiden Neichshälften hat ihre eigenen 
Stempelmarfen, die in jedem Staatsgebiete zu den dajelbit errichteten Urkunden 
verwendet werden müſſen. Die unmittelbare Gebührenentrichtung erfolgt in der 
Regel ebenfalld in dem Staatsgebiete, wo das Rechtsgeſchäft abgeichlojien wird. 
Einige Ausnahmen greifen Plab bezüglich der Gejchäfte iiber unbewegliches Eigen- 
tum, wobei die Zugehörigfelt desfelben zu einem der beiden Staatögebiete, be- 
züglich der leßtwilligen Erklärungen, bei denen der Ort der Nachlaßhandlung ent 
icheidet u. dergl. Die Zahlung des Gebiihrenäquivalentes richtet ſich bei beweg— 
lichem Vermögen nach dem Wohnfige der zahlungspflichtigen juriftiichen Perſon, bei 
unbemweglichem je nach der Lage desjelben in dem einen oder andern Staatdgebiete. 


um feine Gebühren zu zahlen, auf jeine gerichtlich geltend zu machenden 
Rechte verzichtet. Was aber niemand unterlafjen kann, das ijt das Sterben; 
und dieſes unabwendbare Ereigniß müſſen nicht nur alle bejiglofen, fondern 
aud alle diejenigen über jich ergehen lafjen, die etwas beſitzen. Auch können 
dieje legteren ihr Hab und Gut in’s Jenfeits nicht mitnehmen. Daher 
hängt der „Bermögensverfehr von Todeswegen“ (wie einige Staatsrechts— 
lehrer diejfen Act benennen, um den Gebührencharafter diefer Abgabe zu 
retten) nicht vom Willen des Einzelnen ab und jtellt jich die Abgabe von 
jolden Vermögensübertragungen einfach al3 eine allgemeine, alle befigenden 
Claſſen treffende Vermögensſteuer dar.'??) Auch die Begründung des Gebühren- 
charakters diejer Abgabe damit, daß der Staat dem Erben, indem er ihm 
zum Nachlaß verhilft, einen Dienft leijte und daher eine Gebühr zu 
fordern berechtigt wird, ıjt eine bei den Haaren herbeigezogene. Denn mit 
jolhen „Dienſten“ (Schuß des Eigentums und der Perſon) fünnen nicht 
nur die Gebühren, jondern alle Steuern überhaupt begründet werden. 

Der beſte Beweis übrigens, daß diefe „Gebühr“ vom Staate nicht 
gerade „bei Gelegenheit“ des Todes und aus Veranlafjung der von ihm 
Dabei dem Erben zu leitenden Dienjte eingehoben wird, ijt der Umſtand, 
daß der Staat diejelbe auch von denjenigen Befigern einhebt, die jo glüd: 
lich find nicht jterben zu müjjen und daher der Dienjte des Staates bei 
Gelegenheit des Todes entrathen fünnen, d. i. von den juriftifchen Perſonen 
(Sebührenäquivalent, wovon unten). 

Uebrigens find alle diefe Begründungen ganz überflüjlig;'?”) die Erb- 
ſchaftsſteuer iſt al3 ſolche eine der gerechtfertigtejten und wenn jie gerecht 
veranlagt und bemejjen wird, eine der gerechtejten Steuern und in An— 
betracht dejjen, daß jie durchwegs in dem Momente eines wirklichen Ver— 
mögenszuwachſes des Einzelnen abgefordert und eingehoben wird, auch eine 
jolche, die den Einzelnen am wenigjten belajtet. Aber allerdings hängt 
alles von der gerechten Veranlagung derjelben ab, twozu die erjte Bedingung 
iſt, daß fie fich ihres Charakters als Steuer vollkommen bewußt werde.!”*) 

2, Wenn zur Begründung des Charakters der Steuer im Gegenſatz zu den 
Gebühren die regelmäßige Wiederkehr der erfteren in’gleichen Zeitperioden gehören 
jollte, jo fann man geltend machen, daß der Staat bei feiner anderen Steuer jo 
jicher auf eine regelmäßige Wiederkehr in durchſchnittlich gleichen Berioden rechnen 
fönne, wie bei der Erbjchaftsjteuer. Denn im großen Ganzen muß ja jedes 
Beſitzthum in durchichnittlich regelmäßigen Menjchenalterperioden dem Staate die 
Erbichaftsiteuer zahlen, jo daß er auf diefe®ermögensiteuer vielleicht mit noch 
größerer Sicherheit rechnen kann, wie 3. B. auf die Grundſteuer. 

=, Vergl. m. Verwaltungslehre $. 31 über die „rechtliche Begründung“ der 
Steuern. Wem das, was dort darüber gejagt wird, zu hart oder gar „materia= 
liſtiſch“ ericheint, den verweije ich auf folgende Worte Macaulay's: „... ex- 
perience has fully proved that the voluntary liberality of individuals, even 
in times of the greatest excitement, is a poor financial ressourcee when com- 
pared with severe and methodical taxation, which presses on the willing and 
unwilling alike (History I 112, Tauchnitz). 

154) Ueber Erbſchaftsſteuer vergl. Roſcher Finanzwijjienihait, 1886 ©. 308 
und den Artikel Mayr's in Stengel’3 Lericon der Verwaltung 1 360, two die ein- 
ſchlägige Literatur angeführt ift. Zwiſchen den ertremen Anfichten der Socialifter 
und ihrer gelehrten Nachbeter, welche einfach das Erbrecht abichaffen und nur den 
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Letzteres iſt bei der öſterreichiſchen Erbichaftsjteuer offenbar noch nicht der Fall, 
was ſchon der äußerliche Umftand verräth, daß fie als eine „Gebühr von Ver: 
mögensübertragungen von Todeswegen“ auftritt. Jede Gebühr aber, welche 
die Tendenz Hat, den Gegenjtand ohne Rückſicht auf perjönliche Ver: 
hältniffe in gleicher oder doc) proportionaler Weile zu treffen, fann bei 
einer Erbichaftsgebühr bedenklich werden. Glücklicherweiſe hat der öfter: 
reichiiche Gejeggeber bei diejer Gebühr die Höhe derjelben nicht nur nad) 
der Größe des Vermögens, jondern auch nach dem Verwandſchaftsgrade 
des Uebernehmers abgeftuft, womit er unmwillfürlid den wahren Charakter 
diejer Gebühr ald Steuer jchon zu erfennen giebt. Der Zufunft bleibt 
es vorbehalten, aus diefer Gebühr die eigentliche Erbichaftsjteuer voll und 
ganz zu entwideln und allen Anforderungen, die man an eine joldhe zu 
jtellen berechtigt ift, Rechnung zu tragen. — Nach dem geltenden Gebühren- 
geiege zahlt das „von Todeswegen übertragene Vermögen“, wenn e3 bon 
Eltern an eheliche oder uneheliche Kinder oder deren Nachkömmlinge und 
umgefehrt, an Wahlkinder, endlich an den bis zur Zeit de3 Todes des Erb: 
laſſers von ihm nicht getrennten Ehegatten übergeht, von dem Werthe 1*/,; 
wenn e3 an weitere Verwandte bis einschließlich der Geſchwiſterkinder über: 
geht, 4°/, und noch weiter oder an fremde Perſonen 8", ,; nur wenn dieie 
fremden Perſonen zu dem Erblafjer in einem Lohn- oder Dienitverhältnifie 
itanden und das Vermächtniß an diejelben eine Nahresrente von DO fl. 
oder eine Capitalsſumme von 500 fl. nicht überfteigt, gebührt davon bloß 
1°/,. Was unter diejem „Werth“ des Tarifes zu verjtehen iſt, erflärt der 
$. 57 des Gebührengefeges, wornach der „geſammte Nachlaß eines Ber: 
jtorbenen, welcher fich nach Abichlag der auf demjelben laftenden Paſſiven 
und der Krantheits- und Begräbnißfojten als reines Verlaſſenſchafts— 


Staat als alleinigen lachenden Erben aller Beligenden gelten laſſen wollen und 
der heutigen ſchüchtern als Gebühr auftretenden Erbſchaftsſteuer liegt in der Mitte 
der für den Staat wahrhaft „goldene“ Weg einer rationellen Heranziehung aller 
Erbichajten, die ohne ungerechte Bebrüdung mittellojer Samilien zu dieſer 
Steuer herangezogen werden fünnen. Allerdings bedeutet nicht jede Erbichaft eine 
Vermögensvermehrung. Wenn ein Familienvater, der neben feinem Berufseinfommen 
ein Feines Capital beſitzt, jtirbt: jo bedeutet dieſe „Erbſchaft“ für eine Familie 
entichieden eine Vermögensminderung — und joiche Erbichaften dürfte der Staat 
nicht befteuern; von ſoichen Erbfchaiten ift auch die heutige „Gebühr“ eine jehr 
hart empfundene und drücende Abgabe. Berritt aber einmal die Erbſchaftsgebühr 
offen den Weg der Steuer und entwidelt fih als ſolche, dann fann ihre rationelle 
Ausbildung nicht ausbleiben. Sie wird dann überhaupt erit über einer gewiſſen 
Gapitalshöhe, die einem ſteuerfreien Minimaleintonmen entipricht, und daher 
fteuerfrei bleibt, einjegen und nach aufwärts ſich bewegend das wadjiende Capital 
progrej jiv befteuern. Dieje Progreſſion braucht ja ebenfalls nicht im Geiſte des 
Spcialismus bis zu einer Örofcapitalsconfigcation jich zu fteigern, um nichtsdeſto— 
weniger dem Staate das zu geben, was ihm al3 den berufenjten Förderer und 
Vertreter des Geſamtintereſſes gebührt. Eine jolche fünftige Erbichaftsfteuer fann 
auf Berhältniffe Rüdjicht nehmen, die heute zum großen Nadıtheil des Staates 
unberüdfichtigt bleiben; jie fann das Vermögen des finderlojen Erblajiers in höherem 
Maaße heranziehen; jie fann bei einen gewiſſen entjernten Verwandtichaftsgrade 
die Progreifion bis zu einer Theilung iteigern, mit einem Worte, fie fann für den 
Staat in noch ungeahnter Weile ergiebig werden und zugleich alle Härten der 
heutigen Erbſchaftsgebühr bejeitigen. 
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vermögen herausitellt“, der Gebühr unterliegt. Andere als die joeben 
erwähnten fojten, aljo 3. B. „der gejegliche ſechswöchentliche Unterhalt fiir 
die Hinterlafjene Gattin, für Dienjtboten und Hausgenojjen“ dürfen vom 
Nachlaſſe vor der Berechnung der Gebühr nicht abgezogen werden. Auch 
die Legate nicht, wohl aber ijt der Erbe berechtigt, den Legataren den auf 
ie entfallenden Gebührenantheil bei Auszahlung der Legate abzuziehen. 
Wie bereit? angedeutet, erfennt der Geſetzgeber ſelbſt implieite die 

„Sebühr von VBermögensübertragungen von Todeswegen“ als eine regel: 
rehte Vermögensſteuer an, indem er nicht nur in logiicher Conſequenz, 
jondern einem Gefühl der Gerechtigkeit und Billigfeit folgend, die Ent: 
richtung Derjelben „Gebühr“ in regelmäßig wiederfehrenden zehnjährigen 
Beitperioden von dem Bermögen aller juriftiihen Perſonen vorjchreibt. 
Und zwar haben diejes „Gebührenäquivalent“ zu entrichten: 

alle Stiftungen, Beneficien, Kirchen, geistliche und weltliche Gemeinden, 
Vereine, Anjtalten und andere Corporationen und Gejellichaften, deren 
Mitgliedern ein Antheil an dem Vermögensſtamme der Gemeinschaft nicht 
zufteht, in der Höhe von 3°/, des unbeweglichen und 1'/,"/, des bemeg: 
lihen Vermögens; 

alle Uctienunternehmungen und andere Erwerbsgejellichaften, deren Theil: 
habern an dem Hauptitamme des gemeinschaftlichen Vermögens ein Antheil 
zujteht, in der Höhe von 1'/,°/, des unbeweglichen Vermögens.“*). 


Punzirungs: nnd Wichgebühren. 

Zu den Gebühren ift auch die Bunzirungsgebühr zu zählen, da die: $. 48. 
jelbe aus Anlaß einer Amtshandlung, hier der Bunzirung, entrichtet wird. 
Allerdings it dieſe Amtshandlung eine jolche, welcher fich alle Verfertiger 
und Berfäufer von Gold: und Silberwaaren unterwerfen müſſen, die aber 
andererjeit2 ihnen zu Statten fommt, da doch die amtliche Punze, der 
Gold: und Silberwaare infoferne einen höheren Werth giebt, inwieferne 
an deren Echtheit nicht mehr gezmweifelt wird. '?*) 

Der Punzirung unterliegen alle wie immer 'gejtalteten Gold- und 
Silberwaaren.!?”) Bei der Punzirung wird der Feingehalt der Gold- und 
Silberwaaren erhoben und mitteljt aufgedrüdter Punze beftätigt. Der Fein- 


‚>, Das Geſetz ftatuirt mehrere Befreiungen von Gebührenäquivalent mit 
Rüdficht theils auf beftehende Eigenthumsbeichränfungen, theild auf die Widmung 
des Vermögens zu gottesdienitlichen, Unterricht3«, Wohlthätigfeitd- und Humanitäts- 
Zwecken, j. Dan; XI, ©. 376. 

136, Die allgemeine Verpflichtung, fich der Feingehaltscontrole des in Ver— 
tehr zu jegenden Goldes und Silbers zu unterwerfen, wird auch damit begründet, 
dab der Staat auf den früheren Vorbehalt alles Gold und Silber gegen Münze 
einzulöjen verzichtete (Kaij. Patent vom 24. Dctober 1856). Jener Vorbehalt, 
der in den älteren Bergordnungen jeit Raifer yerdinand I. und noch in dem 
$. 123 des allg. Berggeſetzes von 1854 enthalten war, machte dieje Eontrole 
überflüffig. Heutzutage, wo der Gewerke über jein Gold und Silber nah Be- 
lieben verfügt, iſt diejelbe eine nothwendige Schugmaaßregel für die Sicherheit 
des öffentlichen Verkehrs mit Werthiachen aus Edelmetallen. 


#7) Gej. vom 19. Auguft 1865 RGB. Nr. 75 ex 1866; dazu die Vollzugs- 
Verordn. des FM. vom 30. November 1866 RGB. Nr. 149, 


gehalt wird mit Nr. 1, 2, 3 und 4 bezeichnet; e3 dürfen aber nur jolche 
Gold: und Silberwaaren verfertigt werden, welche feinen geringeren als 
den niederjten Feingehalt befigen. Behufs Durchführung diefer geieglichen 
Beltimmung find ſowohl Verfertiger von und Händler mit Gold: und 
Silderwaaren einer eingehenden und weitreichenden Controle der Punzi— 
rungsbehörden unterworfen; fie jtehen unter fortwährender amtlicher Auf: 
ſicht. Sie find verpflichtet, fowohl den Antritt ihres Gewerbes wie auch 
jeden Wechjel ihrer Werkitätte längjtens binnen acht Tagen der Controls: 
behörde anzuzeigen; ordnungsmäßige Gewerböbücher zu führen, in welche 
der Gontrolsbehörde jederzeit die Einfichtnahme freifteht. Aus dem Aus: 
lande eingeführte Gold- und Silberwaaren unterliegen ebenfalld der Fein: 
gehaltscontrole.**8) 

Die für das Punzirungsweſen beſtellten Behörden, denen in der Regel 
auch das Gold- und Silbereinlöſungsgeſchäft übertragen iſt, unterſtehen 
dem Finanzminiſterium. Oberſte Centralbehörde hiefür, welche unmittelbar 
dem Finanzminiſter unterſteht, iſt das Hauptmünzamt in Wien; dieſem 
untergeordnet iſt das Hauptpunzirungsamt; ſelbſtändige Punzirungsämter 
beſtehen in Linz, Graz, Trieſt, Prag, Lemberg, Krakau und Bregenz: doch 
wird auch nöthigenfall3 Steuerämtern, Hauptzollämtern und Salinenver: 
waltungen das Bunzirungsgeichäft übertragen. 

Dem Wejen nach gleichartig mit den PBunzirungsgebühren jind alle 
Aichgebühren, welche von den Aichämtern für die Ausführung von Aichungs— 
arbeiten bei allen Maaßen und Gewichten nad dem der Aihordnung vom 
J. 1872 beigefügten Aichgebührentarif eingehoben werden. !””) 

Dieje Aihordnung erfloß im Wege der Verordnung in Ausführung 
des Gejeßes vom 23. Juli 1871 RGB. Nr. 16, womit eine neue Maaß— 
und Gewicht3ordnung (die metriiche) fejtgejtellt wurde, welche vom 1. Jänner 
1876 ſowohl in Dejterreich wie in Ungarn ins Leben trat.''®) 

Das Gejeh begründet eine allgemeine Verpflichtung, ſich nur der 
gejeglihen Maaße, Gewichte und Mebapparate zu bedienen: Zuwider— 
bandelnde werden mit 5 bis 100 fl., eventuell mit Haft und jedesmal aud) 
nit Verfall der ungeſetzlichen Maaße, Gewichte und Meßapparate geitraft. 

Alle gejeglihen Maaße, Gewichte und Meßapparate aber müſſen 
amtlich geaicht werden; mur durch die vollzogene Aichung erlangt ein 
Maak, Gewicht oder Mekapparat, welches nach den Beftimmungen des Ge: 
jebes und der Aichordnung angefertigt ift, die volle gejegliche Qualifica— 


as Nicht unterworfen der amtlichen Gontrole jind, blos vergoldete oder 
verjilberte Waaren oder foldhe, die nur mit Gold und Silber legirt find, jo daß 
das edle Metall nur '/, des Gewichtes ausmacht; ferner wiſſenſchaftliche Inſtru— 
mente; Dentmünzen f. n Anftalten; mit Email ganz bededte Gegenstände; bloße 
Faffungen von Edeliteinen, bei denen das verbrauchte Gold und Silber unter 
geordnete Bedeutung hat, und Hegenjtände, welche beim Gold nicht über 40 AR, 
beim Silber nicht über 60 Aß wiegen. 

‚, Die MB. vom 8. Zänner 1878 RGB. Wr. S enthält einige Modifi— 
cationen "des obigen Tarifes. 

Das beiderjeitige Feſthalten an dieſem metriichen Maaß - und Gewichtsſyſtem 
iſt im At XIII de3 öfterreichifch-ungarifchen Zolle und Handelsbündnifies vereinbart. 
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tion. '*) Die Aichordnung bejchreibt genau und in’3 Detail die Beichaffen: 
beit aller Maaße, Gewichte und Meßapparate (Alfoholometer, Sacharo— 
meter u. j. w.). Die amtliche Aichung, welche dur vorjchriftsmäßige Auf- 
drüdung (Einprägung, Einbrennung u. dergl.) eines Stempel bejteht, iſt 
die Beglaubigung, daß das vorgewiejene Eremplar eines Maaßes, Ge: 
mwichtes oder Mekapparates die gejegliche Beichaffenheit befit. 

Das oberſte technifhe Organ für die Verwaltung des Nichtveiens 
iſt die Normal-Aichungs-Commiſſion in Wien, welche unmittelbar dem Handels- 
miniſter unterfteht.'"*?) In den einzelnen Ländern beitehen Aichämter, in 
der Regel am Site landesfürftlicher Behörden, die unmittelbar von Aich- 
inſpectoren beauffichtigt werden. ?*?) Die Einrichtung und Geihäftsführung 
Der Aichämter regelt die Min.-Ber. vom 3. April 1875.14) 

Die Amtshandlungen der Aichämter fönnen auch außerhalb des Amtes 


vorgenommen werden, in welchem Falle die betreffenden Beamten die vor=. 


geichriebenen Diäten beziehen. PR 


Zaren. 


Unter Taren verjteht man ganz ſpeciell diejenigen Gebühren, welche 
aus Anlaß von Berleihungen von Titeln, Würden und Berechtigungen 
gezahlt werden. Diejelben werden gegenwärtig noch auf Grund des in 
Kraft gebliebenen zweiten Theiles des Tax- und Stempelgejeßes vom 
27. Jänner 1840 eingehoben, deſſen erjter Theil mit dem Inslebentreten 
des Gebührengejeges vom J. 1850 außer Geltung fam. 

Der Tarentrichtung unterliegen: 1. landesfürftliche Gnadenverleihungen; 
2. Dienftverleihungen; 3. PBrivilegiumsverleihung; 4. verfchiedene Berech— 
tigungen und 6. Verwahrung geridtlicher Depofiten. 

Unter Önadenverleibungen verjteht das Geſetz Berleihungen: des 
Adelsjtandes ''), von Orden, Würden, (Kämmerer: und Geheimrathswürde), 
Ehrenämter, Ehrentitel, Incolat und Indigenat. 

Die Dienjttare wird aus Anlaß jeder jtabilen entgeltlichen Ernen: 
nung zu einem Dienſtplatze (Staat3amte) eingehoben; jie beträgt bei der 


m) Art. XI des Gef. vom 23. Juni 1871; daher unterliegen auch der ge— 
jeglichen Strafe diejenigen, welche jich vollfonmen richtiger, jedoch nicht geaichter 
Maaße und Gewichte bedienen. Auch dürfen ungeaihte Maaße und Gewichte nicht 
verfauft werden; diejelben müflen vor dem Berfauf geaicht werden. 

, pr Wirkungskreis iſt beftimmt in der MR. vom 17. Feuruar 1874 
RGB. Nr. 17. 

2) Geſ. vom 31. März 1875 RGB. Nr. 43 betreffend die Organiſirung 
der Nichbehörden. 

HH Die Einnahmen aus den Michgebühren jind im Budget im Gapitel 
„Handelsminiſterinm“ eingeitellt; doc; werden diejelben wegen der inneren Ver— 
wandtichaft mit den Punzirungsgebühren an diejer Stelle erwähnt; fie ergeben 
übrigens einen höheren Betrag als dieſe leßteren. Im Finanzgejep für 1890 
iind die Bunzirungsgebühren mit 236,000, die Einnahmen aus dem Aichdienit 
mit 312,000 fl. eingeftellt. 

145, Die Adelstare wird in mehreren Abjtufungen eingehoben von 1050 fl. 
für den einfachen Adel bis zu 12,600 fl. für den Fürftenitand. Zu dem Adels— 


tagen gehören die Taren für Adelsdiploms-Ernenerung, Rrädicatsverleibung und. 


Mappenbrief-Ausfertigung. 


$. 4. 


$. 50. 
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erjten Ernennung ein Dritttheil des Jahresgehaltes und bei jeder Bor: 
rüdung ein Dritttbeil de8 Mehrbetrages des Fahresbezuges. 

Da die Taren von indujtriellen Privilegien jegt nach dem Brivi- 
fegiengefeße vom 15. Auguſt 1852 bemefjen werden, jo unterliegen dem 
Targeieke nur noch die Privilegien zur Abhaltung von Jahr: und Wochen: 
märften und die zur Errichtung von Wectiengefellichaften (Eifenbahnen). 

Zu den „Berechtigungen“ zählt das Gejeg die Zulaffung zur Advo— 
catur, die Verleihung öffentlicher Agenturen, des Notariat, Senjalats und 
aller Arten von Fideicommiffen. Für diefe Berleihungen werden Taren 
in feſten Beträgen gezahlt. 

Die Beitimmungen über die Depojitentare wurden mit dem f. 
Ratente vom 26. Jänner 1853, RGB. Nr. 18 neugeregelt. Darnach iſt 
die „Bertwahrungsgebühr” von Gold, Bretiojen und Werthpapieren ſowohl 
nach ihrem Werthe, als nach der Dauer der Verwahrung auf Grundlage 
des im Geſetze enthaltenen Tarifed zu bemeſſen. Für andere Urkunden 
und Gegenftände wird die Verwahrungsgebühr nur nad der Dauer der 
Berwahrung bemejjen. 


Die confolidirten Staatsichulden. 

Man kann wohl jagen, daß Dejterreih ſeit Jahrhunderten ?**) mit 
einem chronischen Deficit behaftet war, den es nicht bewältigen fonnte und 
der erit in den legten zwei Jahren aus dem öjterreihiihen Budget ver: 
ſchwand.!“) Zur Dedung desfelben wurden in älteren Zeiten Anlehen 
gegen kaiſerliche Schuldbriefe, erjt jeit der zweiten Hälfte des 18. Jahr: 
hunderts eigentliche Sta ats ſchulden aufgenommen. !'°) Die Gefammtjumme 
diejer Staatsjchuld betrug ſchon im Jahre 1781 über 283 Millionen und 
jtieg bis in die 60er Jahre unjeres Jahrhunderts auf über 2300 Millionen!’ 


“. Schon im Jahre 1703 wurde das Wiener Stadt-Banco zu dem Zwede 
gegründet, für den Staat durd Ausgabe von Banco-Übligationen Anleben zu 
contrahiren. Vergl. J. H. Bidermann: Geſchichte des Wiener Stadt-Banco. 

Nur Die Jahre 1868 bis 1873 (wirthichaftlicher Aufichwung vor dem 
Krach‘ batten fein Deftcit und G. v. Bacher (Chronische Finanznoth Oeſterreichs 
rechnet für Diejelben einen jährlihen Ueberſchuß durchichnitttich für 1868— 1870 
von 7,941,000 und für 1871—18753 von 4,022,756 fl. beraus. Mit 1874 ſtellte 
fihh aber ichon wieder das Deficit ein und betrug nach derfelben Berechnung bis 
1877 im Durchjchnitt 25,388,800 fl., für 1878—1880 ftieg es im Durchſchnitt auf 
über 53 Millionen. Seitdem begann eine Abnahme des Deficits. Noch das 
Ainanzgeie dom Jahre 1888 weiſt ein Deficit von (über) 20 Millionen auf; doch 
ihon das Finanzgeſetz von 1889 ift das erite feit längeren Jahren deficitloje umd 
weiſt einen Ueberichuß von über 2 Millionen auf; ebenſo das für 1890, welches 


einer Einnahme von -. . 548,820,006 fl. öw. 
eine Geſammtausgabe von 546, 303,035 "m. entgegenitellt, daher 
einen Ueberſchuß von. . 3,517,971 fl. öW. ausweiit. 


Auch für das Jahr 1891 ergiebt fi aus dem dem Neichsrath im December 
1840 vorgelegten Boranjchlag ein UÜberihuß von über 2, Million. 

148, Daneben nahmen die Stände der einzelnen Yander zur Dedung der 
— beſondere ſtändiſche Aerarialſchulden auf, für welde die Länder 
afteten 

m) Vergl. die „Itatiltiichen Handbücher” Czörnig's, die mit dem Jahre 
1861 beginnen. Mit Ende des Jahres 1867 belief fich die confolidirte (abgefeben 
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Diefe Gejammtichuld jegte jih aus einer großen Anzahl zu verjchiedenen 
Zeiten, unter den verjchiedeniten Bedingungen, Modalitäten und Verzin: 
jungen contrahirten Staatsfchulden zufammen.!?') Der öſterreichiſch-unga— 
riſche Ausgleich drängte auch zu einer Auseinanderjegung über diefe Staats 
jchuld und daher auch zu einer Regelung derjelben. Es mußte nämlich 
zuerit die Frage geregelt werden, wie die Gefammtjchuld auf die beiden 
Neihshälften zu vertheilen jei. Dieje Frage fand mit dem Geſetze vom 
24. December 1867 '°") eine jolhe Löjung, daß Ungarn ich verpflichtete, 
zur Bededung der Zinjen für die bisherige allgemeine öjterreichiiche Staats— 
ſchuld einen dauernden, einer weiteren Anderung nicht unterliegenden Jahres 
beitrag von 29,188,000 fl. öW. (darunter 11,776,000 in Elingender 
Münze) zu zahlen.!””) Gleichzeitig aber wurde vereinbart, daß die „dermal 
beitehenden verjchiedenen Schuldtitel in möglichſt umfajjender Weije 
in eine einheitliche Nentenjchuld umgewandelt“ und auf diefe Weije die 
Finanzverwaltung von der Sorge um Gapitaldrüdzahlungen von fällig 

werdenden Schulden ein für allemal befreit werde. Damit wurde die 
Converſion möglichjt aller öjterreichiichen Staatsſchulden in eine einheitliche 
Nentenjchuld angebahnt. Da es aber unter diejen Schulden noch eine An: 
zahl jolcher gab, die nad) den Bedingungen, unter denen fie contrahirt 
wurden, in eine Rentenjchuld nicht convertirt werden fonnten, jondern bei 
der jedesmaligen Fälligkeit oder jährlich in gemwifjen Quoten zurüdgezahlt 
werden mußten: jo wurde vereinbart, daß die zu diejen unumgänglichen 
Capitalsrüdzahlungen nöthigen Beträge jedesmal mitteljt Ausgabe von ent- 

iprechenden Beträgen der Obligationen der zu jchaffenden einheitlichen 
Rentenjchuld, aufgebracht werden jollten. 

Das durd) eine ſolche Geldbeihaffung hervorgehende Mehrerfordernik 
an Staatsichuldzinjen fällt den öjterreichifchen Ländern zur Lajt und Ungarn 
trägt zu dieſer Mehrbelajtung nur den firen jährlichen Beitrag von Einer 
Million Gulden öW. und von 150,000 fl."??) in flingender Minze bei. Als 


von der jchwebenden) allgemeine Staatsihuld auf 2599 Millionen, mit einen 
Zinjenerforderni5 von über 115 Millionen. 

‚0, Es gab an 80 verjchiedene Arten von Schulden und die Verzinjung 
ſchwankte zwijchen 1? ,—6°,,. Bergl. die Rede Lonyay's in der fünften Situng 
des 67er Ausſchuſſes des ungar. Neichstages vom 1. Februar 1867. 

m, RGB. Wr. 3 ex 1868. ; 

152), Ungarn bat damit nach den einjtimmigen Ausführungen jeiner Politiker 
feineswegs einen Iheil der öfterreihiichen Staatsjchuld übernommen, jondern nur 
die Pilicht eines jährlichen Beitrages zur Bedeckung der „ölterreichiichen“ Staats— 
Ihuld. Thatjächlich ift in den Ausgleichsgejepen eine Anerkennung diefer Staats- 
ihuld als einer zu,einem Theile „ungarischen“ nicht enthalten. 

159) Diefe 150,000 fl. in Elingender Münze waren jpeciell zur Tilgung eines 
von der öiterreichijchen Bodencreditanftalt in Wien im Jahre 1867 aufgenonmenen 
„Domänenanlehens” beitimmt und zwar aus dem Grunde, weil die Öfterreichiiche 
Regierung der Bodencreditanftalt ſowohl üjterreichifche wie auch ungarische 
Domänen verpfändete mit der Ermächtigung, daß die Bodencreditanftalt auf dieſe 

omänen 5°, Pfandbriefe (innerhalb 46 Jahren verloosbare) emittire. Obige 
150,000 hatten alſo den jpeciellen Zwed, diefe Domänen-Pfandſchuld in jo weit 
Ne die ungarifchen Domänen belajtete, zu tilgen, daher auch die Zahlung derjelben 
nach erfolgter Tilgung eingeitellt werden joll. 


” 
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Aequivalent kommt den öſterreichiſchen Ländern der Wegfall der Zinſen der 
getilgten Schulden ſowie die von den Coupons und Lotteriegewinnſten des 
Staates zu entrichtende Einkommenſteuer zu Gute. Beiden Reichshälften 
iſt dabei das Recht, vorbehalten beliebige Theile der allgemeinen öſter— 
reichiſchen Staatsſchuld durch Capitalsrückzahlung (alſo Einlöfung) zu ver— 
mindern: worauf der auf dieſe Weiſe in Erſparung kommende Zinſenbetrag 
der betreffenden Finanzverwaltung zu Gute kommt (8. 6). 

Im Sinne obiger Vereinbarungen erfolgte mit Geſetz vom 20. Juni 
1868 die Converſion des allergrößten Theiles der öſterreichiſchen Staats 
ſchulden““) in die H°%/ ‚ige einheitliche (allgemeine) öſterreichiſche Nenten- 
ihuld; dabei wurde aber das Einkommen aus diefen Rentenobligationen 
mit 16 bejteuert !°?) (alfo jtatt 5 fl. von einer Hundert-Gulden-Obligation 
nur 4 fl. 20 fr.) und ein beitimmter Modus des Umtaufches der verichtedenen 
beſtehenden Schuldentitel in die neue Rentenſchuld feitgejegt. '?*) 

Für die Zukunft jollte die Herjtellung des Gleichgewichtes zwiſchen 
den Einnahmen und Ausgaben der leitende Grundſatz beider Finanzverwal- 
tungen bilden; im ‚Falle aber eine der beiden Finanzverwaltungen im die 
Lage fommen jollte ein entitandenes Deficit mitteljt Anlehens deden zu 
müſſen, jo haben jolche Greditoperationen die einzelnen Reichshälften jede 
auf ihr eigenes Conto vorzunehmen. In der Regel aljo hat jede Reichs— 
hälfte jelbjtändig für fich Anlehen zu contrahiren, jo daß es von da an 
neben der allgemeinen Staatsjchuld auch befondere Staatsjchulden der ein- 
zelnen NReichshälften geben fann (wie das auch thatſächlich der Fall ift). 
Nichtsdejtoweniger wurde auch der Fall vorausgejehen, wo „im Intereſſe 
der gejammten Monarchie außerordentliche Ausgaben und insbejondere zur 
Bededung folder Bedürfniffe zu bejtreiten kommen, welche im Sinne der 
pragmatiichen Sanction zu den gemeinjchaftlichen Angelegenheiten ge- 
hören“, ein „neues Anlehen auf gemeinihaftliche Rechnung“ aufgenonmen 
werden müßte Für ein folches Anlehen, welches jelbjtveritändlih mur 
unter Zuftimmung der beiderjeitigen Legislativen contrahirt werden 
könnte, ift im voraus fejtgefegt, daß die Beitragsleiftung zu der Berzinjung 


#4), Ausgenommen von der Converlion waren nur: 1. alle Xottoanlehen, 
aljo die von 1839, 1854, 1860, 1864 und die Comorentenicheine. 2. das oben 
in der Note) erwähnte Domänenanleben von der Bodencreditanftalt, weil dasielbe 
ebenfalls nadj einem Tilgungse( Ziniungs)- Plane amortifirbar war. 3. Die Schulden 
des Staates an die Grundentlaftungsionds der Yänder und an die Nationalbant. 
+. Die unverzinsliche und die in Wiener Währung verzinsliche Staatsihuld, 
endlich 5. die Prioritätsichuld der beitandenen ”ien-Bioggniger Bahn, Die meift 
Staatseigenthum war. 

*5) Auf einige der von der Converſion ausgenommenen Schuldentitel wurde 
zugleich eine 20° „ige Steuer gelegt — durch diefe Steuerabzüge wurde damals 
ein jährlicher Betrag von über 13 Millionen an Zinfen in Braun gebradht. 

6, Kundmachung des Fin.-Min. vom 25. December 1868 RGB. Nr. 158. 
Es wurden, abgejehen von der Verschiedenheit des Betrages, zweifache Renten 
obligationen ausgegeben: auf Ueberbringer und auf Namen lautende. Die BZinien 
der leßteren wurden mittelft der Einlöjung der Coupons, die Zinfen der erjteren 
bei der Staatsichuldencafle in Wien gegen zinjenireie Quittungen den betreffenden 
Eigenthümern ausgezahlt. 
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desjelben nach dem „beitehenden Beitragsverhältnifje zu den pragma= 
tiſchen WUngelegenheiten“ ſich zu richten habe. 

Zu einem folchen gemeinfamen Unlehen ift es feit dem gejchloffenen 
Ausgleiche noch nicht gefommen: dagegen hat allerdings jede der beiden 
NReihshälften feither ihre befonderen Staatsſchulden aufgenommen, '?”) fo 
daß e3 gegenwärtig in Oeſterreich-Ungarn dreierlei Kategorieen von con= 
jolidirten Staatsſchulden giebt: 1. die allgemeine einheitliche Rentenjchuld; 
2. die befondere öjterreichiiche und 3. die bejondere ungariiche Staatsſchuld. 

Bon diejen drei Kategorieen von Staat3jchulden wird jelbitverjtändlich 
jede befondere, ſowohl die öjterreichiiche wie die ungariiche, von dem be— 
treffenden Finanzminifter verwaltet; in Deiterreich wurde jede der zwei 
emittirten neuen Rentenjchulden in ein befonderes Nentenbuch eingetragen 
und wird die Controle darüber von der Staatsjhuldencontrolscommilffion 
des Reichsrathes geführt. 

Was dagegen die allgemeine einheitliche Rentenſchuld anbelangt, jo 
beitand urjprünglich die Abficht, diejelbe als eine dem Weſen nach „gemein- 
ſame“ 19%) durch ein gemeinfames Negierungdorgan verwalten und ein ge= 
meinjame3 parlamentarifches® Organ (durch zwei parlamentarifche Com: 
miffionen) controliren zu lafjen. In diefem Sinne wurde mit Geſetz vom 
10. Zuni 1868 RGB. Nr. 54 das öſterreichiſche Minifterium ermächtigt, 
mit dem ungariihen Miniſterium ein Uebereinkommen abzujchließen. Ein 
ſolches fam aber nicht zu Stande, da nad) der ungarischen Anfchauung die 
„allgemeine confolidirte“ Staatsjchuld feine „gemeinfame* ift und die jtaats- 
rechtliche Verpflichtung Ungarns bezüglich derjelben ſich Lediglich auf die im 
8. 1 des Gejeßes vom 24. December 1867 von Ungarn übernommene Ver— 
pflihtung einer firen Beitragsleijtung zur Zinfenzahlung befchränft. Es 
mußte Daher von der urjprünglichen Ablicht abgegangen werden und mit 
Geſetz vom 13. April 1870 RGB. Nr. 57 wurde die Gebahrung und 
Verwaltung diefer „confolidirten” Staatsihuld dem öſterreichiſchen 
Sinanzminifterium übertragen ($. 1). Nur wurde der ungarifchen 
Reichshälfte das Recht gewahrt darüber zu wachen, daß die von derfelben 


7) Das erite jeit dem Ausgleich aufgenommene Öfterreichiiche Anlehen 
war das auf Grund des Gef. vom 18. März 1876 RGB. Nr. 35 contrahirte 
+P/ ige fteuerfreie in Gold verzinsliche Rentenanlehen (die ſog. Goldrente), von 
welchem in den Jahren 1876—1 ein Nominalbetrag von 335 Millionen emittirt 
wurde; das folgende, zweite, öfterreichiiche Anlehen war das auf Grund des Gef. 
vom 11. April 1881 RGB. Nr. 33 contrahirte 5 %/, ſteuerfreie in Noten öjterr. 
Währung verzinsliche, ebenjo wie das vorige nicht rüdzahlbare Rentenanlehen 
3 5%, Notenrente), mit welchem die in den Jahren 1881—1888 fich ergebenden 
Defieite im öfterreihiichen Staatshaushalte gededt wurden. In demjelben Zeit- 
taume hat auch die ungarijche Regierung eine ganze Reihe von befonderen 
ungarischen Staatsichulden contrahirt, unter denen jich ebenfalls eine 4%, Gold- 
tente und eine 5%, Notenrente befinden. 

.. 1°) Die allgemeine conjolidirte (einheitliche) Rentenichuld wird in den unga- 
riſchen und in Folge deſſen auch in den öfterreichiichen Geſetzen nie als „gemein: 
ſame“ bezeichnet; auch ijt diefelbe nie als „gemeinjame Angelegenheit“ bezeichnet 
worden; der amtliche Eurszettel bezeichnet diejelbe ebenfalls nur als „allgemeine“ 
Staatsjchuld. 


Gumplowiez, Das öfterr. Staatsrecht. 22 
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geleiſtete jährliche Beitragszahlung zu den Zinſen dieſer Staatsſchuld ihrer 
geſetzlichen Beſtimmung zugeführt werde ($. 2). Somit fiel auch jede 
gemeinfame parlamentarifche Controle der Gebahrung dieſer Staasſchuld 
weg und überging dieſe Controle einfach auf die Staat3fchuldencontrols: 
commiljion des Reichsraths.'°®) 


Schwebende Staatsſchuld. 


Die ſchwebende Staatsſchuld in Oeſterreich hat im Ganzen ähnliche 
Wandlungen durchgemacht wie die conjolidirte.e Vor dem öſterreichiſch— 
ungariihen Ausgleich gab es nur eine jchwebende Staatsſchuld; Diele 
wurde auf Grund des Ausgleiches zu einer gemeinfamen, einjeitig nicht 
vermehrbaren erflärt; daneben eriftiren heute bejondere öfterreichiiche und 
ungariſche fchwebende Schulden, wie fie fich in jeder Staatsverwaltung aus 
der Natur der Sache von jelbjt ergeben. Was nun die ältere öfterreichiiche 
Ichwebende Staatsjchuld anbelangt, jo beſtand diefelbe aus: 1. Papiergeld, 
2. verzinslihen Schakjcheinen, endlich 3. Depofiten und Cautionen. 

ad 1. Die PBapiergeldausgabe begann jchon 1762 mit den Banco: 
zetteln und ftieg bi3 zum Jahre 1811 auf die Summe von iiber 1060 
Millionen Gulden EM. Die damals mit faiferl. Patente vom 20. Fehr. 
1811 durchgeführte Reducirung des Werthes diejer Bancozettel auf den 
fünften Theil ihres Nominalwerthes (Staat3banfrott) half wenig, denn ſchon 
fünf Jahre jpäter, 1816, betrug das neu ausgegebene in Umlauf befindliche 
unbededte Papiergeld (Einlöjungsicheine und Anticipationsjcheine) die 
Summe von 678"/, Millionen Gulden, von denen allerdings bis zum Jahre 
1819 ein Theil und zwar 226 Millionen eingezogen wurde. Zur Beſei— 
tigung und allmähligen Eonfolidirung des Reftes von 449? /, Millionen diefer 
unbededten, alſo uneinlösbaren jchwebenden Schuld, welche den Eredit des 
Staates untergrub und Handel und Verkehr tief ſchädigte, wurde mit Patent 
vom 1. $uni 1816 die f. £. privilegirte Nationalbanf gegründet und unterm 
15. Juli 1817 mit einem ausſchließlichen Privilegium für die Dauer von 
25 Jahren ausgeftattet, welches am 1. Juli 1841 erneuert und in einigen 
Punkten modificirt und bi8 Ende December 1866 verlängert wurde. !%) 
Speciell mit Bezug auf das Papiergeld verpflichtete jich nun die National: 
banf, gegen das ihr eingeräumte ausschließliche Recht der Banknotenemiſſion 
und gegen ihr vom Staate zu leiftende Dedung den im Umlauf befindlichen 





10) Die laufende Verwaltung der allgemeinen Staatsjchuld beforgt in eriter 
Inftanz die k.k. Stantsihufdencatia in Wien, an welche laut Minift.-Wdg. vom 
14, Mai 1874 alle Eingaben in Umifchreibungsangelegenheiten von auf Namen 
lautenden Obligationen der Staatsichuld zu richten find; in zweiter Inſtanz die 
f. f. Direction der Staatsjchuld, welche mit f. Patente vom 21. December 1859 
errichtet, an die Stelle der früher beitandenen Direction des allgemeinen Tilgungs- 
fondes trat und deren Wirkungsfreis mit der Min.-VBdg vom 26. Februar 1860 
RGB. Nr. 53 geregelt wurde (fie verfügt insbejondere die Umjchreibungen der 
auf Namen lautenden Obligationen); gegen die Enticheidungen der Direction der 
a jteht die Berufung an das ee gg offen. 

°o, Mit Gef. vom 27. December 1862 RGB. Nr. 2 ex 1863 wurde diejes 
PBrivilegium bis Ende December 1877 verlängert. 
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Papiergeldbetrag von 449'/, Millionen Gulden Wiener Währung einzu: 
löſen und an deren Stelle ihre jederzeit gegen Silber einlösbaren Banknoten 
zu emittiren. leichzeitig verpflichtete fi) der Staat feierlih, nie mehr 
Papiergeld mit Zwangscurs auszugeben. Die Ereigniffe des Jahres 1848 
zwangen jedoch die Regierung, mit folchen Geldforderungen an die National- 
banf heranzutreten, daß diefelbe ſich außer Stand gejeht jah, die Einlös- 
barkeit ihrer Banknoten aufrechtzuerhalten. Mit dem faiferl. Patent vom 
2. Juni 1848 wurden denn auch Bejchränfungen der Baareinlöfung der 
Banfnoten verfügt, womit die thatjächliche Uneinlösbarfeit und der Zwangs— 
curs wieder ihren Einzug in Defterreich hielten.) Mit Gef. vom 5. Mai 
1866 wurde ein Theil der Banknoten für Staatsnoten erflärt und mit 
Gej. vom. 25. Augujt 1866 wurde fodann die Emiffion fürmlicher Staats— 
noten angeordnet. 

Ullerdingd wurde für die in Umlauf gejegten Staatsnoten eine 
Marimalgrenze von ungefähr 300 Millionen geſetzt, indem bejtimmt wurde, 
daß diejelben zufammen mit den vom Staate audgegebenen „Partial— 
hypothelarſcheinen“, welche ungefähr 100 Millionen betrugen (und von denen 
wir gleich ſprechen wollen), die Summe von 400 Millionen nicht überjteigen 
Sollten. ; 

ad 2. Den zweiten Beftandtheil der öfterreichiichen ſchwebenden 
Schuld bildeten die jeit dem Jahre 1848 von der Finanzverwaltung aus: 
gegebenen verzinglichen (mit 5, 5'/, und 6 pCt.) Partialdypothefaranwei- 
jungen (fog. Salinenjcheine), für welche durd; die Einverleibung des Pfand- 
rechts in die Öffentlichen Bücher auf die ärarifhen Salinen in Gmunden, 
Hallein und Auffee eine Sicherftellung gegeben wurde. Mit dem Geſetz 
vom 17.November 1863 wurde der Marimalumlauf diefer Salinenfcheine 
mit 100 Millionen firirt; doch wurde mit Gef. vom 25. Auguſt 1866 der 
Finanzminifter ermächtigt, einen etwaigen Minderumlauf der Salinenfcheine 
durch eine entjprechende Erhöhung des Staatönotenumlaufes zu erjegen, 
während er zugleich verpflichtet war, bei einer eventuellen Mehrausgabe von 
Salinenjcheinen den entiprechenden Betrag in Staatsnoten einzuziehen — fo 
daß, mie erwähnt, diefe beiden Beltandtheile der ſchwebenden Schuld 
zujammen den Betrag von 400 Millionen nicht überjteigen durften. 


Rund mit diefem Betrage anerlannte denn auch der öſterreichiſch— 
ungarische Ausgleich die ſchwebende öfterreichifche Staatsſchuld als „gemein- 





‚or, Vorübergehende Verſuche, die „Valuta wieder herzuitellen”, d. h. die 
Bank, durch Rüdzahlung der bei ihr contrahirten ſchwebenden Schuld und Ein- 
ziehung der emittirten Staat3noten, in den Stand zu jegen, ihre Baarzahlungen 
wieder aufzunehmen, wurden wiederholt, doch ohne dauernden Erfolg gemacht, fo 
zuerft mit Patent vom 15. Mai 1851, in deſſen Ausführung unterm 23. Februar 
1854 mit der Bank ein Mebereinfommen wegen Webernahme des umlaufenden 
Staatspapiergeldes geichloffen wurde; fodann bei der Einführung der öjterreichiichen 
Währung am 1. November 1858, endlich mitteljt des Uebereinfommens mit der 
Banf vom 3. Jänner 1863 wegen Wiederaufnahme der Baarzahlungen — aber 
jedesmal vereitelten friegerifche Ereignifje (1859 und 1866) die Durchführung der 
geplanten und in Angriff genommenen Operation, indem fie immer wieder die 
Regierung zu neuen Geldbeihaffungen und Staatönoten-Emiffionen zwangen. 
22* 
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fame jchwebende Schuld“ beider Reichshälften.!*?) Daß fi Ungarn diefer 
ſchwebenden Schuld gegenüber ganz anders jtellte wie gegenüber der con: 
jolidirten, daß es diefe ſchwebende Schuld als gemeinfame anerkannte, die 
Garantie für diefelbe jolidarifch übernahm und die Verwaltung und Con: 
trole derjelben in die Hände ſowohl des gemeinjamen Finanzminifters wie 
einer gemeinfamen parlamentariſchen Commiffion legte:?°?) hat feinen Grund 
einfach darin, daß die öjterreichiichen Staatönoten (und damald auch die 
Münzicheine) in beiden Reichshälften circulirten und daher jedermann 
auch in Ungarn an der intacten Aufrechterhaltung des Werthes jedes öfter: 
reichiſchen Papierguldens dasjelbe Intereſſe hatte wie jedermann in Deiter: 
reih. Und es mag zum Ueberflufje auch dieſes Beifpiel zur Illuſtration 
des Satzes dienen, daß es in erjter Linie reale und zumeijt wirthſchaft— 
liche Verhältnifje und Intereſſen find, die im Staatsrecht ihren Ausdrud 
finden. Die confolidirte öjterreichiiche Staatsjchuld, die ſich zumeiit im 


we) 8.5 des Gej. vom 24. December 1867 RGB. Nr. 3 ftellt unter die 
„jolidariihe Garantie beider Reichstheile die in Staatdnoten und Münzicheinen 
(legtere im Betrage von 12 Millionen wurden mittlerweile aus dem Bertehre 
gezogen) — ſchwebende Schuld von zuſammen 312 Millionen.“ Dieſe 
Garantie erſtreckt ſich auch auf einen durch eventuellen Minderumlauf der Salinen, 
ſcheine hervorgerufenen Mehrumlauf der Staatsnoten (ſ. oben). Doch wurde 
gleichzeitig feſtgeſetzt, daß „jede anderweitige Vermehrung der in Staatsnoten 
oder Münzſcheinen bejtehenden jchwebenden Schuld, jomwie die Maahregeln zu 
ihrer fünftigen Yundirung nur im gegenjeitigen Einvernehmen der beiden Mi— 
nifterien und unter Genehmigung der beiden Legislativen jtattfinden“ Fönne. 

165) Die näheren Beitimmungen über die „Gebahrung und Controle der 
gemeinjamen jchwebenden er enthält das bezügliche Gej. vom 10. Juni 
1868 RGB. Nr. 53. Darnach jteht die Verwaltung derjelben dem gemeinjamen 
Reichsfinanzminifter zu; die Koſten diefer Verwaltung (Erzeugung der Staatsnoten, 
Ueberwachung der Ausgabe, Einlöjung derjelben, Vertilgung der abgenügten u. j. w.) 
trägt nach dem Berhältniß 70:30 Defterreich und Ungarn und bilden einen Be 
ftandtheil der gemeiniamen Ausgaben. Aus dem Gewinne, der fich daraus er- 
giebt, daß ein Theil der Staatänoten im Umlauf zu Grunde geht und bei Ein- 
ziehung alter Staatsnoten und Umtaujch gegen neue in der Kegel nicht alle 
ausgegebenen zur Einlöfung gelangen: wird ein Fond gebildet, der zur Vermin- 
derung der Erzeugungs- und Ausjtattungskoften der Noten dient. Zur Controle 
diefer gemeinjamen jchwebenden Staatsichuld wählt ſowohl der Reichsrath als; 
auch der Reichstag je eine Kommijfion aus 6 Mitgliedern, die ihr Amt unent- 
geltlih ausüben und denen bezüglich ihrer in der Ausübung ihres Controlamtes 
emachten Neußerungen und Abjtimmungen Abgeordneten-Jmmunität zufommt. 
Aufgabe diefer Commiſſionen ift: darüber zu wachen, daß das gejegliche Mari- 
mum der in Umlauf geießten Staatsnoten nicht überjchritten werde; über Er- 
zeugung, Vorrath und Bertilgung der unbrauchbar gewordenen oder eingezogenen 
Staatsnoten Controle zu üben; ebenjo die Ausgabe, den Stand und Umlauf der 
einen Theil der gemeiniamen jchwebenden Schuld bildenden Hypothefar-Obligationen 
und deren gejegliches Verhältniß zu überwachen; über den Stand der gemeinjamen 
ichwebenden Schuld allmonatliche Ausweife in der Wiener Zeitung zu veröffent- 
lichen; die Erlafje des Neichsfinangminifters bezüglich Hinausgabe von Staats— 
noten zu contrafigniren; die Gegenfperre zur Hauptrejerve der Staatänoten zu 
üben. Das Reicdhsfinanzminifterium ift verpflichtet, diejen Controlscommiſſionen 
alle erforderlichen Auskünfte zu ertheilen, Einfihtnahme und Revifionen zu ge 
ftatten. Jede Commiffion erjtattet über ihre Thätigfeit jährlich einen Bericht an 
ihre Legislative. 
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Auslande oder doch im Vergleich mit Ungarn vorwiegend im Beſitz der 
öſterreichiſchen Eapitaliften befand, konnte die Ungarn fühl laffen: ihrer 
Berpflichtung gegenüber derſelben entledigten fie fich mitteljt eines firen 
jährlichen Beitrages, ohne auch nur eine Antheilnahme an deren Verwaltung 
und Eontrole zu beanſpruchen. 

Ganz anders lag die Sache in Betreff der jchwebenden Schuld, zumal 
desjenigen Beſtandtheils derjelben, der aus Staatsnoten beitand. Hier 


handelte e3 ſich um das actuelle Intereffe auch der ganzen ungarijchen Bes 


völferung, die doch über feine anderen Umlaufsmittel verfügte als über die 
Öfterreichifchen Staatsnoten. So wurden denn nicht nur die oberwähnten 
Stipulationen geſchloſſen, fondern zugleich auch (in dem gleichzeitigen und 
jeither von 10 zu 10 Jahren erneuerten Zoll- und Handel3bündniß Urt. XII) 
die Beitimmung getroffen, daß die beiderjeitigen Regierungen jo bald als 
thunlich die Wiederheritellung der metalliichen Circulation, jomit aljo die 
Eliminirung diefer aus Staatsnoten beftehenden Staatsjchuld aus dem 
gemeinjamen Staat3haushalte anzuftreben haben, eine Beitimmung, welcher 
Rechnung zu tragen gegenwärtig die beiderfeitigen Regierungen im Begriffe 
find (j. unten). 

ad 3. Die auf Grund des Finanzgejeßes vom 30. März 1878 und 
des darauffolgenden Gef. vom 11. Juni 1878 vom öfterreihifchen Finanz- 
minifterium ausgegebenen fteuerfreien Schagjcheine mit drei= und fünfjähriger 
Verfallszeit bilden einen Theil der bejonderen öfterreichiichen ſchwebenden 
Schuld, zu welcher endlich aud) 

ad 4. die Gautionen und Depofiten gehören, deren Annahme mit 
jeder Staatöverwaltung in unvermeidlichem Zufammenhange fteht und eine 
vorſchriftsmäßig verzinsliche, im Großen und Ganzen unveränderliche Poſt 
der ſchwebenden Schuld daritellen. 


Das Caſſen- und Rechnungsweien. 


Die ftaatliche Geldgebahrung beruht auf dem Grundſatze, daß alle Aus— 
gaben und Einnahmen des Staates ausschließlich nur durch die Staatscaffen 
zu geichehen haben. Die Behörden fünnen nur Zahlungsaufträge erlaffen, 
welche bei den Eafjen zu effectuiren find, und Bahlungsanweifungen auf die 
Caſſen ausjtellen. Unmittelbar haben die Behörden mit der Geldgebahrung 
nichts zu ſchaffen. 

Das Caſſenſyſtem aber ift das der Einheitlichkeit der Staatscafje, das 
heißt e3 eriftirt nirgends mehr als eine Staatscaffe, welche alle Zahlungen 
und Geldempfänge für die gefammte Verwaltung ihres Sprengel3 vermittelt. 
Und zwar bejtehen in den Landeshauptitädten je eine Zandeshauptcafje*') 
4 In Wien, Prag und Lemberg beftehen Landeshauptcafien; in Innsbruck, 
Graz und Brünn führen fie den Titel Yinanz-Landescaffen, in Zara, Salzburg, 
Klagenfurt, Laibah, Cernowitz Landeszahlämter. Die Caſſen unterjtehen den 
Verwaltungsbehörden: die Steuerämter den Bezirkhauptmannicaften, die Landes- 
caffen den Fyinanzlandesdirectionen, die drei Gentralcafien (Staatöcentralcafie, 
Minifterialgahlamt und Staatsichuldencafje in Wien) dem Finanzminifteriuum. 


$. 32. 
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und in Wien eine Staatscentralcafje!®); in den Bezirksjtädten verjehen 
den Gafjendienit die Stenerämter. 

Jede Zahlung bei einer Eafje muß mindeſtens von zwei Beamten be- 
jtätigt werben; feine Yusgabe und kein Empfang (mit Ausnahme der Steuer: 
beträge) darf ohne jpeciellen Auftrag der vorgejegten Behörde und ohne 
vorhergehende Liquidation ſeitens des hiezu berufenen Beamten, vor: 
genommen twerden. 1%) 

Die Eafjen ftehen mit einander im Cafjenverband; jede untergeordnete 
Caſſe ift verpflichtet, ihre Ueberjchüfje an die ihr unmittelbar übergeordnete 
abzuführen; ebenjo empfängt jede untergeordnete Caſſe von der ihr zunächſt 
übergeordneten die nöthigen Dotationen. 

Die vorgejeßten politifchen und Finanzbehörden haben von Zeit zu 
Beit Scontrirungen der Caſſe vornehmen zu lafjert. Die laufende Gebahrung 
der Gafjen wird übrigens von den Rechnungsdepartement3 derjenigen Be: 
hörden controfirt und in Evidenz gehalten, denen Cafjen untergeordnet find; 
bei jeder ſolchen Behörde beiteht daher ein entjprechendes von Rechnungs: 
beamten zufanmengejegtes Rechnungsdepartement !*”). 


105) Diejelbe trat an die Stelle der I. Abtheilung des bis 1869 beitandenen 
Univerjal-Cameralzahlamtes (a. h. E. vom 8. April 1869); an die Stelle der 
II. Abtheilung jenes Amtes trat das k. k. Miniiterialzahlamt (Min.-Bdg. vom 
20. Juni 1869 RGB. Nr. 115), deſſen fpecielle Aufgabe es iſt, als Ausgabscaſſe 
und Vollzugsorgan der Minifterien zu fungiren. 

166) Vergl. die amtliche „Zufammenjtellung der Caffamanipulationsvorjchriften“ 
aus dem Jahre 1850 und den „Amtsunterricht für die ausübenden Aemter“ aus 
dem Jahre 1853. 

107) „Beftimmungen über die Regelung des Staat3-Rechnungs- und Controls 
dienftes” find mit der k. Verordn. vom 21. November 1866 RGB. Nr. 140 er- 
laffen worden. 


III. Buch. 
Aeußeres Staatsrecht. 


Die auswärtigen Vertretungen. 


Auf einer jeden Stufe ſeiner Entwickelung iſt jedem Staate durch ſein $. 53. 
Selbſterhaltungs- und Machtintereſſe eine beſtimmte Summe von Thätig- 
feiten dictirt, die er nicht unterlafjen kann. Dieſe Summe von Thätigfeiten 
und Functionen können durch die verjchiedenit gejtalteten Organe, in den 
verjchiedenjten Formen vollzogen werden: ihr Vollzug jedoch iſt eine Lebens— 
bedingung jedes Staates. 

Auf der Stufe, auf der man gewöhnlich den Staat als Rechtsſtaat 
oder Eulturjtaat bezeichnet, gehört zu diefer Summe von Thätigfeiten in 
eriter Reihe Schuß der Perjonen und des Eigenthums, überdies in gewiſſem 
Maaße Sorge um Wohlfarthbeförderung. Diefe Thätigfeiten entwidelt 
der moderne Eulturftaat nicht nur auf feinem eigenen Gebiete, jondern 
auch außerhalb desjelben bezüglich feiner auswärts ſich aufhaltenden An- 
gehörigen; die Organe, deren er fich zu diefem Zwecke bedient, find aus— 
wärtige Miffionen, die im Laufe der Entwidelung ſich von gelegentlichen zu 
ftabilen ausgejtalteten und nach Aufgabe und Beruf zu rein diplomatischen 
Botſchaften, Gejandtichaften) und commerciellen (Conſulaten) differen- 
jirten, deren Form und Organijation zuerft von internationaler Sitte und 
eben ſolchem Brauch, jchließlich mitteljt jtaatlicher Geſetzgebung ausgebildet 
wurden. ’0®) 

Inſofern dieje auswärtige Thätigfeit de3 Staates in Verhandlungen 
mit anderen Staaten über internationale Berhältnifje bejteht, ijt es jelbit- 
verftändlich und nothwendig, daß er diejelbe theilmweife außerhalb feines Ge— 
bietes, am Sit der fremden Herricher vollzieht, wenn er nicht gerade mit 
den Bertretern der fremden Staaten auf eigenem Gebiete verkehrt. !*°) 





15) S. Verwaltungslehre 88. 67—70, wo auch die einjchlägige Literatur 
angegeben iſt. Bon neueren Werfen jei nur noch hervorgehoben Pradier- 
Fod&r&: Cours de droit diplomatique. Paris 1881. 

’) Der Nuben der Diplomatie beiteht nicht nur darin, daß fie Kriege ver- 
hindert, jondern daß fie, wenn fie gut geleitet tft, zum Siege verhilft und die 
beite Ausnützung der Folgen des Krieges beiorgt. Das durch die preußiſche 
Diplomatie im März 1866 mit Stalien gejchlofjene Sündnif, fraft deſſen Italien 
\h zu einem gleichzeitigen Angriff ar Deiterreih an deſſen Südgrenze ver- 
pflichtete, hat ohne Zweifel den größten Antheil an den preußiichen Siegen von 
Königgräp und Sadowa gehabt. Durch die der preußifchen Diplomatie jodann 
gelungene Neutralifirung Frankreichs nach Königgräß verficherte fi Preußen der 
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Nicht ſo einfach liegt die Sache, wenn der Staat außerhalb ſeines 
Gebietes durch ſeine Organe obrigkeitliche Functionen gegenüber ſeinen 
im fremden Staate weilenden Angehörigen vollzieht. Denn eine ſolche 
Thätigkeit widerſpricht dem allgemein herrſchenden Grundſatze der Ter— 
ritorialität des Rechtes, vermöge deſſen es auf jedem gegebenen Ter— 
ritorium nur eine ſouveräne Staatsgewalt giebt, von der aus obrigkeitliche 
Functionen ausgehen fünnen. Es liegt hier aber eine vollberechtigte Aniti- 
tution dor, vermöge deren die Staaten eines gewiſſen Gulturfreifes fih 
gegenfeitig das Zugejtändniß machen, daß ihre auswärtigen Miffionen be: 
züglih ihrer auswärts weilenden Angehörigen jolche obrigkeitlichen Acte 
nach heimatlihem Rechte und Geſetze vollziehen dürfen. 

Dazu bedarf es aber jedesmal einer formellen Einwilligung des aus: 
wärtigen Staates, welche durch die Thatfache der Annahme und des Empfanges 
des auswärtigen diplomatiichen Vertreter oder durch die Ertheilung des 
fogenannten Erequatur an den auswärtigen commerciellen Vertreter ge: 
geben wird. 

Da ſich aber durch eine folde Einwilligung fein Staat ein für allemal 
jeiner Souveränetät auf eigenem Gebiete zu Gunften eines auswärtigen 
Staates begiebt: jo folgt daraus, daß die ertheilte Einwilligung jedesmal 
widerrufbar ift und daß jeder Staat dem diplomatifchen Vertreter eines 
auswärtigen Staates „feine Päſſe zuftellen” Fann, wie der technifche Aus: 
drud lautet, oder dem commerciellen Vertreter das ertheilte „Erequatur“ 
wieder entziehen kann. Solde Kündigungen und Widerrufe der ertheilten 
Ermächtigung erfolgen entweder in Kriegsfällen, wo die Beziehungen mit 
dein auswärtigen Staate unterbrochen werden oder fünnen auch aus per: 
ſönlichen Gründen erfolgen, in welchem Falle jedoch nad völterrechtlid,em 
Braude eine Abberufung des mißliebig gewordenen Vertreter durch jeinen 
eigenen Staat veranlaßt wird. 

Se nad) dem Range der Staaten nah Macht, Größe und Bedeutung 
unterhält Deiterreih= Ungarn bei denjelben als diplomatiſche Mifjionen: 
Botſchaften, Sejandtichaften, Minijter-Refidenten oder diplomatische Ge- 
ichäftsträger (charges d’affaire). Botſchaften werden unterhalten nur bei 
den europäiſchen Grogmächten und zwar beim Deutichen Reid, Frank— 
reich, England, Rukland, Stalien, beim Päpftlihen Stuhl und der Türkei. 
Gejandtichaften werden unterhalten bei den außereuropätichen Groß— 
mädhten, als: Vereinigte Staaten Nordamerikas, Brafilien, Sapan und Ber: 
fien; bei den Fleineren Staaten Europas, als: Schweden-Norwegen, Holland, 
Belgien, Dänemark, Griechenland, Spanien, Portugal, Rumänien, Sachſen, 
Württemberg, Bayern, Schweiz und Serbien. In noch Heineren Steaten 
werden Minifter-Refidenten und diplomatifche Agenten unterhalten. Ueb- 
rigens beruhen dieſe Verhältniſſe auf Neciprocität; die Staaten wechſeln 
mit einander Vertreter gleichen Ranges. 


geoßen Borthe Vortheile des Friedensichluffes von Nitolsburg. Auch hat z. B. den Ber- 

Priller Frieden nicht Moltke geichlojien, jondern Bismard. Solche Thatjachen 
bemweijen befier wie alle Argumentationen die hohe Wichtigkeit der Diplomatie im 
internationalen Staatenverfehr. 
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Die Confulate, 


Die vorwiegend mit commerciellen Aufgaben betrauten Conſulate $. 54. 
werden wo möglih an allen für den auswärtigen Handel der Monarchie 
wichtigen Pläten unterhalten und je nach der größeren oder geringeren Be- 
deutung Diejer Pläte mit Generalconjuln I. oder II. Claſſe, Eonfuln, Vice- 
confuln, onjularagenten oder Honorarconjuln, die im Gegenſatz zu den 
effectiven Conjuln feine bejoldeten Staatsbeamten find, bejegt.!?%) Die Zahl 
blos der effectiven Confuln beläuft jih auf ungefähr 450; das Verzeichniß 
derjelben wird zu Anfang jedes Jahres in der Wiener Zeitung und im 
ungarifchen Amt3blatte veröffentlicht. 

Um dem Staate einen hinreihenden Nachwuchs von Eonfularfunctio- 
nären zu fichern, ijt das Inijtitut von Confulareleven gejchaffen worden, 
zu welchen Sünglinge, die die vorgejchriebenen Studien zurücdgelegt haben 
und auch andere vorgejchriebenen Erfordernifje nachweiſen fünnen, ernannt 
werden. Coufulareleven werden in der Regel zur Ausübung der Eonfular- 
prari3 den einzelnen Gonjularämtern zugewiejen. 

An Pläßen, wo feine effectiven Conjuln unterhalten werden, ernennt 
man häufig Honorarconſuln — die nicht wirkliche Staatsbeamte, fondern 
Ehrenbeamte und auch Angehörige des fremden Staates fein fünnen. Auch 
die Honorarconfuln werden in diejelben Rangsclajjen eingetheilt wie die 
effectiven Conſuln — e3 giebt alfo auch unter ihnen Generalconfuln, Conſuln, 
Biceconfuln und Coniularagenten. Die Honorarconjuln werden meiſt aus dem 
Handelsſtande gewählt. Ihre Functionen find diejelben wie die der effectiven 
Conſuln — auch beziehen fie für diejelben die tarifmäßigen Confulargebühren. 

Als Staatöbeamte haben die Gejandten und effectiven Conſuln aller 
Rangsclaffen ihren Staaten gegenüber die allgemeinen Rechte und Pflichten 

aller Staatsbeamten; dem Auslande gegenüber fommt den Gefandten aller 
Rangsclafjen eine Anzahl von Rechten zu, die durch das Völferrecht bejtimmt 
werden und deren Inbegriff man als das Recht der diplomatiichen Rechts— 
perfönlichfeit bezeichnet. Sie genießen in dem Staate, bei welchem fie accre: 
ditirt find, das Recht der Unverleplichkeit und der Exterritorialität, die Ex— 
emtion von der Civil- und Strafgerichtsbarfeit, die Abgabenfreiheit, das Recht 
des privaten Gottesdienſtes — eventuell in einer Gapelle des Gejandtichafts- 
hotels, die Jurisdiction über ihr Amts- und Dienftperfonalu. |. w.!”?) Die 
Confuln find feine diplomatischen Perſonen und e3 ſtehen ihnen keine jo 
ausgedehnten Rechte zu wie den Gefandten. Zu den befonderen Pflichten 
aller Gefandten und Confuln gehört die regelmäßige Berichterftattung und 


0) Vergl. Malfatti di Monte Trento, Handbuch des öfterr.-ung. Conjular- 
weiend, Wien 1879. Supplementband dazu 1883. Wegen der Wehnlichkeit der 
dieibezüglichen Berhältnifje ift auch Ph. Zorn's: Das deutiche Gejandtichafts-, 
Conſular- und Seerecht in Hirth's Annalen 1882 zu vergleichen. 

) Der 8. 38 des AbGB., der von den „Befreiungen“ ipricht, welche 
die Gejandten, öffentlihen Gefhäftsträger und ihr Dienftperjonale gemäß 
dem Völferrechte genießen, bezieht ſich offenbar auf Vertreter fremder Staaten in 
Deſterreich; jelbitverjtändlich iſt dieſe Bejtimmung nur auf Neciprocität begründet. 
Dieſelben Befreiungen, die der Staat den fremden Vertretern „nach Völlerrecht“ 
zugefteht, nimmt er für feine Vertreter im Auslande in Anſpruch. 
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zwar jeitens der erjteren über diplomatiſche und politifche, jeitens der letzteren 


§. 55. 


vorwiegend über commercielle Verhältnifje des betreffenden fremden Staates. 
Ferner obliegt ihnen der Schuß der Perfonen und des Eigenthums ihrer 
Nationalen, d. i. der Angehörigen ihres Heimatsftaates — ſowie endlich 
auch die möglichjte Förderung der Intereſſen des eigenen Staates und feiner 
Angehörigen. 

Aus der Gemeinjamkeit der auswärtigen Angelegenheiten zwiſchen 
Dejterreich und Ungarn ergiebt ſich überdies die bedeutſame Thatjache, daß 
e3 nur gemeinjame öfterreihifche und ungarische Miffionen im Auslande 
giebt und daß alle obigen Pflichten derjelben fich ſowohl auf Oeſterreich 
wie auf Ungarn beziehen. '??) 

Aus diefer Doppelitellung kann ſich aber für die betreffenden Func- 
tionäre aus dem Grunde nie eine Schwierigkeit oder ein Interefjenconflict 
ergeben, weil diejelben nur von einer Perfon, vom Kaiſer und Könige, er- 
nannt werden und die Zeitung der auswärtigen Angelegenheiten ſchon aus 
dem Grunde eine einheitliche fein muß, weil ſowohl der Abſchluß von Staat: 
verträgen, als auch die Erflärung von Krieg und der Abichluß von Frieden 
nur dem Kaifer und Könige zufteht.”?) Die unmittelbare Leitung des 
gejanmten auswärtigen diplomatiichen Dienftes, ſowie des gefammten Eon- 
julatwejens bejorgt der gemeinfame Minifter des Aeußeren, der bei Erric- 
tung und Aufhebung einzelner Gonjularämter jowie bei Feſtſetzung der 
denjelben zu ertheilenden Inſtructionen ſich mit den beiderfeitigen Handels: 
miniftern ing Einvernehmen fett. 7%) 

Üebrigens jteht auch jedem der beiden Handelsminiſter das Recht zu, 
in den Angelegenheiten feines Reſſorts mit den Conſulaten in directe Cor- 
rejpondenz zu treten und find leßtere verpflichtet, ihm die nöthigen Aus— 
fünfte zur ertheilen; auch werden den beiden Handelsminiftern vom Miniiter 
des Aeußeren die periodifchen Conſulatsberichte mitgetheilt. 1") Nichtsdeſto— 
weniger iſt nur der Minifter des Aeußeren die einzige den Eonfulaten vor: 
geießte Behörde und entjcheidet in legter Inſtanz in allen Angelegenheiten 
der Conjulargebühren — wenn aud nad) Einvernehmen der betheiligten 
Minijterien der einen oder der anderen Reichshälfte. 
==) Der dieſe Gemeiniamkeit feſtſetzende Abſatz a. $. 1 des Gejeges vom 
21. December 1867 RGB. Nr. 146 lautet: Die auswärtigen Angelegenheiten mit 
Einfluß der diplomatijchen und commerciellen Vertretung dem Auslande gegen- 
über, fowie die in Betreff der internationalen Verträge etwa nothiwendigen Ver: 
fügungen, wobei jedoch die Genehmigung der internationalen Verträge, inſoweit 
eine jolche verfaljungsmäßig nothwendig ift, den Vertretungstörpern der beiden 
Reichshälften vorbehalten bleibt. 

3) Für Defterreich find Die bezüglichen Beitimmungen enthalten in den 
88. 3, 5 und 6 de3 StGG. vom 21. December 1867 RGB. Nr. 145. 

174) Urt. IX des Bolle und Handelsbündniffes zwiichen Defterreich-Ungarn 
vom 27. Juni 1878 RGB. Nr. 62. 

176) Diefe Eonfulatsberichte zu ſammeln und zufammenzuftellen ift Sache 
des Handelsminifteriums nad) der Verordn. vom 20. April 1861. Die für den 
Handel und Verkehr wichtigen Confulatsberichte werden in den „Mittheilungen 
Pr f. und f. Conſulatsbehörden“ vom öſterreichiſchen Handelsminifterium ver— 
öffentlicht. 
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Sonfulate und Gefandtfchaften. 


Je nach den Bedürfniffen werden auf einzelnen Pläßen nur Diplo: $, 56, 
matifche Miffionen oder nur Conſulate unterhalten, auf anderen dagegen 
ſowohl eritere als letztere. Im allgemeinen find die Confulate den diplo- 
matiſchen Miffionen in demfelben oder in dem nächiten Staate untergeordnet. 
Aus der Natur der Sade folgt ed, daß, wo nur die eine oder Die andere 
diefer Vertretungen vorhanden find, diefelben nöthigenfall® die Aufgaben 
der fehlenden fpeciellen Vertretung übernehmen und deren Aufgabe fo viel 
al3 möglich beforgen müfjen. So haben denn diplomatische Miffionen, wo e3 
feine bejonderen Eonfuln giebt, die Agenden der Conſulate zu beforgen, während 
vorfommenden Falles die Eonfulate, wo es feine diplomatijche Miffionen 
giebt, auch über politifche und diplomatische Verhältniſſe zu berichten, ja 
nöthigenfalld die diesbezüglichen Gefchäfte zu beforgen haben. Dagegen er- 
giebt fih in Staaten und auf Pläben, wo ſowohl diplomatiſche Miffionen 
als auch Conſulate unterhalten werden, die Nothwendigfeit ftrenger Compe— 
tenzabgränzung zwiſchen dem Gejchäftäfreis der einen und der anderen. 
Diefe Abgränzung ift im allgemeinen durch die Beitimmung und die Auf: 
gabe einerfeit3 der diplomatischen, andererjeit3 der commerciellen Vertretung 
von jelbit gegeben. 

Den diplomatischen Vertretern bleibt dann ausſchließlich das Gebiet 
der Politik, welches fich nicht näher geſetzlich feititellen läßt. Den Anhalt 
ihrer Thätigfeit bejtimmen die jedesmaligen internationalen Verhältniſſe 
und Beziehungen; die Formen derjelben find theils durch internationale 
Uebung und Sitte, theild durch internationale Verträge vorgeichrieben. ?”°) 

Wo e3 nur Conſuln giebt oder wo neben diplomatischen Miffionen 
commercielle Vertretungen fich befinden, liegt letzteren ſowohl die Wahr- 
nehmung der Hanbdelsinterejfen des Heimatsſtaates, ald aud die Vornahme 
derjenigen obrigfeitlihen Functionen bezüglich der Nationalen ob, welche 
ſich theils aus dem denjelben zu gewährenden Schuß, theils aus den Hoheits- 
rechtärechten ihres Heimatjtaates ergeben. Insbeſondere haben diejelben 
die Wehrpflichtigen ihres Amtsbezirfes in Evidenz zu halten und deren 
pflihtmäßige Beziehungen zum Heimatlande zu vermitteln. Weberhaupt 
find die Conſuln verpflichtet, auf Requifition der heimischen Behörden Zu: 
ftellungen an die Nationalen ihres Amtsbezirkes zu bejorgen, diefelben vor- 
zuladen und als Zeugen zu vernehmen. 

Dagegen tft das Recht, Acte des Eivilftandes zu vollziehen, den öfter: 
reichiſch ungarischen Eonfuln nicht eingeräumt worden; fie find daher nicht 
befugt, Trauungen, auch nicht im Delegationswege vorzunehmen. '7”) 

In vielen nichtchriftlichen Staaten ift den Eonfulaten die Eivilgerichts- 


1) Doch iſt das Ertheilen von Päſſen und Vidirung derſelben in erſter 
Reihe Sache der diplomatiſchen Miſſionen — erſt in zweiter Linie, wo keine ſolchen 
ſind, Sache der Conſulate. 

1227) Die Conſuln des Deutſchen Reiches fungiren da, wo ſie hierfür Special— 
auftrag des Reichskanzlers empfangen haben, als Civilſtandesbeamte für ihre Unter— 
De nehmen als joldye Ehejchliegungen vor ” — Perſonenſtandsregiſter. 

Zorn: Deutſches Staatsrecht. 1833 B. II S. 


$. 57. 


— 348 — 


barkeit in Streitigkeiten der öfterreich:ungarishen Angehörigen unter fid 
und mit Angehörigen dritter Staaten übertragen.?”?) Doch unterfcheiden 
fih auch dieſe Conſulate Hinfichtlich des größeren oder geringeren ihnen 
übertragenen Wirfungsfreifes, inden einigen ein voller jurisdictioneller 
Wirkungsfreis, einigen nur ein beichränkter übertragen wurde. Diejenigen 
Eonjularämter, denen feine oder nur eine geringere Jurisdiction zuijteht, 
haben für die Gonfulargerichte, wenn fie dazu aufgefordert werden, Hilfs: 
anmt3handlungen und Berrichtungen zu beforgen. Die Confulargerichte 
fungiren als erjte Inſtanzen und die Berufungen von ihren Entfcheidungen 
gehen an die für die einzelnen derfelben gejeßlich beftimmten öfterreichifchen 
Dberlandesgerichte (Wien, Zara, Lemberg, Triejt), und in dritter Inſtanz 
an den Oberjten Gerichts: und Caſſationshof in Wien. 

Die Conjularämter im ottomanifchen Reiche üben auch eine geſetzlich 
beitimmte, übrigens engbegränzte Jurisdiction in Straffachen über öfter: 
reich ungariſche Staatsangehörige. '”®) 


Die Confulate als Secbehörden. 


s Mit dem wejentlichjten Beruf der Confulate, der Wahrung commericeller 

Intereſſen im Auslande, hängt es zufammen, daß denfelben ein ausgedehnter 
Wirfungsfreis bezüglich der öfterreich-ungarifhen Handelsſchiffe zufommt. 
Sie find die wahre Auflicht3behörde über die öſterreich- ungariſchen Schiffe 
in ausländifchen Häfen, fie haben die öfterreich-ungariichen Schiffscapitäne 
in Anjehung der genauen Erfüllung der Sciffahrtögejege zu überwachen, 
die Schifföurfunden derjelben zu prüfen und die darin bemerften Gebrechen 
abzuſtellen. Die apitäne und Patrone diefer Schiffe müfjen jich binnen 
24 Stunden nad ihrer Ankunft im auswärtigen Hafen bei den Conjulaten 
melden und denjelben über ihre Ladung, Reife und Beitimmung Rechen: 
ſchaft (das jog. Seeconftitut) ablegen (Hofreier. v. 15. März 1763 und 
1. Febr. 1783). Die Conjuln ertheilen den Schiffscapitänen über erlittene 
Unglüdsfälle die zu ihrer Nechtfertigung dienenden Legitimationen und 
üben in civilen Streitigkeiten und Strafſachen zwijchen Capitänen und 
Mannſchaften eine Art von Jurisdiction aus. Selbftverjtändlich haben fie 
die Interefjen der Capitäne bezüglich ihrer Schiffe und Ladungen nad 
Kräften zu fördern. Insbeſondere liegt den Confuln ob die Aufficht über 
die Einhaltung der in der Verordnung vom 1. Sept. 1883, RGB. Nr. 143 
behufs Verhütung von Seeunfällen enthaltenen Beftimmungen. 

Die Confulate haben die Führung der vorjchriftsmäßigen Flaggen 
jeitens der Schiffe zu controliren; über jedes vorfchriftswidrige Vorgehen 
in dieſer Hinficht das Nöthige zu veranlajjen. Sie beauffihtigen und 
controliren ferner: Die Einhaltung der. Schiffahrtslinie, die Heuerung von 





15, Die hierauf erg Beitimmungen find in der faiferl. Verordnung 
vou 29. Jänner 1855 RGB. VII Nr. 23 und in der Min.-Bdg. vom 31. März 
1855 RGB. XVII Nr. 58 enthalten. 

0, Sowohl in Straf» als auch in Civilſachen haben die Conſulargerichte 
und -Aemter nur das geltende öjterreichijche beziehungsweije ungarische Geieg 
in Anwendung zu bringen. 
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Schiffsleuten (worüber fie die Mufterrollen amtlich ausfertigen), die ord— 
nung3mäßige Ausfertigung der Seedienftbücher, die Ausichiffung eventuell 
Heimfendung von dienjtuntauglich gervordenen Matrojen; die Lohnzahlungen 
an diejelben, wie überhaupt ihr gefammtes Dienftverhältniß. 

Endlich Haben die Conſulate die beiden Seebehörden von Triejt und 
Fiume durch regelmäßige Berichte über die Handelsmarine von Allem in 
Kenntniß zu jeßen, was zur Ueberficht und Ueberwadhung des conjular- 
ämtlichen Geſchäftsganges in maritimen Angelegenheiten nothwendig ilt. 





Die Confulate ald Evidenzhaltungsbehörden, 


Wenn auch die Eonfulate urjprünglich zu commerciellen Zweden er: 
richtet wurden und vorwiegend auch jet noch denjelben dienen, jo fann 
doch der Staat darauf nicht verzichten, fich diefer einmal vorhandenen aus: 
wärtigen Organe auch zu anderen ftaatlichen Zwecken zu bedienen, die mit 
den Handeldintereffen des Staates in feinerlei Verbindung jtehen. Und 
zwar find e3 feine Militär: und Finanzangelegenheiten, in denen er ſich 
der Eonjulate bedient, fo oft eine dießbezüglihe Thätigfeit im Aus- 
lande nöthig wird. Diefes ift nun in Militärfachen der Fall bezüglich der 
im Auslande weilenden wehrpflichtigen Angehörigen der öfterreich.-ungarifchen 
Monardie. Auf die Evidenthaltung derjelben haben die Conjulate eine 
beiondere Sorgfalt zu verwenden. Die vorfommenden Veränderungen in 
dem Stande derjelben in ihren Bezirken haben die Gonfulate in fort 
laufenden VBeränderungsausweijen dem Dinifterium des Neußern zur Kenntniß 
zu bringen, 1°) 

Andererfeit3 find alle wehrpflichtigen Dejterreicher und Ungarn, die, 
jet e8 auf furze Zeit oder auch dauernd beurlaubt find, verpflichtet, wenn 
fie ji im Auslande befinden, zum Zwecke der Evidenthaltung fich bei der 
nächſten f. und k. Bertretungsbehörde (Miffion oder Confulat) zu melden. Die 
Meldung der auf furze Zeit Beurlaubten Hat, falls ji an ihrem Urlaubs: 
oder Aufenthaltsorte eine folche Behörde befindei, binnen 24 Stunden nad) 
ihrer Unfunft zu gejchehen; die dauernd Beurlaubten und Rejervemänner 
haben dieſe Meldung binnen 8 Tagen nad) ihrer Ankunft zu maden. Das 
Conſulat (oder Miffion) hat bei diefer Gelegenheit den Reiſepaß der Be— 
urlaubten zu vidiren. 

Die Evidenzhaltungspflicht der Conſulate erjtrect ji) auch auf die 
Landiwehrmänner, welche ſich auf Handelsjchiffen behufs ihres Erwerbes in 
Dienjt befinden. 

Auch bezüglich der in ihren Amtsbezirken fich aufhaltenden Stellung: 
pflichtigen haben die Conjulate die Verhandlungen, namentlich über deren 
Enthebungsgejuche von dem perſönlichen Erjcheinen vor der Aſſentirungs— 
commiſſion zu pflegen und in diefen Angelegenheiten nad der hierfür be- 
itehenden Information vorzugehen. 


150) Vergl. die Circulare vom 3. Jänner 1877, vom 12. December 1878 
u. ff. bei Maltatti. 
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In Finanzangelegenheiten find die Confulate verpflichtet, von den in 
ihren Amtsbezirken ſich aufhaltenden öfterreichiich-ungarifhen Staats: 
angehörigen auf Requifition der öjterreidh.ungariichen Finanzlandesbehörden 
die gebührenden Zahlungen (Taren, Stempelgebühren, unmittelbare Ge— 
bühren, Steuerrüdftände u. f. w.) einzubeben und an die requirirenden Finanz: 
landesbehörden unmittelbar einzujenden. 

Ueber ihre geſammte Thätigfeit und über die von ihnen gemachten, 
fir die Intereffen ihres Staates relevanten Beobachtungen haben die Eon: 
juln theils fortlaufende Aufzeichnungen zu machen, theils regelmäßige oder 
gelegentliche Berichte dem Miniſterium des Aeußern einzufenden. 

Dieje Berichte theilen fich ihrem Inhalte nach in jolche, welche poli: 
tifche und folche, welche laufende PBrivatangelegenheiten enthalten. Die 
erjteren find an die Perſon des Minijters des Aeußeren zu richten. 

Die Aufzeihnungen (in Protocollen und Journalen) über ihre 
adminiftrative Gefchäftsthätigkeif dienen ald Grundlage der Geſchäftsausweiſe, 
welche die Conjularämter halbjährig dem Miniſterium des Aeußeren ein: 
zufchiden Haben — und die nad) einem bejtimmten, im Wege der Normalien 
feſtgeſetzten Schema abzufafjen jind. '*") 





m) Das lebte Schema für ſolche Ausweile ift mit dem Circulare vom 
25. März 1882 3. 5251/10 feftgeiegt worden; es enthält außer den Rubrilen 
für Angelegenheiten der Schiffahrt, des Handels, des conjularamtlichen Schußes, 
der Rechtsprechung auch Rubriken für die Einwohnerzahl des Confularbezirtes 
und die darunter befindlichen öfterr..ungar. Staatsangehörigen. 


IV. Bud). 
Evidenzhaltungsredt. 


Bolfszählungsrecht. 


Zum Bmede des nosse rempublicam, als erſter Bedingung einer ge- $. 59, 
deihlichen Verwaltung, hat die jtatiftifche Centralcommifjion für eine 
„vollitändige adminiftrative Statiftif des Reiches“ zu forgen.'#?) 

Sie entwirft die Formularien zur Ermittelung jtatiftifcher Daten, 
jammelt mitteljt derfelben das geſammte jtatiftiihe Material, welches fie 
jodann bearbeitet und veröffentlicht. 

Eine ihrer wichtigjten Aufgaben it die Vorbereitung der Volks— 
zählungen. Das Recht, die lebteren vorzunehmen, muß aus zweifachem 
Grunde auf Gejeten beruhen: der großen Koften wegen, welche fie ver- 
urfahen und der Pflichten wegen, welche dabei dem Einzelnen auferlegt 
werden. 

Das gegenwärtige Volkszählungsrecht in Dejterreich beruht auf dem 
Geſ. v. 29. März 1869 über die Volkszählung. Darnach finden Volks— 
zählungen von 10 zu 10 Fahren, vom 31. Dec. 1869 an gezählt, jtatt, '*°) 
Das Geſetz verfügt alle jene Maßregeln, welche die Vornahme des Zählungs- 
werfes erleichtern, al3 die Numerirung aller Gebäude (88. 1—8) auf 
Koiten der Eigenthümer, die Aufjtellung von Ortichaftstafeln mit der Be: 
zeichnung der Ortfchaft auf Koften der Gemeinden ($$. 9 und 10). Die 
Vornahme der Zählung obliegt in Zandeshauptftädten und Statutengemeinden 
den Gemeindeämtern; in allen anderen Gemeinden den Bezirkshauptmann— 
Ihaften ($. 12). Die dabei zu verwendenden Drudforten liefert der Staat 
($. 13). Alle übrigen mit der Vornahme der Zählung verbundenen Kojten 
tragen die Gemeinden, beziehungsweije die Gutsgebiete. Die Zählung 
wird Ortichaft3: und Gemeindeweije nach den Wohngebäuden und in den: 
jelben nad) den Wohnungen ausgeführt (8. 11). Die Zählung des activen 
Militärs bejorgen die Militärbehörden. 


12) Min.⸗Vdg. vom 3. März 1863 RGB. Nr. 24 betreffs Errichtung einer 
ftatiftiichen Gentralcommijjion (an Stelle der früher bejtandenen PDirection für 
adminiitrative Statiftif) und die Berordn. vom 28. Februar 1884 NGB. Nr. 28, 

) Die erite Zählung auf Grundlage des Geſ. vom 29. März; 1869 fand 
am 31. December 1869, die zweite am 31. December 1880 und die dritte am 
31, December 1890 ftatt. 


BE... 


Mit der Volkszählung zugleich werden auch alle häuslichen Nußthiere 
gezählt. 

In jeder Ortjichaft wird die gefammte anwejende (fowohl einheimische 
wie fremde), aljo Factijche Bevölkerung, zugleich aber auch die abwejende 
nad) der Ortſchaft zujtändige Bevölkerung (die rechtliche) gezählt. 

Bu den einheimifchen zählt man nicht nur die in der Gemeinde, zu 
welcher die Ortſchaft gehört, Heimatsberechtigten, jondern auch jene da: 
jelbjt anmwejenden öjterreichiichen Staatöbürger, von denen e3 nicht befannt 
ift, in welcher Gemeinde fie nach dem Heimatsgejege vom 3. Dec. 1865 
als heimat3berechtigt zu behandeln find ($. 14). Alle anderen in der Ort- 
ichaft anmwejenden Berjonen werden als Fremde gezählt. Bei jeder an- 
wejenden Perjon iſt zugleich aufzunehmen ihr: Geſchlecht, Alter, Religion, 
Stand (ob ledig, verheirathet oder verwitwet), Heimat, Beruf oder Be: 
Ihäftigung und Umgangsiprade. Die Abweſenden werden nur nad Ge: 
ſchlecht und Aufenthalt verzeichnet. 

Die Regierung, hat auch das Necht andere ftatiftifch wichtige Daten, 
wie 3. DB. körperliche Gebrechen, Beichaffenheit der Wohnungsverhältnifie 
aufnehmen zu laſſen. Ihre diesbezüglichen Anordnungen trifft fie mittelit 
Verordnungen. 1**) 

Die Aufzeichnung der erhobenen Daten geihieht entweder in Anzeige: 
zetteln oder in Aufnahmsbögen. Die erjteren find nur zur Berzeichnung 
einzelner Wohnparteien oder Perſonen bejtimmt: die legteren zur Ber: 
zeichnung einer größeren Anzahl von Wohnparteien und zwar entweder 
einer (Fleineren) Gemeinde oder eines Gutögebietes. 

Selbſtverſtändlich ift das Verfahren ein verjchiedenes, je nachdem An- 
zeigezettel oder Fragebogen in Anwendung fommen. 

Der Anzeigezettel kommt in der Regel in Anwendung in den Landes: 
hauptjtädten und den Statutengemeinden; die Aufnahmsbogen in allen an: 
deren Gemeinden und den Gutsgebieten. Doc können die politifchen Be: 
hörden nad) VBernehmung der Gemeindevorftände auch anderen Gemeinden 
und Gutsgebieten die Verwendung von Anzeigezetteln auftragen. 

Das Anzeigezettel-Berfahren bejteht darin, daß jedem Hausbeſitzer 


154) Durch diejes der Regierung vorbehaltene Verordnungsrecht ijt derjelben 
die Möglichkeit gegeben, innerhalb des Rahmens des Geſetzes vom Fahre 1869 
diejenigen — des Zählungswerkes durchzuführen, welche durch die bei 
den vorhergehenden Zählungen gemachten Erfahrungen und auch durch die Fort- 
ichritte der ftatijtiichen Bittenichaft fih als zwedmähig daritellen. Auch die auf 
die neuejte Bollszählung vom Jahre 1891 bezügliche Min.-Vdg. v. 9. Auguft 1890 
RGB. Nr. 162 bringt eine Reihe jolcher Berbeilerungen in der Ausgeftaltung 
der Formularien und überdieß die Anordnung, dab zum Behufe gründlicherer 
wiſſenſchaftlicher Aufarbeitung des durch die Volkszählung hergeftellten Urmaterials 
diejes ſelbſt nach Abſchluß der Zählung und Heritellung der localen und terri- 
torialen Meberfichten mitſammt den letzteren an die Gentralcommifjion in Wien zu 
feiten find. Sowohl in diejer leßteren Maafiregel wie auch in der Ausgeftaltung 
der Formularien liegt ein bedeutender Fortichritt gegenüber den zwei vorhergehenden 
Vollszählungen von 1869 und 1880. Bergl. darüber die Abhandlung Inama— 
Sternegg’3 (auf dejien Initiative diefer Fortichritt der Volkszählung zurüdzuführen 
ift): Die nächjte Volkszählung. (ftatijt. Monatsichrift vom September 18%.) 
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oder deſſen Bejtellten zur Betheilung an alle Wohnparteien’ foldhe Zettel 
zur Ausfüllung rechtzeitig übergeben werden. In größeren Städten ent- 
halten dieje Anzeigezettel auch Rubrifen zum Zwecke der Bejchreibung der 
Wohnungsverhältnifje.'*°) 

Die Hausbeſitzer find verpflichtet, die ausgefüllten Anzeigezettel aller 
Miethparteien zu jammeln und diefelben an den Gemeindevoriteher ab- 
zuliefern. Der Gemeindevorjteher bejorgt die analoge Piliht gegenüber 
der politiichen Bezirk3behörde; er jammelt nämlich alle Zettel jammt ihren 
Umſchlagbögen mittteljt eines eigenen Sammelbogend, controlirt diefelben 
auf ihre Vollzähligkeit, verfertigt auf Grund derjelben eine Ortsüberficht 
und liefert das ganze Operat jammt Beilagen an die politiiche Behörde 
ab, welcher die Verfaſſung der Bezirfsüberfiht und Uebermittelung der: 
jelben an die Landesbehörde obliegt; die Landesbehörden verfafjen die 
Landesüberfihten und iibermitteln diefelben der jtatiftischen Eentralcommiffion, 
wo die Gejfammtüberjichten über alle Länder verfaßt werden. 


Matritenführung. 


Eine Vorbedingung aller Berwaltung ift die Evidenzhaltung des 
Standes der Bevölkerung. Zu diefem Zwecke müffen der Verwaltung genau 
geführte Verzeichnifje aller Geburten und Todesfälle, wie auch aller Ehe: 
ihliegungen zu Gebote ftehen; und muß, nicht nur jedes Individuum einen 
feften Berjfonennamen, jondern auch einen ebenjo unveränderlichen Familien— 
namen führen, und dürfen dießfällige Aenderungen nicht ohne Verftändigung, 
eventuell Bewilligung der Behörde vorgenommen werden. 

Die hiftorifche Entwidelung des Matrifeninftitut3?9®) brachte es mit fich, 
daß in Deiterreich-Ungarn die ſog. Standesregifter nicht unmittelbar von 
jtaatlichen Behörden, fondern zumeift von geiftlichen Behörden (Seelforgern) 
geführt werden, über welche jedoch der Staat in neuejter Zeit jeine jtrengjte 
Aufficht und Controle ausübt.“*7) 

Ebenſo wie e3 in Defterreih-Ungarn feine Eivil-Standesämter giebt, 
jo giebt es auch fein allgemeines Gejeg über die Führung der Standes- 
regiiter oder Matrifen, jondern für jede der anerkannten Religionsgenoſſen— 
ihaften und Kirchen bejondere, die Führung diejer Regifter durch ihre 
——— Functionäre betreffenden Vorſchriften. Die älteren dieſer Vor— 


Eine Beſchreibung der Wohnungsverhältniſſe erfolgte im Jahre 1880 
nur für die 8 großen Städte Wien, Prag, Graz, Trieſt, Brünn, Lemberg, Krakau 
und Reichenberg und zwar in der Weije, daß die Höhenlage der Wohnungen, die 
Art und Zahl ihrer Beitandtheile und die Art der Benußung der Wohnung (zum 
Bohnen, zum Gejchäftsbetrieb) mittelft eines eigenen Fragefhemas erhoben wurde. 
Für die Aählung des Jahres ee ift die Zahl diejer Städte bedeutend vermehrt 
worden. Inama⸗Sterne 

156), Vergl. meine REN 8. 81. 

167) — Beſtimmungen über Führung der Trauungs-, Geburts— 
und Sterberegifter enthält das Patent Kaifer Joſef II. vom 20. Februar 1784. 
Joſ. GS. VI 574. 


Gumplomicz, Das öfterr. Staatsrecht. 23 
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Schriften find enthalten in kaiferlichen Patenten und Hoffanzleidecreten, die 
neueren theild in Gejegen, theils in Minifterial- Verordnungen, Erläfien 
und nitructionen. 1°°*) 


Die Regelung der Matritenführung durch den Staat begann in 
Defterreich bei der katholiſchen Kirche; erſt fpäter wurde die Matrifen- 
führung auch den afatholischen !°°) Seeljorgern, fodann den Rabinern'*”) 
oder den die Stelle derjelben vertretenden Gemeindevorſtehern, ferner den 
altkatholiſchen Seelforgern!?®) aufgetragen; endlid mußte auch für die 
Matrifenführung bezüglich der Confeſſionsloſen vorgeforgt werden. '”") 

Die Grundfäße jedoch, nach welchen in diefen verfchiedenen Gejehen 
und Berordnungen die Matritenführung eingerichtet ift, jind überall die 
jelben. Darnach hat jeder mit der Matrifenführung betraute Functionär 
nach vorgeſchriebenem Formular drei Bücher zu führen: ein Trauungs, 
ein Geburt3- und ein Sterbebuch. Die meisten Borfchriften beziehen fid 
auf das Geburtsbuch, da über die Geburt am leichteften unwahre Angaben 
gemacht werden fünnen. Die Geburtseintragung muß enthalten: Jahr, Monat 
und Tag der Geburt; die Hausnummer der Geburtsftätte; die Tauf- und Zu: 
namen der Eltern und ihre Religion; den Taufnamen des Kindes; die Angabe, 
ob dasfelbe ehelich oder unehelich ijt, endlich die Tauf: und Zunamen (jammt 
Stand) der Taufpathen und den Namen der Hebamme, welche die Ext- 
bindung vornahm. Bei unehelichen Kindern darf der Name des vermuth- 
lichen oder vermeintlichen Vaters nicht angegeben werden, außer wenn dieſer 
„lich ſelbſt dazu bekennt“. 


Die Trauungsbücher haben zu enthalten: das Datum (Jahr, Monat 
und Tag, den Ort und die Hausnummer) der Trauung; den Bor: und 
Bunamen der Brautleute; Religion und Alter derjelben; ihren Eivilftand, 
endlih Bor: und Zunamen und Stand der Zeugen. Auch muß die den 
Gejegen angemefjene Einwilligung der die Ehe eingehenden Perſonen oder 
ihrer geſetzlichen Vertreter mit voller Gewißheit dargejtellt werden ??) 


Die Sterberegifter haben zu enthalten: das Datum des Todes (Jahr, 
Monat, Tag, Ort und Hausnummer), die Religion, Geſchlecht, Alter des 
Beritorbenen und die Krankheit, an der er ftarb. 


Die vorfchriftsmäßige Führung diefer Bücher haben ſowohl die vor- 
geſetzten geiftlichen Behörden als auch die politifchen Behörden zu über: 
wachen. Die Eintragungen in die Matriken haben theil3 auf Grundlage 
glaubwürdiger Ausfagen der durd) das Geſetz bejtimmten Berfonen, theils auf 


167°, Die neuefte Sammlung aller „Matrifenvorfchriften” beforgt von U. Herr- 
man erichien bei Manz, Wien 1891, 

»s) Hffd. 26. November. 

150, Geſetz vom 10. Juli 1868 RGB. 1869 Nr. 12, 

100, Verordn. des Min. d. Innern vom 8. November 1877 RGB. Nr. 1W. 
m) 1. vom 9. April 1870 RGB. Nr. 51 und Bollzugsvorjchrift vom 
20. October 1870 RGB. Nr. 128. 

we) Hd. vom 1. Juli 1813. 
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Grundlage beizubringender und der Eintragung beizuſchließender Urkunden 
(Zodtenbejchauzettel) zu erfolgen. 

Da nicht an allen Orten die zur Führung der Matrifen berufenen 
Aunctionäre eriftiren, jo hat die politiiche Behörde (Statthalterei, Bezirks— 
hauptmannjchaft) dafür Sorge zu tragen, daß bejtimmte Matrifelbezirke ge- 
ichaffen werden, jo daß jede Ortichaft, eventuell jede einzeln gelegene Wohn 
jtätte einem bejtimmten Matrifelbezirfe zugewiejen werde. '”*) 

Den vorjchriftsmäßig geführten Matrifen fommt als öffentlichen Ur— 
funden volle Glaubwürdigkeit über jene Umftände zu, die fie nach dem Ge- 
jege zu befcheinigen haben; fie befiten die Kraft rechtlicher Bemweije, „welche 
jedoh in einzelnen Fällen durd einen bündigen Gegenbemweis entfräftet 
werden fünnen“.1”) Die Matrifenführer oder ihre gejeglichen Vertreter 
find auch zur Ausfertigung von Geburts- und Trauungszeugnifjen, wie 
auch von Todtenjcheinen auf Grund der in den Matrifen enthaltenen Ein- 
tragungen berechtigt und verpflichtet — und dürfen dafür nur die vor- 
geichriebene Gebühr einheben. — 


Perfonennamen. 


Die nothwendige Borausjegung aller Volkszählung und Matrifen- 
führung, aber auch aller polizeilichen Evidenzhaltung der Bevölkerung zu 
Zwecken der öffentlichen Sicherheit ijt die perfünlihde Namensführung. 
Zu diefem Zwede muß jede phyſiſche Perfon außer ihrem Familiennamen 
noch einen Vornamen führen. Den Familiennamen erhält jede Perſon durch 
ihre Geburt, indem das eheliche Kind den Namen des Vaters, da3 unehe- 
liche denjenigen der Mutter zu führen hat. Den Bor: (oder Geburt3:) 
Namen erhält jedes Kind bei der Eintragung in die Geburtämatrifen nad) 
Wahl feiner Eltern oder deren gejeglichen Vertreter. Findlingen wird von 
amtswegen ein Vor: und Zuname gegeben. In der Regel behält jeder: 
mann feinen Vor- und Zunamen durchs ganze Leben; eine eigentillige 
Uenderung derjelben iſt nicht geitattet, und wird unter Umjtänden als 
Falihmeldung nad dem Strafgeſetz behandelt. Eine gefegliche Aenderung 
des Familiennamens tritt bei Frauenzimmern ein mit dem Beitpunft der 
Heirath, indem jie dann den Familiennamen ihres Gatten annehmen; ferner 
bei Adoptionen, wo dann die Adoptirten den Familiennamen ihrer Adoptiv: 
eltern erhalten. Abgefehen von diejen Fällen gejeblicher Namensänderung 
fünnen Familiennamen „in befonders rüdjichtswürdigen Fällen“ von der 
politiichen Behörde (Minifterium des Innern, Statthaltereien und Yandes: 
präfidien) bewilligt werden. 

Perfonen adeligen Standes haben das Recht ihren Namen das 
Wörthen „von“ oder fonjtige ihnen zuflommende Standesbezeichnung Hin- 





, Die Min.-VBerordn. vom 25. Auguſt 1860 RGB. Nr. 160 regelt den 
Vorgang bei Beurfundungen von Geburts⸗ und Todesjällen von Eivilperjonen 
auf öfterreichiichen Handels- und Kriegsſchiffen. 

4, Verordnung des tiroler Guberniums vom 21. September 1815. 

23* 
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zuzufügen: unberechtigte Führung eines Adelsprädicates wird ſtrafgeſetzlich 
behandelt. Ebenfo verhält es ſich mit Titeln, welche ad personam verliehen 
werden. Ein Minijterialerlai vom Jahre 1873 (an die Stathalterei in 
Prag 3. 7875) erflärt jede Menderung des Vornamens für unzuläffig. 
Doch find Ueberfegungen von Vornamen aus einer Sprache in eine andere 
jelbjtverjtändlich gejtattet und die in eine ungarische Geburtämatrifel z. B. 
mit dem Vornamen „Lajos“ eingetragene Perſon kann ich allerdings in 
deutichen Urkunden oder Meldzetteln „Ludwig“ nennen und viceversa. 
Dagegen iſt eine Ueberfegung des Familiennamens ohne behördliche Be 
willigung unzuläſſig und ftrafbar. 


Meldungs: und Paßweſen. 


Einen integrirenden Bejtandtheil des Evidenzhaltungsrechts bildet das 
„zum Behufe der inneren Aufjicht” eingerichtete Meldungs- und Baßmwefen.!®) 

Erjteres beruht vornemlich auf der Min. Ber. vom 15. Februar 1857 
RGB. Nr. 33, mit welcher die polizeiliche Meldung aller Unterſtands- und 
MWohnungsänderungen der Einheimiichen, der Eintritt und Austritt der 
Dienjtboten, endlich Ankunft und Abreife von Fremden allen Hausbeſitzern, 
Unterjtand: und Dienjtgebern, endlid allen Miethherrn und Hotelbefigern 
zur Pflicht gemadht wurde. In Orten, wo fi feine landesfürſtlichen 
Polizeibehörden befinden, jind die Gemeindevorfteher zur Ueberwachung des 
Meldungswejens verpflichtet. 

Bezüglich der Einkehrhäuſer beruht das öfterreichijche Meldungsweien 
auf dem Grundjaß, daß niemand in einem folhen eine Nacht zubringen 
darf, ohne der Behörde gemeldet zu werden. Die Pflicht der Anmeldung 
obliegt den Inhabern der Einfehrhäufer.?”%) In Privathäujern, wo es id 
nur um Anmeldung von Jahres- oder Monatsparteien handelt, wird die 
Meldungspflicht mit Bezug auf den Meldungstermin nicht jo jtrenge ge: 
handhabt, obliegt aber nichtsdeſtoweniger den Hausbefigern oder Berwaltern. 
Dagegen jind alle Arbeitgeber verpflichtet, die bei ihnen in Dienst und 
Arbeit eintretenden binnen drei Tagen zu melden. 

Die Meldungen an die Behörde geſchehen theils durch Ueberreihung 
von Meldezetteln, deren Rubriken (Bor: und Zuname, Beichäftigung, 
Domicil u. ſ. mw.) ausgefüllt worden jind, theils durch Ausfüllung der Ru- 
brifen des im Einfehrhaus aufliegenden behördlich controlirten Fremdenbuches. 
Diefe Rubriken bejtimmen den Umfang der Meldungspflicht. Diejelben 
dürfen nicht von einzelnen Gemeinden willfürlich feſtgeſetzt beziehungsweiſe 
erweitert werden: fie find gefeglich normirt. ?9”) 





og. 8. vom 9. Februar 1857 RGB. Nr. 31. 

0 Ebenſo find die Voriteher jämmtlicher männlichen und weiblichen Klöſter, 
Convente und Stifte verpflichtet, jeden bei ihnen übernachtenden Fremden bei der 
politiſchen Behörde zu melden. Min.Erl. vom 20. April 1876 3. 10382. 

97) Min.»Berordn. vom 15. Jänner 1860 RGB. Nr. 20 beftimmt, daß die 
Fremdenbücher der Einfehrhäufer nur die nachitehenden Rubriken zu enthalten 
haben: 1. Tag der Ankunft; 2. Bor- und Zunamen, Charakter und Beichäftigung; 
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Bi3 zum Jahre 1857 war das Meldungswejen eng verknüpft mit 
dem Paßweſen, daher noch heute unter den Rubriken der Meldungszettel 
und Fremdenbücher die Rubrif „wodurd er legitimirt ift“, oder „Reife: 
urfunde“ figurirt. Da aber mittlerweile der früher beftehende Paßzwang 
theilweije gemildert, theilweife ganz aufgehoben wurde !?®), fo entfällt die 
Pflicht, jene auf Päſſe bezügliche Rubrif auszufüllen. Dagegen ijt jeder 
Reiſende ſowohl In: ald Ausländer, verpflichtet, auf allfälliges ämtliches 
Berlangen über feine Perſon und die Mittel zu feinem Unterhalt ſich auszu- 
weifen. 1”) Zum Reifen ind Ausland find in der Regel Päſſe erforderlich 
und werden von der politiichen Behörde auf Verlangen ausgeitellt. Aus: 
länder müſſen in Dejterreih mit Päſſen oder Legitimationsfarten ihrer 
Heimatsbehörden verjehen jein. Nachdem aber die regelmäßigen Paßrevifionen 
an der Gränze weggefallen find, fo dienen diefe Reifeurfunden nur dazu, 
um fich gegebenenfalls vor den inländischen Behörden legitimiren zu fönnen.”°") 
3. Gemwöhnlicher Wohnort; 4. Reiſeurkunde; 5. Begleitung; 6. Tag und Richtung 
der Abreife. Die erjten 5 Rubriken hat der Gaft, die legte der Wirth auszufüllen. 

Die Uebertretungen der Meldungsvorichriften werden von den politifchen Be- 
börden beziehungsweiſe Polizeibehörden unterfucht und nad den Beitimmungen 
der Min.-Berordn. vom 2. April 1858 RGB. Nr. 51 „mit 5—100 fl. oder mit 
Arreſt von 1—14 Tagen beitraft“. Diejen Strafen unterliegen die jäumigen 
Gaſtwirthe. 

s, „Inländer bedürfen zur Reife im Inland in der Regel eines Paſſes 
nicht”, Min.-Verordn. vom 15. Febr. 1857 RGB. Nr. 32. Eine vollitändige 
Aufhebung der Paßreviſionen aud an den Gränzen des Staatsgebietes erfolgte 
mittelft Kaiſ. Verordn. vom 6. November 1865 RGB. Nr. 116. Nur in Aus— 
nahbmszujtänden können die betheiligten Minifterien zeitlich und örtlich Pah- 
sn erlajien. 

, 8, 3 Kaif. Verordn. vom 6. November 1865. 

200, Alle derzeit noch in Kraft beitehenden Paßvorſchriften find in der Kund— 
mahung der Miniiterien des Aeußeren, des Handels, der Polizei und des Krieges 
vom 10. Mai 1867 zufammengefaßt und verlautbart worden. (Abgedrudt bei 
Mayrhofer II 557 ff., bei Ulbrich, Verwaltung I 672 ff.) 
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V. Bud). 
Verkehrsrecht. 


Gegenſtand und Competenz. 

Straßen, Wege und andere Communications- und Verkehrsmittel 
ſind rein techniſche Leiſtungen und Bauwerke. Sie erlangen eine öffentlich— 
rechtliche Bedeutung im Staate durch die Fragen: Wer die Koſten ihrer 
Herſtellung und ihrer Erhaltung zu beſtreiten hat? Welche Privatrechte der 
Nothwendigkeit ihrer Herſtellung und Erhaltung zu weichen haben? Welche 
Pflichten Staat und Staatsangehörige dieſer Nothwendigkeit wegen auf 
ſich nehmen müſſen? Welche Benützungsrechte an ihnen der Geſammtheit 
und dem Staate zuſtehen? Wer die Aufſicht über die geſetzliche Ausübung 
obiger Rechte und Erfüllung obiger Pflichten zu führen hat? 

Dieſe Fragen werden geregelt durch geſetzliche Beſtimmungen, deren 
Inbegriff das Verkehrsrecht ausmacht. Jenachdem dieſe Beſtimmungen 
ſich auf einzelne Arten oder Beſtandtheile der Verkehrsvermittelung be— 
ziehen, unterſcheidet man: Straßenrecht, Stromrecht, Seerecht, Schiffahrts 
recht, Eiſenbahnrecht, Poſtrecht, Telegraphenrecht u. ſ. w. 

Bei einigen dieſer Rechtsgebiete entſcheidet ihr Gegenſtand nicht nur 
über die Competenz zu ihrer geſetzgeberiſchen Regelung, ſondern auch zu 
ihrer Verwaltung. So gehören Eiſenbahnen, Telegraphen, Poſtweſen, 
Schiffahrt nicht nur zur geſetzgeberiſchen Competenz des Reichsraths, ſon— 
dern auch in den Wirkungskreis der Staatsverwaltung. Hingegen ent: 
jcheidet über die Competenz jowohl zur Gejeßgebung wie zur Verwaltung 
beim Straßenredht der Umſtand, ob die betreffende Straße eine „Reichs— 
communication“ °0?) iſt oder nit. In erjterem Falle gehört die Gejeh: 
gebung bezüglich derjelben dem Reichsrath, die Verwaltung unmittelbar den 
politifchen Behörden ”"?); in letzterem ſowohl Geſetzgebung wie Verwaltung 
dem Landtag und den autonomen Landesbehörden. 





Straßenredt. 

Aus der Thatjache der Decentralifation der Verwaltung und der 
Uebertragung eines Theiles derjelben an die Länder und antonomen Körper: 
ichaften (Bezirke, Gemeinden, Concurrenzbezirfe) ergiebt fich die Einthei: 
fung der Straßen in Reichs-, Yandes-, Bezirks-, Gemeinde: und Eoncur- 
renzitraßen. Die Reichsjtraßen werden aud) ärarifche, im Gegenjage zu 





201) lit. d. 8. 11 des Gef. vom 21. December 1867 RGB. Nr. 141. 
02) Vergl. jedoch unten $. 
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allen anderen die nihtärarijch find, genannt. Die Gejeggebung bezüglich 
der nichtärariichen öffentlihen Straßen gehört gegenwärtig in die Compe— 
tenz der Landtage, welche denn auch in den Jahren 1868—1878 die ein: 
zelnen Landesjtraßengefege bejchlofien Haben. Außerhalb diejer öffent: 
lichen Straßen jtehen Privatwege und Straßen, die von Privaten her: 
gejtellt und erhalten werden. 

Die Zuzählung der einzelnen Straßen oder Straßentheile zu einer 
der obigen Kategorieen gejchieht nicht ausſchließlich nach Maaßgabe der 
geleifteten Herjtellungsktoften. Da nämlich Straßen ein öffentliches Gut 
find, und daher ihr „Beſitz“ mehr eine Laſt al3 ein Bortheil ift, jo wird 
von feiner Seite der Umſtand der Heritellung der Straße als Titel und 
Grund geltend gemadt, um auch die Lajt der Erhaltung für ſich in An- 
ſpruch zu nehmen. Im Gegentheil wäre jede Partei oder Seite, welche die 
Herjtellung der Straße bejorgt, immer bereit, die Erhaltung derjelben von 
fich abzuwälzen. Es iſt aljo die Herjtellung der Straße keineswegs ein 
genügender Anhaltspunkt zur Beurtheilung ihrer Kategorie; dagegen iſt 
allerdings enticheidend dafür, erjtens: der Umftand, wem die Erhaltung der 
Straße obliegt, zweitens: die gejegliche, auf der Bedeutung und Wichtigkeit 
der Straße bafirende Erflärung. 

Darnach find alle öffentlichen Straßen und Wege, deren Herftellung 
und Erhaltung der Staatsſchatz bejorgt, Staatsſtraßen (das öfterreichifche 
Geſetz nennt dieſelben Reichsſtraßen, ärariihe Straßen); alle anderen 
(nichtärarijche) Straßen find, je nachdem ihre Heritellung und Erhaltung 
den verjchiedenen autonomen Gebieten und Körperjchaften obliegt: Landes-, 
Bezirks-, Gemeinde- oder Concurrenzitraßen (Wege). ”"”) 

Bei der geſetzlichen, durch die Landesgefehgebungen getroffenen Ein- 
reihung der einzelnen Straßen in die verjchiedenen Kategorieen der nicht: 
ärariihen Straßen find folgende Gefichtspunfte maßgebend. Straßen, 
welche eine bejondere Wichtigfeit für das ganze Land haben, werden zu 
Landesjtraßen erflärt; Straßen, welche von minderer Wichtigkeit für das 
ganze Land, mehrere Ortichaften oder Straßenzüge miteinander verbin: 
den, werden zu Bezirksftraßen; endlich jolhe Straßen und Wege, welche 





203), Die Frage, ob ein Weg ein öffentlicher oder Privatweg jei, ijt eine der 
häufigiten Streitfragen zwijchen Privaten und Behörden und der VGH. fam daher 
ichon oft in die Lage, allgemeine Merkmale zur Enticheidung diefer Frage auf- 
zuftellen. Nach den Erkenntniſſen des VGH. nun hängt dieje Entſcheidung nicht 
davon ab, wer den Weg hergeitellt, jondern wer ihn benüßt. Der Um— 
ftand, daß eine Strafe von einer Privatpartei errichtet und längere Zeit von ihr 
allein erhalten wurde, fann an und für fich die Behörde nicht hindern, dieſelbe 
als Gemeindeftrafe anzuerkennen (Wolsti Nr. 2341 ©. 411, Wlter I. 1895). 
Ebenjo iſt nah dem Erf. des VGH. (Wolski Nr. 2351 ©. 412) für die Frage, 
ob ein vorhandener Weg nach feiner Lage, jeiner bisherigen Benügung und jeiner 
Bedeutung für den Berfehr als öffentlicher anzufehen jei, der Umitand, daß der- 
jelbe über den Grund und Boden eines Privaten führt, ohne Belang. Dagegen 
ipricht allerdings gegen die Deffentlichkeit eines Weges der Umitand, dab der 
Eigenthümer der Wenfläche die Benügung nach Gutdünfen gejtattet oder verwehrt 
hat, vorausgejegt, daß dieſe Acte der berufenen Behörde befannt wurden. (Witer I 
Nr. 1889.) 
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mehrere Gemeinden miteinander verbinden oder den Berfehr innerhalb der 
DOrtichaften und Gemeinden vermitteln, werden zu Gemeindeftraßen oder 
Wegen erflärt.””) Dabei werden Brüden und Kunftbauten als Zugehör 
jener Straßen und Wege angejehen, in deren Zuge fie liegen. 

Für die verfchiedenen Kategorieen der nichtärarifchen öffentlichen Straßen, 
bejtimmen die Landesgejege die Breite (in Niederöfterreih Landes- und 
Bezirksſtraßen ſechs Meter), und die Art der Herftellung (in Niederöfterreic 
Landes- und Bezirksſtraßen chaufjeemäßig). Einige Landesjtraßengejege 
(3. B. das niederöfterreichiiche) ordnen für Landes: und Bezirksſtraßen 
Baumpflanzungen an; wo wegen fchlechten Untergrundes ſolche nicht durch— 
führbar find, werden häufig (wie z. B. in Niederöfterreich) für den Winter 
Aufpflanzung von Schneejtangen angeordnet. 

Was die Koſten der Herjtellung und Erhaltung der Straßen betrifft, 
jo ijt in allen Landesgejegen der Grundſatz maßgebend, daß die Landes: 
jtraßen aus dem Landesfonde hergeitellt und erhalten werden. In den meiften 
Ländern werden einem bejonderen Landesitraßenfonde die Einnahmen nicht⸗ 
ärariiher Mauthen zugewiejen.””) Zur Heritellung und Erhaltung der Be— 
zirf3ftraßen werden in mehreren Ländern Straßen-Eoncurrenzbezirte ge: 
bildet, wobei nicht nur Geldbeiträge, fondern auch (wie z. B. in Galizien) 
Naturalleiftungen (Arbeitstage) der Gemeindeangehörigen feſtgeſetzt werden. 
Bezüglich der Gemeindeitraßen und -Wege, gilt allgemein der Grundfag, 
daß für diefelben die betreffenden Gemeinden auffommen müfjen; wo Be: 
‚zirfövertretungen bejtehen, ijt es in erjter Linie Sache der Bezirksausſchüſſe, 
die Gemeinden in diejer Beziehung zu überwachen. 


204, Ehenjo häufig wie der Streit: ob öffentlich), ob privat, iſt derjenige, ob 
eine Straße Gemeinde» oder Bezirks- (beziehungsweije Landes-) Straße fei. Dieie 
Streitfrage entiteht meilt bei Gelegenheit von Tandesbehördlichen Aufträgen an 
Gemeinden bezüglih der Erhaltung ihrer Straßen und ijt ebenfalld jchon oft 
Gegenstand der Judicatur des BGH. geworden, der jeine diehbezüglichen Erfennt- 
nifle jedesmal auf Grund der SE ner Landesgeſetze ſchöpft. Denn diele 
Landesgeſetze und nicht das freie Ermeſſen der Behörden find für den Charakter 
einer Straße als Gemeindeitraße ausschlaggebend (Wolsfi Nr. 2336) und die 
Berwaltungsorgane find bei der Erflärung eines Weges als einer Gemeindejtraße 
an die vom Gejege vorgezeichneten Bedingungen gebunden (Wolsti 
Nr. 2337). Enticheidend für den Charakter als Gemeindejtraße ift, daß derjelbe 
nicht nur ein Öffentlicher, jondern ein ſolcher Weg jei, der eine im allgemeinen 
Anterejje liegende Berbindung heritelle (Wolsfi Nr. 2338). Daher nicht 
jeder gelegentlich entitandene wenn auch allgemein benugte Durchgangsrain, der 
jedoch feinem allgemeinen Intereſſe entipricht, ichon ein öffentlicher, ein Gemeinde 
weg iſt (Wolsfi Nr. 2339). Nur die dem Öffentlichen Verkehre dienenden in 
einer Gemeinde befindlichen Wege, die feiner höheren Kategorie zuzuzählen jind, 
find Gemeindewege (Alter I Nr. 1902 und 1903) und alle joldye Wege ift die 
Gemeinde zu erhalten verpflichtet. 

205) „Die Errichtung von Straßen- und Brüden-Mauthen auf nicht ärari- 
ihen Straßen, die Fejtftellung der darauf bezüglichen Tarife und Mauthbefreiungen 
erfolgt durch das Landesgeſetz.“ 8. 17 jteiriiches Landes-Straßengefeg v. 23. Juni 
1866. Ebenſo $. 7 des galigiichen Landes» Straßengejeßes dv. 18. Auguſt 1866. 
Weitere Beitimmungen über Wege- und Brüden-Mauthen enthält das galiziiche 
Straßengejep v. 25. December 1871. Bergl. ferner das Bufowinaer Landes- 
Strafengeles v. 8. December 1869 und mehrere andere Landesgejege. 
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Straßenerbaltung. 


Worin die Plicht der Straßenerhaltung befteht, welche concreten $. 65, 
Leiſtungen diejelbe erfordert, das ergiebt fich aus der technischen Natur der 
Straße ald Bauobjeft; die bezüglichen gefeglichen Beftimmungen find nichts 
anderes al3 die Formulirung der durch die Straßenbaufunft aufgeitellten 
Forderungen. *0%) 

Als oberjter allgemeiner Grundſatz kann Hingejtellt werden, daß die 
Straßen und Wege in dem Zuſtande, in welchem fie bei ihrer Neuher— 
jtellung jich befinden, erhalten werden müſſen. Es müfjen daher alle die- 
jenigen Veränderungen der Straßen und Wege, welche durch Einflüfje der 
Witterung (Regen, Schnee), durch Elementarereignifje, durch normale Be: 
nützung oder (abjichtlihe und unabfichtliche) Beichädigung bei der Be— 
nügung erfolgen, alljogleich wieder bejeitigt und die Straße (Weg) in den 
vorigen Zuſtand verfegt, eventuell ausgebefjert werden. 

Bu den Veränderungen durch Einflüffe der Witterung gehört die 
Durchweichung in Folge des Regens oder Schnees und die Verfchneiung; 
es müfjen daher die Abzugscanäle und Wafferdurchläffe in gutem Zuftande 
erhalten, der Schnee abgeräumt werden. Die Straße muß troden erhalten 
und von. dem ich auf derjelben anfammelnden Staub und Koth gereinigt 
werden. Durch die Benügung bilden fich auf der Straße Geleife und Un— 
ebenheiten; dieje müſſen durch entjprechende Schotteranfchüttungen wieder 
ausgeglichen werden, zu welchem Zwecke die regelmäßige Schotterbeiftellung 
und Bereithaltung desfelben am Rande der Straßen erforderlich iſt. 

Nicht inbegriffen in die Pflicht der Erhaltung der Straßen ift die 

rlicht der Herftellung und Erhaltung der Hohlbrüden über die Straßen: 
gräben behufs Verbindung der Straßen mit den Gründen der Anrainer; 
diefe Pflicht obliegt den letzteren. (Batent vom 9. April 1776.) 





Straßenpolizei. 
Zur Erhaltung der Straße tritt Hinzu die Siherung des Ver: $. 66. 
kehrs auf derjelben (Straßenpolizei)*’). Dieſelbe bejteht theils in der 





06, Der Ausdrud „Erhaltung“ begreift die Vornahme aller jener Arbeiten 
in fich, welche, gleichviel ob gewöhnlicher oder regelmäßiger oder nur aufer- 
ordentlicher Weiſe erforderlich jind, um den, den Geſetzen oder fpeciellen Ver— 
ae entiprechenden Zujtand der Sache dauernd zu jichern. (Mlter I 

2 | 


0°) Auf die Sicherheit des Verkehrs in den Straßen beziehen fich die 
88. 422—425 des allg. Strafgef. vom Jahre 1852. Auch dürfen Bulvermagazine 
in Der ar nicht in der Nähe öffentlicher Straßen angelegt werden. Hff. 
13. Juli 1847 RGES. B. 75. Die Handhabung der Strafenpolizei ift Sache der 
politifhen Berwaltung (Min.-Berordn. vom 8. December 1860 RGB. Nr. 268 
über die Organifation des Staatsbaudienftes),. Bezüglich der nicht ärariichen 
Straßen jedocd; tritt dieje Handhabung gegenwärtig nur injoferne ein, inmwieferne 
«3 jih um öffentliche Rückſichten des Verkehrs handelt (Befeitigung von 
Berfehrshinderniffen u. dergl.) und auch da hat fich die politiche Behörde zunächſt 
an die autonome Behörde, in deren unmittelbaren Wirkungskreis die betreffende 
Straße gehört, zu wenden, damit diefe das Nöthige re: erit wenn die au- 
tonome Behörde ſäumig ift, trifft die politifche Behörde die erforderlichen Maafregeln. 


BOB: 


Hintanhaltung von Beihädigungen und mißbräuchliher Benügung der 
Straßen und Wege, theils in pofitiven Vorkehrungen. *%*) 

Was eritere anbelangt, jo werden Beihädigungen der Straße jelbit 
und der zu derjelben gehörigen Objekte ald: Banquetten, Parapet- und 
Stümauern, Streiffteine, Geländer, Sicherheitspflöde, Canäle, Brüden, 
Gräben, Alleepflanzungen, Baumpfähle, Meilenzeiger, Wegweijer, War: 
nungstafeln u. ſ. w., foferne jie nicht unter das Strafgejeh fallen, als 
eine Uebertretung der Straßenpolizeiordnung erklärt und mit Strafen be- 
legt; auch gehören hieher die Vorjchriften über die Bejchaffenheit des 
Fuhrwerks, der NRadfelgen, der Art und Weile des Bremſens (feine Sperr- 
fetten, jondern Hemmſchuhe), damit der Straßenkörper gejchont werde. 
Was die pofitiven Vorkehrungen zur Sicherung des Verkehrs anbelangt, 
jo bejtehen diejelben in der Errichtung von Geländern, Warnungszeichen, 
Schneeftangen (two feine Baumpflanzungen find) u. f. w. 


Waſſ erftraßen. 


Ebenfo wie Straßen und Wege find Ströme und Flüffe der allge 
meinen, öffentlichen Benützung freigegeben.””) Doch unterliegt diefelbe geſetz— 
lichen Borichriften, welche den Zwed haben: 1) die Ströme und Flüſſe in 
verfehrsfähigem Zujtande zu erhalten und 2) dem Verkehr auf denjelben die 
größtmöglichite Sicherheit zu Theil werden zu laſſen. Dieje Borjchriften 
find in den zahlreihen Schiffahrts- und Strompolizeiordnungen ($. 7 des 
RGeſ. vom 30. Mai 1869 RGB. Nr. 93) enthalten. *'P) 


2) Die bezüglichen Beltimmungen find in den Straßenpolizeiordnnungen 
enthalten, deren Erlafjung gegenwärtig ebenfalls in die Competenz der Landes- 
geießgebung fällt. Zwiſchen 1866 und 1878 wurden joldhe Straßenpolizeiord- 
dungen erlallen: für Böhmen, Niederöfterreih, Steiermarf, Kärnten, rain, 
Bulowina, Mähren, Schlefien und Fitrien. 

200, 8. 2 des Neichögejeßes vom 30. Mai 1869 RGB. Nr. 93. Bon dem 
Punkte an, wo die Floß- und Schiffbarkeit eines Fluſſes beginnt, bildet er als 
Ganzes ein öffentliches Gut, ohne da e3 auf die Floß- und Schiffbarfeit der 
einzelnen Seitenarme ankäme (Alter I Nr. 1710). AZuleitungen aus öffentlichen 
Gewäſſern im offenen Rinnjale find — von bejonderen Titeln abgejehen — 
öffentliche Gewäſſer (ebenda I Nr. 1710). 

210, Die wichtigſten davon find: Die proviforische Donaujchiffahrts- und 
Strompolizeiordnung dom 31. Auguft 1874 RGB. Nr. 122 mit der Nachtrags- 
verordnung vom 18. Dectober 1888 RGB. Nr. 160; die Donauſchiffahrtsacte 
zwifchen Defterreih, Bayern, Türkei und Württemberg vom 7. November 1857 
RGB. Nr. 13 und die Vollzugsverordnung dazu des HM. vom 29. Jänner 1858 
RGB. Nr. 21; die Flußpolizeivorichrift für den unteren Theil des Mard- 
flujjes, von Göding abwärts bis zu dejjen NAusmündung in die Donau, kund— 
emacht durch Hffd. vom 27. Jänner 1825, 3. 2739; die Schiffahrtsordnung für 

eiterreich ob der Enns bei yahrten auf der Donau, Traun, Salza und dem 
Jun vom 20. März 1770, republicirt am 7. April 1800 und am 12, Mai 1822; 
das Navigationspatent für die Mur in Steiermarf vom 25. Juli 1780 und die 
Flußpolizeivorſchrift für die jchiffbaren Flüffe des Kronlandes Steiermarf, den 
Mur-, Drau-, Sann- und Saveitrom, ſowie die übrigen Flüffe und Bäche 
dajelbit, fundgemadht mit Hffd. vom 21. September 1826; Min.Erl. vom 16. De- 
cember 1876 3. 27044 betreffend die Vorjchrift für die Floßfahrt auf der Mur, 
die Schiffahrtsordnung für den Save- und Sannfluf in Krain vom 17. Zult 
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Um die Wafjeritraßen verfehrsfähig zu machen und die verkehrs— 
fähigen in diefem Zuftande zu erhalten, werden von jtaatswegen Strom: und 
Flußrequlirungen vorgenommen, wobei alle Hindernifje (Felſen, Klippen, Riffe, 
Sandbänfe, Baumjtämme u. drgl.) bejeitigt werden; zugleich aber iſt all 
und jedes Beginnen verboten, welches irgend welche neue Schiffahrtshinder- 
niffe zu ſchaffen geeignet iſt. 


Schiffahrtspolizei. 

Die Sicherheit des Verkehrs wird angejtrebt durch Vorfchriften über 
a) die Dualification der Schiffer (Schiffsleiter), b) die Beichaffenheit der 
Fahrzeuge und c) über bei der Leitung derjelben zu beobadhtende Vorſichts— 
maßregeln. 

a. Dualification der Schiffer. Da das Sciffergewerbe auf 
Binnenwaffern ein concefjionirtes Gewerbe ijt ($. 15 U. 5 des Gef. vom 
15. März; 1883 RGB. XII), jo wird zur Verleihung der Conceffion zur 
Ausübung desjelben, außer den zum jelbitändigen Betriebe eines Gewerbes 
für alle Gewerbe vorgejchriebenen Bedingungen (88. 2 bis 10 ob. Gef.). 
Verlählichkeit mit Beziehung auf das Sciffergewerbe und obendrein der 
Nachweis der befonderen Befähigung für dasjelbe gefordert ($. 23 ob. Geſ.). 
Diefe bejondere Befähigung muß durch eine mit dem Bewerber vorzuneh: 
mende Prüfung dargethan werden, welche unter Leitung eines Baubeamten 
oder eined Organes der politiichen Behörde von einem anerfannten Schiff: 
meilter oder patentirten Schiffführer vorgenommen wird. Nach gut beitan= 
dener Prüfung erhält der Bewerber ein Schifferpatent (MB. v. 29. Jänner 
1858 RGB. Nr. 22 über die Erlangung der öjterr. Legitimation zur 
Flußichiffahrt auf der Donan). 

b. Ueber die Beichaffenheit der Fahrzeuge kann feine allgemein gültige 
Vorſchrift erlafjen werden aus dem Grunde, weil die Verjchiedenheit der 
Ströme und Flüffe auch eine verfchiedene Beichaffenheit des Baues der 
Fahrzeuge erfordert. Es find daher für die Befahrung jedes Stromes 
beiondere VBorjchriften erforderlich. Diefelben betreffen: den Bau des 
Schiffes, die Schiffögeräthichaften, die fi) auf demjelben befinden müſſen, 
die Tiefe der Tauchung u. ſ. w.°'?) 

1799 und 19. Auguft 1801; die Verordn. des Triejter Gub. v. 11. März 1820 
3. 4212, für die Ströme, Flüffe und Bäche des ehemaligen Triejter Gouverne- 
ment3-Bezirfes; das Navigationspatent für Böhmen vom 31. Mai 1777; die 
Shiffer-Innungsordnung fur die böhmischen Schiffmeifter des Leitmeriger Kreifes 
vom Sahre 1805; Elbeichifffahrtsacte vom 23. Juni 1821 und Additionalacte 
dazı vom 13. April 1844; das Polizeireglement für die Elbe- und Moldau- 
Schiffahrt vom 2. December 1841 und Hffd. vom 6. April 1846 8. 11741 und 
Min.-Erl. vom 29. Juli 1868; Elbejchifffahrtsacte v. 7. März 1890; die Fluß— 
polizei-Vorfchriften für den Marhfluß und die in denjelben ausmiündenden 
Flüffe in Mähren vom 5. Auguft 1825; die Ordnung für die Floffahrten in 
Galizien vom 28. November 1789 und vom 6. November 1827, Gub. 3. 68772, 
jomwie die Srtompolizei- und Pflanzungs-Ordnnung vom 2. März 1842 böhm. LGB. be- 
treffend die Erlangung der Schifferpatente auf der Elbe. Vergl. Mayrhofer U Nr. 897. 

2), Für die Donau verfügt die Min.-Verordn. v. 31. Auguft 1874 RGB. 

Nr. 122, daß Dampf» und Schleppichiffe nur bis zur Gränge ihrer im Aichungs— 





$. 68. 
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c. Die Vorschriften betreff3 der Führung des Schiffes bezmweden 
in erjter Linie den Gefahren vorzubeugen, die fi) aus dem Zuſammenſtoße 
mit anderen Schiffen ergeben fünnen. So verbietet die Strom-Polizei-Orb: 
nung für die Schiffahrt auf der Donau den Beginn oder Fortſetzung 
der Fahrt nad) eingetretener Dämmerung, bei jtarfem Mebel, heftigen 
Winden und Stürmen. Bei Begegnung von Schiffen hat das ftromaufwärts 
gezogene dem ftromabwärts fahrenden auszuweichen. Wo die Schiffahrt 
während der Dunkelheit nicht verboten ift, dort wird die entjprechende Be- 
leuchtung derSchiffe anbefohlen. Allfällige im Strome angebrachte Warnungs- 
zeihen dürfen von den Schiffen nicht beichädigt, noch aus ihrer ur: 
fprünglichen Stellung gebracht werden. 

Werden die Wafjerftraßen von Dampſſchiffen befahren, jo müfjen die 
Vorſichtsmaßregeln zur Sicherung des Verkehrs dementiprechend ermeitert, 
refpective modificirt werden. Die bezüglichen jpeciellen Beitimmungen jind 
enthalten in der Min.-Vdg. vom 4. Zänner 1855 RGB Nr. 9. Nach 
denfelben findet die Ertheilung ausjchließender Privilegien zum Betriebe 
der Dampfichiffahrt für beftimmte Gewäſſer nicht mehr ftatt ($.1). Aller: 
dings kann feine Dampffchiffahrtsunternehmung ohne behördliche Bewilligung 
betrieben werden, welche nur an vollfommen vertrauenswürdige Perjonen 
verliehen werden darf ($. 2). Dieſe Bewilligung ertheilt, wenn e3 ſich nur 
um ein Kronland handelt, die Landesftelle, fommt noch ein zweites Kron— 
land in Betracht, dad Handeläminifterium ($. 3). Vor der nbetrieb: 
jegung muß jede® Dampfichiff behördlich (commiffionell) unterfucht und 
geprüft werden, insbejondere müſſen die auf demfelben befindlichen Dampf: 
tefjel nad) den hierfür bejtehenden fpeciellen Borfchriften vom 11. Februar 
1854 RGB. Nr. 48 unterjucht werden, worüber ein amtliches Gertificat 
auszuſtellen ift (8. 4). Die Führung des Dampfidiffes darf nur eigens 
dazu qualificirten PBerfonen anvertraut werden, d. h. ämtlich geprüften und 
mit Befähigungs-Decret ansgeitatteten Schiffsführern (Capitänen). 

Kennt der Capitän nicht die zu befahrende Strede, jo muß er fid 
eines ortöfundigen Rootjen bedienen (8.6). Jedes Dampfſchiff muß außer- 
dem einen geprüften und befähigten Majchiniften zur Bedienung der Ma: 
Shine an Bord haben und mit den vorgejchriebenen Sciffsrequifiten ver: 
jehen fein (8.7). Das Zumiderhandeln oder die Unterlafjung der Befolgung 
obiger Vorjchriften wird, two nicht das Strafgefeß in Anwendung fommt, nad 
den Gewerbevorjchriften bejtraft; die Ueberwadhung der Dampfidiffahrt iſt 
Sache der politifchen Behörden, in oberfter Inſtanz des Handelsminifteriums. 

Befondere Vorſchriften (fo die Rgg.-Vdg. vom 13, Juni 1840 3. 32501) 
enthalten Bejtimmungen über das Ein- und Ausſchiffen der Paſſagiere der 
Dampfihiife, um möglichen Unfällen vorzubeugen. 





certificate: angegebenen Tragfähigfeit belajtet werden dürfen; für ungeaichte Ruder— 
jaifte ift die Tiefe der Tauchung derart vorgejchrieben, daß die Höhe des über 
dem Waſſer hervorragenden Schiffsrandes GBordfreiheit) feſtgeſetzt iſt (mit 9 Zoll 
in der Schiffsmitte). Jedes Ruderſchiff größerer Gattung, welches für den Per— 
jonentransport beitimmt ift, muß mit einer Rettungszille von vorgejchriebener 
Größe verjehen fein u. ſ. mw. 
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Seeverfehr. 


Biel weitergehende Borfichtsmaaßregeln als für die Befahrung der $. 69, 
Binnenwafjer werden nöthig, wenn e3 ſich um den Verkehr zur See handelt. 
Die Grundlage der bezüglichen Bejtimmungen bildet noch immer das öſter— 
reihiiche Marine-Edict: Editto politico di navigazione mercantile von 
25. April 1744 (für Ungarn kundgemacht mit Hofrefeript vom 29. Zuli 
1803), an welches fi eine Reihe von Nachtragsverordnungen fchließen, 
darunter Die neueiten aus dem legten Kahrzehnt, nämlich: Die Handels: 
min.Vdg. vom 20. Jänner 1880 RGB. Nr. 10 über Scifflihter und 
Signale, Steuer: und Segelregeln; die Handelmin.-Vdg. vom 7. März 
1881 betreffend die Ueberwachung der Schiffe in Anjehung der Signal: 
vorrichtungen; Handel3min.-VBdg. vom 1. September 1883 RGB. Nr. 143 
betreff3 der Unterfuchung der Schiffe durch die Seebehörden, und Handels: 
min.Vdg. vom 1. December 1880 RGB. Nr. 141 betreff3 der Hilfe: 
leiftung in Seenoth. 

Die Reformbedürftigkeit diefer ganzen Seeſchiffahrtsgeſetzgebung ließ 
ih Schon Tange fühlen und wurde allerjeit3 anerfannt. Denn feit dem 
Fahre 1744 änderten fich alle einjchlägigen Berhältnifje gründfih. Der 
Verkehr erlangte eine ungeahnte Ausdehnung, die Schiffahrtskunft ftieg auf 
eine früher ungelfannte Höhe, die Zahl der Schiffe vermehrte ſich und in 
denselben Maaße auch, wuchſen die Gefahren der Schiffahrt. An die 
Staat3verwaltung trat die dringende Aufgabe heran, all diefen neuen Ver— 
bältniffen Rechnung zu tragen, und die gelegentlich herausgegebenen Ber: 
ordnungen konnten eine volljtändige Codification diefer Verhältniſſe nicht 
erjeßen. 

So entſchloß fi denn die Regierung zur Inangriffnahme einer folchen, 
zumal das Deutfche Reich mit gutem Beifpiele vorangegangen war, und mit 
Reichsgejeb vom 27. December 1872 eine neue „Seemanndordnung“ er: 
laffen hatte. Das öfterreichifche Reformwerk auf diefem Gebiete begann mit 
dem Gefehe vom 7. Mai 1879 RGB. Nr. 65, womit vorerft über die 
Regijtrirung der Seehandelsfchiffe neue Normen erlafjen wurden. 

Un diefen erjten Theil der künftigen öſterreichiſchen Seegejeßgebung 
ſchließt fich al3 zweiter Theil eine „Seemannsordnung“, deren Entwurf 
von der Regierung im Fahre 1889 dem Abgeordnetenhaufe vorgelegt und 
von demfelben mit geringen Modificationen angenommen wurde. Diejer 
vom Abgeordnetenhaus bejchlofjene Geſetzentwurf hat noch die Berathung 
im Herrenhaufe zu paffiren und gelangt dann zur faiferlihen Sanction. 

- Als dritter Theil der neuen Seegefehgebung iſt endlich ein neues 
Privatjeereht in Ausficht genommen. 

Gegenwärtig nun gelten die Bejtimmungen des Editto di navigazione 

nur noch über diejenigen Gegenjtände, die weder durch dad Gejeg vom 


7, Mai 1879 noch durch die anderen obenerwähnten Nachtragsverordnungen 
normirt find. 
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Regiftrirung der Seehandelsfchiffe. 


Das neue Geſetz vom 7. Mai 1879 bezwedt zuerſt eine vollfommene 
Evidenzhaltung aller öſterreichiſchen Seehandelsſchiffe. Als öjter- 
reichijches Seehandelsihiff mit dem Rechte und der Pflicht, die gejeglich vor- 
gejchriebene öjterreichiiche Flagge zu führen, wird jedes Schiff betrachtet, 
welches nad) Vorjchrift des neuen Gejeßes in das Schiffsregifter eingetragen, 
oder wenn das noch nicht möglich war, mit einem öfterreichifchen Interims— 
paſſe verjehen iſt. 

Die Eintragung in das Schiffsregiſter kann nur ſolchen Schiffen ge— 
währt werden, die wenigſtens zu zwei Dritteln Eigenthum von Oeſterreichern 
oder inländiſchen Actiengeſellſchaften ſind. Jedes öſterreichiſche Seehandels— 
ſchiff aber muß von einem Oeſterreicher befehligt werden und wenn es der 
weiteren Schiffahrt angehört, auch einen öſterreichiſchen Steuermann an 
Bord haben; ferner muß jedes öſterreichiſche Schiff einen öſterreichiſchen 
Heimathafen haben; als ſolcher wird jener betrachtet, von dem aus das 
Schiff die Seefahrt betreibt. Die Handelsſchiffe werden in drei Kategorieen 
getheilt, in ſolche: der kleinen Küſtenfahrt, der großen Küſtenfahrt und der 
weiten Seefahrt. Für die Schiffe der beiden erſteren Kategorieen iſt der 
Umfang der ihnen geſtatteten Küſtenfahrt geſetzlich feſtgeſetzt.;““) nur für 
die Schiffe der letzteren Kategorie iſt die Fahrt unbegrenzt. 

Für jede dieſer Kategorieen von Schiffen wird ein eigenes Regiſter 
geführt; und zwar für die Schiffe weiter Seefahrt und großer Küſtenfahrt 
von der Seebehörde in Trieſt, für die kleinere Küſtenfahrt von dem Hafen— 
amte, in deſſen Amtsgebiete der Heimatshafen des Schiffes liegt. 

Die Eintragung in's Regiſter hat zu enthalten: die Angaben über 
Namen und Bauart des Schiffes, deſſen Maaß und Tonnengehalt, Ort und 
Zeit der Erbauung, Heimatshafen, die auf die Perſon des Rheders, eventuell 
der Mitrheder ſich beziehenden Daten (Name, Wohnort u. ſ. w.), die Normal- 
zahl der Mannjchaft, des jeweiligen Schiffers, die Zahl der Geſchütze, end: 
lich Zahl und Datum des ausgejtellten Regifterbriefes. Kein Schiff darf 
feinen Namen willfürlich ändern; das Eigenthum des Schiffer wird durd 
den von der competenten Behörde vorjchriftsmäßig ausgefertigten Beilbrief 
bewiejen, in welchem die auf den Bau des Schiffes beziiglichen Angaben 
genau enthalten jein müfjen. Jedes öjterreichiihe Schiff hat den Regiiter- 
brief an Bord zu führen; ebenjo die Mufterrolle, in welcher der jeweilige 
Schiffer und die Mannjchaft eingetragen jein müſſen. Für die Regijtrirung 
der Schiffe wird eine Gebühr eingehoben; die Schiffe der Heinen Küſten— 
fahrt bis 25 Tonnen jind von der Zahlung der Negijtergebühr befreit. 
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212) Die Heine Küſtenſchiffahrt erſtreckt ſich auf das Adriatiſche Meer im 
Weiten bis zum Vorgebirge Sta. Maria di Leuca, gegen Dften bis zum Cap 
Clarenza einjchließlicy des Golfes von Lepanto, der Se Snieln —S— 
des Hafens und Canales von Zante, endlich auf die Flüſſe, die in dieſe Gewäſſer 
münden. Die große Küſtenfahrt erſtreckt ſich auf das Adriatiſche Meer einſchließlich 
der Meerenge von Gibraltar, auf das Schwarze und Aſowſche Meer, Suezcanal, 
Nothes Meer bi Aden und alle in diefe Meere mündenden Flüſſe. 
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Die den obigen Beltimmungen Bumiderhandelnden werden mit 
Geldbußen bis zu 1000 fl. beitraft; bei dem bezüglichen Verfahren bildet 
das Hafenamt die erite, die Seebehörde die zweite und das Handeldminijterium 
die dritte Inſtanz. 


Shiffscapitän und Mannfchaft. 

Bis die neue Seemannsordnung Geſetzeskraft erlangt, find die Ver: 
hältniffe des Schiffsführer® (Capitäns) zu der Mannjchaft noch nad) 
den Beitimmungen des Editto und den jeither erflofjenen Nachtragsverord— 
nungen geregelt. Darnad) ijt jeder Schiffscapitän oder Patron verpflichtet, 
ein Journal zu führen, in welches alle auf die eingehaltene Route und 
die Mannjchaft bezüglihen Daten (Löhnung, Aufführung 2c.) einzutragen 
it; diefe Kournale werden.nacd jeder zurüdgelegten Fahrt dem Hafenamte 
vorgelegt. Bei der Abfahrt muß ſich der Capitän mit legalifirten Mani- 
jeiten oder Ladungs=Berzeichniffen vom Hafenamte verjehen; in fremden 
Häfen werden den öjterreihiichen Capitänen dieſe Manifeite von den öjter: 
reihifch-ungarischen Conſuln ausgejtellt.*'?) 

Der Gapitän ijt ferner verpflichtet, jich vor der Abreife von der See- 
tüchtigfeit des Fahrzeuges zu überzeugen.) Im Falle einer Gefahr darf 


ſchiff ohne Unterfchied der Kategorie, welches von einem inländifchen nach einem 
anderen inländiichen Hafen oder nach dem Auslande führt, ein vom Schiffsführer 
(Capitän) unterjchriebenes Manifeft über die geladenen Waaren zu führen. Auch 
fremde Schiffe, die fich der öfterreichiichen Zolllinie auf vier Seemeilen nähern, 
miflen mit einem folchen verjehen jein. Das Manijeit muß die Zahl und die 
Beihen aller auf dem Fahrzeuge befindlichen Stüde, Kiften, Ballen u. dergl. Be- 
hältniffe, dann die Menge, das Gewicht und Gattung der geladenen Waaren ent- 
halten. Der Capitän ie für die Richtigkeit des Manifeites verantwortlid. Das 
Manifeft iſt ſowohl bei der Ankunft wie auch bei der Abfahrt dem Hafenamte zu 
überreihen; das Hafenamt vergleicht das Manifeft mit den Ladejcheinen, verjicht 
dasjelbe mit feinem Viſum und Siegel und jtellt es dem Gapitän zurüd. Be— 
rührt das Schiff mehrere Häfen und ladet Waaren ab, jo wird die Abladung auf 
dem Manifeit (Rückſeite) erſichtlich gemacht. Schiffe mit zollfreien oder bereits 
zollämtlicdy abgefertigten Waaren find von der Führung des Manifejtes befreit. 
(Bergl. die Nachtragsverordnung vom 12. Jänner 1884 RGB. Nr. 9). 

214, Die Min.-Verordn. vom 1. September 1883 RGB. Nr. 143 enthält 
„Sicherheitsvorjchriften für Seejchiffe, welche Neijende befördern“. Darnach mu 
jedes ſolche Schiff vor der Abreife von der hierzu berufenen Behörde nicht nur 
auf jeine Seetüchtigkeit, jondern aucd darauf hin geprüft werden, ob es den 
Reifenden eine „entiprechende Unterbringung und Verpflegung“ zu bieten in der 
Lage jei. Je nach der Größe des Schiffes und deflen Faſſungsraum muß das- 
jelbe mit einer verhältnigmäßigen Zahl von Booten verjehen fein, welche die vor- 
geihriebene Beichaffenheit bejigen müffen. Die behördliche Unterfuchung eritredt 
id ferner auf das Vorhandenſein aller für die Schiffahrt nöthigen Inſtrumente, 
Cignalapparate, Feuerlöjhapparate u. dergl. Reijende dürfen nicht auf mehr als 
zwei Decks untergebracht werden, nämlich auf dem erjten und dem unmittelbar 
darunter befindlichen Zwiſchendeck. Die Zahl der aufzunehmenden Reijenden iſt 
nah der Raumgröße des Schiffes ganz genau bejtimmt und zwar auf die Weije, 
dab; auf jeden einzelnen Reiſenden „eine von jedem Hindernifje freie Oberfläche 
von mwenigitens 0,84 OMeter zu freier Verfügung” entfällt. Auf die Reijenden 
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der Capitän das Schiff nicht verlaffen; in äuferjten Fällen, wo er diek 
thut, muß er diefen Schritt vor dem nächjten öfterreichiichen Conſul redt: 
fertigen. In fremden Häfen hat der Capitän darauf zu jehen, daß feinem 
Schiffe alle den öſterreichiſchen Schiffen völferrechtlich oder vertragsmäßig 
zufommenden Rechte alljeitig gewahrt werden; der Gapitän muß die Nächte 
an Bord zubringen; er hat das Recht, ji jeine Mannjchaft auszumählen; 
muß aber diejelbe in ftrenger Zucht halten. Er bejitt über diejelbe ein be: 
jtimmtes Disciplinarredht. Schwerere Vergehen oder Verbrechen hat er 
behufs Einleitung der Unterfuchung dem nächjten Conful anzuzeigen. Wo 
fein jolcher ift, jteht ihm unter Beirat der Schiff3officiere eine gewiſſe 
Aurisdiction zu — doch hat er den Verbrecher mit dem erjten Schiffe an 
eine öfterreichiiche Behörde zu ſchicken. Als Schiffsofficiere erklärt das 
Editto den Schiffsfchreiber, den Piloten und den Steuermann — deren 
Rangverhältniffe und Pflichten werden genau bejtimmt. 


Hafenpolizeiordnung. 


Ueber das Verhalten der Handelsichiffe in den Seehäfen find mit 
Minifterialverordnung vom 14. März 1884 Nr. 33 zeitgemäße Beitim- 
mungen getroffen worden. Darnad hat jedes Handelsſchiff, wenn es bei 
Tage in einen Hafen einläuft, feine Nationalflagge zu hiſſen und darf die: 
jelbe vor Beendigung der Hafen und jeejanitätsamtlichen Behandlung 
nicht niederholen. Bei Nacht find die bezüglichen Vorſchriften über die 
Führung von Lichtern zu beobachten. Vor erhaltener Pratica iſt jeder 
Verkehr des Schiffes mit dem Lande (abgejehen von den in den Sanitäts— 
und Zollvorfchriften begründeten) und mit anderen Schiffen verboten. 

Bei der Aufnahme des Seejanität3-Eonftitutes hat der Capitän die 
Bordpapiere vorzulegen und über Reife und Borfommnifje in maritimer 
und janitärer Beziehung Auskunft zu ertheilen. Führt das Schiff feuer: 
gefährliche Gegenſtände, als Pulver, Sprengmaterial, Petroleum, Salpeter, 
Spirituofen u. dgl. an Bord, jo hat dieß der Schiffer, ohne erjt eine Auf: 
forderung abzuwarten, beſonders anzugeben. 

Ueberhaupt hat der Schiffer alle ihm in Ausübung des Dienjtes vom 
Dafenamte gejtellten Fragen zu beantworten. 

Nach der Aufnahme des Seejanitäts:Eonftitutes mweilet das Hafenamt 
dem Schiffe einen Anker: oder Liegepla an. Der Schiffer darf ohne Er— 


des Zwiichendeds muß ein größerer Frlächenraum (von 1,11 DMeter) entfallen. 
Der für die Neifenden bejtimmte Raum muß genügend Licht und Bentilation 
haben; an Bord des Schiffes muß ſich ein Arzt befinden und müſſen die nöthigen 
Arzneien vorhanden jein; der Broviant muß in genügender Menge vorrätbig fein. 
Auf Grund obiger Vorjchriften wird für jedes öfterreichtiche Schiff, welches Reiſende 
transportirt, die Zahl der Reiſenden beitimmt und im Negijterbuche des Schiffes 
(oder bejonderen Bejcheinigung) behördlich beitätigt. Ueber die Beobachtung all 
diefer Vorfchriften haben die Hafen- und Seejanitäts-Memter zu wachen; in Fällen, 
wo diejen Vorjchriften nicht entiprochen wird, haben jie den Schiffscapitän aufzu- 
fordern, denjelben nachzufommen. Zuwiderhandelnde Capitäne werden mit Geld» 
bußen bejtraft (bis 100 fl.), auch fann ihnen die Expedition verweigert werden. 
Die Berufung der Capitäne geht an die Seebehörde. 
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laubniß des Hafenamtes weder einen jolhen Pla nehmen, noch denjelben 
wechieln. Die Liegepläße werden, abgejehen von den in bejonderen Ver: 
einbarungen begründeten Ausnahmen, ohne Unterjchied der Nationalität der 
Schiffe, nach der Reihenfolge der Ankunft, nad) der Beichaffenheit der Radung 
und nad) der Tragfähigkeit des Schiffes angewiejen. Kein Schiff darf am 
Ufer unbefchäftigt liegen, jobald ein anderes Schiff zum Laden oder Löfchen 
eines Anlegeplages bedarf. Ueberhaupt haben die Schiffe den von ihnen 
eingenommenen Pla zu verlaffen, wenn die vom Hafenamte verlangt 
werden jollte. Ein am Ufer liegendes Schiff oder Boot darf nur mit Ge— 
nehmigung de3 Hafenamtes und gegen Beobachtung der diekfälligen z0ll- 
ämtlichen Vorſchriften als Pla zum SKleinverfaufe oder als Waarenlager 
benüßt werden. Der Schiffer eines längs der Ufer des Hafenbereiches ver: 
täuten Schiffes muß es gejchehen laſſen, daß das Hafenamt feinem Schiffe 
ein anderes zur Seite lege, und daß letteres die Verbindung mit dem Ufer 
über fein Schiff bewerfitellige. Auch die Vertäuung des Schiffes am Liege- 
plate hat nach Anweifung des Hafenamtes zu gefchehen. 


Hafenpolizei, 

Ale hafenpolizeilichen Beitimmungen jind von den Schiffern genau 
zu beobachten; jede Beichädigung der Ufermauern, der Boien anderer Schiffe 
und deren Vertäuungsmittel iſt jtrenge unterfagt. 

An Bord der im Hafen vertäuten Schiffe haben fich in der Regel 
zwei Dritttheile der Bemannung und ein Schiffgofficier anweſend zu be- 
finden, doch kann das Hafenamt, mit Rüdficht auf den Bemannungsſtand 
oder auf die Liegepläe des Schiffes, eine Verminderung diefer Zahl ge— 
ftatten. 

Auf abgerüfteten Schiffen, welche im Hafen vertäut find, hat fich eine 
Wache zu befinden, deren Stärfe nach den Verhältniffen von dem Hafen- 
amte fejtgejegt wird. 

Zur Nachtzeit muß auf jedem Schiffe im Hafen, ohne Unterjchied, ein 
Mann die Wahe am Ded halten. 

Zum Anzünden von Feuer im Raume behufs Räucherung ift die Be— 
willigung des Hafenamtes notwendig, wobei von demjelben die nöthigen 
Beifungen gegeben werden. 

Während des Ladens oder Löſchens feuergefährlicher Gegenftände ift 
das Tabakrauchen auf und unter Ded, jowie im Raume, dann aud am 
Ufer in unmittelbarer Nähe diefer Gegenftände ftrengitens unterjagt. 

Am Falle einer Feuersbrunit auf einem Schiffe, oder eines anderen 
Unglüdsfalles an irgend einem Punkte des Hafens Haben ſich die Schiffer 
mit ihren Bemannungen zur Hilfeleiftung für den Fall bereit zu halten, 
al3 fie vom Hafenamte dazu aufgefordert würden. Dem Hafenamte ob: 
liegt die Leitung der zur Abhilfe erforderlichen Arbeiten. 

Wenn auf einem Schiffe eine Feuersbrunſt entjteht, oder ein Unglücks— 
fall eintritt, welcher die öffentliche Sicherheit gefährdet, fo hat der Schiffer, 
beziehungsweije die Wache diefes Schiffes, eventuell im Unterlafjungsfalle 

Gumplomicz, Das öfterr, Staatsrecht. 24 
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die Wache des Nachbarſchiffes mit der Bordglode Sturm zu läuten und 
dem Hafenamte auch Meldung zu erjtatten. 

An Fällen von Gefahr überhaupt, durch welche die Sicherheit des 
Hafens und der in demjelben liegenden Schiffe bedroht wird, ijt der Schiffer 
verpflichtet, auch ohne Anordnung des Hafenamtes, das den Verhältnifien 
entjprechende Benehmen zur Hintanhaltung oder Verringerung von Unglüds: 
fällen zu beobachten. 

Beim Laden und Löjchen von feuergefährlichen Gegenjtänden, find die 
vorgejchriebenen Vorſchriften zu beobachten. 

Zu jeder Kalfaterung, Ausbefjerung, jowie zum Abbrechen der Schifie 
bedarf es einer jchriftlichen Bewilligung des Hafenamtes. 

Auch im Hafenbereiche hat der Schiffer dad Verhalten jeiner Mann: 
Ichaft zu überwachen; ift die Ordnung am Schiffe ernſtlich bedroht, kann 
er vom Hafenamt Hilfe verlangen. Ohne Erlaubniß des Hafenamtes ift 
das Beherbergen freinder Perſonen auf Schiffen unterjagt. Bon jeder 
Entlafjung eines Seemannes oder dejjen heimlicher Entfernung bat der 
Schiffer dad Hafenamt zu verftändigen. 

Der Schiffer eines Schiffes fremder Flagge ijt verpflichtet, vor deſſen 
Ausflarirung dem Hafenamte eine Abjchrift feiner Mufterrolle zu übergeben. 
Der Schiffer erhält die Ausflarirung und die Erlaubniß zum Auslaufen 
aus dem Hafen nicht eher, als bis derjelbe den über die Yadungsmanifeite 
giltigen Vorfchriften entſprochen und ſich über die Entridhtung der Schiff 
fahrt3- und Zollgebühren und der fonjtigen für das Schiff oder die Waaren 
etwa beftehenden Abgaben gehörig ausgewiefen hat. Wenn über ein Schiff 
von einer hierzu berufenen Behörde aus irgend einer Urſache ein Sequeiter 
verhängt wird, ijt das Hafenamt befugt, Maßregeln zu treffen, durch welde 
das Schiff an der Abreije behindert wird. 

Im Unhange zu obiger allgemeinen Hafenpolizeiordnung jind jeither 
befondere Beitimmungen für den Hafen von Pola erlaffen worden (Mini: 
jterialverordnung vom 18. April 1887, RGB. Nr. 42), die aus dem 
Grunde nothivendig geworden find, da diefer Hafen aus einem Militär: und 
Handel3hafen bejteht, daher ſowohl das Verhältniß diejer beiden Häfen zu 
einander wie auch die Kompetenz der Civil- und Militär: Hafenbehörden 
gegenjeitig abgegränzt werden mußte. 

Mit Minifterialverordnung vom 1. Juli 1888 endlich wurden neue 
Beitimmungen über das Lootſenweſen an der öfterreichifchen Küfte erlaſſen. 

Seepolizeiordnung. 

Während der Fahrt hat jedes Dampfichiff die vorſchriftsmäßigen Lichter 
von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang zu führen (HMB. vom 20. Jänner 
1880); bei Nebel und Schneewetter, wenn Lichter unfihtbar find, muß 





215, Niemand darf fic zum Lootjen eines Schiffes längs der öſterreichiſchen 
Küfte anbieten, der nicht mit einem Zeugniſſe eines f. k. Hafen- und Seejanitäts- 
Eapitänates über die abgelegte Küſtenlootſenprüfung verjehen ift (8. 2). Uebrigen! 
beſteht an der öjterreichifchen Kitfte fein Lootienzwang. Fir die Entlohnung der 
Lootſen bejteht ein behördlich genehmigter Tarif. 
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jedes Schiff von zwei zu zwei Minuten Signalpfiffe ertünen lajjen und 
gleichzeitig auch die Fahrgeihwindigfeit mäßigen; bei Begegnungen zweier 
Schiffe müſſen die VBorfchriften über das gegenjeitige Ausmweichen genau 
beobachtet werden. 

Wird ein Schiff von einem Unfall betroffen, jo ijt jedes vorbeifahrende 
oder in der Nähe befindliche Schiff zum Beiltande verpflichtet (HMB. vom 
1. December 1880). Nah einem Zufammenftoße von Schiffen ift dieje 
Pflicht eine geaenfeitige. 

Auch haben ſich die Schiffer der collidirenden Schiffe gegenfeitig ihre 
Namen, ihre Heimat und Reifeziel mitzutheilen. Zumiderhandelnde fünnen 
mit Geldbußen oder Arreſt geftraft werden. 

Mit Minifterialverordnung vom 7. März 1881, RGB. Nr. 21 find 
über die Beichaffenheit der Signallichter (Bofitionslaternen), über den Ort,» 
wo fie anzubringen find, ferner über die Nebelfignale detaillirte Vorſchriften 
erlaffen worden. . 

Die öfterreichifchen Hafen: und Seejanitätsämter find befugt, auch die 
ungarifhen Schiffe, die fi in ihrem Amtsſprengel befinden, zu befich- 
tigen und ihnen die Befolgung der Vorjchriften bezüglich der Signalvor: 
‚rihtungen aufzuerlegen. Sollten die ungarischen Schiffer den Anordnungen 
“und Aufträgen nicht Folge leisten, jo ift die Seebehörde davon zu verjtän- 
digen, twelche darüber der Seebehörde in Fiume zu berichten hat. Gegen: 
über ausländiichen Schiffen haben die Hafenbehörden ebenfalld das Recht 
der Bejichtigung und Unterfuchung, doch haben fie fih nur auf die Feſt— 
ftelung der Thatjachen zu befchränfen, ob dieſe fremden Schiffe den inter: 
nationalen Borjchriften zur Bermeidung von Seeunfällen nachkommen, und 
vorgefundene Unregelmäßigfeiten der Seebehörde in Triejt mitzutheilen. 


Deffentliches Eiſenbahnrecht. 


In womöglich nod höherem Maße als die Seefchiffahrt wird die vor- $. 79. 
jorgliche Thätigfeit des Staates durch den Eifenbahnverfehr herausge— 
fordert. Insbeſondere muß das bei Defterreich-Ungarn als Continentalftaat 
der Fall jein, in welchem der Eiſenbahnverkehr eine größere Rolle fpielt 
ald der Seeverfehr. Die hohe Wichtigkeit diefes Verkehrsmittels für das 
ganze öffentliche und insbejondere für das wirthichaftliche Leben rechtfertigen 
e3 zur Genüge, daß der Staat, wo er den Eijenbahnbetrieb nicht in eigene 
Regie übernimmt, zum mindejten denfelben feiner ganzen Entwidelung und 
Ausdehnung nad) aufs forgfältigfte überwacht. 

Die Eifenbahnen-Berwaltung bezieht fich 

a) auf die Conceffionirung, 

b) auf den Betrieb, 

c) auf die VBerhältnifjfe der Bahnunternehmung und Betriebgleitung 
zu dem reifenden und Güter verfrachtenden Publicum, 

d) auf die Perſonen- und Frachtentarife. 


24* 
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Borconceffion. 


Die Conceffionirung der Eijenbahnen ift geregelt durch das Eiſen— 
bahnconcefjionsgefeg, welches mit der Verordnung des Minijteriums 
für Handel, Gewerbe und öffentlihe Bauten vom 14. September 
1854 RGB. Nr. 238 erlaffen wurde, — Dasſelbe enthält die Be: 
ſtimmungen bezüglid) der Ertheilung von Conceffionen zum Baue von 
PBrivateijenbahnen. Je nad) dem Zwecke, welchem ſolche Bahnen zu dienen 
haben, unterjcheidet dieſes Geſetz zweierlei Privateiienbahnen: erjtens 
ſolche, welche ein Unternehmer Lediglich zu feinem eigenen Gebraude auf 
eigenem oder fremdem Grunde unter Zujtimmung des Grundeigenthümers 
bauen will, zu denen daher nur ein einfaher Bauconſens nöthig ift; 
zweitens jolche, welche al3 öffentliches Transportmittel für Berfonen 
und Waaren zu dienen haben oder wodurd eine Landitraße in eine Eiien- 
bahn umgewandelt werden joll. Lebtere erfordern eine „bejondere Be 
willigung“ und zwar 1. zu den Vorarbeiten und 2. zur Anlage der Bahn 
und der dazu gehörigen Gebäude.”’*) 


16) Die Bewilligung zu den Borarbeiten jteht dem Miniiterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Bauten im Einvernehmen mit dem Minijterium des 
Innern und dem Armee-Obercommando zu. 

Die Conceſſion der Bahnanlage wird vom Kaiſer ertbeilt ($. 2). 

Die Bewilligung zu den Vorarbeiten kann ſowohl einzelnen Perſonen und 
vorichriftsmäßig gebildeten Vereinen, als auch ſolchen Berjonen ertheilt werden, 
welche jich erjt zu einem Vereine verbinden wollen. Diejelbe wird aber nur dann 
ertheilt, wenn weder in Bezug auf die Perfon des Concejjionswerbers, nod in 
Bezug auf die privatredhtlichen und öffentlichen Rüdfichten dagegen ein Anitand 
obwaltet. 

Wird dieſe Bewilligung von einem erjt zu gründenden Vereine angeludt, 
b kann ſie nur unter dem Vorbehalte ertheilt werden, daß die Bittjteller alle jene 

edingungen erfüllen, welche im Vereinsgejege vom 26. November 1852 zur Er- 
langung der vorläufigen Bewilligung zur Gründung eines Vereines vorgejchrieben find. 

"Bei und Bereine, welche eine joldhe Conceſſion erhalten wollen, haben 
darum beim Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentlihe Bauten anzufucen 
und dem Gejuche den Plan des Unternehmens, insbefondere die Richtung der be 
abfichtigten Bahn, wenigſtens in allgemeinen Umriffen, darzuftellen und die Zeit 
anzugeben, innerhalb welcher die Boisröchen begonnen und vollendet werden 
follen (8. 3). 

Gegen eine abweifende Enticheidung des Handelsminijteriums ijt eine Be 
ichwerde an den VGHof unzuläfjig, da eine ſolche Eoncejjionsertheilung dem freien 
Ermejjen der Regierung anheimgeitellt it. (Erfenntnig des BGH. vom 12. Mär; 
1883 3. 542.) 

Mit Gef. vom 17. Juni 1887 RGB. Nr. 81 ift die Regierung ermächtigt 
worden, bei Concejfionen neuer Localbahnen (Secundärbahnen, BVicinalbahnen 
u. dergl.) nicht nur in Bezug auf die Vorarbeiten, den Bau und die Ausrüjtung 
alle thunlichen Erleichterungen zu gewähren, fondern aud) bei diejen Bahnen von 
einigen Beitimmungen der Eifenbahnbetriebsordnung und des Eifenbahnconcefjiond- 
gejeßes und des Tarifgejepes (über welche weiter unten geiprochen wird) Umgang 
u nehmen; auch fann die Regierung bei den Concejfionsertheilungen für ſolche 

ahnen mancherlei Begünjtigungen und Befreiungen (von Gebühren und Stempeln) 
eintreten lafien. 

Bergwerksbahnen, das find jolche Privatbahnen, welche zum Bergbau- 
betriebe nothwendig jind, fallen nicht unter die VBeftimmungen obigen Eifenbahn- 


— —— 


Die Bewilligung zu den Vorarbeiten berechtigt den Conceſſions— 
werber, die Vorerhebungen für die fünftige Ausführung der Bahn zu pflegen 
und die nöthigen Vermeſſungs- und Nivellirungsarbeiten vornehmen zu 
lafjen; dabei erlangt er fein Vorrecht vor anderen. Es fann eine jolche 
Bewilligung gleichzeitig mehreren Bewerbern ertheilt werden.“!“) Nach Ab- 
lauf de3 bejtimmten Zeitraums erliicht diefe Bewilligung von ſelbſt. Mit 
Minifterialverordnung vom 25. Jänner 1879 RGB. Nr. 19 wurde der 
Zeitraum, für welche ſolche Bewilligungen zu ertheilen find, auf höchſtens 
ſechs Monate bejtimmt und eine Verlängerung wird nur dann gejtattet, 
wenn der Eoncejjionswerber vor Ablauf diefer Friſt dem Handelsminiſter 
ein greifbares Reſultat jeiner Vorarbeiten, beftehend in Generalkarten, 
Profilen, Koftenüberfchlägen zc., vorlegt.”'°) 





Conceſſion zum Bau. 


Sit der Eonceffionswerber mit den Vorarbeiten fertig und will er eine 
definitive Concejlion zum Baue der Eifenbahn erlangen, jo hat er jein dieß- 
fällige3 Geſuch beim Minijterium für Handel und Gewerbe unter Beifchließung 
einer Anzahl in der obigen Minijterialverordnung $. 2 jpecialifirten Project: 
jtüde (Karten, Koftenüberjchläge u. ſ. mw.) einzureichen. 

Werden die vorgelegten Projecte entjprechend befunden, fo wird das- 
jelbe einer Tracenrevifion unterzogen. Zu diefem Behufe muß der Bau- 
werber die Generalfarte, eine Detailfarte mit Erläuterungen der Landes: 
behörde in einer Unzahl von Eopieen vorlegen, welche durch acht Tage zu 
jedermanns Einficht aufgelegt werden. Hierauf wird zur Tracenrevifion 
geſchritten. Dieje wird von einer Commiffion unter der Leitung der poli— 
ttihen Landesbehörde und unter Theilnahme eines Vertreter der General: 
Inſpection der öfterreichifchen Eijenbahnen, des Reichskriegsminijteriums 
und autonomer Landesbehörden vorgenommen. 

Auf Grund des Brotofolles der Tracenrevifions-Commiffion bejtimmt 
die Regierung die allgemeine Richtung der Bahn und die technifchen Be— 








conceſſionsgeſetzes und die Baubewilligung für Diejelben ertheilt die politische 
Landesſtelle. Nur wenn eine jolche Bergwerksbahn in eine andere öffentliche 
Bahn einmünden joll, bleibt die Bewilligung derjelben den competenten Minifterien 
vorbehalten (Min.-Berordn. von 1. November 1859 RGB. Nr. 200). Pferde— 
eijenbahnen bewilligt auf Grundlage der Prüfung der einjchlägigen Xocalverhält- 
nilie Durch die Landesbehörde das Handelsminifterium (a. h. E. v. 25. Febr. 1859). 

17, Doc hat jede ſolche Conceſſion nur in Anjehung jener Berfon Geltung, 
welcher diejelbe ertheilt wurde; diejelbe it alfo infoferne nicht übertragbar, als der 
neue Erwerber aus einer jolchen Webertragung feinerlei Recht zur Vornahme 
tehniicher Vorarbeiten für ſich ableiten fann. Diefe Unübertragbarfeit ift die ein- 
fache Folge der oberwähnten Beitimmung, daß bei der Conceilionsertheilung auch 
anf die Perſon Rüdjicht genommen wird. 

1°, Die erforderlichen Vorlagen und Ausweile jind in der obigen HMV. 
vom 25, Jänner 1879 aufgezählt und ihre Beichaffenheit detaillirt angegeben 
(j. Manz, B. XVII 1888 ©. 29). 

Alle Pläne müſſen in der Negel zugleich eingereicht werden. 
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dingungen, unter denen eine Concefjion erworben werden fann.?!?) Sit der 
Conceſſionswerber mit diefen einverjtanden, jo wird das Anfuchen um die 
= zum Baue der Eijenbahn der Faiferlichen Beſchlußfaſſung unter: 
zogen. ??" 

Eine ſolche Eonceffion wird nur auf eine beftimmte Zeit, höchitens auf 
90 Fahre ertheilt. Nach Ablauf derjelben geht das Eigenthum an der 
Eifenbahn jfammt Grund und Boden und Bauwerken an den Staat über. 
Nur das Eigentum an den zum ZTransportgejchäfte dienenden Fahrnifjen 
und Realitäten bleibt dem Unternehmer. 

Mit der Eifenbahnconceffion find in der Regel folgende Rechte ver: 
bunden: 

a) den Bau der Bahn nad den genehmigten Plänen durchzuführen; 

b) das ausſchließliche Recht auf den Betrieb einer Eijenbahn in 
der concejfionirten Richtung und Strede; dieRegierung darf nur noch Zweig: 
bahnen oder Fortjegungen concejjioniren, aber feine Concurrenzbahn ;*?) 

ec) dad Recht der Enteignung nad) $. 365 abGB. gegen jedermann 
zu den nothiwendigen Zweden der concefjionirten Bahn.?”) Das Ent: 
eignungsredht der Eifenbahnunternehmungen iſt mit Geſetz vom 18. Februar 
1878 ROB. Nr. 30 geregelt; 

d) das Trangportrecht für Perſonen und Sachen nad) dem feftgejegten 
und von der Regierung genehmigten Tarife — doch bleibt das Poſtregale 
bezüglidy der der Bojtanftalt ausjchließlich vorbehaltenen Gegenjtände 
aufredt. 

Dagegen haben die concejjionirten Eijenbahnunternefmungen folgende 
Pflichten gegenüber der Staatöverwaltung: 


219, In dem an das Handelsminifterium einzureichenden Gejuche um die 
definitive Conceffion zum Baue von Eijenbahnen muß der Bewerber nicht nur 
den Öffentlichen Nuten der zu bauenden Bahn darthun, jondern auch die Art und 
Weife der Geldbeichaffung für das Unternehmen darlegen; das Handeläminijterium 
ijt berechtigt, von dem Conceſſionsbewerber diepfalls eine Kaution zu verlangen, 
welche, wenn dem Bewerber die Durchführung des Unternehmens oder die Geld- 
beichaffung nicht gelingt, dem Fiscus verfällt. 

20, Dabei muß ſich das Handelsminifterium auf das Gutachten der Statt 
halterei des betreffenden Kronlandes, weldes nad, Einvernahme der competenten 
Militär- und Eivilbehörden, jowie von Sadjverjtändigen abgegeben wird, ſtützen 
(8. 6). Auh muß das Handeldminijterium, bevor es eine ſolche Conceſſion der 
faiferl. Beichlußfafiung vorlegt, das Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern und dem Armee-Obercommando pflegen (VGH. v. 4. April 1881 3. 602). 

2) Doc gehört die Klage einer Eifenbahngejellichaft auf Nichtigkeitserflärung 
der, einer anderen Gejellichaft ertheilten, das PBrivilegium der Klägerin verlegenden 
Bahnconceffion, wie überhaupt alle aus der verjchiedenen Auslegung der Con- 
ceffionsurfunde zwifchen der Eifenbahnunternehmung und der Staatsverwaltung 
ſich ergebenden Streitigfeiten nicht auf den Rechtsweg, wie das der OGH. zu 
wiederholten Malen erfannte (Röll, Eifenbahnrechtliche Enticheidungen. Nr. 40,122, 
186, 222). i 

*22) Weber die Nothrwendigfeit der Enteignung enticheidet die Statthalterei 
und in weiterem Inftanzenzuge das Minijterium des Innern. Dem enteigneten 
Eigenthümer bleibt, wenn er eine hohe Entjchädigung beanſprucht, der Rechtsweg 
offen. Bei Bergwerfsbahnen findet die Enteignung nach 88. 98 u. 131 des allg. 
Berggej. vom Jahre 1854 ftatt (Min.-Vdg. v. 1. November 1859 RGB. Nr. 200). 
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a) die Pflicht, alle Detailpläne (Steigungen, Krümmungen ꝛc.) vor 
der Ausführung zur Genehmigung vorzulegen und alle Vorjchriften, ins- 
bejondere bezüglich der Vorſichtsmaßregeln gegen Feuersgefahr und fonftige 
Beihädigungen genau zu erfüllen; 

b) allen Schaden an öffentlichem und PBrivatgut, der durch den Bahn- 
bau erfolgt, zu erjegen;???) 

e) die Kojten all derjenigen Bauten (Brüden, VBiaducte u. ſ. m.) zu 
tragen, die in Folge des Bahnbaus nothwendig geworden find; 

d) die nöthige Sicherung der öffentlihen Wege und Brüden, die von 
der Bahn benußt werden, vorzunehmen (durch Abjperrungsvorrichtungen, 
Einfriedungen zc.); 

e) der Tarifhoheit des Staates ſich unbedingt zu fügen; ?**) 

f) ebenſo dem ftaatlich feitgefegten Betriebsreglement, insbefondere auch 
bezüglich der umentgeltlihen Beförderung der Bojtiendungen und Poſtbe— 
dieniteten; 

g) erforderlichenfall3 gegen die bejtimmten Tariffäge alle ihre Fahr- 
betriebsmittel der Militärverwaltung zur Verfügung zu ftellen; 

h) die Pflicht, fi) mit den angränzenden Eifenbahnunternehmungen 
bezüglich der Verfehräverhältniffe einzuverftehen und in Colliſionsfällen den 
Entjcheidungen der Behörde jich zu unterwerfen; 

i) die Staatd-Telegraphenleitung längs der Bahn auf deren Grund 
und Boden unentgeltlich zu gejtatten; 

k) Eifenbahnactiengejellichaften find endlich verpflichtet, zu jeder An— 
feihe mit Hinausgabe von Obligationen oder in Form von Actien-Emiljionen 
oder Aufzahlungen auf die früheren Actien die Genehmigung der Staats: 
verwaltung einzuholen. ?*°) 

Die ertheilte Eifenbahnconceffion erlischt: 

a) mit dem Ablauf des Zeitraums, für welchen fie ertheilt wurde; 

b) in Folge Nichteinhaltung wefentlicher Bedingungen der Conceſſion, 
z. B. des Termins des Ausbaues, der Eröffnung des Betriebes. In 
letzterem Falle können jedoch nach Umſtänden der abgelaufene Termin er— 
als und die gejeglichen Folgen des fruchtlos verftrichenen Termind modi- 


—— 


Fr. Ueber diehbe — ———— haben die "competenten Gerichts— 
behörden zu — h. €. v. 26. Juni 1864, HME. v. 28. Juli 1864 3. 9400). 

2) 8. 66 der V. v. "16. November 1851: j. unten: Tarifweſen. Schon 
in dem Concejjionsgeieg 1854 ift eine von drei zu drei Jahren vorzunehmende 
Revifion der Tarife vorgeiehen ($. 10. e). Bei der jo vorzunehmenden jedes. 
maligen Feſtſetzung des Tarifes muß auf „ſämmtliche Berhältnijje“, alfo nicht nur 
auf die Tarife der Nahbarbahnen, jondern auch auf die Rentabilität der Unter- 
nehmung Rüdjicht genommen werden, wobei ſich die Regierung vorbehielt „danı, 
wenn die reinen Erträgnilje der Bahn fünfzehn Procent der Einlagen über- 
ichreiten, auf eine billige Herabjegung der Preiſe einzuwirken“. Wir werden jehen, 
daß jeither Die Zarifhoheit des Staates, welche in dem Gef. v. J. 1854 noch jehr 
— auftritt, im Intereſſe der Boltswirthichaft eine intenfivere Entwidelung 


aa) Do kann in einer Conceſſionsurkunde die Eifenbahnunternefmung von 
der einen oder anderen der obigen Pflichten befreit werden, ebenjo wie ihr in der 
Conceſſionsurkunde nach Umständen nod) andere Pflichten auferlegt werden können. 
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ficirt werden. Auch kann, wenn die Eifenbahnunternehmung wejentliche 
Beftimmungen der Eonceffionsurfunde verlett, die Sequejtration derfelben 
angeordnet werden. Dießbezügliche Angelegenheiten find von dem Rechte: 
weg ausgejchloffen (88. 12, 13). 


Die Anlage der Bahnhöfe und Stationen bildet feinen Gegen: 
ſtand der Concejjion; diejelbe wird vielmehr als Conſequenz der Conceffio: 
nirung der Eifenbahn angejehen und unterliegt einer abgejonderten Bau: 
bewilligung. Zum Zwecke der Erlangung derjelben werden zuerjt die vor- 
gejchriebenen Specialfarten und Pläne *?®) dem Handel3minifterium vor: 
gelegt, welches ım Falle der Genehmigung derfelben eine we in 
derjelben Weiſe wie bei der Tracenrevijion anordnet ($. 


Die „Stationscommiſſion“ Hat ſich nicht nur über ci — und Länge 
der ausdzuführenden Stationen, fondern auch über ihre Benennung jowie 
über die Zufahrtsftraßen und deren Richtung auszufprechen. In Ländern, 
wo über Zufahrtsſtraßen Landesgejege beſtehen, muß ſich an diejelben zu 
halten: wo das nicht der Fall it, ift über die Koſten der Zufahrtsftraßen 
wo möglich eine Vereinbarung zwijchen den Eifenbahnunternehmungen und 
den betheiligten Gemeinden angejtrebt werden. 


Nach Feititellung der Stationen werden die Detailprojecte verfertigt. 
Auf Grund der Protofolle der Stationscommiffionen und der vorgelegten 
Detail-Brojectjtücde ordnet der Handel3minijter die politifche Begehung 
durch eine bejondere Commiſſion an, welche aus einem Vertreter der poli: 
tiichen Landesbehörde ald Commiſſionsleiter, jodann einem Vertreter der 
Generalinjpection der öfterreichifchen Eifenbahnen und einem Vertreter des 
Reichskriegsminiſters bejteht. Dieſe „politische Begehungscommiffion* hat 
eine Doppelte Aufgabe: erjtens den Umfang der nöthigen Enteignungen feſtzu— 
ftellen und zweitend die Begutachtung der Baupläne vom Standpunft des 
öffentlichen Intereſſes. Für jede Kataftralgemeinde ift ein beionderes Be: 
gehungsprotofoll aufzunehmen. Alle dieſe Protokolle werden durch die 
Landesbehörde mit ihrer Begutachtung dem Handelsminifterium zur Kenntniß— 
nahme übermittelt — jodann aber in dem Archive der Landesbehörde auf: 
bewahrt. 


Kein Bau darf ohne Conſens des Handeldminijterd zur Ausführung 
fommen. Der provijoriiche Locomotivbetrieb darf nur mit Genehmigung 
der Generalinspection eingeleitet werden, welche auch zur Vornahme aller 
Brüdenproben berufen iſt. Iſt die Bahnſtrecke vollendet, erfolgt eine tech— 
nifch-polizeilihe Prüfung der Ausführung durd eine Brüfungscommiljion, 
auf deren Antrag das Handeldminifterium den Eröffnungsconjens er: 
— 


220) ) Detaillirt aufgezählt in $. 8 der Min.-Vdg. v. 25. Jänner 1879. 

227), Seitens der Unternehmung tft aber früher noch der Ausweis zu liefern, 
dab nad) Beichaffenheit der Bahn und Menge der Betriebsmittel der ungeftörte, 
regelmäßige und fichere Betrieb erwartet werden Tann. 


Be 


Der Betrieb. 


Die Beitimmungen über den Betrieb find in der faiferlichen Berord- $. 79, 
ming vom 16. Nov. 1851 und in einer Anzahl von, diefelbe ergänzenden 
Minifterial-Erläffen enthalten.?”®) 

Die Eifenbahnunternehmungen müffen die Bahn jtets in demjelben 
betriebsficheren Zuſtande erhalten, und insbefondere auch für die nöthigen 
Kundmahungen (Fahrordnung, Tarife, Beitimmungen über Aufnahme 
von Perſonen und Gütern u. dergl.) forgen. Die größte Fahrgeſchwindig— 
feit der Perſonenzüge darf fieben Meilen per Stunde, und die der Laſten— 
züge fünf Meilen per Stunde nicht überjchreiten. Die Staat3verwaltung 
fann nach Umftänden eine größere Fahrgeſchwindigkeit gejtatten. 

AN und jede Henderungen in den Fahrordnungen, Fahrpreijen und 
Frachtentarifen Fönnen nur nad) eingeholter Genehmigung des Handels— 
minijteriums vorgenommen und miüfjen 14 Zage vor ihrer Wirfjamteit 
zur öffentlihen Kenntniß gebracht werden ($. 7). 

Dem Bublicum gegenüber find die Unternehmungen verpflichtet, jeder- 
mann, der die feitgejegten Bedingungen erfüllt, die Benutzung der Bahn 
und ihrer Betriebömittel möglich zu machen ($. 8). 

Doch jind fie nicht verpflichtet, trunfene und unanftändig fich betragende 
Perfonen, welche die Mitreifenden beläjtigen, zu befördern ($. 9). Auf 
allen Aufnahmsſtationen müfjen Beichwerdebücher für das reifende Publikum 
aufliegen ($. 11). Die beförderten Güter find vor Verderbniß zu bewahren 
($. 12). Die Angeftellten der Bahn haben mit dem Publicum höflich zu 
verfehren und den Dienjt in ihrer Dienjteskfleidung zu verrichten ($. 15). 
Bei ſich ereignenden Unfällen haben fie den Pafjagieren alle mögliche Hülfe 
zu leiften ($. 18). Die Bahnunternehmungen haften für allen aus ihren 
oder ihrer Angeitellten Schuld an Perjonen und Gütern zugefügten Be- 
Ihädigungen (8.19). Alle Fahrbetriebsmittel, al3 Rocomotiven, Wagen u. ſ. w. 
müſſen jo bejchaffen jein, wie es die Betriebsordnung vorschreibt; ebenjo 
müffen die Züge nach Vorſchrift derjelben zufammengejtellt fein. Bei der 
Fahrt find die vorgejchriebenen Vorjichten und ebenfo die VBorfchriften be- 
züglih der Bewachung der Bahn und der Signale zu beobachten. 

Dem Staate gegenüber ijt für die genaue Einhaltung aller obigen 
Vorſchriften, wie überhaupt für den vorjchriftsmäßigen Betrieb der Eijen- 
bahn einer PBrivatunternehmung, die bei jeder derjelben aufzujtellende und 
der Staatöverwaltung namhaft zu machende Direction verantwortlich (8. 59). 
Diejelbe erjcheint jowohl der Staatsverwaltung wie dem Publicum gegen: 
über als Bevollmächtigter der Unternehmung, und legtere ijt für alle Hand» 
lungen und Unterlafjungen der Direction verantwortlih ($. 60). Alle 


22°) Mach Art. VIII des zwilchen Defterreich u. Ungarn beftehenden Zoll- und 
HYandelsbündniffes (welches mit Geſetz v. 21. Mai 1887 bis 31. December 1897 
verlängert wurde), foll jomohl die obige Eijenbahnbetriebsordnung dv. 16. Novbr. 
1851 ſammt zugehörigen Nachtragsbeitimmungen und das am 10. Juni 1874 ein» 
geführte Eifenbahnbetrieböreglement in beiden Ländergebieten unverändert 
beobachtet werden, in fo lange fie nicht im gegenfeitigen Einvernehmen und in 
einer für beide Theile gleihartigen Weile abgeändert jein werden. 


$. 80. 
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Beamten der Eifenbahn find in fteter Evidenz zu halten und die Behörden 
find mittelft eigener, von der Eifenbahnverwaltung auszufüllender Drud: 
jorten von dem Status ihrer Beamten in Kenntniß zu erhalten. Die ver: 
ſchiedenen Claſſen des Betriebsperjonald müfjen mit den auf fie bezüglichen 
Dienjtesporfchriften und Inftructionen betheilt werden. Jede Eifenbahn: 
unternehmung ijt verpflichtet, über ihre gefammte Verwaltung genaue Red: 
nung zu führen und in ihre Acten und Bücher den Abgefandten des 
Handelsminifteriums jederzeit Einfiht zu gejtatten. 

Die unmittelbare Aufficht über die Bahnbeamten und Diener ſteht 
der Eifenbahndirection zu; die höhere Aufſicht und Controle (ſowohl bei 
Staats: als bei Privatbahnen) der Generalinjpection der öjterreichifchen 
Eijenbahnen, welche dem Handelsminifterium unterfteht. Die General: 
infpection befitt eine gejeglid geregelte Disciplinargewalt über alle Eijen- 
bahnbeamten und Diener, von welcher fie bei Staatseifenbahnen unmittelbar 
Gebrauch machen kann, bei Privateifenbahnen durch Vermittelung der be- 
treffenden Directionen.?””) Jede über einen Beamten oder Diener ver: 
hängte Strafe wird in die über diejelben zu führenden Dutalifications- 
tabellen eingetragen. 

Disciplinarjtrafen gegen Eijenbahndirectionen und ihre Mitglieder 
verhängt dad Handelsminiſterium. 

Die Eijenbahnbetriebsordnung ſetzt auch die Pflichten ſowohl des die 
Eijenbahn benügenden Publicums wie au der Anrainer und aller der- 
jenigen feit, welche fich in der Nähe der Bahn befinden. Bon diejen letzteren 
wie von den Anrainern der Bahn darf nicht® vorgenommen werden, wo: 
durd „der Beitand der Bahn oder ihres Zugehörs oder die regelmäßige 
Benutzung derjelben“ gefährdet werden fünnte ($. 99). Die Pflicht der 
dießbezüglichen Ueberwachung liegt nicht nur den Sicherheitdorganen und 
politifchen Behörden, jondern auch den Gemeindevorftänden ob ($. 101). 
Speciell aber den Bahnbeamten und Dienern (auch der Privatbahnen) 
wird zum Zwecke diejer Ueberwadhung ein „polizeilicher Wirfungsfreis“ 
übertragen, und werden diejelben zu dieſem Zwecke von der Staatöverwal: 
tung in Eid genommen ($. 102). 


Das Betriebs-Reglement. 


Während die „Betriebsordnung“ die Beftimmung hat, die öffentliche 
Sicherheit auf den Eifenbahnen Herzuftellen und zu erhalten, ſoll das 
Reglement???) das gegenfeitige Verhalten der Unternehmung und ihrer An: 
geſtellten ſowohl gegenüber dem reijenden als dem verfrachtenden Publicum 


220, Dieje. Beitimmungen ändern nichts an dem Weberwachungsrechte der 
Sicherheitsorgane und der politifchen Behörden bezüglich der von den Eifenbahn- 
unternehmungen, ihren Beamten und Dienern zu befolgenden allgemeinen Bolizei- 
geſetze ($. 90). 

>, HMV. v. 10. Juni 1874 betreffend die Einführung eines neuen Be- 
triebsreglements für die öjterreihiichen Eijenbahnen; zu dieſem Reglement jmd 
jeither zahlreiche Nachtragsverordnungen erſchienen. Vergl. Manz, XVII ©. 2%. 
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regeln. Theilweiſe ſtellt ſich dasſelbe auch als Ergänzung der Betriebs- 
ordnung dar, und enthält die untergeordneten Detailbeſtimmungen, welche 
die Ausführung der in der Betriebsordnung in großen Umrifjen gegebenen 
Beitimmungen betreffen. 


Darnach ijt das Publicum den Anordnungen des Eifenbahn-Dienit- 
perjonal3 Folge zu leijten verpflichtet (8.2). Streitigkeiten zwiſchen letzteren 
und eriteren enticheidet auf den Stationen der Stationsvorfteher, während 
der Fahrt der Zugführer ($. 3). 

Die Perjonenbeförderung gejchieht nach Maaßgabe der fundgemachten 
Fahrpläne; die Fahrbillets berechtigen zurBenüßung der entjprechenden Wagen: 
claſſe. Jedenfalls Haben die mit durchgehenden Billets anfommenden Reifenden 
den Borzug vor den neu hinzutretenden ($. 9). Unterbrehungen der Fahrt 
feitend der Reifenden, müfjen dem Stationsvorjtande gemeldet werben bei 
Verluft des Rechtes, einen folgenden Zug zu benützen (8. 10). Der Reifende, 
der die Abfahrtszeit verfäumt, hat feinen Anjpruch auf Rückerſtattung des 
Fahrgeldes, doch kann er einen am jelben Tage noch folgenden Zug (in 
derjelben Richtung) benügen ($. 16). 

Die auf der Bahn trandportirten Güter find entweder Reijegepäd 
oder Frachtgüter. Jede diefer Kategorieen unterliegt befonderen Transport= 
bejtimmungen. 

Als Reifegepäd wird nur das betrachtet, was der Reifende zu feinen 
Reifebedürfnifjen mit fi führt. Dasjelbe muß jicher nnd dauerhaft verpadt 
jein und ſpäteſtens 15 Minuten vor Abgang des Zuges unter Vorzeigung 
de3 Fahrbillet3 in die Gepädserpedition eingeliefert werden; der Reiſende 
erhält Darüber einen Gpädjchein, an deffen Inhaber das Gepäd an der 
Enditation ohne weiteres ausgeliefert wird — wodurch die Bahn von jedem 
weiteren Unjpruch befreit wird. 

dradtgut ijt die Eijenbahn zum Transporte zu übernehmen ver: 
pflichtet, wenn dasjelbe feiner Beichaffenheit und feiner Verpadung nach 
den im Reglement enthaltenen Vorſchriften (SS. 46—48) entſpricht. 

Der Fradtvertrag wird mitteljt Ausjtellung des Frachtbriefes 
feitens des Abjenderd und mitteljt Abjtempelung feitens der Bahn ge= 
ſchloſſen. Das Reglement bejtimmt, welche Angaben der Frachtbrief enthalten 
muß. Der Berjender haftet für die Richtigkeit der Angaben des Frachtbriefes. 

Die Bahn ift nur inſoweit verpflichtet Transportgüter zur Befürde- 
rung anzunehmen, als es ihre normalen Transportmittel gejtatten; doc 
muß fie die zugeführten Güter in mittlerweilige Aufbewahrung übernehmen. 

Am Beitimmungsorte ift die Bahn verpflichtet, dem Adreſſaten das 
Frachtgut auszuliefern; fie haftet für die von ihr übernommenen Güter 
($. 62), und ift auch für ihre Angejtellten verantwortlic ($. 63). Das 
Reglement fest Umfang und Zeitdauer diefer Haftung feit ($$. 64— 70). 


$. 81. 
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Das Tarifrecht. 


Allmählig hat ſich in den letzten Decennien aus dem Aufjicht3- und 
Ueberwachungsrecht, welches der Staat iiber die Eifenbahnen auch auf dem 
Gebiete des Tarifweſens übte, die jtaatliche Tarifhoheit, d. i. das Ned, 
alle Berjonen- und Frachtentarife zu bejtimmen, entwidelt. Während das 
Eoncejlionsgefeg vom Jahre 1854 nur erit davon fprad, daß es der 
„Staatöverwaltung vorbehalten bleibt“, bei einer gewillen Höhe der reinen 
Erträgniſſe der Bahn „auf eine billige Herabjeßung der Preiſe einzuwirken“, 
wobei offenbar nur an die „Mäßigung übertriebener Anforderungen in den 
Tarifſätzen“ gedacht wurde, von der die Betriebsordnung vom Jahre 1851 
(8. 66) ſprach (f. ob. ©. 375): ſah fich die Staatsverwaltung ſchon in der Mitte 
der 7Oer Fahre genöthigt, auch gegen „Bonificationen“ alfo Ermäßigungen 
der Tarifſätze an einzelne Verfrachter einzujchreiten, da ſolche „Nachläfje“ 
von den Öffentlichen Tarifjägen unter Umſtänden eine Beeinträchtigung des 
Handel3: und Gewerbeſtandes zu Gunjten einzelner von den Eifenbahn: 
unternehmungen Begünftigter nach jich zogen, unter Umjtänden aber aud 
garantirte oder ftaatliche Bahnunternehmungen jchädigten. Der Miniiterial: 
Erlaß vom 10. Mai 1875°°!) ftellte daher diejes Bonificationswejen der 
Eifenbahnen unter jtrenge Controle der Staatöverwaltung. 

Mit dem Erlaß de3 Handeldminijteriums vom 30. Juni 1875 
3. 15386 wurden fodann die „Principien für die Bildung der Gejammt- 
jäge der directen Tarife mit dem Auslande, beziehungsweije für die Con— 
ftruirung der öſterreichiſchen Antheile an denfelben“, die aus der Initiative 
der Eijenbahnverwaltungen hervorgegangen waren, „zur Darnachachtung 
befannt gegeben“. 

Nach ſolchen vorbereitenden Maafregeln der Staatöverwaltung erfolgte 
endlich 1877 die geſetzliche Regulirung der Berfonentarife (Gejeg vom 
15. Juli 1877 RGB. Nr. 64) und zwar in der Weife, daß ein Marimal- 
tarif für den Perjonentransport per Perſon und Kilometer für jede der 
beftehenden drei Wagenclafjen feitgejeßt wurde. Einen Marimaltarif für 
den Waarentransport konnte die Negierung bisher aus dem Grunde nicht 
durchführen, weil die Privatbahnen durch Beitimmungen ihrer Conceffionen 
gegen eine ſolche Maßregel geichübt find. 

Dennoh ijt dur die Tarifbeftimmung für Perſonen, ein jehr 
wichtiges Attribut ein für allemal in die Competenz der Staatsgeſetzgebung 
übergegangen. Und zwar wird mit diejem Gejege der Handelsminifter 
ermächtigt, auf Grund der Beſtimmungen, desjelben auch Tarifänderungen, 
allerdings „mit Berüdjichtigung der befonderen Rechte einzelner Bahnunter- 
nehmungen“ durchzuführen. 

Die jo, wenigitens theilweije, ausgebildete Tarifhoheit des Staates 
ermöglicht e3 demjelben, dem neuejtens nach dem Borgange Ungarns auf 
allen Staatsbahnen eingeführten Zonentarif im Perſonenverkehr all: 
mählig auch auf allen öjterreichiichen Privatbahnen Eingang zu verjchaffen. 


ꝛai) Manz, XVII ©. 245. 
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Die ftaatsrechtliche Stellung der Eifenbahnen. 


Die erjten Eifenbahnen in Dejterreih waren Privatunternehmungen, $. 82, 
welche der Staat durch Gejtattung von Erpropriationen zu ihren Gunſten 
förderte, durch Privilegiumsertheilung vor Concurrenz ſchützte.“?) In dem 
Maaße aber, wie die Erfolge der Bahnbauten in England und auch auf 
dem europäijchen Continente fihhtbarer wurden, begann der Staat bei den 
Eoncejjionsertheilungen auch an feine Intereſſen zu denken und fein Hoheits— 
recht gegenüber den Eijenbahnunternehmungen zu wahren, ſich auch gewiffe 
Vortheile für die Verleihung des Privileg! auszubedingen.”??) Allerdings 
geihah das noch nicht bei dem unterm 4. März 1836 an Rothſchild 
auf 50 Jahre verliehenen Privilegium auf eine Bahn zwifchen Wien und 
Bochnia (Kaifer Ferdinands:-Nordbahn), an deren Projperirung die da- 
malige Regierung nicht recht glauben wollte, deren großartige materielle 
Erfolge jedoch dazu beitrugen, die Staatverwaltung mit der Zeit auf die 
großen Vortheile aufmerffam zu machen, welche fie mitteljt Eiſenbahn— 
concejjionen privaten Unternehmern zumendet. In dieſen erjten, je auf 
50 Jahre ertheilten Privilegien wurde den Unternehmern noch das Eigen: 
tum an der Bahn über die Privilegiumszeit hinaus auf unbegränzte 
Dauer garantirt. Die einzigen Vorbehalte, die der Staat für fi) machte, 
waren zu Gunsten der Poft: und Militärtransporte. Doc ſchon im darauf: 
folgenden Jahre jcheint die Hjterreichiiche Staatsverwaltung die Idee ins 
Auge gefaßt zu haben, ſelbſt Eijenbahnen zu bauen, wobei ihr gewiß nur 
die Hoffnung vorjchwebte, aus einer folchen Unternehmung fiscalischen 
Gewinn zu ziehen. Zum mindejten jpricht das Cabinetsjchreiben vom 
15. Nov. 1837 zuerft den Gedanken aus, daß der Staat jich das Recht, 
jelbft Eifenbahnen zu bauen, vorbehalte. 

Eine Folge diefer Wendung war es, daß auf Grund a. h. Erlafjes vom 
28. Dec. 1837 in den unterm 18. Juni 1838 erlafjenen „Directiven über 
da3 bei Eijenbahnen zu beobadhtende Conceſſionsſyſtem“ der Grundjah 
aufgejtellt wurde, daß bei fünftigen Conceffionsertheilungen der Staat nad) 
Ablauf der meijt SOjährigen Koncefjionddauer in das volle unentgeltliche 
EigentHum der Bahn (mit Ausschluß der dem Transportgejchäfte ge: 

32), Die erfte öfterreichiiche Bahn war die im Jahre 1830 erbaute 55 Kilo- 

meter lange Bahn von Prag nad) Lana; die zweite war die auf Grund einer 
Privilegiumsertheilung an Profefjor von Gerjtner (vom 7. September 1824) von 
der eriten „öjterreichtichen Eijenbahngejellichaft” im Jahre 1832 hergeftellte 126 Kilo— 
meter lange Eifenbahn von Linz nad; Gmunden. Die erite dieſer Bahnen ift feit 
dem Jahre 1855 im Beſitz der Buſchtiehrader Eiſenbahn⸗Actiengeſellſchaft, die zweite 
überging im Jahre 1857 an die Kaiſerin Elijabeth-Bahn und ſodann mitſammt 
diefer in den Beſitz des Staates. 
233) Ueber Entwidelung des Eijenbahnmwejens vergl. m. VBerwaltungslehre 
ss. 125—127 und außer der dort angeführten Literatur noch Meili: Das Recht 
des modernen Verkehrs; Reinig: Rechtsverhältniſſe zwijchen Staat und Eijen- 
bahnen in Defterreih; Michel: Dejterreich3 Eifenbahnreht. Wien 1860. Jaques: 
Die Rechtsverhältnifje der mit Zinjengarantie verjehenen Eijenbahn-Gefellichaften. 
Wien 1864. Schreiber: Die Eijenbahnen als öffentliche Verkehrsgeſellſchaften und 
ihre Zarifpoliti. Wien 1887. 
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widmeten Gegenſtände) zu treten habe. Eine weitere Folge dieſer Abſicht 
war, daß ſich die Regierung bei der 1838 an Baron Sina verliehenen 
Conceſſion auf eine Bahn von Wien-Gloggnitz das Recht vorbehielt, eine 
zweite Bahn in derſelben Strecke auf Staatskoſten zu bauen. Dieſe Idee, 
den Staat zum Eiſenbahnunternehmer zu machen, kam endlich zu Anfang 
der 40er Jahre zur Reife, und damals entſchloß ſich die Regierung, die 
in den Jahren 1838 und 1839 der Sina'ſchen Actiengeſellſchaft verlichene 
Bahn Wien-Gloggnig einzulöfen, und den weiteren Ausbau eines öfter: 
reihiich-ungariihen Eiſenbahnſtaatsnetzes auf Staatsfoften zu unternehmen. 
Die amtliche Wiener Zeitung vom 22, Dec. 1841 verfündete das 
neue Eijenbahnprogramm der Regierung. Die Erfahrungen der Iehten 
Jahre, hieß e3 da, haben gelehrt, daß die Ausführung der Eijenbahn: 
Unternehmungen durch Privatgefellichaften Schwierigkeiten erzeuge, die 
„mit der Natur von Privatgejellichaften unzertrennlich verbunden find“. 
Diefe Schwierigfeiten jeien die Folgen des Umjtandes, daß Privatgeiel: 
ſchaften die „öffentlichen Rüdjichten den pecuniären Vortheilen“ Hintanfeten. 
„Die Staat3verwaltung allein ift hier in dem Falle die Bahnlinie mit 
Umgebung aller Nebenvortheile im Sinne der allgemeinen In— 
terefjen des Verkehrs, und ſonach unter Berüdfichtigung aller Staats: 
zwede aufzufajfen und zu beſtimmen“. Nachdem jich auch einige private 
Bahnunternehmungen, welche in finanzielle Bedrängniß gerathen waren (e 
waren das die Wien-Öloggniker und die Wien-Raaber Bahnen, von 
denen die letztere 1841 theilweije eröffnet wurde), an die Regierung um 
Hilfe gewendet hatten, beſchloß diejelbe, „daß auf die Zuftandebringung 
der für die Staatsinterejjen wichtigiten Bahnen von Seite der Regierung 
directer Einfluß genommen werde, ohne die Privatbetriebfamfeit, da 
wo fie fi) al3 nütlich bewährt, auszufchließen. Die Bahnen werden 
ji daher in Staat3= und PBrivatbahnen theilen...“* Auf Grund 
fage diefe3 neuen NRegierungsprogramms bezüglich der Eijenbahnen be 
gann nun eine erjprießliche Thätigfeit auf dem Gebiete des Eiſenbahn— 
baues, indem jowohl die wichtigen Linien Brünn-Olmütz-Prag-Bodenbach, 
wie auc die Fortjegung der Linie Wien-Gloggnitz über Graz-Laibach nad 
Trieſt auf Rechnung des Staates in Angriff genommen wurden. *) 


Die Privatifirung der Staatsbahnen. 


Würde Defterreich den damals eingefchlagenen Weg, neben den Privat: 
eifenbahnen, Staat3bahnen zu bauen und zu verwalten, unbehindert fort- 
gejeßt haben, dann würde ſich der Uebergang zum reinen und ausschließlichen 
Staatsbahnbetrieb mit der Zeit von felbit, ohne alle Ummälzungen und 
ohne größere Geldopfer, vollzogen haben. Der Staat würde die widhtigiten 
und größten Bahnen in feinen Beſitz, dadurch das natürliche Uebergewicht 
über die Privatbahnen befommen haben, das Anheimfallen diejer legteren 


4), Zur Verwaltung diefer Staatsbahnbau- Angelegenheiten wurde eine 
Generaldirection der Staatseijenbahnen bejtellt, deren oberjte Leitung dem Präſi— 
denten der k. k. allg. Hoffammer, Karl Freiherrn von Kübeek übertragen wurde. 
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an den Staat wäre nur eine Frage der Zeit und würde fich Fojtenlos von 
jelbjt vollziehen. 

Aber auch auf diejem Gebiete wie auf allen anderen ftaatlichen Ge- 
bieten jpielt ji die Entwidelung nicht jo einfach ab; theils äußere Noth- 
mwendigfeiten, teils faljche Theorieen greifen immer als „jtörende Urſachen“ 
in den ruhigen Gang jtaatliher Entwidelung ein, und auf feinem Gebiete 
bleiben dem Staate bittere Erfahrungen erjpart, überall gelangt er erit 
durch Irrthum zur Wahrheit, durch NReactionen zum Fortichritt. 

Die im Gefolge der Ereignifje des Jahres 1849 und der politiichen 
Reaction der erjten 50er Jahre über Defterreich hereingebrochene finanzielle 
Bedrängniß einerjeit3, und andererjeit3 mißverjtandene fFreihandelstheorieen, 
welche all und jeden Staat3betrieb als einen unwirthichaftlichen darzuftellen 
ſuchten, bewogen die Regierung in der Mitte der 1850er Jahre ſich ihres 
ganzen Eijenbahnbefiges mit riefigen Verlujten zu entledigen, um momen— 
tane Sinanzverlegenheiten zu bejeitigen. *°) Ein nochbedenklicherer Bräcedenz- 
fall wurde aber gleichzeitig damit gejchaffen, daß der Staat der neuen 
Uctiengejellichaft den Zinsertrag ihres Actiencapitals garantirte. 

Damit war für mehr als zwei Decennien ein neues Eijenbadnver- 
waltungsjyitem auf Grundlage von: Brivatbahnen und garantirten 
Bahnen in Dejterreich eingeführt, zu defjen Durchführung das Eoncejjions- 
gejeg von 1854 erlafjen worden war. 

Allerdings war auch diejes Syſtem injoferne von Nuten, weil ſowohl 
inländifches wie ausländijches Capital, herangelodt durch die günjtigen 
Bedingungen, unter denen es in Dejterreich in Eijenbahnen angelegt werden 
konnte, in Fülle hereinftrömte und den Ausbau der öfterreichiichen Eiſen— 
bahnen mächtig förderte.) Der Staat aber, der jih vom Eifenbahnbau 
und Beſitz ganz zurüdzog und beides der Privatinduftrie überließ, ward 
allmählig durch die eingegangenen Verpflichtungen der Zinfengarantie, ***) 


35, Unterm 12. Jänner 1855 wurde einer Aectiengejellichaft (Sina, Eskeles, 
Herzog von Galliera und Bereire) die nördliche Staatsbahn von Brünn nad) 
Bodenbach, jowie die füdlichen in Ungarn gelegenen Staatsbahnlinien Marchegg- 
Szolnof-Szegedin, ferner (die im Bau begriffene) Szegedin-Temesvar, ferner eine 
von Temesvar gegen die Donau zu erbauende und eine Linie im Banat für 
65,450,000 fl. Eonv. M., d. i. für kaum die Hälfte jener Summe, überlaſſen, 
welche der Staat in dieje Bahnen inveitirt hatte; obendrein aber verbürgte ſich 
der Staat gegenüber Ddiejer jo gebildeten neuen „Staatsbahngejellichaft”, deren 
Goncejjion auf MO Jahre fejtgejegt wurde, für ein Reineinfommen ihres Actien— 
capital3 von 5°, und 1/,%/, italtilgung. 

239, In der zweiten Hälfte der Pinfsiger Sahre entitanden auf Grund des 
Eoncejjionsgejeges und mit Zinjengarantie die wichtigjten öjterreichiichen Bahn- 
linien, wie: die Kaiſerin Elifabeth-Bahn, die Theiß-, die Südnorddeutiche Verbin— 
dungsbahn, die Carl Ludwigsbahn, böhmiſche Weitbahn u. a. 

237, Die Zinjengarantie bejtand in der Negel in der Verpflichtung des Staates, 
den Eijenbahngejellihaften in dem Falle, dab das Reinerträgniß derfjelben in 
einem Betriebsjahre nicht 5,2%, vom „Anlagecapital” erreicht, zur Ergänzung 
der 5° „ Zinszahlung an ihre Mctionäre und zur Amortifation des GCapitales 
mit 4/,°, einen Zuſchuß zu leiſten. Allerdings jollte der Staat dieſen Zuſchuß 
nur als ein mit 4°,, verzinsliches Darlehen leiten, da die Gejellichaften ver- 
pjlichtet wurden, mit jpäteren Einnahmerlleberihüffen dieje ſtaatlichen Vorſchüſſe 
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namentlich bei den vielen „nothleidenden” Eifenbahnen, immer mehr in 
Mitleidenschaft gezogen, jo daß mit der Zeit die Thatjache immer deutlicher 
und klarer hervortrat, daß bei diefem Syitem der Gewinn der Eifenbahn: 
unternehmungen in die Tafchen der Actionäre fließe, während die Verluſte 
derjelben aus dem Staatsſäckel gezahlt werden. Dieſe Erkenntniß führte, 
allerdings nicht ohne heftige Kämpfe in den Parlamenten, zu einer neuer: 
lihen Wandlung in den Anſchauungen bezüglich des Eijenbahn-Bermal- 
tung3-Syftems: die großen Opfer, welche der Staat jahraus jahrein für die 
garantirten und nothleidenden Privatbahnen bringen mußte und die Schwierig 
feiten, denen er behufs Durchführung volfswirthichaftlich gebotener 
Fradtentarif-Regelungen bei den PBrivatbahnen begegnete, verhalfen endlich 
der rationellen Berjtaatlihungstendenz des Eiſenbahnweſens zum Siege. 





Privatbahnen oder Staatsbahnen? 


Es ift hier der Ort, wenn auch in fürzefter Weiſe, auf dieſe Frage 
einzugehen. So oft die Verftaatlihung irgend eines wirthichaftlichen Be- 
triebes gefordert wird, erheben fich dagegen die Anhänger der jog. „wirtb- 
ſchaftlichen Freiheit“ und bejchuldigen die Verſtaatlichungstendenz des 
„Staatsjocialismus*. Nun ijt es ja richtig und foll keineswegs geleugnet 
werden, daß das Princip der wirthichaftlichen Freiheit das einzig richtige 
ift und der jocialiftifde Staat eine Utopie. Aber die frage der Ber: 
jtaatlihung der Eifenbahnen hat mit dem Staatsſocialismus gar nichts zu 
thun, und es ijt nur eine Begrifföverwirrung, wenn man ein Staatöbahn: 
ſyſtem mit dem Staatsjocialismus in Bufammenhang bringt. Es giebt 
nämlich eine ganz genaue und leicht erkennbare Gränze, bis wohin die 
Staatöverwaltung mit Verftaatlichungen wirtbichaftliher Betriebe im 
Gejammtinterefje vordringen kann, und jenjeits welcher erit der utopiftiiche 
Staat3jocialismus beginnt. Die Gränze wird dur die Möglichkeit der 


zueitjupßien. An eine ſolche Rückzahlung war aber bei den meiſten garantirten 
ahnen gar nicht zu denken. Diejes Verhältniß war überhaupt in jeder Hinſicht 
ein unhaltbares und — für den Staat höchſt nachtheiliges. Schon über 
die Höhe des ftaatlichen Zufchuffes entitanden Streitigkeiten. Denn die Eijenbahn- 
gejellichaften verlangten eine Ergänzung desjenigen Betrages, den fie ihren Actio— 
nären zu verzinjen hatten, aljo des Mctiencapitald. Dagegen machte die Regie- 
rung mit Recht geltend (Mai 1863), dab jie nur zur Berzinfung des wirfliden 
Anlagecapitales ſich verpflichtet habe, nicht aber des Actiencapitales, welches 
iehr oft, ja regelmähig, das Anlagecapital bedeutend überjtieg, weil es nicht nur 
die Baukojten, jondern auch die Gründergewinne, Finanzirungsfoften u. dergl. 
repräjentirte. Eine Quelle weiterer Streitigkeiten bildete die jtaatliche Controle 
der Betriebsrechnungen der Eijenbahnen. Denn thatſächlich nahm unter dem Ein- 
fluß des Garantieverhältnifjfes der Privatbahnbetrieb einen noch viel jchlimmeren 
Eharafter an, als man das gewöhnlich gemeinwirtbichaftlichen Unternehmungen 
um Vorwurf macht. Denn während man gewöhnlid den Privatunternehmungen 
n Gegenjag zu den gemeinwirtbichaftlichen große Sorgfalt und großen ifer im 
Verfolgen der Erwerbsgewinnfte nahrühmt: fielen ja bei den garantirten Bahnen 
alle Motive dieſes privatwirthichaftlichen Erwerbsfleißes weg, nachdem doch für 
alle Ausfälle der Staat aufzuflommen hatte. So war bei Ddiejem Spitem der 
Staat thatjächlich der Geprellte. 
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Monopolijirung eines allgemeinen Bedürfniß-Befriedigungs: 
Mittels ganz beftimmt und unzweideutig gezogen. Welcher Wirthichafts- 
betrieb immer zu einer folhen Monopolifirung Gelegenheit giebt, der muß 
rationellerweije der Berjtaatlihung unterzogen werden. Denn jebe 
Monopolijirung eines Befriedigungsmitteld eines allgemeinen Bedürfniffes 
it thatjächlih eine Bejteuerung der Mafjen, eine in wirthichaftlicher 
Form geübte Herrichaft über diejelben; eine ſolche Herrichaft aber darf im 
Staate nur der Staat ausüben. 

Allerdings wenn die Socialijten den Staat zu dem einzigen und 
alleinigen Unternehmer und Induſtriellen machen wollen, jo ijt das eine 
Utopie; weil der Staat einerjeit3? gar nicht die Möglichkeit hat, alle 
Gewerbe und Induftrieen zu betreiben, und auch nicht die Macht, der Welt: 
concurrenz ſich entgegenzuftellen; aud) fann der Staat das mit einem folchen 
Anduftriebetrieb verbundene Rifico nicht auf ich nehmen. Der Staat fann 
nicht Tuchfabrifant, Spielwaarenfabrifant und drgl. jein, weil er auf dem 
Gebiete dieſer Production den Privaterwerbfleiß, der fich in die gewag— 
teften Speculationen einläßt, ausländifche Ubjaggebiete aufjucht, den Kampf 
mit der Weltconcurrenz aufnimmt — nicht erſetzen kann. Auch iſt bei folchen 
Induftrieen die Gefahr einer Monopolifirung eines allgemeinen Bedürfnif- 
Befriedigungs-Artikels nicht vorhanden. Ihrer Natur nad) jind diefe Pro- 
ductionszweige zerjplittert und der freie Wettbewerb aller Völker auf 
diefem Gebiete fommt den Conjumenten, alfo den Mafjen zu Gute. Auf 
diejem Gebiete ijt gewiß wirthichaftliche Freiheit das rationellite Prinzip 
und jede Einmifchung des Staates von Uebel. Ganz anders jteht die Sache 
auf dem Gebiete jolcher Verkehrsmittel, wie die Eifenbahn. Da it jchon der 
Natur der Sache nad jede Concurrenz ausgejchloffen und wurde auch 
mittelft der Privilegien, ohne welche niemand eine Eifenbahn bauen würde, 
ausgefchloffen. Jede Eijenbahnunternehmung erlangt daher jehr leicht ein 
Monopol, mittelft defjen fie die großen Mafjen der Bevölkerung bejteuert; 
denn wenn auch da3 Reifen nicht zu den nothiwendigen allgemeinen Be- 
dürfnifjen gezählt werden will, jo jind doch Heutzutage die Maſſen auf 
Conjumirung von Nahrungsmitteln angewiejen, welche nur durch den Bahn: 
transport ihnen zur Verfügung geitellt werden können, namentlih an ſolchen 
Orten, deren Bevölkerung in Folge jahrzehntelanger günjtiger Communi— 
cationsverhältnifje gewachſen iſt. Dasjelbe gilt von anderen Artikeln des 
täglichen Bedarfes, 3. B. von Kohlen. Wenn die Induſtrie Wiens fich 
einmal in Folge leichter Beijhaffung von Kohlen mitteljt der Nordbahn ent: 
widelt hat, fo ijt fie auf diefe Zufuhren angewieſen, und die Nordbahn 
fönnte daher dad Monopol erlangen durh Erhöhung der Kohlenfrachten, 
da3 Wiener Gewerbe zu bejteuern. 

Ein ſolches Verhältniß der Mafjen darf aber au dem Grunde nur 
zum Staate Pla greifen, weil der Staat bei jeder Uebung feiner Herr: 
ihaft auch an die Erhaltung des Staates denken muß, und der Wohlitand 
der Mafjen, das Blühen der Induſtrie und des Gewerbefleißes in feinem 
Interejje liegt, während bei einer Privatactiengejellihaft jhon aus dem 
Grunde auf einen Patriotigmus und Gemeinfinn nicht gerechnet werden 


Gumplowicz, Das öjterr. Staatsrecht. 25 
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darf, weil ihre Actien möglicherweife ich auch in den Händen des Auslandes 
befinden können. 

Solde Wirthichaftsbetriebe nun find für die jtaatliche Verwaltung, 
für die Verjtaatlichung prädeftinirt und wie deren Verftaatlichung jich bereits 
auf dem Gebiete der Poſt und des Telegraphenwejens bewährt hat, jo wird 
e3 ji) auch auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens bewähren. ***®) 


Die Berftaatlihung der Eijenbahnen. 


Den erſten gejetgeberifchen Ausdrud erlangte die obfiegende Berftaat- 
lihungstendenz in dem Geſetze vom 14. December 1877 RGB. Nr. 112, 
womit die Regierung zwar ermächtigt wurde den Unternehmungen von 
Eifenbahnen, welche die Garantie des Reinerträgniſſes von Seite des 
Staates genießen, auch Vorſchüſſe zur Bedeckung von Betriebstoftenab- 
gängen zu gewähren??®), zugleich aber auch für berechtigt erklärt wurde, den 
Betrieb garantirter Bahnen, für melde jie ſolche Vorſchüſſe gemährte, 
jelbft zu führen oder durch andere führen zu laffen, d. h. in Staatäbetrieb 
zu übernehmen. Für die Rüdzahlung folder Vorſchüſſe wurde zugleich 


235) Allerdings iſt mit dem Eiſenbahnweſen der Kreis jener Wirthſchafts 
betriebe, die fich zur Verftaatlihung eignen, nicht geichloflen: dieſelben Gründe 
iprechen aud für die Verſtaatlichung einiger Zweige des Bergweſens z. B. der 
Kohlenbergwerfe. Denn Kohle ijt ebenjo ein Artikel des allgemeinen Bedürfnifie 
und der Kohlenbau wird ebenjo leicht zu einem Monopol wie die Eifenbahr. 
Auch ift nicht einzufehen, warum das Salz ein Monopol bilden joll, Koble 
aber nicht, während doc die Kohle alle die Eigenjchaften hat, welche das Cal; 
jo jehr zum Staatsmonopol qualificiren. Auch bei den Kohlen ijt eine freie Eon- 
currenz, die dem Conjumenten zu Gute käme, unmöglih: auch bier wird am 
häufigiten ein Monopol begründet zu Gunjten von Privatunternehmern. Obendrein 
iſt bei dem bejtehenden Bergrechte die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß ein 
olches Monopol von ausländiichem Capitale rückſichtslos ausgebeutet werde. 

enn 3. B. reiche ausländijche Capitaliften ein weites Schurfgebiet, in melcdem 
fie Kohlen fanden, nach der geltenden „Bergfreiheit” mit Beſchlag —* ſo 
können ſie für Sahrhunderte von der inländiichen Bevölferung fich für die in- 
ländiiche Kohle Re zahlen laſſen, diejelbe aljo einfach tributpflichtig 
mahen. Wo immer Fe Berhältniije möglich jind, da iſt der Staat 
zur Berjtaatlichung des De enden Wirthichaftöbetriebes nicht nur berufen, jondern 
Mer Maafgabe der Verhältnifje in jeinem eigenen, vitaljten Interejje ver- 
pflichtet. 

>) Die Nothwendigteit der Ermächtigung der Regierung zu jolchen „Bor- 
ſchüſſen“ an garantirte Bahnen ergab jich daraus, daß der Staat nach dem Wort- 
laute der Eonceifionen nur verpflichtet war, den zur 5°/, Berzinjung des Actien- 
capitals fehlenden Betrag des Jahresreinertrages der Bahnen zu ergänzen. 
Da nun, wie das ganz richtig der Fin-Min.-Erl. vom 25. Mai 1863 an die 
garantirten Eijenbahnen auseinanderjegte, von einem Jahresreinertrage vor Ablauf 
des Vetriebsjahres nicht die Rede jein fonnte, jo beitand die Forderung der Bahnen 
auf eine Ergänzung des Jahresreinertrages bis zu dem gewährleifteten Betrage 
vor Ablauf des Betriebsjahres nicht zu Necht, konnte alfo nur nach Ablauf der 
Betriebsjahre gefordert werden. Nun mußten aber die nothleidenden Bahnen 
ihon während der Betriebsjahre ihren Zinfenverpflichtungen nachlommen und 
orderten vom Staate „Vorſchüſſe“. Auf ſolche Vorſchüſſe bezog ſich obige Er- 
mädhtigung. 
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eine jtrengere Beſtimmung getroffen, als die bis dahin geltende **'). Ferner 
wurde die Regierung ermächtigt, den Betrieb jolcher garantirten Bahnen, 
welche für die lebten fünf Jahre mehr als die Hälfte des garantirten 
Reinerträgnifjes jährlich in Anfpruch genommen haben, ohne weiteres zu 
übernehmen. Die Rechte der Actiengejellfchaften jollten durch den Staats— 
betrieb nicht berührt werden. Endlich wurde die Regierung auch ermäd): 
tigt „bei vorläufigen Vereinbarungen über den Ankauf garantirter Bahnen 
die Uebernahme der geſammten Prioritätsjchulden und die Zahlung des 
reitlihen Kaufſchillings in Eifenbahn-Schuldverjchreibungen zuzufichern“ (8.6). 

Damit begann die Periode der Uebernahme der garantirten Privat: 
bahnen in den Staatöbetrieb und der dadurch angebahnten Berjtaat- 
lihungen derjelben. Gleichzeitig wurde auch, nachdem das Prinzip 
der Berjtaatlihung aud in anderen Staaten (in Preußen) fiegreich vor: 
drang, der Staat3bahnbau in Angriff genommen. 


Gemäß diejer ganzen hier dargeftellten Entwidelung giebt es daher 
gegenwärtig in Defterreich viererlei öffentliche Eifenbahnen mit Bezug auf 
ihr Verhältniß zum Staate und zwar: nidhtgarantirte Privatbahnen, ga= 
rantirte Privatbahnen, Privatbahnen im Staat3betrieb und Staatsbahnen. 
Mit Bezug auf das Verhältniß der Bahnen zu einer oder der anderen der 
beiden Reichshälften giebt e3 öjterreichiiche Bahnen, ungarifhe Bahnen 
und gemeinjame Bahnen, das find ſolche, „deren Linien beide Theile der 
Monarchie durchziehen.“ Die Verhältniffe der beiderjeitigen Regierungen 
zu diejen legteren Bahnen find auf Grund der Ausgleichsgejege und des 
Art. VIII des öjterr.-ungar. Zolle und Handelsbündnifjes (Art. VIII blieb 
unverändert bei der Erneuerung des Bündniſſes im Jahre 1887) durch ein 
provijorifches Uebereinfommen der beiderjeitigen Regierung vom 29. Juli 
und 21. Auguſt 1868 geregelt worden. Darnad übt Hinfichtlich der ge- 
meinfamen Bahnen jede der beiden Regierungen alle der Staatsverwaltung 
zujtehenden Rechte „rücjichtlich desjenigen Theile der Bahnen jelbftändig 
und ausſchließlich aus, welcher in ihrem Gebiete fich befindet.“ So oft es 
ſich jedoch dabei um wichtigere und koſtſpieligere Maaßregeln handelt, werden 
diejelben von jedem Fachminiſter nur im Einvernehmen mit dem anderen 
getroffen. Sollen neue gemeinfame Bahnen in's Leben gerufen werden, 
fo jind alle Anſuchen um Borconceffion, Bauconceffion u. j. w. ſowohl in 
Deiterreihh wie in Ungarn anzubringen und aud die Conceffiondurfunde 
wird für jedes Gebiet von der betreffenden Regierung abgefondert ausge: 
jtellt.**') Selbjtverftändlich gehen in ſolchen Fällen die beiden Fachminiſter 


240) „Inſolange ſolche Vorſchüſſe aushaften, hat die (bisherige) Beſtimmung, 
wonach nur die Hälfte des die garantirte Jahresſumme überſchreitenden Rein— 
ertrages zur Rüdzahlung an den Staat abzuführen iſt, nicht Anwendung zu 
finden“ ($. 3.) 

4) Für die Streden in beiden Staatögebieten erlaffen beide Regierungen 
einverftändlich die gleichen Dienftesvorfchriften und Injtructionen; die betreffenden 
Bahndirectionen find verpflichtet, alle vorjhriftsmäßigen Vorlagen und Anzeigen 
gleichzeitig an beide Regierungen zu machen; die Genehmigung der Fahrpläne für 
gemeinjame Bahnlinien ertheilt für jede Theiltrede die betreffende Regierung — 
allerdings wird dießbezüglich ebenfalls im beiderfeitigen Einverftändniffe vorgegangen. 

25* 


$. 86. 
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einverjtändlic vor. Was das Heimfallgreht an den Staat bei gemein: 
famen Eifenbahnen anbelangt, fo fällt alles unbewegliche Gut dem: 
jenigen Staate zu, auf dejjen Gebiet e3 ich befindet. Die Erhebungen 
über Bahnunfälle werden von der Auffichtöbehörde jenes Staatögebietes vor- 
genommen, auf dem der Unfall ſich ereignete. Den Unterfuhungsorganen 
ift es jedoch geitattet, eventuell auch das Perſonal des anderen Staats 
gebiete3 einzuvernehmen. Uebrigens machen fich beide Regierungen periodifch 
gegenfeitige Mittheilungen über den Stand der Fahrbetriebsmittel, Unfälle, 
Achsbrüche wie auch auf den Perjonen- und Gütertransport bezügliche 
ſtatiſtiſche Mittheilungen. 


Eifenbahnbehörden. 


Die dom Ende der 70er und mit dem Anfang der 80er Jahre 
fich mehrende Anzahl der in den Staatsbetrieb übergehenden Privatbahnen 
und der immer wachjende Nuten der Staat3bahnen erzeugte die Nothwendig— 
feit einer Reorganifation der Eifenbahnbehörden. Die beftehende General: 
infpection der Eifenbahnen, die im Jahre 1875 in’3 Leben gerufen wurde 
und lediglich eine techniſch-adminiſtrative Aufjichtsbehörde iſt, ertwies ſich 
ihon nad ihrem gejeglichen Wirfungskreife zur Bewältigung der ganz 
neuen Aufgaben der Verwaltung der in Gtaatöbetrieb übergegangenen 
und zum Baue und zur Verwaltung der Staat3bahnen unzureichend. 
So wurde denn im Jahre 1884 eine Generaldireftion der öfterreichifchen 
Staat3bahnen als Centraljtelle in Wien errichtet, welcher als untergeordnete 
Organe k. f. Eijenbahn= Betriebs: Direktionen in Wien, Linz, Innsbrud, 
Bilah, Budweis, Pilfen, Prag, Krakau, Lemberg, Pola und Spalato 
unterftellt wurden. **?) Un der Spite der Generaldirection fteht ein Sec: 
tionschef des Handeldminijteriums als „Präfident“. 





2) Min.-Erl. vom 23. Juni 1884 RGB. Nr. 103. Als Aufgabe der 
Generaldirection wird dajelbjt die Führung des Betriebes auf den in eigener Ver— 
waltung des Staates befindlichen Staatsbahnen und von Staate betriebenen 
Privatbahnen, wie auch die Führung des Staat3-Eijenbahnbaues unter der Ober- 
aufjiht des Handelsminiſters, jedody unabhängig von den jonftigen Eifenbahn- 
Agenden des Handeldminifteriums bezeichnet. 

Die Generaldirection hat in Angelegenheiten des bezeichneten Geſchäftskreiſes 
als Erecutivorgan des Handeldminijters zu fungiren und in nr. Eigenjchaft die 
oben angeführten Bahnen als einheitliches Geſammtnetz insbejondere gegenüber 
den Militär-Eentraljtellen, dann gegenüber anderen Berfehrsanftalten und im 
Bereine deuticher Eijenbahnverwaltungen zu vertreten. 

Im Mobilijirungsfalle tritt die Generaldirection jofort in die Eentralleitung 
für Militärtransporte auf Eifenbahnen ein. 

Die oben erwähnten Eifenbahnbetriebs-Directionen Haben den Iocalen Be- 
triebsdienft unter Trennung der drei Hauptdienjtzweige von einander durch, als 
unterjte Dienjtitellen fungirende Organe zu verjehen, und zwar: 

a) Den Bahnaufjihts- und Bahnerhaltungsdienit, einjchließlich der Bauten, für 
welche feine eigenen Bauleitungen beftellt find, dur Bahnerhaltungs- 
Gectionen; 

b) den Verkehrs- und commerciellen Dienjt durch die Stationen (Haltejtellen), 
weldje bei größerer Wichtigkeit die Bezeihnung: „k. f. Bahnbetriebsamt“ 
mit erweiterten Competenzbefugnifjfen erhalten; 
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Da gleichzeitig „zur Begutachtung volfswirthichaftlicher Fragen im 
Bereiche des Eijenbahnverfehrs“ dem Handelsminijter ein Staats— 
eijenbahnrath*?) beigegeben wurde ($.5), jo ernennt der Handeläminifter 
aus dem Staatdeilenbahnrath fünf Mitglieder, welche einen jtändigen 
Beirath?**) des Präfidenten der Generaldirection bilden, zur Begutachtung 
aller Anträge auf Tarifermäßigungen im Perſonen- und, Güterverfehr und 


c) den Zugförderungs- und Werfjtättendienjt, einerjeits durch die Heizhaus— 
leitungen, andererjeit3 dur die Werkftättenleitungen. 

Neben den Bahnerhaltungs-Sectionen können zur Ausführung von Neu- 
bauten auf den im Staatsbetriebe befindlichen Eijenbahnen bejondere technijche 
Drgane (Sectionen, Bauleitungen) aufgeitellt werden. 

Die Bauausführung neuer auf Staatskoften herzujtellender Bahnen erfolgt 
durd die ji diefem Zwecke aufgejtellten, der Generaldirection unmittelbar unter- 
ftehenden Bauleitungen, denen für die einzelnen Bauftreden Sectionen unter- 
geordnet find. 

Die Dienjtiprache der Staats-Eijenbahnverwaltung ijt die deutſche. 

In derjelben n insbejondere der gefammte innere Dienſt mit Einſchluß 
des Berfehres aller Organe der Staat3-Eijenbahnverwaltung unter einander jtatt- 
zufinden. Alle Organe der Staats-Eijenbahnverwaltung haben mit den Militär- 
und Eivilbehörden in deuticher Sprache zu verkehren. 

13) Der Staats-Eifenbahnrath bejteht aus dem Vorjigenden und 50 Mit- 
gliedern, welche vom Handelsminifter auf die Dauer von drei Jahren ernannt 
werden. Bon denjelben werden: a) 9 Mitglieder vom Handelsminijter nad) freiem 
Ermefjen ausgewählt und 5 Mitglieder in der Weiſe ernannt, daß der Finanz— 
minifter und der Aderbauminifter je zwei, und der Reichskriegsminiſter eine der 
u ernennenden Perjönlichkeiten bezeichnet; b) 24 Mitglieder über Borjchlag von 
Handels. und Gewerbefammern und c) 12 Mitglieder über Vorſchlag von Landes- 
eulturräthen und jonjtigen Iandwirtbichaftlichen Facheorporationen ernannt. ($. 17). 
Der Staat3-Eijenbahnrath verfammelt jich über Einladung des Dandeldminifters 
nad) Bedürfniß, mindeitens aber zweimal im Jahre, und zwar im Frühjahre und 
Herbite zu einer Sitzung. Derjelbe ift berufen in wichtigen, die Intereſſen des 
Handels, der Induſtrie, der Land» und Forjtwirthichaft berührenden Fragen des 
Eijenbahn-Bertehrswejens fein Gutachten abzugeben. 

Seiner Begutachtung unterliegen, injomweit es fih um die vom Staate be- 
triebenen Eijenbahnen handelt, insbejondere: 

a) alle wichtigen Anträge bezüglid) des Tarifwejens, bezüglich der Anwendung 

von Ausnahme» und Differentialtarifen; 

b) die jährlich zweimal (für die Sommer- und Wintermonate) fejtzuftellenden 

Fahrpläne; 

ec) Anträge auf Abänderung der reglementariihen Beitimmungen, ſoweit es 

jih nicht um techniiche Beitimmungen handelt; 

d) die Grundjäge für die Art der Vergebung von Lieferungen und Arbeiten. 

Außerdem liegt dem Staatseifenbahnrathe ob, ſich über Aufforderung des 
Handelsminiſters über die Wahl der Orte zu äußern, an welchen Eijenbahn- 
Betriebsdirectionen, Betriebsämter, Materialmagazine und Bahnerhaltungs-Gectionen 
zu errichten find. Der Staat3-Eijenbahnratt; kann ferner rücdjichtli der im 
Staatäbetriebe befindlichen Eifenbahnen Anfragen und Anträge ftellen. Er fann 
in Angelegenheiten jeines Wirkungskreiſes aud Anträge ftellen, welche ſich auf 
andere Eijenbahnen und auf das Eifenbahnmwejen überhaupt beziehen. 

244) Die Mitglieder des ftändigen Beirathe8 haben nad Beitimmung des 
Präfidenten der Generaldirection bei der Controle der finanziellen Gebahrung und 
insbejondere bei der Scontrirung der Hauptcafja mitzuwirken und an der Ber- 
waltung der Penjions- und Wohlihätigfeitsfonde theilzunehmen. Diefelben er- 
halten eine Entlohnung, deren Höhe vom Handelsminijter bejtimmt wird. 
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auf Vergebung von Arbeiten und Lieferungen für die im Bau begriffenen 
Linien der Staatsbahnen ($. 14). Der Handelsminifter hat das Redt, 
gewiſſe Angelegenheiten aus dem Wirkungskreife der Generaldirection feiner 
Entſcheidung vorzubehalten. **°) 

Eine wichtige Frage nad) der Errichtung der Generaldirection war 
die Regelung ihres Verhältnifjes zur Generalinfpection der öſterreichiſchen 
Eijenbahnen. Lehtere wurde als technijch-adminiftrative Aufjichtsbehörde 
des Eijenbahnbetriebes, ſogar auf den der Generaldirection unterjtehenden 
Staatseifenbahnen beibehalten. °*%) Der Generalinfpection obliegt demnach 
auch fernerhin: die Aufliht über die Erhaltung der Bahnlinien ſammt 
Zugehör, über die Injtandhaltung der Hahrsbetriebsmittel, die Ueberwachung 
des technijchen Betriebes, des Signal- und des Transportweſens und die 
Aufficht über die Bahnbeamten und Diener im Sinne der Eifenbahnbetriebs: 
ordnung. 

Dagegen leitet und überwacht die Generaldirection die Bauaus: 
führungen auf allen Staat3bahnen. Bei den zu diefem Zwecke abgebal- 
tenen Commiffionen intervenirt jedoch immer auch ein Vertreter der General: 
in|pection. **?) 





210) Insbeſondere find dem Handelsminifter vorbehalten: 1. wichtigere organi- 
jatorifche Verfügungen, im Rahmen der gejeplichen Organijation; 2. die Feſt— 
ftellung des Jahres-Präliminares und die Bewilligung zu Ausgaben, welde in 
demjelben nicht vorgejehen find, nad) Maafgabe der auf verfafjungsmähigem Wege 
zu erwirfenden Eredite; 3. die Ernennung des Stellvertreters des Präfidenten der 
Generaldirection; 4. die Ernennung der Abtheilungävorftände der Generaldirection, 
der Betriebsdirectoren und Bauleiter, jowie des Leiters der Bodenſee-Schiffahrts— 
Infpection; 5. die Ernennung, Beförderung, Kündigung (Penfionirung) und Ent- 
icheidung über die -Disciplinarbehandlung aller Beamten der Staats-Eiſenbahn— 
verwaltung, welche mehr al3 2000 fl. Jahresgehalt beziehen, ſowie die Ertheilung 
von Nemunerationen und Geldaushilfen an die bezeichneten Beamten; endlich 
Urlaubsbewilligungen an die höheren Beamten der Generaldirection, die Bewil- 
ligung zum Abſchluß von Verträgen über unbewegliches Staatseigenthbum „und 
andere Verträge über bedeutendere Summen.“ 

24) HMV. vom 12, Juli 1884 Nr. 122 betreffend die Regelung der Be 
iehungen der Generaldirection der öfterreichiichen Staatsbahnen zu der General: 
infpection der öfterreichtichen Eifenbahnen. „Aus dem, mit Verordnung des Handels- 
minijteriums vom 26. August 1875 normirten Wirkungsfreije der Generalinjpection 
der öjterreichiichen Eiſenbahnen“, heißt es dajelbit, „entfallen in den dienſtlichen 
Beziehungen derjelben zur Generaldirection der öfterreichiichen nee ag ine alle 
Amtshandlungen und Agenden, weldye nicht ausdrüdlich in der Eifenbahn-Betriebs- 
ordnung vom 16. November 1851 oder in anderen Gejeßen der Generalinjpection 
auch gegenüber den Staatseifenbahnen vorbehalten find und mit der Handhabung 
der Sicherheit und Ordnung des Bahnbetriebes nicht im Zujammenhange jtehen. 
Insbeſondere findet eine Prüfung und Ueberwachung der öfonomijchen Gebahrung 
der Generaldirection durch die Generalinjpection nicht ſtatt.“ 

17) Daher find auch vor der Abhaltung der betreffenden Commiffionen die 
bezügfihen Acten und Project3pläne durch einen Zeitraum von 14 Tagen zur 
Einficht der Generalinjpection bereitzuhalten. Die Generaldirection muß die Pläne 
von Herjtellungen, welchen eine neue Conjtructionsart oder ein neues Spitem zu 
Grunde liegt, der Generalinjpection zur Begutachtung übermitteln, und derfelben 
zur Evidenzhaltung der Bahneinrichtungen der öjterreichiichen Eifenbahnen von 
den Ausführungsplänen der Stations- und Geleileanlagen, ſowie der jonftigen 
Betriebsanlagen neuer Bahnlinien je eine Copie für das Archiv zur Verfügung 
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Das Poitrecht. 


Die einftige Bedeutung der Poſt ald Perjonen: und Güter-Verkehrs- $. 88. 
ınjtalt tritt angeficht3 der Eijenbabnen immer mehr in den Hintergrund, 
vogegen diejelbe als Nachrichtenverkehrsanitalt eine immer größere Be: 
Jeutung gewinnt. Dazu kommt noch, daß aus der früheren fisfalifchen Ein- 
cichtung immer mehr eine im öffentlichen Interejje functionirende Anftalt 
geworden iſt. Es ijt demnach die Poſt heutzutage vorwiegend eine dem 
Nachrichtenverfehr der Gejammtheit gewidmete öffentliche Anftalt, die vom 
Staate ald Monopol, jedoch immer mehr nach den Grundfägen einer ratio- 
nellen Brivatwirthichaft betrieben wird. **°) 

Da ſich aber zugleich die Post ihrer Beſtimmung nad, auch ein inter- 
nationales Berfehrsmittel zu fein, immer mehr zu einer internationalen 
Anstalt ausbildete, jo kam es jchließlich dazu, daß die Grundfäge ihres 
Betriebes in gegenjeitigem Einverjtändniß mit fremden Staaten geregelt 
und fejtgefegt wurden. Die höchſte Stufe diejer Entwidelung erreichte die 
Pojtverwaltung durd die Bildung des Weltpojtvereins vom 1. Juni 1878 
RGB.NL 66. Damit ift die Poſt jedes Staates nicht nur eine öffentliche 
Anftalt des betreffende Staates, jondern eine öffentliche Weltanjtalt geworden, 
welche buditäblih „für alle Welt“ Dienſte leijtet und von „aller Welt“ 
benüßt werden fann. **®) 

Aus allen diefen in der Poſtanſtalt fich vereinigenden Momenten 
ergeben jich folgende öffentliche Rechtsverhältnifie: 

a) Aus der Monopolifirung der Poſt durch den Staat ergiebt fich 
dejjen alleinige und ausſchließliche Berechtigung zum Betriebe des Nad- 
richtenverfehrs, injoferne derjelbe durch Ueberfendung von Mitteilungen in 
einer bejtimmten Form vor jich geht. Und zwar bezieht fi) dad Monopol 
nur auf Mittheilungen in gejchlofjenen Briefen oder Drudjchriften; jolche 
dürfen von einem Orte zum anderen nur durd) die jtaatliche Poſt befördert 
werden.?’') Doc) ift das VBerjenden und Zujtellen von Büchern und Zeitungen 
innerhalb eines Ortes (Stadt) gejtattet. 





jtellen. Die im Archive der Generalinjpection bereit3 vorhandenen Pläne von 
jolchen Anlagen find durch die Generaldirection im erften Monate jedes Jahres 
durch Einzeichnung der im Laufe des Vorjahres erfolgten Aenderungen in Ueber- 
einftimmung mit dem factiichen Beitande zu bringen. 

18, Grundlage der öſterreichiſchen Softvermaltung bildet noch immter das 
Poſtgeſetz vom 5. November 1837, welches die Beitimmungen über das „Bojt- 
regal“ nad rein fiscalijchen Gefichtspunften regelte. Seither find jene Beftim- 
mungen durch ſpätere Geſetze und Verordnungen vielfach abgeändert worden. Yür 
Lumen ift bis heutzutage das provijorische Poftgejeß vom 1. Februar 1851 in 

eltung. 


* 49), Vergl. meine Verwaltungslehre 88. 128—130 und die dort angeführte 
teratur. 

wo, Uusgenommen find Briefe und periodiihe Schriften, welche jemand 
durd einen Boten befördert, wenn nur leßterer jih nicht mit dem Sammeln 
anderer Briefe und Sendungen befaßt. Auch dürfen periodifche Schriften auf 
anderem al3 dem Bojtwege befördert werden, wenn ſeit ihrer Ausgabe mehr 
als ein halbes Jahr verfloffen iſt. (8. 11 Poſtgeſ. v. 1837.) 


. 89. 
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Auf den Perſonen- und Gütertransport erſtreckt ſich das Poſtmonopol 
nicht ?°?) — und es beſteht neben demſelben ſowohl das conceſſionirte gewerbs- 
mäßige Lohnfuhrwerk, wie auch der gelegentliche Nebenverdienſt von Fuhr— 
twerföbefigern, endlich auch der conceffionirte Gütertransport (3. B. Möbel: 
trangport:über-Land-Unternehmungen). 

Andererfeit3 ergiebt fi au dem Poſtmonopol für die Verwaltung 
die Pflicht, den Transport von Briefen, Drudichriften, Muftern wie aud 
anderer Fahrpoſtſendungen *°?) ohne Rüdficht auf die Perſon des Aufgebers zu 
übernehmen, jobald die Sendungen den bejtehenden Reglements entſprechen 
und die Tarifbedingungen erfüllt werden, 

b) aus dem Umjtande, daß ſich der Pojtbetrieb als eine entgeltliche 
Dienftleiftung des Staates darjtellt, ergiebt ſich zwiſchen dem Staat ala 
Unternehmer und den einzelnen feine Dienfte in Anſpruch Nehmenden ein 
Vertragsverhältniß, welches zwar als ein Verhältniß offentlichen Rechts 
nicht ganz unter das Privatrecht fällt, jedoch mit dem Privatrechtsverhältnif 
der locatio conductio einige Aehnlichkeit und Analogie beſitzt. Es unter 
ſcheidet fih von legterem namentlich darin, daß der Staat fein Monopol- 
und zugleich Hoheitsrecht benüßend, die Bedingungen des Poftvertrages, 
al3 Unternehmer zugleich und als Geſetzgeber einfeitig feitfegt und fich nur 
an die von ihm felbft feitgetten Bedingungen gebunden erachtet — dem Ein: 
zelnen gegenüber dagegen Verletzungen dieſes Pojtvertrages hoheitsrechtlich 
mit Strafen belegt. 

Die Rechte des Einzelnen gegen die Pojtverwaltung aber fließen nicht 
aus dem durch die Thatfachen begründeten Bertrage, jondern aus den durch 
die Poftgefeße und Reglements gegebenen Beitimmungen, wodurd das in 
den Thatjachen begründete Privatrechtsverhältnig öffentlich-rechtlich modi— 
ficirt erjcheint. 

ce) Aus dem internationalen und Weltcharafter der Poſtanſtalt ergiebt 
fich für den Staat die Verpflichtung, bei der Feitiegung der Beſtimmungen 
des Poſtvertrages die durch die internationalen Poftverträge und den Welt. 
pojtvertrag gezogenen Schranken nicht zu überjchreiten. 


Die Poftreglements, 
Die oben erwähnten Reglements beziehen jich 
a) auf die äußere Form der Sendungen; 
8) auf den Briefportotarif; 
y) auf die Briefverficherung mitteljt Recommandation, womit die Haftung 
des Staates für aufgegebene Briefe erlangt wird. 
ad a) Mit der Briefpoft fünnen im inländijchen Verkehr verjendet 
werden: 1. Briefe und Schriften ohne Werthangabe bis zum Gewichte von 


2», Mit dem Geſetz v. 31. März 1865 ift der PBerjonentransport aus dem 
Staatsvorbehalte, mit Ausnahme jehr unbedeutender Beſchränkungen, ausgejchieden 
worden. ©. Bartl: Handbuch f. d. ausübenden Poſtdienſt in Oeſterreich ©. 5. 

252) Es beiteht neben der Briefpojt die Fahrpoſt, welche auch Gegenjtände, 
die poftpflichtig jind, als: Geld, Werthpapiere, Waaren und Effecten zum Tran 
porte jibernimmt. (Hahrpoft-Sendungen.) 
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250 Gramm; 2. Correjpondenzfarten; 3. Drudjachen (Kreuzbandfendungen) 
bi3 zum Gewichte von 1000 Gramm; 4. Waarenproben und Mufter bis 
250 Gramm; 5. Zeitungen und 6. Poftanweifungen; 7. lebende Bienen in 
Holzfäftchen; endlich 8. Poftaufträge. °°°) 

Mit der Fahrpoſt fünnen verfendet werden: 1. Schriften ohne Werth- 
angabe von mehr ala 250 Gramm; 2. Briefe und Schriften mit declarirtem 
Werthe; 3. Frachtitüde mit oder ohne Werthangabe; 4. Sendungen mit 
Nachnahme; 5. Poſtnachnahmekarten. 

Ausgeichlojjen von dem Fahrpoſttransporte find eine Reihe fpeciell 
angegebener Gegenftände, die dem Verderben unterliegen oder deren Trans: 
port mit Gefahren (3. B. Erplofion und drgl.) verbunden ift — endlid) 
lebende Thiere. *°*) 

ad 4) Das Briefporto wird, abgefehen von einem Stadtpoft- und einem 
demselben gleichgehaltenen Bejtellungsbezirfe eines Poftamtes über diejelben 
hinaus ohne Rüdfiht auf die Trangportitrede nad) einer Gewichtsjcala 
und bei Werthiendungen auch noch nach dem Werthe abgeftuft. Die Fran- 
firung ſoll duch Aufkleben der entfprechenden Marke ftattfinden; doch können 
gewöhnlihe Briefe im Umfange des Weltpoftvereind auch unfranfirt ver: 
jendet werden; nad; außerhalb desjelben bejteht in der Regel Franfirungs- 
zwang. Doch wird bei Beftellung unfranfirter Briefe eine fire Butare 
eingehoben. 

Ein bejonderer Tarif enthält die Bortogebührenfäge nach allen Orten 
des Weltpoftvereines. 

Das Geſetz vom 2. October 1865 RGB. Nr. 108 enthält die Auf- 
zählung der Perjonen, Behörden und Eorrefpondenzen, denen PBortofreiheit 
zufteht.°°®) 

ad y) Die Recommandation befteht darin, daß der Brief dem Poſt— 
beamten übergeben wird, welcher dem Abgeber über den Empfang ein Recepiſſe 
ausfertigt. NRecommandirte Briefe und Sendungen müfjen in der Regel 
franfirt werden. Für die Recommanbdation wird eine bejondere Gebühr 
entrichtet. 

Der Zweck der Recommandation der Briefe und Sendungen ift die Ver— 
fiherung derfelben gegen Berluft. Denn während die Bojt für den Verluft 


53) Die arg we bezwedt die Auszahlung eines Geldbetrages durch 
die Poſt an eine dritte Perſon, den Adreſſaten; der —— bezweckt die Ein— 
caſſirung eines Geldbetrages von einer dritten Perſon für den Auftraggeber. Den 
Poſtaufträgen kann das die Forderung begründende Document (Rechnung, Wechſel, 
Schuldſchein u. dergl.) zur Aushändigung an denjenigen, der die Zahlung leiſten 
joll, beigefchloffen werden. 

254, Eine vollitändige Zufammenjtellung aller geltenden Boftvorichriften und 
Tarifſätze findet man in Kallina's Pofttarifen, die jährlich zweimal erfcheinen. 
(Wien, Waldheim.) | 

255) In erfter Linie, find portofrei die Eorreipondenzen des Kaiſers und der 
Mitglieder der faiferlichen Familie, deren Oberjthofmeiiterämter und Secretariate. 
Ferner ijt portofrei alle Amtscorrejpondenz der jtaatlichen Behörden. Der amt- 
lihe Charakter folder Correfpondenzen Be auf der Adreſſe durch die Auffchrift 
„bortofreie Dienſtſache“ erfichtlih gemacht werden. S. Mayrhofer I ©. 494 ff. 
Kallina’3 Poſttarif. 


* 
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gewöhnlicher Briefe und Sendungen feine Haftung übernimmt: verpflichtet fie 
fich im Falle des Verlujtes eines recommandirten Briefes (oder Sendung) 
zum Erjaße in einem bejtimmten Betrage. 

Bei allen recommandirten Correſpondenzen ſowohl im internen als auch 
im Weltpoftvereinsverfehr kann der Abjender die Beigabe eine? Rüdjcheines 
verlangen, auf welchem der Empfänger den Empfang zu bejtätigen hat, und 
welcher Schein (Retour-Recepifje) von der Poſt dem Abfender auf dejien 
Berlangen gegen Rückgabe des erjten Recepiſſes ausgehändigt wird. Für 
ſolche Retour-Recepifje ift eine weitere Gebühr zu zahlen. 

Im amtlichen Verkehr der Behörden unter fich treten Befreiungen von 
Recommandationdgebühren ein. 


Die Poſtverkehrsgebiete. 

Mit Rüdfiht auf die Poftverträge beftehen für Defterreich ſechs ver: 
ſchiedene Pojtverfehrsgebiete und zivar: 

1. Das interne Öjterreihifhe Poſtverkehrsgebiet. Inſoferne 
e3 ſich in diefem Gebiete um feine externen Angelegenheiten handelt, regelt 
den Berfehr in diefem Gebiete das öſterreichiſche Handeläminifterium voll: 
fommen autonom innerhalb der Staatsgefehe. *°®) 

2. Das öſterreichiſch-ungariſche Poſtverkehrsgebiet, auch 
internes Wechſelverkehrsgebiet genannt, beruht auf dem öſterreichiſch— 
ungariſchen Zoll- und Handelsbündniß. Kraft derſelben kann keine der 
beiden Reichshälften mit ausländiſchen Staaten Poſtverträge abſchließen, 
die nur für das interne Gebiet einer Reichshälfte zu gelten hätten; die 
mit fremden Staaten abgeſchloſſenen Poſtverträge haben vielmehr für die 
ganze Monarchie gleichbindende Kraft, involviren daher ebenfalls ein 
öſterreichiſch ungariſches Poſtverkehrsgebiet. 

3. Das internationale Wechſelverkehrsgebiet, welches aus 
dem Wechſelverkehr Oeſterreichs mit dem Auslande mit Ausſchluß (Tran: 
ſitirung) Ungarns entſteht. 

4. Das Wechſelverkehrsgebiet mit Deutſchland, welches mit 
dem am 7. Mai 1872 zu Berlin abgeſchloſſenen öfterreichifch = ungarifch: 
deutjchen Bojtvertrag conititwirt wurde. Die Beſtimmungen dieſes Wer: 
trages beziehen ji auf den Wechjelverfehr zwijchen beiden Staaten und 
auf den Durchgangsverkehr, fofern im Verkehr einer der vertrags- 
ichließenden Theile mit einem fremden Staate die Gebiete der vertrags- 
Ichließenden Theile berührt werden. 

5. Das Weltpoftverfehrsgebiet, welches mittelft des am 
9. Dct. 1874 zu Bern geichlofjenen Weltpoftvertraged conjtituirt wurde. 





256, Bartl jpriht nur von einem internen öſterreichiſch-ungariſchen 
Boitverfehrsgebiet. Doc) ijt e8 Mar, daß es auch ein ausſchließliches öfterreichtiches 
Boftverfehrsgebiet giebt, denn nur für diejes gelten die in dem öfterreichtichen 
Reichögejegblatt und in dem öfterreichiichen Poftverordnungsblatt fundgemachten 
Geſetze und Verordnungen. Auch beziehen ſich jehr viele Vorfchriften, wie 3. B. 
über Uniformirung der Pojtbeamten, ausſchließlich auf die im Reichsrath ver- 
tretenen Länder. 
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Die Beitimmungen diejed Vertrages wurden ſeither auf dem Congreſſe zu 
Baris 1878 und in Lifjabon 1885 einer Revifion unterzogen ?°?.) 

6. Das fog. Vereins-Auslandsgebiet, d. i. das Poſtverkehrsgebiet, 
welches gebildet wird durch den Verkehr Dejterreih-Ungarnd mit dem außer: 
halb des Weltpoft-Bereins befindlichen Staaten (WVereind-Auslandsverfehr). 


Telegraphen⸗ und Telephonrecht. 


Als Nachrichtentransportanſtalt werden der Telegraph und das Tele— 
phon nach den Grundſätzen der Poſt verwaltet und erzeugen die den Poſt— 
rechtöverhältniffen analogen Recht3verhältniffe. 

Der Telegraph ijt ebenjo wie die Poſt und Eijfenbahn eine öffent: 
liche Anftalt; die Benügung desselben fteht aljo jedermann frei. Doch 
fann die Regierung den Telegraphendienft nach Belieben einjtellen; Tele: 
graphenämter nad) Bedürfniß und Gutdünfen eröffnen und aufheben. 

Ausgefchloffen von der Beförderung find nur Depejchen unfittlichen 
oder jtaatägefährlichen Inhalts. Unter Umftänden ift das Telegraphenamt 
berechtigt, den Nachweis der Identität der Perfon des Abſenders zu 
fordern. 

Die Telegraphenanftalt übernimmt feinerlei Haftung für die Durch 
Berlujt, Verjtiimmelung oder Verfpätung möglicherweije entjtehenden Nach: 
theile. 

Die Telegramme können in den meilten Lebenden europäiſchen und 
einigen lebenden orientaliihen Sprachen abgefaßt werden. Auch dürfen 
die Telegramme in „verabredeten” und „geheimen“ Sprachen verfaßt, d.h. 
fie fönnen auch hiffrirt fein. Im europäifchen Verkehr wird die Tele: 
graphengebühr, mit einer Grundtare und Hinzufügung einer Worttare 
berechnet; im außereuropäifchen Verkehr wird nur eine Worttare berechnet. 

Dem Sprachgebrauche widerftrebende Zujammenziehungen find nicht 
geftattet. 

Ebenjo wie Telegraphenleitungen find „Herjtellungen von Telephon- 
anlagen, welche den unmittelbaren Anſchluß an ein Staatstelegraphenamt 
erhalten jollen, auf Anjuchen der Partei gegen feftgejehte Gebühr aus— 
ichließlich von der Poſt- und Telegraphenverwaltung zu beforgen. ?°®) 


Die Poſtbehörden. 


$. 91. 


Das gejammte Poſt- und Telegraphenweien unterjteht dem f. k. $. 92. 


Handel3minifterium und wird von dem k. k. Generaldirector für 
Poſt- und Telegraphen Angelegenheiten geleitet. Als Hilfgorgane der 
Gentralleitung fungiren: da3 Boftcursbureau und die Poſtökonomie— 
Derwaltung, zur Rechnungscontrole iſt das Fach-Rechnungsdeparte— 

ne Die Beitimmungen des Weltpojtvertrages beziehen fih nur auf den 
Briefpojtverfehr; auf den — r findet dieſer Vertrag keine Anwendung; 
für letzteren gelten daher die zwiſchen OeſterreichUngarn und den einzelnen aus— 


ländijd en —— — enen ſpeciellen Poſt— on. I a Berträge. 
55) Min.⸗Vdg. v. 7. October 1887 RGB. N 
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ment bejtimmt. Als Landesbehörden für das Poſt- und Telegraphen- 
wejen find dem Handelsminiſterium beziehungsweife der Generaldirection 
zehn Post: und Telegraphen-Directionen untergeordnet, und zwar: 
in Wien, Linz, Innsbruck, Graz, Trieft, Zara, Prag, Brünn, Lemberg und 
Ezernowig. Als Hilfsamt für den Rechnungs: und Controldienjt beſteht 
bei jeder Pojtdirection ein Rechnungsdepartement. ?°®) 

Nicht die gefammte Poftverwaltung wird in unmittelbarer Staat3regie 
von ftaatlihen Organen beforgt: vielmehr liegt ein Theil derjelben (die 
Poftverwaltung am flachen Lande und in Heinen Orten) in den Händen 
von Pächtern, die als „Poſtmeiſter“ auf Grund von Verträgen mit der 
Boftverwaltung einzelne Boftjtationen zur Beforgung aller Boftgejchäfte über- 
nehmen. &3 giebt in Folge dejjen zwei Kategorieen von Boftämtern: ärarijche 
und nichtärarifche.?°) Die erjtern find mit ftaatlichen Beamten befegte 
Aemter; dagegen find die, die nichtärariichen Poſtämter verwaltenden Poſt— 
meijter und Bojterpedienten, einfach private Unternehmer (gleich den Steuer: 
pächtern) und haben feine amtlihe Stellung. 


0) In Ungarn unterjteht das Poſt- und Telegraphenwejen ebenfalld dem 
Handeld3minifterium und wird von dem Minifter jelbft geleitet. Als Hilfs- 
organe find das Pojtcursbureau, das Central-, Poſt- und Telegrapben- 
Deconomat, die Central», Poſt- und Telegraphen-Eajje, und die 
Minifterial-, Poſt- und Telegraphen- Buchhaltung beigegeben. Für Die 
verjchiedenen Verwaltungsgebiete jind fönigl. ungariſche Pojt- und Tele- 

raphendirectionen aufgejtellt, u. zw. in Budapeſt, Preßburg, Dedenburg, 
Rafdan, Großwardein, Temesvar, Hermannjtadt, Fünffirchen und Agram. 

Der Poftmanipulationsdienjt wird bei den ärariichen Poſtämtern durch kgl. 
ungar. Staatöbeamte verrichtet, bei den nichtärarijchen Poſtämtern iſt derjelbe 
an Privatperjonen übertragen. 

Außer den erwähnten Pojtanftalten in Dejterreih-Ungarn beftehen noch 
öfterreichiich-ungarifche Poſtämter und Bojterpeditionen in der europätichen und 
ajiatifchen Türkei und im Fürſtenthum Liechtenftein. 

Am Dceupationdgebiete Bosnien, Herzegowina bejorgen den Bojtdienjt k. u. 
f. Militär-Poftämter und im Sandſchak Novibazar f. u. k. Feldpoft-Erpofituren. 
Beide find der Militär-Poft- und Telegraphen-Direction in Sarajevo unter- 
geordnet, welche dem k. u. f. gt get Tre in Wien unterfteht. 

200) HMErl. v. 23. Augujt 1880 Nr. 11713. 


VI. Bud). 
Volkswirthſchaftsrecht. 


Der Inbegriff der —— Beftimmungen, welche es ſowohl dem $. 93. 
Einzelnen ala auch Genofjenjchaften und Bereinen ermöglichen, an der 
Gefammtwirthichaft des Volkes den möglichit wirkſamſten Antheil zu nehmen, 
nennen wir Bollswirtbichaftsredht. 

Die öfterreichiiche Gejeßgebung feit dem Fahre 1859 und insbefondere 
die Staatögrundgejege dv. Fahre 1867 trugen der durch jahrhunderte alten 
Erfahrung getvonnenen, durch die Wifjenjchaft jeit Adam Smith beftätigten 
Erfenntniß Rechnung, daß nur die unbedingte Öconomifche Freiheit des 
wirtbichaftenden Individuums und die größtmöglichite Berwegungsfreiheit 
der Genoſſenſchaften und Vereine die Grundbedingung der wirthichaftlichen 
Wohlfahrt des Staates iſt. 

Wie aber feine jtaatsrechtliche Reform je in einem Wurfe vollzogen 
wurde; wie jede Neuerung erjt mit den entgegenftehenden und widerſtreiten— 
den Intereſſen den Kampf beitehen muß: jo ift auch als nothmendige 
Reaction gegen die freiheitliche Gewerbegejeßgebung von 1859 und die, eine, 
freie wirthichaftliche Bewegung fordernde Staatdgrundgejeßgebung von 1867, 
jeit den erjten 80er Jahren unjeres Jahrhunderts eine Gegenftrömung ent- 
jtanden, welche die von der freiheitlihen Entfaltung der Volkswirthſchaft 
bedrohten Elemente zu jchügen unternahm. Dieſer Gegenftrömung erlag 
die Öfterreichifche Gejebgebung auf mehreren nicht unbedeutenden Punkten 
und ſomit befindet ſich das gegenwärtige öſterreichiſche Wirthſchaftsrecht in 
einem Moment des Rückfalles in eine einmal ſchon überwundene Ent— 
wickelungsphaſe; wir können getroſt hier von einem ataviſtiſchen Rückſchlag 
in eine bereits als überwunden betrachtete Wirthſchaftsform ſprechen. 
In Ungarn iſt ein ſolcher Rückfall bisher nicht erfolgt. 

Nach den drei Hauptzweigen der Volkswirthſchaft theilt ſich das 
Volkswirthſchaftsrecht in a) Landwirthſchaftsrecht, b) Gewerbe- und In— 
duſtrierecht und e) öffentliches Handelsrecht. 


$. 9. 
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Erftes Hauptſtück. 


Das Sandmirthfhaftsrecht. 


Da die landwirthichaftlihe Production die Grundlage alles Volks: 
wohlitandes ift, jo ift fie auch die Örundbedingung der Macht des Staates. 
Bon jeher war daher die Förderung der Landwirthichaft eine der wichtigiten 
Angelegenheiten jedes Staates, der nicht etwa durch gänzlichen Mangel an 
productivem Boden auf andere Lebensbedingungen (Handel) angewieſen 
war. Bon jeher hat fich denn auch der Staat für berechtigt gehalten, alle 
diejenigen Maaßregeln zu ergreifen, die er zum Zwecke der Förderung der 
Landwirthichaft für nothwendig erachtete. 

Eine der erjten folder Maafregeln, die faft jeder Staat in den 
Anfangsſtadien feiner Entwidelung ergriffen hat, war der Zwang zur 
landwirthichaftlichen Arbeit (Sklaverei, Robot, Frohnden). Als fort: 
geſchrittene Eultur und gereiftere Einficht in volfswirthichaftliche Verhält 
niffe einen folchen Zwang für überflüffig erfcheinen ließen, wurde derfelbe 
aufgegeben, die Landwirthichaft dem freien Betrieb überlaffen und die 
jtaatliche Förderung derjelben auf die Wegräumung überfommener Hinder: 
niffe diefes freien Betriebes, ſowie die Heritellung ſolcher Hilfsmittel be: 
ſchränkt, welche die Kräfte des Einzelnen überjteigen. 

Das aus dem Zufammentreffen ftaatlicher Action mit der landwirth— 
ſchaftlichen Bevölferung und deren Thätigkeit entjtandene Landwirthſchafts 
recht hat zum Gegenftande: 

a) Die Berjonen, welche die Landwirthichaft betreiben (Landwirthe); 

b) das Landwirthichaftsgut als Object landwirthſchaftlicher Thätigleit 
(Feldgut, Wald, Wafjer); 

c) die Beziehungen der Grundbejiger zu dem Grund und Boden und 
zwar jowohl mit Beziehung auf Erwerb degjelben ald auch auf 
Berfügung über dasfelbe, worunter nicht nur Benützung, jondern 
auch Beräußerung, Theilung und Bererbung zu verjtehen ift. 
Nach diejen drei Richtungen ſoll das öjterreihiihe Landwirthſchafts 

recht hier in Betracht gezogen werben. 


Die Landwirtbe. 

Die Landwirthichaft wurde von jeher und wird heutzutage ebenfo wie 
anderwärt3 auch in Dejterreich- Ungarn betrieben: von Großgrundbejigern 
als Unternehmern, von Kleingrundbeſitzern oder Bauern, die theils auch 
Unternehmer, theil3 ſelbſt Arbeiter find, endlih von Pächtern, die blos 
Unternehmer oder auch auf Heinen Bejigungen Unternehmer und zugleich 
Bauern fein können. 

In der Benügung und Bewirtbihaffung ihres Grund und Bodens 
find Groß- wie Kleingrundbejiger gleich frei und nur denjenigen Befchrän: 
tungen gleicherweife unterworfen, welche ſich aus Nüdficht für das Wohl 
und das Intereſſe der Gejammtheit ergeben. 
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Doch war diefe wirtbichaftliche Verjchiedenheit von jeher und ift 
auch heute noch verbunden mit einer verjchiedenen öffentlichen Rechtsſtellung. 
Allerdings ift in diefer Berjchiedenheit der Rechtsſtellung der Großgrundbeſitzer 
und der Bauern jeit den Jahren 1848 und 1849 eine wejentliche Umwand— 
lung erfolgt, indem die früheren Unterthanen zu freien Staatsbürgern 
erhoben wurden und jodann die Gleichheit aller Staatsbürger vor dem 
Geſetze ſtaatsgrundgeſetzlich verbürgt wurde; nichtsdejtoweniger äußert ſich 
die Verſchiedenheit der wirthſchaftlichen, Stellung auch heute noch nach 
mehreren Richtungen in der verſchiedenen öffentlichen Rechtſtellung ſowohl 
der Beſitzer wie ihrer Beſitzungen. Was die Beſitzer anbelangt, ſo iſt die 
Gränze zwiſchen dieſen beiden Claſſen der Staatsbürger (Klein- und Groß— 
grundbeſitzer) durch die Steuerleiſtung beſtimmt. Dieſe Gränze iſt in den 
einzelnen Ländern eine verſchiedene und ſchwankt zwiſchen DO fl. und 250fl., 
fo daß in einigen Ländern jchon derjenige, der mehr als 50 fl. an Grund: 
iteuern zahlt, ald Großgrundbefiger angejehen wird, während in anderen 
Ländern hiezu eine Grundfteuerleiftung von 250 fl. erforderlich ift.**?) 
Der jtaat3rechtliche Borrang der Großgrundbeliger nun beiteht darin, 
da jie 

a) ein unmittelbare® Wahlrecht bejiten, während die Kleingrundbejiger 
nur ein mittelbare3 Wahlrecht ausüben; 

b) verhältnigmäßig zu ihrer Zahl eine ftärfere (zahlreichere) Vertretung 
in die gejeßgebenden Körperjchaften entjenden; 

ec) daß Großgrundbefigerinnen wahlberechtigt jind, während die Klein: 
grundbejigerinnen fein Wahlrecht haben; 

d) Großgrundbejiger können ihr Wahlrecht durch Bevollmächtigte aus— 
üben, was die iii nicht thun können. ?°*) 


Die Grundentlaffung. 


Die Ummandlung zwangsweiſer Bearbeitung des Bodens in den 
freien Betrieb der Landwirthichaft ift in Dejterreich mittelft der unter dem 
Namen der Grundentlaftung befannten adminijtrativ-finanziellen Operation 
durchgeführt worden, welche mit dem kaiſerl. Patent v. 7. September 1848 
in Angriff genommen, jodann auf Grundlage desjelben und des Eaiferl. 
Patentes v. 4. März 1349 zu Ende geführt wurde. Erſteres befeitigte 
definitiv jedes Unterthänigfeit3- ſowie auch jedes jchußobrigfeitliche Ver— 
bältni zwiſchen Bauern und Großgrundbefigern. Die von legteren bis 





=) Eine Steuerleiftung von 250 fl. ijt erforderlich in Böhmen, Mähren 

* Schleſien; von 200 jl. in Niederöſterreich; von 100 fl. in den meiſten Ländern 

zw beröfterreich, Salzburg, Steiermarf, Kärnten, Krain, Görz und Gradisza 
CH. Wahlbezir!) Serien, Dalmatien (Zara, Spalato, Raguſa), Galizien und Buko— 
mwina; endlih nur 50 fl. jind erforderlid in Tirol (adeliger Grundbeſitz!) Görz 
und Gradisfa (I. Wahlbezirk), und Dalmatien (Cattaro). 

2) Bergl. Habermann (Dr. Georg): Studien über Agrargejegebung. 
Wien 1872. Mit Bezug auf das Wahlrecht heißt es da (©. 35): „Was der 
Bauersmann in diefer Beziehung zu wenig, hat der Edelmann zu viel; faſt jcheint 
es, als ob der Vorzug des Einen die Zurüdjegung des Anderen bedingt.“ 
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dahin geübte Eivil- und Strafgericht3barfeit ſowohl als auch politische Ber: 
waltung wurde den neu errichteten Gerichtd: und Adminiſtrativbehörden 
übertragen; jeder Unterjchied zwifchen Dominical- und Nufticalgründen 
wurde aufgehoben und zugleich erflärt, daß alle aus dem Unterthänigfeits- 
verhältnifje entipringenden, auf dem unterthänigen Grunde laftenden Servi: 
tuten, Giebigfeiten, Leijtungen, (Zehent-, Schuß:, Vogt-, Wein: und Berg: 
berrlichkeit), fowie alle aus Anlaß der Befitänderungen unter Lebenden 
und auf den Todesfall zu entrichtenden Gebühren (Laudemien und Mor- 
tuarien) aufzuhören haben. **®) 

Für einige diejer aufgehobenen Laften follte eine Entſchädigung 
geleiftet werden, für andere nit. Die Beantwortung der Frage, für 
welche Giebigfeiten und Leiftungen den Bezugsberechtigten eine Entjchädigung 
zu Theil werden jolle, ſowie die erforderliche Beftimmung über die Art 
und Weile der Aufhebung und Regulirung der in Frage Itehenden Rechte 
(die Durhführung der Grunmdentlaftung) wurde eigenen Organen 
übertragen, die ausſchließlich zu dieſem Zwecke ind Leben gerufen und mit 
den entjprechenden Inſtructionen verjfehen wurden. Hierüber erjlofien in 
Ausführung des Patente vom 4. März 1849 für jedes einzelne Kronland 
nach deſſen eigenthümlichen Verhältniffen die geeigneten Minifterialver: 
fügungen. ?64) 

In jedem Kronlande wurden Landes: und Bezirfscommijfionen zur 
Durchführung der Grundentlajtung ernannt; die Entjcheidung in legter In— 
ftanz über die dabei vorfommenden Fragen war dem Minifterium vorbebalten. 
Als unentgeltlich aufzuhebende Giebigfeiten und Leiſtungen wurden be: 
zeichnet: 

a) alle Rechte und Bezüge, welche aus dem perfönlihen Unter: 
thanenverbande und dem Schußverhältniffe entfprangen als Robot, 
NRobotgelder, Waiſen-Hofdienſte, Spinnfchuldigfeiten, verjchiedene 
„Binfe“, endlich dag Heimfalls-Einſtands- und Vorkaufsrecht der Grund: 
obrigfeiten. 

b) Ferner wurden ohne Entgelt aufgehoben alle aus dem obrigkeitlichen 
Jurisdictionsrechte hervorgegangenen Bezüge (grundherrliches und 
bürgerliches Abfahrtögeld u. dal.) 

c) Der Bier: und Branntweinzwang, d. i. die Verpflichtung, dieje Ge— 


0, Habermann:a. a. O. hebt die jegensreichen Folgen der Grundentlaftung 
hervor. „Der Aufihwung der Landwirtbichaft datirt aus einer Zeit, wo fie eine 
freie Beichäftigung, der —— und freien Mitwerbung anheim gegeben wurde.“ 
So ſchrieb man noch im Jahre 1872, Geither jtellte fi die Nothwendigteit ber- 
aus, gesen die „Ausschreitungen“ diefer Freiheit anzufämpfen. ©. unten ©. 40% 
— 4 


>, Für Defterreich unter der Enns vom 13, Februar 1850 Nr. 14 des LOB, 
— für Defterreid ob der Enns und für Salzburg vom 4. October 1849, — für 
Steiermark, dann für Kärnten und Krain vom 12. September 1849, — für Fitrien 
vom 17. September 1849, — für Tirol und Vorarlberg vom 17. Auguft 1849, 
— für Böhmen vom 27. Juni 1849, — für Mähren vom 27. Juni 1849, — 
Schleſien vom 11. Juli 1849, — für Galizien vom 15. Auguft 1849 und vom 
15. Auguſt 1850. 
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tränfe von den ehemaligen PBropinationsberechtigten oder an ihre 

Stelle getretenen Bejitern des Bier: und Branntmweinregald abzu— 

nehmen, unbejchadet der durch privatrechtliche Verträge begründeten 

ähnlihen Berpflihtungen und Rechte; ſowie der Weinzwang dort, 
two er beitanden hat; ?*) 
d) das ausschließliche Recht der böhmischen Obrigfeiten auf gefundene 

Öranaten; 

e) alle Yagdvorrechte der Obrigfeiten u. j. w. 
Entgeltlich follten dagegen aufgehoben (aljo abgelöjt) werden: 
a) Holzungs- und Weiderechte ſowie ähnliche Serpituten; 
b) alle wechfeljeitigen aus emphiteutijhen Verträgen herrührenden 

Leiſtungen; 

e) ale Giebigkeiten für Kirchen, Schulen, Pfarren und für Gemeinde— 
zwecke. 

Dagegen entfielen aber auch für die Obrigkeiten alle aus den früheren 
Schutzverhältniſſen ihren Unterthanen gegenüber entſpringenden Pflichten 
und Laſten. — 

Selbſtverſtändlich hatten die Ablöfungsgejege feine Anwendung auf 
zeitliche Grund:, Pacht: und Grundbeftandsverträge. 

Die conftituirten Landescommiffionen forderten nun durch Edicte alle 
betheiligten Parteien zur Anmeldung ihrer Anfprüche auf; dieje Anmeldungen 
wurden den Bezirkscommifjionen behufs Durchführung der Verhandlungen 
mitgetheilt; Anſprüche und Verhältniſſe, über welche feine gütlihe Aus: 
gleihung erzielt werden konnte, wurden auf den Rechtsweg gewieſen. 

Der Werth der ablösbaren Schuldigfeit wurde nach den örtlichen 
Durchſchnittspreiſen berechnet — worüber eingehende Beitimmungen erflofjen. 

Bon dem ermittelten Werthe der Leijtungen wurde der Werth der 
Gegenleiftungen der Obrigfeiten in Abzug gebracht — doch follte in feinem 
Falle, auch wenn fich ein Ueberſchuß der letzteren herausſtellen jollte, eine 
Vergütung für diefelben jtattfinden. 


265) Doc wurde durch die Grundentlaftungsgejege das den ehemaligen Do- 
minien in Böhmen, Mähren, Galizien und der Bukowina aus der YLandesverfaflung 
zuitehende Propinationsrecht, d. i. das ausichließende Erzeugungs- und Ausjchants- 
recht geiitiger Getränke (Branntwein, Bier) nicht berührt. (Min.-Erl. v. 10. Zuli 
1849.) Nur die früher hie und da beftandenen Berpflichtungen, von den Pro« 
pinationsberechtigten gewiſſe DQuantitäten getitiger Getränke zu kaufen, entfiel 
ohne Entichädigung. Das eigentliche Propinationsrecht, d. h. die ausſchließliche 
Berehtigung der Großgrundbejiger Bier und Branntwein im Umfreije ihres Guts— 
gebietes zu erzeugen, wurde im Jahre 1869 in Böhmen, Mähren und Schlefien 
aufgehoben und die früher Berechtigten erhielten eine Entihädigung. In Galizien 
und der Bufowina wurde die Aufgebung rejp. die Ablöjung des Propinations- 
rechtes in den Jahren 1875 u. 1879 durchgeführt. Dabei betieh man aber die früher 
Berechtigten noch 26 Jahre in der Ausübung ihres Rechtes. Erjt al3 durch das 
Geſetz betreffend den Zoll von gebrannten geiftigen Flüſſigkeiten v. 20. Juni 1888 
die Bejiger der Propinationen in der Ausübung ihrer Rechte gejchmälert werden 
mußten, erfolgte eine nochmalige und allerlegte Ablöjung diejes ihres nunmehr 
temporären Propinationsrechtes ein für allemal und zwar mitteljt eines Ent- 
Ihädigungscapitald von 26 Millionen Gulden. Bergl. Bictor Korn: Das Pro- 
pinationsrecht in Galizien und in der Bukowina und deſſen Ablöjung. Wien 1889. 


Gumplotmwicz, Das öfterr. Staatsrecht. 26 
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Bon dem ermittelten Werthe wurde ein Drittheil al3 von den Bere: 
tigten für Steuer, Einbringungsfoften u. dergl. aufzumendender Betrag in 
Abzug gebracht und die verbleibenden zwei Drittheile ald Grundlage der 
Entihädigung genommen. Die Laſt diefer Entjhädigung wurde zu einer 
Hälfte den früher Verpflichteten (aljo den gewejenen Unterthanen), 
zur anderen Hälfte dem Kronlande eventuell dem Staatsſchatze auferlegt. 

Die zur Laft der Verpflichteten ermittelte jährliche Entihädigungsrente 
wurde in 20 fahem Anſchlage zum Gapitale erhoben und als eine auf 
dem entlajteten Grunde mit der gejeglichen Priorität vor allen anderen 
Hhpothefarlaften zu Gunjten der zu dieſem Zwecke gejchaffenen Grund- 
entlaftungscaffen haftende Forderung behandelt. 

Die Berpflichteten hatten die Entjchädigungsrente bei den Steuercafien 
zugleich mit den Steuern in '/, jährigen Raten zu entrichten. 

Die Durhführung der Grundentlajtung in allen nichtungarischen 
Ländern dauerte zehn Jahre. 

Nachdem die Grundentlajtungscommijfionen die Summe der Forde— 
rungen jedes einzelnen Bezugsberechtigten, ſowie die Beiträge, welche zur 
Tilgung desjelben die Berpflichteten jelbit, das Kronland und der Staat 
zu leiften hatten, ermittelten: traten die jchon mit dem kaiſerl. Patent 
v. 25. September 1850 in Ausficht geitellten und in den Jahren 1851 
bis 1853 in’s Leben gerufenen Grundentlaftungsfonds in Action, um dieje 
gegenjeitigen Ablöfungsleiftungen und Empfänge zu vermitteln. Dieje Fonde 
jtanden unter der Verwaltung eigener Directionen in jedem Kronlande. 
Das Ablöfungsgeihäft wurde durh Schaffung von Grundentlajtungs: 
obligationen vollzogen, welche von dem Grundentlajtungsfonds an die Be: 
rechtigten an Zahlungsftatt Hinausgegeben wurden. Dieje Obligationen 
welche alle Vorzüge der Staatspapiere genoffen, waren im Verlaufe von 
4) Jahren amortijirbar, indem diejelben nad) Maaßgabe der einfließenden 
Zahlungen der Verpflichteten zur Einlöjung gelangten — mittlerweile aber 
verzinglich waren. 

Nach einem im Jahre 1857 veröffentlichten amtlichen Berichte über 
die Refultate der Grundentlaftungsarbeiten (wobei die Bufowina und die 
ungar. Länder noch nicht einbezogen waren) belief jich bi8 Ende Februar 1857 
die Zahl der angemeldeten Berechtigten auf 58,975, die der Verpflichteten 
auf 2,872,200; das an die erjteren zu zahlende Entlajtungscapital wurde 
damals mit 292,884,625 fl. ausgemittelt, wobei die Koſten der Liquidirungs: 
operation fih auf 3,908,594 fl. beliefen. 

Gegenwärtig, nachdem die ganze Grundentlaftungsoperation größten: 
theils durchgeführt ift, wird die an die früheren Grundherren ausgezahlte 
(zum Theil noch zu zahlende) Summe auf 520 Millionen Gulden berechnet, 
(wovon auf Ungarn jammt Nebenländern 232 Millionen entfällt). ?*®) 

Nicht einbezogen in obige Ablöjfungsoperation wurden Wafjerbezugs: 
rechte, das Propinationsrecht in den jlavijchen Kronländern (ſ. oben) endlich 


0, Marchet: Rüdblid auf die Entwidelung der öjterreihiichen Agrarver- 
waltung (1889) ©. 17. 
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die Holzungs= und Weiderechte, wie auch die Servitutsrechte zwiſchen Obrig- 
feiten und ihren bisherigen Untertanen in Galizien, Krakau und ber 
Bufowina. Die Regelung rejp. Ablöjung diefer Rechte wurde einer folgen: 
den Zeit überlafjen. (Kaiſerl. Patent v. 5. Juli 1853.) 

Für die ungarischen Länder wurden den dortigen abweichenden Ver— 
hältnifjen angepaßte Gelege und Verordnungen erlaffen, jo die faijerl. Pa— 
tente v. 2. März 1853 und 21. Juni 1854. 

Nach diefen Patenten entfielen in Folge der Aufhebung des Urbarial- 
verbandes und der grumdherrlichen Gerichtsbarkeit alle aus diefen ent- 
fpringenden und abgeleiteten Rechte und Berpflichtungen und wurden den 
früheren Unterthanen das freie Eigenthums- und Verfüigungsrecht über die 
von ihnen bejejjenen Urbarialgriünde zugeſprochen. Die Berechtigten er- 
hielten dafür eine Entihädigung aus Landesmitteln, welche durch Steuer: 
zujchläge aufgebracht wurden, aus denen man Entlaftungsfonds wie in Defter: 
reich bildete. (Kaiferl. Patente dv. 16. Jänner 1854 u. 1. Jänner 1856.) 


Beftiftungszwang und Freitheilbarkeit. 

Da auch in jedem gemeinfchaftlichen Beſitze eine Befchränfung der 
freien Verfügung über Grund und Boden liegt, jo war e3 eine Folge des 
angenommenen Grundjages wirthichaftlicher Freiheit, daß der Staat feine 
Hilfe all und jeden Aufhebungen folcher Gemeinſchaften angedeihen ließ und 
alle Separationen, Gemeinheitstheilungen fürderte. In erfter Linie richtete 
fih die bezügliche Thätigfeit der Staatsgewalt auf die von Alters her 
üblichen gemeinfchaftlihen Gemeindemweiden, welche einem Fortichritt ratio- 
neller Landwirthſchaft Hinderlich im Wege ftanden, deren Aufteilung daher 
gefördert wurde,?®”) wie auc auf die Negulirung und Ablöfung aller 
Weide- und anderer landwirthichaftlichen Nutungsrechte an fremdem Grund 
und Boden. Behufs Durhführung der lehteren erfloß das Patent vom 
5. Juli 1853 und ſodann das Geſetz v. 7. Juni 1883. 

Ferner wurde der früher bejtehende „Beſtiftungszwang“, d. h. das 
Verbot der Theilung der Bauerngüter im Erbgange aufgehoben und zwar 
mittelft Yandesgejegen in den Jahren 1868 und 1869 in den Ländern 
Böhmen, Bufowina, Galizien, Kärnten, Mähren, Niederöfterreih, Ober: 
öfterreih, Salzburg, Schlefien, Steiermark und Vorarlberg. (In Dalmatien, 
im Rüjtenlande, in rain und ital. Theile von Tirol hatten feine folchen 
Beihränfungen bejtanden; in Deutſch-Tirol dagegen wurden die mit Hfd. 
v. 9. October 1795 bezüglich der Bauerngüter fejtgefegten Beſchränkungen 
der Theilbarkeit aufrechterhalten.) 





20°), Die erjten dießbezüglichen Beſtrebungen datiren aus der zweiten Hälfte 
des vorigen Kahrhunderts. Das Patent v. 5. November 1768 verfügt eine Ber- 
mejlung und Auftheilung der Gemeindeweiden und Hutungen; eine Ausnahme 
wird nur für WUlpenweiden geitattet. Die Patente vom 26. März 1769 und 
17. April 1784 erfennen denjenigen, welche Gemeindeweiden zu nußbarer Eultur 
bringen werden, 3Ojährige Zehentbefreiung zu. Das Patent v. 14. März 1775 
jchreibt die Art und Weiſe vor wie bei jolhen Theilungen vorgegangen werden 
jolle; auch die Hofdecrete v. 14. Octbr. 1808 und 26. December 1811 bejchäftigen 
jih damit. 

26* 
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Dieſe freiheitliche Entwickelung der Agrarverfaſſung hat wohl im all— 


gemeinen die landwirtſchaftliche Production Oeſterreich-Ungarns geſteigert, 


da dem Großgrundbeſitze durch die Grundentlaſtungsentſchädigung ein 
bedeutendes Capital zugeführt wurde, welches derſelbe zu landwirthſchaft— 
lihen Anveititionen und Meliorationen verwenden fonnte: dagegen ftellten 
fih die von der freiheitlihen Doctrin verfündeten jegensreihen Früchte 
diefer Entwidelung für den Bauernftand mit nichten ein. Die neuen theil- 
weile aus der Grundentlajtung auf denjelben überwälzten Steuern drüdten 
denjelben jchwer; die Freiheit, auf feinen Grund und Boden nad) Belieben 
Schulden zu contrahiren, ward ihm verderblich; ebenjo die Freiheit, das 
ihm oft knapp zugemefjene Grundeigentgum nach Belieben zeritüdeln und 
veräußern zu dürfen. Es dauerte nicht lange und ein Niedergang des 
Bauerntandes, eine landwirthichaftliche Noth ftellte ſich ein?“s) und an die 
Gejebgebung trat wieder die Aufgabe heran, einem immer weiteren Verfall 
des Rleingrundbefies vorzubeugen. 

Borerit dachte man demjelben dur gewiſſe Palliativmittel ohne 
Verlegung der freiheitlihen Grundjäge beifommen zu können. Solde 
Mittel waren: Ereditinftitute für die Heinen Landwirthe und Commafjations- 
gejege. Die Wirkung der erjteren war feine jegensreiche (3. B. die Ruftical- 
bank in Galizien in den erſten 1870er Jahren), der freie Heine Grund- 
befig fam nur noch mehr in Abhängigkeit vom Capital (Spartafjen) und 
die Zahl der erecutiven Feilbietungen jtieg in erjchredender Weiſe. 

Nun verjuchte es der Geſetzgeber mit Commafjationsgejeßen. 

Sommaffation. 

Zu den Urſachen des Niederganges der Heinen Landwirthichaft gehörte 
auch unftreitig die Gemenglage der Aderparzellen; eine zwedmäßige Zu— 
jammenlegung (Commaſſation) derjelben, welche dem Landwirth viel Arbeit 
und Geld erfpart, follte der landwirthichaftlihen Noth jteuern. ?*”) 

Zu diefem Zwecke gejtattet das Reichsgeſetz vom 7. Juni 1883 RGB. 
Nr. 92, daß landwirthſchaftliche Grundſtücke eines beſtimmten Gebietes 
behufs erfolgreicherer Bewirthſchaftung unter behördlicher Mitwirkung der 
Zuſammenlegung unterzogen werden können ($. 1). 

Sole Zufammenlegungen werden von eigens zu diefem Zwecke ge- 
bildeten Local- und Landescommiflionen durchgeführt, über melde als 
höchſte Inſtanz eine Minijterialcommiffion im Aderbauminifterium fungirt. 
(8. 6). Zum Zwecke der Erleichterung diefer Operationen wird dag Ver— 
fahren dabei gebührenfrei erffärt und aud im übrigen fehr vereinfacht und 
von allen im ordentlichen Gerichts: und Verwaltungsverfahren jonjt üblichen 
Beichränfungen befreit. Die bezieht ſich insbeſondere auf die fonjt vor— 








285), Doch joll eine der vielen Urfachen derfelben auch die wachjende ameri— 
fantjche Eoncurrenz jein. 

20) S. Carl Beyrer’s einichlägige Schriften: Die Arrondirung des Grund- 
befiges. Wien 1869. Die Zufammenlegung der Grundjtüde, die Regelung der 
Gemeingründe und die Ablöfung der Foritferoituten in Deutichland und Deiter- 
reich. Wien 1873. Die Regelung der Grundeigentbumsverhältnifie Wien 1877. 
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geſchriebene Rückſichtnahme auf Rechte dritter Perfonen; find folche Rechte 
auf einem abgefundenen Grundftüde verfichert, jo werden fie gebührenfrei 
auf das Abfindungsftüd übertragen. Kommen- bei folhen Zufammen- 
fegungen Barteijtreitigfeiten vor, jo werden diefelben von der Landes: 
commiffton eventuell im Berufungswege von der Minifterialcommiffion 
entichieden. 

Die endgiltigen Erfenntnijje diefer Behörden, ſowie die von denjelben 
genehmigten Vergleiche haben die Rechtswirkſamkeit gerichtlicher rejpective 
politiiher Erfenntnifje oder Bergleihe und find gleich diefen von den 
ordentlichen Behörden zu vollitreden. Bei den auf Grund diefer Urkunden 
vorzunehmenden Eintragungen in die öffentlichen Bücher findet eine Ein- 
vernehmung dritter Perjonen, für welche dingliche Rechte haften, nicht 
ftatt ($. 11). 

Die Vorarbeiten für eine Zujammenlegung, fowie der Zufammen- 
legungsplan können entweder unter Leitung eines Localcommifjärs oder 
ohne diejen durch einen oder mehrere Eigenthümer der zufammenzulegenden 
Grundjtüde zu Stande fommen. Diefer Plan muß enthalten: die Be: 
werthung der in Betracht kommenden Grundftüde und Rechte; die Bezeich- 
nung derjelben als abzufindende oder Abfindungsgrundjtüde, endlich die 
Angabe jener gemeinjhaftlihen Anlagen, welche zur wirthichaftlichen Be- 
nüßbarfeit der Abfindungsgrundftüde nothwendig find ($. 27). 

Die wichtigſte Beitimmung des ganzen Geſetzes enthält der $. 28, 
welcher bejagt, daß, wenn mindejtens die Hälfte der Eigenthümer der zu 
einem Zujammenlegungsgebiete gehörigen landwirthichaftlichen Grundſtücke 
behuf3 Zufammenlegung derjelben jich einigen, die Yandescommiffion die 
Zuſammenlegung in Angriff zu nehmen hat. Somit ift der Grundfaß der 
ziwangsweien Durchführung der Zufammenlegung gegenüber einer wider— 
ftrebenden Minderheit vom Gefege fanctionirt, worin allerdings die einzige 
Gewähr der Durchführung diejer gemeinnügigen Operationen liegt; denn mit 
der doctrinären Reipectirung der Unverleglichkeit des Privateigenthumsrechts 
würden fih Commafjationen faum je durchführen Lafjen. 

Dabei wird in diefem Geſetze die Selbftbeftimmung der Staatsbürger 
nicht nur in weiteſten Maaße gewahrt, fondern mächtig angeregt und ge- 
fördert, indem es den Eigenthümern der zufammenzulegenden Grundftüde 
freigeitellt wird, die ganze Bufammenlegungsoperation ohne Mitwirkung 
eines Localcommiffärs, alfo außerämtlic durchzuführen ($.31). Allerdings 
it auch für diefe außerämtlihe Durchführung das Verfahren im Geſetze 
feitgejtellt (88. 32 ff.). 

Die Ausführung des ganzen Gejeges ift jedoch von der Erlaffung 
dasfelbe ergänzender Bejtimmungen im Wege der Landesgejebgebung ab: 
hängig gemacht, indem es den Landesgeſetzgebungen überlaffen bleibt, zu 
beitimmen, was als ein „landwirthichaftliches Grundſtück“, ſowie als ein 
„Gebiet“ im Sinne dieſes Reichsgeſetzes anzufehen ift (8.2); ferner welche 
Grundſtücke diefer Art ihrer befonderen Eigenjchaften wegen nur mit Zu— 
ftimmung des Eigenthümers der Zuſammenlegung unterzogen oder felbit 
gegen den Willen de3 Eigenthümers hievon ausgejchlofjen werden dürfen. 


$. 9. 
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Auch das bei Vornahme der Vorarbeiten, dann bei Aufitellung des Yu- 
fammenlegungsplanes zu beobachtende Verfahren hat die Landesgeſetzgebung 
zu bejtimmen ($. 30).?°%) 


Das neue Höferecht. 


Da auch die auf Grund der Zufammenlegungsgejege hie und da vor— 
genommenen Operationen die Noth des Bauernftandes nicht zu bannen 
vermochten, verfuchte e8 der Geſetzgeber im Jahre 1889 mit einer theil- 
mweifen Rückkehr zu dem alten Bejtiftungszwange.*”) Da die Noth des 
Bauernitandes hauptjächlich in Folge von Berjchuldungen fich einftellte, welche 
zu immer weiteren Zerjtüidelungen des Heinen Grundbeſitzes zwangen: jo 
lag es nahe, diefem Uebeljtande durd Wiedereinführung von Erbgütern, die 
im Erbgange als untheilbar auf den gejeglichen „Anerben“ zu übergeben 
hätten, zu begegnen. 

Zu diefem Zwecke wurde das Gejet vom 1. April 1889 RGB. Nr. 52 
erlafjen, womit für landwirthichaftliche, mit einem Wohnhauſe verjehene 
Befigungen (Höfe) mittlerer Größe, befondere Erbtheilungsvorfchriften für 
den Fall gelten jollen, wenn entweder die geleliche Erbfolge eintritt oder 
der Erblafjer einen der gejeglihen Erben als Uebernehmer bejtimmt. 
Im Uebrigen bejchränft das Gejeb das Verfügungsrecht des Eigenthumers 
über fein Bejigthum, weder unter Yebenden noch von todeswegen, feinesfalls. 
Tritt aber einmal die gefegliche Erbfolge ein, und geht das Nachlaßvermögen 
de3 Eigenthümers eines Hofes an mehrere Berfonen über, fo kann der Hof 
nebjt Zubehör nur einer Perſon, dem Uebernehmer (Anerben) zufallen. Der 
Werth des Hofes wird nad billigem Ermeffen, jo daß der Uebernehmer wohl 
beitehen kann, beftimmt (8.7). Können die Parteien über die Art der Aus- 
zahlung fich nicht einigen, jo enticheidet das Gericht (8. 9). 

Aber auch diefes Reichsgeſetz kann, gleich ten obigen Landesculturgeießen, 
erſt nach Erlaffung der bezüglichen Landesgeſetze in’3 Leben treten, da eine 
große Anzahl von Beitimmungen, ohne welche die Anwendung des Geſetzes 





0, „Mit Ddiefer Frage beichäftigte man fih in Mähren (1884), Nieder- 
Deiterreich (1886), Böhmen, Schlefien und rain (1886 u. 1887): wirklih im 
Zuge ift die Angelegenheit in Mähren; Nieder-Defterreih folgt allmälig“, jo be- 
richtet Marchet a. a. O. im Jahre 1888. Seither ijt die Angelegenheit aub in 
Kärnten im Zuge. 

2:1, Karl Peyrer (Denfichrift betreffend die Erbfolge in Tandwirtbichaftliche 
Güter und das Erbgüterreht. Wien 1884) befürmwortete die Einführung der „Erb- 

üter“ (Heimjtättenjyjtems); ebenjo Lorenz Stein in der Schrift: Bauerngut und 
Hufenrecht. Stuttgart 1882, 

Auch dv. Miaskowski trat für die Schaffung eines Anerbenrechtes ein 
(Die Grumdeigenthumsverteilung und Erbredtsreform in Deutichland. Reſerat f. 
den Berein für Socialpolitif 1882). „Hier, wo man den Bogen der Freihandels— 
doctrin auf dem Gebiet der Agrargejeßgebung am ſtärkſten geipannt hatte, jollte 
die Reaction gegen ihre Ausschreitungen aber auch am früheiten eintreten“, heit 
e8 da. Als Zweck des Anerbenrechtes ſtellt Miaskowski mit Recht den Schuß 
„der grumdbeligenden Familien in ihrem Befig gegenüber dem Andrängen des 
beweglichen Capitals” hin. 


unmöglid) ijt, den Landesgejeggebungen überlafjen ift. So hat die Landes— 

gejeßgebung zu bejtimmen, welche Höfe im Sinne des Gejetes als mittlerer 

Größe anzujehen feien, was als Zubehör des Hofes anzufehen jei ($. 2) u. ſ. w. 
Feldſchutz. | 

Zum Schuße des Feldgutes erfloß die Min.=Verordnung vom 20. Jänner 
1860 RGB. Nr. 28. 

Diefelbe erflärt als Feldgut alle Gegenjtände, welche mit dem Betriebe 
der Land- und Feldwirthichaft in mittelbarem oder unmittelbarem Zujammen- 
bange stehen; alfo nicht nur die wie immer gearteten Grundſtücke jelbit, 
fondern auch Feldhütten, Zäune, Heden, Feldwege, Stege, Brunnen u. ſ. w. 

Um nun die Bewadhung diejes Feldgutes zu erleichtern, ward das 
Inftitut beeideter Feldhüter in’3 Leben gerufen und ein befonderes Verfahren 
über Feldfrevel feitgejegt. Und zwar wurde ſowohl Gemeinden wie Guts— 
gebietsvorjtänden gejtattet, geeignete Perſonen (Feldhüter, Flurwächter) auf 
den Feldfchugdienit zu beeiden, wonach diejelben als öffentlihe Wade an— 
zufehen find und in diefer Beziehung alle in den Geſetzen gegründeten 
Rechte, welche obrigfeitlihen Perfonen und Civilwachen zuftehen, genießen. 
Das Felvfchußperfonale trägt im Dienfte ein erfennbares Abzeichen; aud) 
iit e&8 befugt, ein Seitengewehr zu tragen und davon im Falle gerechter 
Nothwehr Gebrauch zu machen. Die amtliche Stellung desjelben wurde 
mit Gejet vom 16. Juni 1872 RGB. Nr. 84 noch näher präcifirt. Dar: 
nad} darf der Flurwächter (Wahmann), wenn er in Ausübung feines Dienjtes 
handelt und hierbei da3 vorgefchriebene Dienjtkfeid (oder Abzeichen) trägt, 
unter gewifjen Bedingungen auch Verhaftungen vornehmen ($. 3). 

Den auf frifcher That betretenen Perſonen fünnen die von der jtraf: 
baren Handlung herrührenden Gegenſtände, jowie auch die allfälligen, zur 
Verübung der ?Feldfrevel dienenden Werkzeuge confiscirt werden ($. 5). 
Eine ſolche Eonfiscation ift auch außer dem Falle der Betretung auf friiher 
That bei dringendem Verdachte geftattet ($. 6). Doc) hat der Wachmann 
die jo angehaltenen Perjonen ???) und configcirten Sachen fofort der berufenen 
Behörde zu übergeben ($. 7). 

Dieſes Reichsgeſetz über Feldihuß und Feldſchutzperſonale ijt in den 
einzelnen Kronländern durch Landesgejege ergänzt, welche jowohl die Be: 
griffe Feldgut, Feldfrevel näher präciſiren, als auch die Strafbeſtimmungen 
für die ſpeciellen Uebertretungen der Feldſchutzgeſetze feſtſetzen?78). 


»2) In Anſehung der in Verwahrung genommenen Perſonen darf die im 
$. 4 des Geſetzes vom 27. October 1862 RGB. Nr. 87 zur Ablieferung an die 
für das weitere Verfahren zuftändige Behörde bejtimmte Frift von achtundvierzig 
Stunden in keinem Falle überjchritten werden. 

3) Fir Böhmen v. 12. October 1875; Bukowina v. 5. Aug. 1875; Galizien 
v. 17. Juli 1876; Görz, Gradisca v. 18. März 1876; Iſtrien v. 28. Mai 1876; 
Kärnten v. 28. März 1875; Krain 17. Jänner 1875; Mähren v. 13. Jänner 1875; 
Schlejien v. 30. Juni 1875; Vorarlberg v.28. März 1875. Manz B. VIII. Zum 
Feldfchug gehören auch die Gejege gegen Raupenjhäden und die Vogelſchutz— 
pelee (Berwaltungslehre S. 342— 343, Manz B. XXV), endlid) die Gelehe egen 
die Reblaus (Phylloxera) v. 3. April 1875 u. 27. Juni 1885 Wr. 3 ex 1886. 


$. 100. 
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Fiſchereirecht. 
Die Fiſcherei war früher in Oeſterreich theils auf Grund des 8. 382 
abGB. freigegeben, theils ein Vorrecht der Grundherrſchaften. Erſteres 
erwies ſich als für die Fiſchzucht ſchädlich; es hatte eine merkliche Abnahme 


der Fiſchausbeute in den Binnenwäſſern zur Folge. 


Das Vorrecht der Grundherrſchaften aber gerieth da, wo es auf 
fremdem Grund und Boden betrieben wurde, mit den im Jahre 1848 und 
1849 proclamirten Grundſätzen der Bodenbefreiung und Ablöſung der 
Grundlaſten in Widerſpruch und mußte theilweiſe abgeſchafft werden.““) 
Dagegen blieben ausſchließliche, auf Privatrechtstiteln beruhende Fiſcherei— 
rechte in Kraft. 

Die Rückſicht auf die Förderung der Fiſchzucht erforderte gebieteriſch 
eine Regelung des geſammten Fiſchereirechtes. Andere Staaten, ſo z. B. 
Preußen gingen in den 70er Jahren mit ſolchen Regelungen voran. Das 
preußiſche Fiſchereigeſetz von 1874 enthielt Beſtimmungen, welche den Zwed 
hatten, die der Fiſchbrut ſchädliche Verunreinigung des Waſſers und 
Art und Weiſe des Fanges zu beſeitigen. Auch wurde die Freiheit des 
Fiſchfanges aufgehoben und das Fiſchereirecht den Gemeinden zuerkannt, 
welche die Erlaubniß zum Fiſchfange zu ertheilen haben (HFiichkarten). 
Diejem Beijpiele folgte im Großen und Ganzen aud die öjterreichiiche 
Geſetzgebung. 

Das Geſetz vom 25. April 1885 RGB. Nr. 58 erklärt das freie 
Fiſchfangsrecht für aufgehoben (5. 1). In künſtlichen Waſſeranlagen ſteht 
das Recht des Fiſchfanges nur den Beſitzern zu; in natürlichen denjenigen, 
denen es die Landesgeſetze einräumen. Zu Gunſten der Fiſchzucht ge— 
ſtattet das Geſetz den Fiſchern in Ausübung der Fiſcherei ſogar das Be— 
treten fremder offener Uferſtrecken. Auf Grundlage dieſes Reichsgeſetzes 
haben ſodann die einzelnen Landtage Fiſchereiordnungen erlaſſen.“*) 

Dieſe enthalten die Beſchränkungen, denen die —— 
im Intereſſe der Fiſchzucht unterworfen ſind; dahin gehören die Beſtimmungen 
über die Schonzeit der verſchiedenen Fifchgattungen; über die Beichaffenheit 
der Nee und Garne (über die Weite der Mafchen u. dgl.) behufs Schonung 
der jungen Brut; endlich Verbote, die Fiſche durch erplodirende Stoffe 
(Dynamit) oder Gifte zu tüdten. 

En Man war dariiber nicht einig, ob die Grundfäße der —— 
ſich auch auf die Ablöſung der Fiſchereirechte beziehen. In Böhmen, Mähren und 
Schlefien jcheint die Negierung urſprünglich (Min.-Bdg. v. 27. Juni u. 11. Juli 
1849) für die Ablöſung geweſen zu fein; im Jahre 1852 fam die Regierung von 
diefer Anſicht zurüd, verwies Diejenigen, welche aus ihrem Eigenthume am Waſſer— 
bette ihr Hecht zur Fiſcherei ableiteten, auf den Rechtsweg und erflärte in den 
anderen Ländern den vormärzlichen status quo als wiederhergeftellt. (Min. 
Bdg. v. 31. Jänner 1852 3. 460.) Diefer status quo ante [beruhte aber in 
einigen — —— Ländern theilweiſe noch auf Geſetzen aus dem 16. Jahrh., 
wie 3. B. der Fiichereiordnung Rudolf II. aus dem Jahre 1583; dem Titel X 
des Tractatus de juribus PORDLnE ferner auf Fiichereiordnungen Gar! VI 
(1720 u. 1728) und Maria Therefia’s 1 

5) Somohl das Reichsgeſetz mit dem ade Ber. der Regierung, wie auch 
alle Landes-Fiichereigefege bei Manz B. 
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Alle obigen Geſetze und Fiichereiordnungen gelten nur für die Binnen: 
gewäſſer: für die Seefifcherei gilt gegenwärtig die Min.-Berordnung vom 
9. December 1884 RGB. Nr. 188. Diefelbe bejtätigt das alte Recht der 
Küjtenbetwohner nad) der Beitimmung der Seefifcherei: Verordnung vom 
6. Mai 1835, innerhalb einer Seemeile von der Küſte den Fiſchfang zu 
betreiben. Den Küftengemeinden ijt es nicht gejtattet, dieje Fiſcherei zu 
verpacdhten. Dagegen können die Seebehörden aud andere Perſonen ala 
die Angehörigen der Küftengemeinde zur Seefiicherei in dem erwähnten 
Küftenftriche zulaffen. Doch fällt die dafür einzuhebende Tare der be- 
treffenden Kiüftengemeinde zu. Auch können die Seebehörden troß des Vor: 
behaltes der Fiſcherei für die Kiüftenbewohner aus vollswirthichaftlichen 
oder anderen Rüdjichten innerhalb des vorbehaltenen Küſtenwaſſers einzelnen, 
auch nicht zur Küftengemeinde gehörigen Perſonen Bewilligung zur Anlage 
von Fiſchzucht-Anſtalten ertheilen. Die Küſtenbewohner müfjen ſich die in 
Folge defjen ihnen in der Ausübung der Filcherei auferlegten Beſchränkungen 
gefallen laſſen. 

Bur Förderung der Fiſchzucht und Erhaltung der Fiſchbrut ijt das 
Fiſchen und Feilbieten von Laich und Fiſchbrut verboten; Ausnahmen 
werden nur für wifjenjchaftliche und Zuchtzwecke gejtattet. Das Geſetz ent- 
hält ferner Beftimmungen über die Schonzeit der einzelnen Filchgattungen. 
Auffichtsbehörden find bezüglich der Beobachtung der Vorſchriften diejes 
Geſetzes die Hafen- und Seejanitätscapitänate. 

Waſſerrecht. 

Das Reichsgeſetz vom 30. Mai 1869 ordnet die für die Landwirthſchaft 
relevanten, aus dem Vorhandenſein der Gewäſſer ſich ergebenden Verhältniſſe. 

Darnach ſind Flüſſe und Ströme von der Stelle an, wo deren Be— 
nutzung zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flöſſen beginnt, mit ihren 
Seitenarmen öffentliches Gut und behalten dieſe Eigenſchaft auch dann, 
wenn dieſe Benützung zeitweiſe unterbrochen wird oder gänzlich aufhört 
(S. 2). Auch die nicht zur Fahrt mit Schiffen oder gebundenen Flöſſen 
dienenden Strecken dieſer Gewäſſer ſind öffentliches Gut, inſoweit geſetzliche 
Beſtimmungen oder beſondere Privatrechtstitel die Oeffentlichkeit nicht aus— 
ſchließen (5. 3). Jedoch gehören dem Grundbeſitzer folgende Gewäſſer: 

a) Das unterirdiſche und auf ſeinem Grunde zu Tage quellende Waſſer 

(mit Ausnahme der Salzquellen, die dem Salzmonopol unterliegen); 

b) das aus atmoſphäriſchen Niederſchlägen auf feinem Grunde ſich 
fammelnde; 

c) Brunnen, Teiche: und Eifternen-Wafjer und was daraus fließt und 
dazu gehört. 

Privatbäche und fließende Privatgewäfjer find Zugehör des Grundes: 
eignen fie fi) aber zur Schiffahrt, jo können fie als Öffentliches Gut er- 
Härt werden (8. 6). 

Die Deffentlichkeit der Gewäſſer bezieht fih auch in foferne auf die 
Ufer, als die Beſitzer derjelben das Befejtigen der Schiffe und Flöffe an 
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den dazu behördlich bejtimmten Plägen und die Benügung der Leinpfade 
geftatten müffen. Nur unter gewiffen Bedingungen fünnen jie dafür Ent- 
ihädigung fordern (8. 8). Auch die Benügung der Privatgewäfler iſt ge- 
wiſſen öffentlich⸗ Be Beichränfungen unterworfen. Die Verunreinigung 
derjelben oder der Rüdftau find, wenn daraus für fremde Grundſtücke 
Nachtheil erwächit, verboten ($. 10). Kein Grundeigenthümer darf den 
natürlichen Abfluß der Gewäfjer zum Schaden eines oberen oder unteren 
Nachbarn ändern ($. 11). 

Auch ohne Enteignung nad $. 365 abGB. fann die politiiche Be- 
hörde bei fliehenden Privatgewäflern den Eigenthiimer verhalten, dasſelbe 
anderen zur Verwendung (gegen angemefjene Entſchädigung) zu überlaffen, 
eventuell anderen ein Servitut einzuräumen, damit anderen gehörendes 
Waſſer von einer Gegend nad) einer anderen über ihren Grund und Boden 
geleitet und daſelbſt die zu diefer Leitung erforderlichen Werke und Anlagen 
errichtet werden. Doch kann der Grundbefiter verlangen, daß ihm das 
fragliche Grundſtück, das zu diefer Leitung nöthig iſt, gegen angemeſſene 
Entihäadigung abgefauft werde. — Ortichaften und Gemeinden haben zum 
Zwecke ihrer Wafjerverjorgung das Enteignungsredt von Privatgewäſſern. 
Die näheren Beftimmungen über ſolche Enteignungen haben die Landes— 
geießgebungen zu treffen. 

Zur Ausführung von Wafferbauten von unzweifelhaftem Nutzen (morüber 
die Behörden entjcheiden) begünftigt das Gejeb die Bildung von Waffer: 
genoſſenſchaften, indem es der Majorität der Betheiligten zur Durch— 
ſetzung ihrer Beichlüffe auch gegen eine widerjtrebende Minorität verhilit; 
dabei wird die Majorität nicht nach Köpfen, jondern nach der Größe des 
Beſitzes berechnet (88. 20, 21). Die nähere Regelung der Berhältniffe der 
Waſſergenoſſenſchaften ift Sache der Landesgeſetzgebung.?““) Die beftehenden 
Senofjenjchaften werden in einem Wafjerbuche in Evidenz gehalten. Zu 
Wafferbauten öffentlichen Nutzens, die aus Staatd: oder Landesmitteln 
unternommen werden, beizutragen, fünnen die Beſitzer angränzender Liegen: 
ihaften im VBerwaltungswege angehalten werden ($. 26). 

Behufs unjchädlicher Ableitung von Gebirgswäfjern, welche einem be- 
jtimmten Gebiete (dem „Arbeitsfeld“) gefährlich werden können, fann die 
Regierung alle jene Bauten und Vorfehrungen anordnen, welche nad) den 
obwaltenden Berhältniffen nöthig find. Ein bejonderes Gejeg?’?) räumt der 
Regierung die bezüglihen Rechte ein, ermächtigt fie zur Einjeßung von 
Landescommiffionen, deren Aufgabe es ift, Folche „Arbeitsfelder“ auszuforiehen 
und die nöthigen Schußbauten zu beantragen. Zur finanziellen Unterftügung 
und Förderung folder Bauten wurde mit Geſetz vom 30. Juni 1884 ein 
beſonderer „Meliorationsfond“ durch jährliche Zuweiſung einer halben 
Million aus Staatsmitteln vom Jahre 1885 bis 1894 geichaffen.?°®) 


6) Die betreffenden Landesgeſetze find fait gleichlautend in nr — 
—— — ap Kronländern .erlajjen worden. Bergl. Man; B. XX 
21 30. Juni 1884 RGB. Nr. 117. 
Bin, — Gef, v. 31. Mai 1889 wurde obiger Zeitraum um 10 Jahre bis 1904 
verlängert. Die Min.-Vdg. vom 18. December 1885 RGB. Nr. 1 ex 1886 enthält 
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Vorftrecht. 

Das öfterreichiiche Forjtgefeg vom 3. December 1852 RGB. Nr. 250 $. 103. 
unterfcheidet Reich3forfte, welche unmittelbar von den Staatsbehörden 
bewirthichaftet werden; Gemeindewälder, welche den Stadt: und Land- 
gemeinden gehören und Brivatwälder, das find folche, welche entweder 
einzelnen Staat3bürgern oder juriftiichen Perfonen, wie Orden, Klöftern und 
Stiftungen, gehören. Auf alle dieſe Wälder ohne Unterjchied bezieht fich 
die Beitimmung, daß ohne behördliche Bewilligung fein Waldgrund der 
Holzzucht entzogen und zu anderen Zweden verwendet werden darf ($. 2). 
Dieſe Bewilligung ertheilt bei Reichsforjten das Aderbauminijterium, bei 
Gemeinde: und PBrivatwäldern in erjter Inſtanz die Bezirkshauptmannſchaft. 
Auf eigenmächtige Verwendung eines Waldgrundes zu anderen Zwecken find 
Geldjtrafen gejegt und find die betreffenden Parzellen wieder aufzuforiten. 

Bei Reichs: und Gemeindeforiten find friſch abgetriebene Waldtheile 
binnen fünf Jahren wieder in Beitand zu bringen. Kein Wald darf 
verwüſtet, d. h. fo behandelt werden, daß die fernere Holzzucht unmöglich 
wird. Kein Wald darf fo behandelt werden, daß daraus dem Nachbarwalde 
Schaden erwächſt (durch Blositellung gegen Winde u. dgl.). Wo ein Wald 
ausgehauen wird, muß zum Schutze des Nachbarwaldes ein jogen. Wind: 
mantel zurüdgelaffen werden (88. 3—D). 

Bejondere Vorſichten find für die Holzzucht von Gebirgsabhängen 
vorgefchrieben, um Abrutichungen vorzubeugen ($. 7), Wälder, die mit 
Servituten belaftet find, müffen nicht nur erhalten, ſondern angemefjen be: 
wirthichaftet werden. Auf Verlangen einer betheiligten Partei ſetzt für 
ſolche Wälder die Behörde den Wirthichaftsplan feit ($. 9). 

Die Waldweide darf in den zur Verjüngung beftimmten Waldtheilen, 
in welchen das Weidevieh dem bereits vorhandenen oder erft anzuziehenden 
Nachwuchſe des Holzes verderblih wäre (Schonungsflächen, Hegeorte) nicht 
ausgeübt und in die übrigen Waldtheile nicht mehr Vieh eingetrieben 
werden, al3 dajelbjt die erforderliche Nahrung findet ($. 10). Ueberhaupt 
muß das Vieh ſowohl während der Weide, wie während de3 Triebes von 
den Schonungsflächen ferngehalten werden. 

Die Ausübung der verfchiedenen Wafldjervituten (Bodenftreu, Sammeln 
allerhand Streumaterial3, Aftjtreu u. dgl.) darf nur nach den Vorſchriften 
des Gefeges (SS. 11—13) vorgenommen werden; auch die Gewinnung, 
Aufarbeitung und Bringung des Holzes darf nur derart vorgenommen 
werden, daß weder nebenanftehende Bäume, noch das junge Holz beichädigt 
werden. Forjtproducte dürfen nur auf den bleibenden, vom Waldbejiger 
bezeichneten Wegen (Erdriejen oder Erdgefährten) aus dem Walde geichafft 
werden. Bei Gefahr für Perjonen oder fremdes Gut fann die Behörde 
über den betreffenden Wald die Bannlegung verhängen, womit eine ftreng 
einzuhaltende Behandlung des Waldes den Beligern zur Pflicht gemacht 
wird. Zur Beaufjichtigung von Bannmäldern fann die Behörde ein eigenes 


die Borjchriften bezüglich der Anftruirung der technifchen Unternehmungen, welche 
aus dem jtaatlichen Meliorationsfonde unterjtügt werden jollen. 
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Perjonal anftellen und in Eid nehmen. Auf Bannwäldern lajtende Ein: 
forjtungen ruhen nach Erfordernig gänzlich). 

Gemeindewälder dürfen in der Negel nicht vertheilt werden ($. 21). 
Privatbejiger größerer Waldungen müfjen im öffentlichen Intereſſe fach: 
kundige Forjtwirthe anjtellen ($. 22).°°®) 

Ueberhaupt hat die politiiche Behörde die Bewirthichaftung ſämmt— 
licher Forſte ihres Bezirkes zu überwachen, wobei fie von dem forfttechnifchen 
Perſonale unterjtüßt wird. °*) 


Bringung der Waldproducte. 


Jeder Grundeigenthümer ift verpflichtet zu geitatten, daß Waldproducte, 
die auf anderen Wegen entweder gar nicht oder nur mit unverhältnißmäßigen 
Kojten aus dem Walde gebracht werden fünnen, über feine Gründe gebradt 
werden; allerdings hat er Anjprud auf Erjag des ihm damit zugefügten 
erweislihen Schadens. Ueber die Nothwendigfeit jolcher Bringung ent- 
jcheiden die politischen Behörden; über die Entſchädigungsanſprüche jtebt 
der Rechtsweg offen. 

Ueber Erhaltung und Fortführung aller zur Bringung der Waldproducte 
dienenden Wege zu Lande und zu Waſſer (Erdriefen, Holztriften ꝛc.) ent: 
jcheidet die politiſche Behörde ($. 26). 

Die Bewerbung zur Bewilligung einer Trift oder zur Erridtung von 
Triftbauten jteht jedermann frei. Doc darf auf ein Triftwafjer, auf dem 
bereits ein ausfchließliches Benutzungsrecht verliehen wurde, fein neues 
Triftrecht verliehen werden ($. 27). 

Bewerben ſich mehrere um eine Trift oder um Errichtung neuer Trift: 
bauten an gleicher oder nahezu gleicher Stelle, jo hat die Behörde auf eine 
gütlihe Einigung der Bewerber hinzuwirken; fommt feine Einigung zu 
Stande, jo entjcheiden die Behörden. °*') 


») Die näheren Beltimmungen über die Bejtellung des Hier erwähnten 
Foritperjonals enthält den Min.-Erl. v. 16. März 1872 8. 6266 bei Manz B. VIII. 

250) Die Aufgaben und Pflichten des forjttechniichen Perjonals jind feit- 
geiegt in der Min.-Vdg. v. 27. Juli 1883 RGB. Nr. 137. Diejes Perjonal 
Behteht aus jtaatlihen Berufsforittechnifern und Forſtwarten, aus Forſttechnikern 
der Saatsforjtverwaltung und aus PBrivatforjttechnifern, die ihr Amt als Ehrenamt 
befleiden. Es unterfteht zunächſt der politiichen Behörde, in oberfter Linie dem 
Aderbauminiiter. 

2°7, Dabei fommen folgende Grundjäge zur Anwendung: Eine für zuläfjig 
erfannte Zrift, über welche ſich mehrere Bewerber giütlich nicht einigen können, i}t 
entweder jo einzutheilen, daß jedem einzelnen Bewerber eine bejondere Triftzeit 
eingeräumt wird, oder wenn dieß micht möglich tft, hat für die erforderlihen 
Streden derjenige den Borzug, der die werthvolljte Holzmenge zu 
triften bat; bei gleich werthvollen Holzmengen gebührt der Vorzug dem bereits 
länger Triftenden ($. 31). Die Bewilligung zu einer Triftbaute fann nur unter 
der Bedingung ertheilt werden, dab der Unternehmer ſich verpflichtet, den Ge— 
braudy feiner Baute auch anderen, die Triftbewilligungen erlangen, zu gejtatten 
($. 32). Ebenjo müſſen beftehende Triftbauten anderen Zriftunternehmern zum 


Gebrauche gegen angemejlene Vergütung überlafjen werden, joweit der Eigen» 


thümer Ddiejelben nicht benützt. Jeder Triftunternehmer iſt verpflichtet, die Ufer- 
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MWaldbrände und Infectenfchäden. 


Das Geſetz gebietet jedermann eine bejondere „itrenge Vorſicht“ bei $, 105. 
Anmahung von Feuern und dem Gebrauche feuergefährlicher Gegenstände 
in Wäldern und am Rande derfelben (8. 44). Wenn aus Vernadläffigung 
ſolcher Borficht oder aus ſonſtigem Verſchulden Waldbrand entjteht, hat 
der daran Schuldtragende für den entitandenen Schaden Erjaß zu leijten 
und kann nach) Maaßgabe der Umſtände, injofern nicht das allgem. Straf: 
gejeg in Anwendung zu bringen ijt, mit vorgejchriebener Gelditrafe belegt 
werden. 

Das Gefe geht aber noch weiter, indem es jedermann die Pflicht 
auferlegt, ein im Walde oder an deſſen Rande bemerftes, verlafjened und 
unausgelöfchtes Feuer nach Thunlichkeit zu löſchen oder deſſen Löfchung 
durch Mlarmirung der nächſten Bewohner in der Richtung feines Weges zu 
veranlafjfen. Auf die Unterlafjung diefer Pflicht wird ebenfalld Geld-, even— 
tuell Arreftitrafe geſetzt ($. 45). 

Zur Löſchung eines Waldbrandes fünnen alle umliegenden Ortichaften 
jowohl von Waldbefiger, dem Forſtperſonale, ald auch von den Ortsvor— 
ftänden aufgeboten werden. Die aufgebotene Mannjchaft ijt verpflichtet, 
jogleih mit dem nöthigen Löſchgeräthe ausgerüftet an die Brandftätte zu 
eilen und Hilfe zu leiten. Die Leitung des Löfchgeichäftes fommt in erjter 
Linie den am Orte anwejenden Forſt- oder Gemeindebeamten zu (8. 46).°°?) 


itreden, Gebäude und Wafjerwerfe, welche durch die Trift bedroht find, durch 
Schutzbauten zu verjihern, wie überhaupt die Triftunternehmer für allen durch 
die Trift verurfachten Schaden erfagpflichtig find. Zum Zmede der Triftbeforgun 
dürfen die Arbeiter über fremde Gründe gehen. Bon der Beendigung jeder Trift 
iſt unverweilt die politiiche Behörde zu verftändigen, damit diefelbe über eventuelle 
Erjaganiprühe amtszuhandeln in die Lage kommt. Gemeinden und Behörden 
haben vr en zur ®Wiedererlangung verſchwemmter Hölzer behilflich 
zu jein ($. 43). 

»2) Nach gelöjchtem Brande ift die Brandftelle durch einen oder zwei Tage, 
oder nach Erforderniß noch länger zu bewaden, weßhalb die hierzu nöthige 
Mannſchaft zu beitellen ift. 

rtsvoritände, welche das Aufgebot zur Waldbrandlöichung unterlaffen, 
ebenfo diejenigen Berjonen, welche dem Aufgebote der Drtsvoritände ohne zu— 
teihenden Grund feine Folge leiſten, find mit Geld oder Arreſt zu bejtrafen ($. 48). 

Ebenſo wie auf Waldbrandgefahren iſt auch auf die Ba a der Wälder 
durch Inſecten jtet3 ein wachſames Auge zu richten. Die Waldeigenthümer oder 
deren Perſonale, welche derlei Beichädigungen wahrnehmen, find, wenn die da- 
gegen angewendeten Mittel nicht zureichen, und zu bejorgen fteht, dab auch nach— 
barlihe Wälder von Ddiejem Uebel ergriffen werden, verpflichtet, der politifchen 
Behörde bei Strafe ſogleich die Anzeige zu erjtatten. Zu einer ſolchen Anzeige 
it übrigens jedermann berechtigt ($. 50). 

Die politiihe Behörde hat unter Mitwirfung geeigneter Sachverſtändiger 
jogleich die geeigneten Maaßregeln gegen die etwa zu bejorgenden Anjectenver- 
beerungen zu ee und das Nöthige, nach unverzüglicher Einvernehmung der 
betheiligten Waldeigenthümer und ihres Forftperfonales, jchleunigft zu verfügen. 
Ale Waldeigenthümer, deren Wälder in Gefahr fommen könnten, find zur Bei- 
hilfe verpflichtet, und müfjen den Anordnungen der politiichen Behörde, welche 
bierin jelbjt zu Zwangsmaßregeln befugt ift, unbedingte Folge leiften. Die Kojten 
iind von den betheiligten Waldeigenthümern, nach Maafgabe der geichügten Wald- 
flächen, zu tragen ($. 51). 
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Forſtfrevel. 


Außer den Uebertretungen obiger Vorſchriften (auch durch Unterlaſ— 
ſungen der auferlegten Verpflichtungen), iſt eine Reihe von Handlungen im 
Walde als Forſtfrevel mit angemeſſenen Strafen (Geld- eventuell Arreſt— 
jtrafen) bedroht, wie 3.8. das unbefugte Sammeln von Raff:, Klaub- oder 
Lejeholz, das Anhaden der Bäume, Abhauen von Gipfeln, Aeſten umd 
Zweigen, dad Sammeln von Baumfäften, ja jogar das Berbleiben im Walde 
gegen die ausdrüdliche Weifung des Forjtperfonald, der unbefugte Wieb- 
eintrieb u. dergl. 

Um die Wälder vor Frevel zu beſchützen, jteht dem Forftverwaltung®: 
perfonal ein beeidetes Forit-, Schub: und Auffichtsperfonal zur Seite." 
Dasielbe wird als öffentliche Wache angejehen, hat im Dienfte das vor: 
gejchriebene Dienftkleid (oder ein fenntliches Dienjtzeichen) zu tragen und 
genießt die Rechte, welche den obrigkeitlichen Perſonen in Eivilfahen zu: 
fommen. Diejes Forſtſchutzperſonal (meldhes im Dienfte auch die üblichen 
Waffen tragen kann, von denen es jedoch nur im Falle gerechter Nothwehr 
Gebrauch machen darf), tft berechtigt, Perfonen, die im Forjte betreten 
werden, verdächtige Werkzeuge abzunehmen und bei }Foritfrevel auf der 
That betretene Perionen fejtzunehmen und den competenten Behörden zu 
übergeben. 


Jagdrecht, 

Das öjterr. Jagdrecht wurde mit dem Patente vom 7. März 1849 
RGB. Nr. 154 im Geijte der neuen Zeit reformirt.”**) Dasjelbe wird 
vom Geſetzgeber jelbit als Gonjequenz und Ergänzung des Grundent: 
laſtungsgeſetzes eingeführt und beginnt mit der grundjäßlichen Bejtimmung, 
daß das Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben ift ($. 1). 

Eine Entjhädigung für das aufgehobene Jagdrecht ſollte nur in den 
Fällen ftattfinden, wo dasfelbe ſich ermweislich auf einen mit dem Eigen: 
thümer des damit belafteten Grundes abgeſchloſſenen Vertrag gründete. 
Ebenjo wurden alle Jagdfrohnen und Leiftungen für Jagdzwede ohne Ent: 
Ihädigung aufgehoben. 

Auf eigenem Grund und Boden jteht das Jagdrecht jedermann zu, 
wenn der zujammenhängende Grundcompler wenigjten® 115 Hectar be: 
trägt ($. 5), oder einen geichlofjenen Thiergarten bildet ($. 4). Nur auf 
Grundjtüden unter 115 Hectar und die feinen geichloffenen Thiergarten 
bilden, wird das Jagdrecht der Gemeinde in deren Gemarkung diefelben 


258) Die Verordnung des Aderbauminifteriums v. 11. Februar 1889 RGB. 
Nr. 23 enthält die Beitimmungen betreffs der Staatsprüfungen für Forſtwirthe 
jowie für das Forſtſchutz- und techniſche Hilfsperfonal. 

24) Nur die jagdpolizeilichen Borjchriften der alten Jagd- und Waldſchutz- 
berordnung vom Jahre 1786 blieben in Geltung; Diejelben wurden übrigens mit 
der Min.-Bdg. vom 15. December 1852 infoferne jie mit dem neuen Jagd- 
gejege nicht in Widerfpruch ftehen, neuerdings fundgemadht und deren Beobadhtung 
zur Pflicht gemacht. Ueber Entwickelung der Waldwirthichaft vergl. Verwaltungs 
lehre 144—146. 
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liegen, zugewiefen ($. 6), jedoch mit der Verpflichtung, die ihr zugeiviejene 
Jagd entweder ungetheilt zu verpacdhten oder jelbe durch eigens beitellte 
Sachverſtändige (Fäger) ausüben zu lajjen ($. 7).””) Die Verpachtung 
der Gemeindejagd hat im Wege der öffentlichen Feilbietung unter Inter— 
vention der politiichen Behörde zu geſchehen. (Min.Verordn. v. 15. Der. 
1852 RGB. Nr. 257.) Die Dauer der PBachtzeit fol in der Regel 
nicht unter fünf Jahren, in feinem Falle aber unter drei Jahren feſtgeſetzt 
werden. 

Der jährliche Reinertrag der Gemeindejagd wird unter die Geſammt— 
heit der Örundeigenthiimer getheilt (8. 8). 

Die politiiche Behörde hat darüber zu wachen, daß die Gemeinden 
ihre Jagd nur in der gejehlichen Weife benügen. Wildfrevel und Wild: 
diebjtähle von Gemeindemitgliedern bezüglich des Gemeinde- Wilditandes 
begangen, werden fo beitraft, als ob jie von Fremden begangen würden 
($. 10). Dagegen haben die einzelnen Mitglieder der Gemeinde Anſpruch 
auf Entjchädigung für erlittene Wild: und Jagdſchäden gegen die zur Jagd 
berufenen Berfonen ($. 11). 

In Erläuterung obigen Jagdgejeges hat die Min.Berordn. v. 15. Der, 
1852 den Inhalt des Jagdrechtes ausführlich dahin bejtimmt, daß dasſelbe 
in der den Kagdinhabern oder deren Pächtern zujtehenden Befugniß be- 
iteht, die in ihrem Jagdreviere im Freien vorkommenden nitlichen Wild: 
gattungen nad) Zuläffigfeit der Natur der Wildthiere und in einer dem 
Feld-, Wein: und Waldbaue im allgemeinen unfchädlichen Menge zu hegen, 
diejelben zur Zeit ihrer beiten Benützbarkeit kunſtmäßig zu fangen oder zu 
erlegen, nebjtbei auch alle ſchädlichen Raubthiere zu jeder Jahreszeit nach 
Thunlichfeit zu tödten oder deren Brut zu zerjtören. Der Bogelfang iſt 
fein Gegenftand des Jagdrechtes — wohl aber fällt unter dasjelbe alles 
Federwildpret — wie auch Kaninchen. 

Ferner hat jeder Befiger oder Pächter eines Jagdbezirkes das Recht, 
in Wäldern, Auen oder Gebüſchen Faſanen einzujegen, Hafen und an- 
deres Wild in feinem Bezirke mit Hunden zu jagen oder zu heben, inſo— 
ferne diefes ohne Bejhädigung was immer für eines Grundeigenthümers 
geihieht, welche der Jagdeigenthümer zu vergüten verpflichtet ijt ($. 2). 

Dagegen darf Schwarzwild (Wildſchweine) nur in gejchloffenen und 
gegen allen Ausbruch gut gejiherten Thiergärten gehalten werden. Außer— 
halb jolcher Thiergärten angetroffene® Schwarzwild darf von jedermann 
gleih Raubthieren (Wölfen, Füchſen u. dergl.) erlegt werden ($. 3). Das 
‚Jagdrecht des Kagdinhabers bezieht fih auch auf das durch feinen Bezirf 
vorüberziehende Wild und niemand hat das Recht, ein in feinem Bezirke 
angeſchoſſenes Wild auf fremden Jagdbezirf zu verfolgen (88. 4 u. 5). 
In feinem Banne ijt jeder Jagdbeſitzer berechtigt, Fangeijen und Schlingen 
zu legen, auch Wolfsgruben anzulegen; doch muß er dabei jedermann erfennbare 
Beihen aufitellen. In Gegenden, wo Bären, Luchſe und Wölfe vortommen, 


>>>, Mit Min.-Vdg. v. 14. Juni 1889 RGB. Nr. 100 jind Beitimmungen 
über die Prüfung für den Jagd» und Jagdſchutzdienſt erlaſſen worden. 
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iſt jeder Inſaſſe verpflichtet, ji an den von den Gemeinden veranjtalteten 
allgemeinen Jagden zu betheiligen. Für die Erlegung jhädliher Raub- 
thiere, gebühren jedermann die gejeßlich beftimmten Prämien ($. 7). Ueber: 
mäßige, der Eultur jchädliche Wildhegung ift unterfagt; eine Verminderung 
derjelben fann behördlich angeordnet werden. 

Jeder Grumdeigenthümer ift berechtigt, feine Grundftüde durch Planken, 
Zäune, Gräben u. dergl. vor dem Eindringen des Wildes zu jhügen und 
jeine Grundjtüde (Waldungen, Auen) vor dem aus dem Eindringen des 
Wildes folgenden Schaden zu verwahren. Doc dürfen diefe Umzäunungen 
nicht etiva zum Fangen des Wildes eingerichtet jein. Auch find in Gegenden 
an Wäſſern alle 500 Schritte in den Umzäunungen Thore zu lafien, Damit 
bei großer Anſchwellung des Wafjers fi) das Wild durch diefelben retten 
fönne ($. 11). 

Jedermann hat das Recht, durch Errichtung von Scheuchgegenftänden, 
Nachtfeuer u. dergl. das Wild von feinen Grundftücden abzutreiben (S. 12). 

Auf wie immer angebauten Grunditüden, auf Weingärten vor der 
Weinleje darf unter feinen Vorwande weder gejagt, getrieben noch geſucht 
werden. ?°°) 





50) In der nächjten Umgebung der — Häuſer und Scheuern darf 
zwar das Wild aufgeſucht, auch mit Netzen gefangen, nicht aber mit Schießwaffen 
erlegt werden. 

Ebenjo hat in dieſer Nähe die Aufitellung ſolcher Schlageifen oder Fallen 
A — welche für Menſchen oder Thiere gefährlich werden könnten 
(8. 14). 

Bei Streif-, Treib⸗ und Kreisjagden dürfen bei ſchwerer Verantwortung des 
Jagdleiters nur ſolche Individuen als Schützen zugelaſſen werden, welche nicht 
nur Waffenpäſſe beſitzen, ſondern die auch mit Schießgewehren umzugehen und 
ſich bei ſolchen Jagden nach Waidmannsbrauch zu benehmen wiſſen. 

Finden jedoch Treibjagden in Wäldern oder Auen ſtatt, ſo iſt ſolches bekannt 
zu machen, damit ſich die darin befindlichen Holzſammler, Holzhauer, Fuhrleute ꝛc. 
zuvor entfernen können ($. 15). 

An Sonn und Feiertagen dürfen feine Treib- und Kreisjagden ſtatt— 


finden. 

Der Grundbefiger hat das Recht, die unverzügliche Vergütung aller Wild- 
ichäden, jie mögen in den Jagdbezirken an Feldfrüchten, Weingärten oder Objt- 
bäumen gejchehen fein, zu verlangen. ($. 17). 

Die Jagdgerechtigkeit joll nicht verhindern, daß zur Beförderung der Landes- 
cultur jedermann, der in einem Jagdbezirke Gründe befigt, dieſelben unbeſchränkt 
genießen, folglid darauf Wohnungen und Wirthichaftsgebäude erbauen, die Wies- 
böden von Unkraut und Dornen reinigen, ohne alles Hinderniß abmähen und 
jein Vieh darauf zur bejtimmten Zeit weiden könne. 

In einem fremden Jagdbezirfe darf fich niemand, außer auf der Straße 
oder dem Fußſteige bei der Durchreife mit einem Gewehre, jelbjt wenn er mit 
einem Waffenpafje verjehen wäre, betreten lajjen. 

Die Jagdberechtigten haben ſich mit ihren Waffenpäfjen bei —— an 
den Reviergränzen auf gemeinſchaftlichen Wegen, oder dort, wo der Durchgang 
durch ein Jagdrevier nach einem anderen unvermeidlich iſt, gegenſeitig auszu— 
weiſen (8. 21). 

Wenn in einem Wildbanne ein bewaffneter Wildſchütz auf Zurufe der 
Jäger fich nicht ergiebt, jondern zur Wehre jtellt, jo jind die Jäger berechtiget, 
die nöthige Vertheidigung vorzunehmen, um ihr Leben zu jchügen ($. 25). 
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Staatliches Geftütswefen. 

Die Pferdezucht fördert der Staat a) dur Errichtung und Erhaltung $. 108, 
eigener (ärarijcher) Geftüte und Hengiten-Depöts, b) durch Regelung des 
Privatbeſchälweſens, e) durch Ertheilung von Prämien für gute Zuchtpferde. 

ad a) Staats: Hengjten-Depöt3 bejtehen für Niederöfterreih, Ober: 
öfterreih, Salzburg, Tirol und Vorarlberg in Stadl; für Steiermarf, 
Kärnten, Krain, Küftenland und Dalmatien in Graz; für Böhmen in 
Prag; für Mähren in Klojterbrud; für Galizien in Drozdowice; in Radaug 
in der Bukowina bejteht ein Staatögeitüte. 

In Ungarn bejtehen Staatsgeftüte in Mezö-Hegyes, Kisber, Babolna 
und Fogarasz; Staatö:Hengjten:Depöts in Nagy-Körös, Stuhlweißenburg, 
Szepli-St.-Györgey, Debreczin und Agram. 

Dieje der Pferdezucht dienenden Anjtalten unterjtehen dem Ackerbau— 
minifterium; fie haben den Zweck, einerjeit3 dem Staate für Militärzivede 
brauchbares Pferdematerial bereit zu halten, andererfeit3 die Pferdezucht 
der Privatbejiger zu unterjtügen. Letzteres gejchieht auf dieje Weije, daß 
den Privaten das Recht eingeräumt wird, unter gewiffen Modalitäten die 
ärariichen Pferdezuchtanitalten zu benugen, wogegen allerdings im Mobili« 
jirungsfalle jeder Pferdebefiger verpflichtet ijt, feine dienſttauglichen Pferde 
dem Staate gegen Entihädigung zu überlafjen. 

ad b) Das Privatbeihälwejen ordnet die Minifterialverordnung vom 
24. April 1855 RGB. Nr. 79 auf der Grundlage, daß jeder private Be— 
jiger von Hengjten, wenn er diefelben zum Bejchälen verwenden will, ſich 
zu diefem Zwecke mit einem behördlichen Erlaubnißfchein verjehen muß, wo— 
durch e3 der Behörde möglich ift, nur vollkommen taugliche Hengfte zur Pferde: 
zucht zuzulafien. Die behördlichen Licenzen find übrigens unentgeltlich zu 
ertheilen; dagegen ijt die Verwendung nichtlicenzirter Hengjte unter Strafe 
verboten. (Ausführliche Vorſchriften über das bezügliche Verfahren  ent- 
halten die Min. Berordn. vom 3. Febr. 1866 RGB. Nr. 18 und vom 
15. Mai 1874 RGB. Nr. 76.) 

ad c) An obige präventive und reprefjive Maafregeln zur Aufbringung 
der inländischen Pferdezucht reihen ſich die zur freiwilligen Pflege der 
Pferdezucht aufmunterden Maafregeln, die in der Ausjchreibung von Prä— 
mien bejtehen, worüber jchon die Hoffanzleidecrete vom 5. März 1829 und 
13. Juli 1838 die erjten Verfügungen enthielten. Die meiften Beftim- 
mungen darüber enthält der Minijterialerfaß vom 29, Mai 1872 
3.4675/877. Darnad) werden Pferdeprämien ertheilt für Mutterjtuten, junge 
Stuten und für Hengitfohlen; die Prämien find entweder Staat3prämien 
in Geld, jilberne Staatsmedaillen und belobende jchriftliche Anerfennungen 
jeitend der Brämiirungscommifjionen. 

Neben der Geldprämie ijt immer aud eine Medaille zu ertheilen, 
ebenfo wird jeder Prämie ein Gertificat beigefchloffen, welches die Gründe 
der Prämiirung enthält. 

Endlich wurden auch zur Hebung der Pferdezucht im Jahre 1857 
ftaatliche Pferderennen eingeführt (Min.-Erl. vom 27. April 1857 RGB. 
Nr. 84) und Staat3-Rennpreije ausgejegt. 

Gumplowicz, Das diterr. Staatsrecht. 27 
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Thierſeuchenrecht. 


Zum Schutze des inländiſchen Viehſtandes gegen Viehſeuchen über— 
haupt und gegen einige, beſondere Thierarten häufig heimſuchende Krank— 
heiten, ermächtigt und verpflichtet das Gejeg vom 29. Februar 1880 
RGB. Nr. 35 die Regierung zu einer Reihe von Maaßnahmen ſowohl 
für die Fälle ausgebrocdhener Seuchen, wie auch zum Zwecke der Verhütung 
des Ausbruchs, der Einjchleppung folder vom Auslande und der Ber: 
ſchleppung im Inlande. °*”) 

Die zu obigen Zweden zu ergreifenden Maaßregeln find theild dauernde, 
welche die eigentlich präventiven find, theils vorübergehende, welche aud 
präventive fein können, in der Regel repreifive find. 

Die dauernden und präventiven Maaßregeln bejtehen in dem Vieh: 
paßzwange für alle Hausthiere, welche einer der acht im Geſetze auf: 
gezählten Krankheiten ?®®) unterliegen, bei ihrer Einfuhr in das Geltungs- 
gebiet dieſes Geſetzes, alfo in die im Neichsrathe vertretenen Länder. 

Dhne Viehpäffe, in welchen auf die zuverläfligite Weije die amtliche 
Beitätigung enthalten fein muß, daß die Thiere beim Abgange von ihrem 
feuchenfreien Orte vollfommen gejund waren, dürfen ſolche Hausthiere 
nicht über die öjterreichifche Grenze gelafjen werden.“*) Troß folcher Vieh: 
päfje miüfjen Thiere, die entweder als frank oder verdächtig erfannt werden, 
von der Gränze zurückgewieſen werden. 

Auch im inländischen Verfehre müfjen Viehpäfje beigebracht werden: 

a) für Wiederfäuer, Pferde und Schweine, welche auf Thierfchauen ge: 
bracht werden; 

b) für Rindvieh jeden Alters, welches auf Viehmärkte oder Auctionen 
gebracht oder für Rindvieh (zum Schlachten bejtimmte Kälber unter 

6 Monaten ausgenommen), welches aus Anlaß des Wechjeld des 

Standortes in einen anderen, über 10 Kilometer entfernten Ort ab: 

getrieben wird; 


257) Meber Thierzucht im Allgemeinen vergl. m. Berwaltungslehre $. 147. 
Die Ergreifung aller gejeglihen Maafregeln bezüglid der Thierjeuden 
und Krankheiten obliegt in erjter Inſtanz den politiichen Bezirksbehörden unter 
gejegmäßiger Mitwirkung der Gemeinden, in zweiter Injtanz den Landesbehörden, 
in oberjter dem Minifterium des Innern beziehungsweife dem Handels- und 
Aderbauminifterium. Die politifchen Behörden erfter Inftanz haben jich dabei 
des Beiltandes der beamteten Thierärzte oder anderer approbirter Thierärzte zu 
bedienen ($. 2 ob. Gei.) 
255) Das ift: 
a) der Maul» und Klauenſeuche der Rinder, Schafe, Ziegen und Schweine; 
b) dem Milzbrande (Anthrag) der landwirthichaftlichen Hausthiere; 
ce) der Rungenjeuche der Rinder; 
d) der Rotz⸗ (Wurm-) Krankheit der Pferde, Ejel und Maulthiere; 
e) der Poden- oder Blatternjeuche der Schafe; 
f) der Beichäl- (Chanere-) Seuche der Zuchtpferde und des Bläschenausſchlages 
an den Gefchlechtstheilen der Pferde und Rinder; 
£) der Näude (Kräße) der Pferde und Schafe; 
h) der Wuthfranfheit der Hunde und übrigen Hausthiere. 
259) Durchhführungsvorichrift zu ob. Geſ. v. 12. April 1880 RGB. Nr. 36. 
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ce) für Herden von Wiederfäuern und Schweinen, welche über größere 
Landitriche getrieben werden; 

d) für Wiederfäuer, welche mitteljt Eijenbahneu und Schiffen befördert 
werden. ?®P) 


Bu den dauernden präventiven Maaßregeln gehört ferner die fach: 
verjtändige Aufficht über alle Viehmärkte, fowie Thierauctionen und öffent: 
liche Thierfchauen. Die beftellten Aufſichtsorgane find verpflichtet, jedes auf 
den Markt gebrachte Viehſtück genau zu unterjuchen, bei Wahrnehmung 
oder bei fich ergebendem Berdachte einer anftedenden Thierfranfheit die Ab- 
jonderung und Bewachung der franfen und verdächtigen Thiere auf einen 
entfernteren, jede Berührung mit anderen anſteckungsfähigen Thieren aus— 
ihließenden Standort fogleich zu verfügen und hierüber unverzüglich der 
Behörde die Anzeige zu erjtätten. 

Vieh von unficherer Provenienz muß am Marktorte geichlachtet werden. 


Die Marktordnung für Viehmärkte ift von der politiichen Landes— 
behörde, bei Viehmärkten hervorragender Bedeutung von den Miniftern des 
Innern, des Handels und des Aderbaues, nad Bernehmung der betreffenden 
Gemeinden, zu erlafjen. 


Bejondere Vorſichtsmaaßregeln find bei dem Transport von Wieder- 
fäuern auf Eifenbahnen und Schiffen immer und jederzeit zu beobachten. 
Diejelben bejtehen in regelmäßigen Unterjuchungen der Thiere durch Sad): 
verftändige beim Ein: und Ausladen, in der jtrengen Abjonderung von 
Schlacht- und Zuchtvieh, von fremden und einheimijchem Vieh auf dem 
Transporte; endlich darf eine Ausladung von Thieren — Nothfälle aus- 
genommen — nur am Bejtimmungsorte erfolgen ($. 10). Mit Gejeg vom 
19. Juli 1879 RGB. Nr. 10 find Eifenbahnverwaltungen und Schiffs: 
führer zur regelmäßigen Desinfection der Waggons beziehungsweife der 
BViehunterfunftsräume jogleicdy nach dem Ausladen des Viehes verpflichtet. 
Triebheerden müfjen während ihres Marjches mindeſtens von fünf zu fünf 
Meilen von einem approbirten Thierarzt unterjucht werden und der Weiter: 
trieb darf nur auf Grund des den guten Gejundheitäzuftand bejtätigenden 
Biehpafjes geftattet werden. Zeigt fich bei einer ſolchen Unterſuchung, daß 
die Triebheerde oder einzelne Thiere derjelben frank jind, jo ijt nad) den 
bejonderen für jolche Fälle gegebenen Bejtimmungen vorzugehen. 

Ferner gehört zu den dauernden Maaßregeln die allgemeine obliga: 


v0) Wenn andere Hausthiere ald Wiederfäuer von anitedenden Thierkranf- 
heiten befallen werden, oder wenn die Gefahr vorliegt, daß durch diejelben An— 
ftefungsitoffe weiter verbreitet werden können, fo ift die politische Yandesbehörde 
ermächtigt, auch rückfichtlich folder Ihiere Viehpäffe für den Auftrieb auf Märfte 
und Yuctionen, jowie für den Transport auf Eifenbahnen und Schiffen anzuordnen. 

Die Viehpäffe werden in der Regel von den Gemeindevorjtänden ausgeitellt, 
doh kann die politifche Behörde nach Umjtänden eigene Organe damit betrauen. 
Die gedrudten Formulare der Viehpäffe müſſen von der politifchen Behörde be- 
zogen werden, welche diejelben in Yurtabücher gebunden liefert, damit die Vieh: 
päſſe mit fortlaufenden Nummern verjehen werden und auf dieſe Weije eine 
beſſere Eontrole ermöglicht werde. 

27* 
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torifche Vieh: und Fleiſchbeſchau.““) Diefelbe muß in allen Scladt- 
focalitäten und Gemeindefchlachthäufern von approbirten Thierärzten vor: 
genommen werden. 

Endlich gehört zu den dauernden Maahregeln die ftetige Ueber: 
wadhung nicht nur des Inlandes, fondern auch des angränzenden und des: 
jenigen Auslandes, mit welchem das Inland in Berfehrsbeziehungen jtebt, 
mit Bezug auf Thierfranfheiten und Seuchen und die allgemeine Anzeige: 
pflicht bezüglich aller im Inlande vorkommenden Franken und verbächtigen 
Thiere. 

Was die Ueberwachung des Auslandes anbelangt, jo find die politifchen 
Behörden verpflichtet, dem Geſundheitszuſtande der Thiere in dem an- 
gränzenden Auslande fortwährend ein bejonderes Augenmerk zuzumenden. 

Gelangt zu ihrer Kenntnik, daß in einem Nachbarlande eine anjtedende 
Thierfrankheit in einem für den inländifchen Viehbeſtand bedrohlihem Um: 
fange ausgebrochen und ihre Verjchleppung in das diesjeitige Gebiet zu be 
jorgen ijt, jo können bdiefelben die Einfuhr lebender oder todter Thiere, 
durch welche eine Verjchleppung des Anſteckungsſtoffes möglich ift, aus dem 
verfeuchten Gebiete: 

entiveder entlang der Gränze des ganzen Verwaltungsgebieted oder 
für bejtimmte Gränzitreden verbieten, oder 

nur über bejtimmte Eintritt3orte und unter Bejchränfungen gejtatten, 
welche die Gefahr einer Einfchleppung ausfchließen. 

Diefe Verkehrsbeſchränkungen fünnen nad Erfordernig auch auf die 
Einfuhr von rohem Fleifh und fonftigen thieriichen Rohſtoffen, Dünger, 
Rauhfutter, Streumateriale und von allen Gegenständen, welche Träger des 
Anjtedungsitoffes fein fünnen, ausgedehnt werden. 

Nach Maafgabe der Umstände kann die Abjperrung der Gränze, 
nöthigenfall3 mit militärifchen Kräften verfügt werden. 

Was die Unzeigepflicht anbelangt, fo ijt jeder, der an einem ihm 
zugehörigen oder feiner Auflicht anvertrauten Thiere eine der oben er: 
wähnten nicht anjtedenden Krankheiten oder Erjcheinungen wahrnimmt, 
welche den Verdacht einer folchen erregen ?®®), verpflichtet, dem Gemeinde: 
vorftande unverzüglich davon die Anzeige zu erftatten und das Thier voll- 
ſtändig abzujondern. 

Die Verpflihtung zur unverzüglichen Anzeige und zur Fernhaltung 
der Thiere von Orten, wo die Gefahr der Anſteckung für andere Thiere be: 
fteht, tritt aud) dann ein, wenn unter den Thieren eines Stalles oder einer 
Heerde innerhalb acht Tagen ein zweiter Fall einer innerlichen Er: 
franfung unter den gleichen Erjcheinungen vorfommt. 


1) Weber Anordnung des Minijteriumsd des Innern hat die niebderöfter 
reichiſche Statthalterei mit der Kundmachung vom 20. Juni 1870 die Bejtim- 
mungen der alten Viehbejchauordnung vom Jahre 1838 mit den Abänderungen 
im Sinne des Hfd. 11. December 1840 republicirt. 

2) Ueber jolche Erjcheinungen, welche den Verdacht einer der erwähnten 
acht Krankheiten begründen, gab das Minifterium eine populäre Belehrung 
heraus, welche zum mindejten bei allen Gemeindevorftänden vorhanden fein muB. 
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Den Gemeindevorftehern liegt diefe Anzeigepflicht gegenüber den poli- 
tiichen Behörden ob; Thierärzte, Fleiſch- und Viehbeſchauer find verpflichtet, 
jolche Anzeigen gleichzeitig den Gemeindevorjtehern und den politijchen Be: 
hörden zu eritatten. 





Zeitweilige Maaßregeln gegen Thierfeuchen. 


Die Gejammtheit der zeitweilig aus Anlaß von Thier-Seuchen und 
Krankheiten zu ergreifenden Maaßregeln beruht auf den Grundfäßen: 
a) der größtmöglichiten Publicität aller Seuchenfälle; 


$. 110, 


b) der zwangsweiſen Durchführung der vorgefchriebenen Verkehrs: 


fiftirungen, Viehſperren und Viehvertilgungen; 
ec) der Entſchädigung der jchuldlojen inländischen Vieheigenthiimer durch 
den Staat. 

ad a) Sit der Ausbruch einer anjtedenden Krankheit feitgeitellt, fo 
hat die politiiche Bezirksbehörde den an den Seuchenort angränzenden Ge— 
meinden und den nächjtliegenden politifhen Bezirks- und in den Küſten— 
ländern auch den Seejanitätsbehörden hievon unverzüglich Mittheilung zu 
machen und darüber auch der politifchen Landesbehörde zu berichten. 

Leptere hat nad) Maaßgabe der Befahr die benachbarten Verwaltungs: 
gebiete, rüdjichtlich der Küftenländer auch die Seebehörde in Trieft, von 
dem Seuchenausbruche und den verfügten Abjperrungsmaaßregeln in Kenntniß 
zu jegen und hierüber dem Minijterium des Innern die Anzeige zu er: 
ftatten. 

Alle Ortſchaften, in denen eine Biehjeuche zum Ausbruch kam, ſowie 
auch die einzelnen Höfe und Ställe, in welchen Eranfe Thiere fich befinden, 
find mittelft aufgejtellter Warnungstafeln kenntlich zu machen, endlich hat 
die Landesbehörde alle Ortichaften, in denen die Seuche aufgetreten, durch 
Kundmahungen (in amtlichen Zeitungen) al3 verfeuchte allgemein befannt 
zu geben. 

ad b) Die erite Verkehrsſiſtirung, bejtehend in der Stalliperre, hat 
der Gemeindevorjteher gleichzeitig mit der Anzeige an die politiſche Behörde 
vorläufig zu verfügen ($. 17). 

Die politiiche Bezirfsbehörde hat nad) erhaltener Anzeige von dem 
Ausbruche oder von dem Verdachte einer anſteckenden Thierfrankheit ohne 
Berzug den beamteten Thierarzt an Ort und Stelle abzuordnen. Derjelbe 
bildet mit dem Gemeinde: (Gutsgebiet3-) Borjteher die Seuhencommiffion 
und hat die Art, Ausbreitung und Urfache der Krankheit zu erheben, die 
auf Grund diefes Geſetzes und der Vollzugsvorſchrift zu treffenden Maaß— 
regeln anzuordnen und deren Durchführung einzuleiten. 

Der Beliger des jeuchenverdächtigen Thieres hat das Recht, zu den 
Erhebungen der Seuchencommiſſion auch jeinerfeit3 einen approbirten Thier: 
arzt beizuziehen. Bei Meinungsverjchiedenheiten muß an die politifche Be- 
börde in fürzeftem Wege berichtet werden, doch dürfen die zu ergreifenden 
Schugmaafregeln dadurch feinen Aufjchub erleiden, 

Fit zur Erforſchung der Krankheit eine Section erforberlih, jo kann 
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in Ermangelung eines Cadavers die politifche Behörde die Tödtung eines 
verdäcdhtigen Thieres zu diefem Zwecke anordnen; die politische Behörde 
fann aud im vorhinein ihren Organen die Ermächtigung zu einer jolcden 
Tödtung ertheilen. 

Wird das Vorhandenfein einer Seuche conjtatirt, jo fünnen „nad 
Beichaffenheit des Falles und der Größe der Gefahr“ folgende geſetzlich 
geftatteten Maaßregeln ergriffen werden: 1. Abſonderung von erkrankten oder 
verdächtigen Thieren; 2. die verjchiedenften Beſchränkungen des Verkehrs 
mit folhen Thieren und zwar: Einjtellung des Weitertriebes, Stalljperre,”"?) 
Weideiperre,?”*) Ortd: und Flurjperre;?”) das Verbot des gemeinicaft: 
fihen Tränfens und Schwemmens der Thiere; der Abhaltung von Vieh— 
märften u. dergl.; 3. die Vornahme einer allgemeinen Impfung der der 
Anſteckungsgefahr ausgejegten Thiere, endlich 4. die Tödtung ſeuchenkranker 
und verdächtiger Thiere, wobei auf die unjchädliche Befeitigung der Cadaver 
folder Thiere und auf die Desinficirung der Räumlichkeiten, in welchen 
diejelben fich befanden, behördlicherfeits zu jehen, nöthigenfallsdiejelbe zwangs— 
weife durchzuführen ift.””*) 

Die genaue Durchführung diefer Maakregeln iſt Sache der Gemeinde: 
behörde des Seuchenortes und diejelbe wird hierin von der politischen Be- 
hörde überwadt. 


3) Diejelbe hat zur Folge, daß die Thiere die ihnen zugewieſene Räum- 
lichkeit (Stall, Standort, Hofraum, Gehöft, abgejonderter Weideplag u. j. w.) 
nicht verlaffen und überhaupt mit anderen durch die Krankheit gefährdeten Thieren 
nicht in Verkehr gebracht werden dürfen. 

Die Stalliperre hat nad) Erfordernii; auch die Abjonderung aller mit den 
franfen Thieren in Berührung gelommenen Gegenſtände, Stallgerätbe, Futter, 
Dünger u. dergl. im Gefolge. 

Mit der re der Stalliperre ift auch für die Dauer der anjtedenden 
Krankheit das Verbot des Einbringens neuen Viehes in die gejperrte Räumlichteit 
verbunden. 

2, Durch diejelbe wird entweder der Weidegang überhaupt oder wenn das 
nicht thunlich, die gemeinjchaftlihde Weidetrieb jowie die gemeinjchaftlice 
Benügung der dahin führenden Wege und Straßen verboten. 

5) Die Ortsſperre hat zur Folge, daß fein Thier von der von der Krankheit 
gefährdeten Gattung ohne bejondere Bewilligung der politiichen Behörde aus 
dem Orte gebradjt, noch dahin eingeführt werden darf. Hiebei fann auch die 
Ausfuhr von Thierabfällen und Rohproducten, mittelft deren die Krankheit ver- 
ſchleppt werden fönnte, verboten werden. 

Die Ortsjperre iſt nur dann zuläffig, wenn mit der Seuche ihrer Beichaffen: 
heit nach eine größere allgemeine Gefahr verbunden ijt und in einer größeren 
Anzahl von Stallungen Thiere von derjelben ergriffen wurden. 

In größeren rticaften kann die Sperre auf die betreffenden Strafen oder 
Theile des Ortes befchränft werden. 

Unter Berhältniffen, welche die Haltung der franfen und verdächtigen Thiere 
in den Ställen nicht zulaffen, fann an Stelle der Ortsſperre und unter den jonit 
mit der Ortsſperre verbundenen Berfehrsbeichränfungen die Abjperrung für die 
ganze Feldmarf oder einzelner Theile derjelben verfügt werden (Flurſperre). 

Die VBerhängung der Orts- und Flurſperre jowie die Ausnahmen von der- 
jelben können nur mit Bewilligung der politijchen Behörde erfolgen. - 

20) Sowohl über die unfchädliche Befeitigung wie auch über die vorzunehmende 
Desinficirung enthält die erwähnte Vollzugsvorichrift die detaillirten Angaben. 
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Während der Dauer einer anjtedenden Thierfrankheit hat die politische 
Bezirfsbehörde den Amtsthierarzt in angemefjenen Zwiſchenräumen zur 
Nachſchau in den Seuchenort zu entfenden ($. 23). 

Die Heilung kranker Thiere zu veranlafjen, bleibt, foferne eine thier: 
ärztliche Behandlung überhaupt zuläflig ift, dem Ermeſſen des Thiereigen- 
thümers überlajjen. 

Für Fälle, in welchen nad den Beitimmungen des Gejetes die thier- 
ärztliche Behandlung kranker Thiere erfolgen muß, diefelbe aber vom Eigen: 
thümer vernachläjligt oder unterlafjen wird, hat die politische Bezirfsbehörde, 
wenn hieraus eine Gefährdung des Viehſtandes Anderer zu bejorgen ift, 
die thierärztliche Behandlung der Franken Thiere auf Kojten des Eigen- 
thümers zu veranlaffen. Das Heilungsverfahren ift vom beamteten Thier- 
arzte zu beauffichtigen ($. 24). 

Die zur Tilgung einer anftedenden Thierkrankheit getroffenen veterinär= 
polizeilihen Maaßregeln treten außer Wirkfamfeit, wenn die Krankheit 
amtlich als erlofchen erflärt wird. 

Dieß darf erjt dann gefchehen, wenn fein jeuchenfranfes Thier in dem 
betreffenden Hofe, beziehungsweije Orte mehr vorhanden, das Desinfections- 
verfahren vollzogen und der beitimmte Zeitraum jeit dem legten Genefungs-, 
Tödtungs- oder Umftehungsfalle eines Thieres abgelaufen iſt ($. 25). 

Die politifche Behörde muß von dem Erlöſchen der Seuche alle jene 
Gemeinden benachrichtigen, denen fie den Ausbruch derjelben anzeigte. 

ad c) Die Entjhädigung der Viehbeliger für diejenigen Thiere, 
welche iiber behördliche Anordnung zum Zwecke der Feititellung des Vor: 
handenjeins einer anjtedenden Krankheit getödtet werden, findet durch Ver— 
gütung des gemeinen Werthes aus dem Staatsſchatze ftatt (S. 37). Aus- 
genommen find nur die Fälle der Tödtung wegen Wuthfrankheit. Der 
gemeine Werth wird durch Schäßung vor der Tödtung feftgeftellt. Die 
Schäßungsconmilfion hat aus zwei beeideten Bertrauensmännern und einem 
Abgeordneten der politiichen Behörde zu beſtehen. Auf den Schäßung?- 
betrag erkennt die politifche Landesbehörde.“,“). Die Koften aus Anlaß 
der obigen Maafregeln tragen theilweife der Staatsſchatz, theilweife die 
Gemeinden und theilmeije die Eigenthiimer. 

Der Staatsſchatz beftreitet die Koften der Ueberwadhung oder Sperrung 
der Gränze gegen die Nachbarjtaaten und die Ränder der ungarifchen Krone, 

Die Gemeinden tragen die Kojten für die wirkſame Durchführung der 
örtlihen Schuß: und Sperrmaaßregeln, fowie für dad Ausführen der Ca— 
daver und Abfälle, für das VBerfcharren und für die Verſcharrungsplätze. 

Die Eigenthümer tragen die Koften, welche aus der Beaufjichtigung 
der Vieh- und Pferdemärkte, Thierauctionen und Thierfhauen erwachſen. 

Auf die Uebertretung des Thierfeuchengejeßes find Geldftrafen bis zu 
2000 fl. gejett; daneben greifen auch Eonfiscationen von Thieren und thie— 
riſchen Rohproducten, welche gegen beitehende Verbote eingeführt werden, Platz. 

97), Die Gewährung einer Be für folche Thiere, für welche der 
Staatsſchatz feine Entichädigung leiftet, aus Mitteln der Länder, Bezirke oder zu 
bildender Berficyerungsverbände bleibt der Landesgejeßgebung vorbehalten. 


$. 111. 
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Bergredt. 


Inſofern der Staat das Berggut vom Örundeigenthum trennt 
behaltene Mineralien), dasjelbe ald Regal betrachtet und Das Ausbemm: 
recht desjelben von feiner Einwilligung abhängig macht, die er gega > 
jtimmte Bergabgaben an Unternehmer verleiht: gehört feine diekbei.> 
Thätigfeit in das Gebiet des Finanzrechts (Regalien) und wurde ok > 
reit3 behandelt. 

Das Berggejeg verfolgt aber nicht nur fisfaliiche Zwecke, fonden © 
auch bejtrebt, durch Beitimmungen, welche die Mitwirkung Bieler un * 
Vereinigung von Capitalien zu größeren Unternehmungen erleichtern, = 
Bergbau als wirthichaftlihe Production zu fördern. Es fünnen alio dx 
werfe nicht nur von einzelnen, fondern auch von mehreren phyſiſcher nz 
juriftiichen Perfonen befeffen und betrieben werben ($. 134 ad®.). 
bücherliche Theilung allerdings des Bergwerkseigenthums geftattet da: &= 
gejeg in der Regel nur bis zum fechzehnten Theile ($. 135). Sol 
Eigentum an dem Bergwerfe in mehr Antheile zerlegt werden (VL He 
ſtück aBG.), fo ift zu diefem Zwecke entiveder eine Gewerkſchaft z= 
richten oder eine Actiengejelichaft nach dem Bereinsgefege vom 26. 
vember 1852 zu gründen.?”) Die Gründung einer Gewerkſchaft ma 
dem Vergleiche angemerft und die darüber errichtete Urkunde ba 
Bergbehörde zu jedermanns Einficht eingetragen werden ($. 137). 0 
Theilnehmer an der Gewerkichaft haften jeder nur mit feinem Antie. 
(Rure). Doch darf eine Gewerkichaft in nicht mehr als 128 Kur w 
jeder Kur nicht mehr al3 in 100 Theile getheilt werden. 

Die Kuxe find übertragbar: doc müſſen diefelben zur Redhtim” 
famfeit der Uebertragungen in das Gewerkenbuch eingetragen werden. ® 
Gewerkſchaft muß einen Director beftellen und denjelben der Bergbehit 
namhaft machen. Der Dienftvertrag der Gewerkſchaft mit der Dirt 
der Beitimmungen über die gejeglich vorgejchriebenen Punkte enthalten = 
ift eine Öffentliche Urkunde und muß ebenfalls der Bergbehörde zu ir 
manns Einficht mitgetheilt werden (88. 145 u. 146). Auch die immen 
Berhältniffe der Gewerkichaft, die Beziehungen der Gewerfen zur Gm 
Schaft, die Formen der Abhaltung der Gewerkentage, das Berfahren bei = 
jelben ijt gejeglich geregelt. Insbeſondere ift die Art und Weije der Einbring: 
der Zubußen von den einzelnen Kurinhabern im Intereſſe des Berne 
gejeglich geregelt und eine Abänderung diejer Beſtimmungen durd die & 
werksitatuten nicht zuläſſig. Der Director iſt darnach verpflichtet, die = 
dem Gewerktage beichloffenen Zubußen einzutreiben und die Kurinb 
außerhalb des Bezirkes der Bergbehörde müfjen auf ordnungsmäßiges 3 
fuchen des Directord vom zuftändigen Gerichte zum Erlage der Zubüße 
binnen 14 — aufgefordert werden (8.158). Bleibt dieſe Auffordenn 


oe) Ausländiiche Uctiengejellihaften fönnen zum gewerbsmäßigen Yin“ 
von Geichäften im Inlande nah Maafgabe der f. Vdg. vom 29. November * 
RGB. Nr. 127 zugelaſſen werden. 
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erfolglos, jo tritt ein bejonderes befchleunigtes jogenanntes „Retardatsver- 
fahren“ zur Einbringung der Zubuße ein. 

Zu den Begünjtigungen des Bergbaus gehören auch die dem Berg: 
werfäunternehmer eingeräumten Rechte auf fremde ihm zu Bergbauziveden 
nöthige Örundftüde, deren Ueberlaſſung er unter den gejeglichen Bedingungen 
fordern kann (aBG. IV. Hauptitüd). 


Bergbaupolizei. 


Da alle Vorrechte und Begünſtigungen der Bergbauunternehmer nur $. 112, 
der Förderung des Bergbaues gelten, jo ift es jelbftverftändlich, daß die 
Unternehmer all denjenigen Pflichten unterworfen werden, ohne deren Er- 
füllung der volfswirthfchaftliche Zweck des Bergrecht3 nicht erreicht werden 
könnte. Die Unternehmer find daher zur „Bauhafthaltung*“ und zur jtrengen 
Beobachtung der bergpolizeilichen Vorſchriften verpflichtet. 

Bur Bauhafthaltung gehört die möglichite Sicherung der unternommenen 
Tag: und Grubenbaue gegen jede Gefahr für Perfonen und Eigenthum ?9) 
und die Erhaltung des Baues in ftetem Betriebe ($. 170). 

Behufs Herftellung der erforderlichen Sicherheit für das Leben der 
Perjonen find alle Tageinbaue zu umfrieden; alle brüchige oder bruch— 
gefährliche Grubenbaue zu fichern, für entfprechende Wetterführung zu forgen 
und überhaupt alle bergtechnifch angezeigten und vorgejchriebenen Schuß: 
maßregeln zu ergreifen.?'") | 

Zum „fteten Betriebe” wird erfordert, daß derjelbe an jedem Werk: 
tage mindeſtens durch acht Stunden täglich von einer nad Beichaffenheit 
des Bergwerkes entjprechenden Zahl von Arbeitern belegt ſei ($. 174); 
über den Erfolg des Betriebe muß der Bergbehörde halbjährig Bericht 
eritattet werden ($. 178); bei verliehenen Bergbauen fann die Bergbehörde 
wegen eingetretener Verkehrsſtockungen oder anderer Hindernifje Friftungen, 
doch höchſtens bis zu einem Jahre ertheilen. 

Ueberdieß find die Bergmwerföbefiter noch zur Anlage von Gruben- 


29, Mit Necht bemerkt der „Referentenentwurf“, dat obige Beitimmung des 
$. 170 des aBG. viel weiter geht als zwedmäßig ift, indem auch die Wahr- 
nehmung rein privatrechtlicher Interejjen beim Bergbaue nicht zur Mufgabe der 
Bergpolizei gehört und der Bergbau ohne gleichzeitige Gefährdung des Oberflächen- 
eigenthumes in vielen Fällen gar nicht möglich ijt; doch hat ja der Eigen- 
thümer ohnehin den Schadenerjaganfprud für den ihm zugefügten Schaden. Der 
„Entwurf“ bejchränkt fich daher lediglich auf den Schuß der „perjönlichen Sicher» 
beit und des öffentlichen ag 

0), Da die für einzelne Bergwerksbaue erforderlichen Schugmaaßregeln nad) 
Lage und Beichaffenheit verjchieden find, jo it e3 Sache der Berghauptmann- 
Ihaften, für die ihr unterjtehenden Reviere, eventuell für einzelne Bergwerke die 
entiprechenden individualifirten Vorjchriften zu erlaffen. So hat z. B. die er 
bauptmannjchaft Wien für die ihr unterftehenden Steinfohlenreviere Oſtrau-Karwin 
in Schlejien und Roffig-Oslawan in Mähren unterm 12. Juli 1877 eine Verordnung 
über Verhütung jchlagender Wetter erlaffen; Sache der Revierämter ijt es dann, 
die genaue Durchführung ſolcher Vorjchriften zu überwachen. 


$. 113. 
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farten, zur Lieferung ſtatiſtiſcher Nachweiſe verpflichtet; wenn fie nicht im 
Bezirke der Behörde ihr Domicil haben, jo müfjen fie der Behörde einen 
im Bezirfe wohnhaften Bevollmächtigten namhaft machen ($. 188).?%) 


Naphthagrubenbau. 


Schon das Berggeſetz von 1854 fchließt alle nicht vorbehaltenen Mi- 
neralien von der Negalität aus und überläßt diejelben dem vollen Ber: 
fügungsrecht der Eigenthümer des betreffenden Grund und Bodend. Der 
Kreis dieſer leßteren Mineralien ift aber durch die Definition des Berg— 
geſetzes ($. 3) keineswegs genau umfchrieben und e3 blieb dem Gejetsgeber 
vorbehalten, von Fall zu Fall zu erflären, ob ein Mineral der Regalität 
zu unterziehen oder dem Verfügungsrecht des Grundeigenthümers zu über: 
lafjen jei. Ein folder Zweifel entjtand in den legten 5Oer Jahren bezüg: 
(ih de3 in Galizien an den nördlichen und nordöftlichen Abhängen der 
Karpathen vorkommenden Erdöles (Naphtha). Da der $. 3 des Berggeſetzes 
unter den vorbehaltenen Mineralien das „Erdharz“ aufzählt, jo erklärte 
das Finanzminijterium nach eingeholtem Gutachten von Sadpverjtändigen 
das Erdöl ald zu den Erdharzen gehörig und jomit der Negalität unter: 
worfen. Gegen dieje Erflärung der, Regierung erhob jedoch der galiziiche 
Landtag Borftellungen, in Folge deren eine kaiſerliche Entſchließung vom 
22. Jänner 1862 Erdöl und Bergtheer, fofern jie zur Gewinnung von 
Leuchtölen benüßt werden, .von der Regalität wieder erimirte, welche Eremtion 
mit dem Minifterialerlaß vom 30. Mai 1865 auch auf das Erdwachs und 
mit faiferlicher Entſchließung vom 12. September 1866 aud für die Bufo- 
wina geltend erflärt wurde. 

Da aber das Geſetzgebungsrecht in Bergwerksſachen zur Competenz 
des Reichsraths gehört, jo wurde dieje Angelegenheit im Wege der Reichs: 
gejeggebung mit Gele vom 11. Mai 1884 RGB. Nr. 21 endgiltig ge: 
regelt. Darnad) unterliegen Naphtha (Erdöl, Bergöl, Petroleum, Bergtheer), 
Bergwachs (Ozokerit, Erdwachs), Asphalt jowie Bitumen mit Ausihluß 
der bituminöfen Mineralfohlen in Galizien und der Bukowina dem Ber: 
fügungsrechte des Grundeigenthümers; die bereit3 verliehenen Bergbau- 
berechtigungen bleiben jedoch aufrecht und werden nad) dem Berggejete vom 
Jahre 1854 behandelt ($. 1). 

Das Gewinnungsrecht obiger Mineralien kann jedoch vertragsmäßig 
von dem Grundeigenthum getrennt werden; in diefem Falle wird es als 
jelbjtändige3 Realrecht in ein zu jchaffendes öffentliches Naphthabuch einge- 
tragen ($. 2). Gegen eine jolhe Trennung haben die Hypothefargläubiger 
der betreffenden Grundrealität das Einſpruchsrecht ($. 3). Zwei oder 
mehrere Naphthafelder fünnen vereinigt werden ($. 5). Der Naphthafeld- 


, Die Pflichten der Bergwerfdunternehmer gegenüber ihren Arbeitern und 
die Anſtalten behufs Berjicherung derjelben gegen Unfälle und Krankheit eventuell 
Berforgung ihrer Hinterbliebenen für den Fall ihres Todes follen unten im Zur 
ſammenhang mit der Arbeiterichußgeieggebung erörtert werden. 
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eigenthümer ift befugt, zum vortheilhafteren Betriebe feines Bergwerks in 
den Grundjtüden anderer Eigenthümer Hilfsbaue anzulegen ($. 7).*02) 
Wenn nun auch die nicht vorbehaltenen Mineralien, von denen die 
größte volf3wirthichaftliche Bedeutung unftreitig dem Erdöl zukommt, als 
Zugehör des Grund und Bodens im Eigenthum der Grundeigenthiimer 
jtehen: jo ift doch die Art und Weije der Gewinnung desjelben keineswegs 
dem privaten Gutdünken überlajjen. Denn ſowohl die Gefahren, mit denen 
der Bergbau nah Naphtha verbunden ift, wie aud das große volkswirth— 
ſchaftliche Intereſſe an einem rationellen Bau, jtellen an den Staat die 
Forderung, auch über die Naphthagruben feine Bergpolizei zu üben, tie 
auch die Intereſſen der in den Naphthagruben beichäftigten Arbeiter wahr: 
zunehmen. In diefer Beziehung ftehen num auch die Naphthagruben (mie 
auch die aller im $. 1 des Gejehes vom 11. Mai 1884 angeführten Mi- 
neralien) unter der Aufficht der Bergbehörden (8.1). Eine Bernadhläffigung 
des begonnenen Baues hat die Entziehung desielben zu Folge, ganz wie 
da3 die 88. 254— 258 des allgemeinen Berggejeges vom Jahre 1854 be: 
züglich der vorbehaltenen Mineralien vorfchreiben ($. 12); wie denn auch 


»), Streitige Naphthabaujachen enticheidet die Berghauptmannidhaft. Die 
Rechtöverhältniffe mehrerer Miteigenthümer können nach dem allg. Berggelehe von 
1854 geregelt werden. Bei der Bergbehörde wird ein bejonderes Naphthabud) 
eführt, in welches jede Gründung einer Gewerkichaft eingetragen wird. Die 
Sheilung des gewerfichaftlichen Vermögens ift jedoch mur in 100 Kure zuläſſig. 
Die Beitimmungen des Berggejeßes über das Verhältniß der Bergwerkbeſitzer zu 
ihren Beamten und Arbeitern und über Bruderladen finden auch auf Naphtha- 
gruben Anwendung. Der Betrieb des Naphthabaues genieht diejelben Begünſti— 
gungen wie jeder andere Bergbau, wenn es ſich um Benübung —— Grund⸗ 
ſtücke handelt, die für den Naphthabau nöthig find; dieſelben müſſen dem Naphtha— 
betrieb überlaſſen werden und finden dabei die bezüglichen Beſtimmungen des 
Berggeſetzes Anwendung. 

Wird ämtlich feſtgeſtellt, daß der Naphthafeldeigenthümer ſeine Baue an— 
dauernd und in einem Umfange vernachläſſigt, daß hieraus Gefahren für die per— 
jönliche Sicherheit oder das Gemeinwohl erwachien können, oder erwacjlen find, 
und daß er troß wiederholter Aufforderung den bergpolizeilichen Vorjchriften nicht 
genügt, jo hat die Berghauptmannjchaft auf die Entziehung des Naphıthafeldes zu 
erfennen und nach Rechtskraft diefes Erfenntniffes die erecutive Schäßung und 
Feilbietung des Naphtbhafeldes einzuleiten. 

Hiebei iſt nah Maaßgabe der Beitimmungen des allgemeinen Berggejeßes 
vorzugehen. Durch die jtattgefundene erecutive Veräußerung tritt der Käufer in alle 
Rechte und Pflichten des früheren Naphthafeldeigenthiümers. 

Tritt einer der im $. 259 aBG. vorgejehenen Fälle ein, d. i. fommt es zu 
feiner Beräußerung des Naphthafeldes jo ijt dasjelbe für erlojchen zu erflären, 
die Löſchung im Naphthabuche zu veranlaffen und die dinglich Berechtigten hievon 
zu veritändigen. 

Erflärt der Eigenthümer eines Naphthafeldes die Auflaffung desjelben bei 
der Tabularbehörde, jo hat das in dem allgemeinen Berggeſetze Fir ſolche Fälle 
vorgejchriebene Verfahren Anwendung zu finden. 

Endlich erflärt das Geſetz vom 11. Mai 1884, daß die Erlafjung weiterer 
geieglicher Beitimmungen zur Regelung der Gewinnungsrechte an den wegen ihres 
Gehaltes an Erdharzen benüßbaren Mineralien, in das Gebiet der Landesgeſetz— 
ebung fällt, welcher insbejondere die Bejtimmungen über den Betrieb und Die 
Berwsliung, über die Bergpolizei und über das Verfahren bei den Bergbehörden, 
endlich über die Strafgewalt der Berghehörden zuitehen. 


$. 114. 
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bezüglich der zum Naphthabau nöthigen Erpropriationen, der Durch diefelben 
entitandenen Schäden, die Beftimmungen des allgemeinen Berggejehes und 
zwar deſſen 88. 99—100, 101—103 Anwendung finden (88. 8 u. 9). 

Was endlich die beim Naphthabergbau bejchäftigten Arbeiter betrifft, 
jo finden die Beitimmungen des allgemeinen Berggejetes über Bruderladen 
auf diefelbe volle Anwendung.?P’) 


Vertretungen der Kandwirtbichaft. 


Die landwirthichaftlichen Intereſſen bejigen in Defterreich feine gleid; 
mäßige auf Reichsgejeg beruhende autonome Vertretung in den einzelnen 
Ländern, wie das bezüglich der Handels: und Gewerbeinterefjen der Fall 
it (f. unter „Handeldfammern“). Nur in einigen Ländern find aus privater 
Initiative Landwirthichaftsvereine hervorgegangen, denen infoferne eine 
halbamtliche Stellung zufommt, al3 diejelben von der Regierung anerkannt 
und von derfelben gelegentlich um Gutachten in landwirthichaftlichen Dingen 
angegangen werden. Solche Vereine jind die landwirthichaftliche Geſell— 
ſchaft in Galizien und in der Steiermarf. ?*) 

Eine jtaatsrehtlih anerkannte Stellung erlangten bisher nur die 
Landesculturräthe in Böhmen und Tirol. 

Die Organifation des böhmischen Landesculturrathe3 iſt durch ein 
vom Kaijer genehmigtes Statut geregelt.*%) Darnach ift der Landes: 
culturrath ein „fachliches Organ zur Förderung der Intereſſen der Landes: 
cultur“ einfchließlich derjenigen der Iandwirthichaftlihen Induſtrie. In 
den Wirfungstreis desjelben gehört: Abgabe von Gutachten, Einbringung 
von Anträgen in landwirthichaftlihen Landesangelegenheiten und Förderung 
von landwirtbhichaftlichen Vereinen. 

Bemerkenswerth ijt die Zujammenjegung des Landesculturrathes, der 
aus Wahlen innerhalb der verjchiedenen in Böhmen beftehenden Vereine 
hervorgeht, welche theils Tandwirthichaftliche, theil8 verwandte Zivede ver: 
folgen wie der böhmiſche Forftverein, Brauinduftrieverein, Zuderindujtrie 
verein u. ſ.w. Außer diejen gewählten Mitgliedern haben Sit und Stimme 
am Landesculturrath je drei vom Aderbauminijterium und dem Landes, 
»°s) Daher gegenwärtig auch das Gejeß vom 28. Juli 1889 betr. die Regelung 
der Bruderladen. 

54), ach der Gründungsurfunde v. 4. Februar 1819 ift die fteiermärfiice 
Zandwirthichaftliche Gejelichaft in Graz „ein freier Verein zur Förderung der 
Zandescultur in ihrem ganzen Umfange und zur Wahrnehmung des Einflufe 
der Gefeßgebung und Verwaltung auf die Yandescultur.” Die Statuten dieier 
Geſellſchaft v. 6. März 1869 wurden im Jahre 1871 in geänderter Form beftätigt; 
die Gejellichaft fann im Lande Filialen errichten; an der Spige der Gejellichaft 
fteht ein Gentralausfchuß mit einem WBräfidenten, der von der allgemeinen Ber 
ſammlung ng wählt wird, dejjen —— der veſtatigung des Kaiſers bedarf. 

a8 frühere mit a. änner u. 29. Mai 1880 genehmigte 
Statut if zufolge a. h. €. v. "io. April Sası abgeändert worden; die Wahl: 
ordnung für den Landesculturrath ift mit Erlaß dom 12. April 1881 3. 424 
vom Aderbauminijterium beftätigt worden. 
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ausſchuſſe ernannten Mitglieder. Im Zuſammenhange mit dem „böhmiſchen 
Ausgleich“ iſt eine Reorganiſation dieſes Landesculturrathes im Zuge. 

In Tirol wurde mit Landesgeſetz vom 23. September 1884 ein 
Landesculturrath und eine Anzahl von Bezirksgenoſſenſchaften der Land— 
wirthe (für jeden Gericht3bezirk eine) in’3 Leben gerufen. 

Das Geſetz erklärt die Bezirksgenofjenichaften der Landwirthe als die 
zur Erftattung jelbjtändiger Anträge in Landescultur-Angelegenheiten und 
zur Begutachtung einjchlägiger Fragen, jowie zur örtlichen Mitwirkung an 
dießbezüglichen Vorkehrungen des Staates oder des Landes „zunächſt be- 
rufenen“ Körperſchaften. Dieſen Genoſſenſchaften fünnen alle Landwirthe 
(Eigenthümer, Fruchtnießer und Pächter) beitreten; andere Perſonen aber 
nicht. Die Einleitung zur Bildung folder Genofjenichaften trifft die 
politiiche Bezirföbehörde im Einvernehmen mit hervorragenden Landwirthen 
des Bezirkes. Die den Bejtimmungen des Geſetzes gemäß zu entwerfenden 
Statuten der Bezirkögenofjenichaften unterliegen der jtaatlichen Genehmigung; 
die Obmänner und Stellvertreter derjelben werden vom Statthalter be— 
jtätigt. Zur Beforgung derjelben Angelegenheiten wie die Bezirkögenofjen- 
ichaften, jedoch für das ganze Land, ijt der Landesculturrath berufen, der 
in zwei Sectionen zerfällt, eine für Deutjch: und eine für Wälfch-Tirol 
(erjtere mit dem Sie in Innsbruck, leßtere mit dem Sitze in Trient). 

Jede der beiden Sectionen bejteht außer den Präfidenten, die vom 
Kaiſer ernannt werden, aus Vertretern des Landesausjchuffes, der poli- 
tiſchen Zandesbehörde und den Obmännern der Bezirfögenojjenichaften. Jede 
Section hat einen jtändigen Ausſchuß als ausführendes Organ. 

Die Regieerfordernifje der Bezirksgenofjenjchaften werden aus den 
Beiträgen der Mitglieder bejtritten; die des Landesculturrath3 aus dem 
Landesculturfonde und wenn derjelbe nicht Hinreicht aus dem tirolifchen 
Getreideaufſchlagsfonde. 


Zweites Hauptſtück. 
Gewerberecht. 


Das Gewerbe und die Staatsverwaltung. 


Eine Würdigung des gegenwärtigen öſterreichiſchen Gewerberechts iſt 
ohne Kenntniß ſeiner Entwickelung in den letzten zweihundert Jahren un— 
möglich. Denn nicht nur daß das gegenwärtige Gewerberecht großentheils 
auf einem allerjüngſten Geſetze beruht (Gewerbenovelle 1883) und noch 
feine tieferen Wurzeln gefaßt hat, zu deſſen Verftändniß daher fein erjt 
neuerliher Entjtehungsprozeß unumgänglich nothwendig ijt: jondern das— 
jelbe erjcheint im Zujammenhange mit der feit zweihundert Jahren ſich 
vollziehenden Entwidelung faſt nur als eine der vielen Yluthwellen, die im 
Strome derjelben entjtehen, um kurz darauf wieder zu zerfließen. 


$. 115. 
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Das Gewerberecht entjteht und entwidelt fich im fteten Kampfe focialer 
Selbitfuht mit der das nterefje der Gefammtheit vertretenden Staats- 
gewalt. Die unmittelbare Urſache des Kampfes ift eine jehr einfache umd 
fare. Den Gewerbetreibenden ift ihr eigenes Wohlergehen das Maaß der 
Dinge Sie trachten ihren Kreis jo eng als möglich zu fchließen, um fid 
dieß Wohlergehen jo leicht als möglich zu fihern. Der Staat jedoch handelt 
injtinktiv im Intereffe der Gefammtheit. Daß die freie Concurrenz der 
Gejammtheit zu gute fommt, wenn fie auch Einzelnen das Leben fauer macht, 
it eine Wahrheit, die von den Regierungen feit zweihundert Jahren erkannt 
wurde. Daher find die Regierungen in Europa feit zweihundert Jahren 
bemüht, die reife der Gemwerbetreibenden zu öffnen, zu vergrößern — jedes 
Abſchließen derjelben zu verhindern. 

Sp oft nun die Regierungen die Bahn des Wetibewerbes im Intereſſe 
der Gejammtheit frei machen: beginnt da3 Gejammer derjenigen, die dar- 
unter leiden. Diejem Gejammer Rechnung tragend, erfolgt dann regelmäßig 
eine Feine Reaction; die Regierungen machen Eonceffionen an die Gewerbe: 
treibenden, jo lange bis die Staatsraifon fie zwingt, den Wettbewerb wieder 
frei zu geben. 

Die Gewerbetreibenden rufen dem Staate immer wieder zu: gejtatte 
feine freie Concurrenz, denn dieje richtet viele Heine Gewerbetreibende zu 
Grunde. Doc dieſer Ruf heißt fo viel al3 ob man dem Staate zurufen 
wollte: führe feinen Krieg, weil dabei viele Soldaten erſchoſſen werden! 


Entwidlung der Gewerbefreiheit in Defterreich, 


Auch in Dejterreich wogt der Kampf feit zweihundert Fahren unent- 
ichieden. Das Selbitinterefje der Gewerbetreibenden hatte fich in den Zünften 
feite Zwingburgen geichaffen, die lange den Angriffen der Staatsgewalt 
trogten. Bu diefen Angriffen würde der Staat feine Beranlaffung haben, 
wenn nur die Zunftorganijation auch die Blüte des Handwerfes erhalten 
und ficherjtellen fünnte. Das war aber nicht der Fall. „... . nad dem 
Ende des 30jährigen Krieges überftrömten gleichſam die über die wirth. 
Ihaftlihen Zuſtände fich verbreitenden Berichte der Negierungsbehörden an 
dag Wiener Hoflager von Klagen über den gänzlichen Verfall des Hand: 
werfes, über die „„Verluderung““ in allen Handwerkserzeugniffen, über 
die Unredlichkeit der Meijter und über die VBerwilderung der „„Nnechte“ * 
derfelben.“ *206) 

Es iſt bezeichnend, daß derjelbe öfterreichifche Negent, der den eriten 
kräftigen Anſtoß zur Reform der bäuerlichen Unterthänigfeitsverbältnifie 
gab, Leopold L.,?"?) es auch war, der es unternahm, dem „heillojen“ Berfalle 
der Bunfthandiverfe zu jteuern.?’*) Das konnte nach der Anficht der damaligen 
Regierungsfreije auf feine andere Weiſe gefchehen, als indem man fich ent: 





» Heinrich Reſchauer: Gejchichte des Kampfes der Dandwerferzünfte ar 
der Kaufmannsgremien mit der TE OHR Bürcaufratie. Wien 1882 ©. 3. 

307, Bergl. m. Einleitung S 

vs, Reſchauer 1. c. ©. 4. 
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ihloß „das Uebel bei der Wurzel zu faſſen und durch Ausrottung der 
Bünfte den bürgerlichen Erwerb zu curiren.” Und auch die von Kaiſer 
Leopold I. nach Dejterreich berufenen berühmtejten National-Defonomen jener 
Beit, Joh. Joach. Becher, Philipp Wilhelm von Horningf und Wilhelm 
Freiherr von Schröder beftätigten in ihren Gutachten, daß die Zünfte zu 
einem „böjen Mißbrauch“ geworden jeien, der „die ehrlihen armen 
Leute am Bürger: und Meifterwerden hindere und ein wahres 
Monopol verdede”?) Doc kam es unter Kaifer Leopold nur zu ein- 
gehenden Unterfuchungen der Angelegenheit und zur Einholung von Gut: 
achten jeiteng der Yandesregierungen, die alle mehr oder weniger die Reform 
der Zunfteinrihtungen als höchſt dringend bezeichneten, *'”) 

Ein enticheidender Schritt zur Einjchränfung der Zünfte erfolgte erit 
unter Kaiſer Joſef I., der unterm 1. October 1708 anordnete, daß neue 
Zünfte zu errichten, ihnen Innungsartifel und Nechte zu ertheilen, dem 
Regenten allein zuftehe. Gleichzeitig begann die Regierung über die Köpfe 
der Zünfte hinweg Befugnifje zum fabrifmäßigen Gewerbebetrieb zu er- 
theilen.?14) 


Kaiſer Karl's VI. General-Zunftordnung. 


Auf dieſem Wege ging es nun immer weiter. Man ließ die Zünfte 
beſtehen — ertheilte aber außerhalb derſelben allerhand Gewerbebefugniſſe, 
vorerſt zur Ausübung ſolcher Gewerbe, die noch keine zünftige Organiſation 
beſaßen, ſodann auch ſolcher, die bereits in den Zünften vertreten waren. 
Dieſe Uebung erhielt ihren codificatoriſchen Ausdruck in dem Patente Kaiſer 
Karls VI. vom 12. April 1725, womit unabhängig von den Zünften und 
ihren Satzungen, Schutz-Befugniſſe“ für Gewerbetreibende eingeführt wurden, 
auf Grund welcher den Geſellen auch der zünftigen Gewerbe ohne vorher— 
gehende Erwerbung des zünftigen Meifterrecht3 die Ausübung ihrer Gewerbe 
geitattet wurde (die Befugniffe wurden in Form von Decreten ertheilt, 
daher die betreffenden Gewerbetreibenden als „Decreter” bezeichnet wurden). 

Kaiſer Karl VI. begnügte fi aber nicht mit diefer Umgehung der 
BZünfte und der Begründung einer ganzen Claſſe unzünftiger Gewerbe: 
treibender: er wollte auch die in den Zünften bejtehenden Mißbräuche bejei: 
tigen. Bu diefem Zwecke erließ er eine General-Zunftordnung (19. April 
1732) welche eine „neue gute Ordnung“ innerhalb der Zünfte Herjtellen 
jollte, wo bisher nur „Unverjtand, Engherzigfeit und Selbſtſucht“ walteten.”’”) 

Wenn nun aud die General:Zunftordnung ihren Zweck unmittelbar 
nicht erreichte, jo gab fie doch den nachfolgenden öfterreichiichen Regierungen 
eine bejtimmte Richtung in ihrem Vorgehen gegen die Zünfte. So war die 
Regierung der Kaijerin Maria Therejia bemüht, „die Machtbefugnifje der 





3, Ebenda. 

10) Kopetz: Gemwerbegejegfunde II ©. 19. 

219) 1709 wurde die erite „ausschließliche” Befugniß zum Betriebe einer 
Traubenfern-Delfabrif in Wien ertheilt. 

12, Worte des faiferl. Rejcriptes vom 29. November 1724. 
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Zünfte den Angehörigen derfelben gegenüber auf ein Minimum einzu: 
ichränfen“. Auch ift die ganze Tendenz der Therefianifchen Regierung in 
Gewerbefahen aus der am 25. Juli 1763 an den niederöfterreichiichen 
Eommerz:Eonfeß erlaffenen Inftruction erfichtlich, worin demſelben empfohlen 
wird „bei allen Profejfionen, jo in das Manufacturwejen einschlagen, jedes- 
mal die gejchidteften Arbeiter zur Meiſterſchaft auszuwählen, ſich an feine 
Bahl zu binden, jondern die Zahl der Meijter nah, Maaß, ald die Manufac- 
turen wachſen, zu vergrößern.“ Die Behörden waren denn auch nicht nur 
mit einzelnen Gewerbebefugnifjen freigebig, jondern erklärten auch ganze 
Kategorieen von Gewerben, die früher zünftig waren, für frei. 

Diefe Praris wurde immer allgemeiner und immer verbreiteter, 
namentlich als mit dem Hofdekret vom 30. Mai 1776 den Magiftraten und 
Ortöobrigfeiten das Necht eingeräumt wurde, die Polizei- und Commerzial: 
gewerbe in erjter Inſtanz zu verleihen. Unter Kaiſer Joſef II. wurde diele 
Richtung mit größter Energie verfolgt. Mit Hofdecret vom 15. Jänner 1784 
wurde jede Feſtſetzung der Anzahl zünftiger Gewerbe innerhalb der einzelnen 
Dandiwerfe für unjtatthaft erflärt, und es Jedermann freigejtellt, auch mehrere 
Gewerbe gleichzeitig zu betreiben; der Einfluß der Zünfte aber auf die Ver- 
leihung von Gewerbebefugnifjen ſank zu einer inhaltslojen Formalität herab. 
Die Rechte und Befugniffe der Fabriken wurden erweitert; eine große An: 
zahl von Gewerben wurde als unzünftig, eine Anzahl von Bejchäftigungen 
und Künſten vollfommen frei erflärt. 

Die auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens nad) dem Tode des 
Kaiſers Joſef II. um fich greifende Reaction, Scheint auch den Zünften (und 
Handelsgremien) Muth eingeflößt zu haben, mit ihren Forderungen nad 
Einführung der alten Beichränfungen und Beleitigung des „Commerzial: 
ſyſtems“ aufzutreten. Insbeſondere war e3 die Regierungszeit Kaifer Franzl., 
welche die zünftlerifchen Beſtrebungen neu belebte. 


Die „Polizeifperre“ unter Kaifer Franz I. 


Die Exceſſe der franzöfifchen Revolution hatten all und jede freiheitlice 
Entwidelung in Mißcredit gebradjt; zudem herrjchte ein großes Mißtrauen 
gegen alles Ausländifche und Fremde, was zur Folge hatte, daß num aus: 
ländifchen Gewerbetreibenden und Induſtriellen die Anſiedlung in Dejterreih 
erſchwert wurde. Bezeichnend für die nun zum Regierungsprinzip erhobene 
Aengſtlichkeit iſt das Cabinetsſchreiben vom 28. Februar 1802, womit 
der böhmijch-öfterreichifchen Hoffanzlei aufgetragen wurde, „in Berleihung 
der Meijterrechte und Gewerböfugnifje jo ſparſam als möglich vorzugehen“; 
gleichzeitig wurde die Errichtung weiterer Fabriken in Wien und den Bor- 
ftädten als unftatthaft erffärt und zwar unter anderen aus dem Grunde, 
damit die ohnehin „übermäßige Bevölkerung“ nicht noch mehr zunehme. 
Im Jahre 1806 gab Kaifer Franz L der Commerz-Hofcommiſſion wegen 
eine von derjelben an einen Seidenzeugfabrifanten in Wien verliehenen 
Fabrikbefugnifjes einen Verweis mit der Motivirung: daß ed an Gewerben 
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diefer Art in Wien ohnehin nicht mangelt und daß der Kaiſer die Manu— 
facturen in Wien nicht vermehrt, jondern vermindert wifjen will.*18) 

Zum Ruhme der öjterreihiichen Beamtenſchaft muß e3 jedoch her: 
vorgehoben werden, daß fie nicht müde ward, ſolchen Anjchauungen und 
Befürchtungen des Kaiſers in wohlmotivirten und ſehr gründlichen aller: 
unterthänigjten Vorträgen ertgegenzutreten: jo daß der Kaifer die im Ja hre 
1802 theilweije eingeführten Bejchränfungen der Gewerbefreiheit in der 
Folge wieder bejeitigte. Doc auch die Bünfte und Kaufmanns-Gremien 
ftellten den Kampf nicht ein. Immer wieder von neuem bejtürmten jie den 
Kaiſer mit Bittgefuchen, worin fie auf den ihnen durch Verleihung von 
Gewerbsbefugnifien feitens der Behörden unfehlbar drohenden Ruin hin- 
wieien. Diejes Vorgehen blieb nicht ohne Wirkung. Unterm 10. Auguſt 
1822 erließ der Kaifer an den oberiten Kanzler, Grafen Saurau, ein 
Gabinetsjchreiben, worin er jich gegen die übermäßigen Gewerb3vermehrungen 
ausſprach und die Kanzlei dafür „streng verantwortlich“ machte, „Gewerbs— 
verleihungen für die Zufunft nur für den abjolut nothwendigen Bedarf zu 
geſtatten.“ Die Gegenvorjtellungen der Commerz-Hofcommiſſion blieben 
unberüdfichtigt. Der Kaiſer blieb dabei (24. Februar 1824), daß „die 
Gewerbs- und Handelsbefugnifje nicht ohne Grund zu vermehren“ und „Die 
Gewerb3: und Handelöleute gegen unbefugte Eingriffe und Störungen ihrer 
Gerechtſame nahdrüdlich zu ſchützen“ ſeien — und auf diejer abichüfligen 
Bahn ging ed nun fort bis zu der im Jahre 1831 vom Kaifer anbefohlenen 
jog. „Bolizeifperre“. 

Unterm 17. Auguſt diefes Jahres erließ der Kaifer nämlich an den 
oberjten Kanzler, Grafen Mittrowsky, ein Handbillet folgenden Inhalts: 
„Sie haben die Verleihung von Gewerben, die nicht radizirt ober nicht ver- 
fäuflich find, bis auf meinen weiteren Befehl einzujtellen.“ Allerdings 
wurde diefe Sperre vorderhand nur auf die Polizeigewerbe in den Städten 
beichränkt, die Zünfte und Handlungdgremien dagegen mit ihren Petitionen 
um Ausdehnung derjelben auch auf ihre Gewerbe wurden abgemwiejen: aber 
diefe unaufhörlichen Bittgejuche der Zünfte und Gremien, auch nach erfolgter 
Bolizeifperre, hielten die Gewerberechtsfrage in jtetem Fluß und gaben auch 
den von jojephiniichem Geifte belebten Behörden immer von neuem Anlaf, 
die Grundlofigkeit der zünftleriichen Klagen zu erörtern und dagegen den 
freiheitlihen Anjchauungen Ausdrud zu verjchaffen. 

So heißt e3 in einem Bortrage der allg. Hofkammer vom 1. Augujt 
1833: „Die vielen in legter Zeit erhobenen Klagen und Bejchwerden der 
Commerzialgewerb3-Innungen über Abnahme ihres Wohlitandes, über ihren 
gänzlichen Ruin, über die Geringfügigfeit ihres Abjahes, über die Ueber: 
füllung ihrer Gewerbe... . jtehen in einem nicht erflärbaren Contraſte mit 
Thatjahen und Wahrnehmungen, von denen fich jedermann täglich über: 
zeugen fünne, nämlich mit den augenjcheinlichen Fortichritten der öſterreichiſchen 
Induſtrie und dem jährlichen Zunehmen des Ubjages öfterreihiicher Erzeug- 
nijfe auf ausländiihen Märkten, mit der Menge von Privilegien, welche 


13, Reſchauer 1. c. 55. 
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auf neue Erfindungen und Verbeſſerungen in allen Zweigen der Induſtrie 
fortwährend angeſucht und ausgeführt werden, mit dem Zudrange neuer 
Unternehmer zu allen Gattungen von Gewerben, mit dem Entſtehen ganz 
neuer Vorſtädte um Wien herum, wovon die Häuſer beinahe ausſchließlich 
Gewerbsleuten angehören. . . .“ 

Dieſe Stelle iſt für den beiderſeitigen Standpunkt, der Zünfte und 
Gremien einerſeits, der Behörden andererſeits ſehr bezeichnend; während 
erſtere nur ihren eigenen Vortheil im Auge haben, jede unliebſame Con— 
currenz ſich vom Leibe halten wollen, faſſen die Staatsbehörden die Ge— 
ſammtheit in's Auge; jene klagen über den Ruin ihrer Zunftgenoſſen; 
dieſe weiſen auf die Entwickelung des Wohlſtandes der Geſammtheit und 
den Aufſchwung der Induſtrie hin. Die Wucht dieſer letzteren Gründe 
bildete einen wirfjamen Hemmſchuh der vom Kaiſer ſelbſt begünſtigten 
reactiorären Strömung. Die allgemeine Hoffammer bejchuldigte die Zünfte 
und Gremien, daß fie „durch faliche Voripiegelungen eines angeblichen Noth- 
itandes, Gejchlofjenheit ihres Mittel3 und ausschliegende Monopolrechte auf 
Koften des Publicums ſowohl ald ihrer eigenen, mit Meifterrechten oder 
Befugnijjen noch nicht betheilten Gewerbsgenoſſen zu erringen“ fuchen, 
(Bortrag vom 24, Jänner 1834) und kennzeichnete die beiderjeitigen Stand: 
punfte, der Zünfte und Behörden, auf folgende überaus zutreffende Weiſe: 
„Wenn es nun gleich in dem Zunftgeiſte aller Gremien liege, dab jede: 
Mitglied von dem Augenblide an, wo es in dasjelbe aufgenommen wird, 
nah Ausſchließung weiterer Concurrenten jtrebe, um bei minderer Con: 
currenz die PBreife feiner Waaren über den natürlihen Marktpreis hinauf- 
jteigern und überipannte Gewinnſte machen zu fünnen, jo jei e3 dagegen 
Pflicht der Behörde, nur den Handel, die Indujtrie und das Publicum im 
allgemeinen im Auge zu behalten.“ *'*) 


Neuerlihe Gewerbe-Enqueten. 

Mittlerweile hatte der Kaifer bereit3 (unterm 17. Auguft 1832) eine 
allgemeine „Einvernehmung der Unterbehörden“ über die Zweckmäßigkeit 
von Beichränfungen der Handel3- und Gewerbeclaffen anbefohlen, in Folge 
defjen eine großartige alle Zandesitellen, Kreisämter, Gut3obrigfeiten, Magi- 
jtrate und Bünfte umfaffende Enquete über die Gewerberechtäfrage in 
Scene gejeßt wurde. 

Anfangs Jänner 1835 ift das Ergebnif dieſer Enquete dem Kaiſer 
unterbreitet worden. Die allgemeine Hofkammer begleitete das umfang- 
reihe Material der aus allen Ländern eingelangten Gutachten mit einer 
Note, worin fie die gedeihlichen Folgen des freiheitlichen oder Commerzial- 
ſyſtems nachweift und vor Beichränktungen des Gewerbefl: iges warnt. „Ei 
wiirde wohl bald jehr traurig um jenen Staat ausjehen,“ heißt es darin, „der 
durch feine Gefeßgebung die Faulbeit und die Ungeſchicklichkeit auf Koſten 
des Allgemeinen in Schu nehmen wollte.“ „Nicht die Vermehrung, jondern 
die Verminderung der Unternehmungen zur Beichäftigung erwerbäfleißiger, 
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arbeitender Hände, der Zwang und die Beichränfungen des Handels und 
der Induſtrie find nach den Erfahrungen aller Zeiten mit großen Gefahren 
verbunden; fie erzeugen die furchtbarften Keime der IJmmoralität, Müßiggang, 
Bettelei, Verarmung, Gewerbejtörerei, Schleihhandel, Bedrüdungen dem 
Publicum, Betrügereien den Behörden gegenüber.“ Die Note gipfelte in 
dem Antrage, „nicht nur bei jenem (freiheitlihen) Syſteme ftandhaft zu 
beharren, unter deſſen Schuße feit der weijen Regierung der Kaiferin Maria 
Therefia die Quellen des Nationalwohlitandes gedeihliche Zuflüffe fanden: 
jondern auch in jenen Berbejjerungen der gejeglichen Einrichtungen folgerecht 
fortzufahren, welche die Hindernifje einer fortjchreitenden Entwidelung des 
allgemeinen Wohlitandes bejeitigen....“, indem „ein Rüdjchreiten der Gejeß- 
gebung durd Einführung neuer Bejchränfungen im Face des Handels und 
der Induftrie nicht allein durchaus nicht räthlih, jondern auch fogar in 
hohem Grade bedenklich und gefährlich wäre.“ 

Auf diefe Vorjtellungen hin erhielt die Hoffammer mitteljt kaiſerlichen 
Handjchreibens den Auftrag, einen Entwurf eines einheitlihen Gewerbe- 
gejeges auszuarbeiten. Die Hoffammer fam dieſem Auftrage noch im 
Laufe des Jahres 1835 nad) und verfaßte einen aus 67 Paragraphen 
bejtehenden Entwurf für ein Gewerbegejeg, das jomwohl in den deutjch- 
böhmischen Ländern wie auch in Galizien und Bukowina einzuführen wäre. 
Diejer Entwurf beruhte im Ganzen auf freiheitlichen Principien bei möglichiter 


Schonung wohlerworbener Rechte, er hob die bejtehenden Zünfte und Gremien 


nicht auf, ftatuirte aber feinen Zunftzwang. 


Die Gewerbeordnung 1859, 


Der Entwurfvon 1835,der kurz vor dem Tode Kaijer franzl.infein Cabinet 
gelangte, wurde nicht mehr erledigt, und während der Regierung Ferdinand I. 
blieb die Gewerberechtsfrage, wie jo viele andere, in statu quo; die Regierung 
war jeder Initiative bar und ohne diefelbe konnte nicht3 vorgenommen werden, 
So fam e3 zu den Stürmen des 1848er Jahres. Es ift nun jehr bezeichnen, 
daß in jenen Tagen, wo von allerwärt3 der Ruf nach Freiheit erfcholl, 
nur die Bünfte jich fein nüchtern den Sinn für ihr Eigeninterefje bewahrt 
haben und überall gegen die Freigebung der Gewerbe fich erhoben. In 
diejem Sinne überreichten fie Petitionen an den conjtituirenden Reichstag 
in Wien, jo unter anderen die vom Central-Gremium und Jnnungscomite 
in Wien am 8. Auguſt 1848 überreichte. Diejelbe erhob im vorhinein 
Brotejt gegen eine eventuelle Freigebung der Gewerbe, verlangte die 
Einjtellung des Hauſirhandels, Aufhebung aller bisher geduldeten „freien 
Beihäftigungen“ u. dgl. In demjelben Sinne ſprach ſich eine gleichzeitige 
Betition der oberöjterreihiichen Gewerbeinhaber und Innungen aus. Der 
Reichstag fand jelbitverjtändlich feine Zeit, jich mit diefer Frage zu be— 
Ichäftigen; dagegen faßte im Anfang der 50er Jahre die Regierung wieder 
den Entihluß, ein neues, den Verhältniſſen der Neuzeit entjprechendes 
Handels- und Gemwerbegeje zu jchaffen. Zu diefem Zwede wurden die 
damals neu errichteten Handels- und Gewerbefammern aufgefordert, ihre 
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Gutachten über ein folches zu jchaffende Gefek abzugeben. Unter Benugung 
der in Folge deſſen eingelaufenen Gutachten veröffentlichte die Regierung 
im Sahre 1854 einen in zünftigen Geifte gehaltenen „Entwurf eines 
Handels- und Gewerbegejeßes für den öfterreichiichen Kaijerftaat“, der 
wieder ſämmtlichen Handels: und Gewerbelammern zur Begutachtung über: 
mittelt wurde. Doc jcheint die Regierung felbjt bald von dem Standpunft 
diefes Entwurfes abgewichen zu fein, denn im Jahre 1856 veröffentlichte 
fie Schon einen neuen, dießmal wieder in freiheitlihem Geiſte verfaßten 
Entwurf eines Handel3- und Gewerbegeſetzes. Nach diejem Entwurfe jollten 
alle Zünfte aufgehoben, das Gewerbe freigegeben, die gefammte Gewerbe: 
polizei den jtaatlichen Bolizeibehörden übertragen iwerden. Aus diefem Ent: 
wurfe iſt dann endlich die Gewerbeordnung von 20. December 185% ber: 
vorgegangen, welche auf dem Grundjate der Gewerbefreiheit aufgebaut 
twurde, weder Zunftziwang nod) zünftige Gewerbe fennt, wohl aber Genoſſen— 
ihaften „unter denjenigen, welche gleiche oder verwandte Gewerbe betreiben“. 
E3 war dieß die lebte gejetßgeberiiche Arbeit des abjoluten Regimes in 
Deiterreich auf dem Gebiete des Gewerberechts; daraus erklärt es fich, daß 
in derjelben die in der Wiſſenſchaft herrichenden Ideen über die jeitens der 
intereflirten Zünfte und Gremien geäußerten Wiünfche den Sieg davon: 
trugen. Es follte fich in der Folge zeigen, daß parlamentarische Vertretung 
förper von den interejjirten Kreifen der Gewerbetreibenden noch ganz ander? 
und viel mehr abhängig find als abjolute- Regierungen. 





Die Gewerbenovellen 1883 und 1885. 


Die Gewerbeordnung 1859 rief gleich nach ihrem Erjcheinen einen 
Sturm des Unwillens feitend der Zünfte und Gremien hervor. Diejer 
Unmille konnte fi) feit der Einführung des repräfentativen Syſtems (1861) 
nicht nur in Petitionen an den Reichsſtag Ausdrud verichaffen, fondern 
machte fih auch nun in Vereinen, Wählerverfammlungen und Gewerbe: 
tagen Luft. Die Agitation der jteuerzahlenden Gewerbetreibenden, die das 
Wahlrecht in die Vertretungsförper üben und daher immer einen gewiſſen 
Einfluß auf die Wähler haben, wuchs von Jahr zu Jahr; die Abgeordneten 
aus den Städten und Märkten mußten ihren Wählern Rechnung tragen, 
zünftleriiche Anträge ftellen, für welche auch die Großgrundbejiger jtimmten, 
deren Intereſſe durch den Abfluß Tandwirthichaftlicher Arbeiter in die Städte 
geihädigt wird. Diefen allfeitigen Andrängen gab die Regierung endlich 
nad) und brachte im Jahre 1880 den Entwurf einer neuen Gewerbeordnung 
im Reichdrathe ein, worin den zünftleriichen Wünjchen Rechnung getragen 
wurde. Der Reichsrath ging aber vorerjt auf die Berathung des ganzen 
Entwurfes nicht ein und begnügte fich damit, von den neun Hauptitüden 
der 1859er Gewerbeordnung fünf ganz umzuändern (I—IV u. VII) und 
an Stelle der alten in die Gewerbeordnung einzufügen (Gewerbenovelle vom 
15. März 1883 RGB. Nr. 39). Und zwar waren es die Hauptftüde, die, 
von der Eintheilung der Gewerbe (T), von den Bedingungen des Betriebes (IT) 
von den Erfordernilien einer befonderen Genehmigung bei einzelnen Ge: 


= BIT 


werben (III), von dem Umfang und der Ausübung des Gewerbes (IV), 
endlich von den Genoſſenſchaften (VII), welche abgeändert, beziehungsweije 
auf ganz neuen Grundlagen verfaßt wurden. In weiterem Verfolge diejer 
geießgeberifchen Richtung wurde zwei Jahre jpäter auch das VI. Hauptjtüd 
der 1859er Gewerbeordnung „von dem Hilfsperjonale“ ebenfall3 dem Stand: 
punfte der 1883er Novelle angepaßt (Gef. v. 8. März 1885 RGB. Nr. 22). 
So beruht denn die heutige Regelung des Gewerbeweſens in Dejterreich 
auf der durch die zwei Novellen von 1883 und 1885 in ihren wejentlichiten 
Bunkten veränderten Gewerbeordnung von 1859. Mit der letteren ijt die 
Bahn freiheitlicher Entwidelung befchritten, mit den zwei Novellen 
it die Umfehr zur Zunftverfafjung, jo weit eine ſolche bei den heutigen 
Verhältniſſen überhaupt möglich ift, vollendet worden. 


Eintheilung der Gewerbe. 


Jede Gewerbeverfafjung beruht auf einer eigenthümlichen Eintheilung 
der Gewerbe; denn e3 hat immer, auch in den Beiten der Herrſchaft der 
Zünfte, Gewerbe gegeben, die aus den verjchiedeniten Gründen unzünftig 
waren und auf Confenjen oder Conceſſionen der Behörden beruhten. Es 
hat alfo ſchon jehr frühe außer den zünftigen Gewerben auch nichtzünftige, 
oder wie man das ſpäter in Deiterreih nannte, Polizeigewerbe, gegeben. 
Neben diejen hatten ſich in den Zeiten der verjchiedenen Bannredjte und 
perfönlichen Vorrechte die jogenannten Real- (oder radicirten) und Perfonal: 
‚gewerbe herausgebildet (von erjteren meint Kopetz, daß jie ſich „eingejchlichen “ 
hätten). 

Die erfteren, die Real- oder radicirten Gewerbe, waren folche, 
„weiche ausdrüdlicd in der Hausgewähr enthalten“ waren und deren Aus: 
übung an dengrundbücherlichen Befit der betreffenden Realität geknüpft war.”"?) 

Die Perjonalgewerbe waren jolche, „welche blos auf die Perſon 
des Anwerbers verliehen“ wurden, mit dejjen Tode erloſchen und höch— 
jtens von dejjen nicht zu einer zweiten Ehe jchreitenden Wittwe ausgeübt 
werden konnten. *16) 


15), Die auf die radicirten Gewerbe bezügliche Geſetzgebung ift weder durch 
die Gewerbeordnung 1859 noch durch die beiden Gemwerbenovellen berührt worden. 
Art. VII des Kundmachungspatentes v. 1859 jagt ausdrüdlih: „Die Realeigen- 
ihaft der zu Recht beitehenden radicirten und verfäuflichen Gewerbe bleibt uns» 
verändert. Neue Nealgewerbe dürfen nicht gegründet werden.” Das Verfahren 
bei Conitatirung der Nealeigenichaft der radicirten Gewerbe wurde mit Min.Vdg. 
vom 31. October 1856 fejtgeitellt und bejteht zu Recht. Als radicirtes Gewerbe 
wird nur jenes angejehen, welches in der Hausgewähr des ordentlihen Grund- 
buch ausdrüdlich enthalten ift, daher „einen wahren Theil des Haujes und feines 
Berthes bildet“ (Wolsfi Nr. 889). 

Dieje Eintragung in das öffentliche Buch ift die unerläßliche Vorausjegung 
der rechtlichen Eriftens eines radicirten Gewerbes. Ohne dieſe Borausjegung fann 
die Einleitung des Verfahrens zur Conjtatirung der Eigenjchaft eines Gewerbes 
ald Realgewerbes (gemäß obiger Minifterialverordnung von 1856) nicht gefordert 
werden. (Alter I 1163). Bergl. Weigelsperg: Compendium des Gemwerbewejens. 
3. Aufl. ©. 15. 

316) Hofdecret dv. 20. Februar 1795 an die niederöjterr. Regierung. 
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Eine dritte Kategorie von Gewerben, welche die Mitte hielt zwiſchen 
den Real- und Perſonalgewerben, waren die verkäuflichen, welche „zwar 
keinem Hauſe ankleben, doch aber von dem Eigenthümer auf ſeine Kinder 
übertragen, an dritte Perſonen verkauft, verſchenkt, verpfändet“ werden 
fonnten. Ueber dieſe verkäuflichen Gewerbe wurden in den Städten be— 
ſondere Vormerk-Protokolle geführt.7) 

Dieſe verſchiedenen Arten von Gewerben erhielten ſich in Oeſterreich 
bis zum Jahre 1859. Die Gewerbeordnung dieſes Jahres machte (un— 
beſchadet der erworbenen Rechte) für die Zukunft allen dieſen Kategorieen 
‚von Gewerben ein Ende, indem fie, dem Grundſatze der Gewerbefreiheit ent- 
ſprechend, furz und bündig erflärte, daß „die Gewerbe entiveder gegen bloße 
Anmeldung betrieben oder an eine bejondere Bewilligung der Behörde ge: 
bunden“ fein können (8.1). Erjtere wurden freie, letztere concejfionirte Ge— 
werbe genannt; dabei jtatuirte die Gewerbeordnung die erjteren als Regel, 
die letzteren als durch öffentliche (Sanitäts:, Sicherheit3- u. dgl.) Rückſichten 
gebotene Ausnahme. An Stelle diejer einfachen und allgemein verjtändlichen 
Eintheilung der Gewerbe jegte die heute geltende Novelle von 1883 eine 
Dreitheilung in freie, handwerksmäßige und conceffionirte. Die Definition 
der letzteren blieb diejelbe wie in der Gewerbeordnung 1859. Es gehören 
zu denjelben „jene Gewerbe, bei denen öffentliche Rückſichten die Noth— 
wendigfeit begründen, die Ausübung derjelben von einer befonderen Be: 
willigung abhängig zu machen“ ($. 1). Als ſolche wurden erklärt: 

1. Alle Gewerbe, welche auf mechanischem oder chemiſchem Wege die 
Bervielfältigung von literarifchen oder artiftiichen Erzeugniffen, oder 
den Handel mit denfelben zum Gegenftande haben (Buch, Kupfer:, Stahl: 
Holz-, Steindrudereien und dergleichen einfchließlich der Tretprejjen, dann 
Buchhandlungen, einjchlieglich der Antiquarbuchhandlungen, Kunſt-, Mufika- 
fienhandfungen); 2. die Unternehmungen von Leihanftalten für derlei Er: 
zeugnifje und von Lefecabineten; 3. die Unternehmungen periodischer Ber: 
fonentransporte; 4. die Gewerbe derjenigen, welche an öffentlichen Orten 
Berjonentransportmittel zu jedermanns Gebrauche bereit halten, oder per: 
fönlihe Dienjte (al3 Boten, Träger u. dgl.) anbieten; 5. Das Schiffer: 
gewerbe auf Binnengewäfjern; 6. das Baumeifter-, Brunnenmeijter:, Mau: 
rer:, Steinmeß: und Zimmermannsgewerbe; 7. das Rauchfangkehrergewerbe; 
8. dag Banalräumergewerbe; 9. dad Abdedergewerbe; 10. die Verfertigung 
und der Verkauf von Waffen: und Munitionsgegenftänden; 11. die Verfer: 
tigung und der Verkauf von Feuerwerksmateriale, Feuerwerkskörpern und 
Sprengpräparaten aller Art; 12. das Trödlergewerbe; 13. das Pfand— 
feihergewerbe; 14. die Darjtellung von Giften und die Zubereitung der 
zu arzneilicher Verwendung bejtimmten Stoffe und Präparate, ſowie der 
Berfchleiß von beiden, injoferne dies nicht ausichliehlich den Apothefern 
vorbehalten ift; dann die Erzeugung und der Verfchleiß von fünftlichen 
Mineralwäflern; 15. die Gajt- und Schantgewerbe, einſchließlich des durch 


>17, Die Führung ſolcher Vormertebücher ordnet noch die Min.-Bdg. vom 
6. März 1859 an, zum Zwede der Evidenzbaltung. 
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ein bejonderes Geſetz geregelten Ausſchankes und Stleinverjchleißes von ge- 
brannten geijtigen Getränken; 16. die gewerbsmäßige Erzeugung, der Ver: 
fauf und der Ausſchank von Kunjtweinen und Halbweinen; 17. die Aus: 
führung von Gasrohrleitungen, Beleuchtungseinrichtungen und Wafferein: 
leitungen; 18. das Gewerbe der Erzeugung und der Reparatur von Dampf: 
keſſeln; 19. das Gewerbe der Spielfartenerzeugung; 20. die Ausübung 
des Hufbeichlages; 21. das Gewerbe der Vertilgung von Ratten, Mäufen, 
ſchädlichen Inſecten und dergleichen durch gifthältige Mittel. 

Der Handeldminijter iſt jedoch ermächtigt, erforderlichenfalls nach Ein- 
vernehmung der betreffenden Handeld: und Gewerbefammer jowie der Ge: 
nofjenjchaften im VBerordnungswege noch einzelne andere, als die oben 
aufgezählten Gewerbe an eine Concejjion zu binden.?!°) 

Ebenjo fünnen einzelne, dermalen concejjionirte Gewerbe von dem Er: 
fordernijje der Conceſſion entbunden werden ($. 24). 

Für Verleihung einer Concejjion ijt eine Gebühr zu entrichten, und 
zwar: durch den auf den auszufertigenden Gewerbejchein anzubringenden 
Stempel. 

Eine Unterabtheilung der concejjionirten Gewerbe bilden die Gajt- 
und Schanfgewerbe. 

Diejelben zerfallen in folgende Berechtigungen: 

a) fremdenbeherbergung; b) Speijenverabreihung; ec) Bier-, Wein- 
und Mojt-Ausihanf; d) Ausſchank und Kleinverjchleiß von gebrannten 
geijtigen Getränfen; e) Kunſt- und Halbweinausichant; f) Kaffeehausgewerbe; 
g) Haltung von erlaubten Spielen. Dieje Berechtigungen können einzeln 
oder in Verbindung verliehen werden ($. 16). 

Zur Erlangung der Conceſſion für eines der hier aufgezählten Gajt- 
und Schanfgewerbe werden nebjt den allgemeinen Bedingungen zum jelb- 
jtändigen Gewerböbetriebe Verläßlichkeit und Unbejcholtenheit des Bewerbers 


1%, Da das Gejeh beitimmte, daß alle Gewerbe, weldye nicht al3 handwerks— 
mäßig oder als concejiionirt erflärt werden, freie Gewerbe jind, jo fonnte e3 
nicht ausbleiben, daß ſich Fälle von Gewerbegründungen ereigneten, die der Geſetz— 
geber nur weil er jie nicht vorausjah, nicht in die Zahl der concefjionirten auf: 
nahm, die aber im Sinne und Geijte des Geſetzes ohne Conceſſion nicht betrieben 
werden dürfen. Wenn nun in ſolchen Fällen die Partei gegen die Entjheidung 
der politiichen Behörde, womit ihr der freie Gewerbebetrieb beanjtändet wird, 
an den Berwaltungsgerichtshof die Bejchwerde überreicht, jo urtheilt der BSH. 
nach dem geltenden Gejeße und erflärt das neue Gewerbe für frei, weil es weder 
unter den handwerksmäßigen noc unter den concefjionirten aufgezählt ift. So 
erfannte denn der VGH. die „Errichtung eines Snformationsbüreaus zum 
Zwecke der Ausfunstsertheilung über Ereditverhältniffe von Firmen“, ferner eine 

„Leichenbejtattungsunternehmung“ auf den Wortlaut des Gejeges ſich ſtützend 
für freie Gewerbe (Alter I 1047, 1048) während e3 doch Har ijt, daß feine 
Staatsverwaltung derartige Gewerbeunternehmungen frei geben fann. That» 
ſächlich jind —— Gewerbe in Folge jener Erkenntniſſe des VGH. mit nachfolgen— 
der Min.-Bdg. v. 20. Juli 1885 RGB. Nr. 116 und 30. December 1885 RGB. 
Nr. 13 ex 1886 als concejlionirte erflärt worden. Es iſt das ein ähnlicher Vor— 

ng wie der oben Theil I Note 9 dargeitellte, wo die Judicatur des VGH. der 
Rechtsbildung durch Entſcheidungen der politiichen Behörden, entgegentritt und 
jedes neue Recht in einer allgemeinen Rechtsnorm begründet haben will. 
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gefordert. Auch ijt dabei auf das Bedürfni der Bevölferung, die Eignung 
des Locales, dejjen örtliche Lage und auf die Thunlichfeit der polizeilichen 
Ueberwachung Rüdficht zu nehmen; dabei find die Gemeinde de Stand- 
ortes und die landesfürftliche Polizeibehörde (wo eine jolche fich befindet) 
um ihre Meinung zu befragen.”!?) Wird die Eonceffion ungeachtet der Ein- 
wendungen der Oemeinde ertheilt, fo fteht derjelben das Recursrecht zu.?*%) 


Freie und handwerfsmäßige Gewerbe. 


Als freie Gewerbe werden diejenigen erklärt, welche weder al3 hand: 
werfsmäßig, noch al3 conceflionirt erklärt werden. Auf diefe Weije hängt, 
nachdem die conceffionirten Gewerbe im Geſetz aufgezählt find, die Be— 
jtimmung der freien Gewerbe von der Erklärung ab, welche Gewerbe hand- 
werksmäßig find. Eine folhe Erflärung konnte die Gewerbegejegnovelle 
1883 nicht geben; der Begriff jelbjt war dem Gejeßgeber nicht Har und er 
30g es vor, die Erflärung einer gewiffen Anzahl von Gewerben als hand: 
werksmäßige vorderhand der Regierung zu überlaffen — und begnügte fich 
nur mit einer ganz unbejtimmten Andeutung, was für Art von Gemwerben 
ihm bei diefem Worte vorjchwebten. 

Das Gejeg ermächtigt daher den Handeldminifter im Einvernehmen 
mit dem Minifter des Innern bis zur legislativen Fejtitellung, im Ber: 
ordnungswege die handwerksmäßigen Gewerbe zu bezeichnen, wobei ala 
handwerksmäßige Gewerbe jene anzufehen find, bei denen es jich um Fertig— 
feiten Handelt, welche die Ausbildung im Gewerbe durch Erlernung und 
längere Bermwendung in demjelben erfordern und für welche diefe Ausbildung 
in der Regel ausreicht ($. 1). 

Dieje Bezeichnung der handwerfsmäßigen Gewerbe erfolgte zuerit mit 
Min.-VBerordnung vom 17. September 1883, welche jodann mit Min.- 
Verordnung vom 30. Juni 1884 RGB. Nr. 110 ergänzt und theilweije 
abgeändert wurde. Darnad) wurden ald handwerfsmäßig bezeichnet die Ge— 
werbe der: 1. Anſtreicher und Ladirer; 2. Bäder; 3. Buchbinder, Futteralmadıer, 
Ledergalanterie- und Cartonnagearbeiter; 4. Bürjtenbinder; 5. Drechsler, 
Meerihaumbildhauer und Pfeifenjchneider; 6. Erzeuger mujfifaliicher In— 
ftrumente (Klavier, Orgel, Harmonium u. dgl., Blechinftrumente; Flöte, 
Clarinette, Fagot, Oboe, Violine, Biolon, Violoncello, Öuitarre, Zither u.dgl.); 
7. Faßbinder; 8. Feinzeugjchmiede, Sporer, Meſſerſchmiede, Metall: und 


0) Bei Verleihung diejer Gewerbe ijt die Würdigung der Localverbältnifie 
Sache des freien behördlihen Ermefjens, gegen dießbezügliche rechtskräftige 
Entjcheidungen der politifchen Behörden fann feine Beſchwerde an den BGH. an- 
gebradht werden (Wolsfi Nr. 842). Auch bezüglich) der Uebertragung einer ver- 
liehenen Schankconceſſion in ein anderes Local hat die politiiche Behörde das 
Recht, eine joldhe nach freiem Ermeſſen zu gejtatten oder nit. (Wolsti Nr. 844, 
Alter I 1061.) 

»20) Hat die Gemeinde die ihr zuitehenden Einwendungen nicht geltend ge 
macht, jo ift Die Oberbehörde nicht berechtigt über einen nachträglichen Necurs 
derjelben die ertheilte Conceſſion zurüdzuziehen. E. d. BGH. v. 29. April 1887 
Budmwinsti 3508. 
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Stahljcleifer (mit Ausnahme der Karrenſchleifer), Feilhauer, Laubſägen— 
macher, Nadler und Webekammmacher; 9. Fleiihhauer; 10. Fleifchielcher; 
11. Friſeure, Rafeure und Berrüdenmader; 12. Glaſer; 13. Gold», Silber: 
und YJumelenarbeiter; 14. Gold, Silber: und Metallfchläger; 15. Gürtler- 
und Broncewaarenerzeuger; 16. Hafner; 17. Handihuh- und Bandagen: 
macher; 13. Hutmader; 19. Kamm: und Fächermacher, Beinfchneiber; 
20. Kleidermader; 21. Korbfledhter; 22. Kürfchner, Rauhmaarenfärber, 
Rappenmacher; 23. Rupferfchmiede; 24. Lebzelterund Wachszieher; 25. Metall- 
und Binngießer; 26. Mechaniter (fein oder Präcilions: Mechaniker), Er- 
zeuger chirurgifch- medicinifcher Anftrumente und Apparate, und Optifer; 
27. Platirer; 28. Poſamentirer, Schnür: und Börtelmadher, Knopf: und 
Greppinmacher, Gold- und Silberdrahtzieher, Gold: und Silberplättner und 
Spinner, Gold-, Silber- und Perlenftider; 29. Rothgerber; 30. Schloffer; 
31. Schuhmader; 32. Seiler; 33. Siebmacher und Gitterftrider; 34. Sonnen- 
und Regenichirmmacer; 35. Spängler; 36. Tapezirer, dann Erzeuger von 
geiteppten Deden, Kiffen und von Matragen; 37. Tafchner, Riemer, 
Peitſchenmacher, Kappenjchirmfchneider, Sattler und Pferdegeſchirrmacher; 
38. Ziihler; 39. Uhrmader; 40. Vergolder; 41. Wagner; 42. Wagen: 
ichmiede; 43. Wagenfattler; 44. Weißgerber; 45. Ziegel: und Schiefer: 
deder; 46. Bimmermaler und 47. Zuderbäder und Kuchenbäder. 

Ueber die Frage, ob ein Gerwerbe, welches in obiger Lifte nicht vor- 
fonımt, weil e3 örtlich anders bezeichnet ift, thatjächlich aber mit einem der 
obigen identifch it, al3 handwerksmäßig zu behandeln fei, enticheiden die Ge- 
werb&behörden im Jnftanzenzuge. Wo über den Umfang eines der obigen 
Zweifel entjteht, entjcheidet darüber die Landesbehörde (Min.-Erl. 27. Oct. 
1884 3. 33668). 


Fabriksmäßige Unternehmungen. 


Außerhalb der Gewerbe überhaupt und von jeder Einreihung unter 
diefelben ausgenommen fteht die Hausinduftrie; jpeciell von den hand» 
werf3mäßigen Gewerben und jeder Einreihung unter diejelben ausgenommen 
find alle „Handelögewerbe im engeren Sinne” und „fabrifgmäßig betriebene 
Unternehmungen“ ($. 1). 

„sm Zweifel, ob ein gewerbliches Unternehmen als ein fabriksmäßig 
betriebenes, beziehungsweije ein Handelsgewerbe im engeren Sinne anzu= 
jehen fei, entjcheidet die politiihe Landesbehörde nah Anhörung 
der Handel3- und Gewerbekammer und der betheiligten Genofjen- 
Ichaften und im Recurswege der Minifter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Handel3minijter“ ($. 1). 

Dieje vom Geſetzgeber ftatuirten „Ausnahmen“, die allerdings durch 
die ganze Öeftaltung der modernen Production und des modernen Verkehrs 
ſich al3 unvermeidlich erweifen, find von großer Tragweite, denn fie be= 
wirken, da& die Beitimmungen des Gejeges über „jandwerksmäßige“ Ge: 
werbe zu einem großen Theile für die Praxis jehr dehnbar, wenn nicht 
ganz illuforifch gemacht werden. Denn erjtens geht der Gejetgeber jeder 
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näheren Bejtimmung der Begriffe: Handelögewerbe und fabrifgmäßige 
Unternehmung aus dem Wege und überläßt dieielbe der Regierung, und 
zweitens giebt e3 faum eine handwerksmäßige Production, die nit aud 
fabrif3mäßig betrieben werden fünnte, und ebenjo it die Gränze zwiichen 
bandwerfsmäßigem Betrieb und Handelsbetrieb oder auch hausinduftriellem 
Betrieb in vielen Fällen jehr ſchwankend.**1) 

Allerdingd hat jich die Regierung beeilt, diefe Begriffsbeitimmungen, 
von denen die Wirkſamkeit der Gewerbenovelle abhängig gemacht wurde in 
authentifcher Form zu geben. So erflärte fie als „fabriksmäßig“ ſolche 
Gewerb3unternehmungen, in welchen die Herjtellung oder Verarbeitung von 
gewerblichen Verkehrsgegenſtänden in geichlofjenen Werkftätten unter Be— 
theiligung einer gewöhnlich die Zahl von 20 überfteigenden außerhalb ihrer 
Wohnungen bejchäftigten Anzahl von gewerblichen Hilfsarbeitern erfolgt, 
wobei die Benugung von Majchinen als Hilfsmittel und die Anwendung 
eines arbeitstheiligen Verfahrens die Regel bildet und bei denen eine Unter— 
icheidung von den handwerfsmäßig betriebenen Productionsgewerben aud 
durch die Berjönlichkeit de3 zwar das Unternehmen leitenden, jedod an der 
manuellen Arbeitsleiftung nicht theilnehmenden Gewerbsunternehmers, dann 
durch höhere Steuerleiftung, durch Firmaprotofollirung u. dgl. eintritt. 
(ME. vom 18. Juli 1883 3. 22037.) 





Handelögewerbe und Hausinduftrie. 


Us „Handel3gemwerbe im engeren Sinne“ erflärte der ME. vom 
16. September 1883 3. 26701 jene, bei welchen die Gewerbsanmeldung 
beziehungsweije der Gewerbeichein auf den Betrieb des Handels lautet, bei 
denen alſo diefer Handelöbetrieb das alleinige Geſchäft bildet und nicht als 
ein Ausflug des den gewerblichen Producenten zujtehenden Mechtes, mit 
ihren Erzeugnijjen und Waaren Handel zu treiben, erjcheint. 

Als Hausinduftrie endlich erklärt derjelde ME. im allgemeinen 
jene gewerbliche productive Thätigfeit, welche nad örtlicher Gewohnheit 
von Perjonen in ihren Wohnjtätten, ſei es als Haupt-, jei ed als Neben: 
beihäftigung, jedoch in der Art betrieben wird, daß dieſe Perſonen bei ihrer 
Erwerbsthätigfeit, fall3 fie derjelben nicht blos perjönlich obliegen, feinen 
gewerblichen Hilfsarbeiter (Gehilfen, Gefellen, Lehrlinge) befchäftigen, 
jondern ji der Mitwirkung der Angehörigen des eigenen Hausjtandes be— 
dienen. ??°) 

Dieje amtlichen Begriffsbeitimmungen find aber feineswegs jo genau, 
daß Sie in Einzelfällen untrügliche Merkmale der Unterjcheidung an die 
Hand geben: woraus folgt, daß die Entwidelung des industriellen Lebens 
durch die gefegliche Eintheilung der Gewerbe wohl etwas behindert und 
erſchwert, keineswegs aber in die alten zünftigen Schranfen zurüdgedrängt 
werden kann. Wo es neben dem „handwerksmäßigen“ Gewerbe nod) freie, 


2, Sigmund Mayer: Die Aufhebung der Gewerbefreiheit. Wien 1887 5.%. 
>) Meigelsperg (Bela Frhrr. v.): Compendium des Gewerbeweſens. Bien 
Manz 1889. I ©. 19. 
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concejfionirte, Handeldgewerbe, fabrifgmäßige und endlich hausinduſtrielle 
giebt und wo obendrein die Gränze zwiichen dem handwerfsmäßigen und 
dem handels- und fabrilsmäßigen Betrieb ein und desjelben Gewerbes fo 
dehnbar iſt wie hier, da ift die Gefahr einer gewaltjamen Burüddrängung 
der induftriellen Entwidelung im Grunde nicht vorhanden. Allerdings 
aber bringt die Statuirung der neuen Kategorie der „handwerfsmäßigen “ 
Gewerbe, wie wir fehen werden, eine Unzahl von Amtshandlungen mit fich, 
über deren Nothwendigkeit die Anfichten noch jehr getheilt jind. 


Bedingungen des Geiwerbebetriches. 


Die Bedingungen des jelbjtändigen Gewerbebetriebes beziehen fi $. 126. 
theil3 auf alle Gewerbe (allgemeine Bedingungen), theil3 auf einzelne Kate— 
gorieen derjelben (freie, conceffionirte, handiwerfsmäßige). Sowohl die all: 
gemeinen wie auch die befonderen, die ſich auf die freien und concejjionirten 
Gewerbe beziehen, twurden durch die Geiverbenovelle 1885 nicht geändert 
und blieben im Wejentlichen dieſelben wie jie die Gewerbeordnung 1859 
feitgejegt Hatte. 

Die allgemeinen find die Eigenberehtigung („in der Regel“ 
8. 2) und in gewiffen Fällen Unbefcholtenheit. Was jedoch die eritere 
anbelangt, jo können für Rechnung von Berfonen, denen die freie Verwal: 
tung ihres Vermögens nicht eingeräumt ijt, Gewerbe mit Zuitimmung ihrer 
gefetlichen Vertreter und des competenten Gerichtes (als obervormundichaft: 
licher Behörde) durch einen geeigneten Stellvertreter oder Pächter betrieben 
werden ($. 2). Was die Unbeicholtenheit anbelangt, jo können Perjonen, 
weiche tvegen eines Verbrechens überhaupt, wegen eines aus Gewinnjucht 
oder gegen die öffentliche Sittlichfeit begangenen Verbrechens oder wegen 
einer folchen Uebertretung oder wegen des in $. 486 StGB. bezeichneten 
Vergehens (jchuldbare Erida), desgleichen wegen Schleihhandels verurtheilt 
murden, vom Antritte eines Gewerbes ausgefchlofjen werden ($.5). Ebenjo 
können richterlihe und adminiftrative Erfenntnifje auf Ausſchließung von 
dem Betriebe eines Gewerbes lauten; in erjterem Falle ift die Ausſchließung 
nur für die Dauer der gefeglichen Straffolgen wirkſam ($. 6). 

Im Uebrigen begründet das Geſchlecht feinen Unterfchied in Bezug 
auf Zulaffung zu Gewerben ($. 2); auch juriftifche Perſonen können zu 
Gewerben zugelafjen werden ($. 3). 

Der Antritt eine Gewerbes ift von der Aufnahme in den Verband 
einer Gemeinde nicht abhängig und ändert nichts an der Öemeindezujtändig- 
feit (8. 7), da nah dem StGG. vom 21. December 1867 Nr. 142 
Art. 6. jeder Staatsbürger an jedem Orte des Staatögebietes fich nieder: 
laſſen, Liegenfchaften erwerben und jeden Erwerbszweig unter den gejeß: 
lichen Bedingungen ausüben kann. 

Dagegen wird von Ausländern der Nachweis der Reciprocität ber: 
langt ($. 8). In Ermangelung eines ſolchen bedürfen ſie zum Betrieb 
eines Gewerbes einer förmlicher Zulaſſung ſeitens der politiſchen Behörde. 
— Der gleichzeitige Betrieb mehrerer Gewerbe iſt geſtattet (S. 9). 
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Die befonderen Bedingungen für die freien und concejjionirten 
Gewerbe blieben ebenfalld zum großen Theil unverändert fo wie fie in der 
Gewerbeordnung 1859 feitgefegt waren. Darnach ijt jedermann, Der 
durch die obigen Bejtimmungen nicht ausgeichloffen erjcheint, zum felb- 
itändigen Betrieb eines freien Gewerbes gegen vorjchriftsmäßige Meldung 
bei der Behörde berechtigt ($. 11). Waltet fein gejegliches Bedenken ob, 
fo erhält der Unternehmer einen Gewerbeſchein ($. 13). Zum Betrieb 
eined concefjionirten Gewerbes bedarf es der Eoncefjion. Diejelbe wird 
gegen Nachweis der befonderen Befähigung, deren Bedingungen im Ver— 
ordnungswege feitgejtellt werden ertheilt. (Für Baugewerbe im Geſetzes— 
wege.) Bei Schanf:, Gaft: und ähnlichen im Geſetze beſtimmten Gewerben 
hat die Behörde bei Verleihung der Conceſſion aud die örtlichen Bedürf— 
niffe und Berhältniffe zu berüdjichtigen. Preßgewerbe dürfen in Der 
Negel nur an Orten errichtet werden, wo eine politifche Behörde ihren 
Sit hat. 

Am fchwierigften geitalten fich dieje befonderen Bedingungen bei den 
„handwertmäßigen Gewerben“ diefer Neujchöpfung der Gewerbenovelle 
von 1885. Der Gefehgeber beabfichtigte durch diejelben das Kleingewerbe 
vor der Concurrenz nichtzünftiger Elemente zu jchügen, den Eintritt in 
dasſelbe zu erſchweren und zu diefem Zwecke die alten Zunftvorrechte 
wieder ind Leben zu rufen. Bor allem nun beftimmt das Gejet, daß zum 
Antritte von handwerksmäßigen Gemwerben außer den ordentlichen Be- 
dingungen obendrein noch der Nachweis der Befähigung erforderlich iſt, 
welcher durch das Lehrzeugniß und ein Arbeitszeugniß über eine mehr: 
jährige Verwendung als Gehilfe in demfelben Gewerbe oder in einem Dem 
betreffenden Gewerbe analogen Fabrif3betriebe erbracht wird. 

Die Beitimmung der Zahl der Jahre, welche der Bewerber fi 
al3 Lehrling fowie al3 Gehilfe verwendet haben muß, erfolgt im Berord- 
nungswege. 

Dieſe Beſtimmungen haben allerdings ein zünftiges Gepräge und 
wären an und für ſich wohl geeignet, unzünftige aber fähige und geeignete 
Elemente vom Handwerk zum Schaden des allgemeinen Wohlſtandes fern— 
zuhalten. Glücklicherweiſe werden dieſen Beſtimmungen gleich in demſelben 
8. 14 mehrere andere über den Erſatz des Lehrzeugniſſes durch Schul— 
zeugniſſe hinzugefügt, welche vielleicht unwillkürlich den ganzen Gegenſatz 
der Neuzeit mit ihrer freien Entwickelung zu der alten Zeit der Zunft: 
ihranfen zum Ausdrud bringen. 

Denn an Stelle obiger zunftmäßiger Nachweije kann darnach ein 
Zeugniß über den mit Erfolg zurüdgelegten Beſuch einer gewerblichen 
Unterrichtsanftalt (Fachſchule, Lehrwerkftätte und Werkmeiſterſchule an 
höheren Gewerbeſchulen) treten, in welcher eine praftifche Unterweifung und 
fahgemäße Ausbildung im betreffenden Gewerbe erfolgt. 

Die Bezeihnung der betreffenden Anftalten, ſowie die Bezeichnung 
der Gewerbe, für welche die Zeugniffe der gedachten Unftalten das Lehr: 
und Arbeitözeugniß zu erjegen vermögen, erfolgt im Verordnungswege. 

In befonders rüdjichtswürdigen Fällen ijt jedoch die politifche Landes— 
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behörde ermächtigt, Inhabern handwerfsmäßig betriebener Gewerbe die 
Dispens von der Beibringung des Befähigungsnachweijes zu ertheilen. 

Ebenjo kann die politiiche Landesbehörde, nah Einvernehmung der 
Genoſſenſchaft, ausnahmsweiſe von der Beibringung des Lehrzeugnijjes 
Umgang nehmen. Wuc, bezüglich des Nachweiles der Befähigung der 
Frauen zum Betriebe eines handwerf3mäßigen Gewerbes kann die Gewerbs— 
behörde nad) freier Würdigung vorgehen ($. 14). 

So iſt denn im Grunde den zünftigen Tendenzen, die an dem Zu— 
itandefommen diefer Gewerbeordnung mitwirkten, die gefährlichite Spihe 
abgebrochen. 


Betriebsanlagen. 


Eine Genehmigung der Betriebsanlage ift ohne Unterjchied ob es fich $. 128. 
um ein freies, concejjionirtes oder handwerf3mäßiges Gewerbe handelt, immer 
dann erforderlich, wenn bei dem zu betreibenden Gewerbe Feuerſtätten, 
Motoren, Wafjerwerfe in Anwendung kommen oder wenn der Betrieb die 
Nachbarſchaft beläftigen oder gefährden kann ($. 25). 

Bei allen folchen Betrieben ift vor der Eröffnung derjelben die Ber 
triebsftätte — und Anlage behördlich nach jeder Richtung zu prüfen und 
find die etwa nöthigen Beichränfungen des Betriebes anzuordnen, damit 
niht etwa jchon die Anlage der Arbeitsräume die Sicherheit des Lebens 
oder die Gefundheit der darin beichäftigten Perſonen gefährde ($. 26). 

Bei einer im Gejege namentlich aufgeführten Anzahl von Betriebs: 
anlagen darf die Genehmigung nur dann ertheilt werden, wenn das für 
diefelben fpeciell vorgefchriebene Edictalverfahren und fohin die commiljio- 
nelle Verhandlung mit den allfälligen nterefjenten zuerst durchgeführt und 
aus derjelben ſich feine ftihhaltigen Gründe gegen die Genehmigung der 
Betriebsanlage ergeben haben. 

Es find das folgende (im Gejege in alphabetifcher Ordnung aufgezählten) 
52 Betriebsanlagen: 

1. Abdedereien; 2. Anlagen zur Bereitung von Feuerwerksmateriale, 
Feuerwerfstörpern und Sprengpräparaten; 3. Borjten:, Roßhaar- und 
Federn-Reinigungsanitalten; 4. Blutlaugenfiedereien; 5. Chemifche Waaren- 
fabrifen; 6. Cementfabrifen; 7. Künftliche Düngfabrifen (Poudrettte, Düng— 
harnjalz u. dergl.); 8. Darmjaitenmanufacturen; 9. Dejtillationsanftalten 
für Mineralöle; 10. Dachpappe- und Dadjfilzfabrifen; 11. Darmjaiten- 
erzeugungs3= und Reinigungsanftalten; 12. Firniß- und Terpentinfiedereien; 
13. Flachs- und Hanfröftanftalten; 14. Fleckſiedereien; 15. Gold» und 
Silberfräßmühlen; 16. Glashütten; 17. Gerbereien und Niederlagen von 
rohen Häuten und Fellen; 18. Horntnopffabrifen; 19. Hopfenjchwefeldarren; 
20. Holzimprägniranftalten; 21. Kerzengießereien; 22. Knochenbleichen; 
23. Rnochenfiedereien; 24. Knochenftampfen und Mühlen; 25. Knochen— 
brennereien, Spodiumfabrifen; 26. Kefjelfabrifen; 27. Leimfiedereien; 
28. Leuchtgasbereitungs- und Aufbewahrungsanftalten; 29. Metallichmel- 
zereien, Hütten= und Hammerwerke, infoweit das Befugniß ihrer Errichtung 
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nicht aus der Bergwerfsverleihung fließt; 30. Majchinenfabriten; 31. Dels, 
Firniß- und Ladfabrifen; 32. Pech-, Asphalt: und Wagenjhmierjiedereien; 
33. Rapierfabrifen; 34. Salzfäurefabriten; 35. Salpeterjfäurefabrifen; 
36. Salmiakfabrifen; 37. Schafwoll: und Baummollfengereien; 38. Schmefel- 
fäurefabrifen; 39. Schlahthäufer und Blutalbuminfabriten; 40. Schnell- 
bleichen; 41. Seifenfiedereien; 42. Spiegelamalgamirwerfe; 43. Steinbrüche, 
Ziegelbrennereien, Kalkbrennereien und Gypsbrennereien, injoferne diefelben 
nicht al3 landwirthichaftlicde Nebenbefchäftigungen erjcheinen, und injoferne 
die beiden letteren außerhalb des Gewinnungsortes des Materiales er: 
richtet werden; 44. Talgjchmelzereien; 45. Thonwaarenbrennereien; 46. 
Wahstuchmanufacturen; 47. Zündwaarenfabriken; 48. Zuder:, Spiritus: 
und Preßhefefabrifen, endlich infoferne fie außerhalb des Gewinnungsortes 
errichtet werden, Anjtalten zur Bereitung von Coafs (49), Steintohlen- (50), 
Holztheer: (51) und Rußbrennereien (52). 

Die Regierung iſt jedoch ermächtigt, obiges Verzeichnig nad) Anhörung 
der Handel3- und Gewerbefammern im Verordnungswege abzuändern. 

Ueber ein Anſuchen um Genehmigung einer der vorbezeihneten An- 
lagen bat die Behörde eine commijfionelle Verhandlung anzuberaumen und 
gehörig kundzumachen. Stehen feine üffentlichrechtlichen Bedenken dem 
geplanten Betriebe im Wege, jo Hat die Behörde die Genehmigung zu 
erteilen und etwaige privatrechtlihe Einwendungen auf den Rechtsweg 
zu vermweifen ($. 30). Die Koften der Commilfion trägt der Unter: 
nehmer ($. 31). 

Gleichwie die Neuerrichtung einer Betriebsanlage, ijt auch bei mejent: 
lihen Aenderungen derjelben eine Genehmigung auf Grund commijjioneller 
Verhandlung erforderlich; beim Wechjel der Perſon des Inhabers bedarf 
e3 feiner folchen Genehmigung (8. 32). 

Die ertheilte Genehmigung erlifcht, wenn der Betrieb binnen Jahres 
frift nicht begonnen oder durch mehr als drei Jahre unterbrochen wird. 
Doc können diefe Friften aus rüdjichtswiürdigen Gründen verlängert 
werden. 


Umfang und Ausübung der Gemwerberechte. 


Der Umfang und die Ausübung eines Gewerberedhtes wird durch 
den Inhalt der Eonceffion beftimmt. Im Zweifel entjcheidet die Gewerbe— 
behörde nad Einvernahme der Handels: und Gewerbefammer, welche wieder 
die betreffende Genofjenichaft zu hören hat ($. 36). 

Die Gemwerbetreibenden können alle zur Heritellung ihrer Erzeugniite 
nöthigen Arbeiten vereinigen und die hiezu nöthigen Hilfsarbeirer anderer 
Gewerbe halten ($. 43). 

Doch ift, jofern es jih um handwerfsmäßige Gewerbe handelt, das 
Halten von Lehrlingen anderer Gewerbe nicht geitattet. Eine Beſchränkung 
auf den Verkauf der jelbitgefertigten Waare findet nicht jtatt und jomit 
fann jeder Gewerbetreibende zugleich den Handel mit den Artikeln feines 
Faches betreiben ($. 37). 
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Die Bewilligung eines Handelsgewerbes ohne Einſchränkung auf be: 
itimmte Waaren begreift in jich das Recht, mit allen denjenigen Waaren Handel 
zu treiben, die nicht an eine befondere Concefjion gebunden jind ($. 38). 

Die freien und handwertsmäßigen Gewerbe fünnen in der Gemeinde 
ihres Standortes an mehreren Betriebsftätten betrieben werden ($. 39). 

Bweigetablifjement3 außerhalb der Gemeinde des Standortes müfjen 
befonders angemeldet und bei concejfionirten Gewerben befonders concefjionirt 
werden (8. 40). 

Ueber Antrag der Gemeindevertretungen größerer Städte kann jedocd) 
die politifche Behörde für die Ausübung des Rauchfangkehrer- und Canal: 
räumergewerbes innerhalb dieſer Städte bezirfsweije Abgränzungen ver- 
fügen, ſowie diefelben verändern oder aufheben. Eine ſolche Abgränzung 
hat die Folge, daß innerhalb der jo abgegränzten Bezirke nur jene Gewerbs— 
(eute der betreffenden Kategorieen berechtigt find, Arbeiten zu verrichten, 
welche in demfelben ihren Standort haben ($. 42). 

Bei allen Gewerben ift die Ueberfiedlung in den Bezirk einer anderen 
Gewerbebehörde als die Begründung eines neuen Gewerbes anzujehen, 
doch ift dabei ein Nachweis technifcher Befähigung, der bei einigen Ge— 
werben vorgefchrieben ift, nicht von neuem zu fordern ($. 43). Die Ge- 
werbetreibenden unterliegen der Firmapflicht, d. i. fie müffen auf ihren 
feften Betriebsjtätten fich einer entjprechenden Bezeichnung ihres Gewerbes 
bedienen ($. 44). 

Dod dürfen die Gewerbetreibenden diefe Bezeichnungen zu feinerlei 
Jrreführung des Publicums mißbrauden, indem fie fremde Firmen, Wappen, 
Etiquetten ganz oder nur theilweife nahahmen. eder durch eine folche 
Nahahmung in jeinem Rechte Verlegte kann auf Unterfagung der fälſch— 
lihen Bezeichnung bei der Gewerbsbehörde Hagen, überdie macht jich der 
Thäter durch eine folche fäljichlihe Bezeichnung einer nad) der Gewerbe: 
ordnung zu bejtrafenden Uebertretung ſchuldig. Die bezügliche Strafver- 
handlung kann nur auf Verlangen des Verletzten eingeleitet werden (8.47). 

Wenn jedoch Lebterer fein Anfuchen um Bejtrafung noch vor der 
Kundmachung der behördlichen Entſcheidung an den Angeklagten widerruft, 
jo unterbleibt die Beftrafung. 

Diejer den inländiichen Gewerbetreibenden und Producenten gewährte 
Shut fommt unter der Vorausfegung der Gewährung der Reciprocität 
jeitena des betreffenden Staates auch den ausländischen Gewerbetreibenden 
und Producenten zu. 

Ebenſo macht fih einer nad) der Gewerbeordnung zu bejtrafenden 
Uebertretung derjenige Gewerbetreibende ſchuldig, der 

1. jeiner Betriebftätte oder feinen Erzeugnifjen faljche Bezeichnungen giebt; 

2. ji falſche Auszeichnungen beilegt; 

3. auf feiner Firma ein nichtbeitehendes Geſellſchaftsverhältniß fingirt 
u. dergl. Finten zur Irreführung des Publicums ſich bedient. 

Die aus jolchen Uebertretungen jich ergebenden Schadenerſatzanſprüche 
der Berlegten find jedoch auf den Rechtsweg zu verweilen ($. 51). 


$. 130. 


a; AB: 


Für den Sleinverjchleiß von Artikeln des allgemeinen täglichen Be- 
dürfniſſes kann die Behörde Marimaltarife fejtiegen; ebenjo fünnen 
gewiſſe concejfionirte Gewerbe an Marimaltarif gebunden werden, wie 3. B. 
Fuhrwerk, Raucfangfehrer, Abdeder u. f. mw. 

Solche Tarife werden über Antrag der Gemeindevertretung und nad) 
Einvernehmung der Handels- und Gewerbefammer und der betreffenden 
Genoſſenſchaften unter Berücdjichtigung der bejtehenden Verhältnifje vor der 
politiichen Landesbehörde fejtgeftellt und haben nur für das Gebiet der 
betreffenden Gemeinde bis auf Widerruf Geltung ($. 51). 

Für den Kleinverfauf von Artikeln, die zu den nothiwendigen Bedürf: 
niffen des täglichen Lebens gehören, jowie für Gaſt- und Schanfgewerbe, 
dann für Transport und Plabdienjtgewerbe hat die Gewerbebehörde die 
Erfihtlihmahung ‚der Preife mit Rüdjiht auf Quantität und Qualität 
anzuordnen (8. 52). 

Gewerbetreibende gewiſſer Klategorieen, wie Bäder, Fleiſcher, Rauch 
fangfehrer, Sanalräumer, Transportunternehmer können ihren Betrieb nit 
willfürlich jederzeit einjtellen, jondern müſſen die beabjichtigte Einjtellung 
vier Wochen früher der Gewerbebehörde anzeigen (8. 53). 

Bei einigen Gewerben greift die gewerbepolizeilihe Regelung des 
Betriebes Plab, wie beim Perjonentransport:, Rauchfangfehrer-, Canal 
räumer:, Abdedergewerbe. Jeder Gewerbetreibende kann jein Gerverbe 
durch einen Stellvertreter ausüben oder dasfelbe verpaditen. Die After: 
verpachtung eines Gewerbes it jedoch nicht gejtattet. 

Ein Stellvertreter (Geichäftsführer) oder Pächter muß immer, gleid 
dem Gewerbsinhaber jelbft, die für den jelbjtftändigen Betrieb des betreffen: 
den Gewerbes erforderlihen Eigenſchaften beſitzen. Es ijt daher bei 
freien und handwerfsmäßigen Gewerben der Stellvertreter (Geſchäftsführer 
oder Pächter von dem Gewerbsinhaber der Gewerb3behörde anzuzeigen und 
bei concejjionierten Gewerben vom Gewerbsinhaber die Genehmigung 
der Gewerbsbehörde einzuholen ($. 55). 

Nach dem Tode des Gewerbeinhaberd hat der Nachfolger, der das: 
jelbe weiterführen will, dasjelbe auf eigenem Namen neu anzumelden. 

Deßgleichen hat eine neue Anmeldung jtattzufinden, wenn ein Gewerbs— 
etablifjement durch Acte unter Qebenden auf einen Anderen übertragen wird. 
St das Gewerbe ein concefjionirtes, jo bedarf e3 in beiden Füllen einer 
neuen Conceſſion. Nur für Rechnung der Witwe für die Dauer ihres 
Witwenftandes oder der minderjährigen Erben bis zur erreichten Groß— 
jährigfeit fann ein conceffionirtes oder handwerfsmähiges Gewerbe auf 
Grundlage der alten Conceſſion, beziehungsweife des alten Gewerbeſcheines 
fortgeführt werden. Zur Fortführung eines Gewerbes für Rechnung der 
Mafia während einer Concurs- oder Verlafjenihaftsabhandlung bedarf e3 
tweder einer neuen Anmeldung noch Eonceffion. In diejem, wie im vorber= 
gehenden Falle ift, wenn die Natur des Gewerbes e3 fordert, ein geeigneter 
Stellvertreter (Gefchäftsführer) zu bejtellen ($. 56). 

Eine Conceſſion fann behördlich zurüdgezogen werden, wenn ein 
Mangel der gejeglichen Erfordernifje zum Vorſchein fommt; bei einigen 
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concejfionirten Gewerben, bei denen die Pflicht zur Ausübung derjelben 
beiteht (ſ. oben), verfällt die Eonceffion-bei längerer Nihtausübung (2 bis 
6 Monate) (8. 57). 

Gewerbsunternehmungen fünnen die Auszeichnung erhalten, den faifer- 
fihen Adler im Schilde und Siegel zu führen. 

Die Gewerbsleute find berechtigt, im Umherreiſen jelbft oder durch 
Bevollmächtigte Beltellungen zu juchen, dirfen dabei aber feine Waaren 
verfaufen (außer auf Märkten); Mufter mitzuführen iſt ihnen gejtattet ($. 59). 

Das Gewerbe der Handlungsreifenden, die für mehrere Gewerbe: 
treibende Beitellungen juchen, bildet ein jelbjtändiges Gewerbe. 

Ausländiiche Gewerbetreibende dürfen nach dem Inlande Beitellungen 
aufnehmen und diejelben ausführen, wenn und wo Reciprocität vorhanden 
it ($. 61). 


Marktverfehr. 


Mit Waaren, deren Verkauf an feine Concejfion gebunden ift, kann $. 131. 
jedermann Märkte beziehen ($. 62). 

Wer daraus ein Gewerbe macht (Fierant, Marktfahrer) hat dasjelbe 
anzumelden. 

Bon Hauptmärften, Jahrmärkten, Mefjen u. dergl. jind die gewöhn— 
hen Wochenmärfte zu untericheiden, auf denen in der Regel nur Lebens- 
mittel feilgeboten werden dürfen. 

Ale Marktbeſucher jind im Betriebe ihrer Marktgeſchäfte gleich- 
berechtigt (S. 69). 

Die Gemeinden dürfen den Marftverfehr mit feinen anderen Abgaben 
belegen als jolchen, welche eine angentefjene Vergütung für die Benübung 
des Platzes oder den Gebraud von Buden darjtellen ($. 69). 

Uebrigens können die Gemeinden unter Genehmigung der politischen 
Behörde eigene Marktordnungen feſtſetzen ($. 70). 

Die Bewilligung zur regelmäßigen Abhaltung von Märkten ertheilt 
die Landesbehörde. 


Gewerbliches Hilfsperfonale. 


Wie Schon erwähnt, ift das von dem „gewerblichen Hilfsperjonale“ $- 132, 
bandelnde VI. Hauptitüd der Gewerbeordnung 1859 durch die an defien 
Stelle tretende Novelle von 8. März 1885 RGB. Nr. 22 erjegt worden. 
Es wurde mit diejer Novelle ein Stüd jogenannter „focial-reformatorifcher“ 
Gejeggebung vollbracht, die fih den Schuß des gewerblichen Hilfsperjonales 
zur Aufgabe ſetzte. Bu diejem Zwecke find der freien Uebereinfunft der 
Unternehmer und ihrer Hilfsarbeiter über das Wrbeitsverhältniß enge 
Gränzen gezogen, innerhalb deren diefelbe allerdings ſich bethätigen 
kann ($. 72). 

Unter „Hilfsarbeiter“ verjteht das Geſetz alle Arbeitsperſonen, welche 
bei Gewerbsunternehmungen in regelmäßiger Beichäftigung ftehen ohne 
Unterfchied des Alters und Gejchlecht3 und zwar: a) Gehilfen (Handlungs: 
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gehilfen, Gejellen, Kellner, Rutfcher bei Fuhrgewerben u. dergl.); b) Fabrifs- 
arbeiter, c) Lehrlinge, d) jene Arbeitsperjonen, welche zu untergeordneten 
Hilfsdienjten beim Gewerbe verwendet werden, mit Ausnahme der Tag- 
Löhner. 

Die für Höhere Dienftleiftungen in der Regel mit Jahres- oder Mo- 
natsgehalt angejtellten Individuen, wie: Werfführer, Mechaniker, Factoren, 
Buchhalter, Caſſiere, Erpedienten, Zeichner, Chemiker u. dergl. werden 
unter Hilfdarbeitern nicht begriffen ($. 73). 

Von der Anſchauung ausgehend, daß in dem Verhältnifje des Arbeits- 
geber3 (Gewerbetreibenden) zum Arbeitnehmer (Hilfsperfonale) der erjtere 
die jtärfere, der lettere die jchwächere Partei ijt: legt der Gejeßgeber dem 
eriteren eine größere Pflichtenlaſt auf als dem letzteren, um auf dieje Weije 
dem durch das öconomiſche Verhältniß erzeugten Uebergewicht des Arbeits: 
geber3 ein rechtliches Gegengewicht zu jchaffen. 

Während daher die Hilfsarbeiter nur verpflichtet jind dem Gewerbs— 
inhaber Treue, Folgiamfeit und Achtung zu erweiſen, ſich anjtändig zu be: 
tragen, die bedungene oder ortSübliche Arbeitszeit einzuhalten, die ihnen 
anvertrauten gewerblichen VBerrichtungen (mit Ausnahme häuslicher Arbeiten) 
nad) beiten Kräften zu bejorgen, über die Betriebsverhältnifje Verſchwiegen— 
heit zu beobachten, ji gegen die übrigen Hilfsarbeiter und Hausgenoſſen 
verträglich zu benehmen und die Lehrlinge, ſowie die unter der Aufjicht der 
Hilfsarbeiter arbeitenden Kinder gut zu behandeln ($. 76), liegen dem 
Gemwerbsinhaber folgende Pflichten ob: 

1. Sit er verpflichtet, auf feine Koften alle diejenigen Einrichtungen 
bezüglich der Arbeitsräume, Majchinen und Werfgerätbichaften herzuitellen 
und zu erhalten, welche mit Rüdficht auf die Befchaffenheit feines Gewerbs: 
betriebes oder der Betriebsjtätte zum Schutze des Lebens und der Gejund- 
heit der Hilfsarbeiter erforderlich jind; er hat Vorſorge zu treffen, dab die 
Arbeitsräume während der ganzen Arbeitszeit nach Maaßgabe des Gewerbes 
möglichjt licht, rein und jtaubfrei erhalten werden, und daß insbejondere 
bei hemijchen Gewerben die Verfahrungs- und Betriebsweife in einer die 
Gejundheit der Hilfsarbeiter thunlichſt Schonenden Art eingerichtet jei. 

Schlieglid find die Gewerbsinhaber verpflichtet, bei der Beihäftigung 
von Hilfsarbeitern bis zum vollendeten 18. Jahre und von Frauensperjonen 
überhaupt, thunlichit die durch das Alter, beziehungsmweile das Geſchlecht 
derjelben gebotene Rückſicht auf die Sittlichfeit zu nehmen. 

2. Sit der Gewerbsinhaber verpflichtet, den Hilfsarbeitern zwiſchen 
den Arbeitsftunden angemefjene Ruhepaufen zu gewähren, welche nicht 
weniger al3 anderthalb Stunden betragen müjjen, wovon thunlichit eine 
Stunde auf die Mittagszeit zu entfallen hat. Wenn die Arbeitszeit vor 
oder diejenige nad) der Mittagsjtunde fünf Stunden oder weniger beträgt, 
jo fann die Ruhepauſe mit Ausnahme der für die Mittagszeit bejtimmten 
Stunde für die betreffende Arbeitszeit entfallen. Bei der Nachtarbeit haben 
diefe VBorjchriften finngemäße Anwendung zu finden. 

3. Sind die Gewerböinhaber verpflichtet, den Hilfsarbeitern biß zum 
vollendeten 18. Lebensjahre zum Beſuche der beitehenden gemerblihen 
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Abend- und Sonntagsfchulen (Borbereitungs:, Fortbildungs-, Lehrlings- 
oder Fachcurſe) die erforderliche Zeit einzuräumen, 

4. Die Löhne der Hilfsarbeiter in baarem Gelde auszuzahlen, und 
zwar in der Regel wöchentlich. 

Sie fünnen jedoch den Arbeitern Wohnung, Feuerungsmaterial, Be: 
nügung von Grundftüden, Arzneien und ärztliche Hilfe, jowie Werkzeuge 
und Stoffe zu den von ihnen anzufertigenden Erzeugnifjen unter Anrechnung 
bei der Lohnzahlung nad vorausgegangener Vereinbarung zuwenden. 

Die Berabfolgung von Lebensmitteln oder der regelmäßigen Beköjtigung 
auf Rechnung des Lohnes fann zwiichen dem Gemwerbsinhaber und dem 
Hilfsarbeiter vereinbart werden, fofern fie zu einem die Beichaffungskoften 
nicht überjteigenden Preiſe erfolgt. 

Dagegen darf nicht vereinbart werden, daß die Hilfsarbeiter Gegen: 
ftände ihres Bedarfes aus gewiſſen Berfaufsftätten beziehen müffen. 

Gewerbsinhaber dürfen den Arbeitern andere als die obbezeichneten 
Gegenjtände oder Waaren und insbejondere geiftige Getränfe auf Rechnung 
des Lohnes nicht creditiren. 

Die Auszahlung der Löhne in den Wirthshäufern und Schanklocali- 
täten iſt unterfagt. 

Berabredungen und Uebereinfünfte, welche obige Beitimmungen zu= 
widerlaufen, find nichtig ($. 78 c). 

Um ſolche unmöglich zu machen, räumt der Gejeggeber dem Hilfs: 
perjonale ein Klagerecht ein, das er dem Gewerbsinhaber vorenthält. So 
z. B. fann der Hilfsarbeiter, der anders als durch Baarzahlung befriedigt 
wurde, jederzeit auf die unterbliebene Baarzahlung Hagen, ohne daß ihm 
eine Einrede aus dem an Zahlungsftatt Gegebenen entgegengejegt werden 
fünnte ($. 78d). 

Dagegen fann der Gewerbsinhaber Forderungen für ſolche dem Hilfs: 
arbeiter gegebenen Waaren und Gegenftände nicht einflagen ($. 78e). 

Zu Gunſten der Hilfarbeiter ift ferner der Normalarbeitätag von 
höchſtens 11 Stunden täglich fejtgefegt; derjelbe fann in befonders rückſicht— 
würdigen Fällen im Verordnungswege, doch nur um eine Stunde, verlängert 
werden. Wo ununterbrochener Betrieb nöthig und gejtattet ift, wird der 
Schichtenwechſel behördlich geregelt. Uebrigens fann in Fällen zwingen: 
der Nothiwendigfeit, doch längjtens für drei Tage, gegen Anmeldung bei 
der Gewerbebehörde die tägliche Arbeitszeit verlängert werden. Zum 
Schutze jugendliher Hilfsarbeiter (d. i. bi3 zum vollendeten 16. Lebens— 
jahre) und Frauensperſonen wurden befondere Bejtimmungen getroffen (f. unten). 

Zu Gunften aller Hilfsarbeiter endlich ift die Sonn= und Feier: 
tagsruhe obligatorijh. Doc dürfen an Sonn= und Feiertagen Säu- 
berung3- und Injtandhaltungsarbeiten der Gewerbelocale und Werksvor— 
richtungen vorgenommen werden. Die Gewerbeinhaber find aber jedenfalls 
verpflichtet, ihrem Hilfsperfonale an Sonn- und Feiertagen die nöthige Zeit 
einzuräumen, um den ihrer Confeſſion entiprechenden Verpflichtungen zum 
Beſuche des Vormittagsgottesdienftes nachzufommen ($. 75). 
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Behördliche Controle, 


Um ſowohl der Behörde die Controfe der Einhaltung der gejeßlicher 
Beitimmungen über alle Arbeitsverhältniffe zu erleichtern, wie auch das 
Hilfäperfonale in fortwährender Kenntniß feiner Nechte und der Pflichten 
der Gewerbsinhaber zu erhalten, müfjen in den Gemwerbsunternehmungen 
ſowohl Arbeiterverzeichnifje geführt, wie auch jeder Hilfsarbeiter mit einem 
Arbeitsbuch verfehen fein, endlich müfjen in den Arbeitslocalen Arbeits- 
ordnungen angefchlagen fein. 

Die Führung des Urbeiterverzeichnifjes ijt Pflicht des Gewerbe: 
inhabers; diefes Verzeichnii hat alle Hilfsarbeiter zu umfafjen und hat zu 
enthalten: den Bor: und HYunamen, dag Alter, die Heimat2gemeinde, die 
Gemeinde, welche das Arbeitsbuch ausgeftellt hat, dad Datum des Ein- 
trittes in die Gewerbeunternehmung, den Namen des Gewerbeinhaberg, bei 
dem der Hilfsarbeiter zulegt in Arbeit jtand, die Verwendungsart im Ge- 
werbe, die Kranfencaffe, welcher der Hilfsarbeiter angehört, und das Datum 
des Austrittes aus der Unternehmung. Diejes Verzeichniß ift der Behörde 
auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen ($. 88). 

Die Arbeit3bücher werden von der Gemeindebehörde des Aufent- 
haltsortes des Bewerbers ausgefertigt — und find über diefe Ausfertigungen 
genaue Bormerfungen zu führen. Das Arbeitsbuch muß enthalten: Bor: 
und Zunamen, Geburtsort, Geburtsjahr, Religion, Stand und Beihäftigung 
des Hilfsarbeiters; in dasjelbe wird der Ein- und Austritt in und aus den 
Gewerbeunternehmungen eingetragen. 

Das Arbeitsbuch; ift vom Gewerbsinhaber in Aufbewahrung zu nehmen. 

Der Gewerbsinhaber ijt verpflichtet, dasſelbe auf amtliches Berlangen 
vorzulegen, und nach ordnungsmäßiger Löfung des Arbeits: oder Lehrver- 
hältnifjes3 dem Hilfsarbeiter, beziehungsweiſe deſſen gejeglichem Vertreter 
wieder auszuhändigen. 

Beim Austritte hat der Gewerbsinhaber die Rubriken de3 Arbeits: 
buches auszufüllen, zu unterfertigen und die Beitätigung des Genoſſenſchafts— 
vorſtehers oder der Ortspolizeibehörde einzuholen. 

Das Zeugniß ift nur infoweit aufzunehmen, als es für den Hilfs— 
arbeiter günſtig lautet. 

Tie Eintragungen bezüglich des Zeugniffes find auf Verlangen des 
Hilfsarbeiterd von der Ortspolizeibehörde koſten- und jtempelfrei zu be- 
glaubigen. 

Die Arbeit3ordnungen müfjen in den Fabriken und größeren 
Werfjtätten den Artbeitern verlautbart, auch in den Arbeitölocalen ange- 
ichlagen werden. Diejelben haben zu enthalten: die Beſtimmungen über Die 
verichiedenen Arbeiterfategorieen der Unternehmung; über den Schulunter- 
richt der jugendlichen Arbeiter; über die Arbeitszeit und Löhnung; über 
das Auffichtsperjonal, Kündigungsfriſten u. j. w. 

Die Arbeitsordnung muß in zwei Eremplaren der Gewerbebehörde 
mitgetheilt werden. 

Wenn feine befondere Vereinbarung vorliegt, jo gilt für das Hilfs— 
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arbeiterverhältnig die 14tägige Kündigung. Stüdlohnarbeiter müſſen je- 
doch die angefangene Arbeit beendigen. 

Die Gewerbeordnung jegt die Fälle feit, wo die Hiljsarbeiter fofort 
entlafjen werden fünnen und wo ihnen das Recht zujteht, ihre Entlajjung 
jofort zu verlangen. Es jind das Fälle ungehörigen oder ungefeglichen 
Benehmens jei e3 von der einen oder anderen Seite. 

Meift hat der jchuldtragende Theil aud den eventuellen Schaden zu 
erjegen. 
Beim ordnungsmäßigen Austritt ijt jeder Gewerbsinhaber verpflichtet, 
dem Hilfdarbeiter auf defjen Verlangen über die Art und Dauer der Be: 
ihäftigung ein Zeugniß auszuitellen, welches auf Verlangen des Hilfs- 
arbeiter8 auch auf fein fittliches Verhalten und den Werth feiner Leitungen 
auszudehnen iſt ($. 81). — Gegen den ohne gejehlich zuläfligen Grund 
austretenden Hilfsarbeiter jteht dem Gewerbsinhaber das Recht der Schaden: 
erjagforderung zu, aud kann er durch die Behörde denfelben zur Rückkehr 
verhalten ($. 85). Kein Gewerbsinhaber darf wiljentlich einen Hilfsarbeiter 
aufnehmen, der auf unrechtmäßige Weife jeinen früheren Platz verlich 
($. 86). 


Jugendliche Hilfsarbeiter und Arbeiterinnen. 


Das Verhältniß der Gewerbsinhaber zu ihrem Hilfsperfonale unter: 
liegt noch einigen jchärferen Beſtimmungen, wenn es jih um jugendliche 
Dilfsarbeiter (d. i. um Hilfsarbeiter bis zum vollendeten 16. Lebens— 
jahre), um Frauensperjonen, endlih um Lehrlinge handelt. Kinder 
vor vollendetem 12. Jahre dürfen überhaupt zu regelmäßigen gewerblichen 
Beichäftigungen nicht verwendet werden. Vom 12. bis zum vollendeten 
14. Jahre ijt eine jolche Verwendung nur dann gejtattet, wenn diejelbe weder 
ihrer Gejundheit, noch ihrer förperlichen Entwidelung hindernd ift, dann 
der Erfüllung der gejeglichen Schulpflicht nicht im Wege jteht. Die tägliche 
Arbeitsdauer jolcher Perſonen darf aber 8 Stunden nicht überiteigen. 

Jugendliche Hilfsarbeiter dürfen zur Nachtzeit zu gewerblichen Be: 
ihäftigungen nicht verwendet werden. Doch fünnen im Verordnungswege 
in rüdjihtswürdigen Fällen den Gewerbetreibenden bezügliche Erleichte— 
rungen gejtattet werden ($$. 93— 95). Auch fünnen im Verordnungsmwege 
gewiſſe gefährliche und gejundheitsfchädliche Gewerbe bezeichnet werden, bei 
denen jugendliche Hilfsarbeiter gar nicht in Berwendung fommen dürfen. 

Die Evidenzhaltung der jugendlichen Arbeiter hat in einem abgejon- 
derten Berzeichniß zu geichehen, welches der Gewerbebehörde auf Verlangen 
jederzeit vorzulegen iſt ($. 96). 

Als Lehrling wird angejehen, wer bei einem Gewerbsinhaber zur 
praktischen Erlernung des Gewerbes in Verwendung tritt, gleichviel ob ein 
Lehrgeld vereinbart, oder ob für die Arbeit ein Lohn gezahlt wird oder 
nicht (8. 97). Das Halten von Lehrlingen ift nur ſolchen Gewerbsinhabern 
geitattet, welche felbjt oder ihre Stellvertreter die erforderlichen Fachkennt— 
nifjfe und die moralijche Eignung dafür befiten ($. 98). 


$. 134. 


$. 135. 
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Die Dauer der Lehrzeit it gejehlich geregelt. Wo feine befonderen 
gefeglichen Beitimmungen bejtehen, darf diejelbe ein gejehliches Marimum 
(2—4 rejpective 3 Jahre) nicht überfchreiten.. Minderjährige Lehrlinge 
fünnen nur auf Grund eines befonderen Vertrages aufgenommen mer: 
den. Diejer Lehrvertrag muß die gejeglich vorgejchriebenen Daten ent: 
halten ($. 99) und ijt in das Genofjenichafts- Brotofollbuch einzutragen. 
Doch kann das Lehrverhältnig in den erjten vier Wochen durch einfeitigen 
Rücktritt gelöft werden ($. 99a). : 

Der Lehrling unterfteht der väterlichen Zucht des Lehrherrn, defien 
Schuß und Obforge er genießt ($. 99b). 

Das Geſetz bejtimmt die Fälle, in denen das Lehrverhältnif vorzeitig 
aufgelöft werden fann (Unfähigkeit des Lehrlings, fchlechte Aufführung, 
Krankheit u. ſ. w. auf der einen, Pflichtverlegung, ftrafgerichtliche Ber: 
urtheilung, Ueberjiedlung, auf der andern Seite) ($. 101). 

Auch eine Berufsänderung jeitend des minderjährigen Lehrlings ift 
ein gejeglicher Grund zur rechtzeitigen Auflöjfung des Lehrvertrages. 

Damit eine Auflöjung des Lehrvertrages nicht fraudulos herbei: 
geführt werde, darf ein jolcher Lehrling durch ein Jahr nach denjelben nur 
mit Zuftimmung feines leßten Lehrherrn von einem anderen aufgenommen 
werden. WUllerdings fteht es ihm frei, gegen die verweigerte Zuitimmung 
die Entjcheidung der competenten Gewerbebehörde anzurufen ($. 102). 

Nach ordnungsmäßiger Beendigung der Lehrzeit erhält der Lehrling 
einen von der Genofjenichaftsvoritehung auögeftellten Lehrbrief (5. 104). 


Genofjenichaften. 


Verwandte Gewerbe in einer oder in benachbarten Gemeinden müſſen 
zur Bildung von Genoſſenſchaften zufammmentreten. Die Gewerbsinhaber 
find Mitglieder, ihre Hilfsarbeiter Angehörige der Genofjenichaft. 

Durch den Antritt eines Gewerbes wird man Mitglied der betreffen: 
den Genofjenschaft und übernimmt man die Pflichten eines folchen. Für 
fabrifsmäßig betriebene Gewerbe bejteht fein Genofjenichaftsziwang 
($. 108). 

Den territorialen Umfang, auf den jich die einzelnen Genofjenidaften 
zu erjtreden haben, bejtimmt die politiiche Landesbehörde nad) Einvernehmung 
der Handel3- und Gewerbefammer ($. 109). 

Genoſſenſchaftsſtatuten unterliegen der Genehmigung der politiichen 
Landesſtelle ($. 110). Diejelbe fann die Vereinigung mehrerer oder nad 
Umständen die Trennung einer Genofjenichaft in mehrere verfügen ($. 111); 
auch enticheidet fie über die Zuweiſung einzelner Gewerbe zu der einen 
oder anderen Genofjenfchaft ($. 112). Das Beitehen oder die Errichtung 
der Genoſſenſchaft darf für niemanden den Antritt oder den Betrieb eines 
Gewerbes weiter bejchränfen als es dur das Geſetz bejtimmt wird 
($. 113). 

Das Geſetz erflärt ald Zweck der Genoſſenſchaft Pflege des Gemein: 
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geiftes, Hebung der Standesehre und Förderung gemeinfamer Intereſſen, 
und zählt eine ganze Neihe von Pflichten der Genoſſenſchaft auf. 

Und zwar: Sorge um Erhaltung geregelter Zuſtände zwijchen Ge— 
werbsinhabern und ihren Gehilfen, für ein geordnetes Lehrlingsweſen, Bil: 
dung von Schiedögerichten für alle Gewerbeftreitigfeiten, von Fachſchulen, 
Kranfencafjen u. dgl. 

Tie Genofjenjchaften eines Bezirkes können zu gemeinjchaftlichen 
Verbänden zufammentreten ($. 114). 

Für jede Genofjenjchaft ijt im Rahmen des Gewerbegejeges ein fpecielles 
Statut zu entwerfen, welches der Behörde zur Genehmigung vorzulegen ift. 
Diefes Statut hat die näheren Beitimmungen zu enthalten über eine Reihe 
gejeglih angegebener Momente (Rechte und Pflichten der Mitglieder, Ge: 
ihäftsbehandlung, Austragung von Streitigfeiten u. ſ. w.). 

Die Genojjenschaften ftehen unter der Aufficht der Behörde, melde 
gewiſſe Bejchlüjfe der Genoſſenſchaftsverſammlung über Angelegenheiten, 
deren Bejorgung der Genoſſenſchaft gefeglich obliegt, im Verwaltungswege 
durhzuführen hat (8. 127). 

Die nöthigen Koften bringt die Genofjenjchaft durch Umlagen auf die 
Mitglieder auf; zu den Koſten jedoch gemeinfchaftlicher wirthſchaftlicher 
Anlagen beizutragen, fann fein Mitglied der Genoſſenſchaft gezwungen 
werden ($. 115). Die Genofjenichaften Haben Bormerkungen zum Bmede 
der Arbeit3vermittlung für ihre Hilfsarbeiter zu führen ($. 116). Die 
Geſchäfte der Genofjenichaft werden bejorgt durch die von der Genojjen- 
ihaftsverfammlung gewählte Vorjtehung, die aus dem Ausihuß und 
dem Vorſteher beiteht. Daneben bejtehen bejondere Organe zur Leitung 
der Kranfencaffe und Uebung des jchiedsgerichtlihen Amtes ($. 118). 
Stimmberedtigt find alle Mitglieder, wenn nicht bejondere Gründe den 
Berluft ihres Stimmrecht herbeiführen, wie: ftrafgerichtliche Berurtheilung, 
Concurs, Guratel, Gewerbeentziehung (8. 118). Jeder Genofjenfchafts: 
verjammlung find einige Vertreter der Gehilfenverfammlung behufs even- 
tueller Bortragung von Wünfchen oder Beſchwerden beizuziehen. Eine 
ſolche Verfammlung muß mindejtens einmal im Jahre ftattfinden. hr 
Wirkungskreis ijt im Gejeh dem Zwecke der Genoſſenſchaft entiprechend be— 
jtimmt. 

Die Amtsdauer der Genofjenichaftsvorjtehung währt in der Regel 
drei Jahre ($. 119e). Die Wahl der Borjtehung unterliegt der Beftätigung 
der Behörde ($. 119d). Die Genofjenfchaftsvorjtehung hat über die Mit: 
glieder und Angehörigen der Genofjenjchaft eine Disciplinargewalt bei Ber: 
legung der Genofjenihaftsvorjchriften und fann Strafen biß zur Höhe von 
10 fl. verhängen ($. 125). Die Gejammtheit der Gehilfen hat ſich als 
Gehilfenverfammlung zu conjtituiren ($. 120). Die Thätigfeit derjelben, 
ihre Rechte und Pflichten regelt ein behördlich genehmigtes Statut. Ge— 
bilfen, die bereit3 über 6 Wochen außer Arbeit jtehen, können an den Ge— 
hilfenverfammlungen nicht theilnehmen. 

innerhalb der Genofjenjchaft bilden daher die Gehilfen einen eigenen Ber- 
band, eine Genoſſenſchaft im Kleinen. Sie haben ihr behörblich genehmigtes 


$. 136. 
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Statut, ihre Gehilfenverfammlung mit einem Obmann und einem Ausſchuß. 
Un ihrer Verfammlung kann die Genofjenjchaftsvorftehung mit berathender 
Stimme theilnehmen; die Behörde fann ihren Vertreter zu derfelben ent: 
jenden. Ihren gejeglichen Wirfungsfreis bilden „Erörterung ihrer Inter- 
ejlen“ und manigfache Vertreter-Wahlen (in die Krankencafje, Genoſſen— 
ſchaftsverſammlung u. dgl.). 

Zur Austragung von Streitigfeiten zwiichen den Genoſſenſchafts-Mit— 
gliedern und Angehörigen muß ein bejonderer jchiedsgerichtlicher Ausſchuß 
gebildet werden ($. 122), dejien Organijation dur ein Statut geregelt 
werden muß, defjen Grundbeitimmungen die Gewerbeordnung fejtitellt. Die 
Bergleiche und Entſcheidungen dieſes Ausſchuſſes ſind im Verwaltungswege 
vollziehbar (8. 123). 


Geaoffenfhaftfige 8 — 


Die Gewerbenovelle 1883 ſteht bereits unter dem Zeichen der Social— 
reform, welche durch die ſocialiſtiſche Bewegung und Literatur hervorgerufen, 
in England zuerſt praktiſch in Angriff genommen, am Anfang der 8Oer 
Sahre auch in Deutichland und Dejterreich auf die Tagesordnung geiegt 
wurde. 

Die Beitimmungen über die Kranfencafjen für die Hilfsarbeiter 
nehmen denn auch bereit3 ein Stück Arbeiterverficherungsredht vorweg, 
welches fünf Fahre jpäter in den zwei großen Arbeiterverjicherungsgeiegen 
(gegen Krankheit und Unfall) in Defterreich zum Ausdrud fam.?”) Schon 
hier in der Gewerbeordnung fommen auf engerem Gebiete diefelben Grund- 
fäße zur Geltung, die fodann auf die gefammte Arbeiterichaft Anwendung 
finden follten. 

Hier fnüpft das Geſetz den Beitand der Krankencaſſen an die Genoſſen— 
ſchaften — denn dieje find e3, die in erjter Linie verpflichtet werden, Tolche 
Kaſſen zur Unterjtügung der Gehilfen für den Fall der Erfranfung zu 
gründen ($. 121). 

Die Genoſſenſchaften haben ihre Mitglieder zu den gefeglichen Leiſtungen 
heranzuziehen und können fich gegen ſäumige der politiichen Erecution be— 
dienen. Die Bildung des Verficherungsfonds geichieht injoferne nad dem 
Grundſatze der Selbithilfe, ald die größeren Beiträge zu den Krankencaſſen 
die Gehilfen jelbjt allerdings mitteljt zwangsweijer Abzüge von ihrem Lohne 
beiiteuern; dieſe Beiträge dürfen jedoch nicht mehr al3 drei Percent des 
Lohnguldens betragen. Dazu kommen dann allerdings aud) die Beiträge 
der Gewerbsinhaber, welche nicht höher als mit der Hälfte der Beträge 
jedes Gehilfen bemejjen werden dürfen. Aus den jo gebildeten Fonds, die 
von eigenen Anftalten (Kranfencafjen) verwaltet werden, bezieht dann jedes 
Mitglied an) ein Krankengeld, welches für Männer mindejtens die 





23) ©, unten Buch XI. Uebrigens hat aud) die Gewerbenovelle v. 8. März 1885 
(58. 72—105 der Gewerbeordnung) mit ihren Veſtimmungen zu Gunſten der 
jugendlichen Hilfsarbeiter und Frauensperſonen ($$. 933 -966) ebenfalls ein Stück 
Arbeiterſchutzrecht geliefert. 
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Hälfte, für Frauen mindeſtens ein Drittel ihres Taglohnes betragen muß. 
Bei längerer Dauer der Krankheit iſt diejes Krankengeld mindejtens für 
die Zeit von 13 Wochen zu gewähren. Die Anjtalt ſelbſt wird genofjen- 
ihaftlih verwaltet, indem die Mitgliedververfammlung (alfo Gehilfenver: 
jammlung) zwei Drittheile des ftatutenmäßig zu beitellenden Vorſtandes 
wählt; einen Drittheil des Borjtandes wählt die Genofjenjchaftsverfammlung 
(aljo die Gewerbsinhaber). 

Jede Krankencaſſe muß ein behördlid genehmigte Statut bejigen, 
worin Beitimmungen enthalten jein miüffen über Namen, Zweck, Standort, 
Umfang, Mitgliederbeiträge, Unterjtügungsquoten, Vorſtehung, Aufſichts— 
organe, Safjenmanipulation, Geſchäftsführung, Vertretung nach außen, Form 
der Kundmachungen und Statutenänderung ($. 121b). Die Gebahrung 
der Krankencaſſe jteht unter der Aufficht der Behörde. 


Drittes Hauptſtück. 
Das öffentliche Handelsrecht. 


Während der feudale und ftändifch=organijirte Staat vom Handel 
gedanfen: und planlo8 Gewinn und Nußen zog, wo und auf welche Weiie 
er es nur fonnte, und Ddenjelben durch allerhand auf allen Wegen und 
Stegen ihm auferlegte Zölle, Mauthen, Stapelgelder u. dgl. belältigte, ohne 
ih im mindejten um defjen Förderung oder Hebung zu fümmern: begann der 
abjolutijtiiche Staat aud) in Defterreich wie anderwärts auf die Förderung 
der einheimiichen Induſtrie fein Augenmerk zu richten und zu diefem Zwecke 
den Import fremder Erzeugnifje zu verbieten (Prohibitivſyſtem) und gleich: 
zeitig den Erport heimischer Producte zu begünftigen. Damit begann eine 
zielbewußte Handelspolitif und war die Möglichkeit gefchaffen, auf diefem 
Gebiete jtaatlicher Verwaltung Erfahrungen zu jammeln und einjt zu ge: 
reifteren Erfenntnifjen zu gelangen. Dieſes Prohibitivſyſtem, welches mit 
dem Mercantilismus infoferne zufanmenhängt, inwieferne die Einfuhrverbote 
ausländiicher Waaren auch den Zived verfolgten, das Geld nicht außer Landes 
abfließen zu laſſen, jondern im Inlande feitzubalten, wurde in Dejterreic) 
ihon unter Kaiſer Leopold I. von der Theorie empfohlen (Horneck's „Deiter- 
reich über alles“) und von der Regierung acceptirt. 

Gleichzeitig mit dem gegen den Import von Waaren aufgerichteten 
Schranken begann die Wegräumung der zwiſchen den einzelnen Provinzen 
bejtehenden inneren Zollſchranken, welche bis dahin den Handel im Innern 
zum jcheinbaren Vortheil eines furzfichtigen Fiscalismus einengte und lahm: 
legte. Dieſe leßteren, unter Karl VI. ergriffenen Maaßregeln bedeuteten 
einen namhaften Fortichritt in der Entwidelung des inneren Handels, ob» 
ihon das damalige Gebiet der öſterreichiſchen Länder (nad allen diejen 
reformatoriihen Maßregeln) noch immer in ſechs gejonderte Zollgebiete 


$. 137. 
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zerfiel.?**) Immerhin war der Handel zwiſchen dieſen inneren Zollgebieten 
gejtattet und wurde immer mehr gefördert, während die Einfuhr von außen, 
den prohibitioniftiichen Principien getreu, noch dur die Zollordnungen 
der Kaiſerin Maria Therefia und duch den Zolltarif vom Jahre 1775 
namentlih für Fabrikate erichwert und theilweije ganz verboten wurde. 
Diefelbe Richtung verfolgte unter lebhafter Zuftimmung der damals berr: 
ichenden nationalöconomishen Theorie auch Kaiſer Joſef II. in dem Boll: 
patente von 1784 und in der erweiterten Zollordnung vom Jahre 1788, 


Trotzdem man mit diefem Syitem nur jchlechte Erfahrungen machte, 
da e3 einerfeit3 die Verwaltung zu einer Reihe von für Handel und Wandel 
äußerft läjtigen Maßregeln führte und andererjeit3 einen jehr lohnenden 
Schmuggel an allen Gränzen des Staates großzog: blieb man bei demjelben 
unter Leopold II. (Bollpatent vom 30. Juni 1792) und Kaiſer Franz. 
Ka, die Zolltarife diejes Iegteren von 1810 und 1812 braten jogar eine 
Neihe neuer Einfuhrverbote und Zollerhöhungen. Nur im innern Handel 
erfolgte durch die Aufhebung der Zwiſchenzolllinien in den deutſchitalieniſch— 
ſlaviſchen Ländern Dejterreihs im Jahre 1826 eine theilweije Erleichte- 
rung. Es war das die Folge der in Deutichland von Friedrid Liſt propa: 
girten dee des einheitlichen nationalen Handelögebietes?*?), in welches 
auch Dejterreich einbezogen werden jollte. Lebtered fam nicht zur Aus 
führung, wohl aber wurde unter Betheiligung mehrerer größeren deutſchen 
Staaten und unter Führung Preußens am 22. März; 1833 der Deutſche 
Bollverein ins Leben gerufen. 

Für die wirthichaftliche Entwidelung Oeſterreichs wäre e3 gewiß von 
Bortheil geweſen, wenn e3 dem Deutichen Zollverein gleich von Anfang bei: 
getreten wäre: dagegen fträubten ſich aber die großen Induſtriellen, die fich 
die deutjche Concurrenz vom Leibe Halten wollten, und fie veritanden e2, in 
Enqueten und Gutachten ihr Intereſſe mit jolden Gründen zu unterjtüßen, 
daß ſowohl die Landesgouverneure, wie auch die Hoffammer dem Kaijer 
von dem Anſchluß an den Deutjichen Zollverein abriethen. Lebterer wurde 
ohne Theilnahme Defterreichd im Jahre 1841 auf zwölf Jahre, d. i. bis 
zum 31. December 1853 erneuert. Der Beitand des Deutſchen Zollvereins 
verjeßte Defterreih in eine Zwangslage. Denn der Bollverein entzog 
einerjeit3 Defterreich den deutjchen Markt und zwang es, Gegenmaaßregeln 
zu ergreifen; andererjeit3 ivaren gegen die Mitte dieſes Jahrhundert? am 
Continent freiere Anfichten iiber Handelöpolitif herrjchend geworden; allent: 
halben wendete man jih vom Prohibitivſyſtem ab und trachtete den inter: 
nationalen Verfehr, wenn auch unter Aufrechthaltung von mäßigen Schutz— 
zölfen, zu beleben. Auch Dejterreich fonnte fich von diejer Bewegung nicht 
fern halten. Das Nächſte und Folgerichtigite war damals ein Anſchluß an 
den Deutichen Zollverein. 





324) Franz Neumann: Dejterreich3 Handelspolitif 1864. ©. 5. 

>>), Friedrich Lift hatte am 6. März 1820 eine Audienz bei Kaifer Franz, 
bei der er für die Schaffung eines einheitlichen deutich-öfterreichiichen Handelsgebietes 
eintrat. 
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Bor allem wurden im Innern die nothwendigiten Reformen durd: $, 139. 
geführt. Am Jahre 1849 wurden die Handels- und Gemwerbefammern in’s 
Leben gerufen, deren Gutachten und Anträge bei den in Ausjicht genom: 
menen Reformen eingeholt wurden. Am Jahre 1850 veröffentlichte das 
Handel3minifterium den Entwurf eine3 neuen Zolltarif3, in welchem alle 
Prohibitionen befeitigt, die Zölle ermäßigt und der Tarif bedeutend ver 
einfacht erſchien. Ein faiferl. Batent vom 7. Juni 1850 verfügte die Auf- 
hebung der Zollgränze zwilchen den deutſch-italieniſch-ſlaviſchen Ländern 
Deiterreihs und Ungarns, und unterm 6. November 1851 erjchien der 
neue, vom 1. Februar 1852 wirkſame Zolltarif, in welchem mit dem Pro: 
hibitivſyſtem endgiltig gebrochen wurde. Alle Ein: und Ausfuhrverbote 
wurden aufgehoben, mäßige Schußzölle als Übergang zu einer für die Zu: 
funft in Ausficht gejtellten Handelsfreiheit wurden feitgefegt. So vorbereitet 
ſchloß Deiterreih endlich den Zoll⸗ uud Handelsvertrag mit Preußen vom 
19. Februar 1853. 

Der nächſte Zweck diejes Handelövertrages follte, wie e3 im Eingang 
desſelben hieß, der fein, zwifchen Dejterreih und Preußen den Handel und 
Berfehr durch ausgedehnte Zollbefreiungen und Zollermäßigungen, durd) 
vereinfachte und gleichförmige Zollbehandlung und durd) erleichterte Be: 
nüßung aller Berfehrsanftalten in umfaſſender Weife zu fördern; in weiterer 
Linie follte mit demjelben die „allgemeine deutiche Zolleinigung“ angebahnt 
werden. Der Vertrag befeitigt alle Einfuhr:, Ausfuhr: oder Durchfuhr— 
verbote und läßt folhe nur ausnahmsweije für Gegenjtände des Staats: 
monopol3, aus polizeilichen oder völferrechtlihen Gründen gelten. Die 
vertragichließenden Staaten fihern ſich gegenjeitig das Recht der meiſt— 
begünftigten Nationen, d. h. daß jede von einem der beiden Staaten einem 
dritten Staate eingeräumte Zollbegünftigung zugleich auch für den andern 
Staat gelten jolle. 

Endli wurden in dem Vertrag gegenfeitige Berfehrserleichterungen 
vereinbart; eine gewiſſe Anzahl von Rohproducten und chemiichen Hilfs: 
jtoffen wurden im Bwifchenverfehr der beiden Staaten vollkommen zollfrei 
erflärt; bei einer großen Anzahl Waaren bedeutende Zollermäßigungen feft- 
geſetzt; die Befugniß, Ausgangsabgaben zu erheben, wurde gegenfeitig auf 
eine gewilje Anzahl von Waaren beſchränkt; der Veredlungsverfehr gejtattet, 
d. i. der freie Nüdtransport von Waaren, die ald Rohproducte oder Halb: 
fabrifate zum Zwecke der weiteren Verarbeitung über die Gränze gebracht 
werden; ferner eine Reihe gegenjeitiger Verkehrserleichterungen. Die 
Dauer dieſes Vertrages wurde auf zwölf Jahre, aljo bi Ende December 
1865 feſtgeſetzt. Der lebte Artikel endlich läßt denjenigen deutfchen Staaten 
den Beitritt zu diefem Vertrage offen, welche am 1. Jänner 1854 oder 
fpäter zum Bollverein mit Preußen gehören jollten. Nachdem diejer Bei— 
tritt der meiften deutfchen Staaten am 4. April 1853 erfolgte, fo ergab 
ih daraus ein Vertragsverhältniß zu dem großen, 9057 Quadratmeilen 
mit 33!/, Millionen Einwohnern umfaffenden deutſchen Zollvereinsgebiete. 





$. 140. 


$. 141. 


—— — 


Die Zollunion mit Deutichland. 


Das Vertragsverhältnig mit Deutjchland und die demjelben zugeitan: 
denen Zollermäßigungen machten eine Reviſion des allgemeinen öjterreichi: 
ihen Bolltarif3, der gegenüber allen anderen Staaten gelten jollte, nöthig. 
Derjelbe wurde mit faijerl. Entichließung vom 5. December 1853 erlafien 
und trat mit 1. Jänner 1854 in’3 Leben. Er wies im Bergleich mit Dem 
früheren BZolltarif mande Berbejjerung, namentlich Erleichterungen Des 
Berfehrs und Bereinfahung der Zollmanipulation auf. Er bejeitigte Die 
Eingangszölle für die meijten Rohſtoffe der Fabrikation und nahezu alle 
Ausgangszölle. Da diejer Tarif feine Beftimmung über jeine Dauer ent: 
hielt, was die Anduftriellen zu Klagen über Ungewißheit der Lage ver: 
anlaßte, jo erklärte die Regierung auf Grund kaiſerl. Entjchließung vom 
20. December 1859 mit Minifterialerlaß vom 25. December 1859, daß 
abgejehen von einigen im Zuge befindlichen Tarifänderungen oder jolchen, 
die im Laufe des Jahres 1860 zur Sprache fommen dürften, endlich jolchen, 
die durch Staatöverträge nöthig werden follten, die damaligen Zolljäge bis 
zum Ablauf des Jahres 1865 unverändert belaffen werden ſollen. Da: 
gegen jollte im Laufe des Jahres 1865 und fofort von fünf zu fünf Jahren 
über Einvernehmen der Handelöfammern in Beratdung genommen werden, 
welche Abänderung der Zollſätze für die näcdhjten fünf Jahre wünſchenswerth 
ericheinen. 

Die Folgen der Bereinigung des öfterreihiichen mit dem deutſchen 
Bollgebiete waren in den erjten Jahren ein Mehrimport Deutſchlands nad 
Deiterreih; in den folgenden Jahren aber eine bedeutende Steigerung des 
Erportes nach Deutichland. Es zeigte ſich eben, daß die Furdt der öiter: 
reihiichen Industriellen vor der deutichen Koncurrenz eine furzlichtige war 
und daß diefe Concurrenz auf die öfterreichiiche Industrie, indem jie diejelbe 
zu größeren Anftrengungen zwang, von wohlthätigitem Einfluß war. Und 
jo fonnte denn aud) die Regierung mit weiteren Zollermäßigungen, ja jogar 
mit manchen Zollbefreiungen vorgehen und fchließlih brachte der am 
11. April 1865 mit dem Deutfchen Zollverein erneuerte Zoll: und Handels: 
vertrag eine Reihe weiterer Erleichterungen, die auch für den allgemeinen 
Berfehr mit dem Gejeg vom 30. Juni 1865 eingeführt wurden. 


Die Handelöverträge. 


Die günijtigen Erfolge des Handelsvertraged mit dem Deutichen Zoll: 
verein ermuthigten die Regierung zur Abſchließung von Handeläverträgen 
mit einer Neihe anderer Staaten und jo wurde denn eine Aera von Handels: 
verträgen eröffnet, die fi) von 1865 bis einschließlich 1873 erftreft.””®) 


320, Es wurden in dieſer Periode noch nachfolgende Handeläverträge ab- 
geichloiien: 

16. December 1865 mit Großbritannien; 1. September 1866 mit der Republik 
Liberia; 11. December 1866 mit Frankreich; 23. Februar 1867 mit Belgien; 
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Das charakteriſtiſche Merkmal aller dieſer Handelsverträge iſt die gegen— 
ſeitige Zuſicherung der Behandlung auf dem Fuße der meiſtbegünſtigten 
Nation, eine Beſtimmung, welche im Geiſte des Freihandels gelegen, ganz 
darnach angethan war, mit der Zeit alle Zollſchranken unter den durch 
ſolche Verträge geeinten Staaten zu beſeitigen. 


Unglücklicherweiſe wurde dieſe fortſchrittliche Entwickelung jäh unter— 
brochen von einer der größten Handelskriſen der neuen Zeit, von dem ſo— 
genannten Krach des Jahres 1873. Wenn auch die Urſachen desſelben 
keine anderen waren, als die aller vorhergehenden, von Zeit zu Zeit herein— 
brechenden Handelskriſen, nämlich eine in's Ungemeſſene geſteigerte Pro— 
duction und eine Vorwegnahme künftiger, erſt zu erzielender vorderhand 
fietiver Gewinnſte, durch eine waghalſige Börſenſpeculation: jo richteten 
ſich doch die Anklagen und Beſchuldigungen der durch die Kriſe betroffenen 
Induſtriellen gegen die „freihändleriſche“ Politik der Regierung und allent— 
halben wurde die Forderung nach „Schutz der heimiſchen Arbeit“ laut. 
Im Jahre 1875 verlangt der Niederöſterreichiſche Gewerbeverein eine 
fräftige Schußzollpolitif, indem er fich dabei auf das Beijpiel Nordamerikas, 
Rußlands und Italiens beruft.”?”) Die jo eingeleitete ſchutzzöllneriſche 
Bewegung ging parallel mit den gleichzeitig in Schwung gekommenen zünft- 
lerijchen Bejtrebungen auf dem Gebiete des Kleingewerbes. Wie auf diejem 
leßteren Gewerbefreiheit als eitle Theorie galt, der zu Liebe man das 
Kleingewerbe hinopfern wolle: jo nennt der Niederöjterreichiiche Gewerbe— 
verein die freiheitliche Handelspolitif der legten zwei Jahrzehnte ein „theo: 
retiiches Experiment“, wobei die Induſtrie Oeſterreichs auf's Spiel geſetzt 
wurde.”?*) Unter jolchen Verhältniſſen nahte der Zeitpunkt der Erneuerung 
des im Jahre 1867 geichloffenen Zoll- und Handelävertrages zwiſchen 
Dejterreih und Ungarn. Den ſchutzzöllneriſchen Tendenzen der öſterreichi— 
ſchen Induſtriellen fegten die Ungarn, die feine Induſtrie zu ſchützen Hatten 
und nur auf gute Abjagverhältniffe für ihre Rohproducte bedacht waren, 
ihren freihändlerischen Standpunkt entgegen. 


Nach mühjeligen Berhandlungen fam in dem öſterreichiſch-ungariſchen 
Bolltarif von 1878 ein Compromiß zu Stande. Es wurden in demjelben 
zu Gunſten der öſterreichiſchen Induſtrie einige protectioniftifche Zollerhö— 
hungen fejtgejeßt, die aber Damals aus dem Grunde noch wenig in's Gewicht 
fielen, da der größte Theil der in der freihändleriſchen Periode von 1865 
bi3 1873 abgeichlofjenen Handelsverträge noch in Kraft war, den betref- 
fenden Staaten gegenüber daher nicht der allgemeine Zolltarif, jondern 


26. März 1867 mit den Niederlanden; 23. April 1867 mit Jtalien; 9. März 1868 
mit den deutfchen Zollvereinsftaaten; 14. Juli 1868 mit der Schweiz; 30. Dechr. 
Nachtrags-Eonvention mit England; 24. März 1870 mit Spanien; 13. Januar 1872 
mit Portugal; 3. November 1873 mit Schweden-Norwegen. 

2?) Entwurf eines allgemeinen öjterreihifchen Zolltarifs, ausgearbeitet vont 
niederöfterreihiichen Gewerbeverein. Wien 1875. 

>>, Paul Dehn: Die ölterreichiich-ungarifche Zolltarifrevijion in Schmoller's 
Sahrbud. 1882, 
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die Conventionaltarife galten.) Zudem hoffte man noch damals namentlich 
ungariſcherſeits durch abzuſchließende Handelsverträge in erſter Linie mit 
Deutſchland den protectioniſtiſchen Charakter des Zolltarifes zu mildern. 
Dagegen waren die öſterreichiſchen Handelskammern und Induſtriellen mit 
dem durch diejen Bolltarif gebotenen Schuß noch immer nicht zufrieden und 
verlangten: Kündigung eventuell Nichterneuerung der Handelsverträge und 
erhöhten, auf eine größere Anzahl von Artikeln ausgedehnten Schußzoll. 
Diefe Bejtrebungen hatten ein um jo leichtere® Spiel, als gleichzeitig 
Deutjichland feine Handelspolitif in ſchutzzöllneriſchem Geiſte umgeitaltete, 
durch erhöhte Getreidezölle den öjterreichifchen Rohproducten den deutichen 
Abjagmarkt verjchloß und eine Erneuerung des Handelövertrages mit 
Oeſterreich ablehnte.) Dieje Haltung Deutichlands zwang Oeſterreich 
zu Gegenmaßregeln. So fam denn auf Grund von Vereinbarungen der 
beiderjeitigen Regierungen in Dejterreih und Ungarn ein neuer Bolltarif 
zu Stande (vom 25. Mai 1882), der am 1. Juni 1882 in’3 Leben trat. 





Der Zolltarif 1882, 

Der neue jeit 1. Juni 1882 geltende Zolltarif enthält dreierlei Arten 
von Böllen: Finanzzölle, Agrarzölle und Schußzölle. Die erjteren waren 
und find durch die finanziellen Bedürfniffe des Staates geboten; ſie find 
ihrem Weſen nad) Steuern und zwar Genußſteuern, indem fie theilmweije 
auf ſolche Genußartifel gelegt find, die im Inlande nicht erzeugt werden 
und daher in der Form des Zolled am leichteften und auf die einfachite 
Urt eingehoben werden. Es gehören hierher die Zölle auf Kaffee, Thee, 
Cacao, ausländifche Gewürze u. dergl.; theilweije find es Zölle auf Ber- 
brauchsartifel, die auch im Inlande erzeugt werden, aber aud) vom Aus: 
(ande im Wege der Concurrenz importirt werden, wie 3.8. das Petroleum. 
Diejer legtere Zoll iſt aljo gleichzeitig ein Schubzoll für die inländiiche 
Betroleumproduction. 

Die mit diefen Finanzzöllen von der Regierung beabjihtigte Wirkung 
blieb nicht aus, dern lediglich auf dieje erhöhte Einnahme ift die namhafte 
Steigerung des Bollerträgnifjes jeit 1882 im Vergleih mit den früheren 
Jahren zurüdzuführen. 

Die Ugrarzölle, die alle landwirthichaftliche Producte betreffen und 


») Auch wurden auf Grund eines Geſetzes von 1868 behufs Hebung der 
öfterreichiichen Häfen alle Provenienzen, welche über Triejt, Fiume oder andere 
sreihäfen in das allgemeine Zollgebiet kamen, jo behandelt, als ob fie aus einem 
der Meiftbegünftigung theilhaften Staate zur Einfuhr gelangten. Vergl. Motiven: 
bericht der Regierung zur Bollvorlage von 1882, Ferner Matlefovits: Die Jol- 
politif der öfterreichiicheungarifkhen Monarchie. Leipzig 1891. 

”, Vergl. Mtatlefovits ©. 46. Allerdings fam dann unterm 23. Mai 1851 
ein Handelsvertrag mit Deutichland zu Stande, aber nur ein folcher, der die 
gegenjeitige Abichliefung und Entfremdung beider Staaten janctionirte. „Es war,“ 
jagt Matlefovits, „mit einem Wort ein Meijtbegünftigungsvertrag, wie ihn aud 
die am weiteiten ftehenden Völker abzujchließen pflegen, nicht aber Staaten, die jeit 
taft 30 Jahren an engere Verfehräverhältnifie gewöhnt waren“ 1. c. S. 82. 
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nicht hoch gehalten waren, bezweckten feine finanziellen Einnahmen und 
waren lediglich eine Gegenmaßregel gegen die das öjterreichifche Intereſſe 
Schädigenden Agrarzölle des Auslandes, namentlich Deutjchlands. 

Diejelben betreffen nicht nur Getreide und Vieh, fordern auch eine 
ganze Neihe landwirthichaftlicher Producte, welche bi 1882 vollfommen 
zollfrei waren, wie 3. B. friide Trauben, Tafelgemüjfe, Sämereien, Eier, 
Honig u. dergl. Der Motivenbericht der ungarischen Regierung im ungarifchen 
Neichdtag begründete übrigens nicht mit Unrecht die Getreidezölle damit, 
dat angeſichts der deutichen Getreidezölle die Möglichkeit nicht ausgefchloffen 
it, daß fi) amerikanisches und rufjisches Getreide, welchem das deutjche 
Abſatzgebiet verichloffen wurde, nach Oeſterreich wenden nnd hier den 
Landwirthe empfindlihe Concurrenz machen könnte. Diejes Argument 
mußte allerding3 auch die ungarifchen Landwirthe zum Agrarzoll befehren. 

Die Induſtriezölle endlich, welche auf Erzeugnifje der Tertil-, Eiſen— 
und andere Metallindustrie gelegt find, bezweden den Schuß der heimischen 
Induftrie angefichts des Umftandes, daß das Ausland, namentlich Deutſch— 
land, der öjterreihiichen Landwirthſchaft ihren naturgemäßen Abjatmarft 
in industriellen Nachbarſtaaten verjchloß; jie bilden das marfanteite Merk: 
mal des Zolltarife8 vom Jahre 1882 und waren allerdings als Abwehr 
gegen das jchußzöllnerische Ausland berechtigt. 

Entjchieden und conjequent durchgeführt erjcheint endlich in dem Boll: 
tarif von 1882 die differentielle Begünftigung des üfterreichifchen See: 
verfehr3. Während die frühere öfterreihiiche Zollgejeßgebung und noch 
der Handelävertrag von 1868 eine differentielle Begünftigung Deutjch- 
lands enthielt, indem den aus Deutichland kommenden Waaren im Ber: 
gleich mit anderen Provenienzen BZollbegünftigungen zugeitanden wurden: 
jtatuirt der Bolltarif von 1882 ſolche zu Gunſten des Küftengebietes, 
Dalmatiend, Trieſts und Fiumes. Dadurch wurde eine theilmeife Ab- 
lenkung des Colonialwaarenimporte3 von Hamburg und Bremen zu Gunſten 
der öjterreihisch-ungarifchen Häfen bewirkt. Sowohl die öjterreichifche wie 
die ungarische Regierung erflärten in den Parlamenten, daß fie den Zoll 
tarif von 1882 als einen ihnen durch die Zollpolitif des Auslandes auf: 
gedrungenen betrachten, „in der Zukunft jedoch einer Bertragspolitif mit 
den benadhbarten Staaten nicht aus dem Wege zu gehen“ gedenfen. 


Damit hatte es aber noch feine guten Wege, denn das Ausland und 
namentlich Deutjchland geriethen erjt noch immer mehr in die fchußzöllne- 
riſche Strömung und die deutſche Zolltarifreform von 1885 brachte neue 
Zollerhöhungen und zwar ſowohl auf Yandwirthfchaftliche wie auch auf 
Induftrieproducte. Da blieb denn vorderhand auch der öfterreichiichen 
Regierung nichts anderes übrig, als dieſen unfeligen Kampf fortzujeßen. 
Im Mai 1886 wurde dem öfterreichiichen Neichsrathe (und ungarischen 
Neichdtage) ein neuer Zolltarifentwurf vorgelegt, der im Jahre 1887 zum 
Geſetz erhoben wurde und gegenwärtig in Kraft bejteht (jeit dem 1. Juni 
1887). Derfelbe enthält Getreide: und Mehlzölle, jowie Viehzölle in der- 
jelben Höhe, wie fie in Deutichland feit 1885 beitehen; ebenfo find in 
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diefem Tarif die Indujtriezölle (auf Baumwollgarne, Leinenwaaren, Schaf: 
wollgarne, Eijen- und Metalliwaaren) erhöht worden. Nachdem auch in den 
anderen Staaten Europas die Schubzolltendenz nad) dem Vorgange Deutſch— 
lands objiegte,swurden in den 1880er Jahren die Zollverträge Oeſterreich 
Ungarns mit den meilten Staaten nach ihrem Ablauf nicht mehr erneuert, 
jodaß Defterreih-Ungarn nur noch mit drei Staaten eigentliche Zollverträge 
bat, d. i. mit Italien, der Schweiz und Serbien, welche alle, wenn fie im Jahre 
1891 nicht gekündigt werden, bis 1892 als verlängert gelten. Mit allen 
anderen Staaten beichränft ſich das Vertragsverhältniß auf einfache ſechs— 
oder zmwölfmonatliche kündbare Handel3verträge mit der Meiſt— 
begünftigungsclaufel; jo mit Frankreich, Belgien, Dänemark, Deutichland, 
Griechenland, Großbritannien, Niederlande, Portugal, Schweden und Nor: 
wegen und Spanien; außerdem noch mit einigen überfeeiichen Staaten. 
Doch beginnt bereit3 ein nahender Umſchlag in der Zollpolitif der 
europäiſchen Staaten und in eriter Linie Deutichland ſich bemerkbar zu 
machen. Die Abjperrung Deutjchlands hatte für die großen Maſſen der 
Bevölkerung, namentlich der Südjtaaten, traurige Folgen. Der Preis des 
Fleiſches und Brodes ftieg in einer fir die Mafje des Volfes und auch für 
die Mittelclaffen empfindlichen Weife. Die einzelnen Bundesitaaten 
petitionirten an den Bundesrath um Bejeitigung der Agrarzölle.. Aud 
die Stadt Berlin ſchloß fich diefen Petitionen an und verlangt die Oeff— 
nung der öfterreichifchen Gränze. Unter der Preſſion diefer Forderungen 
entjandte Deutichland (December 1890) Unterhändler nah Wien, um 
neue Berhandlungen in der Zollfrage anzufnüpfen. Welche Entwidelungen 
im Kleinen auch diefe Frage durchmachen wird, im Großen jteht eines feft: 
die realen Berhältnijje, vermöge deren die europäischen Staaten (vielleicht 
nur mit Ausnahme Rußlands) auf einander angewiefen find, zwingen die— 
jelben, die Zollfchranfen zu befeitigen und fich mit der Zeit zu einem großen 
mitteleuropäiichen Bollgebiete zu vereinigen. Kleinliche einjeitige Intereſſen 
werden dieje Entwidelung hemmen und zeitiveilig aufhalten, engherzige 
Theorien und nationaler Chauvinismus werden diefe Hemmniſſe zeitweilig 
bejubeln; aber die wirklichen Intereffen der Gejammtheit, die nur von dem 
freien Berfehr der Staaten unter einander eine Förderung zu erwarten 
haben, müſſen und werden fchlieglich immer den Sieg davontragen. 


Das Necht der Handelsgenoffenichaften. 


Dem Bwede der Förderung des Handels dienen alle jene gefeglichen 
Maafregeln, welche 1. große Sammelbeden des Capitals ſchaffen (Banfen 
und Xctiengejellfchaften); 2. den Umlauf des Capitals erleichtern und be 
ichleunigen; 3. den Credit in allen feinen Formen durch Sicheritellung des 
Gläubigers ermöglichen, endlich 4. Anterefjenvertretungen des Handels in's 
Leben rufen. 

Um die entiprechenden Unternehmungen (Vereine, Gejellichaften, Ge 
nofjenjchaften, Sparcafjen u.j. mw.) zur Erreichung obiger Zwecke in's Leben 
zu rufen, brauchte der Staat nie die Initiative zu ergreifen; denn da alle 


— 465 — 


diefe Unternehmungen zugleich für die Begründer derfelben gewinnbringend 
find, jo fällt dem Staat nur die Aufgabe zu, die Gründungen derfelben zu 
geftatten und im allgemeinen Intereſſe die Thätigfeit derjelben zu über- 
wachen. Alles Uebrige bejorgt der in gewiſſen Schranken berechtigte Trieb 
nach Gewinn und Vermehrung des Capitals. Diejer allgemein menschliche 
Trieb Hatte Schon in früheren Jahrhunderten das Geheimniß des Wachs— 
thums wirthichaftlicher Macht und bejchleunigter Capitalbildung entdedt, 
namentlich die Vereinigung der Gapitalien. Auf ſolcher Vereinigung be— 
ruhen alle auf Gewinn und Erwerb abzielenden Gejellichaften. Wenn wir 
von der offenen Handelsgejellichaft und der Kommanditgejellichaft, welche 
in’3 Privat-Handelsrecht gehören, abfehen: jo giebt es dreierlei Arten von 
öffentlichen Erwerbsgeſellſchaften, die fich durch die Art und Weije, wie fie 
die Vereinigung der Capitalien zu Wege bringen, unterjcheiden. 

Wird diefe Vereinigung einfach durch Actieneinzahlung erzeugt, wobei 
in der Regel ein größerer Betrag (mindejtend 200 fl.) als Minimum feſt— 
gejegt it, und erfolgt die vollfommene Loslöjung der Perſon des Ein- 
zahlenden von dem eingezahlten Capital, jo daß die Uctie auf Ueberbringer 
lautet und alle Rechte der Actie auf ihren rechtmäßigen Inhaber übergehen, 
der für die Geſchäfte der Geſellſchaft nicht weiter ald bi8 zum Betrage 
feiner Einlage haftet; das jo vereinigte Capital aber von einem Ver— 
waltungsrathe (eventuell Direction) al3 ein einheitliches Vermögen, dem 
jurijtiiche Perfönlichkeit zufommt, verwaltet wird: jo Spricht man von einer 
Actiengeſellſchaft. 

Wird die Vereinigung der Capitalien durch Spareinlagen der großen 
Maſſen, deren Mindeſtbetrag nach unten mit dem kleinſten Bruchtheil der 
Münzeinheit beginnt, erzeugt, um, ohne den kleinen Einlegern die mindeſte 
Ingerenz auf die Verwaltung zu gejtatten, das ſolcherweiſe vereinigte 
Capital zu einem höheren Zinje zu fructifieiren als den Einlegern gezahlt 
wird, jo jpricht man von Sparcafien. 

Wird die Bereinigung der Gapitalien durch kleinere Einlagen Herbei- 
geführt, dabei aber die Creditwürdigfeit jedes einzelnen Einlegers zur 
Unterjtüßung des Unternehmens in ein oder der anderen Weiſe heran: 
gezogen und iſt dabei dag Ziel des Unternehmens ein jtreng umjchriebenes, 
allen Theilnehmern gemeinfam zu Gute kommendes, jo daß fid) die Ge- 
jellichaft al3 eine Vereinigung von (fleineren) Capitalien und Perſonen 
darjtellt, jo iprechen wir von einer Erwerbsgenoſſenſchaft. 

Nah Umftänden und Berhältnijjen nun Hat fi der Ermwerbstrieb 
der einen oder der anderen diejer Formen bedient, um jich zu bethätigen, 
und da jeder gefunde und folide Erwerbötrieb vom Staat für die Inter: 
eſſen der Gejammtheit nutzbar gemacht werden kann, jo hat der Staat 
zuerjt jede einzelne folcher Unternehmungen von Fall zu Fall concejjionirt 
oder gar privilegirt, bis es dann zu allgemeinen gejeglichen Normen für 
jede diefer Kategorieen von Erwerbsunternehmungen fan, welche die öffent- 
lichrechtliche Stellung derfelben, die Formen ihrer Wirkfamfeit, ihre Ver— 
hältniſſe einerfeitS zu dem bei ihnen betheiligten Publicum, andererjeits 
zur Staatövermwaltung feitjegten. Dieje dreierlei Arten gejeglicher Normen 

Gumplomwicz, Das Öfterr. Staatsrecht. 30 
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wollen wir nun betrachten, wobei wir, in hronologijcher Ordnung vorgehend, 
mit der auf die Sparcajjen ſich beziehenden beginnen. 


Sparcafien. 


Ueber Sparcafjen wird meift in der Weiſe gejprochen al3 ob jie pure 
Wohlthätigkeitsanſtalten wären, jo daß es beinahe einer Rechtfertigung be: 
darf, daß mir diefelben nicht neben Blindeninftituten und Findelanitalten, 
fondern unter den Erwerbögejellichaften behandeln. 

Thatjächlich, wenn man die hiftorifschen Anfänge des Sparcafjenmweiens, 
die Zwecke, die fie fich urjprünglich jegten?”?), in's Auge faßt: jo fünnten 
fie als reine Mohlthätigfeitsanftalten qualificirt werden. Auch wurden 
fie von den Staatsverwaltungen urfprünglich jo aufgefaßt und hat ſich die 
feit jener Zeit datirende humanitäre Phrafeologie bezüglich der Sparcafien 
bis heutzutage erbalten, wo fie ſchon lange reine Geſchäfts- und Erwerbs: 
unternehmungen geworden find, die allerdings auch, wie alle anderen Er- 
werbsunternehmungen, ihre gemeinnügige Seite haben. 

Jene urjprüngliche Beftimmung und Auffafjung der Sparcafjen gelangt, 
tie im preußifchen Sparcafjenreglement (f. Note), auch in dem öflerreichiichen 
Sparcafjen:Regulativ vom 2. September 1844, welches heute noch gilt, 
zum Ausdrud. Es heißt da: Die Beitimmung der Sparcaſſen beiteht 
darin, den minder bemittelten Volksclaſſen Gelegenheit zur ficheren Auf: 
bewahrung, Verzinſung und allmähligen Vermehrung kleiner Erjparnifje 
darzubieten, dadurch aber den Geiſt der Arbeitjamfeit und der Spar: 
jamfeit bei denfelben zu beleben ($. 1). Zur Errichtung von Spar: 
caffen find vorzüglih Vereine von Menfhenfreunden unter der Be 
dingung berufen, daß jie einen zur Dedung der Verwaltungskoſten und 
möglichen Verlujte der Anjtalt während des erjten Zeitraumes ihrer Rirl: 
ſamkeit bi$ zur Bildung eines ergiebigen eigenen Rejervefondes genügenden 
Garantiefond einlegen und für die regelmäßige Gebahrung Beruhigung 
gewähren ($. 2). 

Nun waren die erften Begründer der Sparcafjen in Deiterreich gewis 
von den humanften Abfichten geleitete Menfchenfreunde und die neue In— 
ftitution unftreitig und noch bis heutzutage von öffentlichem Nuten: nichts: 
dejtoweniger brachte e8 die Anjammlung der Eapitalien und die daraus 
rejultirende Nothwendigkeit, diejelben fruchtbringend anzulegen, alſo Geld: 


»s) Die erften Sparcaffen entjtanden in Deutjchland in der Mitte des 
18. Jahrhundert3 und zwar war die erite die 1765 in Braunfchweig gegründete 
„berzogliche Leihcaſſe“; ſowohl dieje wie eine Anzahl von Magiitraten gegründete 
Sparcajjen ftellten jich in erfter Linie die Aufgabe, den Spartrieb in den Maflen 
des ärmeren Volkes zu weden. Doch ichon 1778 entiteht in Hamburg eine von 
einer Privatgejellichaft gegründete „Sparcaſſe“, die das geichäftlibe Moment im 
Auge hatte. Das erjte Reglement für Sparcaffen erjchien in Breußen im Jahre 
18385 und betont ald Hauptaufgabe derjelben „den ärmeren Claſſen Gelegenheit 
zur — kleiner Erſparniſſe“ zu geben, wobei aber mit richtigem Vorausblid 
vor einer „Ausartung Diejer Anttalten” gewarnt wird. 2ergl. Spittel: ie 
deutichen Eparcafjen, deren Entjtehung, Einrichtung, Aufgabe und Ziele. Gotha 1880. 
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gejhäfte zu machen, mit ſich, daß dieje Anjtalten den gejchäftlichen Rück— 
jihten den Vorrang einräumen mußten und daß fie heute vorwiegend Er: 
werbagejellihaften geworden find. *??) An diefer Thatjache ändert der Um— 
itand nichts, daß nad) Abzug der Gehälter und Tantiemen der Leiter, 
Directoren und Verwaltungsräthe u. ſ. w. ein Theil der Ueberſchüſſe ftatuten- 
mäßigen öffentlichen und wohlthätigen Zmweden gewidmet wird. Denn 
dieje Wohlthaten werden ja nicht den Einlegern erwieſen, zu deren 
Gunjten doch urjprünglich die Sparcafjen in's Leben gerufen wurden; 
nur wenn die Sparcajjen die erzielten Ueberſchüſſe verhältnigmäßig an 
ihre armen Einleger abführen würden, fünnten fie im Sinne jener ur: 
ſprünglichen Reglements als Wohlthätigfeitsanftalten betrachtet werden. °°°) 
Dagegen darf nicht überjehen werden, daß die heutigen Sparcaffen, um die 
zu ihrer Erhaltung und Befoldung ihrer Verwaltungen (die urfprünglich 
meijt unentgeltlich beforgt wurden) nöthigen Gewinne zu erzielen, ihren 
Schuldnern gegenüber feinen anderen ald nur den rein geichäftsmäßigen 
Standpunkt einnehmen und zahllofe Heimftätten zahlungsunfähiger Schuldner, 
wenn auch nach minder jtrengen Proceduren wie Privatgläubiger, jchließ- 
li aber dennoch öffentlich verjteigern, was alles auch bei der Würdigung 
und Beurtheilung der Sparcafjen Heutzutage nicht unberüdfichtigt gelafjen 
werden darf. 

Eine ſolche mehr nüchterne Betradhtung der Sparcaffen als Erwerb3- 
unternehmungen, die aus der Differenz der Verzinjung ihrer Einlagen und 
ihrer Darlehen Gewinn ziehen, führte in neuerer Zeit vielfach zu Forde— 
rungen nach Beritaatlihung der Sparcafjen. Dieſen vollfommen berech— 
tigten Forderungen ijt einerjeit3 durh Gründung von Gemeindeſpar— 
caſſen), andererfeit3 aber durch Einführung der jtaatlihen Poſtſpar— 
caſſe Rechnung getragen worden. 


32) Dieje Thatjadhe wird von einem zuverläfjigen Gemwährdmanne, dem 
Ehronijten der erjten jteiermärfijchen Sparcaſſe Potpeſchnigg (in deſſen Feit- 
ihrift „SO Jahre der jteiermärfiichen Sparcaffe,“ Graz 1885) mit folgenden Worten 
beitätigt: „...es giebt überall Leute, welche aus der Errichtung von Sparcaffen 
irgend einen Vortheil zu erlangen hoffen und jchon aus dem Grunde diefelbe 
fördern.“ Ferner Hagt dieſer Verfafier, daß gegenwärtig die Anjammlung der 
Rejervefonds Hauptaufgabe der Sparcajjen zu werden jcheint, wogegen alle anderen 
humanitären Zwede zur Nebenjache werden. Man jei jetzt dahin gelommen, „jein 
Augenmerk vorzüglid) darauf zu richten, viele Gelder an fich zu ziehen und recht 
viele jelbftverftändlich großen Gewinn bringende Gejchäfte zu machen“, es walten 
daher jene Rüdjichten ob, welde das Geſchäft fordere und „von ethijchen 
Motiven ift wenig zu ſpüren.“ 

33) Diefer Gedanke ift es, der den Minifterialerlafjen vom 16. April 1860 
3. 11817 und vom 20. November 1860 3. 33803 vorſchwebt, welche eindringlich 
daran mahnen, aus den Ueberſchüſſen der Rejervefonds Vorſchußcaſſen für kleinere 
Grundbeſitzer und Gewerbetreibende zu errichten (j. unten). 

=, Die Zweckmäßigkeit und Da oe ig der durch die Gemeinden ge— 
gründeten und von denjelben geleiteten Sparcajjen hat jchon das öjterreichiiche Spar— 
cajienregulativ von 1844 anerkannt, indem es ($. 3) feitjegt, daß auch Gemeinden 
die Errihtung von Sparcajien unter ihrer Dafürhaftung geitattet werden fann; 
doch ijt hierzu ein nach den beitehenden Vorſchriften giltig uz Stande gelommener, 
die ganze Gemeinde verpflichtender Beſchluß erforderlich. Auch find in neuerer Zeit 

j 30* 
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Gründung von Sparcaffen. 


Ueber Gründung von Sparcafjen gelten die Beitimmungen des obigen 
Sparcaſſen-Regulativs, infoferne diejelben nicht durch einige Nachtrag:: 
verordnungen und das Bereinsgejeb vom 26. November 1852, melde: 
auch auf Sparcafjen Anwendung findet, abgeändert wurden. Das Regu: 
lativ unterfcheidet nur zwei Arten von Sparcafjen, jenachdem diejelben von 
einem Privatverein oder von Gemeinden in's Leben gerufen werden jollen. 
Die Bewilligung zur Gründung von Sparcafjen fällt gegenwärtig in die 
Gompetenz der politiichen Landesbehörde. Die Bewilligung wird nur er: 
theilt gleichzeitig mit der Genehmigung eines vorzulegenden Statuts, in 
welchem Bejtimmungen über alle die vom Regulativ (und auch von dem 
Vereinsgeſetze 1852) verlangten Gegenjtände und Verhältniſſe enthalten 
fein müffen. Neben dem Statutenentwurf ift dem Anjuchen um die Be 


willigung auch die Nachweifung eines entjprechenden Garantiefondes, falls 


aber die Erridhtung von einer Gemeinde ausgeht, ein Ausweis über den 
Bermögensitand derjelben beizufügen; es it überdies darzuthun, daß ein 
hinreichender Fond zur Dedung der erjten Auslagen für Kanzlei:, Caſſe— 
und fonjtige Erforderniffe durch freiwillige Beiträge oder auf andere Weiſe 
licher gejtellt, oder ſonſt vorhanden fei ($. 5). 

Die urſprüngliche Tendenz der Sparcajjen findet ihren Ausdruck in 
den Beſtimmungen de3 Regulativs über den Heinen Mindejtbetrag der 
Einlagen und deren Berzinfung. Darnach ijt der geringjte als Einlage 
bei den Sparcafjen zuläffige Betrag jo nieder als möglich zu beſtimmen, 
damit auch der ärmiten Claſſe die Gelegenheit zur ficheren, wenngleich An 
fangs unverzinslichen Berwahrung Feiner Erjparnifje dargeboten werde 
($. 9). Dagegen ift für die Größe der jedesmaligen Einlage in den 
Statuten nad den bejonderen Ort3verhältniffen, und mit Rüdjicht auf den 
Sarantiefond ein Marimum fejtzujeßen, wobei der Erwerb der niederen 
Bolksclafjen, in dem Bezirke, wo die Sparcafje ſich befindet, im Auge zu 
halten, und darauf zu fehen iſt, daß Vermöglichere, welche ihre Gelder 
jelbjt fruchtbringend machen fünnen, von der Benüßung der Sparcafien zu 
diefem Zwecke ausgejchlojjen bleiben. 

Ebenfo it für den Gefammtbetrag, welcher mitteljt allmähliger Ein- 
lagen zur verzinglichen Anlegung für eine und diefelbe Partei zugelaffen 
wird, ein Marimum feſtzuſetzen. 

Die Statuten Haben in Abjicht auf die Einlagen jedenfall aus- 
zudrüden, daß fi die Anjtalt vorbehalte, Einlagen, welche das Guthaben 
einer Partei über das feitgejegte Maximum ftellen würden, zurüdzumweiien 
($. 8). Mit Rüdficht auf die, über die Größe der Einlagen fejtzufegenden 
Beltimmungen ift in den Statuten-Entiwürfen vorzujehen, bis zu welchem 





vielſoch beftehende von Privatvereinen gegründete Sparcafjen in Gemeindeiparcafien 
umgewandelt worden, was jedenfalls einen Fortichritt bedentet. — Um den 
meinden Die Errichtung von Sparcafien zu erleichtern, ift mit Min.-Erl. v. 7. März 
1855 3. 3651 ein Muiterjtatut für Gemeindeiparcafien an die Landesbehörden zur 
weiteren Mittheilung verfendet worden. 
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Betrage die Rüdzahlungen der Einlagen unmittelbar über Anmeldung der 
Partei, oder bei welder Einiagsjumme die vorläufige Auffündigung, und 
mit welchen Abjtufungen dieje letztere jtattfinden joll, damit die Sparcafien 
nicht durch Bereithaltung zu großer Baarſummen in Zinsverluſt gebracht, 
oder einer Zahlungsverlegenheit rückſichtlich größerer Einlagsſummen aus— 
geſetzt würden ($. 9). Die Verzinſung der Einlagen hat bei jo geringen 
Beträgen anzufangen, ala e3 mit Rüdjicht auf den angenommenen Zinsfuß 
jeder Sparcafje, ohne zu große VBerwidelung des Rechnungsweſens, nur 
immer möglid if. — Die nicht erhobenen Zinfen find zum eingelegten 
Capitale zu fchlagen, und die Zinſen von dem jo vergrößerten Capitale den 
Einlegern bei der Rüdzahlung zu Gute zu rechnen. — In die Statuten 
der einzelnen Sparcafjen find übrigens die geeigneten Beitimmungen über 
den Anfang und das Ende der Verzinjung der Einlagen, jowie über den 
Beitpunft der Gapitalijirung aufzunehmen ($. 10). In diejen Statuten 
ift auch der Zinsfuß für die Einlagen feſtzuſetzen; derſelbe muß jedoch 
jedenfall3 unter dem landesüblichen Zinsfuße mit Rüdficht auf die thun- 
liche fruchtbringende Berwendung der Einlagen gehalten werden, damit fich 
für die Sparcafje au den leßteren ein Ueberihuß als Reſervefond er- 
gebe. — Uebrigens muß in den Statuten, welche verhältnigmäßig größere 
Summen für die Einlagen jeder einzelnen Partei zulajjen, der Zinsfuß 
nad) der Größe des eingelegten Eapitales in fallender Progreijion abgejtuft 
werden ($. 11). Der Ueberſchuß, welcher ſich aus der verzinslichen Ver: 
wendung der Einlagen nach Gutſchreibung der den Einlegern gebührenden 
Zinſen und Binjeszinfen über Abjchlag der Verwaltungskoſten ergiebt, iſt 
al3 Rejervefond der Anftalt abgejondert zu verrechnen. Diejer Rejerve- 
fond hat zur Dedung etwaiger Berlujte des Sparcafjenfonds zu dienen. 
Steigt der Rejervefond über die Höhe, die vorausjichtlich zu obigem Zwede 
nöthig iſt, jo kann der Ueberfchuß mit Genehmigung der Behörde zu wohl: 
thätigen und gemeinnügigen Localzwecken verwendet werden. Doch 
follen diefe Rocalzwede immer zunächit den Interejjender unbemittelten 
Theilnehmer der Anftalt entiprechen ($. 12). Daher denn auch die 
Regierung zu wiederholten Malen und zulegt mit Minifterialerla vom 
19. April 1880 den Sparcafjen dringend empfahl, aus den Ueberſchüſſen 
der Reſervefonds Vorjchußcafjen für Kleinere Grundbeſitzer und Gewerbe: 
treibende zu errichten. ”°”°) 

Die Beitimmungen über die Sparcafjenbüchel (SS. 14 und 15) be- 
zwecken die Sicherung derjelben vor Mißbrauch durch unbefugte dritte Per: 
fonen, und gewähren ihnen ($. 16) eine fürzere (Gmonatliche) Amortifa- 
tionsfriit, im Falle jie in Verluſt gerathen 


Verwendung der Spareinlagen. 


Die fruchtbringende Verwendung der bei den Sparcafjen angelegten 
Gelder hat auf eine möglichjte Sicherjtellung gemwährende Weile zu ge: 





un Ermwähnter Min.-Erl. enthält zugleich die Be ee über die Statuten 
jolher Vorſchußeaſſen; abgedrudt bei Mayrhofer III. 


$. 147, 


$. 148. 
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ihehen, und fich auf folgende Berwendungsarten zu befchränfen: a) Ber: 
zinsliche Darleihen auf Real-HYypothefen, gegen pupillariſche Sicherheit, 
und unter der Bedingung, daß Gebäude, auf welche dargeliehen wird, vor- 
läufig bei einer Brandverjicherungs-Anftalt verfihertwerden. Es muß übrigens 
bei jolchen Darlehen vorgejehen werden, daß die Rüdzahlung gegen eine, 
jedem Theile zuftehende halbjährige Auffündigung der ganzen Schuld, zu: 
gleich aber mit Feitfegung bejtimmter Rüdzahlungsraten, erfolge, damit 
von den gefammten, auf Hypotheken dargeliehenen Summen regelmäßig ein 
bejtimmter Theil zum Behufe der laufenden Rüdzahlungen der Einlagen 
an die Sparcafjen zurüdfließee b) Vorſchüſſe auf öfterreidhiide 
Staat3papiere und Actien der f. f, Nationalbanf, jedoch höchitens für 
den Beitraum eines halben Jahres, und nur bis zum Betrage von höchſtens 
drei Viertel des börſemäßigen Werthes diefer Papiere am Tage des Er: 
lages. c) Vorfhüffe an Gemeinden zum Behufe folcher Zahlungen, 
welche diejelben für gemeinnüßige, genehmigte Zwecke, mitteljt Concurren; 
jämmtlicher Gemeindeglieder zu leiſten haben, gegen ratenweije ſammt 
Intereſſen zu bewerfitelligende Rüdzahlung. d) Escompte von Staats: 
Gentral:Cafjfenanweifungen und anderen zur Erwerbung mittelft 
Escompte geeigneten inländischen Staat3papieren, dann jolcher im Orte, wo 
die Sparcafje bejteht, zahlbar lautender, nicht bloß domicilirter Wechſel— 
briefe, welche mit wenigſtens drei anerfannt jicheren Firmen, deren eine 
jedenfall® bei dem Handelägerichte protocollirt fein muß, verjehen jind. — 
Diefe VBerwendungsart it jedoch nur in größeren Handelsplätzen, und in- 
joferne zuläjfig, als die befonderen Statuten einer Sparcafje hierüber Be— 
jtimmungen enthalten. e) Vorſchüſſe an Verſatzämter und f) anan- 
dere gemeinnüßige Anftalten, welche auf dem Principe der Wedhjel: 
jeitigfeit beruhen, und denen bei jenen Sparcafien, deren Statuten eine 
jolhe Verwendungsart ausdrüdlich geitatten, ein offener Credit bis zu 
einem bejtimmten, mit dem Geldverfehre im Verhältniſſe ftehenden Betrage 
eröffnet werden darf. g) Ankauf von verzinslihen öſterreichiſchen 
Uerarial- oder ftändiihen Obligationen und Pfandbriefen. — 
Die sub c, e, f und g genannten Verwendungsarten dürfen jedoh nur 
dann und infoweit jtattfinden, al3 fie durch die der betreffenden Sparcafie 
vorgeſetzte Landesſtelle bewilligt worden find ($. 19). 


Behördliche Controle. 


Gegenüber Privatvereinen zum Zwecke der Sparcafjengründung 
(Gründervereinen) trifft das Regulativ die nöthigen Vorfichtsmaßregeln, 
um etwaigen Ausbeutungen der Sparcafjen durch diefelben vorzubeugen, 
jo z. B. dürfen Mitglieder folcher Vereine nicht Schuldner der Sparcafie 
werden. Den Gemeinden hingegen, die Sparcafjen gründen wollen, 
fommt das Regulativ fürdernd entgegen. Es legt ihnen nur die Pflicht 
auf, für die Verwaltung der Sparcajjen durch die ihnen bereit3 zu Gebote 
stehenden oder hiefür anzujtellenden Organe zu forgen, und dabei die für die 
Verwaltung des Gemeindevermögens geltenden Borjchriften zu beobachten. 
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Die Verwahrung und Berrechnung der Sparcafjenfonds muß jedoch ge- 
trennt geführt werden ($. 22). 

Beichwerden einzelner Einleger über ftatutenwidrige Behandlung 
jind bei den zur Aufſicht über Sparcafjen berufenen politijchen Behörden 
anzubringen, welche mit Offenhaltung des Recurjes an die höheren Stellen 
darüber zu entjcheiden, und das Nöthige vorzufehren haben. — In allen 
übrigen Fällen, wo die Sparcafjen als Kläger oder Gegeflagte auftreten, 
unterjtehen jie dem gejeglichen oder in den Statuten bezeichneten Ge— 
richtsftande ($. 26). Alle Sparcajjen unterliegen der Aufjicht 
der Staatsverwaltung, welche ſich hauptſächlich auf die unausgeſetzte 
und forgjältige Ueberwachung ihrer Bermögensgebahrung, und auf die genaue 
Berolgung der in diefem Regulativ enthaltenen allgemeinen und der in den 
einzelnen Statuten ertheilten befonderen Vorfchriften zu beziehen hat. Zu 
diefem Ende liegt es den betreffenden Statthaltereien ob, ſich in genauer 
Kenntniß des Zuſtandes der Sparcafjen zu erhalten, und falls jich ein An- 
laß zu Bejorgnifjen in Bezug auf die vollitändige und gehörig gejicherte 
Bededung der Einlagen ergeben follte, fogleich die geeigneten Vorkehrungen 
zur Abwendung von Nachtheilen zu treffen. Nebſtdem hat die Statthalterei 
ihr Augenmerk vorzüglich auf eine nicht unverhältnigmäßig koſtſpielige 
Regie der Sparcajjen-Anjtalten, auf die Herftellung und Handhabung an: 
gemeſſener Eontrol-Mafregeln bei dem Einlags- und Rüdzahlungsgejchäfte, 
und auf die gejicherte Bewahrung der in der Eafje befindlichen Gelder zu 
rihten. — Die Sparcafjen find übrigens gehalten, ihre jährlichen Ver: 
waltungs-Prältminarien und Rechnungsabſchlüſſe den betreffenden Statt: 
baltereien zur Einficht vorzulegen. — Jeder Sparcajje wird ein eigener 
fandesfürjtliher Commiſſär beigegeben, der fi) von dem Gange der 
Geſchäfte, dem Stande der Eafjen, und dem ganzen Betriebe der Anitalt 
fortwährend in Kenntniß zu erhalten, über die genaue Beobachtung der 
Statuten zu wachen, bei wahrgenommenen Mängeln oder Unregelmäßig- 
feiten die zur Herftellung der Ordnung und zur Sicherheit der Anſtalt er: 
forderlichen Vorkehrungen im gehörigen Wege zu veranlaffen, und der 
Statthalterei nad den ihm ertheilten Weifungen über den Stand der An- 
jtalt und jeine Amtshandlungen Berichte zu erjtatten hat (8. 27). Spar- 
cafjen und PBfandleihanftalten dürfen zwar nebeneinander zur gegenjeitigen 
Unterftügung errichtet, ihre Verwaltung muß jedoh genau abgejondert 
geführt werden (8.28). Die Bereinigung anderer den Theilnehmeru 
Gewinn bringender Unternehmungen mit den Sparcafien, als 
folchen, ift nicht gejtattet ($. 29). Die Sparcafjen haben jährliche 
Gebahrungsüberfichten öffentlich befannt zu machen, und diejelben gleich: 
zeitig den Statthaltereien vorzulegen. In diejen Ueberfichten ift die Zahl 
der Einleger, die Summe der eingelegten Capitalien, die Art der Ver: 
wendung der letzteren, das Guthaben der Anterejjenten an Capital und 
Interefjen, der zu Guniten der Anjtalt als Reſervefond ſich ergebende 
Ueberſchuß und die Regiekoſten, zugleich aber auch die Vergleihung aller 
diefer Daten mit den Ergebnifjen de3 vorausgegangenen Jahres genau er- 
ſichtlich zu machen ($. 30). 


6.19. 


a: ATI 


Bei etwaigen Auflöfungen von Sparcaffen hat der landesfürſtliche 
Eommiffär die Rechte der Einleger zu wahren ($. 34). 


Actiengefellichaften. 


Die erjte allgemeine gejeglihe Regelung der Actiengejellichaften 
wurde mit dem Hofdecret vom 5. November 1843 3. 33965 vorgenommen, 
deſſen Geltung für ſolche auf Gewinn abzielende Actiengefelichaften durd 
das mit Patent vom 17. März 1849 RGB. Nr. 171 erlafjene Vereins: 
gejeß nicht berührt wurde. Erſt das Bereinsgejeg vom 26. November 
1852 fette die Beitimmungen des Hofdecret3 vom 5. November 1843 wie 
auch das Patent vom 17. März 1849 außer Kraft und nahm eine Neu- 
regelung der Berhältnifje aller Vctiengefellichaften wie auch aller anderen 
Vereine vor. 

Bis zur Einführung des allgemeinen deutichen Handelsgejegbuches in 
Defterreih (1863) galten nun für alle auf Gewinn berechnete Vereine, zu 
denen aljo auch alle genofjenihaftlihen Handels: und Induſterieunter— 
nehmungen gehörten, die Bejtimmungen diejes Vereinsgeſetzes. Mit der 
Wirkſamkeit des Handelögejegbuches traten bezüglih der Commandit— 
gejellichaft auf Uctien und der Uctiengefellichaft, bei denen der 
Gegenſtand des Unternehmens in Handelsgeihäften bejteht, die bezüglichen 
Beitimmungen des Vereinsgeſetzes von 1852 (88. 9 und 12) außer Kraft 
und an deren Stelle die, die Gründung ſolcher Unternehmungen mehr be: 
günftigenden und erleichternden Beltimmungen des Handelsgeſetzbuches 
(Art. 150— 249). Das Vereinsgeſetz von 1852 blieb nur noch für alle 
andere auf Gewinn berechneten Vereine (Transportgejellichaften, Credit: 
anftalten, Sparcafjen u. ſ. w.) in Kraft. 

Darnach ijt die befondere Bewilligung der Staatöverwaltung zur Er: 
richtung aller Arten von Vereinen erforderlich „wenn jie Uctienvereint, 
d. h. ſolche Vereine find, bei welchem das erforderliche Kapital durch Xctien, 
d. i. durch beftimmte, mitteljt der Erwerbungsarten des bürgerlichen Rechtes 
übertragbare Theilbeträge an dem gejellichaftlihen Unternehfmungsfonde, 
auf welche fich die Haftung der Theilnehmer beſchränkt, aufgebracht werden 
jollen“ ($. 1 lit. b). 

Ansbejondere ift eine ſolche Bewilligung erforderlich für Vereine, 
welche ſich die Errichtung von regelmäßigen Transport3verbindungen zwijchen 
zweien oder mehreren Orten zu Wafjer oder zu Lande überhaupt, Dampf 
ſchiffahrts- Unternehmungen insbefondere; den Bau oder die Erhaltung von 
Eijenbahnen, Brüden, Land: und Waſſerſtraßen; von Bergwerf3-Unter: 
nehmungen; Colonifirungen; Eredit-Anftalten; Berfiherungs-Anitalten; all: 
gememeine Verſorgungs- und Renten-Anjtalten; Pfandleih-Anſtalten (Ber: 
ſatz- Anſtalten) zur Aufgabe ſetzen ($. 4). 

Und zwar iſt für einige der obigen Unternehmungen wie Credit— 
Unftalten, allgemeine Credits- und Rentenanftalten, dann Eifenbahn: und 
Dampficiffahrtsunternehmungen die Erteilung der Bewilligung dem 
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Kaifer vorbehalten; für die anderen ertheilt die Bewilligung dag Minijterium 
de3 Innern. 

Das Geſuch um die Bewilligung zur Errichtung einer Wctiengejell- 
Ihaft muß den Plan des Unternehmens mit möglichjter VBolljtändigkeit dar: 
legen und mit allen biezu nöthigen Behelfen, wozu insbefondere die Geſell— 
ichaft3verträge und Statuten gehören, belegt fein. 

Der Plan des Unternehmens oder nah Umftänden die denfelben ent- 
haltenden oder ergänzenden Verträge, Statuten u. dergl. müſſen deutlich 
und bejtimmt erjichtlich machen: 

a) den Zweck des Vereines und die Mittel zu deſſen Erreichung über- 
haupt, jowie zur Aufbringung des erforderlihen Aufwandes ins: 
bejondere. 

Bei Vereinen, welche in die Lage fommen fünnen, außer den zum 
Betriebe ihres Unternehmens erforderlichen Creditirungen Darleihen 
aufzunehmen, ijt auch anzugeben, ob, in welchen Fällen, in welcher 
Art und mit weſſen Beijtimmung eine jolhe Darleihens-Aufnahme 
geitattet fein joll; 

b) die Art, wie der Verein fich bilden und erneuern foll; 

ce) die Gejhäftsführung und Leitung in ihren wejentlichen Grundzügen; 

d) die Rechte und Pflichten der Vereinsglieder als jolcher; 

e) wer den Verein gegenüber dritten Perjonen und gegenüber den Be— 
hörden zu vertreten habe; in welcher Art rechtsgiltige, für den ganzen 
Verein verbindliche Beichlüffe gefaßt und wie zur Schlichtung der 
aus dem VBereinsverhäliniffe entipringenden Streitigkeiten vorgegangen 
werden fol; " 

f) die Beitimmungen über die Auflöfung der Geſellſchaft und bei Ver- 
einen, welche auf eine bejtimmte Zeit gejchloffen werden, die Dauer 
derjelben. °*®) 

Bei Vereinen, welche für allmählig auszuführende Bau:Unternehmungen 
beftimmt find, iſt auch der Beitpunft fejtzufegen, wann das Unternehmen 
begonnen, in welchen Hauptabichnitten fortgefegt und beendet werden foll 
(S$. 9 und 10). 

Bei Nctienvereinen (die nicht unter das Handelsgeſetz fallen) darf feine 
Borausbezahlung unter was immer für einem Vorwande gefordert werden, 
bevor die Bewilligung hiezu erwirft worden ift, auch dürfen über allenfalls 
freiwillig geleiftete Einzahlungen feine in den Verfehr zu ſetzenden Interims— 
jcheine ausgefertigt twerden. 

Der Bertrag oder die Statuten müffen über das, den einzelnen 
Actionären zujtehende Stimmrecht unzweideutige Beitimmungen enthalten. 

Bei Vereinen, welche wichtigere öffentliche Zwecke oder gemeinnüßige 
Anftalten zum Gegenjtande haben, ijt nebft einer Direction auch ein Aus— 


30), Obige Beitimmungen gelten nicht mehr für Commanditgeiellichaften und 
Actien-Dandelögejellichaften, für welche die Beitimmungen des Handelsgejeßbuches 
gelten. Mit Min.-Erl. vom 2. Mai 1871 3. 5069 ijt übrigens ein Mufterftatut 
für Actiengefelfichaften erlaffen worden. 
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ſchuß aufzujtellen und das Gebahrungsrefultat in angemefjenen Zeiträumen 
($. 12, lit. g) zu veröffentlichen. 

Die Bewilligung zur Errichtung eines Vereines kann nur dann ertbeilt 
werden, wenn: 


a) der Zived des Vereines erlaubt ift, und wenn er nach dem Gejete 
der Gegenjtand eines Vereines jein darf; 

b) die Bewilligungswerber, nach ihren perjönlichen Berhältniffen, und 
wo es nöthig ift, auch nad ihren Vermögensumſtänden für die auf: 
rechte Ausführung des Unternehmens Beruhigung gewähren oder 
wenigjtens fein gegründetes Bedenken wegen Verfolgung unerlaubter 
Nebenzivede obwaltet, und 


ce) wenn der Plan des Unternehmens und defjen Belege den gefeglichen 
Anforderungen ($$. 8—13) und den eintretenden öffentlichen Rüd- 
ſichten entjprechen. 

Bei gewifjen Vereinen muß ſchon behufs Einleitung der vorberathen: 
den Maahregeln um die Bermilligung angeſucht werden. E3 muß das 
jedesmal ftattfinden, wenn: 

a) die Berfonen, welche die Errichtung des Vereines unternehmen wollen, 
zur Auffindung von Theilnehmern öffentliche Aufforderungen oder 
Belanntmachungen zu erlaffen die Abficht Haben, oder 


b) das Unternehmen von foldher Beichaffenheit ift, daß es Vorbereitungen 
erheiicht, durch welche die Rechte dritter Perfonen berührt werden, 
3. B. Vermeffungen, Nivellirungen, oder welche die Gejtattung, Ber: 
mittelung oder den Beiltand öffentlicher Behörden vorausjehen. 

Außerdem kann die vorläufige Bewilligung zur Bildung eines Vereines 
nachgefucht werden, wenn die Unternehmer jelbjt nicht beabjichtigen, den 
Berein jogleih in Wirkjamfeit treten zu lafien. 

Den Behörden jteht zu, bei der Ertheilung der vorläufigen Bewil: 
figung zur Bildung eines Vereines die Bedingungen zu bezeichnen, unter 
denen folche ftattzufinden hat. Dieſe Bewilligung kann gänzlich verjagt 
werden, wenn die Perfönlichkeit der Gefuchiteller und der Plan des Unter: 
nehmens den gejeglihen Anforderungen nicht vollfommen entipredhen und 
der Zweck des Vereines nicht die gejeglich geforderten Eigenjchaften hat. 

Der Eingabe um die vorläufige Bewilligung braucht der Plan 
de3 Unternehmens und der Entwurf der Statuten nur in den weſentlichſten 
Beitimmungen beigelegt zu werden. 

Insbeſondere ift bei jenen Vereinen, welche im Wege öffentlicher Auf: 
forderungen oder Privat-Subferiptionen gebildet werden jollen, darüber zu 
wachen, daß fchon in den Programmen oder fonftigen Beitritt3-Aufforde: 
rungen ausdrüdlich bejtimmt werde, wer die Intereſſen des Vereines bis 
zu feiner definitiven Conftituirung zu vertreten und die Verantwortlichkeit 
rücfichtlich der Voreinleitungen zu übernehmen habe, und daß ſich jeder 
Theilnehmer, fchon durch feinen erklärten Beitritt, dem befannt gegebenen 
Programme und Statute ihrem vollen Inhalte nad zu fügen habe. 

Aus der erhaltenen vorläufigen Bewilligung zur Bildung eines Ber- 


— 475 — 


eines fann noch fein Recht auf die Bewilligung zur Errichtung des Vereines 
ſelbſt hergeleitet werden. 

Aber auch die Bewilligung zur Errichtung eines Vereines hat nur 
die Bedeutung einer Conceſſion oder Zulafjung und jchließt keineswegs die 
Erklärung in fih, dak die Staatsverwaltung die Einrichtung des Unter: 
nehmens und die zur Erreichung des beabjichtigten Zweckes gewählten 
Mittel entjprechend finde, oder dab das Unternehmen die davon erwarteten 
Bortheile gewähren werde. 

Es iſt Sache der Theilnehmer) ſich hievon ſelbſt die erforderliche 
Ueberzeugung zu verjchaffen. 

Uenderungen der genehmigten Gejellichaftsregeln (Statuten u. dergl.) 
und überhaupt der, durch Bewilligung des Vereines vorgezeichneten Be: 
jtimmungen bedürfen, um Wirffamfeit zu erlangen, der Genehmigung, die 
denjelben Anordnungen unterliegt, wie die urjprüngliche Bewilligung. 

Ale Actiengefellichaften jtehen unter der Aufjicht der Staatsverwal— 
tung. Es bleibt derjelben vorbehalten, in die Geichäftsgebahrung jedes 
Vereines Einficht zu nehmen, über die Beobachtung der bei Genehmigung 
des Vereines, oder durch allgemeine Vorſchriften angeordneten Bejtimmungen 
zu wachen, und wenn es nothwendig erachtet wird, dem Vereine einen, von 
der hiezu berufenen Behörde zu bejtimmenden landesfürjtlichen Commifjär 
beizugeben. 

Diejer hat darauf zu jehen, dat der Verein die Gränzen der ihm er- 
theilten Bewilligung und die Bejtimmungen der genehmigten Gejellichafts- 
regel nicht überjchreite. 

Außer den Fällen der freiwilligen Auflöfung, welche jftatutenmäßig 
vor ji gehen muß, kann die Behörde zur Auflöfung von Actiengefell- 
ihaften jchreiten, wenn diefelben ohne Bewilligung gebildet wurden, ihre 
genehmigten Statuten überjchritten haben, die ihnen behördlicherfeit3 ge- 
jtellten Bedingungen nicht erfüllt haben oder wenn ihre Auflöfung durd) 
öffentlihe Rückſichten geboten ijt ($. 24). | 


Ausländifche Actiengefellichaften. 


Die Ermwerbshätigfeit ausländischer Wectiengejellichaften im Inland 
fann je nach Berhältnifjen, Umjtänden und dem Gegenftande diefer Erwerbs: 
thätigfeit dem Inlande nüglich oder jchädlich jein. Wenn man ſich auf den 
Standpuntt jtellt, daß die Ausländer den aus dem Inlande gezogenen Ge— 
winn zu Gapitalsbildung für's Ausland benügen und daher das Inland 
zu Gunfjten des Auslandes in Contribution jegen, jo müßte man aus— 
ländiſchen Gejellichaften jede Erwerbsthätigfeit im Inlande verbieten. Uber 
diefelben Gründe, aus welchen im Waarenverfehr die Prohibitivpolitif ver: 
lafjen wurde, zwingen den Staat auch bezüglich der ausländiichen Actien— 
gejellichaften, eine folche Politif aufzugeben. Denn auch öjterreichiiche 
Actiengefellihaften fünnen auf eine Erwerbsthätigfeit im Ausland nicht 
verzichten und fchließlich müfjen auch auf diefem Gebiete fich die Grund- 
jäße des „Freihandels“, der Gegenfeitigfeit, Bahn brechen. Zudem kann 
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es ja für jedes Land nur von Vortheil ſein, wenn ausländiſches Capital 
im Inlande productiv angelegt wird (jo lange demſelben keinerlei Monopol 
eingeräumt wird). 

Dieſe Erwägungen brachten e3 mit ſich, daß zu nächſt ausländijchen 
Uctiengejellihaften mit Ausſchluß der Verſicherungsgeſellſchaften der Ge: 
ſchäftsbetrieb in Dejterreich unter gewiſſen gejeglichen Bedingungen geitattet 
wurde. ?°”) 

Dieje gejeglihen Bedingungen beruhen auf dem Grundjat der Gleich— 
berechtigung mit allen inländischen Actiengefellfchaften derfelben Art und 
verlangen die volle Gegenjeitigfeit des bezüglichen Auslandes. Aus dem 
Grundſatz der Gleichberechtigung folgt, daß jede ausländifche Actiengeſell— 
Ihaft, welche in Dejterreich zum Gejchäftsbetriebe zugelafjen werden mil, 
den Nachweis erbringen muß, daß fie a) in ihrem Heimatsftaate rechtlich be: 
jteht und dort in wirklicher regelmäßiger Gejchäftsthätigfeit ſich befindet; 
b) daß der Zweck derjelben den hierländiichen Staatsinterejjen nicht zu: 
widerläuft; c) daß ihre Statuten der dießbezüglichen inländifchen Geſetz— 
gebung nicht widerjtreitet und d) daß fie jich ſowohl den allgemeinen in 
ländifchen Gejegen wie auch dem bejonderen bezüglich der Actiengejellichaften 
unterwerfe. Die Entjcheidung über das Vorhandenjein diefer Bedingungen 
und fohin über die Zulafjung jteht denjelben inländiichen Behörden zu, 
welchen die Bewilligung der inländischen Aetiengejellichaften zujteht; den: 
jelben Behörden jteht auch die Aufficht über den Gefchäftsbetrieb und die 
Gebahrung der zugelafjenen Gejellichaften nad) Maaßgabe der dießfalls für 
die inländifchen bejtehenden Vorſchriften zu. 

Die ausländischen Gefellichaften müſſen am Orte ihrer Hauptnieder: 
lafjung im Inlande eine bejondere Repräfentanz haben, die zur Vertretung 
der Gejellihaft jowohl der Regierung wie dem PBublicum gegenüber er: 
mädtigt iſt. In Rechtsſtreiten aus ihrem hierländiihen Gejchäftsbetrieb 
unterſteht die ausländische Geſellſchaft den öfterreichiichen Gerichten, wo 
‘aber jtatutenmäßig ein Schiedsgericht zu enticheiden hat, jo muß dasjelbe 
ein in Dejterreich zuftändiges jein. 

Aus der Gleichjtelung mit den hierländifchen Gejellfchaften derjelben 
Urt folgt ferner die gleiche Controlübung jeitens der inländiſchen Behörden 
und daher die Pflicht der hierländigen Repräſentanzen zur periodijcen 
Borlage: der Generalbilanz der ganzen Gejellichaft, der Specialbilanz über 
den öjterreichifchen Gejellichaftsbetrieb und der Protokolle der General: 
verjammlungen. Die Mitglieder der hierländigen Repräfentanz haften 
perjönlich für jeden den hierländigen Gläubigern der Gefellichaft durch die: 
jelbe zugefügten Schaden, welder aus der Unrichtigfeit der überreichten 
Specialbilang entjtanden iſt. Alle inländischen Beitimmungen über Ein: 
tragung in die Handelsregiſter haben auch bezüglich der zugelafjenen Ge 
jellichaften Anwendung zu finden. 

Aus dem Grundſatz der Gegenfeitigfeit folgt die Pflicht der aus: 
ländiſchen Gejellihaft, den Nachweis zu erbringen, daß die Regierung ihres 


>, Kaiſ. Berordn. v. 29, November 1865 RGB. Nr. 127. 
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Heimatäftaates die hierländigen Gejellichaften gleicher Art zum geſchäfts— 
mäßigen Gejchäftsbetriebe und zur Verfolgung ihrer Rechte vor Gericht 
im dortigen Staatsgebiete zuläßt. 

Die Wirkſamkeit der Zulaffungserffärung erlifcht auf Grund des Ge- 
ſetzes, wenn irgend eine der obigen Bedingungen der Zulaffung hinfällig 
wird, wenn die ausländiiche Gejellichaft den gejtatteten Gewerbsbetrieb 
innerhalb ſechs Monaten nicht wirklich eröffnet oder den eröffneten durch 
drei Monate eingejtellt hat. 

Auch kann die Regierung die ertheilte Zulaffung widerrufen, wenn 
die ausländiſche Gejellichaft die Vorjchriften dieſes Geſetzes nicht beachtet. 

Länger als gegenüber allen anderen ausländiſchen Actiengeſellſchaften 
erhielt jich in Dejterreich die Prohibition gegenüber den ausländischen Ber: 
ſicherungsgeſellſchaften. Denn da ſolche Geſellſchaften keine fichtbare 
productive Thätigkeit entfalten und offenbar um exiſtiren zu können mehr 
Einzahlungen aus dem Lande ziehen müſſen al3 fie an Entichädigungen 
dem Lande zuwenden: jo jchien die Ausichliegung derjelben gerechtfertigt 
und geboten. Doc auch diejen Gejellihaften gegenüber mußten jchließlich 
Diejelben Gründe, die für!die Zulaffung aller anderen Actiengejellichaften 
maaßgebend waren, den Ausichlag geben. Denn erſtens fommt der Vor— 
theil der Concurrenz doch nur dem inländischen Publicum zu ftatten, und 
zweitens giebt es ja auch inländiiche Afjecuranzgefellihaften, die auf den 
GSejchäftsbetrieb im Ausland reflectiren, von fremden Staaten daher die 
Zulaſſung anjtreben. 

So wurde denn mit Geſetz vom 29. März 1873 RGB. Nr. 42 jene 
bis dahin noch bejtandene Ausſchließung der ausländischen Berficherungs- 
gejellichaften aufgehoben und die obigen Beitimmungen über Zulaffung 
ausländischer Actiengejellfchaften auch auf die ausländischen Verficherung3- 
gejellichaften ausgedehnt. 





Poſtſparcaſſen. 

Die erſten Verſuche mit Poſtſparcaſſen machte man in England ſchon 
im Jahre 1807; fie blieben jedoch damals erfolglos. Erſt in den 50er 
Jahren wurde dort die Frage neuerdings unterfuht und auf Antrag 
Gladſtone's beichloß das engliiche Parlament am 16. Mai 1861 die 
Einführung der Poſtſparcaſſen. Damals bejtanden in ganz England 638 
Sparcajjen und die Gegner der Bojtiparcafje prophezeiten den Ruin diefer 
jtattlihen Anzahl als gemeinnügig anerkannten Inſtitute. Dieſe Prophe— 
zeiung traf nicht ein; die Pojtiparcafjen nahmen einen ungeahnten Auf- 
ſchwung und die alten Sparcafjen erhielten fih, wenn aud in etwas ver— 
minderter Zahl, doch mit unvermindertem Einlagecapital. 

Dieje auffallende Thatjache lenkte auf ſich die Aufmerffamfeit der feit- 
ländiſchen Regierungen, vor allem Frankreichs welches zum Studium des 
neuen Inſtitutes einen Fachmann nach England ſchickte. Diefer Fachmann, 
Agathon Prevoſt, Generalagent der erjten Barifer Sparcaffe, war von Haus 
aus ein Gegner der ftaatlihen Sparcafjen und ging, wie er felber geftand, nicht 
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ohne eine gewiſſe Voreingenommenheit nach England. Die Thatjaden 
jedoch befehrten ihn; von feiner Studienreife fam er al3 Bertheidiger der 
Poſtſparcaſſen zurüd. *8) 

Nun begann auch die öfterreichifche Regierung fi) mit dieſer Frage 
zu beſchäftigen. Im Jahre 1872 entjendete fie einen Beamten nach Eng: 
fand, um das neue Jnftitut in feinem Heimatlande fennen zu lernen. Auch 
diefer kehrte ald warmer Anhänger desjelben zurüd. Das öſterreichiſche 
Handel3minifterium wäre jchon damals der praftiihen Durchführung diefer 
Frage näher getreten, aber das damalige Finangminijterium widerſetzte ſich 
diefem Vorhaben. Es machte geltend: die öjterreihiichen Poſtämter feien 
feine Geldgebahrungsinftitute und man könne ihnen einen ſolchen neuen, 
ihnen vollflommen fremden finanziellen Gejchäftäfreis nicht zumuthen.““ 

Sp wurde denn damals das Vorhaben des Handelsminifteriums auf: 
gegeben. Mittlerweile wurden jedoch in Dejterreich die Poſt-Geldanweiſungen 
eingeführt und diefer Poſtanweiſungsverkehr entwidelte ji jo rajch und 
mächtig, daß die Poft ſchon zu Ende der 1870er Jahre 4'/, Millionen 
Anmweifungen mit einem Geldbetrage von 200 Millionen Gulden ausweiſen 
fonnte. Damit war die öfterreichiiche Poſt ein „Geldgebahrungsiſtitut“ ge 
worden und die einftige Einwendung des Finanzminifteriums gegen die 
Poſtſparcaſſen verlor nun ihre Grundlage. 

Am 26. November 1879 ftellte der Abgeordnete Lenz im Abgeordneten: 
hauſe den Antrag: die Regierung ſei aufzufordern, ein Geſetz behufs Ein- 
führung von Bojtjparcafjen dem Reichsrath vorzulegen. 

Der Antrag ftieß im Abgeordnnetenhaufe auf heftige Gegnerjchaft und 
im Ausschuß, dem er zugewiejen wurde, fojtete es viel Mühe, für denjelben 
eine Mehrheit von Stimmen zu erlangen. „Keine Berftaatlichung de 
Sparcajjenwejens* Tautete die Parole der Gegner, die ſich in den Reihen 
derjenigen Liberalen Abgeordneten befanden, welche principiell gegen alle 
„DBerjtaatlihung“ im Namen der Freiheit Oppofition madten. Es mar 
ein Glück für die Sade, daß ſich im Ausſchuß ein tüchtiger Statiftifer und 
eifriger Anwalt des „Leinen Mannes“ fand, dem die Berichterjtattung 
über den Antrag Lenz übertragen wurde. Otto Hausner bat fich mit 
jeinem Berichte über Einführung der Poſtſparcaſſen in der parlamentarifcen 
Geſchichte Dejterreihs ein fchönes Denkmal gelegt. Nah einem Hinweis 
auf die jegensreihe Wirkſamkeit der Poſtſparcaſſen in England, Frantreid, 
Stalien und Belgien widerlegte er mit Zahlen die Befürchtungen der 
Gegner, daß die Boftiparcaffen das Verderben der beitehenden Sparcajien 


”s) In feinem in der franzöfiihen Kammer borgetragenen Berichte legte er 
bezüglich der Wandlung feiner Anfichten über Poftiparcajjen ein freimüthiges Ge 
ſtändniß ab. Rien n'est si brutal comme un fait — jagte er da — je suis 
forc® de reconnaitre que ce systöme de caisses d’epargnes postales est à mes 
yeux une grande conception. Bergl. den Motivenbericht der Regierung zum 
Gefegentwurf über Sparcafien in den Beilagen zu den Protofollen des Abgeord- 
netenhaujes 1882. 

>) Ausichußbericht über den Geſetzentwurf betreff3 der Boitiparcaiien er 
itattet im Abgeordnetenhaufe im März 1881. (Berichteritatter Otto Hausner). 
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jein würden. Der Zwed der Poſtſparcaſſen ſei überall der, dem Eleinften 
Manne, dem Arbeiter, dem Dienjtboten, dem Taglühner die Gelegenheit 
zum Sparen zu geben. Diejer Aufgabe jeien die beitehenden Sparcafjen 
nicht gewwachjen, jhon aus dem Grunde, weil ihre Zahl zu gering ſei. In 
Deiterreich gab e3 damals nur 321 Sparcafjen; alfo nur an 321 Stellen 
fonnten in Dejterreich Spargelder eingelegt werden; um eine Feine oder 
Heinjte Einlage zu machen, müßte da oft eine Reife unternommen werden. 
Dagegen gab es ſchon damals (1880) in Dejterreih 4088 Poftämter und 
damit würden ebenfoviel Einzahlungsitellen für Spareinlagen gefchaffen. 
Die Unzulänglichkeit jener 321 Sparcafjen erhielt dagegen eine grelle und 
jenfationelle Beleuchtung dur die ihr von Hausner entgegengeitellte 
Thatjache, daß es in Defterreih 3836 Lottocollecturen gebe — aljo mehr 
als zehn Mal jo viel Gelegenheit zum Fleinen Zahlenlottofpiel ala zu Spar: 
einlagen. 

Eine meitere jtatijtiihe Unalyfe der öjterreihiichen Spareinlagen, 
welche darlegte, daß im Vergleich mit anderen Staaten in Defterreich da- 
mal3 auf jeden Einleger eine verhältnigmäßig große Summe entfiel: ftellte 
e3 Klar, daß die Einlagen der Sparcafjen gar nicht einmal vom kleinen 
Manne herrühren, jondern „vom wohlhabenden Rentier oder abgejchredten 
Speculanten“, namentlih da das öſterreichiſche Sparcafjenregulativ und 
die Statuten der Sparcafjen feinerlei wirkſame Bejtimmungen dagegen ent: 
halten, daß eine und diejelbe Berjon (auf mehrere Büchel) große Eapitalien 
auf fihere Verzinfung anlege. -Diefer Beriht Hausner's verfchaffte der 
Sade der Poftjparcaffen den Sieg: Das Abgeordnetenhaus nahm am 
4. März 1881 die Rejolution an, womit die Regierung aufgefordert wurde, 
„die Errichtung von Poftfparcafjen mit geringer Verzinfung der Einlagen 
in reiflihe Erwägung zu ziehen“. 

Diefer Beſchluß des Abgeordnetenhaufes traf das Handeldminifterium 
nicht undvorbereitet. Schon in der folgenden Seffion legte die Regierung 
den Entwurf eines Bojtiparcafjengejeged vor. Der Motivenbericht wies 
unter anderen darauf hin, daß die Vertreter der Intereſſen der Sparcafjen 
aus zweifahem Grunde beruhigt fein fünnen, da erftens die Verzinſung 
der Poſtſparcaſſen eine fehr niedrige ſei (nur 3°/,) und zweitens durch 
die jtrengen Beitimmungen gegen höhere Einlagen, den Sparcajjen, die 
doc zumeift von Rentiers benußt werden, feinerlei Concurrenz erwachſe. 
Der Entwurf paffirte glüdlich die parlamentarifche Behandlung und ward 
zum Geſetz erhoben. ’*”) 








0, Minder glüdlih in dem Durchbringen des Poſtſparcaſſenentwurfes war 
die deutſche Regierung im deutichen —— 1884 -1885. Dieſelbe erlangte 
dort nicht die Majorität und ſo giebt es in Deutſchland noch gegenwärtig keine 
Poſtſparcaſſen. Es verſchuldet dieß einerſeits die übertriebene Aengſtlichkeit jener 
„Menſchenfreunde“, die an den Sparcafjen betheiligt find, andererſeits jenes extreme 
Dogma des Liberalismus, welches überall den „Staatsjocialismus” wittert, wo 
von Verftaatlihung die Rede iſt. Hier bringen unflare jtaat3rechtlihe Anſchauun— 
gen der Gejammtheit empfindlichen Schaden. 


u. — 


Das Poſtſparcaſſengeſetz. 
$. 152. Das Poſtſparcaſſengeſetz vom 28. Mai 1882 ordnet die Errich— 
tung eines „Ef Poſtſparcaſſenamtes“ in Wien an, welches „unter 
jtaatlicher Verwaltung und Gewährleiftung eine dem Handeldminifter unter: 
jtehende, dem Reſſort der Bojtverwaltung angehörige Staatsjparcaffe“ 
bildet. Die Organijation und Feſtſetzung des Wirkungskreiſes derielben 
bleibt Sache der Regierung und wird im Verordnungswege feſtgeſetzt. 

Die einzelnen Bojtämter dienen ald Sammeljtellen des Poſtſparcaſſen— 
amte3 und bejorgen die ihnen aufgetragenen Auszahlungen. Zur Eritat- 
tung gutächtliher Yeußerungen und zur Antragsitellung in Angelegenheiten 
der Pojtjparcafjen wurde ein Beirath bejtellt, deſſen Wirkungskreis eben- 
fall3 im Verordnungswege feitgejtellt wird. 

Das Poſtſparcaſſenamt in Wien ift ein einheitliches Inſtitut unter 
einheitlicher Leitung; es ijt der Träger aller aus den Woitiparcafien: 
geichäften jich ergebenden Rechte und Pflichten ſowohl gegenüber den Ein- 
legern wie auch nach außen. Die einzelnen Poſtämter find nur Organe 
desjelben, welche die Einlagen vereinnahmen und die dem Poſtſpar— 
cafjenamte gefündeten Einlagen nah Maafgabe der Bejtimmungen 
des Reglement und der ihnen ertheilten Aufträge zurüdzahlen. **') 


“1, Bezüglich der Modalitäten der Einlagen gelten jet die Bejtimmungen 
des Gef. dv. 17. November 1887. durch welche die bezüglichen Beſtimmungen dei 
Sei. v. 28. Mai 1882 abgeändert wurden. Einzahlungen und Auszahlungen 
werden auf Grund von Einlagebüchern gemadt, in denen alle Transactionen ein 
getragen werden. Das auf den Namen des Einlegers ausgejtellte Büchel kann 
nur von dem Einleger jelbjt benugt werden, zu welchem Zwede dasjelbe mit 
deffen Unterfchrift zu verjehen iſt. 

Einleger, die nicht jchreiben fünnen, haben einen vertrauenswürdigen Mann 
mitzubringen, der die Fdentität des Einlegers zu beitätigen und das Einlagebud 
an feiner Stelle zu unterzeichnen hat. Cine Wbtretung des Einlagebudes an 
einen andern wird vom Koftiparcaffen-Amte nur dann berüdiichtigt, wenn der 
Uebertragungsact vor einem mit dem Wojitiparcafjendienfte betrauten Poſtamte 
ftattgefunden hat. Iſt dies geichehen, jo wird der Ceſſionär als Eigenthümer des 
Einlagebuches angefehen. Im alle des Berluftes eines Einlagebuches wird nad 
Durhführung des vorgejchriebenen Verfahrens ein Duplicat ausgefertigt. wir 
ein und Ddiejelbe Perjon darf nur ein Poſtſpareaſſen-Einlagebuch ausgefertigt 
werden. Wer fich zwei oder mehrere Einlagebücher hat ausfertigen lafien, gebt 
der Zinſen des in dem zweiten oder in den übrigen fpäter ausgefertigten Büchern 
eingejchriebenen Capital verluftig. Mebertrifft jedody der Gejammtbetrag der Ein 
lagen in den zwei oder mehreren Einlagebüchern, welde ein Einleger ſich bat 
ausfertigen lajjen, 1000 fl., jo geht der Einleger jenes Gapitalstheiles, welchet 
den Betrag von 1000 fl. überiteigt, verluftig. Der Handelsminifter ift ermächtigt, 
aus rüdjichtswürdigen Gründen den nad dem vorjtehenden Abjage eintretenden 
Gapitalsverlujt nachzujehen. Den Pojtbedienfteten iſt es unterjagt, außer an ibn 
Borgeiegten, an irgend jemand Auskünfte über Namen von Spareinlegeru und 
die von ihnen eingelegten Beträge zu ertheilen. Bon dem Einleger unter 
icheidet das Geſetz übrigens den Erleger; leßterer ift derjenige, der zu Gunſten 
eines andern, des Einlegers, die erite Einlage leiftet und das Büchel mit jeinem 
Namen unterfertigt. 

Der Einfeger ift jederzeit berechtigt, aud) ohne Antervention des Erleger 
bei einer Sammelftelle zu erjcheinen und daſelbſt feine Unterichrift aufnebmen 
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Die Spareinlagen hat das Poſtſparcaſſenamt fruchtbringend anzulegen 
und zwar dur Ankauf von verzinslichen Staatsjchuldverjchreibungen. 

Da die Verziniung der Einlagen mit 3°, feſtgeſetzt ijt und die öfter: 
reichiſchen Staatsjhuldverjchreibungen eine höhere Verzinſung (4—5°/,) 
gewähren, jo ergiebt fih bei den majjenhaften Heinen Einlagen ein be- 
deutender Gewinn für die Poſtſparcaſſe. Aus demfelben find in erjter 
Linie die VBerwaltungsfojten und alle jonftigen Auslagen des Poſtſparcaſſen— 
amtes zu bejtreiten, der verbleibende Ueberſchuß zur Bildung eines Referve- 
fonds zu verwenden. Diejer Nejervefond ijt allmählig auf die Summe 
von 5°/, der gejammten Spareinlagen zu ergänzen, darf jedoch die Höhe 
von 2 Millionen Gulden nicht überjteigen. Wenn der Refervefond, der 
fruchtbringend anzulegen ift, diejes jein gejeßliches Marimum erreicht, fo 
wird der weitere gejanmte Ueberſchuß dem Poſtgefälle gutgefchrieben, bildet 
dann aljo ein Einfommen des Staates. 

Die Beitimmungen über die Einlagen, deren Verzinfung und Rück— 
zahlung berücjichtigen in all und jeder Hinficht das Intereſſe des Heinen 
Einlegers, indem die unterjte Gränze der Einlage mit 50 kr. feſtgeſetzt iſt 
und die Verzinfung jchon von 1 fl. beginnt.**?) Andererjeit3 wird durch 
entfchiedene, mit Strafjanctionen verjehene Beftimmungen der Ausnützung 
der Poitiparcafjen durch Capitaliften vorgebeugt, indem feiner einzelnen 
Perſon eine größere Einlage als 1000 fl. geſtattet und auch mehrfache 
Einlagen einer Perſon auf mehrere Einlagebüchel verboten find. Dagegen 
kann jomwohl jeder hinreichende Betrag der Einlage wie auch jeder Ueber: 
ihuß Dderjelben über 1000 fl. zum Ankauf von Staatspapieren verwendet 
werden, welchen das Sparcafjenamt bejorgt, und für den Einleger ver: 
wahrt, mwodann ihm der entfallende Binsertrag jedesmal gutgejchrieben 
wird. Dadurch erfüllt das Poſtſparcaſſenamt auch den Zweck der Feſt— 
legung eines bedeutenden Theils der öfterreihiichen Staatsſchuld im Inlande. 

Die Spareinlagen genießen eine Reihe geſetzlicher VBorzugsrechte. Sie 
fünnen aud) von Minderjährigen erlegt und (wenn nicht jchriftliche Ein- 
ſprache ihrer Vertreter vorliegt) auch behoben werden; es fann auf Die- 
jelben weder ein Verbot noch ein Pfandrecht ertvorben werden; auch eine 
erecutive Einantiwortung eines Boftiparcafjebüchels ift unzuläffig u. dergl.***) 


zu laſſen. Infolange ber zn von dieſem Rechte keinen Gebrauch, gemacht hat, 
betrachtet das Poſtſparcaſſen-Amt den Erleger ald ermächtigt, im Namen des 
Einlegers über das Guthaben zu verfügen, joferne nicht der Einleger das Poſt— 
iparcafjen-Amt von feinem gegentheiligen Willen in Kenntniß gejeßt bat ($$.2 u. 3 
Min.-Bdg. v. 22. November 1887 ROB. Nr. 134). 

2, Die Höhe des Zinsfußes für Spareinlagen, weldhe drei von Einhundert 
Gulden per Jahr nicht überjchreiten fol, wird vom Handelsminifter im Ein- 
vernehmen mit den Miniftern des Innern und der Finanzen nach Anhörung des 
Beirathes im Verordnungswege feitgeiegt und ift jede Menderung im Reichsgeſetz— 
blatte, dann im amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“ und in den Landes» 
zeitungen zu verlautbaren. 

Die Wirkſamkeit des neu fejtzuiegenden Zinsfußes beginnt von dem auf 
dejien Kundmahung folgenden 1. oder 16. des Monates und erjtredt fich auf 
alle auch früher geichehenen Einlagen (Art. 5. Gef. v. 17. Nov. 1887). 

3) Die Rüdzahlung des Guthabens oder eines Theiles desjelben an den 
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Ueber die gefammte Gebahrung mit den eingelegten Spargeldern hat 
das Poſtſparcaſſenamt vorihriftsmäßig Rechnung zu legen, worüber die 
Eontrole dem oberjten Rechnungshofe zufteht. Periodiſche Ausweiſe über 
den Stand ded Vermögens veröffentlicht das Poſtſparcaſſenamt in der 
„Wiener Zeitung“, jährliche Gebahrungsausmeife veröffentlicht dafelbit der 
Handel3minifter mit Ablauf jedes Solarjahres. Die Eorreipondenz zwischen 
Einleger und Boftiparcaffenamt ijt portofrei; das Einkommen des Poft: 
Iparcaffenamtes jteuerfrei. 


Ched- und Clearing-Berfehr. 


Auf Grund des Geſetzes vom 17. November 1887 wurde in An: 
fehnung an den Boitiparcafjenverfehr der Ched: und Clearing-Verkehr ver: 
mitteljt der Poft eröffnet, womit die Pojtanjtalt direct eine entgeltliche 
Geldverfehrsvermittelung im nterefje der Handel- und Gewerbetreibenden 
übernommen hat. So wie diejer Chef: und Clearing-Verkehr ganz andere 
Zwecke verfolgt al3 der Boitiparcaffenverfehr, nicht mehr als eine Wohl: 
thätigfeit für den Kleinen Sparer aufgefaßt werden darf, fondern einfad 
als Förderung des Verkehrs durch billige und zuverläffige Vermittelung von 
Bahlungen und Geldempfängen: fo wird denn derjelbe bei dem Poftiparcaiien: 
amte von dem eigentlichen Sparverfehr in der Gebahrung und Verrechnung 
ganz getrennt geführt. Die Theilnahme an diejem Verfehre bewilligt 
das Poitiparcaffenamt gegen Erlag einer Stammeinlage in baarem Gele, 
deren Höhe im Verordnungswege feitgefeßt wird. **) Das Roitiparcafjen- 
amt kann ohne Angabe der Gründe die angejuchte Theilnahme ablehnen, 
oder die bereitö bewilligte durch Kündigung und Rückſtellung der Stamm: 
einlage jederzeit aufheben ($. 4). Die Höhe des Zinsfußes für Einlagen 
im Anweiſungs- (Ched: und Clearing:) Verkehre darf höchſtens 2°/, für 
ein Jahr betragen. Innerhalb diefer Marimalgränze jet die Regierung 
den Zinsfuß feit. Die Regierung fann au) die vollftändige oder theil: 
weile Unverzinglichkeit der Einlagen im Chedverfehr — inäbejondere der 
Stammeinlagen — anordnen. 

Die Fructificirung der im Check- und Clearing:Berfehr eingehenden 
Gelder, injoferne diefelben nicht bereit gehalten werden müſſen, erfolgt 
1. durch Erwerbung von Partial-Hypothekaranweiſungen (Salinenjcheine); 
2. durch Uebergabe an Banlinjtitute in laufende Rechnung mit kurzer Ber: 
fallszeit (Gontocorrent:Einlagen); 3. durch Darlehen gegen Berpfändung 
von Schuldverfchreibungen der einheitlichen Stantsihuld und der Staats: 


Einleger oder deſſen Rechtsnachfolger oder Bevollmächtigten erfolgt über eine 
Kündigung, welche bei jeder von dem Kündigenden zu bezeichneten Sammelitele 
(Boftamt) geichehen fann, durch die in der Kündigung bezeichnete Sammelftelle. 

4) Beträgt gegenwärtig auf Grund $. 7 Min.-Vdg. v. 22. Novbr. 1887 
100 fl. Die Theilnahme am Anweijungs- (Ched- und Klearing«) Verkehr des 
Boftiparcafien-Amtes ift auch folchen —— geſtattet, welche nicht Einleger im 
Sparverkehr ſind. Sie wird vom Poſtſparcaſſen-Amte gegen Erlag einer Stamm- 
einlage und zwar foferne der Theilnehmer auch dem Clearingverkehr beizutreten 
wünjcht, mit Einichtuß dieſes Verkehrs bewilligt. 


— 483 — 


ſchuld der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, dann jener 
öfterreihiihen Werthpapiere, deren Belehnung der öfterreichifch-ungarifchen 
Bank jtatutenmäßig gejtattet ijt, endlich von Actien und Pfandbriefen deröjterr.- 
ungar. Banf (Lombardgejhäft mit Ausschluß des Reportgejchäftes); 4. durch 
Escomptirung von Coupons der obigen Effecten, dann von gezogenen öfter: 
reichiſchen Staatslooſen, wie auch von jonjtigen zur Rüdzahlung verlojten 
Effecten der oben bezeichneten Art, ferner von Steuerrejtitutiong - An: 
weifungen; 5. durch E3comptirung von Wechieln, welche bereit3 von einer 
Bank, einer Sparcajje oder einem auf Grund des Geſetzes vom 9. April 
1873 regijtrirten Vorſchuß- oder Eredit-VBereine escomptirt find; 6. durch 
Ankauf von Staat3ihuldverichreibungen, Pfandbriefen und Prioritäts— 
oblgationen, injoweit dieje Effecten fich zur Belehnung eignen. 

Die Dauer der oben erwähnten Darlehen, ſowie die Friit, innerhalb 
welcher die zu escomptirenden Werthpapiere, dann die in Escompt zu 
nehmenden Wechjel innerhalb der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder zahlbar jein müſſen, ijt auf längjtens drei Monate bejchräntt. 
Die Auswahl der zu belehnenden oder anzufaufenden Effecten, die Feſt— 
ſetzung der Belehnungshöhe, ſowie die Bejtimmung der Inſtitute, mit 
welchen das Poſtſparcaſſenamt behufs der oben bezeichneten Beranlagungs- 
gejchäfte in Verbindung zu treten hat, erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Finanzminijterium ($. 7). 

Der Chef: und Clearing-Berkehr genießt mannigfache Stempel- und 
Gebührenbefreiung oder Begünftigung. 

Dagegen erhebt die Poſt für die Benütung dieſes Verkehrs bejondere 
Gebühren, was bei dem Sparcafjenverfehr nicht der Fall if. So werden 
3.B. die Drudjorten im Ched- und Clearing-Berfehr gegen eine den Erſatz 
der Herjtellungsfojten zu deden bejtimmte Gebühr verabfolgt; für jede an 
dem Eonto de3 Theilnehmerd vorzunehmende Amtshandlung wird eine 
Manipulationsgebühr von 2 fr. erhoben u. ſ. w.”*?) 

Für den Ched- und Elearing-VBerfehr wird ein bejonderer Rejervefond 
gebildet und zwar aus jenen Ueberſchüſſen, welche aus der Gebahrung dieſes 
Verkehrs nach Abſchlag etwaiger Verluſte im Sparverfehr nad Schluß des 
Berwaltungsjahres verbleiben. Auch für diefen fruchtbringend anzulegenden 
Rejervefond ift ein Marimum (5"/, des reinen Einlagejtandes) fejtgejett, 
nach defjen Erreichung alle Ueberſchüſſe dem Poſtgefälle als Einnahmen zu: 
gewieſen werden. 


5) Vergl. Vollzugsverordnung v. 27. November 1887 $. 10. Die Sammel- 
jtellen des Poſtſparcaſſen-Amtes erhalten für die Geſchäfte des Poſtſpareaſſen— 
dienjtes eine nach Schluß eines jeden Kalenderjahres auszjuzahlende Entlohnung. 
Diefelbe beträgt a) fünf Kreuzer für jedes am Jahresſchluſſe erijtirende, von der 
betreffenden Sammeljtelle in demjelben Jahre herausgegebene Einlagebüchel; b) ein 
und ein Viertel Kreuzer für jede während des Jahres bei der betreffenden Sammel- 
itelle im Sparverfehr und im Anweijungs- (Ched- und Elearing-) Verkehr be- 
werfitelligte Einlage. 


31* 
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Erwerbs: und Wirthfchaftsgenoflenfchaften. 


Die auf Selbfthilfe bauende Genofjenichaftsbewegung, die in den 
40er Fahren unferes Jahrhunderts in England begann („Pionniere von 
Rochdale“ 1843) und dort in den 50er und 60er Jahren eine die Selbit- 
hilfsgenofjenichaften begünftigende und fördernde Gejeßgebung provocirte: 
griff in den 60er Jahren nad) Deutichland herüber (Schulze-Delitzſch). 
Preußen erfolgte fodann eine gejegliche Regelung der Genoſſenſchaften mit 
Geſetz vom 27. März 1867, welches im folgenden Jahre (4. Juli 1868) 
auf den Norddeutichen Bund ausgedehnt wurde. In Dejterreich entwidelte 
fih das Genoſſenſchaftsweſen ebenfall3 in den 60er Jahren fo gut es eben 
ging, auf Grundlage des Vereinsgejeges vom Jahre 1852.°*°) 

Die Unzulänglichkeit diejes Vereinsgejeges für alle die neuen Formen 
der Selbſthilfsgenoſſenſchaften drängte jedoch zu einer gejeßgeberijchen 
Regelung derjelben. Die Regierung hatte jhon in der Reichsrathsſeſſion 
1868/69 einen Gejegesentwurf dem Reichsrath vorgelegt, welder das 
ganze Gebiet der Actiengejellihaften und Erwerbsgenoſſenſchaften um: 
faßte: derjelbe gelangte jedoch damals nicht zur Verhandlung. Im März 
1872 bradte nun die Regierung auf Grund a. 5. Entichliefung vom 
29. Februar 1872 einen Entwurf eines ausschließlich) die „Erwerbs: und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften“ regelnden Geſetzes vor den Reichsrath, welches 
nach dem Mufter des norddeutjchen Gejeßes verfaßt war und nad) parla- 
mentarifcher Behandlung unterm 9. April 1873 (RGB.Nr. 70) als Geſetz 
fundgemacht wurde. 

Dasjelbe findet Anwendung auf alle Bereine von nicht geſchloſſener 
Mitgliederzahl, welche jih „die Förderung des Erwerbes oder der 
Wirthichaft ihrer Mitglieder mitteljt gemeinjchaftlichen Geichäftsbetriebes 
oder Creditgewährung“ zum Zwecke jeßen ($. 1). Je nach der Art und 
Weiſe wie diefer Zweck erreicht werden joll, auf welchem Erwerbögebiete und 
durch welche Mittel er angejtrebt wird, können ſolche Genofjenichaften jehr 
verjchieden fein. Das Gejeß zählt nur beifpielsweije einige auf und zwar 
Vorſchuß- und Conjumvereine, Rohjtoff: und Magazinvereine, Productiv- und 
Conſumvereine, endlih Wohnungsgenofienichaften. Doc fünnen aud an- 
dere Arten von Genojjenjchaften, z. B. ſolche, welche die gemeinjchaftliche 
Benützung einer motoriſchen Kraft bezwecken u. dergl. aud) unter die obige 
Definition und die Beftimmungen dieſes Geſetzes jubfumirt werden.) 


516) Die erite Genoſſenſchaft in Oeſterreich joll der Aushilfscaljenverein im 
Klagenfurt gewefen jein; im Anfang der 70er Jahre gab es jchon in Deiterreich 
über 1000 Genoſſenſchaften. Eine im Jahre 1870 von den vereinigten Wiener 
Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften veröffentlichte Schrift Magt über das 
Mibtrauen, weldes die Behörden dem Genoſſenſchaftsweſen entgegenbringen, und 
über die VBedrüdung derjelben jeitens der Finanzbehörden. Der Verichteritatter 
iiber den Negierungsentwurf des Genofjenjchaftsgejeges im Abgeordnetenhauje im 
Jahre 1872 betätigt, daß „dieſe Klagen nicht unberechtigt“ waren. 

7) Das Gef. dv. 27. December 1880 RGB. Nr. 15 zählt als zu diejen „auf 
dem Brincipe der Selbjthilfe beruhenden” Erwerbs- und Wirthichaftsgenojien- 
ichaften noch ausdrüdlid; hinzu: Bau- und Werksgenoſſenſchaften, ohne 
damit den Kreis dieſer Genojienichaften erichöpfen zu wollen. 
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Solche Genofjenihaften fünnen entweder mit bejchränfter oder un- 
beſchränkter Haftung ihrer Mitglieder errichtet werden. 

Zur Gründung einer ſolchen Genojjenichaft ift außer dem vorjchrifts- 
mäßigen Statut, die Eintragung derjelben in dag bei jedem Handelögerichte zu 
führende Genojjenfchaftsregifter *'*) und zwar mit einer den Gegenjtand 
der Unternehmung bezeichnenden Firma erforderlih; auch muß die Art der 
Haftung („beihränft“ oder „unbejchränft”) im Regiſter erfichtlich gemacht 
werben. 

Der Genofjenshaftsvertrag (Statut) muß enthalten: 1. die Firma 
und den Sit der Genofjenihaft; 2. den Gegenjtand des Unternehmens; 
3. die Zeitdauer der Genoſſenſchaft, im Falle diefelbe auf eine bejtimmte 
Zeit beichränft werden joll; 4. die Bedingungen des Eintrittes der Genofjen- 
ichafter, ſowie die allfälligen bejonderen Bejtimmungen über das Ausjcheiden 
(Austritt, Tod oder Ausichließung) derjelben; 5. den Betrag der Geſchäfts— 
antheile der einzelnen Genofjenjchafter und die Urt der Bildung diefer An- 
teile; 6. die Grundjäße, nach welchen die Bilanz aufzunehmen und der 
Gewinn zu berechnen ift, die Art und Weife, wie die Prüfung der Bilanz 
erfolgt, jowie die Bejtimmung über die Vertheilung de3 Gemwinnes und 
Berluftes unter die einzelnen Genojjenichafter; 7. die Urt der Wahl und 
Zufammenjegung des Borjtandes und die Formen für die Legitimation der 
Mitglieder des BVorftandes, ſowie der Stellvertreter derjelben und der 
Beamten der Genofjenichaft; 8. die Form, in welcher die Zufammenberufung 
der Genofjenfchafter geichieht; 9. die Bedingungen des Stimmrechtes der 
Genofjenihafter und die Form, in welcher dasjelbe ausgeübt wird; 10. die 
Gegenſtände, über welche nicht jchon durch einfache Stimmenmehrheit der 
auf Zufammenberufung erjchienenen Genojjenjchafter, fondern nur durch 
eine größere Stimmenmehrheit oder nad anderen Erfordernifjfen Beihluß 
gefaßt werben kann; 11. die Art und Weiſe, in welcher die von der Ge— 
nofjenjchaft ausgehenden Bekanntmachungen erfolgen; 12. die Angabe, ob 
die Haftung der Genoſſenſchafter für die Verbindlichfeiten der Genoſſen— 
ihaft eine unbeſchränkte oder eine bejchränfte ijt, und wenn im leßteren 
Falle die Haftung über das im Gejege bejtimmte Maaß (j. unten) aus: 
gedehnt wird, die Angabe des Umfanges diefer Haftung; 13. die Benennung 
der Mitglieder des erjten Vorjtandes oder derjenigen Perjonen, welche die 
Regiitrirung der Genofjenfchaft zu erwirken haben ($. 5). 

Der einregiftrirte Genojjenichaftsvertrag muß in dem vorfchrift3mäßig 
veranijtalteten Auszug veröffentlicht werden. 

Der rechtliche Beitand der Genojjenjchaft beginnt mit deren Ein- 
regijtrirung; alle Abänderungen des Genpjjenichaftsvertrages unterliegen 
denjelben Beftimmuugen bezüglich der Eintragung in’3 Regiſter wie der 
urjprüngliche Vertrag. Errichtet die Genofjenihaft Filialen, jo müſſen die 
Eintragungen bei dem Handelsgerichte de3 betreffenden Bezirkes wiederholt 
werden. Das Rechtöverhältnig der Genoſſenſchafter unter einander richtet 


345) Weber Anlegung und Führung dieſer Regiſter. Min.Vdg. v. 14, Mai 
1873 RGB. Rr. 71. 
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ich zunächjt nach dem Genofjenfchaftsvertrage. Lebterer darf von den Be- 
ſtimmungen des Gejehes nur im denjenigen Punkten abweichen, bei welchen 
dieß ausdrüdlich für zuläſſig erflärt if. Die Genoſſenſchaft kann unter 
ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum 
und andere dingliche Rechte auch an Grundſtücken ertverben, vor Gericht 
Hagen und geflagt werden. Ihr ordentlicher Gerichtöftand ijt bei dem 
Gerichte, in deflen Bezirk fie ihren Sitz hat (8$. 11 und 12). 

Macht die Genoſſenſchaft Handelsgeſchäfte, fo unterliegt fie den Be— 
jtimmungen des Handelsgeſetzbuchs. 

Um Site der Genoſſenſchaft und einer jeden Zweigniederlaffung der: 
jelben wird ein Regifter geführt, in welches der Vor: und Zuname und 
Stand eines jeden Genofjenichafters, der Tag feines Eintrittes in die Ge— 
noſſenſchaft und feines Ausfcheidens aus derfelben, die Anzahl der einem 
jeden gehörigen Gejchäftsantheile, fowie die Kündigung eines oder mehrerer 
Geichäftsansheile eingetragen werden muß. 

Die Einficht diefes Regiſters, ſowie des Genofjenjchaftsvertrages und 
jeiner allfälligen Abänderungen muß jedermann geftattet werden ($. 14). 

Jede Genofjenfchaft muß einen aus der Zahl der Genofjenichafter zu 
wählenden Vorſtand haben, durch welchen fie gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten wird. 

Der Vorſtand fann aus einem oder mehreren befoldeten oder un- 
befoldeten Mitgliedern bejtehen. Ihre Beitellung ift zu jeder Beit wider- 
ruflich, unbeſchadet der Entihädigungsanfprüche aus beftehenden Verträgen. 

Die jeweiligen Mitglieder des Vorftandes müſſen alsbald nach ihrer 
Beitellung zur Eintragung in das Genofjenihaftsregifter angemeldet werden. 
Der Anmeldung ift ihre Legitimation beizufügen. Die Mitglieder des 
Vorftandes haben ihre Unterjchrift vor dem Handelsgerichte zu zeichnen 
oder die Beichnung in beglaubigter Form einzureihen. Derjelbe Vorgang 
ijt bei jedem Perſonenwechſel oder bei Bejtellung von Stellvertretern zu 
beobachten (88. 15 und 16). 

Die Genofjenihaft wird aus den durch ihren Vorſtand gejchlojjenen 
Rechtsgeſchäften berechtigt und verpflichtet. Der Vorjtand muß jährlich 
einen Rechnungsabjchluß des verflofienen Gefchäftsjahres und die Bilanz ver: 
öffentlichen; dabei find auch die Daten bezüglich der Mitgliederzahl und 
der Vermehrung oder Verminderung der Antheile zu veröffentlichen. 

Durd den Genofjenichaftsvertrag fann dem Vorjtande ein Auffichts- 
rath, welcher von den Genoſſenſchaftern aus ihrer Mitte, mit Ausſchluß 
der Borftandsmitglieder, gewählt wird, und deſſen Beſtellung zu jeder Zeit 
widerruflich iſt, an die Seite gejeßt werden. 

Einem ſolchen Auffichtsrath räumt das Gefe weitgehende Befugnifie 
ein. Derjelbe überwacht die Geihäftsführung der Genoſſenſchaft in allen 
Zweigen der Verwaltung, er kann ſich von dem Gange der Angelegenheiten 
der Genoſſenſchaft unterrichten, die Bücher und Schriften derjelben jederzeit 
einfehen und den Beitand der Genofjenichaftscafje unterfuhen. Er fann, 
fobald es ihm nothwendig erfcheint, VBorjtandsmitglieder und Beamte vor: 
läufig, und zwar bis zur Enticheidung der demnächſt zu berufenden General: 
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verſammlung, von ihren Befugniſſen entbinden und wegen einſtweiliger 
Fortführung der Geſchäfte die nöthigen Anſtalten treffen. 

Er hat die Rechnungen über die einzelnen Geſchäftsperioden, ins— 
beſondere die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Ge— 
winnvertheilung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverſammlung 
Bericht zu erſtatten. 

Er hat eine Generalverſammlung zu berufen, wenn dieß im Intereſſe 
der Genoſſenſchaft erforderlich iſt. 

Die Mitglieder des Aufſichtsrathes haften für den Schaden, welchen 
fie durch die Nichterfüllung ihrer Obliegenheiten verurſachen ($. 24). 

Der Auffichtsrath ift ermächtigt, gegen die Vorjtandsmitglieder die 
Proceſſe zu führen, welche die Generalverfammlung bejchließt. 

Wenn die Genoſſenſchaft gegen die Mitglieder des Auffichtsrathes 
einen PBroceß zu führen hat, fo wird fie durch Bevollmächtigte vertreten, 
welche in der Generalverfammfung gewählt werden. 

Seder Genoſſenſchafter it befugt, ald Intervenient in diefe Proceſſe 
auf eigene Koften einzutreten ($. 25). 

Die Gefchäftsführung der Genofjenichaften kann auch bejoldeten Be— 
amten übertragen werden. 

Die Gejammtheit der Genofjenichaft bildet die Generalverfammlung; 
wenn nicht das Statut etwas anderes feſtſetzt, jo hat jeder Genofjenjchafter 
in der Generalverfammlung eine Stimme. In der Regel wird die General: 
verjammlung der Genofjenschafter durch den Vorſtand berufen. 

Außer den im Genofjenichaftövertrage ausdrüdlich beftimmten Fällen 
ift eine folche jedesmal zu berufen, wenn die im Intereſſe der Genoſſen— 
jchaft erforderlich erjcheint. 

Die Generalverfammlung muß fofort berufen werden, wenn mindeitens 
der zehnte Theil der Mitglieder der Genofjenichaft in einer von 
ihnen unterzeichneten Eingabe unter Unführung des Zwedes und der Gründe 
darauf anträgt. Sit in dem Genojjenichaftsvertrage das Recht, die Be— 
rufung einer Öeneralverfammlung zu verlangen, einer größeren oder geringeren 
Zahl von Genofjenfchaftern beigelegt, jo hat es dabei jein Bewenden. 

Die zur Einberufung der Generalverjammlung Verpflichteten find 
hierzu erforderlihenfalles auf Begehren der Antragiteller von dem Handels: 
gerichte durch Geldſtrafen bis zu dreihundert Gulden öfterreihischer Währung 
zu verhalten. 

Die Berufung der Generalverfammlung hat in der durch den Genoſſen— 
ſchaftsvertrag bejtimmten Weije zu erfolgen. 

Der Zwed der Generalverfammlung muß jederzeit bei der Berufung 
befannt gemacht werden. Ueber Gegenftände, deren Berhandlung nicht in 
diefer Weije angefündigt ift, können Beſchlüſſe nicht gefaßt werden; hiervon 
ift jedoch der Beſchluß über den in einer Generalverfammlung geftellten 
Antrag auf Berufung einer außerordentlichen Generalverjammlung aus— 
genommen. 

Zur Stellung von Anträgen und zu Verhandlungen ohne Beichluß- 
faſſung bedarf e3 der Anfündigung nicht. 
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.  Bur Beichlußfähigfeit der Generalverſammlung iſt, injofern der Ge: 
nofjenichaftsvertrag nichts anderes bejtimmt, erforderlich, daß in derſelben 
wenigſtens der zehnte Theil der Mitglieder anmwejend oder vertreten ijt. 

Im Falle der Beichlußunfähigkeit einer Generalverfammlung tft, wenn 
der Genoſſenſchaftsvertrag nichts anderes bejtimmt, eine zweite Verſamm— 
fung einzuberufen, welche ohne Rüdficht auf die Zahl der anweſenden oder 
vertretenen Mitglieder beichlußfähig ift (88. 28—32). 

Wenn das Statut nicht? anderes beitimmt, werden die Beichlüffe der 
Generalverfammlung mit abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Nur die Ab: 
änderung des Statut3 und die Auflöfung der Genofjenfchaft erfordern eine 
Mehrheit von wenigitend zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. Der 
Vorſtand ift für feine Amtsführung und die Ausführung der Befchlüffe der 
Generalverfjammlung verantwortlich. 

Die Auflöfung der Genoſſenſchaft erfolgt 1. durch Ablauf der im Ge 
nofjenichaft3vertrage bejtimmten Zeit; 2. durch einen Beihluß der Genoſſen— 
ihaft; 3. dur Eröffnung des Concurjes; 4. dur eine Verfügung der 
. Verwaltungsbehörde. 

Die Auflöfung einer Genoſſenſchaft kann von der VBerwaltungsbehörde 
verfügt werden, wenn aus Anlaß der Thätigfeit oder der Verhandlungen 
der Genoſſenſchaft ein rechtskräftiges Straferfenntniß erfolgt ijt. 

Die Strafgerichte Haben derartige Erfenntnijje jogleich, nachdem fie 
in Rechtskraft erwachſen find, der politifchen Landesſtelle mitzutheilen (8. 37). 

Das Auflöfungserfenntniß fteht der politiichen Landesſtelle zu, in 
deren Gebiet die Genoſſenſchaft ihren Sit hat, und wenn ſich die Wirffam: 
feit der Genojjenichaft durch Zweigniederlafjungen auf mehrere Länder er: 
ftredt, jener politifchen Landesſtelle, in deren Gebiet fih das Hauptgeſchäft 
befindet. Gegen das Auflöfungserkenntniß fann binnen vier Wochen der 
Recurs an dad Minijterium des Innern ergriffen werden. 

Die Befugniß der politifchen Landesſtelle, die Auflöfung einer Genoſſen— 
ſchaft auf Grund eines ftrafgerichtlichen Erfenntnifjes zu verfügen, erliſcht 
mit Ablauf von drei Monaten, nachdem dieſes Erfenntniß in Rechtskraft 
erwachſen iſt (8. 38). 

Die Auflöfung der Genoſſenſchaft muß, wenn fie nicht eine Folge des 
eröffneten Concurje3 oder nicht von der Verwaltungsbehörde verfügt it, 
durch den Vorſtand zur Eintragung in das Genofjenfchaftsregijter an: 
gemeldet und zu drei verjchiedenen Malen durch die für die Befanntmahung 
folder Eintragungen bejtimmten Blätter verlautbart werden. 

Durch diefe Bekanntmachung müflen die Gläubiger zugleich aufgefordert 
werben, fich bei der Genofjenjchaft zu melden ($. 40). 

Zur Durchführung der Liquidation der Genofjenjchaft werden Liaui- 
datoren beftellt, die als folche beim Handelsgericht zur Eintragung in's 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen werden müſſen. Die Liquidatoren haben 
die laufenden Geichäfte zu beendigen, die Verpflichtungen der Geſellſchaft 
zu erfüllen und die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 
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Die bei Auflöjung der Genoſſenſchaft vorhandenen und die während 
der Liquidation eingehenden Gelder werden, wie folgt, verwendet: 

1. Es werden zunächſt die Gläubiger der Genojjenjchaft je nach der 
Fälligkeit ihrer Forderungen befriedigt und die zur Dedfung noch nicht 
fälliger Forderungen nöthigen Summen zurüdbehalten; 

2. aus den verbleibenden Ueberfchüfjen werden die auf die Geſchäfts— 
antheile eingezahlten Beträge an die Genofjenfchafter zurüdgezahlt. Reicht 
der Beitand zur volljtändigen Dedung nicht aus, jo erfolgt die Vertheilung 
desjelben nach Verhältniß der Höhe der einzelnen Guthaben, wenn in dem 
Genojjenichaftsvertrage nichts anderes bejtimmt iſt; 

3. der nad) Deckung der Schulden der Genofjenichaft, ſowie der Ge— 
ihäftsantheile der Genofjenfchafter noch vorhandene Ueberjhuß wird, nad 
den Beitimmungen des Genoſſenſchaftsvertrages über die Gewinnſtvertheilung 
unter die Genoſſenſchafter vertheilt ($. 48). 

Bei der Feitfegung der Pflichten der Genofjenfchafter gegen die Ge— 
nofjenjchaft bildet der Umftand, ob die letztere „mit unbejchränfter“ oder 
„mit beſchränkter“ Haftung errichtet wurde, einen wejentlichen Unterjchied. 

In erjterem Falle haften die Mitglieder für alle Verbindlichkeiten der 
Genoſſenſchaft im Falle des Concurjes oder der Liquidation folidarifch mit 
ihrem ganzen Vermögen ($. 53), in leßterem Falle haften jie mit ihrem 
Geichäftsantheil und auch noch mit einem weiteren Betrage in der Höhe 
desjelben, wenn das Statut nicht einen noch höheren Haftungsbetrag feſt— 
jet ($. 76). Dabei macht der Zeitpunft des Eintritted des Genojjen- 
ſchafters in die Genofjenfchaft feinen Unterfchied: jeder jpäter eintretende 
haftet für alle vor jeinem Eintritte von der Genofjenihaft eingegangenen 
Berbindlichkeiten. 

Das Recht des Austrittes jteht jedem Genofjenjchafter zu, jedoch, 
wenn nichts anderes im Statut fejtgefegt ift, immer nur mit Ablauf eines 
Geihäftsjahres und nad vierwöchentlicher Kündigung (88. 54 und 77). 
Die ausgeſchiedenen Mitglieder haben an die Nejervefonds feinerlei Un: 
iprüche ($$. 55 und 79); ihre Haftung für alle bis zu ihrem Ausjcheiden 
von der Genofjenjchaft eingegangenen Berbindlichfeiten dauert bei der „uns 
beichränften“ bis zur Verjährungsfriit (und übergeht auf ihre Erben), bei 
der „beichränften“ nur ein Jahr nad) dem Gejchäftsjahr des Austrittes 
(58. 55 und 78). 

Privatgläubiger der Genofjenjchafter find nicht befugt, au dem Titel 
irgend eines Antheiles des einzelnen Genoſſenſchafters am Genoſſenſchafts— 
vermögen irgend einen Theil des Teßteren in Anſpruch zu nehmen; nur 
was dem einzelnen Genojjenjchafter an Zinſen oder Gejchäftsantheilen oder 
was ihm im Falle der Auflöfung der Genofjenihaft zukommt, kann Gegen: 
itand der Inanſpruchnahme ſeitens feiner Gläubiger fein ($. 56). Iſt auf 
diefe Weile das Vermögen der Genojjenichaft vor den Anſprüchen der 
Privatgläubiger der einzelnen Genofjenjchafter geſchützt: jo ijt aber aud) 
andererjeit3 die Genofjenjchaft nicht berechtigt, während der Dauer der Ge- 
noffenichaft einem Genofjenihaftsichuldner im Wege der Compenjation 
jeine Privatforderung gegen einen Genojjenjchafter jtreitig zu machen. Eine 
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ſolche Compenſation kann nur dann eintreten, wenn und inſoweit bei der 
Auflöſung der Genoſſenſchaft eine Genoſſenſchaftsforderung dem betreffenden 
einzelnen Genoſſenſchafter überwieſen wurde (8. 58). 

Hat ein Privatgläubiger eines Genoſſenſchafters nach fruchtlos voll— 
ſtreckter Execution in deſſen Privatvermögen die Execution in das demſelben 
für den Fall ſeines Ausſcheidens aus der Genoſſenſchaft zukommende Gut— 
haben erwirkt, ſo iſt er berechtigt, die Genoſſenſchaft mag auf beſtimmte 
oder unbeſtimmte Zeit eingegangen ſein, behufs ſeiner Befriedigung nach 
vorher von ihm geſchehener Kündigung das Ausſcheiden jenes Genoſſen— 
ſchafters zu verlangen. 

Die Kündigung muß mindeſtens ſechs Monate vor Ablauf des Ge— 
ſchäftsjahres der Genoſſenſchaft geſchehen ($. 59). 

Der Concurs der Genoſſenſchaft Hat auch bei der „unbeſchränkten“ 
den Concurs der Mitglieder nicht zur Folge. Nach geichlofjenem Concurs— 
verfahren wird eine „Beitragsberehnung” angefertigt, aus welcher fich er- 
giebt, wie viel jeder Genoſſenſchafter zur Befriedigung der Genofjenjchafts- 
gläubiger beizutragen hat ($. 61). 

Erfolgt die Begleihung nicht gütlih, jo fommt es nach gerichtlicher 
Verhandlung zur gerichtlichen „Bejtätigung der Beitragsberechnung“, gegen 
welche ein Rechtsmittel nicht zuläjfig und welche binnen 14 Tagen erecutions- 
fähig ift (8$. 61—64). Allerdings hat jeder Genoſſenſchafter da3 Recht, 
für feine Berjon die bejtätigte Beitragsberehnung mitteljt Klage gegen 
den Vorſtand der Genoſſenſchaft anzufechten ($. 67). 

Klagen der Genofjenichafter aus Anfprüchen gegen die Genoſſenſchaft 
verjähren in zwei Jahren nad) Auflöfung der letzteren ($. 72). 

Auf die Verlegung der durch das Geſetz der Genofjenjchaften, ihren 
Vorftänden und Liquidatoren auferlegten Pflichten (Unmeldungen, Nach: 
mweifungen, Mittheilungen an die Behörden u. dergl.) find Ordnungsftrafen 
bis zu 100 fl. gefegt; eine Ueberjchreitung de3 gejegmäßigen Wirkungs— 
freijes fann mit einer Geldbuße bis zu 300 fl. geitraft werden ($. 88). 

Den auf Grund obiger Bejtimmungen errichteten Erwerbs: und Wirth: 
ihaftsgenofjenichaften find mit Geje vom 21. Mai 1873 bejondere Be: 
günftigungen in Anfehung der Stempel- und unmittelbaren Gebühren zu— 
erfannt worden. *'®) 

Börfen und Freilager. 

Den Umlauf des Capitals erleichtern und bejchleunigen die großen 
Umfapftätten desfelben, die Börjen, und zwar ſowohl Effecten-wie Waaren= 
börjen. Zur Erridtung derjelben ift eine Bewilligung des Minifteriums 
») Mit Geſ. vom 27. December 1880 RGB. Nr. 151 jind die obigen 
Stempel» und Gebühren-Begünftigungen aud auf „die jonftigen auf dem Principe 
der Selbithilfe beruhenden nicht regijtrirten jelbjtändigen Erwerbs- und Wirtb- 
——— —— welche ihren Geſchäftsbetrieb ſtatutenmäßig auf die eigenen 
Mitglieder beſchränken, ausgedehnt worden und zwar auch für den Fall wenn ſie 


von Nichtmitgliedern Darlehen aufnehmen, Waaren kaufen oder ihre Caſſabeſtände 
bei öffentlichen Creditinſtituten anlegen. 
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erforderlich (des Finanz: u. Handelsminiſter.)**) Sie müfjen eine felbftändige 
verantwortliche Zeitung haben und jtehen unter ftaatlicher Ueberwachung. 
Nicht genehmigte (Winkelbörjen) find verboten; die Theilnahme an jolchen 
wird polizeilich gejtraft. Ein behördlich genehmigtes Statut umfchreibt 
genau den Wirkungskreis und die Gejchäftszweige jeder Börſe, deren Ber: 
fehr an feite Normen gebunden fein muß. Zur Börfenfähigfeit gehört ge- 
ſchäftliche Unbeicholtenheit; Frauen find vom Börjenbefuche ausgeichlofjen. 
Uebertretungen der Börjenordnnungen jeitensder Börjenbefucher werden polizei- 
lich geitraft. Die Börjengeichäfte können nur durch Vermittelung amtlich 
bejtellter und beeideter Senjale gemacht werden *?}); diefe find bei ihren 
Gejchäftsvermittelungen an die (mit Geſetz vom 4. April 1875 geänderten) 
Beitimmungen des Handelsgejeßbuches (Art. 66— 84) gebunden. Die 
Börjeleitungen verfaflen unter Mitwirkung des Regierungscommiſſärs und 
veröffentlihen ſohin amtliche Curszettel. 

Um den in Waaren gebundenen Capitaldwerth raſcher zu mobilifiren 
und in Umlauf zu bringen, begünftigt das Gejeg vom 23. April 1889 
RGB. Nr. 64 die Errihtung und den Betrieb öffentliher Lagerhäuſer 
und gejtattet denjelben indoffable Lagerſcheine (Warrants) auszuftellen. 

Auch der bei den Poſtſparcaſſen eingeführte Chedverfehr dient zur 
Erleichterung und Bejchleunigung des Capitalsumlaufs. 

Um Ereditgejchäfte zu fördern, gewährt endlich (j. $. 142.) der Staat dem 
Gläubiger, abgefehen von dem ordentlichen Rehtsihug im Civil: und Straf: 
rechtswege, noch einen außerordentlihen Schuß, indem er ihm dag Recht ein: 
räumt, rechtskräftig gewordene jedoch zum Nachtheil der Gläubiger in den legten 
10 Jahren vor Eröffnung des Eoncurjes geichlofjene Rechtsgeſchäfte des 
Schuldners nad) Eröffnung des Concurſes unter den gejetlichen Bedingungen 
anzufechten. ???) 

Andererjeit3 wird allerdings auch der Schuldner vor unredlicher Aus: 
beutung feiten® der Ereditgeber in Schuß genommen. ?’®) 


Münzrecht. 

Zur Sicherung und Förderung des Handelsverkehrs übt der Staat 
ſein Münzhoheitsrecht aus, kraft deſſen nur ſtaatliches oder ſtaatlich be— 
glaubigtes Geld öffentliche Geltung hat, alles ausländiſche Geld nur als 
Waare in Betracht kommt und behandelt wird. 

Um zur Schaffung eines möglichſt großen einheitlichen Münzverkehrs— 
gebietes beizutragen, trat Oeſterreich (mit dem Fürſtenthum Liechtenſtein) 
den durch die allgemeine Münzconvention vom 30. Juli 1838 unter ſich 
verbundenen deutſchen Zoll-Bereinsjtaaten mit dem Miünzvertrage vom 
24. Sänner 1857 bei, in Folge deffen in Defterreich die „öſterreichiſche 


0) Geſ. v. 1. April 1875 betr. Die — der Börſen. 
1) Gef. dv. 4. April 1875 RGB. Nr. 68. 
s2) Geſ. v. 16. März 1884 RGB. Nr. 36 bei Manz B. II ©. 649. 
3) Gef. v. 28. Mai 1881 RGB. Nr. 47 betreffend Abhilfe wider unredliche 
Vorgänge bei Ereditgeichäften. 
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Währung“ eingeführt wurde. Auf Grund diejes Vertrages wurde mit dem 
faiferlichen Batent vom 19. September 1857 das öjterreichiiche Geldweſen 
geregelt, indem für dasfelbe die in dem Münzvertrage vereinbarten Grund: 
fäge zur Anwendung gebracht wurden. 

Mit dem Bertrage vom 13. Juni 1867 ift aber Deiterreich aus dem 
deutihen Münzvereine ausgefchieden, in Folge dejjen die in dem Münz— 
vertrage mit den Vereinsſtaaten vereinbarten Vereinsmünzen (die neben 
der Landesmünze Geltung hatten) in’ Dejterreih ihre Währungseigenichaft 
verloren und nunmehr Dejterreich ausjchließlich feine eigene öfterreichiiche 
Währung hat und nur feine eigenen Landesmünzen al3 Geld anerfennt. 

Und zwar giebt e& derzeit in Dejterreich-Ungarn nur eine Art jtaat: 
lichen Hartgeldes, nämlich) das Silbergeld; das vom Staate geprägte und 
ausgegebene Goldgeld wird als Waare betrachtet und behandelt. Das 
Kupfergeld und ein Theil des Silbergeldes (nämlih die 10, 20 um 
25 Kreuzerſtücke) bilden die Scheidemünge, Neben dem Hartgeld emittirt 
der Staat eine beftimmte Summe von Papiergeld (Staatönoten), welches, 
da ed Zwangseurs befiht, ebenfalls als Währungsgeld betrachtet werden muß. 

Die Silberwährung, d. i. das als Währung erklärte Silbergeld be- 
jteht aus Silbergulden als Rechnungseinheit, von denen 45 Stüd aus 
einem Zollpfund (500 Gramm) feinen Silbers geprägt werden. ®°*) 

Sowohl die Silber: wie auch die Goldmünzen werden gejeglich zum 
vollen Zählwerthe ausgeprägt, d. 5. ihr innerer Metallwerth entjprict 
ihrem Nennwerth (j. ob. 8. 40). Nur ein Theil der Silber-Scheidemünge (die 
10 und 20 Kreugerftüde haben einen höheren Nennwerth als ihr eigent- 
licher Metallwerth; doch ift niemand verpflichtet, dasſelbe in einem höheren 
Betrage als bis zur Höhe der Rechnungseinheit von 1 Gulden als Zahlungs: 
mittel anzunehmen. 

Bis zum Jahre 1879 ftand es jedermann frei, Gold und Silber in 
Barren, Münzen, Bruch: oder Faden-Gold und Silber zur Ausmünzung in 
gefeglich gangbare Münzen oder zur Verwechslung mit folchen gegen die 
hiefür vorgezeichnete Gebühr an die E.f. Münzämter abzugeben. Seit dem 
Jahre 1879 ift diefe „Prägefreiheit” bezüglich der Silbermünzen (Ein: 
gulden, Zmweigulden und '/, Guldenjtüde) bis auf weiteres eingejtellt. Es 
findet daher auch eine Einlöfung von Silberbarren gegen jolde Münzen 
nicht ftatt. (Der bezügliche „Auftrag“ des Fin.-Min. wurde nicht publicirt.) 

Die öſterreichiſch ungariſche Münzeinheit, der Gulden öjterreichiicher 
Währung wird in Humderttheile (Kreuzer genannt) getheilt. Außer den 
Einguldenftücden prägt der Staat als Landesmünzen noch Zweiguldenjtüde 
und Biertelguldenjtüde. Als filberne Scheidemünzen prägt der Staat 
Behn: und Zwanzig-Kreuzerſtücke. (Gef. dv. 1. Juli 1868 RGB. Nr. 54.) 
An dem gefeglich feitgejtellten Feingehalte darf unter dem Titel eines 
Nemediums nicht gekürzt werden; wohl aber find die äußerjten Fehler: 
gränzen gejelich beftimmt. Die öffentlichen Caſſen jind verpflichtet, bei 
Zahlungen die Scheidemünze big zum Betrage von 5 fl. öfterreichiicher 


*4) K. Patent v. 19. September 1857 RGB. Nr. 169. 
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Währung anzunehmen. Die Verwechslungscafjen müſſen Scheidemüngze 
in jedem beliebigen Betrage auf Währungsgeld einwecjeln. 

Die als Handeldmünzen geltenden Goldmünzen prägt der Staat zu 
acht Gulden und zu vier Gulden (— 20 und 10 Franks), deren Gewicht, 
Feingehalt und Durchmefjer im Gefete vom 9. März 1870 beftimmt find. 
Die Abweichung im Feingehalt darf bei diefen Münzen Ein Taufendtheil 
nicht überjchreiten.?”) Bu einem im Verordnungsmwege 56) bejtimmten 
Preife fünnen diefe Goldmünzen bei Auszahlungen der Staatscaſſen an 
Parteien, wenn leßtere damit einverjtanden find, verwendet werden. Ein— 
und Ausfuhrzölle, jowie das dabei zu zahlende Wag-, Siegel- und Zettel- 
geld jind in Goldmiünze (oder in Silber mit dem jeweiligen cursmäßigen 
Aufgelde) zu entrichten. ?°”) 

Die vom Staate geprägten filbernen Levantiner (Dearia-Therefin-) 
Thaler, die nur für die Levante bejtimmt find, haben im Inlande feinen 
gejeglichen Umlaufswerth; die N en dürfen fie bei Zahlungen der 
Barteien nicht annehmen. ?°®) 


Die Öfterreichifch-ungarifche Bank, 


Die auch anderwärt3 gemachte Erfahrung, daß der wirthichaftliche 
Berfehr, den der Staat durch die Hebung feines Münzhoheitsrechtes fihern 
und fördern will, duch die Ausgabe von Staatspapiergeld mit Zwangs— 
curd zu Zeiten jchwer gefchädigt werden kann und auch den Staat in 
Mitleidenjchaft ziehe, wurde auch Defterreich nicht erfpart. Solches Papier: 
geld begann man in Dejterreich ſchon in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhundert durch Vermittelung der Wiener Stadtbank, daher Banco- 
zettel genannt, zu emittiren. Die Leichtigkeit, fich durch uncontrolirte 
Ausgaben ſolcher Geldzeichen, Mittel zur Führung der Staatswirthichaft, 
namentlich auch der Kriege zu verfchaffen, verleitete die Regierung zu einer 
ausgedehnteren Inanfpruchnahme der Bettelpreffe, jo daß im Jahre 1811 
der Betrag der im Umlaufe befindlichen Bancozettel, für die bereit3 jeit 
1799 der’ Zwangscurs eingeführt werden mußte, 1060 Millionen über- 
ſtieg — und den Staatsbanfrott in der Form der Reduction des Nenn: 
werthes der Bancozettel auf feinen fünften Theil zur undermeidlichen 
Folge hatte. 

Nach erfolglojen Berjuchen, den dadurch im höchſten Grade zerrütteten 
Staatshaushalt zu ordnen, entichloß fich die Regierung, auf die Ausgabe 
all und jedes Staatspapiergelde3 zu verzichten und mit der Verſorgung 
des Verfehrd mit dem nötbigen Papiergeld eine felbjtändige Bank zu be- 
trauen. Zu diefem Zwecke wurde im Jahre 1816 die öfterreichifche National- 





55) Gef, v. 26. Februar 1881. 
oil, Fin-Min.-Erl. vd. 23. November 1870 3. 4349. 
5°) Art. XI des Zolltarifs dv. nn ah 1878 und Berordn. des Yinanzr 
— v. 27. Deceniber 1878 8. 6 
°) Fin. -Min.-Erl. v. 1. Auguſt — 


$. 157. 
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bank gegründet?) Diejelbe ijt eine Actiengejellichaft, deren Bermögen 
aus Antheilen der Actionäre bejteht.°*) Dieſer Actiengefellichaft ertheilte 
der Staat das ausjchließliche Privilegium der Notenausgabe für das ganze 
Reich, mit der Verpflichtung, diefe Noten auf jedesmaliges Verlangen der 
Befiger nad) dem Nennwerthe in Metallgeld einzulöjen. 

Al Entgelt für diejes gewinnbringende Privilegium verpflichtete ſich 
die Bank vorerst, dem Staate bei der Einlöjung feines Papiergeldes be- 
Hilflich zu fein. Thatſächlich kam dieje Einlöfung des Staat3papiergeldes 
mit Hilfe der Banf zu Stande und die Geldverhältnijje der Monarchie 
waren bi3 zum Xahre 1848 injoferne geordnete, inwieferne das circulirende 
Papiergeld bei der Banf jederzeit einlösbar war. Nachdem aber der 
Staat bei der Bank immer neue Gredite in Anſpruch nahm und die- 
jelben nicht zurüdzahlen fonnte, geriet) die Banf im Jahre 1848 außer 
Stande, ihrer Noten-Einlöfungspflicht nadhzufommen. Der Staat aber, 
der dieje Inſolvenz der Bank verfchuldete — ſah fi) gezivungen, die Bank 
von der Einlöfungspflicht zu entheben (Mai 1848) und für die Banknoten 
den Zwangscours zu decretiren.?*) Seit damals war wohl das Be- 
jtreben der öfterreichifchen Regierung jtet3 darauf gerichtet, die Banf in den 
Stand zu jegen, die Baareinlöfung ihrer Noten aufzunehmen, was durch 
eine Rückzahlung der bei ihr contrahirten Schulden ſeitens des Staates er: 
folgen kann: doch konnte letzteres bis heutzutage noch nicht bewerfitelligt 
werden, da der Staat immer wieder durd Ereigniffe und Kataſtrophen ge: 


35%) In dem faijerl. Patent v.1. Juni 1816, womit die öjterreichiihe Natio- 
nalbant ins Leben gerufen wurde, heißt es: „Die gewaltjamen Erjchütterungen, 
die in den leptverfloijenen 25 Jahren Europa zerrijjen, haben Uns jeit dem An— 
fange Unferer Regierung in eine Reihe jchwerer Kriege verwidelt, bei welchen die 
Erhaltung und Selbftändigkeit der Monarchie alles, was NRegenten und Völlkern 
am theuerjten jein muß, gefährdet war. Wir fonnten und durften Unjeren 
Völkern feine Anjtrengung eriparen. Die Entwidelung aller Kräfte des Staates 
forderte einen Aufwand, der die Steuerfähigfeit der Shantsbürger weit überftieg. 
Wir nehmen das Vertrauen Unjerer Völker in Anſpruch. Künftliche Geldzeichen 
jegen uns in den Stand, dem Drange der Bedürfnijje zu folgen und den gefähr- 
lihen Kampf zu bejtehen, deilen fiegreiches Ende die Monardjie in den vollen 
Belig der von ihr abgerijjfenen Provinzen wieder eingejeßt und ihre Sicherheit 
und Selbftändigfeit von neuem gegründet hat. Unſere erjte Sorge war nun— 
mehr darauf gerichtet, die Negelmäßigfeit in dem zerrütteten Geldwejen wieder 
herzuſtellen.“ Der 8. 1 dieſes Patentes aber lautet: „Es joll von nun an 
nie mehr die Ausfertigung eines neuen Papiergeldes mit Zwangs- 
werth und Zwangsumlauf oder irgend eine Bermehrung des gegen- 
wärtig im Umlaufe befindlichen jtattdaben. Sollten durch außerordent- 
lihe Umftände Ausgaben, welche die gewöhnlichen Finanzmittel des Staates 
überjchreiten, herbeigeführt werden, jo wird die Finanzverwaltung darauf bedadıt 
jein, ſolche Ausgaben, ohne jich jemals eines Papiergelde3 mit Zwangsumlauf 
zu bedienen, durch Eröffnung neuer Zuflüffe oder andere außerordentliche Hilfs— 
mittel zu beitreiten.“ 

0, In der gegenwärtigen mit Gej. v. 27. Juni 1878 RGB. Nr. 66 zu 
Stande gefommenen Umgeftaltung zu einer „öjterreichiich-ungarijchen Bank“ bejtebt 
diejes Vermögen aus einem Gapitale von 90 Millionen Bufden ö. W., welches 
durch die Bolleinzahlung von 150,000 Uctien & 600 fl. gebildet iſt. 

ser, Kaiſerl. Patent vom 2. Juni 1848. 
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zwungen wurde, theil3 neue Schulden bei der Bank aufzunehmen, welche 
diejelbe außer Stand jegten, die Baareinlöjung aufzunehmen, theils 
Staat3papiergeld mit Zwangseurs zu emittiren. ?*?) 

Als Staat3noten, von deren Einlöjung die Nationalbank enthoben 
wurde und für die der Staat die Haftung übernimmt, werden Noten zu 
1 5t., 5 fl. und 5O fl. öfterreichifcher Währung emittirt. Diejelben haben 
Bmwangscurs.?%) Doc ijt der Höchftbetrag derjelben gejeglich firirt und 
zwar mit 150 Millionen; über die jeweilige Umlaufsmenge derjelben 
werden Ausweije von der zur Controle derjelben berufenen Staatsſchulden— 
Controls⸗Commiſſion veröffentlicht. 


DOrganifation der öfterreichifch-ungarifchen Bank. 


Mit dem Gejeg vom 27. Zuni 1878 wurde die bis dahin beftandene $, 158. 
öfterreichiiche Nationalbank in eine „öſterreichiſch-ungariſche Bank“ um: 
gewandelt und derjelben vom 1. Juli 1878 bis zum 31. December 1887 
ein Privilegium als Zettelbanf verliehen. Diejes Privilegium wurde der- 
jelden nach Ablauf der erjten zehn Jahre mit Gejeg vom 21. Mai 1887 
auf weitere zehn Jahre, d.i. biß zum 31. December 1897 verlängert, wobei 
mehrere Paragraphen ihres Statutes abgeändert wurden. 

Nach diejem neuejten Privilegiengejege nun, dejjen integrirenden Theil 
dad Banf-Statut bildet, ift die Bank eine Actiengejellichaft, welche ihre 
jtatutenmäßige Thätigfeit jowohl in Defterreih wie in Ungarn ausübt 
($. 1). Ihr Sig ijt in Wien; doch muß fie für alle von ihr betriebenen 
Geſchäftszweige zwei Hauptanjtalten in Wien und Budapeft unterhalten 
($. 2). Den Xctionären der Banf gebührt für jede Actie ein gleicher An— 
theil an dem geſammten Vermögen der Bank ($. 5). Alle ihre Nechte 
üben die Actionäre durch die Generalverfammlung aus ($. 12). Diejelbe 
tritt jährlich einmal zu ihren ordentlichen Sigungen zufammen; doch fünnen 
an denjelben nur ſolche öfterreichiiche oder ungarische Staatsangehörige 


‚2, An der Erfolglojigfeit und dem wiederholten Scheitern diejer Be- 
ftrebungen trugen immer wieder auswärtige Kriege, welche die Exiſtenz des Staates 
bedrohten, die Schuld. Die erjte Maafregel zum Zmede der Ordnung der Geld- 
verhältniffe wurde jchon 1851 ge Mit dem Patente vom 15. Mai 1851 
murde nämlich bejtimmt, daß die Gejammtjumme des Staat3papiergeldes nicht über 
200 Millionen vermehrt werden dürfe und daß das in Umlauf befindliche Staats⸗ 
vapiergeld allmählig eingezogen werde. Mit dem Patent vom 23. Februar 1854 
wurde mit der Bank das Uebereintommen getroffen, wonach diejelbe das ein- 
laufende Staatspapiergeld im Betrage von 148 Millionen gegen vom Staate 
ihr gegebene Dedung einziehen rejpective gegen Banknoten einlöjen jolle. Ende 
1858 fam man an jolhem Wege ſchon dahin, dab die Baarzahlung der Bant 
aufgenommen werden fonnte, al3 der Krieg von 1859 dieſes mühevolle Wert 
wieder zeritörte. Im Jahre 1865 war bereit$ wieder ein auf die Baarzahlung 


der Bank abzielendes Uebereinfommen getroffen: da vereitelte der Krieg von 1866 
alle dießbezüglicdhen Hoffnungen. Gegenwärtig befaßt fich die Regierung mit den 
Vorarbeiten zur Wiederherjtellung der Baluta, d. h. zur Ermöglichung der Auf— 
nahme der Baarzahlungen jeitens der Bank. 

9, Ge. v. 5. Mai 1866 RGB. Nr. 51. 
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theilnehmen, welche im November vor den regelmäßigen im Februar ab- 
zuhaltenden Jahresfigung fich vorjchriftsmäßig ala Befiter von zwanzig 
Actien ausweiſen ($. 14). Bon der Theilnahme an diefen Sigungen ans: 
geichloffen find ſolche Uctionäre, die im Concurs oder in Folge ftrafgericht: 
licher Verurtheilung bemafelt find. 

Jedes Mitglied der Generalverfammlung kann nur in eigener Berjon 
ericheinen und hat nur eine Stimme (8.18). Juriſtiſche Perſonen dagegen 
fünnen fich bei der Generalverfammlung vertreten laſſen, jedoch nur durch 
Mitglieder der Generalverfammlung ($. 19). 

Jedes Mitglied der Generalverjammlung ijt berechtigt, in den Situngen 
der Generalverfammlung Anträge zu ftellen. 

Anträge, welche nicht unmittelbar einen auf der Tagesordnung befind- 
fihen Gegenjtand betreffen, fünnen in der Situng der Generalverjamm: 
lung, in welcher fie eingebracht werden, nicht zur Beichlußfaffung gelangen. 
Selbjtändige Anträge jind nebſt deren Begründung wenigstens dreißig Tage 
vor der betreffenden Situng der Generalverfammlung dem Gouverneur 
Ihriftlich zur Kenntniß zu bringen ($. 22). 

Die Generalverfammlung wählt einen aus zwölf Mitgliedern beftehenden 
Generalrath, der unter der Leitung eine3 vom Kaiſer auf gemeinfamen 
Vorſchlag der beiden Finanzminifter ernannten Gouverneurs die Verwal: 
tung der Bank bejorgt und überwacht. Der Gouverneur bezieht einen 
Gehalt aus deu Mitteln der Bank. 

Neben dem Gouverneur functioniren zwei Wicegouverneure; einer in 
Wien und einer in Budapeft, und außer dem Generalrathe noch zwei 
Directionen, eine in Wien, eine in Budapejt. Die Wahl der Generalrathe: 
mitglieder unterliegt der Faiferlihen Bejtätigung. 

Der Generalrath vertritt die öfterreichifch-ungarifche Bank nad außen 
gerichtlih und außergerichtlih und ift nach Maaßgabe der Statuten zu 
allen Verfügungen berechtigt, welche nicht der Generalverjammlung vor: 
behalten find. 

Er leitet den gejammten Gejchäftsbetrieb der Banf. Zur Ueber: 
wadhung der vorjchriftsmäßigen Verwaltung der Bank theilen ſich Die 
Mitglieder des Generalrathes nad) der von ihm zu bejchließenden Geſchäfts— 
ordnung in die einzelnen Hauptziveige der Gejchäfte. 

Dem Generalrathe ift die Bejtimmung der jedem einzelnen Geichäfts- 
zweige zuzumendenden Geldmittel und die Feſtſetzung der Geſchäfts— 
bedingungen, dann die der Bank zuftehende Entjcheidung über die Errichtung 
oder Aufhebung von Filialen jowie die Führung des Hhypothefarcredits- 
und Pfandbriefgeichäftes nach den hiefür beitehenden bejonderen Statuten 
vorbehalten. 

Er beftimmt die allgemeinen Grundſätze, erläßt die jeweilig nöthigen 
befonderen Weifungen für die geſammte Gejchäftsführung und überwacht 
und fichert deren Befolgung. 

Die allgemeinen Beftimmungen für das Escompte- und Darlehens— 
gefchäft gelten gleichlautend für die öfterreihifchen und die ungarijchen 
Banfpläße. 
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Der Generalrath wählt aus feiner Mitte für die Dauer eines jeden 
Geichäftsjahres ein Erecutivcomite. Er wählt von den je acht Mitgliedern 
der Direction in Wien und Budapeſt je ſechs Mitglieder. 

Dem Generalrathe jteht das Veto bezüglich der von den Directionen 
in Wien und Budapejt ernannten oder nach Ablauf ihrer Amtsdauer wieder: 
berufenen Genforen zu. 

Der Generalrath ernennt den Generaljecretär, die Mitglieder der 
Geichäftsleitung und die leitenden Beamten der Bankanftalten und der Ge— 
ihäftsabtheilungen des entraldienftes. Seiner Genehmigung ift die 
definitive Anjtellung von Beamten und fonjtigen mit Fahresgehalt auf: 
genommenen Bedienjteten vorbehalten ($. 22). ° 

Der Generalrath beſtimmt, in welchen Fällen und in welcher Form 
die Unterichrift der Gejchäftsleitung in Wien (Artikel 46) und der firmirenden 
Bankanftalten und Gejchäftsabtheilungen eine Verpflichtung für die öfter- 
reichijch-ungariiche Bank begründet, und macht dieß durch öffentlichen An— 
ihlag in den betreffenden Amtslocalitäten befannt. 

Der Generalrath erjtattet zwei Ternavorjchläge zur Bejeßung der 
beiden Bicegouverneurspoften auf Grund deren die beiden Finanzminijter 
je einen fir Wien und Peit dem Kaifer zur Ernennung vorjchlagen. 
Beide BVicegouverneure beziehen ein jährliche® Functionspauſchale. Die 
Mitglieder des Generalrathes verjehen ihr Amt unentgeltlih; ihr Amt 
dauert vier Jahre; jeder Generalrat muß auf die Zeit feiner Amtsdauer 
25 Stüd Banfactien bei der Banf hinterlegen. Der Generalrath hält in 
der Regel zwei Situngen monatlih; in allen jeinen Sigungen präfidirt 
der Gouverneur. Die Directionen in Wien und Budapejt bejtehen aus 
Directoren, welche ihre Aemter unentgeltlich verjehen und während ihrer 
Amtsführung je 20 Banfactien in der Banf hinterlegen müfjen. Die beiden 
Bicegouverneure find Vorfigende der Directionen in Wien und Budapeft. 
Den Directionen werden Bankbeamte ald Referenten zugetheilt. 

Die Oberleitung jämmtlicher Gejchäftszweige führt der Generaljecretär 
unter Aufficht des Generalrathes nach der zu erlafjenden Inſtruction. 

Der Generalfecretär iſt das Organ, durch welches der Generalrath 
alle feine Beihlüfje in Ausführung bringen läßt, und welches zunächſt über 
die gehörige Vollziehung derjelben zu wachen hat. Er erläßt unmittelbar 
oder im Wege der Gejchäftsleitung auf Grund der vom Generalrathe ge- 
nehmigten Inſtructionen alle dießfalld erforderlichen Weijungen und Er- 
läuterungen an die Bankanftalten und fonjtigen Organe der Banf und übt 
im Sinne der von dem Generalrathe zu erlaffenden Dienftesordnung die 
Disciplinargewalt über die Beamten und fonjtigen Bedienfteten der Banf 
aus. Der Generalfecretär nimmt an allen Berathungen des Generalrathes, 
wie des Erecutivcomites desfelben, jedoch nur mit berathender Stimme, 
theil. Es Liegt in feiner Pflicht, dem Generalrathe dienftförderlihe An— 
träge zu erjtatten; auch ift defien Meinungsäußerung in den Protofollen 
und Acten erfichtlich zu machen ($. 46). 

Die Rechnungen der Bank werden durd, aus der Generalverjamm: 
[ung gewählte Reviforen geprüft (8. 50). 

Gumplomwicz, Das öſterr. Staatsrecht. 32 


$. 159. 
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Die beiderſeitigen Regierungen ernennen je einen Regierungscommiſſär 
zur Beaufſichtigung des ſtatutenmäßigen Gebahrens der Bank ($. 51). 
Dieſe Commiſſäre ſind berechtigt, allen Sitzungen der Generalverſammlung, 
des Generalraths und der Directionen beizumohnen ($. 52). 

Die Einſprachen der Regierungscommiffäre gegen gefaßte Beichlüfie 
haben aufhaltende Wirkung; betrifft die Angelegenheit eine zwiſchen der 
Bank und Regierung ftreitige Sache und fommt feine Verjtändigung zu 
Stande, jo entjcheidet darüber ein Schiedsgericht in Wien aus fieben Mit 
gliedern, wovon je 3 aus den oberjten Gerichtshöfen in Wien und Budapeſt 
von den betreffenden Gerichtöpräfidenten für jedes Jahr bejtimmt werden. 


Der Gefchäftskreis der Ban. 


Was die Geld:Gejchäfte mit dem Staate anbelangt, jo fann die Bant 
Wechſel, welche von der öfterreichijchen oder von der ungariſchen Finanz 
verwaltung eingereicht werden, jtatutenmäßig edcomptiren. Doch ijt hiezu 
ein Sitzungsbeſchluß des Generalrathes nöthig. Die Banf fann ferner 
commiſſionsweiſe Gejchäfte für Rechnung der Staatöverwaltung beforgen. 
Das aus der commiffionsweijen Beforgung folder Gejchäfte fich ergebende 
Guthaben ift während des Monate nach Vereinbarung, das am Schluſſe 
eine jeden Monates verbleibende Guthaben aber ſpäteſtens bis zum 7. 
des nächſtfolgenden Monates gegenfeitig baar zu begleichen. 

Außerdem fann die Bank andere ftatutenmäßige Gejchäfte mit der 
öfterreichifchen oder der ungarischen Finanzverwaltung nur injoweit ein: 
gehen, als hiemit eine Darlehens- oder Ereditgewährung ſeitens der Bant 
nicht verbunden ift (8. 55). 

Am übrigen Gefchäftskreife fan die Bank Wechſel, Effecten un) 
Coupons escomptiren und weiter begeben; Darlehen gegen Handpfand er: 
theilen; Depofiten zur Verwahrung, beziehungsweije zur Verwaltung über: 
nehmen; Gelder gegen Berbriefung, dann Gelder, Wechjel und Effecten mit 
furzer Verfallszeit in laufende Rechnung (Girogeichäft) übernehmen; An: 
weifungen auf ihre eigenen Cafjen ausjtellen; commifjionsmweife Gejchäfte 
bejorgen; für Effecten, welche bei der Bank belehnbar find, und für deren 
Coupons nah Fälligkeit Anszahlung leiften; Gold und Silber, gemünzt 
und ungemünzt, dann Wechjel auf auswärtige Pläge anfchaffen und ver: 
faufen; nad) den Statuten ihrer HHypothefarcreditsabtheilung Hypothelar: 
darlehen in Pfandbriefen gewähren; ihre eigenen Pfandbriefe anfaufen und 
veräußern. 

Das Gejhäftsjahr der Bank beginnt am 1. Jänner und endet mit 
31. December ($. 56). 

Die Bank unterliegt keinerlei gejeglichen Zinsbeſchränkungen ($. 58). 
Sie ift berechtigt, gezogene und eigene Wechjel zu edcomptiren, welche au’ 
öfterreihifche Währung lauten und längitens binnen drei Monaten inner: 
halb der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie zahlbar jind. 

Die zu escomptirenden Wechjel müfjen der Regel nach mit der Unter: 
ſchrift von drei, jedenfalls aber mit der Unterfchrift von zwei ala zahlung?: 


—— 


fähig bekannten Verpflichteten verſehen ſein. Die Geringfügigkeit der Wechſel— 
ſumme iſt kein Ausſchließungsgrund. 

Die Bank iſt zwar nicht verpflichtet, eine Urſache der verweigerten 
Escomptirung anzugeben, doch hat fie die Plicht, bei der Prüfung der zum 
Escompte angebotenen Wechſel einen gleihmäßigen und unparteiifchen Vor: 
gang zu beobachten. Dieſe Prüfung erfolgt in der Regel durch ein Cenſur— 
comite, doch kann in befonderen Fällen der Generalrath beftimmen, daf 
Wechſel ohne folche vorhergehende Prüfung escomptirt werden; jolche Wechjel 
find nachträglich dem Cenfurcomit& vorzulegen. Die Cenforen werden von 
den Directionen nad) ($$. 61, 62) Einvernehmen der Handeläfammern aus 
den Kreifen der Gefchäftsleute auf die Dauer von drei Jahren ernannt; 
ihr Amt ift ein Ehrenamt ($. 64). 

Die Darlehen gegen Handpfand darf die Bank auf nicht länger als 
drei Monate ertheilen; als Handpfand können dienen Gold und Silber, Werth: 
papiere die an öſterreichiſchen Börfen notirt werden und escomptfähige 
Wechſel mit einer Verallszeit von höchſtens ſechs Monaten ($. 65). Er: 
leidet das Handpfand einen Werthverluft und Leiftet der Schuldner feinen 
Zuſchuß, fo ift die Bank berechtigt, nod vor dem Fälligfeitätermin das 
Handpfand börfenmäßig zu veräußern. Sollte der aus dem Verkaufe des 
Pfandes erzielte Betrag nicht hinreichen, die Forderungen der Banf zu be: 
deden, jo bleibt ihr der Negreß gegen den Schuldner vorbehalten ($. 67). 

Wird zur Verfallszeit das Darlehen nicht zurüdbezahlt, jo ift die 
Bank berechtigt, ohne irgend eine Rückſprache mit dem Darlehensschuldner 
und ohne gerichtliche8 Einjchreiten das Pfand zu ihrer Schadloshaltung 
entweder ganz oder theilweile zu veräußern und nach voller Bededung ihrer 
ganzen Forderung mit dem erübrigten Ueberichuffe jo zu verfahren, wie 
im Falle der Werthverminderung. 

Die Bank ijt jedoch zu dieſem Verkanfe nicht verpflichtet, und wenn 
fie nad) Fälligkeit des Darlehens nicht dazu fchreitet, tritt für ihre Forderung 
an Capital, Binfen, etwaigen Gebühren und Koften feine Verjährung 
ein (8. 68). 

Am Depofitengejchäfte iſt die Banf berechtigt, nach den vom 
Generalrathe feitzufegenden Beſtimmungen baares Geld, Werthpapiere und 
Urkunden zur Aufbewahrung, dann Werthpapiere zur Verwaltung zu 
übernehinen. Auf Anſuchen der Betheiligten und mit Bewilligung des 
competenten Gerichtes können Werthpapiere, welche nach den allgemeinen 
gejeglichen Beftimmungen bei Behörden oder Gerichtödepofitenämtern zu er: 
legen wären, bei der öſterreichiſch-ungariſchen Bank zur Aufbewahrung oder 
Berwaltung unter den von dem Gerichte zu bejtimmenden Cautelen und 
unter den für diefe Geichäftäzweige von der Bank feitgeiegten Bedingungen 
hinterlegt werden ($. 71). 

Die von der Bank ausgeftellten Depofitenjcheine über bei ihr erlegte 
Werthichaften und Urkunden können übertragen werden. Die Eejjion 
muß mit der gerichtlich oder notariell beglaubigten Unterjchrift des Depo: 
nenten verjehen fein und der Banf angezeigt werden. 

Wird bei der Bank ein Depofitum für Rechnung eines Dritten er: 

32* 
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legt, jo kann darüber nicht der Erleger, wohl aber der Eigenthümer ver- 
fügen ($. 74). 

Die Bank fann auch baares Geld in Noten oder Münze ohne Ber: 
zinfung als Depöt übernehmen ($. 75). 

Im Girogefhäft übernimmt die Bank Gelder, Wechſel oder Effecten 
in laufende Rechnung, mit oder ohne Verzinfung; die Bank fann die Er- 
Öffnung eines Girofoliums ohne Angabe von Gründen verweigern. Die 
Foliumsbefiger können über ihre Guthaben mitteljt Anmweifungeu (Cheds 
verfügen ($. 76). 

Im Unmweifungsgejchäfte werden bei den dazu bejtimmten Caſſen 
der Banf Gelder zur Auszahlung bei der Cafje der Bank an einem anderen 
Plage übernommen, und hingegen a vista oder nach einer fejtgejegten Zeit 
zahlbare Anmweifungen erfolgt. Diefe Anweifungen können auf Namen 
oder Ordre lauten. Die Bank haftet nicht für die Echtheit des Giro oder 
des Acquit. Auf eine beitimmte Zeit nah Sicht Tautende Anweifungen 
find der Eafje der Bank am Zahlungsorte vorzuweifen, um auf denfelben 
der Zahlungstag vormerken zu laſſen. 

Im Commiſſionsgeſchäfte endlich ift die Bank berechtigt, com: 
miffionsweife Incaffi zu beforgen, für fremde Rechnung Effecten oder Edel: 
metalle zu faufen und zu verlaufen ($. 81). 


Das Banknotengeſchäft. 


Die Dejterreichifch » ungarische Bank ift während der Dauer ihre 
Privilegiums im ganzen Umfange der öfterreichifch- ungarischen Monardjie 
ausschließlich berechtigt, innerhalb der ftatutenmäßig beftimmten Grenzen 
Anweiſungen auf fich jelbit, die unverzinglich und dem Weberbringer auf 
Verlangen zahlbar find, anzufertigen und auszugeben. 

Diefe Unweifungen der Dejterreihiich-ungariihen Bank (Banknoten) 
dürfen auf feinen niedereren Betrag als zehn Gulden lauten. Sie find 
auf der einen Seite mit deutſchem und auf der anderen Seite mit gleid- 
lautendem ungarischen Terte verjehen. Sie tragen die ftatutenmähige 
Firmazeichnung der Bank ($. 82). 

Dieſe Noten ift die Bank verpflichtet, bei ihren Hauptanftalten in 
Wien und Budapeft auf Verlangen fofort gegen gejegliche Münze öfter: 
reichiicher Währung einzulöfen. Die Nichterfüllung diefer Einlöfungspflict 
hat — außer dem Falle gejeglicher Verfügung der Nichteinlöfung — den 
Berlujt des Privilegiums zur Folge. So weit e3 ihre Barbeftände er: 
fauben, ift die Bank zur Einlöfung ihrer Banknoten auch bei ihren Filialen 
verpflichtet (8. 83). 

Es iſt Pflicht des Generalvathes, für ein ſolches Verhältniß des 
Metallihages der Bant zum Banfnotenumlauf Sorge zu tragen, welches 
geeignet iſt, die vollitändige Erfüllung der obigen Einlöfungspflicht der 
Bank zu ſichern. Es muß jedoch der Banfnotenumlauf mindejtens zu ?/, 
dur Silber oder Gold gemünzt oder in Barren, der Reſt des Noten: 
umlaufs zuzüglich der fofort zur Rüdzahlung fälligen Berbindlichkeiten der 
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Bank, bantmäßig bededt fein. Als jolhe bankmäßige Bedeckung wird er: 
Härt: a) jtatutenmäßig escomptirte Wechjel und Effecten; b) ftatutenmäßig 
beliehene Edelmetalle, Effecten und Wechjel; c) eingelöfte Wechfel und Cou— 
pon3 und d) Wechjel auf auswärtige Pläpe. 

Wenn der Betrag de3 Notenumlaufes den Baarvorrath der Banf um „ 
mehr als 200 Millionen Gulden überfteigt, jo hat die Banf von den 
Ueberſchüſſen eine Steuer von 5°/, an die beiden Staatsverwaltungen und 
zwar fo zu entrichten, daß fie von dieſer Steuer 70°/, an die öfterreichifche 
und 30°/, an die ungarische Staatöverwaltung zahlt ($. 84). 

Zum Zwecke der Feſtſtellung diefer Steuer ift die Bank verpflichtet, 
allmöchentlih (am 7., 15., 23. und leßten jedes Monats) die Höhe ihres 
Baarbeitandes und des Notenumlaufes zu conjtatiren und den beiden 
Staatöverwaltungen einzureichen. -— Als im Umlauf befindlich find die 
von der Bank ausgegebenen und nicht an ihre Caſſen zurüdgelangten Noten 
anzufehen. Doc find die einberufenen und ſechs Jahre nad der Ein- 
berufung nicht zurücgefehrten Noten ald nicht mehr im Umlauf befindlich 
zu betrachten und abzufchreiben ($. 85). Die Noten der öfterreichifchen 
Bank follen „die ausschließliche Begünstigung“ genießen, daß fie bei allen 
in öfterreichifcher Währung zu leiftenden Zahlungen, die nicht in Folge be- 
fonderer gefeglicher Beitimmungen (wie z. B. Zollzahlung in Gold) oder 
vertragsmäßig in Eingender Münze zu leiften find, in ganz Deiterreich- 
Ungarn von jedermann und von den öffentlichen Caſſen zu ihrem vollen 
Nennwerthe angenommen werden müſſen ($. 86). Dieje Beſtimmung er- 
feidet nur eine zeitweilige Beichränfung infoferne, daß derzeit auch die 
Staatönoten einen Zwangscurs genießen.’"*) 


Vorzugsrechte der Bank. 


Die allgemeinen Geſetze über Actiengefellichaften finden auf die Oeſter— $ 161. 
reihifch-ungarifhe Bank nur infoferne Anwendung, intieferne fie mit dem 
Statut der Bank nit in Widerſpruch ftehen; die Beitimmungen über 
Firma-Protofollirung finden auf die Bank feine Anwendung (8.91). Das 
Vermögen und die Einkünfte der Bank find fteuerfrei ($. 92); ihre Bücher 
und Vormerkungen ftempel- und gebührenfrei ($. 93). Die Verfälfchung 
ihrer Noten, Actien, Schuldverjchreibungen und Pfandbriefe wird als Ver— 
fälfchung öffentlicher Urkunden bejtraft ($. 94). Klagen gegen die Bant 
aus Handelsgeſchäften fünnen nur beim Handelögerichte in Wien, beziehungs— 
weife in Budapeft angebracht werden; Klagen in anderen Angelegenheiten 
nur beim Landeögerihte in Wien (3. 95). Ihren Geſchäftsbüchern und 
den Auszügen aus denfelben fommt die Beweisfraft öffentlicher Urfunden 
zu ($. 96). 

Die Bank ertheilt über die von ihr ausgegebenen Actien und Pfand— 


ss) Auf Grund 8. 5 alinea 1 und 2 des Gef. v. 24. December 1867 (RGB. 
Nr. 3 ex 1868) und ung. Gef. Art. XV: 1867. \ 
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briefe und über bei ihr liegende Gelder und Effecten nur deren Eigen: 
thümern Ausfünfte. 

Auch ijt die Bank nicht verpflichtet, über die von ihr gewährten Ere: 
dite Auskünfte zu ertheilen. Die Berechtigung der Gerichte, Auskünfte 
zu fordern, wird hierdurch nicht berührt ($. 98). 

Die Amortifirung der von der Defterreichiich-ungariichen Bank aus: 
gegebenen Actien und Pfandbriefe und der dazu gehörigen Dividenden, be: 
ziehungsmweife Zinjencoupons, muß bei dem k. k. Landesgerichte in Wien 
nachgejucht werden. 

Bei Umortifirung von Anweiſungen ift nad) den am Bahlungsorte 
derjelben für die Amortifirung von Wechjeln giltigen Vorfchriften zu ver- 
fahren. 

Zur Umortifirung aller übrigen von der Defterreichifch = ungarifchen 
Bank oder einer ihrer Anftalten an einem öfterreichifchen Platze ausgeitellten 
Urkunden ift ausjchließend das k. f. Landesgericht in Wien, zur Amorti— 
firung der von ihren Anjtalten in den Ländern der ungarifchen Krone aus: 
gejtellten Urkunden ausschließend das königliche Handels: und Wechfelgericht 
in Budapeft berufen. Die genannten Gerichte verfahren hiebei nach den in 
dem betreffenden Theile der öjterreichisch = ungariichen Monarchie für die 
AUmortifirung von Staatöpapieren bejtehenden Vorſchriften. Bor Einleitung 
des Amortifirungsverfahrens und vor Erlafjung des Amortifirungserfennt: 
nifjes haben die genannten Gerichte die Aeußerung der Defterreichtid: 
ungarischen Banf über die Richtigkeit der von dem Amortifirungswerber 
angeführten Merkmale der zu amortijirenden Urkunden, beziehungsweile 
über deren Ausjtand einzuholen ($. 99). 

Die Oeſterreichiſch- ungariſche Banf hat ein unbedingtes Vorzugsrecht 
zur Befriedigung ihrer eigenen Anſprüche auf die in ihrem Befite befind 
lichen Gelder, Wechjel und jonftigen Werthpapiere. 

Dieſes Vorzugsrecht fommt der Oeſterreichiſch-ungariſchen Bank nidt 
nur auf jene Gelder, Wechſel und Werthpapiere, welche ihr zur Sicher— 
ſtellung für ihre Forderungen übergeben worden ſind, ſondern ohne Unter— 
ſchied auf alles bewegliche Vermögen ihres Schuldners zu, in deſſen Inne— 
habung ſie wann immer und zu welchem Zwecke auch immer gelangt iſt. 


Bilanz. 

Die Bank muß mit dem 31. December jedes Jahres ihre Jahresbilanz 
abjchließen. Bon den Koften der Verwaltung dürfen dabei nur die Ser: 
jtellungstoften neuer Banknoten auf mehrere Jahre vertheilt werben ($. 101). 
Bon dem Reinerträgnifje der Gejchäfte gebühren den Actionären zunächſt 
5%, des eingezahlten Wctiencapitald. Bon dem eventuell verbleibenden 
Ueberihuß werden 8°/, dem Nefervefonde, 2°/, dem Benfionsfonde hinter: 
legt, der Reſt zur Ergänzung der Actiendividende bis auf 7°/, verwendet. 
Was dann noch übrig bleibt, wird in gleichen Hälften zwiſchen die Actio— 
näre einerfeit® und das öjterreichiich-ungarifche Reich vertheilt. Bon dem 
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auf das Geſammtreich entfallenden Betrag erhält Oeſterreich 70 und Un— 
garn 30°; ,. 

Die Actionäre erhalten ihr Erträgniß in zwei Raten; nah Schluß 
des eriten Halbjahres erhalten fie eine à conto Zahlung von 21/,0/, auf 
jede Actie; den Reft, der dann auf fie entfällt, nach der fpätejtens im 
Februar des darauffolgenden Jahres ftattfindenden Generalverfammlung 
(8. 102). Der Rejervefond iſt noch vor Ergänzung der 5°/, ordentlicher 
Dividende zur Dedung von Verluften oder Abichreibungen beitimmt ($. 102). 

Erreicht der Reſervefond einmal die Höhe von 20°/, des Xctien- 
capital3, jo werden ihm feinerlei Zuflüffe mehr aus den Erträgniffen der 
Banf zugewendet. In diefem Falle kann der Generalrath die oben er- 
wähnten Beiträge zum Benjionsfond bis auf das Doppelte des vorgejchrie: 
benen Betrages erhöhen. Der Generalrath bejtimmt die Art und Weife 
der fruchtbringenden Anlegung des Rejervefonds und des Penfionsfonds. 
Erjterer darf jedoch nicht in Actien der Bank angelegt werden ($. 103). 

Die Bank ift zu allwöchentlichen Beröffentlihungen des Standes 
ihrer Uctiven und zu jährlichen ihrer Bilanz verpflichtet. Die letztere 
bat die vorgefchriebenen Rubriken: eingezahltes Uctiencapital, Refervefond, 
Banknotenumlauf, Verbindlichkeiten, Pfandbriefumlauf und fonftige Baffiva ; 
von den Activen insbejondere Metallbededung, Wechjelportefeuille, Lombard, 
Effectenbejtand, Hypothefen zu enthalten ($. 104). 

Drei Jahre vor Ablauf des am 31. December 1897 erlöfchenden 
Privilegiums hat die Generalverfammlung in Berathung zu ziehen und zu 
befchließen, ob die Erneuerung des Privifegiums anzujuchen iſt. 

Wenn die Gejelichaft aufgelöft wird, jo hat der Generalrath die lau: 
tenden Gejchäfte zu beenden, die Forderungen einzuziehen, da3 gejammte 
bewegliche und unbeweglicdhe Vermögen der Banf unter Beobachtung der 
Statuten zu veriwerthen und jämmtliche Berbindlichkeiten zu erfüllen. 

Bur Beendigung ſchwebender Geſchäfte fünnen auch neue Gejchäfte 
eingegangen werden. 

Der nah Erfüllung aller Berbindlichfeiten erübrigte Betrag wird 
unter die Gejellihaftsglieder nah Berhältniß der Xctien 
vertheilt. 

Unter Aufrechthaltung des zur Sicherftellung der Pfandbriefe zu be- 
ſtellenden Fondes auf der in Artikel 6 bejtimmten Höhe fünnen im Zuge 
der Liquidation aus dem nach ausreichender Bedeckung der fonjtigen noch 
ihwebenden Verbindlichfeiten verfügbaren Vermögen der Bank auch Theil: 
rüdzahlungen auf die Actien geleiftet werden. 

Mit dem Erlöſchen des PBrivilegiums der Bank, jowie mit der durd) 
die gejeßgebende Gewalt beider Theile der Monarchie genehmigten Auf: 
löfung der Gejellichaft vor dem Erlöſchen des Privilegiumd treten die 
Privilegialrechte der Bank in Bezug auf die Anfertigung und Ausgabe von 
Banknoten, und die Bejtimmungen über die Antheilnahme der beiderjeitigen 
Regierungen an dem Reinerträgnifje der Gejelichaft außer Kraft. Die 
Befugnifje der Directionen gehen auf den Generalrath über, mit Ausnahme 
des Vorichlagdrechtes für die Wahl von je zwei Generalräthen, nach deſſen 
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Wegfall alle Wahlen für den Generalrath unmittelbar aus den Mit 
gliedern der Generalverfammlung gejchehen. 

Alle der Oeſterreichiſch- ungariſchen Bank jtatutenmäßig eingeräumten 
befonderen Rechte bezüglich der Gejchäftsführung reichen bis zur voll 
ftändigen Durhführung ihrer Liquidation auch über die Dauer des Privi: 
legiums der Bank ($. 106). Ueber jene Streitigkeiten, welche anläßlich 
der Auflöfung der Gejellichaft zwiſchen den Mitgliedern derjelben oder in 
dem Berhältniffe der Defterreichiich = ungariichen Bank zu der f. k. öfter 
reichifchen oder zu der k. ungariihen Regierung entitehen, entjcheidet das 
oben erwähnte Schiedsgericht, gegen deſſen Ausſpruch auch in diefem Falle 
fein weiterer Rechtszug jtattfindet ($. 108). 


Das Patentrecht. 


AN und jede Privilegiums - Ertheilung auf gewerbliche Erzeugnifie 
wird begründet einerfeit3 als ein Schuß geiftigen Eigenthums, andererfeits 
als Erfinderlohn und dadurd mittelbar Förderung des Erfindungsgeiites 
als mächtigſten Hebels des Gewerbes und der Induſtrie. Dieje Begrün: 
dungen find mannigfachen Anfechtungen ausgejegt.?*) Man bejtreitet es, 
daß eine Erfindung ein geiftiges Eigenthum jei. Dieje Einwendung iit 
nicht ohne Berehtigung; denn unſere Ideen jind offenbar nicht unjer 
perfönliches Eigenthum. Keine dee entipringt vorausfegungslos im Ge: 
hirne des Einzelnen. Sie wurde angeregt durch Fdeen anderer Menſchen. 
Auch der genialfte Erfinder ift das Product feiner Umgebung, jeiner Zeit 
und einer vorhergehenden Entwidelung. Unſer Denken ijt nicht perfön- 
liches Eigentgum. Wir werden erzogen und unterrichtet; Vorgänger und 
Umgebung beeinflufjen unjere geiftige Entwidelung. Die aus jolchen Bor: 
ausfegungen entjpringenden Ideen können jehr wohl als Gemeingut in 
Anſpruch genommen werden und e3 fann bezweifelt werden, ob das Syſtem 
des PrivateigentHums an Sachen auf Fdeen und Erfindungen übertragen 
werden darf.?%, Wenigſtens haben die überaus conjequenten und logiſch 
denfenden römiſchen Juriſten eine jolche Uebertragung nicht gekannt. 

Auch die anderen Begründungen der Privilegiums-Ertheilung fünnen 


5) Vergl. v. Bojanowsli: Ueber die Entwidelung des deutjchen PBatent- 
wejens in der Zeit vom Jahre 1877—1889. Der Commijfionsbericht im deutichen 
NReihstag (April 1877) über ein zu erlajjendes Patentgejeg conjtatirt, daß vor 
nicht gar langer Zeit noch der Patentjchug als „ein ungerechtertigtes, den ge 
werblichen Fortſchritt hemmendes Monopol” angejehen wurde. Seit den 6er 
Jahren hatte ſich in Deutichland in volfswirthichaftlichen Kreiſen „über die Zwed— 
mäßigfeit, jelbjt über die Berechtigung des Patentwejens grundjäglicher Widerftreit 
herausgebildet.* Erjt in den 7Oer Jahren gelang es den Anſtrengungen de 
„deutichen Patentjchug-Bereins” einen theilweilen Umſchwung der Anfichten herbei- 
zuführen und jodann auch die deutfche Reichsregierung für den PBatentichug zu 
gewinnen; jo fam denn endlich das deutiche Patentgejeg vom 25. Mai 1877 zu 
Stande. 

Der von Bojanowski citirte Sag: „Das Erfundene ericheint als der 
vorzüglichite ſelbſterworbene Beſitz“ (Bojanowsfi S. 18) ijt nur jcheinbar richtig; 
einer tieferen jociologiischen Betrachtung hält er nicht Stand. Vergl. m. Sorior 
logie ©. 214 u. 215. 
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beftritten werden. Wenn dem Erfinder ein Lohn gebührt, jo kann derjelbe 
vom Staate auf andere Weije erjtattet werden, und muß nicht gerade 
mittelft der Ausfchließung der Gefammtheit von der Verwerthung der neuen 
Erfindung gefchehen. Wenn e3 dem Staate um Hebung und Förderung 
ded Gewerbes und der Induftrie zu thun it, follte er da fich nicht viel- 
mehr beeilen, all und jede neue Erfindung fo bald al3 möglich zum Gemein 
gut der Gejammtheit zu machen? Warum follte gerade darin Förderung 
der Induſtrie bejtehen, daß der Gejammtheit ſowohl, wie den Gewerbe: 
treibenden und Induſtriellen insbefondere, durch Jahrzehnte hindurch die 
BVerfertigung und Verwerthung nühlicher Gegenftände verboten wird? Oder 
ift es wirffich über allen Zweifel erhaben, daß Ausficht auf Patente und 
Privilegien die nüßlichen Erfindungen hervorruft? Iſt es nicht eine zu 
materialijtiijche Beurtheilung der Natur des menschlichen Geiftes, wenn man 
jolhen Lohnaugfichten einen Einfluß auf die intimjten Regungen menſch— 
lien Genies beimißt?°*?) 

AN dieſe Fragen find feineswegs in endgiltiger Weije entjchieden und 
gegen die Richtigkeit der hier erwähnten Begründungen der Privilegiums- 
ertheilungen fann auch aus dem Umjtande Verdacht gefchöpft werden, daß 
Regierungen zu Privilegiumsertheilungen an Erfinder und Induſtrielle 
ihon zu einer Zeit jich veranlaßt jahen, wo die obigen Begründungen noch 
nicht gebräuchlich waren. 


Entwicklung des Patentrechts. 


Man darf wohl behaupten, daß Ertheilungen von Privilegien ur- 
jprünglich weder auf rechtlichen noch auf volfswirthichaftlichen Erwägungen 
beruhten, jondern einfach von Herrichern als Gunftbezeugungen an einzelne 
bevorzugte Indujtrielle verliehen wurden, und daß in der folge dieje Gunſt— 
bezeugungen von den Regierungen zu fiscalijchen Zwecken verwerthet worden 
jind und das „Hoheitsrecht“ der Privilegien - Ertheilung als Quelle des 
Staatseinfommens behandelt wurde. 

Zu jenen Zeiten wird das große Publicum folche Privilegien gewiß 
al3 feine dur das Recht oder das Geſammtintereſſe geforderte Ver— 
waltungsmaaßregel angejehen haben, wofür al3 Beweis gelten fann, daß 
der engliihe Richterjtand ſchon unter den Tudors jich weigerte, ſolche vom 
König verliehene Privilegien ald rechtlich bejtehend anzuerkennen. Eine 
Ausnahme machten aber die Gerichte zu Gunften jener Perfonen, die auf 
von ihnen gemachte Erfindung ein Privilegium erhalten hatten. Dieſes 
jo entitandene Gewohnheitärecht erhob eine Barlamentsacte im Jahre 1623 
zum Geſetz. Darnad) war die Ertheilung von gewerbliden Privi- 
legien für die Zukunft unterfagt und nur an Erfinder fir die Dauer 
von 14 Jahren geftattet. 


7, In dem erwähnten deutjchen Reichstagscommiifionsbericht heißt es unter 
anderem: „Die Frage, ob der Patentihug für die Entwidelung des Gewerbefleißes 
wirklich von jo erheblicher Bedeutung it, wie es heutzutage vielfach angenommen 
wird, fann auf jich beruhen bleiben” u. j. w. 
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Auf Grundlage diefer Barlamentsacte entwidelte ſich in England da? 
Patentreht und erfuhr erji im Jahre 1852 auf Grund einer mehr als 
200 jährigen hiſtoriſchen Entwidelung feine gegenwärtig geltende geſetzliche 
Hormulirung. 

In Amerika ward der Patentſchutz 1787 durch die Verfaſſung grund- 
jäglich ausgeiproden und 1790 geregelt. Dabei wurde vor der Ber: 
leihung eines Patente eine Brüfung von amtswegen und ohne 
öffentliches Aufgebot vorgenommen, ob der Anmelder der wirklide 
Erfinder und ob feine Erfindung neu ift. 

Frankreich folgte dem Beifpiel Amerika und erließ 1791 ein Patent: 
geſetz. Doch verwarf das franzöfiiche Gejet jede Borprüfung; es ertheilte 
dem erſten Anmelder auf feine Gefahr ein Patent. Erfolgten dann An: 
fechtungen desjelben, jo gelangte die Angelegenheit zu richterliher Ent: 
ſcheidung. In Preußen blieb man biß zum Jahre 1815 bei den landes- 
fürftlihen Privilegien. Erjt eine Verordnung des preußiichen Finanz: 
miniſteriums vom Jahre 1815 ftellte allgemeine Grundfäge über Ertheilung 
von Patenten auf und zwar wurde das amerifanifche Syitem der Bor: 
prüfung angenommen, jedoch mit gleichzeitigem, öffentlichem Aus: 
gebot. Dem Beifpiel Preußens folgten nun andere deutſche Staaten und 
auch Dejterreich mit jeinem älteften Privilegiengefeß, das mit Patent vom 
8. December 1820 erlafjen mwurde.?*) Diejes Geſetz jedoch galt kaum 
12 Jahre; mit dem Patent vom 31. März 1832 wurde ein neues Patent: 
gejeß erlaffen, welches prafijcher und bequemer jchien, da es fich auf das 
reine Anmeldungssyitem beſchränkte. Auf demjelben Grundjage be: 
ruht aud das heute geltende Privilegiengejeg vom 15. Auguft 1852 
RGB. Nr. 184, welches fi ald „zum Schuße des Erfindungsgeiites“ 
erlafjen einführt. 


Das geltende Patentrecht. 


Auf Grund diefes Heute geltenden Gejeged vom 15. Augujt 1852 
RGB. Nr. 184 kann ein ausjchliekendes Privilegium in der Regel auf 
jede neue Entdedung, Erfindung oder Berbefferung ertheilt werben, 
welche a) ein neues Erzeugniß der Induſtrie, oder b) ein neues Erzeugungs: 
mittel, oder c) eine ‚neue Erzeugungsmethode zum Gegenjtande hat, da: 
Privilegium mag von einem öfterreihiichen Staatsangehörigen, oder von 
einem Ausländer angejucht werden. 

Das Gefeg erflärt als Entdeckung jede Auffindung einer zwar 
ſchon in früheren Zeiten ausgeübten, aber wieder ganz verloren gegangenen, 
ober überhaupt einer im Inlande unbekannten induftriellen Verfahrung:: 
weife; al3 eine Erfindung wird jede Darftellung eine3 neuen Gegen: 
ſtandes mit neuen Mitteln, oder eines neuen Gegenſtandes mit ſchon be 
fannten Mitteln, oder eines jchon befannten Gegenstandes mit anderen als 
den bisher für denfelben Gegenftand angewendeten Mitteln erflärt; als eine 





Ar. 1722 3.0.8. 
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Berbejjerung oder Veränderung wird jede Hinzufügung einer Vor: 
rihtung, Einrichtung oder Verfahrungsweije zu einem bereit3 befannten 
oder privilegirten Gegenjtande erklärt, durch welche in dem Zwecke des 
Gegenstandes, oder in der Urt feiner Erzeugung ein günftigerer Erfolg 
oder eine größere Defonomie erzielt werden joll. 

Als neu wird irgend eine Entdedung, Erfindung oder Verbefjerung 
erflärt, wenn fie bis zur Zeit des angejuchten Privilegiums im Inlande 
weder in der Ausübung fteht, noch durch ein veröffentlichtes Druckwerk be: 
fannt iſt (8. 1).°°9) 

Auf folhe Entdeckungen, Erfindungen oder Verbefjerungen, auch wenn 
fie neu find, wird jedoch nicht unbedingt ein Privilegium ertheilt; das 
Gejeg fügt mehrere Beichränfungen hinzu, die auf feinem einheitlichen 
Prinzip beruhen. So z. B. wird auf Bereitung von Nahrungsmitteln, Ge- 
tränken, Urzeneien, fein PBrivilegium ertheilt, was unverjtändlich ift, denn 
e3 gäbe wohl keinen größeren Wohlthäter der Menjchheit und niemand ver- 
diente eine größere Belohnung als derjenige, der ein billiges und gefundes 
Nahrungsmittel erfände oder entdedte; dagegen ijt es volltommen begründet, 
daß auf ausländiiche Erfindungen, die im Ausland nicht patentirt find, 
aud in Dejterreich Fein Patent ertheilt wird und ebenjo felbitverftändlich, 
daß unfittliche, gefährliche, der Gejundheit nachtheilige Erfindungen nicht 
privilegirt werden (88. 2, 3). 

Die Verleihung erfolgt nach dem reinen Anmeldefyjtem ohne jede 
Vorprüfung?”"); es bedarf nur des Unfuchens, der Entrihtung der 
Tare und der genauen Bejchreibung der neuen Erfindung ($. 7). 

Die Zeitdauer, auf welche das Privilegium ertheilt wird, kann 15 Jahre 
nicht überjchreiten; nur auf Grund einer faiferlihen Bewilligung fann ein 
Privilegium auf längere Beit verliehen werden ($. 9). 

Jedes vorfchriftsmäßig in Defterreich ertheilte Privilegium gilt auch 
für Ungarn.*”') 

Wer ein En auf Fürzere Zeit als 15 Jahre erworben Hat 





3), Während das öfterreichifche Gejeg auf das „Neue“ Nachdrud legt, jede 
Entdecung, Erfindung und Berbejlerung, wenn fie neu ift jchon deswegen allein 
zu patentiren bereit if: verlangt das deutjche Reichspatent⸗Geſetz vom Jahre 1877 
außer der Neuheit noch die — Verwerthbarkeit.“ „Patente werden 
ertheilt (heißt es im deutſchen Geſetz v. 25. Mai 1877) für neue Erfindungen, 
welche eine gewerbliche Verwerthung gejtatten.“ Auf Grund dieſer Beitimmung 
bejigt die deutſche Patentbehörde eine Art Jurisdiction und fie weilt auch einen 
großen Procentjag von WBatentgejuhen ab mit der Begründung, daß jie Die 
„gewerbliche Berwerthbarkeit” der neuen Erfindung nicht einfieht. 

0, Die Behörde hat fich auf die Prüfung des Privilegiums-Gejuches zu 
bejhränfen, ob es vorſchriftsmäßig abgefaßt ift. Eine weitläufigere VBorprüfung, 
ob die Erfindung wirklich neu it, findet nicht jtatt; e3 genügt, wenn diejelbe der 
Behörde bisher nicht befannt war. Dagegen verlangt das deutiche Geſetz nicht 
uur eine ein ehende Vorprüfung über die Neuheit der Erfindung, jondern auch 
darüber, ob die neue Erfindung auch zur Patentirung ſich eigne. Die Be- 
hörde hat daher in Deutjchland 7 nur die Neuheit, jondern audy die Batent- 
würdigteit der Erfindung zu prüfen 

25) Art. XVI des Geſ. v. 27. uni 1878 RGB. Nr. 62. 
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(was der geringeren Tare wegen gejchieht), kann beim Ablauf der Privi- 
legiumsdauer deren Verlängerung innerhalb der 15 Jahre erhalten ($. 27). 
Das Privilegium erlifcht vorzeitig durch eine Nullitätserflärung, wenn 
e3 ſich hintendrein zeigt, daß die gejeßlichen Erforderniffe, deren Vorhanden— 
fein angenommen wurde, nicht vorhanden waren (8.29). Die Privilegien 
werden in einem beim Handel3minifterium befindlichen Regijter eingetragen 
($. 31), deſſen Einfichtnahme jedermann freifteht ($. 32). Nach Ablauf 
der Privilegiumsdauer wird die Beichreibung der privilegirt geweſenen Er: 
findungen, Entdedungen oder Verbeſſerungen durch den Druck veröffent: 
licht ($. 34). 

Jedes Privilegium kann als wirthichaftliches Gut entgeltlich oder un- 
entgeltlich übertragen werden (Ubjchn. VI); jede Beeinträchtigung des 
Privilegiumsinhaber8 (Privilegiumeingriff) wird als Verlegung fremden 
Eigentums rejp. Beihädigung des Eigenthümers behandelt und beitrait 
(Abſchn. VII). 


Mufterfchugrecht. 

Nach denjelben Grundfägen wie die Privilegiumsertheilung auf ge: 
werbliche Erfindungen, ift der Schuß der gewerblichen Mufter und Modelle 
durch das Gejeh vom 7. Decembes 1858 RGB. Nr. 237 geregelt. Während 
aber das WPrivilegiumsgeje ald Begründung feiner Bejtimmungen den 
Wunfc des Gejeßgebers angiebt, „dem Erfindungsgeijte den erforder: 
fihen Schuß angedeihen zu laffen“: betont das Mufterfchußgeieg in der 
Einleitung die Abficht „der inländifhen Induſtrie einen angemefjenen 
Schuß für die bei ihren Erzeugniffen in Unmwendung fommenden neuen 
Mufter und Modelle zu gewähren und dadurdh ihre Entwidelung zu 
fördern“. 

Als Mufter oder Modell wird jedes auf die Form eines Anduftrie: 
erzeugniffes bezügliche zur Uebertragung auf ein ſolches geeignete Vorbild 
erklärt, und was das Geſetz über Mufter bejtimmt, will e8 auch von Modellen 
veritanden wiffen ($. 1). 

Der Inhalt des einem neuen Muſter oder Modelle verliehenen Schutzes 
bejteht darin, daß niemand anderer als nur der urjprüngliche Verfertiger 
desjelben für die gejeglich feitgefegte Zeit von höchſtens drei Jahren be: 
rechtigt ift „dasſelbe auf Anduftrieerzeugniffe anzuwenden“ ($$. 2—4). 

Der Vorgang bei der Erwirfung iſt analog dem bei der Privilegiums- 
erwerbung. Der Bewerber um „das ausschließende Recht der Benützung 
eines Muſters“ hat dasjelbe behördlich zu hinterlegen und die vorgejchriebene 
Gebühr zu bezahlen. Dabei wird von der Behörde weder die Neuheit 
noch die Legitimation des Bewerbers geprüft. Die Handelskammer, die in 
diefen Angelegenheiten die competente Behörde ift, fann ein ordnungsmäßig 
überreichtes Geſuch nicht abweiſen. Sie muß nad) dem Geſetze amtshandeln, 
ein Hinterlegungsprotofoll aufnehmen und das offen oder verfiegelt über: 
reichte Muster in Aufbewahrung nehmen. Die offenen Mujter find all: 
jogleich zu jedermanns Cinficht bereit zu halten; die verjiegelten Mujter 
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bleiben ein Jahr verfiegel, — werden dann eröffnet und ebenfall3 zu 
jedermanns Einjicht frei gelafjen. 

Das ausjchließende Recht erliſcht entweder durch die Nichtbenützung 
jeitend de3 Berechtigten in Dejterreidh während eine? Jahres oder durd) 
bintendrein fich herausitellende Nullität, analog wie bei den Privilegien 
(88. 10 und 11). 


Markenſchutzrecht. 


Wenn auch der Markenſchutz als ein Theil des Privilegium- und 
PBatentrecht3 behandelt wird: jo handelt e3 fich doch bei demfelben um etwas 
wejentlich ganz Verjchiedened. Der Markenſchutz, d. i. der Schuß der ge- 
werblihen Marfe vor Nahahmung, kann auf eine viel unanfechtbarere 
Weiſe begründet werden als die obigen Privilegienertheilungen. Denn 
beim Markenſchutz handelt es ſich weder um den Schub eines geiftigen 
Eigentums, noch um einen Erfinderlohn und auch nur jehr mittelbar um 
Förderung des Gewerbefleißes: fondern einfach in erſter Reihe um Schuß 
des Publicumsd vor Frreführung. Allerdings kommt diefer Schuß des 
Publicums in feinen Folgen demjenigen Gemwerbetreibenden zu Gute, defjen 
Marke vor Nahahmung gefhügt wird, weil es ihm fo möglich gemacht 
wird, aus dem guten Ruf, den fich fein Yabrifat erworben hat, den ent- 
iprechenden Nuten zu ziehen. Dem Markenſchutz fann aber feine jener 
Einwendungen entgegengejeßt werden, wie den Brivilegiumseriheilungen, weil 
der Markenſchutz thatfächlich Feinerlei Privilegium enthält. Es fteht ja 
jedem frei, die mit einer Schugmarfe verfehenen Waaren und Artifel zu 
verfertigen, ja fogar in bejjerer Qualität zu verfertigen und dadurch die 
geſchützte Marke eventuell werthlos zu machen. Durch das Verbot der 
Nachahmung einer Gewerbsmarke wird niemandem ein rechtmäßiger Erwerb 
entzogen oder vorenthalten. 

Die Zuerfennung eines Patentes kann füglich als eine ſtaatliche Be— 
günftigung der Erfinder aufgefaßt werden: der Schuß feiner Marfe ge: 
bührt jedem Gewerbetreibenden und Snduftriellen als fein gutes Recht. 
Man fann fich eine ftaatliche Rechtsordnung ohne Patentrecht denken: der 
Markenſchutz dagegen ift nur eine ftrenge Confequenz jeder ftaatlichen Rechts: 
ordnung. 

Daher bietet auch die Durchführung des Markenſchutzes viel weniger 
Schwierigkeiten als der Patentſchutz und giebt auch zu feinen ſolchen ftrei- 
tigen Auffaffungen Anlaß wie diejer. 

Aus dem Wefen und dem Zweck des Markenſchutzes ergiebt fich ferner 
auch der Unterjchied zwiſchen demjelben einerjeit3 und dem Patent und 
Mufterihug andererfeit3, daß während leßterer nur durch eine gejeglich be- 
ftimmte furze Zeitdauer gewährt wird, die Zeitdauer des Markenſchutzes 
weder gejeßlich bejtimmt, noch überhaupt auf eine bejtimmte Zeit be- 
ſchränkt wird, jondern jo lange dauert, jo fange die betreffende Unter: 
nehmung bdenjelben in Anſpruch nimmt. E3 kann alfo der Markenſchutz 
unter den gejeßlichen Bedingungen über Generationen hinaus verlängert werden. 





$. 167. 
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Das ältere Markenſchutzrecht. 


Das erite öjterreichifche Markenichußgejeg war das vom 7. December 
1858. Man behandelte damals die Sache offenbar ſehr bagatellmäßig, wa: 
bei dem geringen damaligen Umfange der öjterreichiichen Induſtrie übrigen! 
begreiflich ift. Dieſe Geringihägung der ganzen Sache zeigte fich darin, 
daß der Markenſchutz gegen eine einmalige Gebühr, ohne jede fpätere Er: 
neuerung, ein für allemal gewährt wurde; noch deutlicher aber verräth ſich 
diefe Geringſchätzung darin, daß in einer Zeit der jtrammften Eentralifation 
in Dejterreich gerade der Markenſchutz höchſt autonomiftifh, ja ſogar voll: 
fommen föbderalijtiih behandelt wurde, indem die Sache nicht nur jedem 
einzelnen Lande, ſondern jedem einzelnen Handelskammerbezirke überlaffen 
wurde, ohne daß der Gejeßgeber auf eine einheitliche Behandlung im Staate 
oder irgend einen Zuſammenhang zwiichen den einzelnen Handelsfammer: 
bezirfen oder Ländern in der Behandlung des Markenſchutzes bedacht ge: 
wejen wäre. So genügte e3 denn nad) dem 1858er Gelege zur Erlangung 
des Schußes feiner Marke, diejelbe bei der Handelsfammer feines Bezirtes 
anzumelden und die Tare von fünf Gulden ein für allemal zu bezahlen. Die 
Unzutömmlichfeiten, die aus dem Mangel einer centralen Ueberſicht der 
in Defterreich geſchützten Marken fich ergaben, fann man ſich Leicht denten; 
denn außerhalb des betreffenden Handelskammerbezirkes konnte niemand 
wiffen, ob eine Marke geſchützt ijt oder nicht. und welche geſchützten Marten 
überhaupt eriftiren,; er müßte denn alle öſterreichiſchen Handelskammern 
behuf3 Erlangung diefer Kenntniß aufjuchen. Auch entſprach der bagatell- 
mäßigen Behandlung der Sache die auf den Eingriff in's Markenrecht ge 
jegte Marimal:Geldftrafe von 500 fl., welche angeficht3 der oft aus 
foldem Eingriffe erwachjenden beträchtlichen Gewinne gar feine Rolle ſpielt 
und den Markenfäljcher nicht zurüdjchredt. 





Das geltende Markenſchutzrecht. 


Diefe Mängel des 1858er Geſetzes befeitigt das neue öfterreichiice 
Markenihußgefe vom 6. Zänner 1890 RGB. Nr. 19. Gerade dem 
autonomiftiich organifirten Defterreich war es vorbehalten, den von dem 
Gentralismus föderalifirten Markenſchutz im ntereffe der Induſtrie zu 
centralifiren. Denn zum Behufe der Regiftrirung einer Marke muß die: 
jelbe nicht allein bei der Handeldfanımer des Unternehmungsbezirkes, fondern 
aud beim Handeldminijterium in ein entralmarfenregifter eingetragen 
werden, zu welchem Zwecke der Bewerber feine Marke bei jeiner Handels 
fammer in vier Eremplaren überreichen muß, von denen zwei in's Handels: 
minifterium eingejchit werden. Die erſte zu erlegende Tare blieb un- 
verändert mit 5 fl. bemejjen, die in die Caſſe der Handelskammer flieht, 
doch muß die Regiftrirung der Marken von zehn zu zehn Jahren erneuert 
und dabei die Tare von fünf Gulden immer entrichtet werden ($. 16), was 
gewiß nur als ein jehr geringfügiger Entgelt für den gewährten Schus 
angejehen werben muß und eine Jahrzehnte dauernde Induſtrie gewiß 
nicht beläftigen fann. 
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Durch dieje Eintragung und die folgenden Erneuerungen erlangt der 
Bewerber das „Alleinrecht“, d. h. das ausjchließliche Recht zum Gebrauche 
einer Marke ($. 2). Doc find gewiſſe Zeichen und Bildniffe von der Re— 
giftrirung ausgejchloffen, wie z. B. Bildniffe des Kaiſers oder von Mit- 
gliedern des faijerlihen Haufe, Staats- oder Landeswappen, allgemein 
gebräuchliche Bezeichnungen gewiſſer Waaren oder endlich Wergerniß er: 
regende Darftellungen ($. 3). 

Das erworbene Alleinreht an einer Marfe ift jedoch nur ein Recht 
zur ausfchließlihen Bezeihnung einer jpeciellen Waarengattung 
mit diefer Marke, nicht ein Recht, diefe Marke ausſchließlich zu gebrauchen; 
denn es kann fich derjelben regijtrirten Marke jedermann zur Bezeichnung 
anderer Waarengattungen bedienen ($. 7). Es giebt alfo feine einer Unter- 
nehmung ausichließlich dienende Marke zur Bezeichnung ihrer verfchiedenen 
Baarengattungen; dagegen fann ein Unternehmer allerdings für mehrere 
Boaarengattungen, ja ſogar für ein und dieſelbe mehrere Marken an- 
melden ($. 8). 

Wie ſchon erwähnt, dient dad Markenrecht der Unternehmung ala 
jolher ohne Rüdficht auf den Wechfel der Inhaber derjelben ($. 9). Doch 
ift für einen neuen Bejiger (außer der Wittwe oder den Erben) die Um: 
ichreibung obligatorisch und unterliegt einer neuerlichen Taxe; übrigens 
darf auch da, wo es feine gejchügte Marke giebt, fi) niemand ohne Ein- 
willigung des Betheiligten der gejchäftlihen Bezeichnung eines fremden 
Unternehmens bedienen ($. 10). 

Das Markenrecht fann unter Umftänden zu einer Markenpflicht 
werden; denn wenn e3 auch in der Regel dem Berechtigten frei fteht, jich 
jeiner Marfe zu bedienen oder nicht: jo faßt das Geſetz auch Fälle in's 
Auge, wo der Handelsminijter im Interefje des öffentlichen Verkehrs hin- 
fichtlih bejtimmter Waarengattungen anordnen kann, daß diefelben mit 
einer zu regiftrirenden Marke verjehen werden; es kann aljo unter Um: 
jtänden auch eine zwangsweiſe Regijtrirung einer Marke erfolgen, mit der 
dann die bejtimmte Waarengattung verjehen werden muß. 

Das Markenrecht erliicht durch Streihung auf Anſuchen des Berech— 
tigten, durch Nichterneuerung nach Ablauf von zehn Jahren, durch Unter: 
laſſung der obligatoriihen Umfchreibung (f. oben), in Folge Erfenntnijjes 
des Handel3minifterd entweder über ein ſtreitiges Markenrecht oder daß 
eine Nullität vorliege, d. h. daß die Marke nicht hätte regiftrirt werden 
jollen ($. 21). 

Eingriffe in das Markenrecht werden nach dem neuen Gejege nicht 
nur mit größeren Geldftrafen (von 500 bis 2000 fl.) jondern nad) Um: 
itänden auch mit Arreft von drei Monaten bis zu einem Jahre beitraft, 
womit überdieß eine Geldftrafe bis zu 2000 fl. verbunden werden fann 
(8.23). Dieſe Strafen fünnen auch gegen verfchiedene Mitjchuldige verhängt 
werden, alfo gegen Waarenverfäufer, Berjchleißer, gegen die Anfertiger der 
falfhen Marken u. ſ. w., jelbitverjtändlih, wenn fie wijfentlich vor: 
gehen ($. 24). 

Neben der Verhängung der Strafe fann auf Verlangen des Be: 


§. 170. 
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Ihädigten nicht nur eine Eonfiscation und Vernichtung der zur Anfertigung 
der Marken dienenden Werkzeuge, der angefertigten Marken jelbit, jogar 
auf die Gefahr der Vernichtung der damit bezeichneten Waaren u. dergl., 
fondern auch eine Entjhädigung des Verlegten bis zum Betrage von 
5000 fl. ausgefprochen werden ($. 27). 

Ueber alle jtreitigen Markenrechte judicirt der Handelsminiſter ($. 30). 


Handelstfammern. 


Die erften Handeld: und Gewerbelammern wurden in Dejterreic auf 
Grundlage der a. 5. Entſchließung vom 18. März 1850 (RGB. Nr. 122) 
errichtet. Durch diejelben jollte „der Handeld: und Gewerbeitand jeine 
Anliegen der Staatsverwaltung eröffnen und die Bemühungen der legteren 
zur Förderung des Verkehrs“ unterftügen. Und zivar wurden damals über 
das ganze Reich (mit Einfluß Ungarns) vertheilt 60 ſolcher Kammern 
errichtet, von denen jede aus mindeftend 10 und höchſtens 30 Mitgliedern 
beſtand. 

Mit dem Geſetze vom 25. Juni 1868 erfolgte „zur Vertretung der 
Intereſſen des Handels und der Gewerbe mit Einſchluß des Bergbaues“ 
eine Neuorganiſation der Handels- und Gewerbekammern, wobei die Zahl 
der Mitglieder derjelben verftärkt wurden, da fie nun „mindejtens 16 und 
höchſtens 48 beträgt.???) Eine beftimmte Zahl der Mitglieder muß in dem 
Standort der Kammern anfäjfig fein. Der Handelsminijter bejtimmt 
im Einvernehmen mit den einzelnen Handeldfammern die An: 
zahl der wirflihen Mitglieder für jede derjelben ($. 4), ſowie 
die Verhältnißzahl der im Standort der Kammer anjäffigen zu den 
auswärtigen. 

Die Handelskammern haben als berathende Körperichaften: 

a) Wünfche und Vorſchläge über alle Handels: und Gewerbeangelegen: 
heiten in Berathung zu nehmen; 

b) ihre Wahrnehmungen und Vorjchläge über die Bedürfniſſe des Handels 
und der Gewerbe, jowie über den Zuftand der Verkehrsmittel ſowobl 
über erhaltene Aufforderung feitens der Minifterien oder Landes 
behörden, al3 auch aus eigener Initiative zur Kenntniß der Behörden 
zu bringen; 

c) über Gejeßentwürfe, welche die commerciellen oder gemerbliden 
Anterefjen berühren, bevor diefelben von der Regierung den geſetz 
gebenden Bertretungsförpern zur verfafjungsmäßigen Behandlung 
vorgelegt werden; dann: 

d) bei Errichtung von öffentlichen Anftalten, welche die Förderung dei 


2) Und zwar giebt e3 gegenwärtig 29 folder Kammern in nachfolgenden 
Städten für ihre betreffenden Bezirke: Bien, Linz, Salzburg, Graz, Leoben, 
Klagenfurt; Laibah, Görz, Rovigno, Trieft; Innsbruck, Bozen, Noveredo, Feld 
fir; Prag, Reichenberg, Eger, Pilſen, Budweis]; Brünn, Olmüg, Troppau; Kralau, 
Lemberg, Brodp, Ezernowig; Zara, Spalato, Raguſa. 
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Handels oder der Gewerbe zum Zwecke haben, jowie bei wejentlichen 
Abänderungen der Organijation derjelben ihr Gutachten abzugeben; 

e) über Aufforderung der Regierung und über die von derjelben be— 
jtimmt bezeichneten Gegenjtände mit einer oder mehreren Kammern 
in gemeinjame Berathung zu treten. 

Außerdem haben diefelben einen gewifjen amtlich übertragenen Wirkungs— 
freis, indem fie berufen find, eine Anzahl von amtlichen Verzeichnifjen zu 
führen, in welche die Eintragung theils geſetzlich vorgejchrieben iſt, theils 
gefegliche Folgen (Rechtöbegründungen) nad) ſich zieht. Es jind das die 
Marken: und Mufterregifter, die Regifter über die Erwerbs- und Wirth: 
Ichaftsgenojjenihaften. Ferner ift den Handel: und Gewerbefammern ein 
amtlicher Einfluß auf Ernennung von öffentlichen und beeideten Senfalen 
(Waaren- und Wechjelmäfler) gewährt; fie haben das Recht Beugniffe 
auszuftellen über Beitand von Handelsufancen und die Pflicht, jährlich dem 
Handelsminijterium einen Handels: und Gewerbebericht einzufenden, worin fie 
ihre allfälligen Wahrnehmungen über Gejchäftsverhältnijje zum Ausdruck 
bringen können. Sie unterjtehen unmittelbar dem Handelsminifter; Behörden 
und Körperichaften find angewiefen, ihnen auf Verlangen die erforderlichen 
Auskünfte die ihnen zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten nöthigfind, zu geben. 

Die Mitglieder der Kammer zerfallen in wirkliche und correjpon- 
dirende. Erjtere werden vom Handels- und Gewerbejtande auf fünf Jahre 
gewählt; legtere von der Kammer ernannt. Die Mitglieder verjehen ihr 
Amt unentgeltlich). 

Wahlberechtigt find: 1. jene Mitglieder des Handels- und Gewerbe- 
itandes, welche im Vollgenufje der bürgerlichen Rechte find und im Bezirke 
der Klammer, für welche die Wahl jtattfindet, eine Handlung, ein Gewerbe 
oder einen Bergbau jelbjtändig oder als öffentliche Geſellſchafter betreiben, 
2. jene Perjonen, welche als Borftände oder Pirectoren commercielle 
oder induftrielle Actionunternehmungen leiten, wenn von denfelben der für 
die Wahlberechtigung vorgefchriebene Steuerbetrag entrichtet wird. Diefer 
Steuerbetrag wird für den Großhandel und die Grofindujtrie mit mindeftens 
jährlich Hundert Gulden feſtgeſetzt, für alle übrigen Rategorieen fteht die Feit- 
jtellung desfelbendem Handel3minijter im Einvernehmen mit der 
betreffenden Kammer mit der Beſchränkung zu, daß jedenfalld die 
Entrichtung des dem Steuercenfus für die Wahlberehtigung zum Landtage 
gleihfommenden Steuerbetrages von den oben aufgeführten Unternehmungen 
genügt, um für die dajelbft bezeichneten Perſonen die Wahlberehtigung für 
die Handels- und Gewerbefammern zu begründen. 

Wer in mehreren Kategorieen de3 einen Kammerbezirkes wahlberechtigt 
iſt, kann nur in einer derfelben fein Stimmredt ausüben. 

Als wirkliche Mitglieder können jene Mitglieder des Handeld- und 
Gewerbeſtandes gewählt werden, welche 

1. öſterreichiſche Staatsbürger find, das dreißigſte Lebensjahr zurück— 
gelegt haben und jeit mindejtens drei Jahren die Erforderniffe für das 
active Wahlrecht bejigen, dann 

2. ihren regelmäßigen Wohnfig im Bezirke der Kammer haben. 

Gumplowicz, Das öfterr. Staatsredht. 33 


$. 171. 


$. 172. 
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Als wirkliche Mitglieder der Handels- und Gewerbefammer in Trieit 
fünnen auch Nichtöfterreicher, wenn fie die übrigen Erfordernifie für das 
paſſive Wahlrecht beißen, gewählt werden; doch darf die Anzahl der 
legteren ein Drittheil ſämmtlicher wirklicher Mitglieder der Kammer nicht 
überfteigen ($. 7). 

Zur Durchführung der Wahl beitellt die Landesbehörde eine eigene 
Wahllommiſſion, welche die Liſte der Wahlberechtigten verfaßt und dieſelbe 
unter Anberaumung einer Fallfrift zur Einbringung der Einjprüche (Recla— 
mationen) befannt macht. Ueber diefe Einfprüche entfcheidet die Wahl- 
commiffion, verfaßt fodann eine neue berichtigte Lifte der Wahlberechtigten, 
fertigt auf Grundlage derfelben die Legitimationskfarten zum Wahlacte 
aus und jendet diejelben den Wahlberechtigten zu. Die Wahl felbit geichieht 
öffentlich, und zwar entweder mündlich durch Abgabe der Stimme vor der 
Wahlcommiſſion oder fchriftlich durch Einfendung vom Wähler unterzeich- 
neter Stimmzettel. 

Das Gefeh beftimmt die Rechte und DObliegenheiten des Präfidenten 
der fein Amt unentgeltlich verfieht. Die Kammer hält monatlich eine ordent: 
lie Situng und nad) Bedarf außerordentliche. 


Zur Bejorgung der Concepts-, Kanzlei- und Caſſageſchäfte ernennt 
jede Handels: und Gewerbefammer außerhalb des Kreifes ihrer Mitglieder 
einen fahmwiffenfchaftlich gebildeten, befoldeten Secretär und das erforderlice 
bejoldete Hilfsperjonale. Der Secretär und das Hilfsperfonale empfangen 
ihre Geſchäftszuweiſung durch den Präfidenten ($. 14). 

Die Verhandlungen der Kammer find in der Regel öffentlich. 

Zu einem gültigen Beichluffe der Kammer ift die Anweſenheit von 
mindeftens der Hälfte der wirklichen Mitglieder nothwendig. Die Beihlüfie 
der Kammer werden nur in den Plenarverfammlungen, und zwar mit 
abfoluter Mehrheit, gefaßt. Bei gleichgetheilten Stimmen wird jene Mei- 
nung zum Bejchluffe erhoben, welcher der Vorſitzende beigetreten ift. 

Der Handel3minijter ernennt einen Commiffär, welcher den Plenar: 
figungen der Kammer beizumohnen berechtigt ift. Derſelbe kann jederzeit 
da3 Wort verlangen; ein Stimmrecht fteht ihm jedoch nicht zu ($. 20). 

Ueber den erforderlihen Koftenaufwand entwirft jede Handels- und 
Gewerbefammer alljährlich einen Voranſchlag und legt ihn im Wege der 
politiihen Zandesbehörde dem Handelsminifter zur Genehmigung vor. 


Zur Bildung eines Penfionsfondes für die von der Kammer definitiv 
angeftellten Beamten und Diener fann die Kammer ihrerfeit3 einen Betrag 
bis zur Höhe von 5°/, der gefammten Kammerkoſten in den Voranſchlag 
einjtellen. Die weiteren Modalitäten bezüglich der Penfionirung werden 
von der Kammer feitgeitellt und dem Handelaminifter zur Genehmigung 
vorgelegt. 

In Ermangelung eigener, zureichender Einkünfte einer Handeld: und 
Gewerbefammer wird der unbededte Betrag des genehmigten Voranſchlages 
nad} der directen Steuer, welche von dem Bergbaue, dem Gewerbe: und 
Handel3betriebe entrichtet wird, auf alle Wahlberechtigten des Kammer: 
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bezirfes gleichförmig umgelegt, zugleich mit derjelben eingehoben und an die 
Kammer abgeführt. 

Wo e3 einer Handels- und Gewerbefammer an eigenen oder ihr unent- 
geltlih zur Verfügung gejtellten Räumlichkeiten und den erforderlichen Ein- 
richtungsftüden gebricht, bleibt die Gemeinde des Standortes der Kammer 
verpflichtet, den Abgang auf ihre Koften beizufchaffen (8. 21). 

Der Handelsminifter Hat das Recht, die Auflöfung der Handel3- und 
Gewerbefammern zu verfügen; doc; müſſen binnen der nächſten drei Monate 
Neuwahlen angeordnet werden. 


Die Handelöfammern ald Wahlkörper. 


Die Handeldfammern find urfprünglich lediglich als berathende Körper: 
Ichaften in's Leben gerufen worden; auch das Gejeg vom Jahre 1868, 
welches ihren Wirfungsfreis vielfach ausdehnte, änderte nichts an ihrer 
Beitimmung, ein begutadhtendes und berathendes Organ zu fein, 
welches dem Handelsminifter unterfteht und auf deffen Zuſammenſetzung 
der Handeldminijter einen entfcheidenden Einfluß übt, indem er nicht nur die 
Bahl ihrer zu wählenden wirklichen Mitglieder beftimmt ($.4), ſondern auch 
den zur Wahl qualificirenden Cenſus bei den einzelnen Kategorieen der 
Handel: und Gewerbetreibenden (mit Ausnahme des Großhandel3 und der 
Großinduftrie) feſtſetzt. So lange die Kammern thatfächlich nur berathende 
volfswirthichaftliche Organe bleiben, fann eine folche gefeßliche Beitimmung 
nicht Wunder nehmen. E3 muß der Regierung anheimgeitellt jein, ein 
fediglich berathendes Organ, das feinen entjcheidenden Einfluß auf ihre Ent- 
Ichließungen zu üben hat, fi nad Gutdünfen aus einer größeren oder 
geringeren Zahl von Mitgliedern zufammenzufegen. 

Schiwieriger wird die Sache, wenn dieje Körperſchaft ein Wahlrecht in 
die Volksvertretung üben joll; ein ſolches Wahlrecht üben in der Regel nur 
auf Grundlage von Geſetzen gebildete Wahlförper, auf deren Zuſammen— 
fegung die Regierung feinerlei Einfluß üben darf. Die Zahl der Wähler 
in den einzelnen Wahlcurien (de3 Großgrundbejiges, der Städte, Märkte 
und Induftrialorte, uud der Zandgemeinden)ift ein Refultat gefeglicher Normen 
und fann nicht von der Regierung geändert werden. Cine enticheidende 
Einflußnahme der Regierung auf die Zahl der Wähler eines Wahlförpers 
jteht offenbar im Widerjpruche mit den Grundprinzipien des conftitutionellen 
Regimes. 

Nur bei den öjterreihiichen Handelsfammern tritt diefe Bejonderheit 
hervor, daß fie Wahlförper für Reichsrath und Landtag find, und daß 
trogdem der Handeldminifter die Zahl ihrer Mitglieder beliebig innerhalb 
der gejeßlichen Grenzen von 16 bis 48 beitimmen fann. 

Diefer Umstand gab auch thatfächlich Veranlaffung zu einem Streitfall 
ziwifchen der Handelöfammer in Prag und dem Handel3minifter, den der 
Berwaltungsgerichtöhof entjcheiden mußte. Mit Erlaß v. 31. März 1884 
nämlich änderte der Handel3minifter die Wahlordnung für die Prager 

33* 


$. 178. 
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Handelsfammer, nachdem er vollfommen den Vorfchriften des Geſetzes ent- 
Iprechend vorher von der Prager Handeldfammer darüber fich Anträge ftellen 
ließ, die er allerdings nur theilweiſe berüdfichtigte. Dagegen erhob nun 
die Handelsfammer Beichwerde beim Verwaltungsgerichtshofe. Diefer wies 
die Bejchwerde ald unbegründet ab, indem er fein Erfenntniß volltommen 
dem Gejete gemäß damit begründete, daß „in dem ganzen (Handelöfammer:) 
Geſetze das Princip feitgehalten erjcheint, daß die Handels- und Gewerbe: 
fammern dem Handelsminijter gegenüber bloß als berathende Körperjchaften 
aufzutreten berechtigt find“ und ihre Stellung „dem ganzen Geſetze nad 
als eine vom Handelöminiiter abhängige angejehen werden muß,“ daher 
unmöglich angenommen werden kann, daß der Gejeßgeber die Bildung der 
Handeldfammern von der Zuftimmung derfelben zu den Verfügungen des 
Handelsminiſters abhängig machen wollte. ?”°) 

Die Richtigkeit diejes Erfenntnifjes ift allerdings ſchon im Hinblid auf 
die Bejtimmungen der 88. 4 und 7 des Gefehes unzweifelhaft; nichtsdeſto 
weniger ijt damit der conftitutionelle Widerſpruch nicht aus der Welt ge 
ihafft, daß ein Organ der Vollzugsgewalt nach Belieben über die Zufammen- 
jegung eines Wahlförperd für die Volksvertretung entjcheidet. Diefer 
Widerſpruch liegt aber tiefer al3 in dem Erlaß des Handel3minifters: er 
liegt in dem Staatögrundgefehe, welches einer Körperfchaft, deren Zufammen- 
feßung und Bildung von der Regierung abhängt, ein Wahlrecht in die 
Bolfövertretung verliehen hat. 


”», Erf, BGH. v. 11. Juli 1884 8. 1544. 


VII. Bad. 
Das Unterrichtsredt. 


Die Bolksfchulgefeßgebung. 


Die oberften Grundfäge für die gegenwärtige Organifation des Volks- $, 174, 
(und Bürger) Schulwejens find im Art. 17 des StG®. 21. December 
1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger ausgejprochen.?”*) 
Darnach befteht neben gefeglicher Unterricht3freiheit die ftaatliche Unter: 
richtshoheit und die Pflicht der Kirchen: und Religionsgefellfchaften, für 
den Religiondunterricht in den Schulen Sorge zu tragen. 

Diefe Grundfäge wurden in den zwei darauffolgenden Jahren in den 
zwei Gejegen durchgeführt, von denen das erjte vom 25. Mai 1868 Nr. 48 
das Verhältniß der Schule zur Kirche regelte und das zweite vom 14. Mai 
1869 Nr. 62 (Reichsvoltsfcyulgejeg) die allgemeinen Beitimmungen über 
das Volks- (und Bürger) Schulmwejen enthielt?”°). Lebteres Geſetz wurde 
mit Geſetz vom 2. Mai 1883 Nr. 53 in mehreren Bunften (in 25 von 
78 88.) abgeändert, ohne daß dadurch die ftaatsgrundgefehlich feitgeftellten 
Grundſätze alterirt worden wären. Die näheren ausführenden Beſtim— 
mungen über die Beforgung des Religionsunterrichtes in den öffentlichen 
Volks- und Mittelfchulen wurden fodann mit dem Geſetze vom 20. Juni 
1872 Nr. 86 getroffen, während dem Reichsvolksſchulgeſetz von 1869 eine 
Neuorganijation der Landes- und Bezirksfchulbehörden ſchon vorausgegan- 
gen war (mit Gejeg vom 26. März; 1869 Nr. 40). 








2) Sie lauten: „Unterrichts und Erziehungsanftalten zu gründen und an 
ſolchen Unterricht zu ertheilen, ift jeder Staatöbürger berechtigt, der jeine Be— 
Tähigung hiezu im gejeglicher Weiſe nachgewieſen hat. Der häusliche Unterricht 
unterliegt feiner folhen Bejchränfung. Für den Religionsunterricht in den Schulen 
ift von der betreffenden Kirche * Religionsgefellichaft Sorge zu tragen. Dem 
Staate fteht ra des gejammten Unterrichts» und Erziehungsmwejens das 
Recht der oberften Leitung und Mufficht zu.“ 

Was die obige Beftimmung be — des Religionsunterrichts der betreffenden 
Kirchen anbelangt, ſo erklärte der *— H. mit Erkenntniß v. 26. März 1885, daß 

die Möglichkeit, Schulen zu erhalten rg von der Bereittoilfigteit der Kirche, 
eligionsunterricht zu ertheilen, abhängi 

sd, Durch Dies Reihävoltsfeänfgeeg ii ift übrigens Die alte „politiiche Schul- 

afjung“ keineswegs auf —— worden; vielmehr beſteht dieſelbe noch immer 
iu Kraft, hinſichtlich jener immungen, welche weder den — ſpäterer 

Geſetze widerſprechen, noch durch dieſelben erſetzt werden. BGH. v. 17. März 
880 u. 10. Febr. 1881, Budwinski Nr. 732 u. 1011. 


$. 175. 
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Dieje Reichögejege wurden einerſeits in den einzelnen Ländern dur 
Landesichulgefege, die fi innerhalb des Rahmens der erfteren bewegen 
und andrerjeits duch Bollzugs:, Durchführungs- und Nachtragsverordnungen, 
endlich durch Organiſationsſtatute des Unterrichtöminifteriums ergänzt. 

Was die Landesgejege anbelangt, jo bewegen fich diefelben auf dem 
ihnen von der Reichsgeſetzgebung überlafjenen Gebiete der Regelung der 
Schulaufficht, der Dienftverhältniffe der Volfs- und Bürgerfchullehrer, der 
Sculerridtung, Erhaltung und des Schulbeſuches. 

Was die Verordnungen des Unterrichtsminifteriums betrifft, jo find 
diefelben theils Durhführunggverordnungen, wie die vom 12. Juli 1869 
Nr. 130, welche das erjte Reichsvolksſchulgeſetz in Wirkſamkeit jegte und 
ebenfo die vom 8. Juni 1883 BB. Nr. 17, welche durch das, das erite 
Reichsvolksſchulgeſetz abändernde Geſetz vom Jahre 1883 nothwendig wurde 
und die vorhergehende Ausführungsverordnung in den entiprechenden Bunften 
abänderte; theild find e3 organijatorische Verordnungen, durch welche die 
vom Gejege nur ihrer Idee nach in’3 Leben gerufenen Inſtitutionen erft 
wirklich gefchaffen werden, Fleiih und Blut erhalten, wie die Verordnung 
vom 20. Auguft 1870 RGB. Nr. 105, womit eine Schul: und Unterridts: 
ordnung für die allgemeinen Volksſchulen erlafjen wurde, an welche fi 
all jene Minifterialerläfje anjchließen, welche die innere Einrichtung der 
Schullocalitäten betreffen; wie ferner die Minifterialverordnungen vom 
31. Juli 1886 VBl. Nr. 50 und 51 womit die (neuen) Drganifationsftatute 
für die Lehrer: und Lehrerinnen-Bildungsanjtalten und für die Bürgerſchul— 
Lehrercurfe kundgemacht werden; theils endlich find es Vollzugsperordnungen, 
womit der Unterrichtsminiſter in demihm gefeglicheingeräumten Wirkungskreiſe 
das Geſetz ergänzende VBorjchriften und Beftimmungen erläßt, wie die M.-B.v. 
31. Juli 1886 VBl. Nr. 52, womit eine neue Vorjchrift für die Lehr: 
befähigungsprüfungen der Vollksſchullehrer erlaffen und ähnliche Verord— 
nungen und Erläſſe, womit Bejtimmungen getroffen werden, welche das 
Gefeß zu ergänzen und deſſen Lüden auszufüllen bejtimmt find. — Die 
Zahl dieſer letzteren Verordnungen und Erläffe ift, wie das bei der gründ- 
lichen Neugeftaltung des öfterreichischen Volksſchulweſens feit dem Geſetze 
von Jahre 1883 nicht anders zu erwarten ift, eine beträchliche. 


Bolks- und Bürgerfchulen. 


Der öffentliche Unterricht ift in Defterreich durchwegs Staatsſache“) 
Der Staat organijirt und verwaltet ihn. Für den Unterricht auf der 


3”) Art. 17 StGG. 21. Dec. 1867: „Dem Staate fteht rückſichtlich des ge 
jammten Unterrichtd« und Crsiehungsejend das Recht der oberften — und 
Aufſicht zu.” Ferner 8. 1 des Geſ. v. 25. Mai 1868 RGB. Nr. 48: „Die 
oberjte Leitung und Auflicht über das gejammte Unterrichts» und Cxgiehungsmeien 
fteht dem Staate zu umd wird durch die hiezu geiegtih berufenen Dr 
geübt.“ Der mit diefem Paragraph gleichlautende 8. 9 bezeichnet als ——— 
des Staates das Unterrihtsminifterium und zählt jodann die demſelben unter 
geordneten Organe in den einzelnen Ländern auf. 
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unterſten Stufe, die Volksſchule, beiteht Schulzwang. Die Eltern find ver: 
pflichtet, ihren Kindern denjenigen Unterricht zu Theil werden zu lafjen, der 
für die öffentliche Volksſchule vorgefchrieben iſt7). Zur Erfüllung diejer 
Pflicht fünnen fie durch Zwangsmittel angehalten werden. Da die Schul: 
pfliht in der Regel von dem vollendeten 6. bis zum vollendeten 14. Xebens- 
jahre, aljo über acht Jahre ſich ausdehnt, jo jorgt der Staat dafür, daß 
denjenigen, die feinen entjprechenden und genügenden Privatunterricht ge- 
nießen fünnen, während diejer Zeit (alfo während der 8 Jahre) öffentliche 
Schulen zur Verfügung jtehen. Zu diefem Zwecke unterhält der Staat 
(mittelbar oder unmittelbar) fünfclafjige Volksſchulen, an die jich jo- 
dann die dreiclaffige Bürgerſchule anjchließt?”®). 

Als Aufgabe der Volksſchule erklärt das Gejeh die fittlich-religiöfe 


:7, 8, 20 Neichsichulgefeg v. 14. Mai 1869: „Die Eltern oder deren Stell- 
vertreter dürfen ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für die öffentlichen Volksſchulen vorgejchrieben ift.“ $. 24: „Die Eltern 
oder deren Gtellvertreter, jowie die Inhaber von Fabrifen und Gewerben jind für 
den regelmäßigen Schulbefuch der jchulpflichtigen Kinder verantwortlich und 
fönnen zur Erfüllung Ddiejer Pflicht durch Zwangsmittel angehalten werden. 
Das Nähere hierüber beftimmt die Landesgejeggebung.“ 

5) Der $. 21 des RSchulgeſ. 1869 gejtattete bezüglich diejer achtjährigen 
Schulpflicht nur die geringfügige Erleichterung, daß Schülern, welche das vierzehnte 
Lebensjahr zwar nod) nicht zurüdgelegt haben, dasjelbe aber im nächjten halben 
Fahre vollenden, und welche die Gegenftände der Volksſchule vollftändig inne 
haben, am Sclufje de3 Schuljahres aus erheblichen Gründen von der Bezirks— 
jchulaufficht die Entlafjung bewilligt werden könne. Nachdem jich dieje Beltim- 
mung für die wirflihen Verhältnifje in mehreren Kronländern als zu hart und 
undurdhführbar erwies, wurde zu der obigen Erleichterung noch eine viel weiter 
gehende, mit dem Gej. v. 2. Mai 1883 RGB. Nr. 62 Hinzugefügt ($. 21), dahin 

ehbend, da „an den allgemeinen Volksſchulen nach vollendetem jehsjährigen 
Schulbeſuche, aljo ſchon den zwölfjährigen Kindern auf dem Lande und den ebenjo 
alten Kindern der unbemittelten Volksclaſſen in den Städten und Märkten 
über Anjuchen ihrer Eltern oder deren Stellvertreter aus rüdjichtäwürdigen 
Gründen Erleihterungen in Bezug auf das Maaß des regelmäßigen Schul- 
bejuches zugeftanden werden können. Dieje Erleichterungen bejtehen in der „Ein- 
ſchränkung des Unterrichtes auf einen Theil des Jahres oder auf halbtägigen 
Unterricht, oder auf einzelne Wochentage“ und können auch den Kindern „ganzer 
Schulgemeinden auf dem Lande gewährt werden, wenn die Vertretungen der jämmt- 
lichen eingejchulten Gemeinden auf Grund von Gemeindeausihußbejchlüffen darum 
anjuchen.“ Der Lehrplan ift dann darnach einzurichten, daß die Schulpflichtigen, 
troß der Erleichterungen das gejeglich vorgejchriebene Lehrziel erreichen. — Bon 
der Berpflichtung, die öffentliche Schule zu bejuchen, jind zeitweilig oder dauernd 
entbunden: Kinder, welche eine höhere Schule, oder gewerbliche oder landwirth- 
Ichaftlihe Schulen oder Fachcurſe befuchen, injofern diefe nach ihrer Einrichtung 
geeignet erjcheinen, den Volksſchulunterricht zu erjegen; ferner Kinder, denen ein 
dem Unterrichtszwecke oder Schulbejuche hinderliches geiftiges oder jchweres körper— 
liches Gebrechen anhaftet; endlich joldhe, die zu Due oder in einer Privatanftalt 
unterrichtet werden. Im legteren Falle find die Eltern oder deren Stellvertreter 
dafür verantwortlich, daß den Kindern mindeftens der für die Volksſchule vor- 
gejchriebene Unterricht in genügender Weije zu Theil werde. Waltet in diejer Be- 
ziehung ein Zweifel ob, jo hat die Bezirksſchulaufſicht die Verpflichtung, fich in 
angemefjener Weiſe davon zu überzeugen, ob der Zweifel gegründet jei oder nicht. 
Den zu diefem Behufe angeordneten Maßregeln müſſen fich die Eltern oder deren 
Stellvertreter fügen. 
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Erziehung der Kinder, Entwidelung ihrer Geijtesthätigfeit, Die Ausftattung 
derjelben mit den für das Leben erforderlichen Kenntniffen und Fertigkeiten 
und jomit die Schaffung der Grundlage für Heranbildung tüchtiger Men— 
ihen und Mitglieder de3 Gemeinweſens ($. 1). Erreicht foll diefer Zived 
werben durch die Ertheilung des Unterrichtes in den vorgejchriebenen Ge: 
genftänden. Der verantwortliche Leiter der Schule ift der Lehrer und wo 
es deren mehrere giebt, der Oberlehrer. Schulen mit einer Lehritelle jind 
immer miteinem Lehrer zu bejegen; nur wo zwei oder mehrere Lehritellen 
zu bejegen find, fann auch eine Stelle mit einem Unterlehrer bejegt werden; 
bei 4 bis 5 Lehritellen können 2 mit Unterlehrern, bei einer noch größeren 
Anzahl ein Drittel derjelben mit Unterfehrern befett werden ($.13). Zur 
Ertheilung weibliher Handarbeiten muß immer eine Lehrerin angeftellt 
werden, mo nicht die ganze Leitung einer Volksſchule einer jolchen über: 
tragen ift. — Der vorgejchriebene Lehrſtoff ift auf die Jahre der Schul- 
pflicht entfprechend zu vertheilen; die Gruppirung der Schuljugend in Claſſen 
richtet fi nach der Anzahl der Schüler und der verfügbaren Lehrkräfte 
und kann nach Umftänden bejonders am Lande nad) den Grundſätzen des 
Halbtagsunterrichts eingerichtet werden ($. 7). 

Mit bejonderer Rüdficht auf die Bedürfniffe des Ortes fünnen mit 
einzelnen Schulen Anftalten zur Pflege, zur Erziehung und zum Unterrichte 
noch nicht Schulpflichtiger Kinder, jowie ſpecielle Lehrcurfe für die der Schul: 
pflichtigfeit entwwachjene Jugend verbunden werden, 

Diejenigen, welche die Schule erhalten (Staat, Land oder Gemeinde) 
haben das Recht, Volks- und Bürgerjchule unter einem gemeinjamen Leiter 
zu vereinigen („Allgemeine Volks- und Bürgerjchule”). In den Bürger: 
ichulen muß durchgängig die Trennung der Knaben- von den Mädchenclafien 
durchgeführt werden. 

Die Lehrgegenftände der Volks- und Bürgerjchule beftimmt das Ge: 
jeß??®); die Lehrpläne und die Vertheilung des Stoffes auf die einzelnen 


Für die Volksſchule beftimmt $. 3 des Gej. 1883: Religion, Leſen und 
Schreiben, Unterrihtsjprade, Rechnen in Verbindung mit der geometrifchen 
Formenlehre; das für die Schüler Fahlichite und Willenswerthefte aus der Natur- 
geſchichte, Naturlehre, Geographie und Geſchichte mit bejonderer Rüdfjichtnahme 
auf das Vaterland und deflen Verfaſſung; Zeichnen, Gejang, ferner weibliche Hand» 
arbeiten für Mädchen, Turnen (für Knaben obligat, für Mädchen nicht obligat); 
für die Bürgerſchule, welche eine über das Lehrziel der allgemeinen Voltsſchule 
hinausreichende Bildung, namentlih mit Rüdjicht auf die Bebürfniffe der Ge 
werbetreibenden und der Landmwirthe zu gewähren hat und auch die Borbildung 
für Lehrerbildungsanftalten und für jene Fachſchulen, welche eine Mittelfchulvor- 
bildung nicht vorausjegen, vermittelt, beftimmt das Geſetz als Lehrgegenftände: 
Religion; Unterrichtsipracdhe in Verbindung mit Gejchäftsaufjägen; Geographie und 
Geſchichte mit bejonderer Rüdficht auf das Vaterland und deſſen Berfaflung; 
Naturgeichichte; Naturlehre; Rechnen in Berbindung mit einfacher Buchführung; 
Geometrie und geometriiches Zeichnen; Freihandzeihnen; Schönfchreiben; Geſang; 
ferner weibliche Handarbeiten für Mädchen; Turnen (für Knaben obligat, für 
Mädchen nicht obligat), An den nichtdeutihen Bürgerſchulen joll die Gelegenheit 
zur Erlernung der deutichen Spradye geboten werden. Mit eiserne, der 

ndesichulbehörde fann an der Bürgerichule auch ein nicht obligatorifcher Unter- 
richt in anderen lebenden Spraden, im Clavier- und Biolinjpiel ertheilt werden. 
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Jahrgänge (Clafjen) ordnet das Unterrichtäminifterium (8. 4 RSG. 1869). 
Der Schulpflicht muß nicht in öffentlihen Anftalten Genüge geleiftet 
werden: e3 kann dieß au in Privatanftalten gefchehen. Zu erfteren 
gehören alle diejenigen Volks- und Bürgerfchulen, zu deren Gründung oder 
Erhaltung der Staat, dad Land oder die Gemeinde beiträgt; Schulen ohne 
jolche Beiträge find Privatanjtalten. Auch dieſe jedoch müſſen jtaatlich 
anerfannt jein und ftehen unter der Aufficht der Schulbehörde; namentlich 
hat die Ießtere das Recht, fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, ob die in 
Brivatanftalten untergebrachten jchulpflichtigen Kinder mindejtens den fir 
die Volksſchule vorgejchriebenen Unterricht genießen. — 


Religionsunterricht, 


Zu den obligaten Lehrgegenftänden der Volksſchule (jowie auch der 
Bürger: und Mitteljchule) gehört die Religion ($. 3). Der Unterricht in 
derjelben wird von den betreffenden Kirchenbehörden (Eultusvorftänden) 
bejorgt?*°). Die Unterrichtsverwaltung jet im Lehrplan die Zahl der 
Stunden feit, die dem Religionsunterricht zu widmen ift. Innerhalb derfelben 
bleibt die Vertheilung und Anordnung des Lehritoffes den betreffenden 
Kirchen: und Religionsbehörden vorbehalten. Da diefe Beitimmungen ſich 
offenbar nur auf die ftaatlich anerkannten Kirchen- und Religionsgejellichaften 
beziehen, jo mijcht jich die Unterrichtöverwaltung nicht weiter in die Feit- 





so, Dieje den Kirchen- und Religionsgejellihaften obliegende Beſorgung de3 

Religiondunterrichted erklärte $. 1 des Gel. v. 20. Juni 1872 Nr. 86 für eine 

unentgeltlich zu übende Pflicht; zur Erleichterung der Ausübung derfelben 
ejtattet e3 die Zujammenziehung mehrerer Schülerabtheilungen zu gemeinfamem 
eligionsunterricht (8. 2). 

Für die Beforgung des Religionsunterrichtes an den höheren Claſſen einer 
mehr als dreiclaffigen allgemeinen Volksſchule oder an einer Bürgerjchule ift ent- 
weder eine Remuneration zu ertheilen oder ein eigener Religionslehrer zu beitellen. 
Wird der Religiondunterricht durch einen weltlichen Lehrer ertheilt, jo erhält der- 
jelbe eine angemejjene Remuneration. Iſt der Religionsunterricht außerhalb des 
Domicils des Religionslehrers zu ertheilen, jo find hiefür nach Erforderniß mit 
Rüdficht auf die Entfernung und fonjtigen localen Berhältnifje angemefjene Trans— 
portmittel beizuftellen oder billige Wegentjchädigungen zu gewähren. Die für den 
Religionsunterricht erwachjenden Koften gehören, wenn nicht eigene Fonde, Stif— 
tungen oder Verpflichtungen einzelner Perſonen oder Corporationen beftehen, zum 
Aufwande der betreffenden Schulen. 

Die Regelung der den Religionslehrern an allgemeinen Volksſchulen und an 
Bürgerjhulen zufommenden feften Bezüge und Remunerationen, die nähere Feſt— 
ftellung der Bedingungen ihrer Gewährung, ferner die Normirung der er 
— — der Landesgeſetzgebung vorbehalten (Gej. v. 17. Juni 1 RGB. 

rt. 99). 
Für jede Confejfion, welcher mindeftens zwanzig Schüler einer Schulanftalt 
angehören, muß ein Religionslehrer beftellt werden — nöthigenfalls auf Koften 
der betreffenden Anftalt. —** ernennt die Behörde, welcher das Ernennungs- 
recht der übrigen Lehrer an derjelben Anftalt zufteht; doch kann fie nur einen 
jolchen ernennen, der von der confeifionellen Oberbehörde als zum Unterricht der 
Religion befähigt erflärt wird. Der jo ernannte Religionslehrer unterfteht in 
der Ausübung feiner Lehrthätigfeit den Disciplinarvorichriften der Schulgejeße. 


$. 176. 
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jtellung des Inhaltes der ertheilten Religionslehre. Dagegen müſſen aller- 
dings ſowohl die Religionslehrer wie die Kirchenbehörden und Religions: 
gejellichaften den Schulgejegen und der innerhalb derjelben erlaffenen An- 
ordnungen der Schulbehörden nachkommen. Auch unterliegen die Ber- 
fügungen der irchenbehörden und Weligionsgejellichaften bezüglich des 
Religionsunterrichtes der vorgängigen Cenſur der Schulbehörde und fünnen 
nur dur Vermittelung derjelben den Schulleitern zugejtellt werden. Wo 
fein Geiftlicher vorhanden ift, kann der Religionsdunterricht auch durch den 
weltlichen Zehrer der betreffenden Eonfejjion ertheilt werden?*’). Cine von 
einer confejfionellen Gemeinde erhaltene Schule kann nicht dazu angehalten 
werden, für die diefelbe bejuchenden Schüler einer anderen Confeſſion den 
Religionsunterricht zu bejorgen oder ertheilen zu lafjen; erreicht die Zahl 
diefer Schüler 20 fo tritt die Verpflichtung der betreffenden Kirche oder 
Religionsgejellichaft ein. 


#1), Dieje Beftimmungen des Schulgejeßes jind conform den Beftimmungen 
des Geſ. v. 25. Mai 1868 RGB. Nr. 48 und nur eine conjequente Anwendung 
der dort ausgejprodhenen Grundjäße, wonach unbejchadet des Auffichtsrechtes des 
Staates die Bejorgung, Leitung und unmittelbare sanffichtigung des Religions- 
unterrichtes und der Religionsübungen für die verichiedenen Te were in 
den Bolfe- und Mittelihulen der betreffenden Kirche oder Religionsgeſellſchaft 
überlafjen bleibt; dagegen der Unterricht in den übrigen Lehrgegenftänden im dieien 
Schulen unabhängig von dem Einfluffe jeder Kirche oder Religionsgejellichait üt. 

Die vom Staate, von einem Lande oder von Gemeinden ganz oder theilmeiie 
gegründeten oder erhaltenen Schulen und Erziehungsanftalten find allen Staat: 
bürgern ohne Unterjchied des Glaubensbefenntnijjes zugänglich ($. 3). 

Doch kann jede Kirche oder Religionsgejellichaft frei aus ihren Mitteln 
Schulen für den Unterricht der Jugend von beftimmten Glaubensbekenntniſſen er- 
rihten und erhalten. 

Diejelben find den Gejegen für das Unterrichtswejen unterworfen und können 
die Zuerfennung der Rechte einer öffentlichen Lehranftalt nur dann in Anſptuch 
nehmen, wenn allen gejeglichen Bedingungen für die Erwerbung diejer Rechte 
entiprochen wird ($ 4). 

Die Benügung von Schulen und Erziehungsanitalten für beftimmte Glaubens: 
** iſt Mitgliedern einer anderen Religionsgeſellſchaft durch das Geſetz nicht 
unterſagt. 

Die Lehrämter in den im $. 3 bezeichneten Schulen und Erziehungsanftalten 
find für alle Staatöbürger gleihmäßig zugänglich, welche ihre Befähigung biezu 
in gejeglicher Weije nachgewiejen haben. 

Als Religionslehrer dürfen nur diejenigen angeftellt werden, welche die be 
treffende confeflionelle Oberbehörde als hiezu befähigt erflärt hat. 

Bei anderen Schulen und Erziehungsanftalten ift dießfalls das Errichtung: 
ftatut maßgebend. 

Die Wahl der Erzieher und Lehrer für den Privatunterricht ift durch feine 
Rüdfiht auf das Religionsbekenntniß beichränft. 

Das Einkommen der Normaljchulfonde, des Studienfondes und ſonſtiger 
Stiftungen für Unterrichtszwecke ift ohne Rüdjicht auf das Glaubensbekenniß zu 
— in ſoweit es nicht nachweisbar für gewiſſe Glaubensgenoſſen ge— 
widmet iſt. 
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Schullaſt. 


Für Errichtung von Volks- und Bürgerſchulen iſt jedes Land zu for: $, 177. 
gen verpflichtet. Die Landesgejebgebung erläßt zu diefem Zmede die ge- 
eigneten Geſetze. Das Reichsgeſetz jtellt blos den Grundſatz auf, daß eine 
Schule unter allen Umftänden überall zu errichten fei, wo fi im Umkreiſe 
einer Stunde und nad) einem fünfjährigen Durchfchnitte mehr ala 40 Kinder 
vorfinden, welche eine über vier Kilometer entfernte Schule befuchen 
müſſen ($. 59). Die Durchführung dieſes Grundfages ift Sache der Lan- 
desgejeßgebung?®?), wobei ihr das Recht zufteht, die Ortögemeinden und die 
Bezirke???) zu den nöthigen Leiftungen heranzuziehen ($.62). Soweit aber 
die Mittel der Gemeinden oder Bezirke nicht ausreichen, müffen die Länder 
für die Dedung der nöthigen Bedürfnifje des Volksſchulweſens auffommen. 
Zu dieſem Zwecke übergab der Staat den Ländern die beitandenen Normal- 
ihulfonde, die gegenwärtig von den Landesausſchüſſen verwaltet werden. 
Auch leijtet der Staat einigen Ländern aus früheren Rechtstiteln jährliche 
Zufchüffe zu den Erträgniffen der Normalichulfonde. Dagegen werden 
Lehrerbildungsanftalten jammt den zu denfelben gehörigen Uebungsfchulen 
und die zum Zwede der weiteren Ausbildung der Lehrer organifirten höheren 
Lehreurje ganz aus Staatsmitteln beitritten. — Für Kinder, welche in 
Fabriken oder größeren Gewerbsunternehmungen bejchäftigt werden und 
dadurch an dem Unterrichte in der Gemeindejchule theilzunehmen verhindert 
find, Haben die Fabriksinhaber nach den über die Einrichtung öffentlicher 
Schulen bejtehenden Normen entweder allein oder in Verbindung mit anderen 
Yabrifsherren jelbjtändige Schulen (Fabriksſchulen) zu errichten. 

Die Pflicht der Errichtung und Erhaltung der Schule involvirt auch) 


2) Ehenjo fommt es der Landesgejeßgebung zu, in Betreff der Errichtung 
der für das Land nothwendigen Schulen und Erziehungsanftalten für nicht voll- 
finnige, ferner von jolchen Hr fittlih verwahrlofte Kinder, jowie der im $. 10 
erwähnten Unftalten und Lehrcurje die geeigneten Anordnungen zu treffen ($. 59). 
Die bezüglihen Landesgejege zur Regelung der Errichtung und Erhaltung der 
Volksſchulen wurden in den 70er Jahren erlaflen (abgedrudt bei Manz XXVII. 1888). 

3), Für die nothwendigen Volksſchulen jorgt zunächſt die Ortsgemeinde 
unter Aufrechthaltung zu Recht beftehender Verbindlichleiten und Leiftungen dritter 
Perſonen oder Eorporationen. AInwieferne die Bezirke daran theilnehmen, dann 
wie der Aufwand für die, für noch nicht jchulpflichtige oder der Schulpflicht ſchon 
entwachjene Kinder zu errichtenden Anftalten und Eurje zu beftreiten jei, beftimmt 
die Landesgejeßgebung (8. 62). Diefelbe enticheidet auch über den Fortbeitand der 
Schulgeldzahlung. Doc find Eltern, welche ihre Kinder zu Haufe oder in Privat: 
anftalten unterrichten laſſen, von dem (eigentlichen) Schulgelde befreit. Die Pflicht 
der Gemeinden zur Errichtung einer Schule ift eine geientine, hängt alſo nicht 
von dem freien Ermefjen der Behörden ab (BGH. Wolski Nr. 1777). Die Be- 
hörde fann alfo eine ſolche Errichtung nicht anordnen, wenn die gejeglichen Be— 
dingungen hiefür nicht zutreffen Wa. Wolski Nr. 1778). Die erfte diejer 
Bedingungen iſt das Vorhandenfein von mindeftens 40 jchulpflichtigen Kindern 
(nad) einem fünfjährigen Durchichnitt gerechnet), welche eine mehr als eine halbe 
Meile entfernte Schule befuchen müffen. Der Beitand einer Privatanftalt fann ein 
Grund fein, aus dem die Schulbehörden die Gemeinden von der Errichtung einer 
Schule entheben können. Dieje Enthebung liegt aber im freien Ermefjen der Be— 
börden (Wolsfi Nr. 1784, Alter Nr. 1565 u. 1566). 


$. 178. 
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die Pflicht, diefelbe den Bedürfniffen des Unterricht3 und der Geſundheits— 
pflege entiprechend einzurichten?®*). 

Bei jeder Schule ift auch ein Turnplat, in Landgemeinden nad Thun: 
lichkeit ein Garten für den Lehrer und eine Anlage für landwirthichaftliche 
Berjuchszwede zu bejchaffen. Die Beitragspflicht biefür, jowie für Lehr: 
mittel und ſonſtige Unterricht3erforderniffe ift, joweit dafiir nicht anderweitig 
gejorgt worden iſt, durch die Landesgeſetzgebung zu regeln. 

Es bleibt der Landesgeſetzgebung anheimgeftellt, zur Dedung des Do- 
tationsaufwandes für die öffentlichen Vollsſchulen, ſoweit nicht einzelnen 
derjelben bejondere Zuflüffe gewidmet find oder gewidmet werden, eigene 
Landes: oder Bezirksfonde zu bilden. 

Im Zufammenhange damit beftimmt fie auch, ob die Schulgeldzahlung 
fortzubeftehen habe. 

Eltern, welche ihre Kinder entweder zu Haufe oder in einer Privat: 
anftalt unterrichten lafjen, find vom Schulgelde, nicht aber von den anderen 
gefeglihen Schullaften befreit ($. 65). 

Dagegen beftreitet der Staat die Dotationen für die Lehrerbildungs: 
anftalten und die zu denjelben gehörigen Uebungsichulen, ſowie für die bei 
den Bürgerfchulen zum Zivede einer weiteren Ausbildung für den Lehrberuf 
zu errichtenden höheren Lehreurſe, endlich für die Fortbildungscurfe für 
Lehrer an den LRehrerbildungsanftalten. 


Die Lehrer, ihre Ausbildung und Stellung. 


Um die für Volks- und Bürgerfhulen nöthigen Lehrkräfte heranzu: 
bilden, ordnete das Reichsvolfsichulgefeg die Gründung von vierclaffigen 
Lehrerbildungsanjtalten an, bei denen zur praftifchen Ausbildung 
der Gandidaten auch Uebungs- und Muſter-Volksſchulen beſtehen“. 
Zum Zwecke einer weiteren Ausbildung für den Lehrberuf insbeſondere in 
den Bürgerſchulen werden beſondere Bürgerſchul-Lehrcurſe errichtet?*®). Zur 
Aufnahme in die Lehrerbildungsanjtalt wird eine entjprechende Vorbildung 
und in der Negel das zurüdgelegte 15. Lebensjahr erfordert?*’). Nach 


») Die Herftellung, Erhaltung, Einrichtung, Miethe und Beheizung der 
Schullocalitäten, fowie die Herftellung der Lehrerwohnungen regeln bejondere 
a 

ss, Gegenſtände des Unterrichts in den Lehrerbildungsanftalten find außer 
den für die Volksjchule obligaten Gegenftänden noch Pädagogik und Landwirtb- 
Ichaftslchre. Außerdem jind die Zöglinge, wo ſich dazu Gelegenheit bietet, mit 
der Methode des Blinden- und Taubitummenunterrichtes, dann der Organijation 
des Kindergartens und der Erziehungsanftalten für fittlich verwahrlofte Kinder be 
fannt zu maden ($. 29 Gef. 1883). Als nichtobligate Gegenjtände fönnen mit 
Genehmigung des Unterrichtäminifters andere lebende Sprachen gelehrt werden. 

50, Ein Organifationsftatut für dieſe Lehrcurje erfloß mit MB. v. 31. Juli 
1886 VB. Nr. 51. j 

»”, 8, 32 Gej. 1883: „Bur Aufnahme in den eriten Jahrgang wird nebit 
phyſiſcher Tüchtigkeit, fittlicher Unbejcholtenheit und einer entiprechenden Borbildung 
in der Regel das —— fünfzehnte Lebensjahr gefordert. Aus beſonders 
rückſichtswürdigen Gründen fann der Minifter eine Altersnachſicht von höchſtens 
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Abjolvirung diejer Anjtalt müſſen ji die Böglinge einer Reifeprüfung 
unterziehen; eine mit Erfolg zurüdgelegte Reifeprüfung berechtigt zur pro— 
viſoriſchen Anjtellung als Unterlehrer oder Lehrer. Bur definitiven 
Anſtellung bedarf e3 dann noch der Ablegung einer Lehrbefähigungsprüfung 
nach einer mindejtens zweijährigen praftijchen Verwendung im Volksſchulamt. 


Zur definitiven Anjtellung als Unterlehrer oder Lehrer an Bürger: 
Ihulen it das Lehrbefähigungszeugniß für Bürgerfchulen erforderlich, 
welches nad} einer mindeftens dreijährigen vollfommen befriedigenden Ver: 
wendung an Volksſchulen oder an anderen Lehranftalten durch Ablegung 
einer bejonderen Prüfung erworben wird. Im Lehramte erprobte technifche 
Lehrer für die mit einzelnen Schulen verbundenen fpeciellen Lehrcurſe kön— 
nen vom Unterricht3minifter von diefer Prüfung dispenfirt werden. 


Zur Bornahme der Lehrbefähigungsprüfungen werden bejondere Com: 
mifjionen vom Minifter für Cultus und Unterricht eingefegt, wobei als 
Srundjag zu gelten hat, daß vorzugsweife Directoren und Lehrer der 
Lehrerbildungsanitalten, Schulinipectoren und tüchtige Volksſchullehrer Mit: 
glieder der Commiſſion fein folen. Zum Behufe der Prüfung der Candi— 
daten binfichtlich ihrer Befähigung zum NReligiongunterrichte find Vertreter 
der Kirchen- und Religionsgenofjenichaften zu berufen (8.38). Diejenigen, 
welche den Unterrichtäcur® an einer mit dem Deffentlichkeitsrechte verfehenen 
Lehrerbildungsanftalt nicht durchgemacht haben, fünnen ſich, nachdem fie 
das neunzehnte Lebensjahr zurücgelegt haben, gegen Nachweis der übrigen 
gefeglichen Erfordernifje durch Ablegung einer Prüfung an einer ftaatlichen 
Lehrerbildungsanftalt das Zeugniß der Reife erwerben. (Für die Lehrbe: 
fähigungsprüfungen gelten gegenwärtig die Beftimmungen der Minifterial- 
verordnung von 31. Juli 1886 VBl. Nr. 52 dazu für Galizien die Mi- 
nifterialverordnung von 7. April 1887 VBl. Nr. 8.) 


Für die Fortbildung der angeftellten Lehrer wird durch Fortbil— 
dung3curfe und Xehrerconferenzen gejorgt, an denen die Lehrer theil- 
zunehmen verpflichtet find. Die Controle darüber fteht der Landesſchul— 
behörde zu.) Auch muß in jedem Schulbezirte eine Lehrerbibliothet 
angelegt werden. 

Lehrer an öffentlichen Schulen find Staatsbeamte und haben als folche 


ſechs Monaten bewilligen. Der Nachweis der entiprechenden Vorbildung wird durch 
eine ftrenge Aufnahmsprüfung geliefert. Dieje erftredt fih im allgemeinen auf 
jene Zehrgegenftände, welche in ber ee erichule obligat gelehrt werden. Bewerber 
mit mufifalifcher Vorbildung find bei der Aufnahme vorzugsweiſe zu berüdjich- 
tigen. Die öffentlichen Lehrerbildungsanftalien find den mit diefen Nachweijen 
verjehenen Aufnahmsbewerbern ohne Unterjhied des Glaubensbelenntnifjes 
gänglih. Die ganze innere, jowohl adminijtrativstechnifche, wie auch päbagogitch- ⸗ 
— N re dieſer — regelt das umfangreiche Organijationd- 
jtatut vom 31. Juli 1886 BBI. 50. 

389, Die Vorjchriften über - Sbpaftung der Bezirks⸗ und Landesconferenzen, 
die Gegenftände ihrer Berathung, die — derſelben u. ſ. w. ſind enthalten 
in der MV. 8. Mai 1872 RER. e näheren — über die 
Fortbildungscurſe enthält die MB. 6. April 1870 RGBl. Nr. 50 
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Anſpruch auf Gehalt und VBerjorgung. Die näheren Beitimmungen darüber 
trifft die Landesgeſetzgebung?*). 


Privatanftalten. 


Privatbildungsanftalten und Seminare für Lehrer und Lehrerinnen 
fönnen nur unter der Bedingung errichtet werden, daß Statut und Lehrplan 
vom Unterrichtsminifter genehmigt wird und daß die Directoren und Lehrer 
(Lehrerinnen) ihre Lehrbefähigung in volllommen genügender Weije nad- 
weiſen ($. 68). Solchen Anftalten kann der Unterrichtsminifter das Redt 


zur Ausstellung ftaatsgiltiger Beugniffe (Deffentlichkeitsrecht) verleihen (8.70). 


Die Errichtung von Privatanftalten für jchulpflichtige Kinder, fei es bloßer 
Lehr- oder auch Erziehungsanftalten (Penfionen), ift nur unter folgenden 
Bedingungen zuläffig: 

1. Vorfteher und Lehrer haben jene Lehrbefähigung nachzumeifen, melde 
von Lehrern an öffentlichen Schulen gleicher Kategorie gefordert wird. 
Ausnahmen kann der Minifter für Eultus und Unterricht in Fällen 
bewilligen, wo die erforderliche Lehrbefähigung in anderer Weiſe 
vollkommen nachgewiefen ift. 

2. Das fittlihe Verhalten der Vorfteher und Lehrer muß unbean: 
ſtändet fein. 

3. Der Lehrplan muß mindeftens den Anforderungen entiprechen, welche 
an eine öffentliche Schule gejtellt werben. 

4. Die Einrichtungen müfjen der Urt fein, daß für die Gejundheit der 
Kinder feine Nachtheile zu befürchten find. 

5. Jeder Wechjel in dem Lehrperfonale, jede Aenderung im Lehrplane 
und jede Veränderung des Locales ift den Schulbehörden vor der 
Ausführung mitzutheilen. 

Zur Eröffnung folder Anftalten bedarf es der Genehmigung der 
Landesichulbehörbe, welche nicht verfagt werden kann, fobald den vor: 
ftehend unter 1—4 angeführten Bedingungen Genüge gejchehen iſt ($. 70). 
Die Vorjteher der PBrivatanftalten find für deren ordnungsmäßigen Zustand 
den Behörden verantwortlid. Wird durch eine ſolche Lehranjtalt dem 


so) 8. 48 Gef. 1883 erklärt den Dienft an öffentlichen Schulen als öffent- 
lihe8 Amt und allen Staatsbürgern, welche ihre Befähigung hiezu in gejeglicher 
Form nachgewiejen haben, gleihmäßig zugänglid. Doc können als verantwort- 
lihe Schulleiter nur folche Zehrperionen beitellt werden, welche aud) die Befähigung 
um NReligionsunterrichte jenes Glanbensbelenntniffes nachweiſen, welchem die 
ehrzahl der Schüler der betreffenden Schule nad dem Durchſchnitte der voraus- 
gegangenen fünf Schuljahre angehört. Bei der Ermittelung diejes Durchſchnittes 
werden alle evangeliihen Schüler als einer und derjelben Confeſſion angehörig 
betrachtet. Es ift Pflicht der Schulleitung, an der Ueberwachung der Schuljugend 
bei den ordnungsmäßig feft re religiöfen Uebungen durch Lehrer des be 
treffenden Glaubensbelenntnifjes jich zu betheiligen. 
Vom Lehramte find diejenigen ausgeichlofien, welche infolge einer jtraf- 
gerichtlihen Verurtheilung von der Wählbarkeit in die Gemeindevertretung aus- 
geſchloſſen find. 
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Bedürfniffe nah Schulen in einer Gemeinde Genüge geleiftet, jo fann dieje 
von der Verpflichtung, eine neue Schule zu gründen, entbunden werben. 

Derartigen Privatanftalten kann das Deffentlichfeitsrecht verliehen 
werden, wenn fie den an die Volksſchule geitellten Anforderungen entiprechen; 
iſt dieß nicht der Fall, jo kann ihnen das verliehene Deffentlichkeitärecht 
wieder entzogen werden. 

Privatanjtalten, an welchen die Gejege nicht beobachtet oder moralifche 
Gebrechen offenbar werden, find von der Landesſchulbehörde zu fchließen 
($. 79). 


Schulbehörden. 


Die Organifation der Schulbehörden ift eine mannigfach complicirte, 
da der Staat den Ländern, Bezirken und Gemeinden eine weitgehende Theil- 
nahme an der Schulaufficht einräumte, daher behufs Uebung derjelben eine 
dreifache inftanzenmäßig abgeftufte autonome Schulbehördenorganijation 
ichuf, welche jedoch insgeſammt der oberiten Leitung und Aufficht des Unter- 
richtöminifter8 innerhalb der Reichs- und Landesgejege unterjteht. 

Dieſe Neugeftaltung der Schulbehörden erfolgte mit Gejeg vom 
25. Mai 1868 Nr.48, mit welchem zugleich die Wirkjamfeit der bis dahin 
bejtehenden politifhen und kirchlichen Schulbehörden (Landesſtelle ala 
Sculbehörde, kirchliche Oberbehörde, Landesſchul-Oberaufſeher, politijche 
Bezirt3behörde und Schuldijtrict3auffeher für die Bezirke, endlich der Orts- 
jeelforger und Ortsfchulauffeher in den einzelnen Gemeinden) eingeftellt 
wurde. An deren Stelle wurden „zur Leitung und Aufficht über das Er- 
ziehungswejen, dann über die Volksſchulen und Lehrerbildungsanftalten in 
jedem Königreiche und Lande ein Landesſchulrath als oberite Landes— 
ihulbehörde, ein Bezirtsfhulrath für jeden Schulbezirf und ein Ort3- 
ihulrath für jede Schulgemeinde beſtellt“ ($. 10). 

Die Zufammenjegung des Landesjchulrath3 bejtimmt das Reichsgeſetz 
im allgemeinen dahin, daß in denjelben unter dem Vorſitze des Statt: 
halters (Landeschef3) oder jeines Stellvertreter Mitglieder der pofitifchen 
Zandesjtelle, Abgeordnete des Landesausſchuſſes, Geiftlihe aus den im 
Lande beftehenden Confefjionen und Fachmänner im Lehrmwejen zu be: 
rufen find. 

Die Zufammenjegung der Bezirks- und Ortsjchulräthe überläßt das 
Reichsgeje der Landesgejeßgebung, welche auch die näheren Beſtim— 
mungen in Betreff der Zufammenjegung und Einrichtung des Landes:, 
Bezirks- und Ortsjchulrathes, dann die gegenjeitige Abgränzung des Wir: 
kungskreiſes derfelben, ferner die näheren Bejtimmungen rüdjichtlich des 
Ueberganges des Wirfungsfreijes der bisherigen geiſtlichen und weltlichen 
Schulbehörden an den Landes-, Bezirks- und Ortsſchulrath fejtzuftellen 
hat (88. 12 u. 13). 

Zu diefen „näheren Beitimmungen“ in Betreff der Zuſammen— 
jegung des Landesſchulraths, welche der Landesgejeßgebung überwiejen find, 
gehören auch die Beitimmungen, ob und wiejerne Abgeordnete von bedeu— 


$. 180. 


— 528 — 


tenden Gemeinden in den Landesschulrath einzutreten haben. — Für Ga— 
lizien war übrigens jchon früher mit a. h. Erlaß vom 25. Juni 1867 ein 
Landesſchulrath bejtellt worden. 

Auf Grundlage obiger Beitimmungen find in den Jahren 1869 bis 
1874 in den einzelnen Ländern mitteljt der Landes-Schulauffichtögejeße die 
obigen Schulbehörden errichtet und organijirt worden und zwar im großen 
Ganzen nach gleichen Principien. 

In jeder diefer Schulbehörden ift die Schule durch Lehrer, die Ge: 
meinde (beziehungsweife der Bezirk und das Land) durch Abgeordnete des 
Gemeindeausſchuſſes (beziehungsweiſe des Bezirks: und Landesausſchuſſes, 
die Kirhen und Religionsgenoſſenſchaften durch ihre geiftlichen Functionäre 
oder Angehörigen, überdieß in den Bezirks- und Landesjchulräthen die 
Regierung durch die Chef der bezüglichen politischen Behörden (Bezirks: 
hauptmänner und Landeschefs) vertreten. In den Ortsſchulrath haben 
auh Echulpatrone und unter Umjtänden Höchjtbeiteuerte das Recht ein- 
zutreten.?”) — Die Wirkungskreife diefer Behörden find theilweife terri- 
torial, theilweife ſachlich abgegrängt. 

Der Ortsſchulrath übt die ihm zufommende Aufficht über die Orts- 
Ihulen; der Bezirksfchulrath über die Schulen aller in jeinem Bezirke be- 
findlihen Schulgemeinden; der Landesſchulrath über alle Schulen des 
Landes, 

Sachlich ift der Wirfungsfreis des Ortsſchulraths auf die äußere 
Schulordnung?”) mit Ausſchluß des didaktifch-pädagogifchen Gebietes be- 
ſchränlt; auch find von der Wirkfamfeit desfelben die mit Lehrerbildungs: 
anftalten in Verbindung ftehenden Uebungsſchulen in der Regel ausge: 
nommen. Zur unmittelbaren Bejorgung der dem Ortsfchulrathe obliegenden 
Schulaufjicht wird vom Bezirksfhulrathe ein Mitglied des Ortsſchulrathe— 
mit dem Ortsſchul-Inſpectorat betraut. Dieſer Ortsfchulinipector bat 
dad Recht und die Pflicht, die ihm umterftehenden Schulen häufig zu be: 
ſuchen und ift das augübende Organ des Ortsfchulrathes. 

Der ſachliche Wirkungsfreis des Bezirksſchulraths umfaßt folgende 
auf das Volks- und Bürgerſchulweſen fich beziehende Angelegenheiten: Die 


»%) So find nad dem galizifchen Landesgejeße über Orts- und Bezirksſchul⸗ 
behörden v. 25. Juni 1873 nicht nur die zur Präfentation des Lehrers bered- 
tigte Perjon, jondern auch der Eigenthümer des Gutögebietes, falld er zu den 
ordentlichen jährlichen Auslagen für die Erhaltung der Schule ein Zehntel bei- 
fteuert, berechtigt, in den Ortsjchulrath als Mitglieder einzutreten und an den 
Berathungen entweder perjünlich oder durch einen Stellvertreter mit Stinm- 
recht theilzunehmen. In anderen Ländern, wie 3. B. in Mähren, hat einfach der 
„Höchſtbeſteuerte“, wenn er mindeftens ein Sechstheil der gefammten Steuern zu 
entrichten Hat, ein Recht, dem Ortsſchulrathe anzugehören. 

=), Dazu gehört: die pünktliche Gehaltszahlung an die Lehrer, die jorg- 
jame Verwaltung des Localſchulfonds und allfälligen Echulfiftungsvermögens, die 
gehörige Inftandhaltung der Schulgebäude und Schulrequifiten, die Unterjtügung 
der armen Schulkinder, die Feſtſtellung der jährlihen Voranſchläge für die Dota— 
tions» und jonjtigen Schulerforderniffe, Verfaſſung der jährlichen Schulbeichreibung, 
Förderung des Schulbeſuches, Beaufjihtigung des Lebenswandeld des Lehrperio- 
nales und des Betragens der Schulfinder u. ſ. w. 
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Bertretung der Intereſſen des Schulbezirfed nad) außen; die Evidenz- 
haltung des Standes des Schulweſens im Bezirke; die Sorge für die gefegliche 
Ordnung im Schulmwejen und die möglichfte Verbeſſerung desjelben überhaupt; 
die Leitung der Verhandlungen über Regulirung und Erweiterung der be- 
jtehenden und Errichtung neuer Schulen; die Entjcheidung in erjter Initanz 
über Aus: und Einjchulung, endlicd alle die Angelegenheiten, die in erjter 
Inftanz zum Ortsichulrathe gehören und entweder durch Pflichtverfäumnig 
des Ortsjchulrathes oder in Folge Berufung gegen dejjen Entiheidungen 
das Eingreifen des Bezirksjchulrathes nöthig machen; die proviſoriſche Be- 
jegung der an den Schulen erledigten Dienjtitellen und die Mitwirkung 
(dur Antragsjtellung) bei der definitiven Beſetzung derjelben durch den 
Landesſchulrath; die Einflußnahme auf die Eonftituirung und ordnungs- 
mäßige Functionirung der Ortsjchulräthe, endlich die erforderliche Bericht: 
eritattung an die höheren Schulbehörden. 

Dagegen ijt das eigentliche didaktisch - pädagogijche Gebiet von der 
Wirkſamkeit auch der Bezirksjchulräthe ausgejchloffen. Zur Beauffichtigung 
desjelben ernennt der Unterrichtöminifter eigene Bezirfsjchulinfpectoren, die 
entweder dem Bezirksjchulrathe entnommen find oder, wenn dieß nicht der 
Fall ijt, in ihrer Eigenichaft als Schulinfpectoren in den Bezirksjchulrath 
als ordentliche Mitglieder eintreten. 

Bon den unteren zwei Schulbehörden, dem Orts- und Gemeindeſchul— 
rathe, unterjcheidet fich der ſachliche Wirfungsfreis des Landesjchulrathes 
Ihon dadurch, daß jich derjelbe nicht nur auf die Volfs- und Bürgerjchulen, 
jondern auch auf die 2ehrerbildungsanitalten und die mit denjelben in Ver- 
bindung ftehenden Uebungsſchulen, jodann auf das gefammte Mitteljchul: 
weien (Öymnajien, Realgymnafien und Realſchulen) wie auch auf alle in 
dad Gebiet derjelben fallende Privat: und Speciallehr: und Erziehungs: 
anftalten erftredt. Mit Bezug auf alle diefe Schulen jteht dem Landes- 
ihulrathe jener Wirkungskreis zu, der bi zum Jahre 1869 den politischen 
Sandesjtellen und den Firchlichen Oberbehörden zujtand, doch bleibt den 
feßteren der ihnen im Gejege vom 25. Mai 1868 Nr. 48 bezüglich des 
Religionsunterrichtes zugeitandene Wirkungsfreis. 

Die Landesjchulbehörde übt auch die Disciplinargewalt über das Lehr: 
perfonale an Volks- und Bürgerfchulen. Sie hat das Recht, jogar mit dem 
Lehrbefähigungszeugniffe für allgemeine Volksſchulen verjehene 
Lehrperjonen, deren Leijtungen ji als ungenügend erweijen, zur noch— 
maligen Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung zu verhalten. Zeigt ji 
dabei wiederholt ein ungenügendes Prüfungsergebniß, jo zieht dieß den 
Verluſt des früher erworbenen Lehrbefähigungszeugniffes nach ſich, und es 
hängt von der Enticheidung der Landesſchulbehörde ab, ob eine weitere 
Verwendung in provijorifcher Eigenschaft zu geftatten oder die Entfernung 
vom Lehrfache auszufprechen jei. 

Doch auch in diejem erweiterten jachlichen Wirfungsfreife haben es 
die Landesschulräthe nur mit Angelegenheiten der äußeren Schulord— 
nung zu thun; als zu denjelben gehörend fommt ihnen die Ueberwachung 
der Bezirf3- und Ortsfchulräthe, die Bejtätigung der Directoren und Lehrer 

Gumplowicz, Das dfterr. Staatsredt. 34 
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an aus Gemeindemitteln erhaltenen Mittelichulen, die Begutachtung von 
Lehrplänen, » Mitteln und »-Büchern, endlich die erforderliche jährliche Bericht: 
erftattung über den Zujtand des Schulmejens im Lande zu. Dagegen iſt 
auch bei diefer höchſten Landesſchulbehörde das didaktiſch-pädadogiſche Gebiet 
ftaatlihen Organen, den Landesſchulinſpectoren zugewiejen, welde 
über Vorſchlag des Unterrichtsminifterd vom Kaiſer ernannt, die erforder: 
lichen Dienftinjtructionen vom Unterricht3minijter erhalten. 

Diefe Landesichulinipectoren find einerjeit3 Mitglieder der politiichen 
Landesbehörden (Referenten für die adminijtrativen und ökonomiſchen Schul: 
angelegenheiten), andererjeit3 fraft ihres Amtes Mitglieder des Landes: 
ichulrathes. Sie traten fraft des Gejeges vom 26. März 1869 Nr. 40 
an die Stelle der früheren Schulräthe. Sie werden dem öffentlichen Lehrer: 
ftande entnommen und zwar aus der Zahl derjenigen, die fich auf dem 
wifjenichaftlihen oder auf dem bdidaktiich-pädagogiichen Gebiete erprobt 
haben. Bei der Bejtellung derjelben muß auf die Vertretung der zweifachen 
Wiffendgruppe der Mittelichulen (der humanijtifchen und der realijtiichen), 
fowie auf die Vertretung der verjchiedenen Unterrichtöjprachen in den Volke: 
und Mittelfchulen angemefjene Rüdjicht genommen werden.?”?) 

Die Landesschulinfpectoren legen die Berichte über ihre Thätigfeit 
dem Landesichulrathe vor, der diejelben eventuell unter Anzeige der dar: 
über gefaßten Beichlüffe dem Unterrichtäminifter vorlegt. Die Landesſchul— 
infpectoren müfjen aber auch über erhaltenen Auftrag direct an den Unter: 
rihtöminifter Berichte erjtatten. Alle Mitglieder des Landesjchulrathes 
jowie auch die der Bezirfd: und Ortsjchulräthe haben vor dem Antritte 
ihres Amtes dem Kaifer Treue und Gehorjam, Beobachtung der Geſetze 


»2) Mit Ge. dv. 6. April 1872 RGB. Nr. 67 wurde die Zahl der Landes 
ichulinfpectoren mit wenigftens 36 feitgeiegt. Den Amtsjig, jowie den Umfang 
der Functionen jedes derjelben beitimmt der Unterrichtsminiiter. Die Landesjcul- 
infpectoren bilden einen Goncretalftatus, innerhalb defjen bei gradueller Vorrüdung 
die eine Hälfte einen Gehalt von 2700 fl. und die andere Hälfte einen Gehalt 
von 2100 fl. genießen. ft eine ungerade Anzahl von Stellen ſyſtemiſirt, jo ilt 
die Mehrzahl in die niedere Gehaltsjtufe einzureihen. Die Landesjchulinipectoren 
ftehen in der ſechſten Diätenclajie. 

Mit MB. v. 11. Juli 1869 RGB. Nr. 129 wurde eine Inftruction für die 
Landesſchulinſpectoren erlaſſen. Darnad) haben die Landesichulinipectoren regel: 
mäßige Bereifungen im Lande vorzunehmen und den jeweiligen Zuftand der ihnen 
anvertrauten Schulen durch perjönliche Inipection nah allen Beziehungen zu er 
forſchen; fie haben eine genaue Kenntniß des Zuftandes der ihrer Aufjicht zugemiejenen 
öffentlichen und Privatunterrichtsanftalten ſich zu verichaffen und die mittelbare 
und unmittelbare Förderung ihres Gedeihens fich angelegen fein zu laflen; fie 
haben mit aller Aufmerkiamfeit darüber zu wachen, dat die Schule nicht zu poli- 
tijchen, nationalen oder confejlionellen Umtrieben mißbraucht werde ($. 1). 

Seder Landesichulinipector ift berechtigt, jeine Bemerkungen und Wahrneh- 
mungen über Schulangelegenheiten welcher Art immer bei der Landesichulbehörde 
vorzubringen und daran Anträge zu fnüpfen. 

Durch die Behandlung des größeren und wichtigeren Theiles der Geicäfte 
der Yandesichulbehörde in Sigungen, werden die Inſpectoren in der leber- 
fiht der Agenden erhalten. Die ohne ihre Mitwirkung erledigten Gejchäftsftüde 
ihres Rejjort find ihnen nachträglich zur Einfichtnahme vorzulegen. 
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und treue Pflichterfüllung an Eidesjtatt zu geloben. — Der galiziſche 
Landesichulrath Hat injoferne einen etwas ausgedehnteren Wirfungsfreis, 
al3 er nicht nur die „adminiftrative” (follte eigentlich heißen: öfonomifche), 
jondern auch die „ſeientifiſche“ Verwaltung aller galiziichen Schulen 
und Bildungsanftalten zu bejorgen hat.””?) Folgerichtig ift ihm auch das 
Recht der „Vorzeichnung“ (jollte heißen Bejtimmung) der Lehrterte 
für Boltsihulen und Genehmigung der Lehrbücher für Mittelfchulen ein- 
geräumt. Doch bleibt die Genehmigung der Lehrpläne dem Miniiterium 
vorbehalten (MErl. v. 22. Sept. 1875 8. 8337 an den gal. Landesihul: 
rath). Neueſtens ijt für den galiziſchen Landesfchulrath ein Bicepräfidenten: 
pojten mit ausgedehnten jelbitändigen Wirfungsfreife creirt worden. — 


Sompetenzbeftimmungen. 


Zwiſchen den autonomen Schulbehörden einerjeit3 und den jtaatlichen 
Organen andererjeit3 iſt im allgemeinen die Competenz derart abgegränzt, 
daß den erfteren die ökonomiſch-techniſchen Schulangelegenheiten (Schul: 
errihtung, Erhaltung, Auffiht u. j. w.), den Ießteren die pädagogiich- 
didaktiichen Angelegenheiten überwieſen jind. Nun ijt aber allerdings dieje 
Gränze vom Gejeg nicht immer Far und deutlich gezogen, und es giebt 
andererjeit3 Angelegenheiten, deren Charakter zweifelhaft oder aber aud 
zweifach iſt, jo daß fie ebenjogut das öfonomifchtechnifche, wie das didal: 
tiih-pädagogiiche Gebiet berühren. So ijt 3. B. die Schulhygiene eine An- 
gelegenheit, die unjtreitig in’3 ökonomiſch-techniſche Gebiet gehört, fich aber 
auch von dem didaktiich-pädagogiichen nicht trennen läßt. 

Bei folder Sachlage ift die Competenzbejtimmung oft jchwierig und 
darf es nicht Wunder nehmen, daß ſowohl autonome Schulbehörden mie 
auch Gemeinden, welche Schulen auf ihre Koſten erhalten, gegen Regierungs: 
Schulbehörden an die Gerichte des öffentlichen Rechts (Berwaltungsgerichts: 
hof und Reichsgericht) zur Austragung von Competenzconflicten appelliren. 

Betrachten wir num zuerjt die geſetzlichen Competenzbejtimmungen be- 
züglich einiger fpeciellen Schulangelegenheiten. Grundlage derjelben und 
zugleich eine Andeutung, in welcher Richtung der Geſetzgeber fich dieſe 
Competenzabgränzung zwijchen Staat3- und Landesbehörden dachte, ift die 
Beitimmung des $. 11 lit. i des Staatögrundgejeßes vom 21. December 
1867 Nr. 141 im Zujammenhalt mit dem $. 18 Abſ. IL. 2 der Landes: 
ordnungen. Denn während in erjterer Stelle dem Reichsrathe „die Feit- 
jtellung der Grundfäge des Unterrichtsweſens bezüglich der Volksſchulen 
und Gymnaſien“ zugewieſen wird, erflären die Qandesordnungen an der 
erwähnten Stelle „die näheren Anordnungen inner der Gränzen der all: 
gemeinen Geſetze in Betreff der Schulangelegenheiten“ als „Landes: 
angelegenheiten“, d. 5. als jolche, in denen „auch dem Landtage das Recht 
zusteht, Gejege vorzuſchlagen.“ Wie gejagt, ſchon aus diejer Competenz- 
beftimmung läßt ſich die urjprüngliche Abficht des Geſetzgebers errathen, 


3) Rundmachung der gal. Statthalterei 6. Juli 1867 LGB. Nr. 12. 
34* 
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den Landesbehörden in untergeordneten, nicht grundfäßlichen Angelegen- 
heiten eine Theilnahme an der Gejeggebung und eine Initiative (jedoch 
ohne endgiltige Entjcheidung) zuzugejtehen. 

Denjelben Gedanken hielt nun der Gejeßgeber auch bei der Organifation 
der Schulbehörden und der Abgränzung ihrer Competenzſphären feit. Die 
grundjägliden Anordnungen und die eigentlichen Unterrichtsjacen 
gehören zur Competenz der Staat3behörde, alfo in oberjter Inſtanz des 
Unterrichtäminifters: die „näheren Anordnungen in Schulangelegenbeiten 
(was von Unterrichtsangelegenheiten wohl zu unterfcheiden ift) gehören 
„ner der Gränzen der allgemeinen Geſetze“ (derem Ausführung und 
Durhführung den Staatsbehörden obliegt) den Landesichulbehörden. 

Tiefer Grundtendenz des Gejehgebers entipricht ed, wenn er „über 
die Zuläffigfeit der Lehr- und Leſebücher“ in den Volksſchulen „nad An- 
hörung der Landesfchulbehörde“ dem Unterrichtsminifter die Enticheidung 
zumeift ?%*) und den Landesihulbehörden nur „die Wahl unter den für zu- 
läffig erklärten Lehr: und Lejebiichern, nah Anhörung der Bezirkslehrer— 
conferenz“ überläßt ($. 8). 

Scheinbar weicht der $. 6 des Reichsſchulgeſetzes von dieſem Princip 
der Competenzabgränzung ab, indem er über die Unterrichtsjprade 
und über die Unterweifung in einer zweiten Landesſprache in den Volks— 
ihulen, nad) Anhörung derjenigen, welche die Schule erhalten, innerhalb 
der durch die Geſetze gezogenen Gränzen der Landesſchulbehörde bie 
Entſcheidung zumeijt, während er den Unterrichtsminifter für competent 
erklärt, „joweit das Landesgejeß nicht etwas anderes beftimmt“, die Unter: 
richtsfprache in den Lehrerbildungsanftalten auf Vorſchlag der Landes 
behörden jelbjt feſtzuſetzen ($. 31). 

Scheinbar alfo weiſt der $.6 die Entſcheidung über die Unterrichts: 
ſprache in den Volksſchulen der Landesihulbehörde zu. Thatſächlich iſt 
aber da3 nicht der Fall, denn durd die Einfügung der Worte „innerhalb 
der durch die Geſetze gezogenen Schranken“ ijt doch jelbftverftändlich jemand 
vorausgefegt und poftulirt, der darüber zu wachen und zu entjcheiden bat, 
ob die Landesschulbehörde in jedem concreten Falle ſich „innerhalb der 
durch das Gefeß gezogenen Gränzen“ gehalten habe. Und dieſer Jemand 


394) Vergl. auch $. 7 Gei. v. 25. Mai 1868 RGB. Nr. 48. Die Lehrbücher 
für den Gebrauch in den Volks- und Mittelfchulen, ſowie in den Lehrerbildung‘ 
anftalten bedürfen nur der Genehmigung der durch dieſes Gejeg zur Leitung und 
Beaufjichtigung des Unterrichtswejens berufenen Organe (Unterrichtsminifterium). 

Neligionslehrbücher können jedoch erjt dann dieſe Genehmigung erhalten, 
wenn fie von der bezüglichen confejfionellen Oberbehörde für zuläffig erflärt 
worden find. 

Mit den Lehr- und Leſebüchern bejchäftigt fich eine Reihe von Minifterialver- 
ordnungen aus den 80er Jahren. Insbeſondere iſt hervorzuheben der MErl. d. 
16. December 1885 3. 23323. VBl. ex 1886 Nr. 3, der fich energiich gegen die 
Bedrüdung des ärmeren Theild der Bevölkerung durch häufigen Wechjel der Lehr- 
bücher wendet; auch verbietet derjelbe den Lehrern und Leitern der Schulen, von 
den Schülern die Anſchaffung anderer Bücher und Lehrbehelfe ald der nothwendigen 
approbirten zu fordern. 
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fann offenbar niemand anderer jein, al3 die oberite Staat3behörde in Unter- 
rihtsjachen, d. h. der Unterrichtäminifter. Damit fällt aber auch über die 
Unterrihtsiprade in Volksſchulen — ſoweit Landesgejege nicht etwas 
anderes bejtimmen — die letzte abminijtrative Enticheidung dem Unter: 
rihtsminifter zu und das um jo mehr, da doch die Frage der Unterricht3- 
ſprache gewiß eine didaktiich-pädagogifche und auf diefem Gebiete das Unter- 
richtsminiſterium unzweifelhaft die vorgejegte Behörde des Landesichul- 
rathes ijt.””°) 

Endlich ift e8 auch eine Confequenz der den Staatsbehörden auf dem 
Gebiete de3 Unterrichtes vom Gefeggeber zugewiefenen Stellung, wenn der: 
jelbe „die Anzahl der wöchentlichen Unterrichtöftunden in den verjchiedenen 
Jahrescurfen der öffentlichen Volksſchule“ durch den vom Unterrichtäminifter 
feftzuftellenden Lehrplan bejtimmen läßt (SS. 4 u. 9). Dagegen ift die 
Zahl der Lehrkräfte in jeder Schule durchwegs Sache der Gejebgebung, jo 
zwar, daß das Reichsgeſetz das Marimum der auf einen Lehrer entfallenden 
Schüler feftfegt (je BO Schüler auf einen Lehrer), der Landesgeſetzgebung 
e3 jedoch vorbehalten bleibt, diefe Marimalzahl der einem Lehrer zuzu- 
weifenden Schüler herabzufegen.?*®). 


Die Unterrichtsiprache, 


Die Frage nad der Unterrichtsſprache in den Volksſchulen bietet feine 
Schwierigkeiten in Gemeinden und Ortichaften, deren Angehörige zu einem 
Boltsftamme gehören; für folche reicht die Bejtimmung des $. 19 StGG. 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger vollfommen hin, um ihnen ihre 


95) Daher denn auch der BGH. die Beftimmung der Unterrichtöiprache den 
Staatsbehörden zuertennt und diejfelben an die Meinung und Forderung der— 
jenigen, welche die Schule erhalten und nad dem Gejege gehört werden jollen, 
keineswegs gebunden erflärt (Erf. v. 14. November 1879, Budwinski Nr. 617 und 
v. 14. October 1885 B. 2722). Auch das Reichdgericht ift der Anficht, daß der 
Unterrichtäminifter den Verfügungen des Landesichulraths in Unterrichtsange— 
legenheiten und namentlich in Betreff der Unterrichtäiprache inhibirend und 
— entgegentreten fann (RGE. v. 19. Jänner 1880, Hye V 203 und 
v. 12. Juli 1880, Hye V 219). Thatſächlich find auch in neuerer Zeit Fälle vor- 
eflommen, wo das Unterrichtsminifterium über die Unterrichtsiprache an Volks— 
ae eine der Enticheidung der Landesjchulbehörde zumiderlaufende und diefelbe 
aufhebende Bejtimmung * 

39) 8,11 Geſ. 1883: Die Zahl der Lehrkräfte an jeder Schule richtet ſich nad) 
der Schülerzahl. 

Erreicht die Schülerzahl bei ganztägigem Unterrichte in drei aufeinander fol- 
genden Jahren im Durchichnitte 80, e muß unbedingt für eine zweite Lehrkraft, 
und fteigt diefe Zahl auf 160, für eine dritte gejorgt und nad) diejem Berhältnijje 
die Zahl der Lehrer noch weiter vermehrt werden. 

Bei halbtägigem‘Unterrichte find auf eine Lehrkraft 100 Schüler zu rechnen. 

Bei der Beitimmung der Zahl der Lehrkräfte für jene allgemeinen Bolts- 
ichulen, welche für die Kinder der zwei legten Jahresitufen eine von der Regel 
abweichende Einrichtung erhalten (8. 21, Abjag 4), find dieſe Kinder nicht zu 
berüdfichtigen. 

Einmal errichtete Lehrftellen dürfen nur mit Bewilligung der Landesſchul— 
behörde bejeitigt werben. 


$. 182, 
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Mutterſprache als Unterrichtsſprache ihrer Schulen zu gewährleiſten. Die 
Schwierigkeit beginnt erſt da, wo Gemeinden und Ortſchaften aus Ange— 
hörigen zweier Volksſtämme zuſammengeſetzt ſind, wo daher im Umkreiſe 
der Gemeinde zwei „landesübliche“ Sprachen geſprochen werden und von 
den ſchulpflichtigen Kindern ein Theil eine andere Mutterſprache ſpricht als 
der andere. Dieſe Schwierigkeit durch das Majoritätsprincip zu überwinden, 
ſo zwar daß die nationale Minderheit ſich der Mehrheit füge und die 
Sprache der Majorität die Unterrichtsſprache ſei — verbietet der obige 8. 19, 
der jedem Volksſtamme die Wahrung ſeiner Sprache in der Schule gewähr— 
feiftet und auch merfwürdiger Weile einen Zwang zur Erlernung einer 
zweiten Landesſprache ausschließt.?”) Es bliebe danah im Sinne des 
StGG. in gemiſchtſprachigen Gemeinden und Ortſchaften nichts anderes 
übrig, al® auch für jede nationale Minorität, welche in einer Gemeinde 
„40 Kinder“ befitt, für die im Umfreife von „vier Kilometer“ feine Schule 
befteht, eine jolhe mit ihrer Mutterſprache als Unterrichtsjprache zu 
errichten ($. 59 RSG.) Diefe are Confequenz der Bejtimmung des 
Reichsſchulgeſetzes jtößt in der Ausführung auf mannigfache Schwierigfeiten 
und erzeugt vielfache Conflicte. 

Die Urjachen derjelben Liegen erjtens in politijchen Intereſſen und 
zweitens in dem Mangel an concreten Merkmalen zur Bejtimmung der 
Nationalangehörigfeit. 

Was den eriten Punkt anbelangt, jo ijt die Frage nach der Unterricts- 
ſprache allerdings keine lediglich pädagogiiche, jondern zugleich eine eminent 
politijche, und auf ihre Entſcheidung in dem einzelnen Fall find auch die 
politijchen Snterefjen der in den einzelnen Ländern um Macht und Herr: 


*207) Dieje Beitimmung des $. 19 ift der Ausfluß eines vielleicht bis zum 
Extrem getriebenen Liberalismus. Vom jtaatörechtlichen Standpunfte würde ein 
ſolcher Zwang volllommen zuläflig jein. Es ift gar nicht abzujehen, warum der 
Staat, der jeine Fünftigen Advocaten, Notare und Beamten zwingt, griechiich zu 
lernen, der jo vielfah im Intereſſe der Geſammtheit einen heiljamen Zwang aus 
übt, nicht auch jedes Landesfind zwingen jollte, die zweite Landesiprace, die es 
zum Verkehr mit jeinen nächſten Mitbürgern befähigt, zu lernen. Der Scul- 
zwang, der Zwang Lejen, Schreiben und Rechnen zu lernen wird allgemein mit 
Recht als heilſam erfannt: follte es der Zwang, die zweite Landesſprache zu 
fernen, in minderem Grade jein? Oder ijt vielleicht den Beamten, Advocaten, 
Notaren und Aerzten das Griechijche, zu dem jie gezwungen werden, nöthiger und 
wichtiger wie die zweite Landesſprache? Oder it die Erlangung der Faähigkeit— 
fih mit feinem nächften Nachbar und Mitbürger verftändigen zu fönnen, fein jo 
wichtiges, einen Zwang rechtfertigendes Antereife, wie daß der intelligente Menſch 
auch Fa Homer einmal im Original gelejen haben müfje? Oder jollte der 
Liberalismus das durchſchnittliche Menfchengehirn des 19. Jahrhunderts nicht für 
entmwidelt genug gehalten haben, eine zweite Sprache zu erlernen? Die Erfahrung 
unferer Kinderftuben lehrt zur Genüge, daß man im Kindesalter auch ganz fremde 
Sprachen jpielend lernt und daß es keineswegs eine zu große Belaftung der Boll 
ichuljugend wäre, wenn fie zur Erlernung auch der zweiten Landesſprache ge 
zwungen würde. Kurz und gut, wie man auch die Sache drehe und wende, vor 
dem gefunden und nüchternen Menjchenverftand ift obige Beſtimmung des $. 19 
ſchwer zu rechtfertigen. Der Gejeggeber hat da dem abjtraften Brincip der „Frei— 
heit des Individuums“ ein vitales Intereſſe des Staates geopfert. 
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Ichaft fämpfenden nationalen Parteien immer von Einfluß. Wenn nämlicd) 
in einem Lande eine Nationalität die alleinige Herrichaft anjtrebt, jo trachtet 
fie die Volksſchule zu beherrichen und ihre Sprache ala Unterrichtsjprache 
zu behaupten beziehungsweije einzuführen. Hat nun dieſe Nationalität die 
Oberhand in der Landesgejeggebung und autonomen Landesverwaltung 
erlangt, jo wird es ihr an Mitteln nicht fehlen, eine für jich günjtige Ent: 
jcheidung über die Unterrichtsipracdhe herbeizuführen. Und diefe Mittel 
werden bereit3 in der Landesgejehgebung, „innerhalb deren Gränzen“ 
($. 6 RSG.) die Landesshulbehörde über die Unterrichtsſprache zu ent- 
icheiden hat, vorbereitet.) Thatfächlich find die Landesgefege in den 
gemiſchtſprachigen Ländern in diefem Punkte jehr behutſam, ja faſt orafel- 
haft gehalten und ihre Beitimmungen find feineswegs jo Elipp und klar wie 
diejenigen des Staatsgrundgeſetzes.“*) Sie machen die Unterrichtsſprache 
nicht von einer far und deutlich aufgejtellten gejeglichen Bejtimmung, fondern 


>”), Es fann keinem Zweifel unterliegen, daB die Worte des $. 6 RSG. 
„innerhalb der Grängen der Geſetze“ ſich auch auf die Landesgeiege beziehen 
müflen, jo daß auch die oberjte Unterrichtöbehörde, das Unterrichtäminifterium, nur 
innerhalb der Gränzen auch der Landesgeſetze dießbezügliche Entfcheidungen 
treffen kann. 

=, Vergl. das böhmiſche LG. betreffs der Durchführung der Gleichberech— 
tigung der beiden Spradhen in Volls- und Mittelichulen v. 18. Jänner 1866 
LGB. Nr. 1 und das gal. Gej. v. 22, Juli 1867 2GB. Nr. 13. 

Das böhmiſche Gejeg erflärt im $. 1 beide Landesiprachen für gleichberechtigt 
in der Schule als Unterrichtsiprache zu gelten und im $. 2, daß in der Regel 
nur eine Sprache als Unterrichtsipradhe zu dienen habe. Das iſt genau - betrachtet 
eine contradictio in adjecto. Denn darnach bezieht jich die Gleichberechtigung auf 
das ganze Land, während in der einzelnen Schule immer doch nur eine Sprache 
berrichen jol. Jene Gleichberechtigung iſt daher jozujagen eine platonijche, wäh— 
rend in jedem concreten alle die Entjheidung nur eine Partei befrie- 
digen kann! 

Ebenio — geht das galiziſche Geſetz vor, welches überhaupt gar keinen 
Rechtsgrundſatz aufftellt, ſondern einfach „das Recht zur Beſtimmung der Unter— 
richtsſprache denjenigen“ zuerfennt, „welche die Schule erhalten“ ($. 1) und 
obendrein noch hinzufügt, dab, „wenn eine Volksichule einen Beitrag aus öffent- 
lichen Fonden bezieht“, diejes Recht der Beitimmung der Unterrichtsjpracdhe, ob 
polniſch, ob ruthenijch „von der Gemeinde gemeinschaftlich mit der Landes- 
ihulbehörde in der Art ausgeübt wird, daß die Bejchlüffe der Gemeinde der Ge- 
nehmigung der Landesjchulbehörde unterliegen.“ Dieje Beltimmung ift als 
politijhe Maafregel untadelhaft in ihrer Bmwedmäßigkeit; allerdings mit 
dem Rechtsgrundſatze des $. 19 des StGG. ift jie fchwer vereinbar. Aber 
andererjeits * es noch zu unterſuchen, ob in dieſer Frage ſtarre Rechtsgrundſätze 
oder politiſche Zweckmäßigkeitsgründe zu walten haben? Jedenfalls ließen ſich für 
letztere Anſicht auch ſehr gewichtige Argumente anführen. Das Reichsgericht aller- 
dings hält ſich an den jtarren Rechtsgrundſatz des $. 19 StGG., indem es 
erfannte, daß in drei Gemeinden Niederöfterreihs, Biſchofswarth, Ober- und 
Unterthemenau, „jlaviih landesüblich“ jei, die betreffenden Gemeindeangehörigen 
aljo ein Recht auf jlaviihe Volksſchulen befigen (RGE. v. 25. April 1877 H. III. 129 
und v. 19. October 1882 9. IV. 269). Ob aber die Anwendung diejes ftarren 
Rechtögrundfages mit den berechtigten politijchen Intereſſen der einzelnen Länder 
vereinbar jei, ift eine andere frage; und es giebt ja jchließlich auch berech— 
tigte politiiche Intereſſen der einzelnen Länder, denen die Conjequenzen des 
jtarren Rechtsgrundiaßes geopfert werden müſſen. 
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von einer in jedem einzelnen Falle zu treffenden Entſcheidung abhängig, die 
erft auf mannigfache Momente fich ftüßt: wie 3. B. darauf, wer die Schule 
ganz oder nur theilweife erhält und vergl. Dazu fommt noch, daß das 
wichtigite Moment, welches als natürliche Grundlage ſolcher Entjcheidungen 
immer zu dienen hat, die Thatjache der Angehörigfeit der Schulfinder 
an die eine oder andere Nationalität vom Geſetzgeber nirgends auf fejte 
Merkmale bafirt werden fann und daß diefelbe vom Verwaltungsgerichtshofe 
als durch feine gejegliche VBorfchrift erfennbare, daher als eine vollitändig 
von dem jubjectiven Sichbefennen des Einzelnen abhängige, daher faſt ganz 
in da3 fubjective Belieben des Einzelnen geftellte erflärt wurde. *00) 
| Unter ſolchen Umftänden läßt ſich über die Unterrichtsipradhe in den 
Volksſchulen nur fo viel jagen, daß diejelbe durch den abjtracten Grundjag 
des $. 19 StGG. nicht emdgiltig gelöft wurde und von demfelben nicht 
beherrjcht wird; daß diefelbe vielmehr von dem hiſtoriſch-politiſchen Charafter 
jede8 Landes beeinflußt und daß die endgiltige Löfung Ddiefer Frage 
in der Zukunft von Landesgejegen abhängen wird, welche für jedes Land, 
fs wie das in Galizien bereits gefchehen ift, ausdrüdlich die in dieſem 
Bande zum öffentlichen Unterricht berechtigten Sprachen und erjt innerhalb 
Dtefer gejegliden Schranfen die Bedingungen, unter denen die eine 
oder die andere Sprache ald Unterrichtsſprache und zugleich die andere 
Landessprache als obligater oder freiwilliger Lehrgegenſtand einzuführen 
ift, feitfegen werden. Bis eine folche Landesgejegliche Regelung diejer Frage 
nicht erfolgen wird, muß diefelbe als eine durch den 8.19 des StGG. nicht 
für alle Fälle ausreichend geregelte bezeichnet werden. *") 





#0, E. d. VGH. 27. April 1877. 8. I 70; dann v. 9. März 1878. B. II 288. 
Bemertengwerth ift übrigens, daß der VGH., trogbem er erklärt, dab über diefe 
wichtigfte Grundlage der Entſcheidung über die Unterrichtsipradhe, d. 1. über bie 
Thatſache, „mach welchen Merkmalen die Nationalität Einzelner zu bejtinnmen Te, 
Weine gejegliche Vorſchrift beftehe“ und daß daher die Schulbehörden die Befähigung 
der Kinder, den Unterricht in dieſer oder jener Sprache zu empfangen, nad) eigenem 
Ermeffen zu beurtheilen“ haben: zugleich die Anfıht ausdrüdt, daß „die Beftim⸗ 
mung der Unterrichtsſprache an den Schulen . . . nicht zu den Angelegenheiten 
gehört, in welchen die Behörden nad freiem Ermeljen vorzugehen berechtigt jind, 
da ihnen „die Entſcheidung nur innerhalb der durch Die Geſeße gezogenen Schranten 
eingeräumt ift“ — daher bie Gemeinden gegen dieje Enticheidungen der Schul⸗ 
behörden zur Beſchwerdeführung vor dem 9. legitimirk find. — 

“0, Die Lüide in der gejeglichen Regelung diejer Trage für Die einzelnen 
Länder entftand dadurch, daß der 8.19 StGG. „alle Vollsſtämme des Staates‘, 
aiſo auch alle Spradhen des Staates ohne Rüdficht auf ihre thatjächliche Stellung 
in ben einzelnen Ländern und ihr Verhältniß zur hiſtoriſch-politiſchen Individua— 
dität derfelben, für gleichberechtigt erflärte. Daraus müflen ſich nun bie verſchie⸗ 
denſten Schwierigkeiten un die mittelft des $. 19 nicht bewältigt werden 
fönnen. Nehmen wir 3. B. ar, daß in Graz die bajelbit zahlreich mwohnenden 
italieniichen Familien für ihre jchutpflichtigen Kinder, deren Mutterſprache und 
auch Umgangsiprahe) H,atjählich das JItalieniſche iſt, die Errichtung einer 

Vollsſchule mit itafiewjcher Unterrichtsiprahe verlangen würden. Im Sinne er 
8. 19 num müßte ibe en eine jolche Schule entichieden gewährt werden umd ud? 
Reichägericht müß*, mit derjelben Confequenz, mit der es den $.19 in anderen Län * 
ohne RüdfihtnoF ‚meaufden hiſtoriſch⸗ politiſchen Charalter des andes alle — * 
Stante3 in ſeinem ganzen Gebiete für gleichberechtigt erklärt, für bie 
* 
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Die Mittelfchule, 


Die nächſthöhere Stufe des Unterrichts über Volks- und Bürgerfchule $. 183. 
bildet die Mittelfchule in ihren zwei Verzweigungen, Gymnafium und 
Realſchule. Bezüglich der Mittelfchule befteht ebenfowenig wie bezüglich 
der Hochſchulen (Univerfitäten und technifchen Hochſchulen) ein directer 
Schulzwang. Indirect bejteht derſelbe jedoch infoferne, als für eine Anzahl 
von öffentlichen Berufen die Abfolvirung diefer Schulen eine Bedingung 
bildet — von der nur ausnahmsweiſe in fehr rüdjicht3würdigen Fällen 
abgejehen wird. 

Für Diejenigen jedoch, welche eine öffentliche Mittelfchule bejuchen, 
bejteht die Pflicht, fich den Beftimmungen ſowohl des Lehrplans wie aud 
der Disciplinarvorjhriften in all und jedem zu fügen; andernfalls 
der Schulbehörde das Recht der gefeglichen Strafen, fogar das Ausſchließungs— 
recht in mannigfachen Abftufungen zufteht. Während in den (achtelaſſigen) 
Gymnasien vorwiegend die claſſiſch-humaniſtiſchen Studien, daneben aber 
auch Naturwifjenichaften gepflegt werden zu dem Zwede, um die Schüler 
für den Beſuch einer der vier Facultäten der Univerfitäten vorzubereiten: 
wird in den Realjchulen da3 Hauptgewicht auf Naturmwiffenichaften und 
lebende Sprachen gelegt, um die Schüler teils für den Beſuch einer technischen 
Hochſchule, theil für fpecielle Fachichulen fähig zu machen. Sowohl die 
Gymnaſien wie die (fiebenclaffigen) Realjchulen zerfallen in Unter: und Ober: 
abtheilungen, wobei die Oberabtheilungen die in den Unterabtheilungen 
gelehrten Gegenstände in gründlicherer und ausführlicherer Weife mit mannig- 
fachen Erweiterungen beziehungsweiſe mit Ausdehnung auf neue Gebiete 
zur Wiederholung bringen. Den Abſchluß ſowohl des Gymnaſial- mie 
de3 Realjchulftudiums bildet eine Reifeprüfung (Maturitätsprüfung); nur 
diejenigen, welche letztere mit Erfolg beitehen, erlangen die Befähigung, die 
Univerjität beziehungsweije die technische Hochſchule zu beziehen. 


richtung einer italienischen Volksſchule in Graz eintreten. Wie würden fich aber 
einem jolhen Verlangen gegenüber die Gemeinde Graz und der jteiriiche Landes— 
Ausihuß verhalten? Offenbar ablehnend und mit vollem Rechte; nur wäre es 
ihnen jchwer, ſich auf ein Gejeg zu berufen und vor dem Reichögerichte könnten 
fie auf Grund des $. 19 leicht hätte werden. Denn in diefem Paragraph hat 
der Gejeßgeber e3 vollftändig überjehen, daß nicht alle Spradhen „des Staates“ 
in jedem Lande gleichberechtigt fein können; daB 3. B. das Stalienifche nicht 
leichberechtigt fein fann in der Steiermark, in Kärnten u. j. w., wohl aber in 
almatien und im Küftenland, Mit einem Worte, der Gejeggeber v. 1867 per- 
orrejeirte den Begriff der Hiftorifch - politiichen Individualität, wollte von der 
iſtenz und Bedeutung derjelben nichts wiſſen und ſetzte daher eine Gleichberech— 
tigung der Sprachen ohne Rückſicht auf die Länder feit, eine Gleichberechtigung, 
welche im gegebenen Falle aus dem Grunde jchwer zu realifiren ift, weil fie mit 
dem hiftorijch - politiihen Charakter des Landes in Wideripruh tritt. Dieje 
Züde kann daher nur auf dieje Weije ausgefüllt werden, daß für die einzelnen 
Länder diejenigen Sprachen ausbrüdlich bezeichnet werden, melde in diejem 
Zande, der Hiftorifch-politifchen Individualität desjelben entiprechend, gleichbered)- 
tigt find und daher unter den gejeglichen Bedingungen und thatlächlichen Voraus— 
jegungen den Anſpruch haben, als Unterrichtsſprache in den öffentlichen Volks— 
schulen eingeführt zu werden. 


$. 184. 
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Im Gegenfage zu dem unentgeltlihen Unterricht in der Volksſchule 
wird der Unterricht in den Mittelichulen nur gegen Entrichtung eines in 
die Staatscaſſe fließenden Schulgeldes für jedes Halbjahr ertheilt; von 
diefem Schufgelde werden jedoch unbemittelte und fleikige Schüler, die einen 
guten Erfolg aufweijen, befreit. 


Gymnaſien. 


Die Organiſation der Gymnaſien beruht im Weſentlichen noch immer 
auf der Thun'ſchen Reform vom Jahre 1849, deren Grundſätze in den 
Vorbemerkungen zum „Entwurfe der Organiſation der Gymnaſien“ vom 
Jahre 1849 dargelegt ſind. Doch wurde ſeither an dem Lehrplan und an 
der Urt und Weiſe des Unterrichts jo manche durch die gemachten Erſah— 
rungen und die Fortſchritte der Wiſſenſchaften gebotene Verbefjerung vor: 
genommen. *"?) 

Jene Grundſätze find: 

Gliederung des ganzen Gymnafiums in acht Jahrescurſe und zwar in 
Unter- und Obergymnafium von je vier Jahrescurjen (Claſſen). Dabei 
wird bezwedt, daß da3 Untergymnafium ein relativ abgejchlofjenes Ganzes 
von Bildung gemwähre, welches die Schüler jomwohl zum Uebertritte in die 
höhere Stufe der Realichulen als auch zum Eintritte in manche Berufe des 
praftiihen Lebens befähigt. Daher behandelt das Untergymmafium die 
Lehrgegenftände in minder umfafjender, mehr populärer Weije und mit 
praftifchen Anwendungen. Im Obergymnafium erfolgt dann theilmeije eine 
Wiederholung des im Untergymnafium Erlernten, jedoch in umfaſſenderer 
und wiſſenſchaftlicherer Weife, theild eine Fortbildung auf Grundlage des 
im Untergymnafium Erlernten. 

Der Lehrplan umfaßt diejenigen Gegenjtände, „welche aus dem Be: 
griffe der allgemeinen Bildung fich ergeben.“ Als Hauptzwed der Erlernung 
der alten Spraden wurde die Lejung der claffiihen Schriftiteller ange: 
nommen; daher wurde auch der griechiichen Sprache eine größere Stundenzabl 
gewidmet. Auch auf die „den öfterreihiichen Gymnaſien eigenthümlide 
Aufgabe, eine Mehrheit im Reiche gangbarer und häufig den Schülern noth: 
wendiger Landesſprachen zu lehren“, follte Rüdjicht genommen werden. In 
erjter Reihe jedoch jollte durch den Unterricht in der deutichen Sprache aud 
dort, wo derfelbe weder Landes- noch Mutterſprache der Schüler iſt, Red) 
nung getragen werden „dem Bedürfniß eines mächtigen Reiches, daß wenig: 
ſtens die Gebildeten aller Theile desjelben fich untereinander zu veritehen 
die Fähigkeit haben.“ 

Der Schwerpunft des Lehrplans jollte weder in der clafjifchen nod 
in der vaterländiichen Literatur, fondern in der „wechjeljeitigen Beziehung 
aller Unterrichtsgegenftände aufeinander” beruhen. 





»2, Hübl.: Handbuch für Directoren, PBrofejjoren 2c. der Gymnafien, Real 
ichulen 2c., Wien 1878. Marenzeller: Normalien für die Gymnaſien und Real: 
ſchulen, Wien 1884. 
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Der Unterricht wird durch Fachlehrer ertheilt und fol ein befonderes 
Gewicht auf die erziehende Thätigkeit der Schule gelegt werden. 

Daher bilden einzelne Lehrer ala Claſſenvorſtände den „vorwiegenden 
und leitenden Mittelpunkt in disciplinarer und auch didaftifcher Beziehung,” 
während einen folchen Mittelpuntt für das ganze Gymnafium der Director 
bildet. Leßterer ift zunächſt und durch ihn der ganze Lehrkörper für die 
Leijtungen des Gymnafiums verantwortlid. Da jedes Gymnafium daher 
nad Außen hin eine gewiſſe Selbftändigfeit zu behaupten berechtigt ift, fo 
ſoll e3 jeden Schüler, der fi) zur Aufnahme, meldet, einer Prüfung unter: 
ziehen dürfen. 

Die Landesichulbehörden find die unmittelbaren Auffichtsbehörden 
der Gymnaſien. Damit diefelben in genauer Kenntniß von dem Zuſtande 
eines jeden Gymnaſiums erhalten werden, müffen ihnen die Protokolle der 
Lehrerconferenzen vorgelegt, jährliche Berichte erftattet werden, unter- 
nehmen ihre Mitglieder perjönliche Bifitationen der Gymnaſien und wohnen 
den Prüfungen bei. 

Tas Privalftudium in Gymnafialgegenftänden ift geitattet: auf Grund— 
lage desjelben können Sünglinge, die das 18. Lebensjahr zurücdgelegt haben, 
ji zur Maturitätsprüfung melden und wenn fie diefelbe mit Erfolg 
zurücdlegen, ein zum Bejuch der Hochjchule berechtigendes Maturitätszeugniß 
erhalten. 

Der Entwurf der Organijation der Gymnafien und Realſchulen 
enthält in fünf Abtheilungen die jenen Grundſätzen entiprechend formulirten 
Beitimmungen und zwar 1. allgemeine Bejtimmungen; 2. ſolche über den 
Lehrplan; 3. über Echüler; 4. Lehrer und 5. über die Leitung der Oymnafien. 
Diejer Entwurf wurde vom Kaiſer zur Kenntniß genommen und der Unter: 
richtsminiſter ermächtigt, „bei der Leitung und den dringenden Verbefjerungen 
der Gymnaſien und Realſchulen die in demjelben vorgezeichnete Richtung 
einftweilen, bis die definitive Organifirung diefer Schulen” die faijerliche 
Genehmigung erhalten werde, zu verfolgen (Kaif. Verordn. 16. September 
1849). Damit wurden diefe Beftimmungen proviforijch in Wirkſamkeit 
gejegt. 10) Nach Berlauf von vier Jahren, während welcher Beit man 
Gelegenheit hatte, die Erfolge dieſer proviforiichen Organifation zu beobachten, 
wurden die mit derjelben eingeführte achtjährige Studienzeit, fowie Lehr: 
methode und die anderen bis dahin proviforisch eingeführten Einrichtungen 
mit einigen fpeciell aufgezählten Abweichungen vom Kaifer genehmigt, alfo 
zu definitivem Gefege erhoben (Rail. Handfchreiben vom 9. December 1854 
und Min.-Verordn. vom 16. December 1854 RGB. Nr. 135). 


Obendrein wurden eine Anzahl von 88. des Organiſationsentwurfes 
durch nachfolgende Verordnungen ausdrüdiih in Wirkſamkeit gefet.**) 


05, Min.-Erl. v. 15. September 1849 erflärt, daß diejer Entwurf fein Ge— 
jeß fei, doch wünjcht der Minifter, daß die Schulbehörden nad) den Hauptgrund- 
fägen und Ideen desjelben vorgehen. 

#08) Sp die 88. 72, 75 und 76, 97, 160, 109, 110—114, die ganze fünfte 
Abtheilung mit Ausnahme des $. 106 und der 88. 117—121. Außer Wirkfan- 


$. 185. 
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Ueber den Privatunterricht in den Lehrgegenſtänden des Gymnaſiums wurde 
mit Kaiſ. Verordn. vom 27. Juni 1850 ein proviſoriſches Geſetz erlaſſen. 

Seit jener Thun'ſchen Organiſation der Gymnaſien iſt eine große 
Anzahl von Geſetzen und Verordnungen über das Gymnaſialweſen erſchienen, 
von denen mehrere auch den ſeither eingetretenen politiſch-nationalen Wand— 
lungen des öſterreichiſchen Staatsreht3 Rechnung trugen (namentlich mit 
Beziehung auf die Unterrichtsfpradhe). 


Auf Grundlage diefer vierzigjährigen gejeßgeberiichen Arbeit und 
Rechtsentwidelung erlangte das öfterreichifche Gymnafialrecht die nachfolgende 
Geftaltung. 

Da nad dem Geſetze jedermann befugt ift, ein Gymnafium zu gründen, 
wenn er nachweijen fann, daß er demjelben auf mehrere Jahre die nöthigen 
Subfiftenzmittel mit großer Wahrfcheinlichkeit jicherftellt und den übrigen 
gejeglichen Erforderniffen und Bedingungen nachkommt: jo fann es neben 
den öffentlichen ftaatlichen und auch nichtftaatlihen Gymnafien auch Privat: 
gymnafien geben. Diejelben unterfcheiden ſich von den öffentlichen dadurd, 
daß ihre Zeugniffe nicht jtaatsgiltig find. In denfelben können alſo Schüler 
Gymnafialbildung genießen, müſſen fi) aber, wenn fie ftaat3giltige Gymna— 
fialzeugniffe erlangen wollen, an öffentlichen Gymnafien den vorgejchriebenen 
Prüfungen unterziehen. 

Deffentlihe Gymnafien dagegen find folche, denen der Staat das 
Deffentlichfeitsrecht zuerfennt, deren Zeugniffe alfo den Zeugniffen der ftaat- 
fihen Gymnaſien gleichgeftellt jind. Außer den Staatögymnafien können 
folhe öffentliche Gymnafien gegründet und erhalten werden von Gemeinden, 
Ländern, geiftlichen Corporationen, Gejellihaften oder auch von Privat: 
perjonen. Nicht die Perfon des Gründer und Erhalters, jondern die Zu: 
erfennung oder Nichtzuerfennung des Deffentlichfeitsrecht3 macht eine Anſtalt 
zu einer öffentlichen oder privaten. 

Ein vollftändiges Gymnaſium befteht aus 8 Jahrgängen oder Claſſen. 
Die eriten vier Claſſen bilden das Unter-, die folgenden vier Claſſen das 
Dbergyinnafium. Im Großen und Ganzen ift der Lehrplan der Gymnaſien 
fo eingerichtet, daß das Obergymnaſium fich ald eine vertiefende und ver- 
vollftändigende Wiederholung all derjenigen Fächer darjtellt, die im Unter: 
gymnafium in mehr elementarer Form gelehrt wurden. 


Nah dem Thun’shen Organifationsentiwurf wurde das Hauptgewicht 
des Unterricht auf die claffiihen Sprachen und die humaniftifchen Fächer 
gelegt (Geſchichte, Literatur); von Mathematif wurde ſowohl Arithmetik wie 
aud Algebra und Geometrie gelehrt; die Naturmwiffenfchaften twurden daneben 
jehr curforifch behandelt. Außer den obligaten Fächern war für den Unter: 
richt in nicht obligaten Fächern (moderne Sprachen, Zeichnen, Gefang :c.) 
vorgejorgt. Seitdem erfuhr der Lehrplan eine wejentliche Berbefferung durd 
Einführung eines intenjiveren Studiums der Naturmwifjenichaften, 


feit wurde geiegt $. 64. — Die nicht ausdrüdiih in Wirkſamkeit gefegten Rara- 
graphen wurden meift durch jpätere Verordnungen abgeändert. 





= Mi’ 


die auf der Oberjtufe mit großer Gründlichkeit, wo möglich mit Zuhilfenahme 
von naturhiftorifchen Sammlungen gelehrt wurden. 

Eine einjchneidende Reform erfuhren die Gymnafien feit den erften 
70er Fahren durd) die Einführung der Nationaljprachen der einzelnen Kron— 
länder als Unterrichtsſprachen. Die Ordnung diefer Sprachangelegenheit 
an den Öymnafien war und ift noch theilweije für die Unterrichtsverwaltung 
mit großen Schwierigkeiten verbunden, weil fie da den entgegengejegten 
und fich befehdenden nationalen Ajpirationen gegenüber ſowohl dem Grund: 
jaß der Gleichberechtigung der Nationalitäten wie aud) dem wohlverjtandenen 
Anterefie des Staates Rechnung tragen muß. 

Bedingung der Aufnahme in's Gymnaſium ift das zurüdgelegte 
10. Lebensjahr und eine Aufnahmsprüfung, die unter Leitung des Directors 
von einem Gymnafiallehrer vorgenommen wird (MB. v. 14. März 1870). 
Bei derjelben Hat der Aufzunehmende jene Maaß von Kenntniſſen nad): 
zuweiſen, welches in einer vierclaffigen Volksjchule erworben werden kann. 
Zum Webertritt von einem öffentlichen Gymnafium in ein anderes ijt ein 
Abgangszeugnig von erjterem erforderlih. Doch ift das aufzunehmende 
Gymnaſium an das Zeugniß des verlaffenen Gymnaſiums nicht gebunden 
und fann den Schüler einer Aufnahmsprüfung unterwerfen und nad) deren 
Befund die Claſſe, in die er einzutreten bat, bejtimmen. In keinem Falle 
aber darf es den Schüler in eine höhere Claſſe aufnehmen, al3 ihm nad) 
dem Abgangszeugnifje zufommt. 

Außer den ordentlichen Schülern des Gymnafiums, welche den voll- 
ftändigen üffentlihen Unterricht genießen, fann es auch Privatijten und 
außerordentliche geben. 

Privatiſten find folche, die den Unterricht nit am Gymnaſium, jondern 
privat genießen, ſich jedod nah Schluß jedes Semeſters einer Semeftral- 
prüfung am Gymnaſium unterziehen und über den Erfolg der Prüfung ein 
Zeugniß erhalten. Sie fünnen in diefer Weiſe ganz jo wie die öffentlichen 
Schüler von Semefter zu Semejter, von Claſſe zu Claſſe aufiteigen, bis fie 
nach abjolvirter adhter Elafje das Recht erlangen, zur Maturitätsprüfung 
zugelafjen zu werden. Das Maturitätsprüfungszeugniß folder Schüler ift 
den Maturitätszeugniffen der öffentliden Schulen vollkommen gleichwerthig. 

Außerordentlihe Schüler find jolche, die den Unterricht nicht in allen 
obligaten Lehrfächern, fondern in einem oder einzigen derjelben zu genießen 
wünjchen. Die Aufnahme jolher Schüler hängt von dem Lehrförper ab. 

Sowohl die öffentlihen Schüler wie die Privatijten an Staatd- 
gumnafien zahlen ein Schulgeld, deſſen Höhe vom Unterrichtsminijter feit- 
gejegt wird. Corporationen, Geſellſchaften oder Privatperfonen, die ein 
Gymnafium erhalten, bejtimmen das Schulgeld nad) ihrem Belieben. 

Deffentlihe Schüler der Gymnafien, welche „wahrhaft dürftig“ ſind 
und im vorhergehenden Semejter einen guten Fortgang gezeigt haben, 
fönnen vom Schulgeld befreit werden. Die Befreiung wird vom Landes: 
ihulrathe auf Antrag des Lehrkörpers bewilligt. *°) 





>), Die Beftimmungen über das Schulgeld enthält die Min.-Ber. vom 
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Der Unterricht an den Gymnaſien wird von einer Anzahl von Fach— 
fehrern ertheilt, die für ihre jpeciellen Fächer herangebildet und für die: 


12. Juni 1886 RGB. Nr. 100. Das auf ein Semefter entfallende Schulgeld 
wird darnad) in dreierlei Ausmaaß feitgeftellt und zwar fürWien mit 25 Gulden, 
für die Orte außer Wien, welche mehr als 25,000 Einwohner haben, mit 20 Gulden, 
für die übrigen Orte mit 15 Gulden. 

Behufs Entrichtung des Schulgeldes wurden Schulgeldmarten eingeführt. 
Das Schulgeld ift von den öffentlichen und den außerordentlichen Schülern im 
Laufe der erſten jechs Wochen jedes Semefters im vorhinein zu entrichten. Schülern, 
welche innerhalb diejer Frift ihrer Schuldigfeit nicht nachgekommen find, ift der 
fernere Bejucd der Schule nicht geitattet. Brivatiften haben fich, bevor fie zur 
Semeftralprüfung zugelajfen werden, über die Entrichtung des Schulgeldes auszu— 
weijen. Wird einem Brivatiften ftatt der Semeftralprüfungen ausnahmsweiſe eine 
Jahresprüfung bewilligt, jo hat er das Schulgeld für beide Semefter zu entrichten. 
Das bezaplte Schulgeld wird einem Schüler auch dann nicht zurüderftattet, wenn 
er noch vor Ablauf des Semejterd aus der Schule austritt oder ausgejchlofien 
wird. Bei einem gerechtfertigten Uebertritte in eine andere Staatsmittelichule aber 
gilt die Empfangsbeftätigung über das bezahlte Schulgeld aud für die Anftalt, in 
welche überzutreten der Schüler veranlaßt war, und zwar unabhängig von der Höhe 
des an derjelben bejtehenden Schulgelded. Die Befreiung von Entrichtung des 
Sculgeldes kann öffentlihen Schülern unter nachfolgenden Bedingungen gewährt 
werben: 

a) wenn fie im legten Semejter in Beziehung auf jittliche3 Betragen und 
Fleiß eine der beiden erjten Noten der — — Notenſcala erhalten 
haben, und ihr Studienerfolg mindeſtens mit der erſten allgemeinen Fort— 
gangselaſſe bezeichnet worden iſt, und 

b) wenn fie, beziehungsweiſe die zu ihrer Erhaltung Verpflichteten, wahrhaft 
dürftig, das ift, in den Vermögendverhältnifien jo beichräntt find, daß 
ihnen die Beitreitung des Scyulgeldes nicht ohne empfindliche Entbeb- 
rungen möglich fein würde. 

Die Entrichtung des Schulgeldes fann bis auf weiteres auch bis zur Hälite 
nachgejehen werden. Als Bedingung für eine ſolche Nachſicht gilt, daß die oben 
aufgeftellten Forderungen vollftändig erfüllt, und daß nad) den Vermögensverhäll— 
nifjen der Schüler, beziehungsweife der zur Erhaltung derjelben Verpflichteten an- 

unehmen ift, daß fie zwar nicht zu jeder Zahlung unfähig, jedoch außer Stande 
And, der vollen Schuldigfeit nachzukommen. Jede Schulgeldbefreiung — ſowohl 
die ganze, wie die halbe — beginnt mit demjenigen Semefter, in welchem fie ge 
währt wird und ijt nur jo lange aufrecht zu erhalten, al3 alle Bedingungen erfüllt 
jind, unter denen fie ordnungsmäßig erworben werden fonnte. Demgemäß ift m 
jedem Semefter mit Rückſicht auf die in demfelben ertheilten Sitten-, Fleiß⸗ und 
Fortgangsnoten eine genaue Revifion der Schulgeldbefreiungen vorzunehmen und 
der Berluft der Befreiung den betreffenden Schülern befannt zu geben. 

Um die Befreiung von Entrichtung des Schulgeldes für einen Schüler zu 
erlangen, wird bei der Direction der Mittelichule, welche derjelbe bejucht, ein Ge 
juch überreicht, da3 mit dem Zeugniffe über das legte Semefter und mit einem 
nicht vor mehr ald einem Jahre ausgeftellten behördlichen Zeugniffe über die Ber- 
mögengsverhältniſſe belegt jein muß, welches die Vermögengsverhältnifje jo genau 
und eingehend, al3 zu ficherer Beurtheilung erforderlich ift, anzugeben hat. 

Der Lehrförper hat die Pflicht, auf Grund ftrenger Prüfung diejer Belege 
und mit Berüdfihtigung der eigenen Wahrnehmungen feine Anträge an die 
Landesjchulbehörde zu eritatten. Sowohl für diefe Anträge, wie auch für die 
genaue Erforihung und die Wahrheit der von ihm dargeftellten thatjächlichen Ber- 
hältnifje bleibt der Lehrtörper verantwortlich. Ueber die Anträge des Lehrkörpers 
enticheidet die Landesichulbehörde. Gegen die Enticheidung des Landesichulrathes 
findet fein Recurs jtatt. 
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jelben geprüft wurden. (Philologen für Griechifch und Lateiniſch, Hiſtoriker 
für Gefchichte und Literaturgefchichte, Naturhiftorifer für die verjchiedenen 
Fächer der Naturgeichichte und in der Regel auch für Mathematik).*%%) Die 
Leitung der ganzen Anjtalt bejorgt ein Director. Die Gymnaſien jedes 
Landes ftehen unter der Auflicht von Landesſchulinſpectoren, welche die 
Gymnaſien ihres Sprengel3 beauffichtigen und bei den am Schluß der 
Gymnaſialſtudien ald Bedingung zum Uebertritt an die Univerfität vor- 
geichriebenen Maturitätsprüfungen mo möglich perfünlich interveniren. 

Die Lehrbücher für die Gymnafien müſſen vom Unterrichtsminifterium 
approbirt jein; Verlag und Verſchleiß derjelben ift freigegeben. 

Die jährliche Unterrihtsdauer beträgt zehn Monate; zwei Monate, 
zumeist von Mitte Juli big Mitte September find Ferien. 


Realfchulen. 


Der Unterſchied zwiſchen Gymnafien und Realjchulen liegt auf dem 
Gebiete der für diejelben vorgejchriebenen Lehrgegenjtände und des durch 
die Verſchiedenheit derjelben allenfalls erforderlichen Verſchiedenheit des 
Lehrpland: in der öffentlichrechtlihen Stellung ſowohl der Anjtalten wie 
der Schüler, Lehrer und Directoren find die Realjchulen den Gymnafien 
ziemlich gleich, bis auf den einen Punkt, daß die Geſetzgebung über Gymnafien 
in die Competenz des Reichsrathes, diejenigen über die Realjchule in die 
Competenz der einzelnen Zandtage fällt. Doch ijt die oberjte Regierungs— 
behörde für beiderlei Anitalten diejelbe und zwar das Unterrichtäminifterium, 
wenn es auch bei den Gymnaſien Reichs, bei den Realichulen Landes: 
gejege vollzieht, beziehungsmweije die Vollziehung und Ausführung der- 
jelben überwacht. 

Auch das öſterreichiſche Realſchulweſen verdankt feinen mächtigen Auf: 
ihwung den Bemühungen des Minijters Thun. Gleichzeitig mit dem Ent- 
wurf der Organijation der Gymnafien erjchien auch ein folcher bezüglic) 
der Realichulen (1849). So wie die Öymnafien zwiſchen Voltsjchule und 
Univerjität, jo wurden die Realjchulen zwiſchen Volksſchule und Technijche 
Anftalten eingefügt. Als Zweck der Realjchulen erklärte jener Entwurf 
ihon neben allgemeiner Bildung „einen mittleren Grad der Vorbildung 
für gewerbliche Bejhäftigungen“. Die Stelle der claffiihen Sprachen 
nehmen in den Realfchulen die modernen Spracden ein. 


+06), Mit der MB. v. 7. Februar 1884 wurde über die Prüfung der Candi- 
daten des Lehramtes an Gymnafien und Realſchulen eine Vorſchrift erlaffen. 
Diejelbe enthält Beſtimmungen über die vom Unterrichtöminifter zu ernennenden 
Prüfungscommifjionen, jodann über die Bedingungen der Zulafjung zu der 
Prüfung, endlih über das Maaß der an die Candidaten aus jedem einzelnen 
Gegenjtande zu jtellenden Forderungen. Nach gut bejtandener Prüfung hat jeder 
Candidat fi) ein Jahr lang an einem Gymnafium rejp. an einer Realjchule ver- 
wenden zu laflen (Brobejahr), wobei der Kandidat fi) das Kronland, wo er das 
Probejahr durchmachen will, wählen fann, die Landesichulbehörde jedoch die An— 
italt, wo er verwendet wird, ihm anmeift. 


$. 186. 


$. 187, 
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Maaßgebend für die Gründung von Realſchulen waren Rüchkſichten 
auf die „industriellen Elafjen der Bürger“ ; die Realfchulen follten „ihnen die 
Bildung geben, die fie benöthigen“.*°) 

Begründet wurde die Maabregel mit den damaligen „Veränderungen 
des öſterreichiſchen Bolltarifeg, durch welche das Prohibitivſyſtem gänzlich 
aufgegeben“ wurde, was auf die Belebung der öſterreichiſchen Anduftrie 
einen mwohlthätigen Einfluß üben mußte. 

Auch bei den Realjchulen ift die Gliederung in Unter: und Oberreal- 
ſchulen angenommen worden, wobei das bejondere Beitehen von Unterreal- 
ihulen in Eleineren Städten in's Auge gefaßt wurde, welche Unterreal- 
ſchulen nah Umjtänden durch Hinzufügung von Lehreurfen für claffifche 
Spraden zu Unter-Realgymnafien umgejtaltet werden fünnen. Befondere 
Oberrealfchulen giebt es nicht; jede „Oberrealjchule jest zu ihrem Beſtehen 
das VBorhandenfein einer Unterrealichule an demjelben Orte voraus“. 


Gewerbliche Unterrichtsanftalten. 


Außer den Unter: und Oberrealfchulen find fchon im Jahre 1851 in 
derjelben Abficht, das einheimische Gewerbe zu fürdern, Handwerfer-Sonn- 
tag3- und eigentliche Specialjchulen für einzelne Bweige der techniichen 
Bildung in's Auge gefaßt worden.“s) Seither haben ſich leßtere als „ge: 
werbliche Fachſchulen“ bedeutend enttwidelt. 

Diefe „gewerblichen Unterrichtsanftalten” hatten bis zur Ericheinung 
der neuen Gewerbenovelle feinerlei öffentlich-rechtliche Bedeutung; denn weder 
übte der Staat einen Zwang aus behufs der Errichtung derjelben wie bei 
den Volksſchulen; noch fnüpfte er an die Abjolvirung derfelben irgend 
welche Befähigung zu ftaatliher Laufbahn oder öffentlicher Stellung, wie das 
bezüglich der Gymnaſien, techniſchen Anjtalten und Hochſchulen der Fall 
ift. Er forderte die Gründung folder Anftalten lediglich aus gemwerbe: 
politiihen Rüdfichten und überließ es jodann den Staatögenofjen, diejelben 
nad Belieben zu benügen. Diejes Verhältnig änderte ich jedoch in Folge 
des $. 14 der Gewerbeordnung (Novelle vom 15. März 1883), welcher 
gewiſſen, durch den Handeldminifter im Einvernehmen mit dem Unterrichts- 
minifter zu bezeichnenden Anſtalten injoferne eine öffentlichsrechtliche Stel- 
[ung einräumt, als ihre Zeugnifje zum Untritte eines handwerksmäßigen 
Gewerbes berechtigen. In Folge deſſen erfcheinen von Beit zu Zeit Minifterial- 
verordnungen mit der Veröffentlichung von Lijten jolcher gewerblichen 
Unterrichtsanftalten, denen die Berechtigung zur Ausſtellung ſolcher öffent: 
fi giltigen, jeden anderen Nachweis der Befähigung zum Antritt hand: 
werfsmäßiger Gewerbe erjegenden Beugniffe zuerfannt wird. *”) 


= Allerunterthänigfter Vortrag des Minijters Leo Thun v. 12. Februar 1851. 
08, A. u. Vortrag des Minifters Thun v. 12. Februar 1851. 
#00, Die erfte folhe MB. erfchien unterm 17. September 1883 RGB. 
Nr. 150, es folgten: MB. v. 24. April 1885 RGB. Nr. 57; v. 20. October 
1887 RGB. Nr.121. Diefe Verordnungen geben auch das zuverläffigfte Bild der 
Entwidelung des gewerblihen Fachſchulweſens in Defterreich. 
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Univerfitätsgefeßgebung. 

Anders wie in Deutichland, wo es bis heutzutage feine allgemeinen 
Univerjitätögejege giebt und wo die einzelnen Univerfitäten nad) ihren 
Statuten organijirt und verwaltet werden: unterliegen in Dejterreich alle 
Univerfitäten ein und denjelben Gejegen, zumal gegenwärtig die Geſetz— 
gebung über diejelben dem Reichsrathe ausdrüdlich vorbehalten iſt ($. 11 
lit. i des StGG. v. 21. Dec. 1867 Nr. 141). Die einjchneidendite Um: 
gejtaltung der öfterreichiichen Univerfitäten wurde in den Jahren 1848 big 
1850 vorgenommen. Die damals erlafjenen Univerfitätsgejee legten den 
Grund zur heutigen Geſtaltung derſelben. E3 waren das die Gejege über 
die Organifation der afademijchen Behörden, die akademische Disciplinar— 
ordnung *!®) und die allgemeine afademijche Studienordnung. *!!) Wie die 
meiſten Gefege jener Jahre, an denen immer ein wenig Eraltation Antheil 
hatte, erforderten auch dieſe Univerfitätägejege in manchen Stüden einer 
nüchterneren Anpafjung an die wirklichen Bedürfniffe des Staated. In 
diefem Geiſte erfloß im Jahre 1855 eine neue Studienordnung für die 
recht3= und jtaatswifjenfchaftlichen Facultäten?'?), welche bis heutzutage in 
Geltung fteht und erſt jegt wieder einer zeitgemäßeren und den mittlerweile 
gemachten Erfahrungen und aufgetretenen Bebürfniffen angepaßten, Platz 
machen joll. Im Jahre 1872 wurde die heute geltende Rigorofenordnung 
für die weltlichen Facultäten erlafjen. +1?) 

Im Fahre 1873 wurde fodann eine neue Ürganifation der afademijchen 
Behörden vorgenommen*'*), wobei eine vollfommene Einheitlichkeit der: 
jelben für alle öfterreichijche Univerfitäten erzielt wurde; daran ſchloß ſich 
im Jahre 1875 eine einheitliche Reorganijation aller öfterreihifchen Uni- 
verfitätsfanzleien. +7?) Bon wichtigeren Umgeftaltungen der 1848— 1850er 
Gejege jei hier nur noch die im Jahre 1888 vorgenommene Neuregelung 
der Habilitirungen von Privatdocenten erwähnt, durch welche die bis dahin 
geltende Habilitirungsvorichrift vom 19. December 1848 abgeändert reip. 
verjchärft wurde. 2%) So ijt denn die den Univerfitäten durch die Geſetze 
von 1848— 1850 gegebene Gejtaltung feither in mweientlichen Stüden ge: 
ändert und geht noch einer weiteren, durch die Bedürfnifje der Lehre und 
de3 Staates gebotenen Entwidelung entgegen. 





Die Univerfitäten. 
Die Univerfitäten find bejtimmt, die Wiſſenſchaft als ſolche zu pflegen 
und zugleidh die Studirenden für die einzelnen öffentlichen Berufe vor- 
zubereiten. Aus einjtigen autonomen, vom Staate mehr oder weniger un- 


410) M. Erl. dv. 13. October 1849 RGB. Nr. 416. 

+), M. Erl. v. 1. October 1850. 

42) M. Erl, v. 2. October 1855. 

MB. dv. 15. April 1872 KGB. Nr. 57. 

#14) Geſetz v. 27. April 1873 RGB. Nr. 63. 

415), MB, v. 24, October 1875, 

16) MB, v. 11. Februar 1888 RGB. Nr. 19. Die hier angeführten Ge- 
jege (bis zum J. 1882) find enthalten in Thaa Sammlung der öjterr. Univerfi« 
tätsgeſetze, fortgejegt v. Schweithardt, 1 Band und 2 Supplementheite. 

Gumplowicz, Das öfter. Staatsrecht. 35 


$. 188, 


$. 189, 


$. 190. 
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abhängigen Anftalten, find fie heutzutage reine Staatsanjtalten geworden 
und an ihren einftigen Charakter erinnern nur noch in Deiterreid: 
die Eollegiengelder, die Prüfungstaren und die innere Organijation der 
Profefjorencollegien. 

Im Gegenfage zu dem Schulgeld der Mitteljchulen fließen die Eollegien- 
gelder*!?) und Prüfungstaren an den Univerfitäten nicht in die Staats: 
caffe, jondern fommen den Profeſſoren zu Gute; auch die innere Organijation 
der aus ordentlichen und außerordentlichen Profefjoren und aus Docenten 
beitehenden Facultäten, ift eine althergebracdhte, welche aus dem einftigen 
Weſen der Univerfitäten hervorgegangen ift und an die innere Verfaſſung 
aller mittelalterlihen Eollegien (d. i. Zünfte) erinnert. 

Am übrigen hat jenes alte Weſen der Univerfitäten heutzutage zum 
größten Theil dem einer ftaatlihen Anjtalt Platz gemacht und der moderne 
Staat beftrebt fich, fo manches Ueberlebte abzujtoßen und auch die äußeren 
Formen der Univerfitäten ihrem modernen Wejen anzupafjen. 

Als Staatdanjtalten, angeficht® der freien Bewegung der Geifter in 
unferer Zeit jowie auch beim Vorhandenſein einer Fülle von Bildungs 
und Forfchungsmitteln außerhalb der Univerſitäten, find diejelben heute 
nicht mehr was fie vielleicht einjt fein mochten: die einzigen Pflegejtätten 
der Wiſſenſchaft. 

Dagegen jtellt der moderne Staat an diejelben weitgehende Anforde: 
rungen im Intereſſe der modernen Staat3verwaltung. 

Die einzelnen öſterreichiſchen Univerfitäten gliedern fi im je vier 
Facultäten: die theologijche, rechts- und ſtaatswiſſenſchaftliche, philoſophiſche 
und mediciniſche.“8) 

Auf jeder diefer Facultäten find es vorwiegend entweder künftige 
Staat3beamte (richterliche, politifche oder Lehrer) oder doch Männer öffent: 
liher Berufe (Geiftlihe, Werzte, Advocaten, Notare) die herangebildet 
werden follen: daher erklärt ich das überwiegende Intereſſe des modernen 
Staates an der ganzen inneren Organijation, an dem Lehrplan und dem 
Studium an den Univerfitäten. 


Die Univerfitätsbehörden. 

Die unmittelbare Leitung der Univerfitäten bejorgen die autonomen aus 
unmittelbaren und mittelbaren Facultätswahlen hervorgehenden Univerfitäts- 
behörden. Die oberjte derjelben ijt der Senat, der an der Spitze der 
ganzen Univerfität fteht, jodann folgen die Decanate, die an der Spihe der 





“) In In Ungarn find neueftens die Eollegiengelder aufgehoben und an deren 
Stelle ein in die Staatscafje fließendes Schulgeld eingeführt worben. 

415) ‚Die Facultäten beftehen aus den Xehrercollegien und den immatricu- 
firten Studenten. Das Lehrercollegium jeder Facultät bejteht aus den jämmt- 
lichen ordentlihen und Außerecbentikhen Profefloren, den Privatdocenten und den 
Lehrern im engeren Sinne diefes Wortes. Die ordentlihen und außerordentlihen 
Brofefjoren werden vom Staate bleibend angeftellt. Privatdocenten find nicht vom 
Staate angeitellt, jondern von diejem zugelajjene Lehrer... Lehrer im engeren 
Sinne find diejenigen, welche nicht eine ee — ſondern eine Kunſt 
oder Fertigkeit‘“ 8. 2 des Gef. v. 27. April 1 
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einzelnen Facultäten ftehen, endlich die Profefjorencollegien der einzelnen 
Facultäten. 

Die Profeſſorencollegien beſtehen aus den ſämmtlichen ordentlichen 
und außerordentlichen Profeſſoren, ſo lange die Zahl der letzteren die Hälfte 
der Zahl der erſteren nicht überſteigt. Tritt dieſer Fall ein, ſo gehört nur 
ein Theil der außerordentlichen und zwar nur die an Dienſtjahren älteren 
dem Profeſſorencollegium an. Die Brivatdocenten*!?) wählen, wenn ihrer 
mehr al3 zwei an der Facultät habilitirt find, eine Vertretung von zwei 
Docenten in's Collegium. Sind ihrer nur zwei, jo gehören fie dem 
Collegium an. 

Die Decane werden jährlich aus der Zahl der ordentlichen Brofefforen 
gewählt; der Decan des letztverfloſſenen Jahres ift Prodecan. 

Der Senat beiteht aus dem Rector, der durch eine aus allen Facultäten 
hervorgehende Wahlcommijfion ad hoc jährlich gewählt wird; aus dem 
Brorector (welches Amt dem Rector des leßtverfloffenen Jahres zufteht), aus 
den jämmtlichen Decanen und Prodecanen der Facultäten und aus je einem 
aus den einzelnen Profefjorencollegien gewählten Mitgliede. 


Die Wahlen der alademischen Behörden find dem Unterrichtsminifter 
zur Beftätigung vorzulegen. Jede diefer Behörden hat einen ihr zu- 
gewiejenen, von einander jtreng abgegränzten Wirkungskreis, auch bilden 
jie aufjteigend vom Profefforencollegium zum Senat für eine Unzahl von 
inneren Angelegenheiten einen Inſtanzenzug. 

Die Profefjorencollegien haben das Recht, Anträge behuf3 Wieder: 
befegung erledigter Lehrkanzeln zu ftellen;*?) doch iſt dag Minifterium an 
diefe Anträge nicht gebunden. 

Die Profefforen find übrigens in all und jeder Beziehung Staats— 
beamte; an diefem ihrem Charakter ändert es nichts, daß fie in einigen Be— 
ziehungen befonderen Beitimmungen unterliegen, jo 3. B. bezüglich der 
Anrehnung der Dienjtjahre zur Penſionsfähigkeit, was nur eine Folge der 
anderen befonderen Beſtimmung ift, daß fie ſchon mit 65 Jahren penftonirt 
werden Fönnen und mit 70 (refp. 71) Jahren ihre Aetivität bejchließen 
müfjen. **!) 


Als Beamte unterftehen fie zunächſt den afademifchen Behörden, jo: 
dann dem Unterrichtöminifterium. Allerding3 genießen fie in rein wiſſen— 
Ihaftlihen Fragen ihres Faches jene Unabhängigkeit, welche eine Conjequenz 
der jtaatögrundgejeglich gewährleifteten „Freiheit der Lehre und der Wiſſen— 
ſchaft“ ijt und welche auf dem Gebiele des Beamtenreht3 ein Analagon 


419) Die Habilitirung der Privatdocenten an den Univerfitäten wurde neu— 
geregellt mit der MB. v. 11. Februar 1888 RGB. Nr. 19. Bedingung der Habi- 
litirung ift darnach: Doctorat der betreffenden Facultät; ein Zeitraum von zwei 
Jahren jeit der Erlangung desjelben, gedrudte Habilitirungsichrift, Colloquium und 
Probevorlefung. Fallen alle dieje Ucte zur Zufriedenheit des Profeſſorencollegiums 
aus, jo kann es die Zulaffung des Kandidaten zur Docentur beſchließen. Diejer 
Beihluß bedarf um rechtswirkſam zu werden der Beftätigung des Minifters. 

#20) M. Erl. v. 11. December 1848 RGB Nr. 20 ex 1849, 

#21) 8. 3 des Gef. v. 9. April 1870 RGB. Nr. 47, 

35 * 


$. 191. 
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hat in jener anderen ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmung, wonach „die 
Richter in Ausübung ihres Amtes ſelbſtändig und unabhängig“ find. 
Ebenjowenig nun wie dieſe letztere Beitimmung den Beamten:Charakter 
der Richter, ebenfowenig ändert die „Freiheit der Lehre“ den Beamten: 
Charakter der Profefjoren. 


Studium, Prüfungen und Doctorat. 


' Dem Charakter der Staatsanjtalt entfpricht es in erjter Neihe, das 
die Aufnahme ald ordentlicher Hörer an der Univerjität von der mit Er— 
folg abgelegten Maturitätsprüfung an einem inländiichen öffentlichen 
Gymnafium abhängig gemacht wird. Dieſe Bedingung entjpräche offenbar 
nicht einer freien Pflegejtätte der Wiſſenſchaft: denn zur Pflege der Wiſſen— 
ichaft dürften wohl auch noch andere Menjchen manchmal geeignet fein, als 
Abiturienten. Daneben giebt es allerding3 aud außerordentliche Hörer, 
d. i. folhe, denen troßdem fie nicht die gejegliche Dualification, die zur 
Aufnahme al3 ordentlicher Hörer verlangt wird, bejigen, die Inſcription 
und das Hören einzelner Collegien gejtattet wird, die jedoch feine akademiſchen 
Grade erlangen können. Die außerordentlichen Hörer fünnen wohl Gelehrte, 
aber feine Doctoren werden. 

Unvereinbar mit der Univerfität al3 Staat3anftalt ift dagegen der Grunt- 
fat der Lern: und Lehrfreiheit, von dem immer als für dad Studium 
an der Univerfität allgemein geltend und dasjelbe beherrichend gefproden 
wird. In Defterreich wenigjtens (und auch in Deutſchland) mußte derjelbe 
insbefonderean dertheologiichen und juridiichen Facultät einer vorgejchriebenen 
und ftreng einzuhaltenden Studien:Drdnung den Plah räumen. **?) 

Auch die Freiheit des Lehren ijt mit der Beſtimmung der heutigen 
Univerfitäten nur in einem fehr befchränften Sinne vereinbar. Bor allem 
muß ja dem obligaten Lernen da3 obligate Lehren entiprechen; der Studien: 
plan verpflichtet ebenjo die Lehrer wie die Schüler. Dem Profefjor wird 
vom Staate nicht nur der Gegenstand, den er lehren joll, jondern auch der 
Umfang, den feine Lehre nicht zu überjchreiten hat (durch die Feſtſetzung 
der Stundenzahl) mehr oder weniger vorgejchrieben. Allerdings in der 
Vertheilung des Stoffes, in der Wahl jeines theoretiichen Standpunkte: 
und feiner wiſſenſchaftlichen Richtung ift er frei; auch hat er das Recht, 


422) Für die theologifche Facultät ift diejelbe enthalten in der MB. vom 
29. März 1858 RGB. Nr.50. Für die recht3- und ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät 
ift zur Zeit noch die Studienordnung v. 2. October 1855 geltend, die eine ftreng 
einzuhaltenden Reihenfolge der in den einzelnen Semejtern zu hörenden Gegen: 
ftände feftjegt; an der medicinifchen Facultät herricht dem Wortlaute des Geſetzes 
nad) fein Zwang zur Einhaltung einer bejtimmten Ordnung in den zu höremden 
Gegenftänden, dennoch empfehlen die „Beitimmungen über die Einrichtung des 
mebdicinischen Unterrichts”, welche zugleich; mit der Inſtruction zur Ausführung 
der Rigorojenordnung v. 15. April 1872, am 1. Juni 1872 erlafjen wurden, eine 
bejtimmie Reihenfolge der zu hörenden Gegenftände und machen e3 den Profeſſoren— 
collegien zur Pflicht darauf hinzuwirken, daß dieje Ordnung eingehalten werde, 
was denn auch meift gejchieht. Vollkommen frei ift der Natur der Sade nad) 
das Studium an der philofophifchen Facultät. 
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außer den Eollegien, zu deren Abhaltung er verpflichtet ijt, andere nad) 
freier Wahl abzuhalten (Specialcollegien). 

Um das ſchönklingende Wort von der Freiheit des Lernens und Lehrens 
zu retten, liebt man es, den Sinn desjelben dahin einzufchränfen, daß für 
die Vorlefungen an der Univerfität feine Lehrbücher vorgejchrieben find — 
wie da3 z. B. in Rußland der Fall ift, wo jeder Docent im Programm 
angeben muß, an welches Buch er fich in feinen Borlefungen hält. In ſo— 
ferne allerdings gilt auch in Oeſterreich und Deutjchland Lern: und Lehr: 
freiheit. Der Zweck der Univerfitäten, dem Staate Beamte und Männer 
öffentlicher Berufe heranzubilden, erheijcht e3, den Studirenden die zweck— 
mäßigfte Ordnung ihrer Studien zur Pflicht zu machen;“) außerhalb 
diejer obligaten Fächer wird ihnen dann freigeitellt, Gegenjtände 
freier Wahl nad Luft und Neigung zu hören. Wuch die von der Beſtim— 
mung der heutigen Univerfitäten unzertrennlihen Prüfungen und Prüfungs: 
ordnnungen, machen die jtrenge Einhaltung eines vorgejchriebenen Studien- 
ganges unvermeidlich. 

Die AUbfolvirung der einzelnen Facultätsftudien, die von ungleicher 
Dauer find,*?*) berechtigt zur Ablegung der jtrengen Prüfungen (Rigorojen) 
und fomit zur Erlangung des ‚betreffenden Doctorated. Dieje Rigorojen 
find an jeder Facultät den jpeciellen Erforderniffen der verſchiedenen Wifjen- 
ichaftsgebiete gemäß geregelt; auch hat der Staat die Vertretung feines 
Interejjes an der Gründlichkeit der Prüfungsvornahme auf verjchiedene 
Urt geordnet. Die früher und in Deutſchland noch heute üblichen Differ- 
tationen find nur an der philojophiichen Facultät beibehalten, an welchen 
e3 dafür nur zweier Rigorojen bedarf, während an der juridiichen und 
medicinifchen je drei Rigoroſen vorgejchrieben find. Bon den zwei philo- 


#23) „Durch die Löfung ihrer Aufgabe als Schule... . finkt die Hochſchule 
nicht zur Abrichtungsanftalt herab, wie eine oft gedanfenlos angewendete Phraſe 
dieß dem Laien glauben macht” Joſeph von Dumreicher: Ueber die Nothiwendig- 
feit von Reformen des Unterrihts, Wien 1888. Dumreicher verlangt in dieſer 
Schrift eine entichieden obligatorifche Studienordnung, indem er darauf hinweiit, 
dab die oben erwähnten „Beftimmungen“ feinen hinreichenden, dem Zwecke ent- 
jprechenden Zwang üben, was auf den Erfolg der medicinifchen Studien von un» 
günftigem Einfluffe ift. — Die allmählige Wandlung des Standpunktes des öjter- 
reichiichen Gejeßgebers in diejer Frage zeigt eine Vergleihung des Min.-Erlafjes 
v. 5. Juli 1851 „die Lehr- und Rernfreiheit betreffend“, welcher noch von dem „Auf« 
dringen eines Studienplanes“”, als von einer zu befürdhtenden Gefahr jpricht und 
‚ den zwei Min.-Erlajjen v. 2. Dctober 1855, welche jolche Studienpläne für die 
juridifchen Facultäten feſtſetzen; diefe Entwidelung, die ihren Abſchluß noch immer 
nicht gefunden hat, it feineswegs eine „reactionäre“, jondern eine jadhlidy-fort« 
jchrittliche, au den gemachten Erfahrungen rejultirende. 

424, An der recht3- und Raatswiffenthaftlichen, jowie aud) an der theologischen 
Facultät find vier Jahre, an der philofophiichen gegenwärtig ebenjoviel (ML. v. 
11. Februar 1888 RGB. Nr. 57), an der medicinischen fünf Jahre vorgefchrieben. 
Bon diejen Studienjahren müffen an einer öſterreichiſchen Univerfität verbracht 
werden: von den für das philofophijche Doctorat vorgejchriebenen mindeftens ein 
Sahr, von den für das juridiiche und mediciniiche mindeftens zwei Jahre ($$. 46 
und 47 Min.-Erl. vom 1. October 1850). Auch fann in die zur Erlangung des 
Doctorates der Rechte und der Medicin vorgejchriebene Studienzeit ein an der 
philojophiichen Facultät zugebrachtes Jahr eingerechnet werden. 
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ſophiſchen Rigorofen bildet den obligaten Gegenjtand des erjten die 
Philofophie, des zweiten nad) Wahl des Kandidaten eine der vier facul: 
tativen Fachgruppen (eine Hiftorifche, philologiſche, mathematiſch-phyſikaliſche 
oder naturhiſtoriſche). Won den drei juridifchen NRigorofen, bei denen nur 
die Reihenfolge der Ablegung dem Candidaten anheimgejtellt ift, enthält 
da3 eine die recht3-hiftorifchen, das zweite die ſogenannten judiciellen Fächer 
(öfterr. Civil- und Strafrecht und Proceß), das dritte die politischen Fächer. 
Borausjegung der juridichen ſowie der philofophifchen Rigorofen ift das 
erlangte Abjolutorium. Won den drei medicinifchen Rigorojen fann das 
erſte (theoretifche) während der Dauer der Facultätsjtudien und zwar vom 
Beginn des dritten Jahrganges angefangen, abgelegt werden. Voraus: 
fegung desjelben find aber jedenfall3 die mit Erfolg abgelegten drei natur: 
biftorifchen Vorprüfungen (Botanik, Mineralogie und Zoologie) die bereits 
im Laufe des erften Jahres abgelegt werden fünnen. 

Was die erwähnte Bertretung des Staates anbelangt, jo läßt fid 
derjelbe bei allen drei mediciniichen NRigorojen von einem Regierung: 
commifjär und bei dem zweiten und dritten (beide theoretiſch-praktiſch 
Rigorofum noch obendrein von einem befonders hiezu bejtellten Coeraminator 
vertreten; verzichtet aber auch auf alle weiteren ftaatlichen Prüfungen ber 
inländiſchen Doctoren der Medicin. 

Die rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Rigoroſen überläßt der Staat 
den WProfefjorencollegien als reine Facultätsfache, dagegen müfjen die 
Studirenden ſich nah Schluß der erjten vier Semefter vor einer vom 
Minifter ernannten Prüfungscommijfion einer recht3-hiftorifchen Staats: 
prüfung unterziehen und ebenjo bejtehen für die zwei anderen Gruppen von 
Fächern für die judicielle und politifche befondere Staat3prüfungscommifjionen, 
vor denenfich diejenigen den Staatsprüfungen zu unterziehen Haben, die nad; Ab: 
jolvirung der juridifchen Studien in den Staat3dienft zu treten beabfichtigen. 
Allerdings macht das erlangte Doctorat der Rechte dieje beiden Staats: 
prüfungen überflüffig; dagegen find ſowohl für Richter als für politiiche 
Beamte ald Bedingung ihres Avancement? praktiſche Prüfungen vor: 
gejchrieben, wobei die Regierung alſo Gelegenheit genug findet, diejenigen, 
welche mitteljt der Rigorofen die Staatsprüfungen umgehen, auf ihr Wiflen 
und Können zu prüfen. 

Bei den philofophiihen und theologischen Rigoroſen verzichtet der 
Staat ebenfalld auf eine bejondere Vertretung. Uebrigens find alle Rigorojen 
öffentlich und müffen in der Regel an einer Univerfität, alfo an der, wo 
mit dem erjten begonnen werde, abgelegt werden.“*) Nac) erfolgreich ab- 
gelegten Rigorojen wird der Candidat in vorgejchriebener feierliher Weile 
(Promotion) zum Doctor des betreffenden Faches (Theologie, Philoſophie, 
Jus oder Medicin) promovirt. Für jedes Rigorofum und fchließlich für 
die Promotion hat er die vorgejchriebene Taxe, von der es feine Befreiung 





425) Decret der Hof-Studiencommilfion v. 23. Mai 1829, melches betont, 
daß „das DPoctorat nicht der ftüdmweije Act mehrerer Univerfitäten fein fann.“ 
Doch werden dießbezüglich Dispenjen vom Minifterium ertheilt. 
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giebt, zu erlegen. Das öfterreichifche Doctorat der Medicin befähigt zur 
Ausübung der medicinifhen Praris in allen öjterreihifchen Ländern; das 
Doctorat der Rechte ift die Borausfegung zur Erlangung der Advocatur. 
Auch find die Doctorate nothiwendige Vorausfegungen zum Beginne aka: 
demijcher Carrieren. Bejondere Vorjchriften regeln die Bedingungen, unter 
welchen ausländiihe Doctorate in Dejterreih Geltung erlangen fünnen 
(Noftrificationen). *?®) 

Außer den bisher erörterten Facultätsſtudien werden an den Univer: 
fitäten auch Magifter der Pharmacie herangebildet. Das pharmaceutifche 
Studium an der Univerfität dauert zwei Jahre.“““) Vorausſetzung der 
Bulafjung zu demjelben ijt ein ftaatsgiltiges Zeugniß über (öffentfich oder 
privat) zurücgelegte ſechs Gymnaſialelaſſen und die Erlernung der Phar- 
macie nad der bejtehenden Gremialordnung, d.i. in der vorjchriftsmäßigen 
Lehrzeit. 

Die Pharmaceuten gehören zu den philoſophiſchen Facultäten und es 
finden auf diejelben alle für die ordentlichen Univerjitätsftudenten geltenden 
Disciplinarborichriiten ſowie die Vorſchriften über Anfeription, Bejuch der 
Borlejungen, Eollegiengelder u. |. w. Anwendung. 

Die vorgejhriebene Studienordnung müſſen fie genau einhalten. Zur 
Erlangung des Magifterdiplom3 haben fie drei Borprüfungen und ein 
Rigorofum und zwar alle an einer Univerfität zu bejtehen. 

Die Prüfungscommifjion bejteht aus dem Decan der medicinifchen 
Facultät, den vom Unterrichtäminijter dazu ernannten PBrofejjoren und 
einem vom Miniſter des Innern bdelegirten Regierungscommiflär. Das 
Rigoroſum beſteht aus einer praftifchen und einer theoretiihen Prüfung. 

Das früher üblihe Doctorat der Pharmacie kann nicht mehr er: 
worben werden; nur ijt e3 jenen Magiitern der Pharmacie, welche nebjtbei 
da3 Doctorat der Philoſophie erworben haben, geftattet, den Titel „Doctor 
der Pharmacie* zu führen. 


Andere Hochichulen und Akademieen. 


Die Organifation der anderen Hochſchulen und zwar der technifchen 
Hochſchulen in Wien, Prag, Graz, Brünn und Lemberg, der Hochſchule für 
Bodencultur in Wien, endlich der Ufademieen der bildenden Künste in Wien 
und Krakau, beruht, da diefelben nicht in den Wirkungskreis des Reichsraths 
gehören, nicht auf einem allgemeinen Reich3gejege, jondern auf Reichs- 
Ipecialgejegen, Statuten und Regulativen. So ijt die techniſche Hochſchule 
in Wien mit Gefeg vom 10. April 1872 RGB. Nr. 54 organifirt. Kraft 
deajelben bejteht dieſe Hochjchule aus einer Anzahl von Fachſchulen (In— 
genieur:, Bau-, Maſchinenbau-, chemifch-technifche), welche ungefähr der 
Theilung der Univerfitäten in Facultäten entfprechen — und aus einer all- 
gemeinen Abtheilung. Auch das Lehrperjonale ift ähnlich wie an Uni- 


120) Min.»Erl. v. 6. Juni 1850 RGB. Nr. 240. 
427), Erlaß des Unterrichtsminifters dv. 16. December 1889, womit eine neue 
pharmaceutiihe Studien- und Prüfungsordnung eingeführt wurde. 
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verjitäten abgejtuft und organifirt; ebenio giebt es ordentliche und außer: 
ordentliche Hörer, je nachdem fie auf Grund eines Realfchul:Maturitäts: 
zeugniffes aufgenommen twerden oder ohne ein jolches. Die Hörer zahlen 
ein in die Staatscaſſe fließendes Unterrichtsgeld. Zu Ende des vierten 
Semejter3 Haben jie ſich einer eriten allgemeinen Staatsprüfung, jodann 
nah Schluß ihres Fachjtudiums einer Staatsprüfung aus demfelben zu 
unterziehen. Ein Doctorat der Technik giebt es nicht; die geprüften und 
approbirten Zechnifer erlangen hiemit die Fähigkeit, fi) um techniiche 
Staatämter zu bewerben, für welche diefe Dualification vorgejchrieben it. 

Nach dem Mujter der Wiener technifchen Hochjchule wurde ſodann mit 
Gejeh vom 5. Mai 1873 RGB. Nr. 92 die in Brünn (ohne Hochbau-Fach— 
ſchule) organifirt. Ferner wurden nad demjelben Mufter die organijchen 
Statute der beiden polytechnijchen Landesſchulen in Prag (deutich und 
czechiſch) (1869), der technifchen Hochfchule in Graz (1872) und das Re 
gulativ der technischen Akademie in Lemberg (1872) im Verordnungswege 
vom Minijterium erlafjen. 

Die Hochſchule für Bodencultur in Wien, die in Folge einer be 
züglichen Rejolution de3 Abgeordnetenhaujes (1869) errichtet wurde, bat 
ihr befonderes vom Kaiſer genehmigtes Statut, welches mit Minifterial: 
verordnung vom 24. Februar 1873 im RGB. Nr. 28 kundgemacht wurde. 
Darnach Haben an derjelben für alle in das Gebiet der Landwirthichaft ge: 
hörige Hauptfächer und fir jene vorbereitenden und Nebenfäder, die 
weder an der Univerjität noch an der techniichen Hochſchule oder an dem 
Thierarznei-Jnititute in Wien vorgetragen werden, Lehrkanzeln zu be: 
itehen. *°8) 

Die orientalifche Akademie in Wien bejteht jeit 1754 und hat Die Be: 
ftimmung tüchtige Dolmetfhe bei den öfterreihiich-ungarifhen Miffionen 
in der Levante heranzubilden. Die in Wien, Krakau und Brag beitehen- 
den Afademieen der Wiljenichaften find jtaatlicd) dotirte Anftalten zur För— 
derung der Wiſſenſchaften; jede derfelben ift auf Grundlage eines eigenen 
Statutes organifirt. 

Das Organifationsjtatut für die Afademie der bildenden Künfte in 
Wien ift vom Minifterium im Verordnungswege unterm 25. Auguft 1872 
RGB. Nr. 135 kundgemacht worden. Ihre Aufgabe ift eine doppelte: 
Kunſtſchule und Anstalt zur Förderung der Kunſt außerhalb der Schule 
zu fein. Mit a. h. E. vom 29. Jänner 1876 wurde die Kunftjchule in 
Krafau ind Leben gerufen. 


129) Die MB. v. 18. Mai 1889 RGB. Nr. 80 enthält Beftimmungen be 
treffend die theoretiichen Staatsprüfungen für das land- und forftwirthichaftlice 
Studium an diefer Hochichule; Die MB. v. 18. September 1889 regelt die Prü- 
fungen aus den cultur-technijchen Fächern dajelbit. 

Bon ftaatlichen Höheren Lehranftalten jeien Hier noch erwähnt die Berg 
alademieen zu Leoben und Pribram; die nautiihe und Handelsafademie in Zrieft 
und die höhere Landwirthichaftsichule in Dublany in Galizien; öffentliche, doc 
nicht ftaatliche Anſtalten find die Handeldafademieen zu Wien, Graz und Prag. 





VI. Bud. 
Cultusverwaltungsredt. 


In dem Sinne wie wir von Militär, Finanz oder Unterrichtsrecht $. 198, 
Iprechen, fönnen wir von einem „Eultusrecht* nicht |prechen. Bon einem folchen 
nämlich könnte nur die Rede fein im Hinblid auf die gegenjeitigen Be— 
ziehungen der einzelnen Kirchen zu ihren Gläubigen, der Machthaber und 
Funktionäre der Kirchen und Religionggejellichaften zu ihren Gemeinden. 
Wenn nämlich die erfteren Eultusfagungen aufjtellen, denen die legteren ſich 
fügen; wenn über die Gränze der geijtlihen Macht der erjteren Trans— 
actionen oder auch Kämpfe geführt werden: jo entjteht dadurd ein 
gewiſſes Cultusrecht. Dasſelbe ftatuirt die Attribution der geiitlichen 
Functionäre in Religionsjachen, die Pflichten und Rechte der Religionsgenofjen, 
der Slirchengemeinden ihnen gegenüber u. j. w. So lange Fire und 
Neligion eine vom Staate unabhängige Domäne bildeten, vollzog ſich die 
Bildung diefes Eultusrechts ohne irgend welche Ingerenz des Staates: das 
ijt theilweije noch heute der Fall, injoferne e3 ſich um reine Cultusſachen 
handelt d. i. um folche, welche die ſtaatliche Rechtsordnung nicht tangiren. 

Ob ein Geeljorger das Gewifjen feines Beichtkindes befreit oder nicht, 
ob und welche Buße er ihm auferlegt, ob er den feiner Seelforge über- 
wiejenen Gläubigen gewijje Speijen an gewifjen Tagen gejtattet oder ver- 
bietet: in alle diefe Verhältnifje mengt fi) der Staat nicht ein, fo lange 
fie feine eigene Rechtsordnung nicht anfechten. Das ijt das Gebiet, das 
jind die Gegenftände des eigentlihen Cultusrechts. 

Nun giebt es allerdings Fälle, wo dieſes Eultusrecht zugleich ein jtaat« 
liches Recht ift, wo man daher von einem ftaatlichen Eultusrecht ebenjogut 
ſprechen fann, wie von einem Militärrecht, Finanzrecht, Unterrichtsrecht u. ſ. w. 
Das iſt überall dort der Fall, wo die oberjte mweltlihe Macht mit der 
oberiten kirchlichen Macht zufammenfällt, wie 3.8. in dem früheren Kirchen- 
jtaate, wo der Papft zugleich Herrfcher war und daher dem Cultusrechte 
zugleich jtaatlihe Geltung verichaffen fonnte. 

Aehnlich ijt das Verhältniß noch heutzutage in Rußland, wo der Czar 
das Oberhaupt der „rechtgläubigen orientalifchen“ Kirche ift und daher 
nicht nur das jus circa sacra, fondern auch das jus in sacris hat.‘?®) 
Nach dem ruffishen Staatsgrundgeſetz ift der Kaiſer ald Oberhaupt der 


#29) Engelmann, ruffiiches Staatsrecht ©. 15. 
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Kirche auch „der oberjte Schirmherr und Bewahrer der Dogmen dei 
herrſchenden Glaubens“ und „führt die Verwaltung der Kirche durch die 
heilige Synode.“ In Rußland kann alſo ebenfall$ von einem jtaatlichen 
Eultusrecht die Rede fein. 

Das war in Dejterreich nie der Fall. Das Eultusrecht war hier nie 
ein ftaatliches Recht, wenn auch der Staat in früheren Zeiten und noch in 
der Concordatszeit der Ausübung des Cultusrechts der herrſchenden Kirche 
feine weltliche Unterftügnng vielfach zu Theil werden ließ. 

Nah dem gegenwärtig in Oeſterreich geltenden Staatskirchenrecht 
aber (j. oben S. 226 ff.) ift daS eigentliche Cultusrecht zu einer rein inneren 
Ungelegenheit der Kirchen: und Religiondgejellihaften geworden, um defjen 
Berwirklihung der Staat ſich nicht fümmert und dejjen Ausübung er die 
ftaatlihe Rechtsordnung, vor allem das Recht der Gemifjensfreiheit jedes 
Staatöbürgerd, als unverlegbare und unüberjchreitbare Schranfe entgegen: 
jtellt. Innerhalb der Gränzen diejer Rechtsordnung, injoweit durch das 
Eultusrecht die den Staatöbürgern gemwährleijtete Gewijjensfreiheit nicht an- 
getaftet wird, läßt er demfelben volltommene Freiheit. 

Mit diefem eigentlichen ultusrehte Hat es nun Die Staats 
verwaltung nicht zu thun: dagegen hat jie es im Geiſte des geltenden 
Staatöfirchenrecht3 mit der Heritellung der äußeren Bedingungen zu thun, 
welche e3 jeder anerkannten Kirche und Religionsgejelichaft ermöglichen, 
innerhalb der gejeglichen Gränzen ihre Geelforge und ihr gejammtes 
Eultusreht in voller Freiheit und Unabhängigkeit, do ohne jede Zwang: 
übung zu verwirklichen und zu entwideln. 

Die äußeren Bedingungen nun der Ausübung jedes Eultus find: 1. Bil: 
dung von Kirchengemeinden (Pfarrgemeinden, Eultusgemeinden); 2. Errich— 
tung und Erhaltung der Euftftätten (Kirchen); 3. Ausbildung und Anftellung 
der Religionsdiener und geijtlichen Functionäre; 4. Erhaltung und Schub 
des Eultvermögend. Die Herjtellung diefer Bedingungen ijt Aufgabe der 
ftaatlihen Eultusverwaltung und injoferne diefe zur Erfüllung jener Auf: 
gabe die nöthige Thätigfeit entwidelt, Schafft jie ein Cultusverwaltungs— 
recht, da3 daher von dem (nichtjtaatlichen) Cultusrecht der einzelnen Kirchen 
und Religionsgejellichaften zu unterfcheiden ijt. Diejes Cultusverwaltung®: 
recht beruht auf dem verfafjungsmäßigen Staatskirchenrecht und begreift 
in ji) die Durchführung der Grundſätze des lehteren gegenüber den ftaat- 
lih anerfannten Kirchen und Religionsgejellichaften. Wir haben nun diejes 
Eultusverwaltungsrecht nad) den vier obenerwähnten Beziehungen und Rid: 
tungen der jtaatlichen Eultusverwaltung in Betracht zu ziehen. 


Die Pfarrgemeinden. 


Grundlage aller Eultusverwaltung ift die Eonftituirung von Kirchen: 
gemeinden, die bei den meijten chriftlichen Befenntnifjen die Bezeichnung 
Pfarrgemeinden führen. *?%) 


20) Die Bedingungen der Eonjtituirung einer Kirche oder Religionsgefel- 
ichaft j. oben ©. 228 und 229. 
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Vorausſetzung jeder ſolchen Conſtituirung und des Beſtandes der 
Kirchengemeinden iſt die Regelung der Angehörigkeitsverhältniſſe des Einzelnen 
an eine beſtimmte Gemeinde. Dieſe Regelung beſteht allerdings nach dem 
Geſetz v. 25. Mai 1868 Nr. 49 (f. oben S. 228) nicht in einem auf den 
Einzelnen etwa geübten Zwange einer oder der anderen Kirche anzugehören, 
fondern lediglih auf der Forderung der Erfüllung gewiſſer, die Evidenz: 
haltung ermöglichenden Formalitäten. Wustritt und Eintritt in bejtehende, 
anerkannte Kirchen und Neligionsgefellichaften find alfo dem Einzelnen 
(vom vollendeten 14. Lebensjahre) gejtattet, nur werden diefelben als 
rechtswirkſam erjt dann angejehen, wenn der Betreffende die vorgejchriebenen 
Meldungen gemacht hat.“) Nur bei Kindern wird die gejeglich mangelnde 
Gelbjtbeitimmung theils durch das Geſetz, theild durch den Willen der 
Eltern bejtimmt. Denn gefeglich folgen die Kinder biß zum 7. Lebens— 
jahre, wenn die Eltern nicht anders bejtimmen, der Religion derjelben. *??) 


41) Die näheren Modalitäten des Uebertrittes von einer Kirche zur anderen 
regelt die CMV. v. 18. Jänner 1869 RGB. Nr. 13. Darnad) ift zur Entgegen- 
nahme der Erklärung des Austrittes aus eine Kirche oder Religionsgefellichaft die 
politiiche Bezirksbehörde des ae und Aufenthaltsortes des Meldenden und in 
Städten mit eigenem Statute der Magiftrat berufen (8. 1). Dieje Behörden 
fönnen ſolche Austrittserflärungen auch von in Defterreich domicilirenden Aus— 
ländern vornehmen ($. 2). Die Meldung erfolgt entweder mittelft Eingabe oder 
mündlich zu Protofoll ($. 3). Identität und Alter der Perſon hat die Behörde 
nur dann in prüfen, wenn diesbezüglich Bedenten obmwalten ($. 4). Ueber die 
— op: erhalten die Meldenden eine amtliche, jchriftliche Verftän- 

igung ($. 5). 

432) Aus diefer Beftimmung wird gefolgert, daß die Kinder einer Confelfiond- 
fofigfeit der Eltern (da diejelbe doch feine Religion ift) nicht folgen. Die be» 
treffenden Artikel des Gejeges dv. 25. Mai 1868 Nr. 49 lauten: 

Urt. 1. Eheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder folgen, joferne 
beide Eltern demjelben Belenntniffe angehören, der Religion ihrer Eltern. 

Bei gemijchten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter 
der Religion der Mutter. Doc können die Ehegatten vor oder nad Abſchluß 
der Ehe durch Vertrag feitießen, daß das umgekehrte Verhältniß ftattfinden jolle, - 
* daß alle Kinder der Religion des Vaters oder alle der der Mutter folgen 
ſollen. 

Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

Im Falle keine der obigen Beſtimmungen Platz greift, hat derjenige, welchem 
das Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zuſteht, das Religionsbekenntniß 
für ſolches zu beſtimmen. 

— an Vorſteher oder Diener einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft 
oder an andere Perſonen über das Religionsbekenntniß, in welchem Kinder erzogen 
und unterrichtet werden ſollen, ſind wirkungslos. 

Art. 2. Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein Kind beſtimmte 
Religionsbelenntniß darf in der Regel ſo lange nicht verändert werden, bis das— 
ſelbe aus eigener freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. Es können 
jedoch Eltern, welche nad Urt. 1 das Religionsbekenntniß der Kinder vertrags— 
mäßig zu beftimmen berechtigt find, dasjelbe bezüglich jener Kinder ändern, welche 
noch nicht das jiebente Lebensjahr zurüdgelegt haben. ° 

Im Falle eines Religionswechſels eines oder beider Elterntheile, beziehungs- 
weife der unehelihen Mutter, find jedoch die vorhandenen Kinder, welche das 
fiebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in Betreff des Religionsbefennt- 
niffes ohne Rüdjicht auf einen vor dem Religionswechiel abgeſchloſſenen Vertrag 


— 556 — 


Bom 7. bis zum 14. Lebensjahre an aber dürfen aud die Eltern eine 
Uenderung der Religionsangehörigfeit ihrer Kinder nicht mehr vornehmen, 
auch wenn fie ſelbſt eine jolche vollziehen, die Kinder bleiben vielmehr von 
dem 7. biß zum 14. Lebensjahre in der Religion, in welcher fie gejeglich 
bei Vollendung des 7. Lebensjahres fich befanden. 


Die gejeglihe Zugehörigkeit nun zu einer in Dejterreih anerkannten 
Kirche oder Religionsgejellichaft involvirt die Pflicht, einer gejeglich conſti— 
tuirten Kirchen- oder Gultusgemeinde des betreffenden Belenntniffes im 
Umfange der öfterreihiichen Länder anzugehören. **°) 


Kein Angehöriger einer im Staate anerkannten Kirche darf außerhalb 
der Kirchengemeinden feines Belenntnifjes jtehen, vielmehr muß jeder, der 
irgend einer folhen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft angehört, auch 
irgend einer Kirchengemeinde angehören. Hat nun jemand feinen ordent- 
lichen Wohnfig außerhalb eines Ortes, wo eine ſolche Gemeinde bejteht, jo 
gehört er zur nächftgelegenen Gemeinde desjelben Kronlandes. Dieſer Grund: 
ja ift die einfache Eonfequenz des jeder Kirche und Religionsgeſellſchaft 
vom Staate zuerfannten Rechtes, von ihren Angehörigen Beiträge zu 
Kirchenzweden im gejeglichen Ausmaaße zu fordern: was um jo begründe- 
ter ijt, da doch nach geltendem Staatöfirchenrechte niemand gezwungen 
werden fann, einer Kirche oder Religionsgejellichaft anzugehören; die Pflicht 
der Beitragsleiftung daher nur die Folge des freiwilligen Verbleibens in 
einer beftimmten Kirche oder Religionsgenofjenichaft it. Da nun die 
Erfüllung diefer Pflicht feitens der Glaubensgenofjen eine Bedingung der 


jo zu behandeln, als wären fie erjt nach dem Religionswechjel der Eltern, be— 
ziehungsweije der unehelihen Mutter, geboren worden. 

Wird ein Kind vor zurüdgelegtem fiebenten Jahre legitimirt, jo ift es in 
Betreff des Religionsbefenntnijfes nach Art. 1 zu behandeln. 

Urt. 3. Die Eltern und Vormünder, jowie die NReligionsdiener find für 
die genaue Befolgung der vorftehenden Vorſchriften verantwortlich. 

Für den Fall der Verlegung derjelben jteht den nächiten Verwandten ebenjo 
wie den Oberen der Kirchen und. NReligionsgenofjenichaften das Recht zu, Die 
Hilfe der Behörden anzurufen, welche die Sache zu unterjuchen und das Gejegliche 
zu verfügen haben.” 

In der Erklärung obiger Artikel geht ſowohl das Eultusminifterium (ſ. deſſen 
Entjcheidung dv. 7. Zuni 1877 3.4467 bei Mayrhofer II 928) wie aud der BGH. 
jehr ftrenge vor, indem jie auch den Ausdrud des Geſetzes „Religions wechſel“ 
nur jo auslegen, daß die Eltern nicht nur die eine Religion verlajien, jondern 
auch eine andere annehmen. Sowohl der BGH. wie aud das Eultusminifterium 
lafjen ji dabei von der jowohl durch das abGB. wie auch durdy die Schulgeiege 
unterjtügten Erwägung leiten, daß Kinder nit ohne Religion bleiben dürfen. 
Daher ijt in der Regel Eonfefjionslofigkeit nur bei Perfonen nad) vollendetem 
14. Jahre möglid). 

439) Dagegen braucht ein Angehöriger einer in Defterreich nicht beitehenden, 
aljo auch nicht anerfannten (obwohl nicht verbotenen) Kirche oder Religionsgejell- 
ichaft Feiner ausländiichen Kirchengemeinde jeines Bekenntniſſes anzugebören. 
Vergl. Note des Cultusminifteriums v. 12. Juli 1876 3. 10547, womit ein Ge- 
ſuch der Unitarifchen Kirche in Siebenbürgen um Ingremiation von in Defter- 
reich domicilirenden Unitariern in jiebenbürgijche unitarijche Kirchengemeinden ab— 
gewiejen wurde, bei Mayrhofer II. 931. 
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Erhaltung der Kirchengemeinden iſt:“) jo ermöglicht die Cultusverwaltung 
den Beſtand derjelben durch den Beiftand, den fie den Kirchengemeinden 
leiht, um nöthigenfall3 die Erfüllung diefer Pflicht zu erzwingen.*?°) 

Als katholiſche Pfarrgemeinden erklärt das Geſetz die Geſammtheit der 
in einem Pfarrbezirfe wohnhaften Katholifen desjelben Ritus. *°°) 

Eine Trennung der Pfarrgemeinden von den Ortögemeinden ift nur 
da eine dringende Nothwendigfeit, wo die Ortsgemeinde aus Angehörigen 
verichiedener Bekenntniſſe bejteht. Wo dagegen die Ortögemeinde aus An— 
gehörigen eines Bekenntniſſes befteht, da kann jehr wohl die Vertretung 
der Ortsgemeinde zugleich die Vertretung der Pfarrgemeinde, die thatjächlich 
zufammenfällt, bilden. +9”) 

Eine Vereinigung mehrerer Kirchen: oder Gultusgemeinden oder der 
Bertreter derjelben zu einer dauernden oder vorübergehenden gemeinfamen 
Thätigfeit und zur Beichlußfaffung über gemeinfame Angelegenheiten bedarf, 
wenn diejelbe nicht durch die Verfaſſung der betreffenden Kirche oder 
Religionsgejelichaft vorgejehen it, der Bewilligung des Eultusminijters. *?°) 
Die Kirchengemeinden können an Anftalten und Fonden.zu Cultus-, Unter: 
richts- und Wohlthätigkeitszwecken Eigenthums- und Beſitzrechte erwerben 
und ausüben. Die Eigenthums- und Beſitzrechte derſelben an ihren Fried— 
höfen unterliegt der gejeglichen Beſchränkung, daß fie auch den ihnen nicht 
Angehörigen die anftändige Beerdigung auf denfelben nicht verweigern 
dürfen, wenn e3 fi um die Beitattung in einem Familiengrabe handelt, 
oder wenn da, wo der Todesfall eintrat oder die Leiche gefunden ward, im 
Umfreis der Ortögemeinde ein für Genofjen der Kirche oder Religions- 
genojjenichaft des Verſtorbenen bejtimmter Friedhof fich nicht befindet. *?”) 


44) Snjoweit für die Bedürfnijfe einer Pfarrgemeinde nicht durch ein 
eigenes Vermögen derjelben oder durch andere zu Gebote jtehende Firchliche Mittel 
vorgeiorgt erjcheint, ilt Au Bedeckung derjelben eine Umlage auf die Mitglieder 
der Pfarrgemeinde auszujchreiben“ & 36 Geſetz vom 7. Mai 1874 Nr. 50). 
zur Einbringung der den Dienern und Beamten der Kirche (und Schule) 
ebührenden Einkünfte und jolcher Umlagen, welche zur Erhaltung evangelijcher 
* Unterrichts- und Wohlthätigkeitsanſtalten mit Genehmigung der Landes— 
ſtelle auferlegt werden, fann der Schuß und der Beiftand der weltlichen Behörden 
in Anſpruch genommen werden .. ..“ $. 10 des faijerl. Patentes v. 8. April 
1861 betreffend die Angelegenheiten der evangelifchen Kirche. 
Streitigkeiten über die Verpflichtung zu Leitungen für Cultuszwecke aus 
dem Titel der Zugehörigkeit zu einer firchliden Gemeinde gehören nicht vor Ge— 
richt, nee hu is von den Berwaltungsbehörden im ae Injtanzenzuge 
entichieden ($$. 55 und 56 Gejeh v. 7. Mai 1874 Nr. 50 
= $. 14 Gejeg v. 20. Mai 1874 age Nr. 68. 
20) 8. 35 Gejeh v. 7. Mai 1874 Nr. 50. 

)— MB. v. 31. December 1877 RGB. Nr. 5 ex 1878. 
) 8. 13 Geſetz v. 20. Mai 1874 RGB. Nr. 68. 

439) Art. 12 Geſetz v. 25. Mai 1868 RGB. Nr. 49. 
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Kirchenbau. 


Die Verpflichtung zum Kirchenbau beziehungsweife zur Erhaltung der 
Kirchengebäude beizutragen, ift durch fein Reichsgeſetz geregelt.*) Es 
herrſcht in diefer Beziehung eine große Verſchiedenheit ſowohl innerhalb 
der einzelnen Belenntniffe wie auch innerhalb der einzelnen Länder. 

Was die einzelnen Belenntniffe anbelangt, iſt vor allem der große 
Unterjchied hervorzuheben, der zwiſchen der fatholifchen Kirche und den an- 
deren Kirchen und Religionsgefellichaften herrſcht. Bei diefen letzteren ift 
der Bau der Gotteshäufer in erjter Linie Sache der Gemeinden. Die— 
jelben müſſen für die Bebürfniffe ihrer Gotteshäufer ebenfo forgen wie für 
alle anderen Eultusbebürfniffe. Weder eriftiren darüber jpeciclle Geſetze, 
noch nimmt darauf die Cultusverwaltung irgend welchen fpeciellen gejeß- 
lich geregelten Einfluß. 

Anders verhält ſich die Sache in der fatholifchen Kirche. Nah dem 
katholischen Kirchenrechte hat „die katholische Pfarrgemeinde nur eine pajfive 
Bedeutung, indem ſie den reis bildet, welcher der jeelforgerlichen 
Leitung des Pfarrers unterliegt; . . . die katholiſche Pfarrgemeinde iſt nicht 
wie die protejtantifche und bürgerliche Gemeinde eine Corporation, deren 
Mitglieder über ihre Angelegenheiten direkt oder durch ihre gewählten Ver— 
treter zu bejchließen haben“ (Bering 1. c. S. 599). Daraus erklärt es 
ih, daß die Staatöverwaltung in Angelegenheit der fatholiichen Kirchen: 
bauten beziehungsweije der Erhaltung derfelben entjchiedener eingreifen muß. 

Diefe Nothivendigfeit ergiebt ſich auch aus dem Grunde, weil die kirch— 
fihe Baulaft und was damit zufammenhängt in der Fatholifhen Kirche 
unter mehrere Parteien vertheilt ift, indem die Pflicht zur Erhaltung Der 
Kirchen: und Pfarrgebäude theil3 den Patronen, theil3 den Pfründen- 
befigern, theil3 endlich auf Grund verfchiedener Hoffanzleidecrete auch den 
Pfarrgemeinden obliegt: daher der Eultusverwaltung die Aufgabe zufällt, 
in jedem einzelnen Falle die widerftreitenden Äntereffen in Einflang zu 
bringen und die Verpflichteten zur Erfüllung ihrer Pflichten zu verhalten. 

Nachdem e3 nun fein allgemeines Reichsgeſetz giebt, welches diefe An- 
gelegenheit regelt, jo gelten in jenen Ländern, in denen darüber Feine 
neueren Landesgeſetze verfaffungsmäßig zu Stande famen, die verſchiedenſten 
älteren für diefe Länder erlaffenen Gejebe und Verordnungen (Hoffanzlei- 
decrete, Gubernialverordnungen u. dergl.), Neuere Landeögejege über 
die Beitreitung der Koften der Herftellung und Erhaltung der Kirchen und 
Pfründengebäude (Kirchenconcurrenzgefege) famen in den 60er Jahren zu 
Stande in Kärnten (28. Mai 1863), in Vorarlberg (25. Juni 1863), Sitrien 
(9. Juli 1863), Krain (20. Juli 1863), Schlefien (15. November 1863), 


0, Ein folches zu erlaffen war in ben erſten 1850er Jahren in Ausficht 
genommen und wurde ein diesbezüglicher Entwurf mit Min. Erl. v. 15. Auguft 
1853 den Lanbdesftellen mitgetheilt; in der Folge gab die Regierung jedoch diejen 
Plan auf. Vering: Kirchenrecht, 2. Aufl. ©. 805 Note 20. 
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Görz und Gradidca (29. November 1883), Steiermark (28. April 1864), 
Mähren (2. April 1864) und Galizien (15. Auguſt 1866). 

Was nun die älteren in Böhmen, Ober: und Niederöfterreidh, der 
Bufomwina und Tirol geltenden Geſetze anbelangt““) fo verfolgen diejelben die 
Tendenz, ſowohl das Aerar wie auch dem Religionsfond von allen Bei- 
trägen zu Kirchenbauzwecken ganz zu befreien und zu denfelben in erjter 
Linie die Pfründenbefiger (Gebäudeerhaltung), in zweiter Linie das Kirchen: 
vermögen, fodann die Patrone, endlich die Gemeinden jelbjt heranzuziehen. 

Am Großen und Ganzen war e3 auch diefelbe Tendenz, welche ſich 
in Den Regierungsvorlagen an die Landtage in den 60er Jahren kundgab, 
auf deren Grundlage die obenerwähnten Landesgefege (faſt gleichlautend, 
mit untmejentlichen Abweichungen) zu Stande famen. 

Nach diefen LZandesgefegen nun obliegt die Pflicht, die Koſten der 
Herftellung, Erhaltung (eventuell Miethe) der Kirchen: und Pfründen- 
gebäude und der nöthigen ultusgegenftände zu beftreiten in erjter Linie 
den zu dieſem Zwecke fpeciell bejtehenden Fonden oder den Hierzu Fraft 
einer Stiftung, eines Vertraged oder ſonſtigen Rechtstitels verpflichteten 
phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſonen. 

In zweiter Linie ſind dieſe Koſten aus den laufenden kirchlichen 
Einkommen oder aus dem „rein kirchlichen Vermögen oder Einkommen“ zu 
bedecken. Reicht dieſes kirchliche Einkommen und Vermögen zur Bedeckung 
obiger Koſten nicht hin, ſo kann dieſelbe aus dem Stammvermögen, 
wenn dieſer Maaßregel keine anderweitigen Beſtimmungen entgegenſtehen, 
beſtritten werden. 

An dritter Stelle ſind die kirchlichen Pfründner (welchen kleinere 
Reparaturauslagen ausſchließlich zur Laſt fallen) unter gewiſſen Bedingungen 
zu Tragung eines beſtimmten Theiles der Bauauslagen verpflichtet, und 
zwar tritt die Verpflichtung derſelben bei einer geſetzlich beſtimmten Höhe 
ihres Jahreseinkommens ein und ſteigt mit dieſem Einkommen der auf ſie 
entfallende Theil der Beiträge. ***) 

Un vierter Stelle erft wird der Patron*'?) zur Beitraggleiftung 
herangezogen und zwar obliegt ihm nad den Landesgeſetzen die Bededung 
eine3 beftimmten Theiles des erforderlichen Aufwandes (in rain ?/,, in 
Mähren, Görz und Gradisca '/,, in Galizien ’/, u. ſ. w.). Erft an leter 
Stelle werden die Gemeinden und zwar diejenigen Mitglieder derjelben, 
die dem betreffenden Ritus angehören, zur Bedeckung der Koſten heran 
gezogen. Dies gejchieht mitteljt einer Umlage in der Weiſe, wie eine folche 
für andere Gemeindebedürfnifje nach den Gemeindeordnungen vorgenommen 
wird. Dod ift in Galizien den Gemeinden geftattet, die erforderlichen 
Beiträge aus Gemeindemitteln zu beftreiten ($. 8 des gal. LG). 


441) Diefelben find enthalten in Sofet, ——— Erbauung, Erhaltung und 
derſtellung ” kirchlichen Gebäude, Prag 1 
8. 6 der meilten oberwähnten 200. 
+18) Das Patronat ijt der Inbegriff jener Vorzüge, Rechte und Verbindlich. 
feiten, welche demjenigen zufommen, der eine Pfründe oder Kirche geftiftet, erbaut 
oder dazu einen Grund hergegeben oder dieje Rechte auf eine andere gejegmäßige 


$. 196. 
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Andere Landesgeſetze enthalten die ausdrückliche Verwahrung, daß 
dieſen Beiträgen „mit Rückſichtnahme auf die geſetzliche Befreiung der 
nicht-katholiſchen“ Gemeindemitglieder zu repartiren ſind (z. B. 8. 11 des 
Krainiſchen Geſetzes). 


Die Bauführung. 

Soll ein Kirchenbau in Angriff genommen werden und ſollen die Bei— 
träge der Verpflichteten zu dieſem Zwecke in Anſpruch genommen werden: 
ſo muß durch Vermittelung des Ordinariates bei der politiſchen Behörde 
um Einleitung der Concurrenzverhandlung angeſucht werden. Findet die 
politiſche Behörde auf Grund der ihr vorgelegten Baupläne, Koftenüber: 
ihläge und Klirchenvermögen3- Auszüge, daß das Gejuch begründet jei, fo 
ladet fie die Concurrenzpflichtigen zur Verhandlung ein; bei derjelben Hat 
der Patron das Recht, jich durch einen Bevollmächtigten vertreten zu Lafjen. 
Auf Grund diefer Verhandlung entjcheidet die politiiche Behörde über den 
zu führenden Bau und über die Höhe der verjchiedenen Beitragsleiftungen, 
twobei den Parteien der gejegliche Inſtanzenzug offen bleibt. 

Liegt über dieſe Eoncurrenzverhandlung eine recht3fräftige Entſcheidung 
vor, jo veranlaßt die politiihe Behörde die Wahl eines Bauausſchuſſes 
aus der Mitte der Concurrenzpflichtigen; diefer Ausſchuß faßt mit abjoluter 
Stimmenmehrheit die auf die Bauführung bezüglichen Beichlüffe und mählt 
einen Obmann als vollziehendes3 Organ. 

Der Obmann vertritt den Ausihuß nad Außen, führt die Caſſe 
unter Controle de3 Ausſchuſſes und ift dem letzteren zur Rechnungsleijtung 
verpflichtet. 

Während die meisten Landesgefege nur einen ſolchen von Fall zu Fall 
ad hoc zu bildenden Bauausſchuß kennen: ift in einigen (wie 3. B. im 
galizischen und auch im färntnifchen) ſowohl für die Herftelung einer Kirche, wie 
auch zur Erhaltung bejtehender Kirchen: und Pfarrbaulichkeiten für ein 
permamented® Kirchenbaucomite vorgeforgt. Dasjelbe beſteht theil® aus 
jtändigen Mitgliedern, al3 welche die Pfründner und die Patrone fungiren, 
und aus gewählten, welche von den concurrenzpflichtigen Parteien in das— 
jelbe entjendet werden. 

Diefem ſtändigen Comité obliegt die Aufficht über die Kirchen: und 
Pfarrbaulichkeiten, e3 überwacht deren Bauführung und Erhaltung in 
gutem Zuftande und beforgt alle EConcurrertzangelegenheiten. Wo nun ein 
ſolches jtändige Comité vorhanden ijt, leitet dasjelbe in den Fällen, wo es 
ſich um Neubauten Handelt, die erforderlichen Concurrenzverhandlungen ein 
beforgt nad) Erledigung derjelben durch die politiiche Behörde die Bau: 
führung. 


Art erhalten hat und daher Patron genannt wird. Außer verjchiedenen Ehren- 
rechten gebührt ihm das Präfentationsreht zur Bejegung der Pfarre (Hofodg. v. 
15. September 1790). Das Patronatsreht über kirchliche Pfründen iſt fein 
Privatrecht, jondern ein öffentliches Recht (Erf. des Reichsger. v. 28. April 1871 
3. 34, Hye 1869—1873, ©. 35). Bon Rithriften kann dasjelbe nicht ausgeübt 
werden (MErl. v. 28. December 1870 3. 12969). 
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Die Religionsdiener. 


Die Aufgaben, welche der Staat den Religionen und Kirchen im $. 197. 
jtaatlichen Intereſſe zuweiſt, erklären es, daß er ald Bedingung der Be- 
Heidung eines öffentlichen Seeljorge- oder Religionsdienftes ein gewiſſes, 
geſetzlich Feitgejtelltes Bildungsniveau fordert und wo immer dies thunlich 
ift, die Ausbildung der Religionsdiener unter feiner Aufficht und feinem 
Einfluffe bejorgen läßt. 

Die erite diesbezüglihe Maafregel und zwar in Betreff der Ausbil- 
dung der fatholifchen Geiftlichkeit wurde durch Errichtung der General- 
feminarien von Kaiſer Joſef IL. ergriffen.“““ Seither wurde mit dem 
wechjelnden Standpunft der öjterreichiichen Regierung in politifchreligiöfen 
Ungelegenheiten, der fatholifchen Kirche bald ein größerer, bald ein geringerer 
Einfluß auf die Ausbildung der Zöglinge des geiftlichen Standes eingeräumt, 
der beredhtigte Einfluß des Staates aber nie mehr ganz aufgegeben, bis endlich 
das Geſetz dv. 7. Mai 1874 neuerdings den Grundſatz Hinftellte, daß „die 
Einrichtung der katholiſch-theologiſchen Facultäten durch ein Geſetz“ aljo 
durch den Staat „geregelt wird“. „In gleicher Weiſe,“ alſo ebenfalls durch 
Geſetz ſoll beſtimmt werden, inwieweit der Staat den Candidaten des 
geiſtlichen Standes eine beſondere Art der Heranbildung vorſchreibt 
(8. 30 ebenda). Da jedoch der Hier ausgeſprochene Grundſatz in der 
geltenden Gejeßgebung betreff3 der katholiſch-theologiſchen Diöcefan- und 
Klofterlehranftalten, jowie der theologiichen Facultäten Hinreichend gewahrt 
erichien, jo blieb e3 vorderhand bei der mit MB. v. 30. Zuni 1850 
Nr. 319 und MErl. v. 29. März 1858 RGB. Nr. 50 vollzogenen Rege: 
(ung diejer Angelegenheiten. 

Darnach erhalten die fatholifhen Seelforger ihre Ausbildung ent- 
weder in bijchöflichen Diöcefanlehranftalten (Seminarien) oder in Klojter- 
(ehranftalten oder endlich an theologischen Facultäten. 

Die Diöcefanlehranftalten wurden feinerzeit (1790) nad) Aufhebung 
der Joſefiniſchen Generaljeminarien von den Biſchöfen unter ftaatlicher 
Buftimmung errichtet **?) und wenn fie feinen öffentlichen Charakter befigen 
und nur ala „bifhöfliche Hauslehranftalten“ gelten, jo ijt doch deren Be— 
ftand dur Art. 15 StGG. 21. December 1867 Nr. 42 gewährleijtet.**®) 
Die innere Einrihtung und Studienordnung ſowohl an diefen, wie auch 
an den theologischen Kfojterlehranftalten in Defterreih mwurden in den 
Fahren 1849 und 1856 auf Verfammlungen der öfterreihifchen Biſchöfe 
in Wien feitgejtellt und mit k. Verordnung v. 23. April 1850, beziehungg- 
weife mit MB. v. 29. März 1858 RGB. Nr. 50 genehmigt. Die 
Regierung wacht iiber die Einhaltung diefer Einrichtung und übt diejenige 
Dberauffiht über diefelbe, welche ihr durch $.4 des k. Patentes v. 4. März 
1849 über alle Xehranftalten gewahrt und ala Pflicht auferlegt iſt. 

Die theologiſchen Facultäten find rein ftaatliche Anftalten und ihre 


+4), Einleitung ©. 178. 
) Hd. dv. 4. Juli 1790 PGS., Leop. B. I ©. 59. 
“eo BGH. v. 13. October 1883. 


Gumplomicz, Das öjterr. Staatäredt. 36 
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Aufgabe ift nicht nur jo wie das die Didcefan- und Klojterlehranitalten 
thun, den Gandidaten des geijtlichen Standes die ihnen „für ihren pral- 
tiichen Beruf unerläßliche Bildung zu gewähren“, jondern aud „die theo- 
Logische Wiffenschaft in einem Maaße zu fürdern, welches die gemeinjamen 
Bedürfniffe der Bildung aller für die Seeljorge bejtimmten Geiftlichen 
überjteigt.“ 

Während e3 zur Aufnahme in die theologijchen Studien der Diöcejan- 
und Klofterlehranftalten nur der Abjolvirung des Unter: und Obergymna— 
ſiums mit „hinreichendem Erfolge“, jedoch feiner Maturitätsprüfung bedarf: 
ijt die Infeription von Sandidaten des geiftlichen Standes in die theologischen 
Facultäten al3 ordentlihe Hörer laut der Studienordnung v. 1. October 
1850 nur auf Grund eines Maturitätözeugnifjes gejtattet. Um jedoch auch 
den Diöcejanzöglingen in den bifchöflichen Seminarien, jowie auch den 
Glerifern geistlicher Communitäten Gelegenheit zu geben, an den theologiichen 
Facultäten den Studien obzuliegen, jind für diefelben mit MErl. v. 16. Sep: 
tember 1851 RGB. Nr. 216 gewiſſe Modificationen der obigen Studien: 
ordnung eingeführt worden. — 

Zum Zwecke der Ausbildung evangelifcher Geiftlicher beider Confeſ— 
ſionen bejteht an der Univerfität in Wien die evangelifhe theologiiche 
Facultät, die im Jahre 1850 organifirt wurde. 

Endlih wurde aud zur Ausbildung der griechiich-orientaliihen Geiſt— 
lihen an der im Jahre 1875 gegründeten Univerfität in Ezernowi eine 
griechiſch-orientaliſche theologische Facultät errichtet. **?) 

Für die übrigen Befenntnifje bejtehen feine jtaatlihen Anftalten und 
begnügt ji) der Staat mit der geſetzlichen Vorſchrift eines gewiſſen Bil: 
dungsgrades für die anzuftellenden und jeinerjeit3 zu bejtätigenden geiftlichen 
Junctionäre. ***) 


Die Verwaltung des Kirchenvermögens,. 


Nachdem die Staatögrundgejeße von 1867 und die confejjionellen 

Geſetze von 1868 und 1874 den alten Sojefinifhen Standpunkt, dab das 
gefammte Kirhengut ein Theil des üffentlihen Staatsvermögens ſei, 
wieder eingenommen haben: fo ijt die Eultusverwaltung theils zur oberjten 
Auffiht über die Verwaltung des Kirchengutes, theil3 direct zur Verwaltung 
desjelben berufen. Den Unterjchied, ob der Staat nur zur Aufficht oder 
zur unmittelbaren Verwaltung des Kirchengutes berufen ift, begründet die 
Berjchiedenheit dieſes letteren, je nachdem e3 nämlich Stiftungsvermögen, 
TR, v. 30. Auguſt 1875. 
5) Sp beitimmt das Gefeg v. 21. März 18% Nr. 57 RGB,, daß für das 
Amt eines Rabbinerd der Nachweis „allgemeiner Bildung“ erforderlih it. „Das 
Maaß derjelben wird mit Rüdjicht auf die in den einzelnen Ländern bejtehenden 
Verhältniffe im Verordnungsmwege bejtimmt. Auch bleibt es dem Gultusminiiter 
während eines Zeitraumes von zehn Jahren von der Kundmachung diejes Geſetzes 
an vorbehalten, in rüdjihtswürdigen Fällen dieje am zu erlajjen.“ 

Beitimmungen über die theologijche Heranbildung der Gandidaten des Rab- 
binates und über den Nachweis derjelben bleiben einer bejonderen Regelung vor- 
behalten ($. 11). 
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Kirchenvermögen, Pfründenvermögen oder endlid Religionsfond iſt. Als 
Grundjag gilt, daß jedes diejer verjchiedenen Vermögen abgefondert ver: 
waltet werden miüfje. **°) 

Die Verwaltung jelbjt verbleibt bezüglich der „rein kirchlichen Stif- 
tungen“ bei den firhlihen Organen“), doch fteht der ftaatlichen Eultus- 
verwaltung das Recht zu, unter gemwifjen Umftänden einen Theil des, einem 
firhlihen Zwede gewidmeten Vermögens, einem anderen kirchlichen Zwecke 
zuzumenden. *°) 

Da das Gejeg der Eultusverwaltung insbefondere die Aufgabe zuweiſt, 
die Erhaltung des Stammvermögens der Kirchen und kirchlichen Anstalten 
zu überwachen ($. 38 j. oben ©. 231), fo ergiebt ſich für die Verwaltung 
des Kirchen- und Pfründenvermögens der Grundjak, daß für alle rechtlichen 
Verpflichtungen, welche auf denjelben haften, zunächſt nur das Erträgniß 
und erſt wenn dieſes nicht ausreicht, die Subftanz derjelben in Anſpruch 
zu nehmen ijt (8. 40). Bevor aber auf diefe Subftanz gegriffen wird, jind 
zuerft alle etwa vorhandenen Berpflichteten (Patrone, Pfründner, Gemein: 
den) nach Maaßgabe ihrer Verpflichtung zur Leiftung heranzuziehen ($. 40). 
Um aber eine Garantie zu jchaffen, daß die Verwaltung des Vermögens 
der Kirchen und der firchlichen Anjtalten (Stiftungen und dergl.) dem 
obigen Grundjage gemäß geführt werde, jo hat an derjelben neben dem 
Kirchenvorfteher eine Vertretung derjenigen Theil zu nehmen, die bei der 
Unzulänglichkeit diejes Vermögens zur Bedeckung des Mangels verpflichtet 
find, aljo des Patrons und der Pfarrgemeinde (88. 41 und 42). Zu jeder 
Beurkundung von Rechtsgeichäften für eine Kirche oder kirchliche Anjtalt ijt 
daher auch neben der Fertigung des Kirchenvorftehers die Mitfertigung 
zweier Mitglieder diefer Vertretung erforderlich (8.48 6.7. Mai 1874 Nr.50). 

Uebrigens find für die Eigenthums- und fonftigen privatrechtlichen 
Berhältnifje des kirchlichen und des Pfründenvermögens die Beftimmungen 
deö bürgerlichen Nechtes maaßgebend, wobei dem kirchlichen Vermögen 
der für gemeinnügige Stiftungen beftehende ſtaatliche Schu zu Gute 


9), Da ſich diefe Abjonderung bei Stiftungsvermögen von jelbit veriteht, 
beim Religionsfond Thatjadhe ift: jo erübrigte dem Geſetze v. 7. Mai 1874 RGB. 
Nr. 50 nur die Beitimmung, daß „bei allen Kirchen und firchlichen Anjtalten das 
eigene Bermögen derjelben von dem Pfründenvermögen abzujondern und 
abgejondert zu verwalten und zu verrechnen jei“ (8. 39). Eriteres ift das Ver— 
mögen der Gotteshäuje —*— ag — Anſtalten, letzteres das Vermögen der 
— Aemter. otiv. 

8. 47 G. 7. Mai 1872 Nr. 50 j. oben ©. 234. 

1) Es tritt diefer Fall dann ein, wenn nach den Ueberſchüſſen, welche aus 
den Renten eines kirchlichen Vermögens durch eine längere Reihe von Jahren in 
Erjparung gebracht werden, mit Sicherheit anzunehmen ift, daß das betreffende 
Vermögen zu dem damit bewidmeten Zwecke nicht volljtändig benöthigt wird. 
Die Eultusverwaltung hat dann das Recht nach Einvernehmung des Drdinariates 
5 verfügen, daß der nach dem Durchſchnitte der jährlichen Ueberſchüſſe entiprechende 

Zheil des Vermögens anderen firdlichen Zwecken, für melde eine gemügende 
Dotation nicht vorhanden iſt, zugemwendet werde, wobei aber weder bereitä erworbene 
Bezugsrechte Firchlicher u noch auch jtiftbriefmäßige Feitießungen beein- 
trächtigt werden dürfen ($. 54 

36* 
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fommt ($. 38), wogegen aber auch bei der Unlage und Sicherſtellung al 
und jedes firchlichen Vermögens (alfo auch Pfründen- und Stiftungsvermögen?) 
die VBorfchriften, welche zu Gunjten der unter befonderem Schuß der Ge 
jege gejtellten Perjonen in Anwendung fommen müſſen ($. 50), in allen 
jtreitigen Fällen aber zwijchen dem Kirchenvermögen und dritten Parteien 
entjcheiden die ordentlichen Gerichte ($. 38). 

Nähere Ausführungen über die Art und Weiſe der Verwaltung de 
firhlihen Vermögens bleiben der ftaatlichen Geſetzgebung vorbehalten 
($. 43); vorderhand werden die erforderlichen Vorſchriften darüber im 
Verordnungswege erlaffen und gelten darüber aud die Bejtimmungen der 
MB. dv. 20. Juni 1860 (RGB. Nr. 162) und v. 13. Juli 1860 
(RGB. Nr.175) mit der Modification, daß die in jenen Verordnungen im 
Sinne des Concordates vorgejehene Einholung der Genehmigung der päpft 
lichen Eurie überall wegfällt ($.51). Dagegen muß jede erhebliche Veränderung 
in der Subftanz das Kirchen-, jowie das Pfründen- und Stiftungsvermögen: 
der ftaatlihen Eultusverwaltung angezeigt werden ($. 49). Auch die Ber: 
waltung des Bisthums-, Capitel- und Kloftervermögens ſteht unter ſtaat 
licher Aufſicht ($. 44). 

Mit Bezug fpeciell auf das Kloftervermögen ift hervorzuheben, dat 
für die äußeren Rechtsverhältniffe der kirchlichen Genofjenichaften die MR. 
v. 13. Juni 1858 RGB. Nr. 95 als „befondere Beftimmung“ maaf- 
gebend ift. *°°) 

Darnach find die in Dejterreich geſetzlich bejtehenden Orden umd 
Congregationen beiderlei Gejchlechtes befugt, mit Beobachtung der gejehlicen 
Borjchriften über Veräußerung und Belajtung des Kirchenguts, Rechts 
geſchäfte abzuschließen und falls e3 nicht gegen ihre Ordensregel verftößt, 
Eigentum zu erwerben ($. 5). Beſtehen Ordensvorfchriften, welde die 
Oberen jolher Genofjenschaften in der Abſchließung von Rechtsgejchäften 
befchränfen, fo müſſen diejelben, um rechtswirffam zu fein, dem Eultus- 
minijterium rechtzeitig vorgelegt und von dieſem allgemein kundgemacht 
werden. ) 


In der Verwaltung ihres Vermögens find alle kirchlichen Körper: 
Ichaften (Orden und Kongregationen) vom Staate unabhängig, doc bält 
der Staat ſchon aus fiscaliihen Gründen alle Erwerbungen und Uende: 
rungen an dem unbeweglichen Vermögen derjelben in Evidenz, zu melden 
Zwede die mit der Führung der öffentlichen Bücher betrauten Behörden 
von jeder jolhen Erwerbung oder Aenderung und Belajtung des unbeweg— 
lichen Befißes der politifchen Landesſtelle Mittheilung machen müfjen ($. 7). 


2) 8. 31 Geſetz dv. 7. Mai 1874 Nr. 50. „Geiftliche Orden und Congte 
gationen” unterliegen nicht dem Vereinsgeſetze v. 15. November 1867 ($. 3 dei 
Gejeges). Wenn auch der Art. 15 des StGG. v. 21. December 1867 der Höfter 
lihen Genojienjchaften nicht erwähnt, jo fann es doch feinem Zweifel unterliegen, 
daß der dort ausgeiprocdhene Rehtsihug für alle kirchlichen „Anftalten, Stiftungen 
und Fonde“ auch den Höfterlichen Genofjenichaften, injoferne fie zu jener Zeit ge 
jeglich beftanden und feit jener Zeit gejeglich errichtet wurden, zu Gute fommt. 

», MErl. dv. 28. November 1866 3. 68. 
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Zu beträchtlicheren Belajtungen de3 unbeweglichen Vermögens der kirchlichen 
Genofjenichaften bedarf es der Genehmigung der Staatöverwaltung.*°*) 





Die Neligionsfonde. 


Im Gegenjate zu dem bisher aufgezählten Kirchengut jtehen die Reli: 
gionsfonde unter unmittelbarer Verwaltung des Staates. *°°) 

Diefe Fonde entjtanden unter Kaifer Joſef II. aus dem incamerirten 
Bermögen der im Jahre 1782 aufgehobenen Klöfter. *°*) 

Und zwar wurde mit Cabinetsfchreiben vom 11. März 1782 verfügt, 
dab in jedem Kronlande eine abgejonderte Neligionscaffe mit der Be— 
jtimmung errichtet werde, damit aus derjelben die Congrua der neugeitif: 
teten und nmeuzuftiftenden Pfarreien ergänzt werden. Mit Zuhilfenahme 
diefer Religionsfonde wurde denn auch unter Kaijer Joſef II. in den meiften 
Kronländern eine „Pfarrregulirung“ durchgeführt ‚*?”) indem die vom 
Staate übernommenen Congruaergänzungen aus den WReligionsfonden 
gezahlt werden jollten; joweit aber die Einkünfte diefer Fonde zu diefem 
Zwede nicht hinreichten, jollte da „Camerale“, das ijt das Aerar, denjelben 
Vorſchüſſe“ gewähren. *°*) 

Aus diefen Vorſchüſſen entwidelte jich eine eigene Verrechnung zwifchen 
dem Staatsärar und den einzelnen Provinzial:Religionsfonden, wobei die 
letzteren als jelbjtändige juriftiiche Perfonen in Betracht famen. 

Da jedoch die Beitimmung der Religionsfonde von allem Anfange an 
in dem Sinne aufgefaßt wurde, daß diejfelben nur ergänzend einzutreten 
haben nachdem in den einzelnen Ländern fein Geiftlicher mehr einen „Leber: 
fluß“ habe, aus dem den hilfsbedürftigen Pfarrern ihre Congrua ergänzt 
werden fünnte: jo gelangte die Staatsverwaltung ſchon frühzeitig (Eirculär 
v.28. Februar 1788) dazu, von den bejjer dotirten Pfründenbefigern einen 
Beitrag zu dem Religionsfonde behufs Ergänzung der Congrua der hilfe: 
bedürftigen Pfarrer einzufordern. So entitand die erjte „Religionsfonds- 
oder geiftliche Aushilfsſteuer“, welche nad) der urjprünglichen Intention 
die „Vorſchüſſe“ des Camerale ganz entbehrlich machen follte. 


+54), Nähere Vorſchriften darüber enthalten MB. v. 20. Juni 1860 Nr. 162 
RGB.; MEıl. v. 2. Februar 1882 3. 344. Bezüglich des Vermögens des 
jouberänen, < Sohanniter-(Malthejer-)Ritterordens MB. vom 24. Jänner 1886 

17 


* dei Helfert: Von dem Kirchenvermögen und dem Neligionsfonde. 
tag 1 
* m. Einleitung ©. 176. Mit Cabinetsſchreiben v. 27. Februar 1782 
ame ga Joſef II. diejes Vermögen zur Errichtung einer „Religions- und 
arrcafje 
°) Salzburg, die venetianifchen Theile Iſtriens, dann Dalmatien gehörten 
damals nicht zu Defterreih. Doc wurden auch in diejen Ländern, als fie in der 
Folge an Oeſterreich kamen, Religionsfonde (allerdings nicht aus dem Vermögen 
aufgehobener Klöfter) geſchaffen. Auch in der Bufowina erfolgte die Begründung 
— abgeſonderten Religionsfondes erſt nach der Abtrennung dieſes Landes von 
alizien. 
#58) Vergl. den Motivbericht = Eongruagejeß . >” April 1885 in den 
Beilagen zu * Protokollen des AH. IX. Seſſion Nr. 


$. 199, 
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Dieje echt Joſefiniſche Idee aber einer „Generalvertheilung“ aller 
firhlihen Einfünfte wurde unter Kaiſer Leopold II. und franz I. fallen 
gelaffen; man verzichtete darauf, aus dem „Ueberfluß“ der befier dotirten 
Geiftlichen den bedürftigen Seelforgeclerus zu unterjtüßen, ließ die „Aus- 
hilfsſteuer“ in Verfall gerathen und befreite die Säculargeiftlichteit von 
derfelben ganz. *°®) 

Da aber andererjeits theils in Folge der Joſefiniſchen Bfarrregulirung, 
theils in Folge natürlichen Wachstums der Bevölkerung und daher der 
nothivendigen Vermehrung der Seelforgeitationen, endlich der Steigerung 
der Preije der Lebensmittel, die Anſprüche an die Religionsfonde immer 
größer wurden und zur Befriedigung derjelben der Staat immer größere 
Subventionen leiſten mußte: jo ftellte ſich endlich die Nothwendigkeit her: 
aus, eine gründliche Reform der ganz in Verfall gerathenen geistlichen 
„Aushilfsfteuern” vorzunehmen, was mit dem Geſetz v. 7. Mai 1874 
RGB. Nr. 51 erfolgte (ſ. oben ©. 235). 

Außer den katholiſchen Religionsfonden bejteht in der Bufowina ein 
ariehiich-orientaliicher Religionsfond, welcher ebenfalld größtentheils aus 
den Vermögen der aufgehobenen griehiich-orientaliichen Klöjter von Kaiſer 
Sojef II. errichtet wurde und vom Staate unmittelbar verwaltet wird.**) 

Gegenwärtig gilt al3 Beſtimmung der Religionsfonde, zur Erhaltung 
der Kirchen und ihrer Einrichtungen wie zur Bejtreitung ihrer Bedürfnifie 
jubfidiarifch beizutragen. Daher diejelben auch zur Ergänzung der 
Gongrua, für Beigebung von Hilfsprieftern, für außerordentliche Dienit- 
leiftungen der Pfarrer u. dergl. in Anspruch genommen werden können.“ 

Ueber die rechtliche Natur der einzelnen Religionsfonde, ob jie nämlich 
jelbjtändige juriftiiche Berfönlichkeiten find, kann gejtritten werden. Das Reichs— 
gericht erflärte fi) gegen eine folche Auffafjung und will die Neligions- 
fonde nur al3 „öffentliche unter jtaatliher Verwaltung jtehende Fonde* 
betrachtet wiſſen.“““) Dieſe Anficht fcheint nicht richtig zu fein. Denn 
eritens jchließt die Eigenfchaft eines „öffentlichen Fondes“ die andere den 
„juriftiichen Perſönlichkeit“ nicht aus. Deffentlihde Fonde können ſehr 
wohl juriftiihe Perjönlichfeit beiten. Zweitens find ja die einzelner 
Religionsfonde Träger felbjtändiger Rechte und Pflichten; die betreffen: 
den Güter und Wermögensbejtandtheile wurden eigentli nie ver: 


», Hfd. v. 28. Juni 1793 und 19. December 1795. Die Negulargeiitlice 
feit hatte jich noch unter Kaifer Joſef II. von diefer Steuer durch Baujchalbeiträg- 
losgefauft (Hfd. v. 2. Juni 1788). 

#0) Die griechifcheorientalifche Kirche in der Bulowina zählte 9 große Klöfter 
und 13 Ffleinere Communitäten. Kaiſer Joſef II. beließ davon nur 3 Klöſtet, 
welchen er aber ebenjo wie dem griechiicyrorentaliichen Bistyum die Verwaltung 
ihrer Güter abnahm. Den auf dieje Weiſe gebildeten Religionsfond beftimmte 
Kaiſer Joſef zur Erhaltung des griechiich-orientalifchen Eultus und Klerus und 
aud zur Seranbildung von Glerifern. Die griechijch-orientalifchen Geiftlichen be» 
ziehen aus Ddiefem Fond Gehalte. Vergl. 3. H. Bidermann: Die Bufowina 


©. 70, 71. 
1) MErl. dv. 9. Juli 1872 8. 6854 und v. 22. October 1872 3. 12391. 
2, Erf. v. 26. April 1876 3. 71. 
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jtaatlicht, jondern nur verländert und find bis heutzutage als jolche beiondere 
Länderfonds aufrechterhalten worden; auch im Staatsbudget figuriren in 
der Rubrik der Staatseinnahmen die Einnahmen aus jedem einzelnen 
Landes:Religionsfonde abgejondert. Es ift alfo nicht einzufehen, warum 
nicht jeder folder Landes-Religionsfond ala jelbftändige juriftiiche Perſön— 
lichkeit betrachtet werden follte. Eine Negirung dieſer ſelbſtändigen juri- 
ſtiſchen Perjönlichkeit jedes diefer Fonde müßte ja in der Confequenz auch 
zur Beitreitung der Selbjtändigfeit der Neligionsfonde der verjchiedenen 
Bekenntniffe führen; es wird aber niemand leugnen wollen, daß 3. B. der 
griechiich = orientalifche NReligionsfond in der Bukowina eine von jedem 
anderen fatholiichen Religionsfond unabhängige und jelbjtändige juriitifche 
Berjönlichkeit befitt. Die ganze Praxis der Verwaltung rechtfertigt letztere 
Annahme. *®*) 


’, In dem erwähnten Erf. des Neichägericht3 vom 26. April 1876 3. 71 
handelte es fich um die Hlage eines Pfarrers gegen das Eultusminifterium um Er- 
gänzung jeiner Congrua aus dem galizischen Religionsfonde. Das Eultusminiiterium 
hatte in formali eingewendet, daß die Klage nicht gegen dasjelbe, jondern gegen 
den Religionsfond als jelbitändigen juriftiichen Perſönlichkeit zu richten geweſen 
wäre. In Ablehnung diejer Einwendung enmuncirte das RG. „der Neligionsfond 
ſei feine juriftiiche Perſönlichkeit“. Nichtsdeftoweniger erkannte das RG.: die LE. 
Regierung jei jchuldig, die eingeffagte Congruaergänzung „aus dem galizischen 
Religionstond“ zu bezahlen. Hiemit war ja aber die Velbftändige juriftifche 
Perſönlichkeit dieſes Fondes implicite anerfannt, denn ſonſt mußte einfach die 
Regierung als ſolche ohne Rüdticht darauf, woher fie ihr Geld zu nehmen Habe, 
zur Zahlung verurtheilt werden. 


$. 200. 


IX. Bud. 
Sanitätsrecht. 


Sanitätsverwaltung. 


Das Sanitätsrecht iſt der Inbegriff aller Beſtimmungen, deren Zmwed 
ſowohl die Erhaltung des öffentlichen Geſundheitszuſtandes, als auch die 
Vorbeugung der demſelben drohenden Gefahren und die Bekämpfung aus— 
gebrochener Krankheiten iſt. 

Zum Schutze der öffentlichen Geſundheit greift der Staat nöthigenfalls 
auch in die private Lebensſphäre des Einzelnen ein: ſo lange jedoch die 
öffentliche Geſundheit durch das Betragen, Benehmen oder Lebensführung 
des Einzelnen nicht bedroht iſt, hat die Regierung zu einem ſolchen Eingriff 
in die Rechtsſphäre desſelben fein Recht.*°*) 

Das Gejeh vom 30. April 1870 RGB. 68 jtellt als oberften Grund: 
fa hin, daß „der Staatöverwaltung die Oberaufficht über das geſammte 
Sanitätöwefen und die oberjte Leitung des Medicinalwefens zufteht“, zählt 
die Hauptzweige der Wirkfamkeit der Staat3verwaltung auf dieſem Gebiete 
auf und fchafft eine einheitliche Organifation des gefammten öſterreichiſchen 
Sanitätsdienftes. 

Der Inhalt aller Sanitätöverwaltung ift in erjter Linie die Be 
fampfung al und jeder Infection in ihren mannigfaltigjten Formen und 
auf jede wirffame Weiſe. Gäbe es feine AInfection, jo wäre die ftaatlice 
Sanitätsverwaltung beinahe überflüffig. Denn die Krankheit des Einzelnen 
als ſolchen fümmert den Staat nicht; die ift Sache des Einzelnen. Nur in 
dem Falle, wenn diefer Einzelne unbemittelt iſt und fich feine ärztliche 
Pflege verichaffen kann, nimmt fich der Staat aus Gründen der Humanität 
diejer Einzelfranfheit an — doch ebenjo wie er fi der Einzelarmutb 
annimmt, auch wenn feine Krankheit vorliegt. 

Dagegen beginnt die Sorge des Staate3 um den öffentlichen Ge 
jundheit3zuftand da, wo immer ein Infectionsheerd entiteht oder 
entjtehen könnte, was ebenjowohl durch einen oder mehrere Krankheitsfälle 
wie auch durch in den verjchiedenften Formen auftretende chemische Proceſſe 
(Fäulnißproceffe, Giftbildung und dergl.) geichehen kann. 

Um ſowohl entitandene Infectionsheerde zu vernichten mie das Ent: 
jtehen folcher zu verhindern (Prophylaxe), bedient jich der Staat a) eines 





+) Vergl. die bezüglichen Ausführungen in m. Verwaltungslehre $. 170. 
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vielgliedrigen Sanitätsperjonales, b) eines Syſtemes von Sanitäts— 
anjtalten und c) eines immer wachſenden Nebes von Maaßregeln und 
Vorkehrungen. Die Verwaltung und Beauffichtigung dieſes ganzen 
Apparates von Sanitätdmitteln beforgen d) die ımit Gef. vom 30. April 
1870 organifirten Sanität3behörden. 

Wie jchon angedeutet, läßt die Sanitätdverwaltung aus Humanitäts- 
gründen auch denjenigen einzelnen wie immer gearteten und auch nicht con- 
tagiöjen Krankheitsfällen ihre Obforge zu Theil werden, in denen wegen 
Armuth oder Hilflofigkeit eine Beſſerung ohne Eingreifen der Staatäver- 
waltung nicht zu erwarten oder gar ein ficheres Verderben des von der 
Krankheit oder dem Siechthum Befallenen zu befürchten fteht. Es läßt ſich 
daher das Sanitätsreht im engiten Sinne ded Worte von denjenigen 
Maafregeln und Vorkehrungen, welche den Charakter reiner Wohlthätigfeit 
an jich tragen, mit dem öffentlichen Geſundheitszuſtand in feinerlei Zu: 
ſammenhang ftehen und Lediglich ald humanitäre Borjorge des Staates 
bezeichnet werden müſſen, nicht trennen. 


Das Sanitätöperfonale, 

Das Sanitätöperjonale ift entweder ein amtliches, d. i. vom Staat, $. 201. 
Land oder Gemeinde angejtelltes oder nur ein öffentliches, d. i. welches irgend 
einen Sanität2beruf ohne amtliche Stellung betreibt, jedoch als ſolches der 
Staatsaufficht unterliegt. Ein nichtöffentliches, privates Sanität3perjonale 
darf es nicht geben.‘“®) 

Das öffentliche Sanitätsperionale bejteht aus Aerzten, Wundärzten, 
Zahnärzten, Hebammen. 

Die ärztliche Praris in Dejterreich auszuüben haben nur die an 
einer öfterreichifchen Univerfität promovirten Doctoren der Medicin das Recht; 
jie können fi) zu diefem Zwecke in ganz Dejterreih wo es ihnen beliebt 
niederlafjen, nur find fie verpflichtet, der politiichen Behörde die entjprechende 
Meldung zu machen, eventuell fi) vor derjelben als zur Praxis bered- 
tigt zu legitimiren.t°°) Dasjelbe gilt von den Wundärzten, ”) Hebammen 
und Bahnärzten‘®®) — deren Berechtigung zur Ausübung ihrer Praris von 


#65) Unbefugte Ausübnng der Arznei und Wundarzneifunft wird nad) 
SS. F und 344 StG. geſtraft und der Schuldige, wenn er Ausländer iſt, aus— 
gewieſen. 

466, Auf Grund der Uebereinkunft zwiſchen OeſterreichUngarn und dem 
Deutichen Reiche v. 30. September 1882 dürfen die öfterreichiichen und deutichen 
Aerzte, Wundärzte, Thierärzte und Hebammen, die in der Nähe der beutjch-öfter- 
reichiichen Gränze wohnhaft find, ihren Beruf, jo wie er ihnen in ihrer Heimath 
geftattet ift, auch in dem angränzenden Gebiete des zweiten Staates ausüben. Eine 
gleiche Uebereinkunft exiftirt mit der Schweiz vom 29. October 1885. 

#0), ‚Wundärztliche Diplome können nur bis Ende des Jahres 1875 erworben 
und Zaun überhaupt die Berechtigung zur Ausübung der wundärztlihen Praris 
nur auf Grund eine vor dem Nahre 1876 erworbenen Diploms angeiprochen 
werden“ ($. 2 des Gef. v. 17. Februar 1873 betr, die Praris der Wundärzte). 

485) Yon den Zahnärzten find zu unterjcheiden die Zahntechniker, melche 
wohl fünftliche Zähne und was dazu gehört verfertigen und einjegen dürfen, denen 


$. 202. 


— 5710 — 


der Abjolvirung der für fie vorgefchriebenen Spectaljtudien und Erlangung 
des vorgejchriebenen Befähigungszeugnifjes (Diplomes) abhängig iſt. 

Das Sanitätöperjonale ift in der Regel verpflichtet, Kranken auf ihr 
oder ihrer Angehörigen Anjuchen Beiftand zu leiten, wofür jie eine ort 
übliche Belohnung zu fordern berechtigt find. Unter Umjtänden kann eine 
Sanitätsperfon wegen Verweigerung ihres Beijtandes zur Verantwortung 
gezogen beziehungsweife beftraft werden.*%) Zur leichteren Handhabung 
der Sanitätspolizei find die Aerzte verpflichtet, alle vorfommenden Fälle 
von anjtedenden Krankheiten der politiichen Behörde zur Anzeige zu bringen. 

Für die Ausübung der Hebammenkunjt wurde eine befondere Jnitruction 
erlafien, an welche die Hebammen ſich ftrenge zu halten verpflichtet find.“ 
Darnach unterjtehen diefelben der politiihen Behörde I. Inſtanz beziehungs: 
weile dem Amtsarzte derfelben. (In Städten mit eigenem Statute dem 
Stadt-Phyſikus.) Sie find verpflichtet, wenn jie um Beiftand angerufen 
werden, denjelben ohne Nüdjicht ob die Partei arm oder reich ijt zu leiſten 
Uerztliche Ordinationen oder Berrichtungen, die nur dem Arzte zuitehen, 
dürfen fie nicht vornehmen. Sie find verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
daß jede Geburt eines Kindes, bei welcher fie Hilfe geleiftet haben, behufs 
Eintragung in die Geburtsregifter, rechtzeitig angezeigt werde. Bei der 
Geburt eines lebensſchwachen Kindes hriftliher Eltern jind ſie verpflichtet, 
auf die Nothwendigkeit der Nothtaufe aufmerkſam zu machen; auch fünnen 
fie eine ſolche mit Zuftimmung der Eltern rejpective der unehelichen Mutter 
vornehmen; doch müſſen fie diefelbe dem zuftändigen Seeljorger anzeigen. 
Die jchreibensfundigen Hebammen erhalten von der politiichen Behörde 
Geburtstabellen, welche fie in den einzelnen Rubriken entiprechend auszufüllen 
verpflichtet find. 


Apotheken. 

Zum Sanitätsperfonale werden auch die Apotheker gezählt, wiewohl 
fie eigentlih nur ein Sanitätsgewerbe ausüben und nie felbitändig 
Kranken Hilfe leiften dürfen, abgejehen durch Darreichung ſolcher Heilmittel, 
die ohne ärztlihe Verordnung verabreicht werden dürfen. In der Megel 
aber fommen die Apotheker nur ald Gewerbetreibende in Betracht, melde 
auf Anordnung des ärztlichen Perſonals gegen Entgelt Heilmittel bereiten 
und verabfolgen. Zum Beſitze einer Apotheke können nur öſterreichiſche 
Doctoren der Chemie oder (was die Regel bildet) Magijter der Pharmacie 
zugelajjen werden. Die Zahl der in einzelnen Städten oder Märkten zu 
betreibenden Apothefen ift eine begränzte; die politiiche Behörde beitimmt 
diejelbe — jedoch nicht ein für allemal, da fich mit dem Wachien der Bevöl: 
ferung die Vermehrung der Zahl der beitehenden Apotheken empfehlen fanır. 
In diefem Falle werden neue Apothelergewerbe (für neue Stadttheile 


aber all und jede Operation im Munde der Patienten unteriagt iſt. M. Erl. 
v. 25. Februar 1849 RGB. Nr. 141. 

‚ww, Hffzid. 24. Jänner 1832 3. 5981. 

0) MB. dv. 4. Juni 1881 Nr. 54, womit eine revidirte Hebammeninftructior 
erlafien wird. 
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errichtet und an die der Behörde geeigneteit fcheinenden Berjonen vergeben.!“1) 
Beitehende Apotheken jedoch können von qualificirten Pharmaceuten erworben 
werden; auch übergehen Apothefen al3 Eigenthum an Erben oder Legatare, in 
welchen Falle zum Betriebe des Upothefergewerbesein qualificirter Pharmaceut 
bejtellt werden muß.“) Außer den Apothetern darf niemand, nicht einmal 
Aerzte in Orten wo im lmfreis einer Stunde Apothelen ſich befinden, 
Heilmittel verfertigen und jolche verfaufen — dabei ift allerdings der Be— 
griff Heilmittel im engjten Sinne zu nehmen und darunter jene Stoffe und 
Präparate zu verjtehen, die in der Pharmacopde angeführt und tarirt find.*?) 

Wo im Umkreis einer Stunde feine Apotheke fich befindet, dürfen 
Aerzte und Wundärzte Hausapothefen befigen ***) und gleich den Apothefern 
nah VBorjchrift der Pharmacopde Medicamente bereiten und verfaufen. 

Die neuejte Ausgabe diefer öfterreihiichen Pharmacopde erihien im 
Jahre 1889 in der Staatsdruderei in Wien unter dem Titel „Pharma- 
copoea austriaca. Editio septima.*“ Die Minijterialverordnung vom 
1. Juli 1889 verfügt, daß vom 1. Jänner 1890 an nad) den Borjchriften 
diejer neuen Pharmacopde in allen öffentlichen und Hausapothefen zu dis— 
penjiren iſt. 

Sämmtliche Apothefer haben fich mit einem Eremplar diejer neuen 
Ausgabe der Pharmacopde zu verfehen. Desgleihen muß in jeder Haus— 
apothefe eines Arztes oder Wundarztes ein Eremplar der Pharmacopöe 
vorhanden fein. Alle Sanitätsbeamten, die Praris ausübenden Werzte, 
Wundärzte und Thierärzte, ſowie die Apothefer haben fich mit dem Inhalte 
derjelben genau befannt zu machen und ſich darnach zu benehmen. Dem Terte 
ver Pharmacopde in lateinischer Sprade find nachjtehende Beftimmungen 
vorangejtellt, an welche fich alle Apothefen und diejenigen Arzte, welche 
Hausapotheken führen, halten müſſen. 

Die in die Pharmacopde aufgenommenen Heilmittel müfjen in der 
Apotheken in ſolcher Beichaffenheit vorräthig gehalten und verabfolgt werden, 
daß fie den Vorfchriften der Pharmacopde vollfommen entjprechen. 





1) Die Bewilligung zur Errichtung einer neuen öffentlichen Apotheke fteht 
der GStatthalterei im Wege der Concurdausfchreibung zu (Min.-Erl. 18. Juni 
1858 3. 14329). Die bezüglichen Anträge fann der Gemeindevorjtand (Magijtrat) 
im Wege der Bezirtshauptmannschaft ftellen, welche legtere ihr Gutachten abgiebt. 
Doch müſſen alle örtlichen und Bevölferungsverhältniffe unterſucht und alle bethei- 
ligten Behörden (Sanitätsperjonen) und Parteien (die nächitliegenden Apotheken) 
vernommen twerden (Hffzld. 25. Aug. 1834 3. 22930). Die Ertheilung einer 
jolhen Bewilligung liegt im freien Ermefien der Behörden (VCH. 13. Jänner 
1879 3. 57, Bolsti Nr. 40). Vergl. auch M. Erl. 29. September 1882 3. 14890 
über die Modalitäten der Verleihung von Apotheken. 

2), Min.-Erl. dv. 8. December 1889 RGB. Nr. 200 wurde eine neue phar-» 
maceutifche Studien- und Prüfungsordnung für Defterreich erlajjen. 

#3), MB. vom 19. Juni 1855 RGB. Nr. 107. Was die Ausübung des Apothefer- 
gewerbes durch einen Stellvertreter anbelangt, jo finden die 88. 55 uud 56 der 
Gewerbeordnung Anwendung. 

4 VGS. 15. Dctober 1880 3. 1898, Budwinski Nr. 893 ift dieſe Stunde 
einer halben Meile gleichgejeßt; über Bemefjung diejer Entfernung vergl. aud die 
weiteren BGH. Erkenntniſſe Nr. 43 und 44 Wolski. 
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Für Landapothefen fünnen die Landesbehörden Erleichterungen ein: 
treten laſſen. 

Die Heilmittel müfjen genau nad) Borfchrift der Pharmacopöe hergeitellt 
werden. | 

Die Pharmacopde bezeichnet jpeciell durch Zufammenjtellung in beſon— 
dere Tabellen diejenigen Heilmittel, welde nur auf Berjchreibung eines 
berechtigten Arztes verabfolgt werden dürfen; bei anderen Heilmitteln muß die 
Berichreibung einer größeren Doſis vom Arzte befonders kenntlich gemacht 
werben (durch ein Ausrufungszeichen). 

Gewiſſe befonders verzeichnete Heilmittel find unter Sperre, andere 
wieder abgejondert von allen anderen aufzubewahren. 

Auch find die Apotheker verpflichtet, gewiſſe vorgejchriebene zur chirur⸗ 
giihen Hilfeleiftung dienende Artikel immer vorräthig zu halten. 


Krankfenanftalten. 

Die öffentlihen Kranfenanftalten in Defterreih (Spitäler, rren;, 
Gebär- und Findel-Anftalten) verdanken ihr Beſtehen größtentheild Privat: 
ftiftungen und bejigen ihre eigenen Fonds, deren Verwaltung unter der 
Auffiht des Staates (fpeciell der Landesausihüffe und Landtage) fteht. 
Der Staat als folder unterhält feine Krankenanftalten; im Staatövor: 
anſchlag figurirt feine Ausgabe für dieſelben.“*) Auch find Kranten: 
anftalten feine Reichsangelegenheit im Sinne der 88. 11 und 12 des Gei. 
vom 21. December 1867, gehören aljo nicht in den Wirfungsfreis des 
öjterreihiichen Reichsraths; wohl aber gehören diejelben auf Grund aller 
Landesordnungen in den Wirfungsfreis der Landtage, find aljo in der Regel 
Landes: beziehungsweife Bezirls- oder Gemeindeanftalten. Als jolche find 
fie in erſter Linie zur Aufnahme von Angehörigen ihrer Länder (beziehungs: 
weije ihrer Bezirke oder Gemeinden) verpflichtet; und jo oft fie in Noth: 
fällen Angehörige anderer Länder (Bezirke oder Gemeinden) aufnehmen, jo 
haben fie ein Recht, wenn die Aufgenommenen felbit unbemittelt jind, von 
den Landesbehörden derjelben den Koftenerjah für deren Pflege zu verlangen. 

Uebrigens gilt al3 Regel, daß die öffentlichen Krankenhäuſer ver: 
pflichtet find, alle Kranken ohne Unterjchied des Standes, Gefchlechtes und 
der Religion aufzunehmen; nur mit langwieriger und unheilbarer Kranf: 
heit Behafteten find von der Aufnahme ausgeſchloſſen. Da dieje Anftalten 
nicht bloß zur Unterbringung armer Kranker beftimmt find, jondern aud 
Kranker, welche nach ihren perſönlichen Berhältniffen fi zu Haufe feine 
Pflege verichaffen fünnen, nügen follen, jo gejchieht die Aufnahme theils 
gegen Bezahlung, theil® unentgeltlich (Erlaß des Staatsminijteriums vom 
16. September 1865).*"°) 

Die innere Organifation diefer Kranfenanjtalten, die Art und Weile 


45) Der Stantövoranjchlag für 1889 enthält eine Poft für Epidemieen, aus 
der allerdings gegebenen Falles Nothipitäler, während einer Epidemie beitritten 
werben könnten. 

+0, DObentraut, Sanitätsgeſetze ©. 548. 
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der Bededung der Koſten der in ihmen verpflegten, im Orte, two fie fich 
befinden, nicht zuftändigen Armen, und alle einjchlägigen Berhältnifje werden 
theils durch die Anjtaltsjtatuten, theils durch die Landesgejeßgebung geregelt 
und find in den Landesgeſetzblättern enthalten. *””) 





Irrenanftalten. 


Sowohl die innere Drganifation wie die Bedingungen der Aufnahme, 
des Anhaltens und des Entlafjend der Geijtesfranfen erheifcht aus dem 
Grunde eine befondere gejegliche Regelung und forgfältige Aufficht der Be— 
hörden, weil e3 fich hier einerjeit3 um Perjonen handelt, die in den meiften 
Fällen feines eigenen Willens fähig find, andererfeits die Gefahr nicht aus: 
gefchlofien ist, daß willens- und zurechnungsfähige Perſonen mißbräuchlich 
oder irrthumlich als unzurechnungsfähig behandelt werden. Daher find die 
Beitimmungen über die Aufnahme von Geiſteskranken in die einzelnen öffent- 
lichen Srrenanftalten Gegenjtand zahlreicher bejonderer Landesgejehe und 
Verordnungen der Landesregierungen. Seitdem aber in der neueften Beit 
aud zahlreiche Srrenanftalten als Privatunternehmungen errichtet wurden, 
hat ſich die Nothwendigkeit einer eingehenden gleihmäßigen gejeßlichen 
Regelung diefer Berhältniffe für alle öfterreichifchen Länder um fo drin- 
gender herausgeftellt. Diejelbe wurde vollzogen mit der Min.-Berorbn. 
vom 14. Mai 1874, welche auf Grund des obigen Geſetzes vom 30. April 
1870 erlafjen wurde. 

Bur Errichtung einer Brivatirrenanjtalt iſt darnach die Bewilligung 
der politiichen Landesbehörde erforderlih. Dieſe Bewilligung fann nur 
dann ertheilt werden, wenn die Anftalt unter die allein verantwortliche 
Leitung eine3 geeigneten, in Defterreich grabuirten und in der Piychiatrie 
ausgebildeten Arztes von unbejcholtenem Rufe geftellt wird (88. 1—3). 
Der politifchen Behörde müfjen ſowohl ein detaillirter Plan des Gebäudes 
und der Lage desjelben und auch die nöthigen Auskünfte über die innere 
Hausordnung vorgelegt werden. Wenn die gepflogenen Erhebungen der 
politiichen Behörde die Bewilligung als zuläffig ericheinen laſſen, fo fann 
fie diefelbe ertheilen eventuell die Ertheilung von der Erfüllung gewiljer 
Bedingungen abhängig machen. 

Der leitende Arzt einer Privatirrenanftalt ijt für die Beobachtung der 
bezüglichen geſetzlichen VBorfchriften verantwortlich und ift verpflichtet, den 
ihm von der Behörde zukommenden Aufforderungen pünktlich nachzukommen 
(8. 6). Auch ijt er verpflichtet, jährliche Ausweife und Berichte über die 
Anftalt den Behörden vorzulegen. 

Die Aufnahme in eine ſolche Anjtalt darf nur auf Grund eines ärzt- 
m BZeugnifjes, welches die Gemüths- oder Geiſteskrankheit des Batienten 


a⸗ Fiur Niederöſterreich mit Ausſchluß von Wien gilt das Geſetz vom 
25. December 1882 LGB. Nr. 14 ex 1883; für Galizien die beiden Geſetze vom 
12. December 1869 LGB Nr. 8 und 9 ex "1870; für Böhmen v. 5. März 1888 
LGB. Nr. 19. Nach den Min.-Erläffenv. 17. Juni1869 und 11. März; 18813. 14652 find 
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beftätigt, erfolgen. Nur in dringenden Fällen kann der leitende Arzt auf 
eigene Verantwortung den Kranken provijoriic aufnehmen. Bon jeder 
Aufnahme hat derfelbe binnen 24 Stunden dem Gerichtöhofe I. Inſtanz, in 
defjen Sprengel die Anftalt liegt, Meldung zu machen. *”®) 

Dieſe Anzeige entfällt bei Kranken, Die zweifellos noch unter väterlicher 
Gewalt ftehen; doch ijt die Anzeige zu erjtatten, wenn ein ſolcher Kranker 
in der Anftalt das 24. Lebenzjahr vollendet. Geheilte Perſonen find jofort 
im Einvernehmen derjenigen, welche den Kranken der Anftalt übergeben haben, 
zu entlafjen (8.10). Wird von diejen Perſonen die Entlafjung des Kiranten 
verlangt, jo dürfen diefelben, auch wenn fie nicht geheilt jind, in der Anitalt 
nicht zurücdbehalten werden. 

Doc darf ein gemeingefährlicher Kranker feinesfalls entlaffen werden, 
ohne daß die politiiche Behörde davon früher in Kenntniß gejeßt wird, 
damit fie die geeigneten Verfügungen wegen der fünftigen Unterbringung 
deöfelben treffe ($. 11). 

Nicht geheilte Kranke dürfen bei ihrer Entlaſſung nur ihrem geſetzlichen 
Bertreter übergeben werden (88. 9—11). 

Ebenjo wie von den Aufnahmen find auch von den Entlafjungen der 
Kranken reſp. Geheilten die betreffenden Behörden zu verjtändigen. Handelt 
e3 fih um unter Euratel jtehende Perjonen, jo iſt das competente Gericht 
davon zu verjtändigen; dasjelbe gilt in Fällen der Entweihung. Die 
ftaatlichen Sanität3organe haben die Privatirrenanftalten von Zeit zu Zeit 
ohne vorherige Ankündigung zu injpieiren und darüber an die politifche 
Behörde zu berichten. Die politiiche Behörde kann wegen eingerifjener 
Mißbräuche oder obwaltender Uebeljtände einer Privatirrenanjtalt die Con: 
ceffion entziehen und wegen Entfernung der Kranken aus der Anjtalt das 
Nöthige verfügen (88. 12— 20). 

Die Bedingungen der Aufnahme und der Entlafjung aus den öffent: 
lihen Srrenanftalten, jowie die Verhältnifje diefer Anftalten überhaupt, 
werden durch deren Statuten geregelt, welche der Genehmigung des Mini: 
jteriums des Innern unterliegen. 

Die für die Privatanftalten vorgejchriebenen Anzeigen an die Gerichts: 
behörden haben auch die öffentlichen Anjtalten zu erjtatten. 

Was die nicht in Anftalten untergebrachten Geifteskranfen betrifft, io 
haben die Gemeinden und insbeſondere ihre ärztlichen Organe diefelben in 


Kranke, die mit unheilbaren oder langwierigen Krankheiten behaftet find, nicht in 
Spitälern zu halten, jondern der „Semeindeverpflegung“ zu übergeben. Ange 
hörige fremder Staaten, welche hilfsbedürftig nnd der Eur oder Verpflegung br- 
nöthigt find, werden zumeift auf Grund bejtehender internationaler Verträge in 
die öffentlichen Krankenanftalten aufgenommen und verpflegt. Solche Verträge 
beftehen: mit den Staaten des Deutichen Reiches (Eijenacher Convention v. 11. Zuli 
1853), mit der Schweiz (Bertrag vom 7. December 1875). Vergl. Min.-Erl. vom 
21. Sänner 1877 3. 185, womit eine „überjichtliche Darftellung der Grundiäge, 
welche bei Einbringung von Berpflegskoften für mittelloje Kranke mit Einſchluß 
der Irren und Giechen fremden Staaten gegenüber maafjgebend jind“ Fund- 
gemacht wird. 
39 Min.-Berordn. dv. 4. Juli 1878 RGB. Nr. 87. 
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Evidenz zu halten und deren Pflege zu überwachen. Ueber jolche, die nicht 
unter väterlicher Gewalt jtehen, haben die Gemeinden die vorgejchriebenen 
Anzeigen an die Gerichtshöfe zu machen. 

Die politiichen Behörden, insbefondere die Amtsärzte, haben in diejer 
Beziehung die Gemeinden zu überwachen; ihnen aber auch behufs Unter- 
bringung jolcher Kranken in Anftalten behülflich zu fein. 

Ueber die Koſten der Berpflegung mittellofer Geiftesfranfer in 
öffentlichen Irrenanftalten bejtimmt das Gejeg vom 17. Febr. 1864 RGB. 
Nr. 22, daß es der Landeögefeggebung vorbehalten bleibt zu beitimmen, 
ob dem dieje Koften zahlenden Landesfonde dieje Auslage von der Heimat: 
gemeinde derjelben ganz oder theilweile zu erſetzen feien. 





Gebär: und Findelanftalten. 


Die eriten ftaatlihen Findelanftalten wurden in Dejterreich unter 
Kaiſer Joſef II. errichtet (Hofdecret vom 20. Juni und 8. September 1774). 
Sie dienten zur Unterbringung ſowohl armer uneheliher Kinder wie der 
eigentlihen Findlinge — endlich auch armer ehelicher Kinder in befonders 
rüdfihtswürdigen Fällen. Später wurden diefe Findelanftalten zumeijt mit 
Gebäranftalten vereinigt, mit dem Hofdecret vom 22, October 1818 3. 22879 
alle jolhe im gefammten Umfange der Monarchie befindlichen Doppel- 
anftalten zu Staatsanftalten erflärt und denjelben, in ſoweit ihre eigenen 
(Stiftungs-)Fond3 zu ihrer Erhaltung nicht ausreihten — ftaatlihe Zu: 
ſchüſſe decretirt. Mit der conftitutionellen Umgejtaltung der Verwaltung 
in den 60er Jahren, insbejondere mit der Durchführung der Länderautonomie 
jind alle dieje Anftalten zu Landesanftalten erklärt und ihre Erhaltung und 
Bermwaltung den einzelnen Ländern überwieſen worden. Doch hat die Reichs: 
geießgebung mit Gejeb vom 17. Februar 1864 RGB. Nr. 22 gewiſſe 
Grundjäge betreffend der Berpflegsgebühren in öffentlichen Gebäranftalten 
aufgejtellt — welche für die Landesfonde beziehungsweife für die Verwaltungen 
derjelben (Landesausſchüſſe) verpflichtend find. Hiernad find die Verpfle— 
gungskoſten für die in eine öffentliche Gebäranjtalt unentgeltlih aufgenom- 
mene zahlungsunfähige Perſon von den Landesfonden derjenigen Länder zu 
tragen beziehungsweiſe zu erjegen, in welchen fich die Heimatsgemeinde der- 
jelben befindet. Daher find aber auch bei Aufnahme folder Perſonen in 
öffentliche Gebäranitalten deren Heimatsrecht fejtzuftellen und die erhobenen 
Daten dem Landesausfchufle des betreffendes Landes mitzutheilen. Die 
Landesfonde dürfen aber den Erſatz der geleifteten Verpflegsfoften für 
Wöchnerinnen auf die Heimatgemeinden nicht überwälzen (mas bezüglich 
der Geiitesfranken allerdings durch Landesgeſetzgebung beftimmt werden 
fann). 

Ganz diejelben Grundfäge wie bezüglich der Verpflegungskoſten für 
Wöchnerinnen iind mit Geſetz vom 29. Februar 1868 RGB. Nr. 15 be- 
züglich der Verpflegsfoften für in die Findelanftalten aufgenommenen Rinder 
aufgejtellt worden; nur daß hier der Natur der Sache entiprechend der 
Erſatz der Verpflegskoſten in vierteljährigen Zeitabjchnitten von dem Hiezu 
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verpflichteten Landesfonde in Anſpruch zu nehmen refpective von leßterem 
zu leiften ift ($. 5). Die Baufchalgebühr für fremde Pfleglinge darf nicht 
höher als fie fich für die eigenen berechnet, bemefjen werden. Den zum 
Koſtenerſatze verpflichteten !Yandesausfchuffe ift von der Aufnahme eines 
Pleglingd auf feine Rechnung binnen vier Wochen die Mittheilung zu 
machen und es bleibt demjelben freigejtellt, das Kind in eigene Verpflegung 
zu übernehmen ($. 6). 


Gefundheitspolizei. 


Während Abwehr und Bekämpfung aufgetretener Krankheiten mittelit 
des oben gejchilderten Sanität3perfonale3 und der erwähnten Kranken— 
anjtalten bejorgt wird: bleibt der Gejundheitspolizei die allerdings noch 
viel umfangreichere Aufgabe, das Auftreten von Krankheiten zu ver hindern; 
den drohenden Krankheit3gefahren vorzubeugen. Es geſchieht dieß durd 
eine große Anzahl von Maaßregeln und Vorkehrungen. Den erjten Platz 
unter diejen nimmt die Zwangsimpfung ein. 

Die erſte amtlihe Empfehlung der Kuhpodenimpfung nach durch— 
geführten erfolgreichen Verſuchen, erfolgte mit der Verordnung der nieder: 
öfterreichifchen Regierung vom 20. März 1802 (Pol. GS. Nr. 21). Mit dem 
Hoffanzleidecret vom 9. Juli 1836 3. 13192 wurde das Impfweſen bereits 
einheitlich organilirt und in den einzelnen Ländern unter die Oberleitung 
der Zandesregierung gejtellt. Diejes Decret enthält eine vollftändige „Normal: 
Vorſchrift über die Kuhpodenimpfung“ und eine Belehrung für die Aerzte, 
wie die Impfung vorzunehmen; von einem Jmpfzwang allerdings ift das: 
jelbe weit entfernt; e3 befchränft jich darauf, Mittel der Propaganda auf: 
zuzählen, durch welche das Volk für die Kuhpodenimpfung gewonnen werden 
könnte. Seither ijt allerdings die Kuhpodenimpfung allgemein verbreitet 
und wenn auch ein direkter Impfzwang in Dejterreich bis heutzutage nicht 
bejteht, jo übt doch eine Anzahl gejeglicher Beftimmungen, welche behufs 
Erlangung gewiſſer jtaatliher Begünftigungen (Stipendium, Stiftungs: 
pläße 2c.), die Impfung zur Bedingung machen, einen indirekten Zwang, die 
Impfung vorzunehmen. *?) 


Affanirungsrecht. 


Alle Krankheiten und Epidemieen haben ihre Urfache in krankheits 
erzeugenden Stoffen, die dem Menfchen zugeführt werden fünnen durch die 
eingeathmete Luft, die genofjene Nahrung, das Trinkwaſſer oder 
endlich durch die Benützung der verjchiedenften Gebraudsgegenjtände. 

Die Sanität3polizei hat alfo die Aufgabe, diefe Elemente und Mittel 
des menschlichen Lebens in gutem, reinem von allen Krankheitserregern 
freien Zuftande zu erhalten. Die den Menſchen umgebende Luft wird 





7) In Deutichland hat das Reichsimpfgejeg dv. 8. April 1874 dem directen 
Impfzwang eingeführt; Eltern (Besiehungiweire alfe ihre Stelle vertretenden) find 
bei Strafe verpflichtet, ihre Kinder impfen zu lafjen. 
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namentlich in Städten durd die große relative Bevölferungsdichtigfeit und 
die dadurch herbeigeführte Anfammlung von allerhand Abfalljtoffen und 
deren Ausdünftungen verdorben. Ein Theil der Maaßregeln, welche den Zived 
haben diefen jchädlichen, die ftädtifche Luft verderbenden Einflüffen entgegen- 
zuwirfen, obliegt der Baupolizei. Denn diefe hat es nicht nur mit der 
zwefmäßigen und janitären Anlage der menschlichen Wohnungen zu tun, 
jondern auch mit der Anlage der Straßen und Canäle. Durch die Pfla- 
jterung und Reinhaltung der erjteren, durch die entiprechende Anlage der 
legteren können alle Unraths- und Abfallftoffe gründlich bejeitigt und die 
ftädtifche Luft in gutem Zuftande erhalten werden. *%0) 

In öffentlichen Localen, namentlich in Schulen, wo häufige Anfamm- 
lungen von Menjchen vorkommen, muß für genügende Lufterneuerung, 
Bentilation, gejorgt werden. 


so, Huch giebt es in allen bedeutenden Städten und gut verwalteten 
Märkten bejondere Gafjenreinigungsordnungen. Aus der Polizeiordnung vom 
25. Juni 1787, deren Beftimmungen in die meiften folcher ftädtiichen Reglements 
übergingen, die übrigens an und für ſich noch Geltung hat, mögen hier folgende 
Stellen erwähnt werden: 

1. Das Ausgießen des Waflers und anderer Flüffigkeiten, die Ablegung des 
Unrathes, Kehrichtes oder Mijtes vor den Häujern auf die Gaſſen oder Plätze ift 
unterfagt, und ebenjo verboten das Gehpflafter (Trottoir) in welcher Art immer 
zu verunreinigen. Jeder Hauseigenthümer ſoll für die Bejeitigung der längs jeinem 
Haufe ftattfindenden Verunreinigungen jeden — gehörig ſorgen laſſen ... 
Die Gaſſen und Plätze find täglich zu kehren und iſt in großen Städten ins— 
beiondere auch für die gehörige Desinfection der Standpläße der Fuhrwerke zu 
forgen. Das Schneeabwerfen von den Dächern ift ebenfo verboten, wie die Schnee- 
ausfuhr aus den Hofräumen auf die Gaffe. Der in den Hofräumen befindliche 
Schnee muß in Leiterwägen auf die zu deſſen Abladung bejtimmten Plätze geführt 
werden. Erfcheint es unvermeidlich, den Schnee von den Dächern auf die Gaſſe 
berabzumerfen, jo muß die mit Vorficht gejchehen und muß der herabgemworfene 
Schnee von dem Hauseigenthümer befeitigt werden. 

2. Die Haudeigenthümer find verpflichtet, bei einfallendem Thaumetter und 
weichendem Winter ſich in Betreff des Aufeifens, d. i. Wegichaffung der auf den 
Gaſſen entitandenen Eisdeden jenen Anordnungen zu unterziehen, welche ihnen 
nach Befund der Umftände von dem Gemeindevorftande vorgejchrieben werden. 

3. Die Reinigung des Trottoird und überhaupt der Gehwege an den Häufern 
der Stadt ift übrigens nicht nur im Winter und Herbfte, jondern aud im Früh— 
jahre und Sommer den Hausbefigern zur ftrengiten Pflicht gemacht und es ift 
bei Vornahme diejer Reinigung in den heißen Tagen des Sommers vor den 
Häuſern aufzuiprigen, um dadurd die Einwohner von dem unangenehmen, die Ge- 
ſundheit benachtheiligenden Staube zu befreien. 

4. Das Abfüttern der Pferde und überhaupt des Zugviehes auf den Gaflen 
und Pläten der Städte ift verboten. 

Am Lande bedarf in ber ur die Beichaffenheit der Luft feiner menſch— 
lichen Nachhilfe: nur wo Sümpfe, Moräjte, Moorgründe u. dergl. feuchte Streden 
vorhanden jind, pflegen ſich Krankheiten (Malaria u. dergl.) einzuftellen. Landes— 
und auch Reichsgeſetze ordnen für ſolche Gegenden die age | an. Bu 
jolhem Zwede wurde mit Gef. v. 22. März im Jahre 1875 RGB. Nr. 35 die 
Entiumpfung des Narentathales in Dalmatien auf Staatskoften angeordnet. 


Gumplotmwicz, Das öfterr. Staatsredt. 37 


$. 208. 


— 578 — 


Baupolizei. 


Nicht aus Sanitätsmaaßregeln, ſondern aus feuerpolizeilichen Vor— 
ſchriften entwickelten ſich die modernen Bauordnungen. Die Urſache dieſer 
Erſcheinung iſt klar. Für die geſundheitsſchädlichen Wirkungen des engen 
Zuſammenwohnens hatten frühere Zeiten kein Verſtändniß: dagegen lehrten 
die von Zeit zu Zeit die Städte verheerenden Feuersbrünſte die Gefahren 
des unabgetheilten und ununterbrochenen Zuſammenhanges der Gebäude 
fennen. Man begann aljo zuerjt mit feuerpolizeilihen Bauvorſchriften, mit 
den fog. Feuerlöfhordnungen;**") jodann wendeten ſich die baupolizeilichen 
Vorſchriften gegen die Gefahren, welche aus mangelhaft ausgeführtem Bau: 
werk oder aus der Baufälligkeit desfelben entjtehen fonnten.**?) Erſt in der 
neueften Zeit beginnt das Baupolizeirecht die Gejichtöpunfte der Hygiene 
neben die der Feuerſicherheit und der „perjünlichen Sicherheit“, d. h. der 
Sicherheit des Lebens zu jtellen und bei der Anlage und dem Bau der 
Wohngebäude den Lehren der Hygiene Rechnung zu tragen. Und in dem 
Maaße, wie fich letztere Heutzutage rajch entwidelt, ift auch die baupolizei- 
liche Gefeggebung gezwungen diefer Entwidelung zu folgen.**®?) 





#1) Die Grundlage aller jpäteren Feuerlöſchordnungen bilden die beiden 
mit dem k. Patent v. 7. September 1782 erlaffenen, die eine für die Landitädte 
und Märkte, die andere für das offene Land und Niederöfterreih; dieſe Feuer 
löſchordnungen wurden in den einzelnen Ländern publicirt und in Wirkſamkeit ge- 
jegt. Abgedrudt find diejelben bei Mayrhofer II 768 ff. 

2), Noch Stubenraud (1851) hebt diefen Gefichtspunft als jür die Bau- 
polizei vorwiegend maaßgebend hervor. „Die Vorfchriften der Baupolizei beziehen 
fi, meint er, auf die Abwendung der Gefahren, welche theild bei der Ausführung 
neuer Bauwerke, theild durch die unterlaffene Sicherung alter baufälliger Gebäude 
der perjönlichen Sicherheit und dem Eigenthume der Staatsbürger drohen“ (Ber- 
waltungsgejeßfunde 1. Aufl. I 414). 

#53) Die erften allgemeinen Vorjchriften über Bauführungen erfolgten mittelt 
Hofdecreten. So verlangt das Hfd. 9. März 1787 von jedem Bauführer die Bor- 
lage eines Planes, den die Behörde vor Ertheilung der Bewilligung zu prüfen und 
über den fie die Nachbarn und Anrainer zu vernehmen hat, leßteres zu dem 
Zwecke, „um nicht etwas zu janctioniren, was gegen Privatrechte verjtoßen mürde* 
(Hfd. 28. October 1819 3. 34120). Im leßterem Hfd. wird bereits erflärt, daß 
die Baubewilligungen „ex ratione publica eingeführt würden“ und zwar nicht 
nur aus Rüdjichten auf Feuersgefahr und Einjturz, jondern auch auf „öffentliche 
Bequemlichkeit durch Erweiterung der Pafjage oder der öffentlihen Verſchöne— 
rung“. Dieje legteren NRüdfichten traten immer bewuhter in den Vordergrund 
und erforderten neue Beltimmungen, melde in den legten 40er und den der 
Sahren in den dur die Statthaltereien für die einzelnen Länder und deren 
Hauptftädte erlafjenen Bauordnungen getroffen wurden. Namentlich in den 
50er Fahren wurden joldhe Bauordnungen kundgemacht für Lemberg 1855, Krakau 
1850, Trieft 1854, Steiermark 1857 u. j. w. In denjelben traten die Rüdfichten 
auf die Gejundheit bereit? an erjte Stelle, jo z. B. in der fteiriichen Bauord— 
nung, deren $. 1 den „großen Einfluß des Bauftandes auf die Gejundheit, die 
Gefittung, das Eigenthum uud die Sicherheit der Staatsbürger” hervorhebt und 
8. 3 vorjchreibt, daß „alle Bauherftellungen dem Geſundheitswohle, der Eigen- 
thums⸗ und jonjtigen Sicherheit, dem öffentlichen Anjtande, der Bequemlichkeit, dem 
guten Gejchmade und dem Rechte der Anrainer” entjprechen müſſen. Als Bar- 
behörden fungirten dazumal ausjchließlich Regierungsbehörden und zwar im erfter 
Injtanz das Bezirksamt, an welches die Geſuche um Baubewilligung zu richten 
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Parallel mit diejer Entwidelung der Bauordnungen läuft eine andere, 
deren Richtung deutlich erkennbar, deren Abſchluß jedoch bei weitem noch 
nicht erreicht wurde. Es ijt das die Entwidelung der Einſchränkung der 
freien Berfügbarfeit über den Baugrund und das Bauobject im Anterefje 
der Gejammtheit, oder mit anderen Worten, die Entwidelung des Eingriffs: 
recht? der Gefammtheit durch das Organ der Behörde in die Sphäre des 
PrivateigentHums am Baugrund und Bauobject. Die älteren Bauordnungen 
üben diefen Eingriff nur zum Zwede der Verhütung der Feuersgefahr oder 
unmittelbar drohender Einfturzgefahr. Im übrigen aber dulden fie die Aus: 
mügung des Privateigenthums zum Nachtheil der Gefammtheit durch Ver: 
engerung der Straßen, Behinderung des Verkehrs, dichtefte und unverhält: 
nigmäßige VBerbauung und damit Beraubung des Lichts und der Luft der 
Geſammtheit. 

Erſt ſeit der Mitte dieſes Jahrhunderts beginnt man in den größeren 
Städten dieſer mißbräuchlichen Ausnützung des Privateigenthums paſſiven 
Widerſtand entgegenzuſetzen, indem man die Ertheilung von Bewilligungen 


waren und welches darüber die commiſſionelle Prüfung und den Localaugenſchein 
unter Zuziehung des Gemeindevorſtandes und der Anrainer vorzunehmen hatte. 
In den Kreisftädten bildete das Kreisamt die erfte Inftanz. Gegen Enticheidungen 
des Bezirkdamtes ging die Berufung an das Kreisamt in zweiter und an die politische 
Zandesftelle in 3-Inftang gegen die Entſcheidungen der Kreisbehörde ineriter Inſtanz ging 
die Berufung an die Yandesitelle und an das Minifterium ($. 168 jteirifche BD 
1857). Eine neue Periode der Baugejeßgebung beginnt mit der Activirung der 
verfaffungsmäßigen Landtage in den Jahren. Man jah es nicht ungern, 
wenn fich die Yandtage mit Yandesangelegenheiten, die feine Gelegenheit zum Poli— 
tifiren gaben, befaßten und dabei ihres autonomen Wirkungskreiſes fich voll und 
ganz erfreuen konnten. Zur Bethätigung desjelben eignete fi) ganz bejonders 
die den Landtagen ganz überlafiene Gejeggebung in Bauangelegenheiten. Gleich— 
zeitig überging auch die Competenz zur Verwaltung der Bauangelegenheiten in 
eriter Inftanz an die autonomen Gemeindevorftände (auf Grund der neuen Gemeinde» 
ordnungen). So entjtehen denn in den 60er Jahren eine Reihe von Landes-Bau- 
gejegen, welche ——— ſowohl für das flache Land wie für die Landes— 
hauptſtädte enthalten (Innsbruck 1864, Böhmen 1864, Kärnthen 1866, Oeſterreich 
u. d. Enns 1866, Graz 1867, Schleſien 1867, Wien 1868, Czernowitz 1869, 
Mähren und Brünn 1869 u. ſ. w.). Dieſe Bauordnungen der 60er Jahre tragen 
bereit3 den damals in vielen Städten in Angriff genommenen Stadterweiterungen 
Rechnung durch Bejtimmungen über zu verbauende Baugründe, deren Rarzellirung 
und Regulirung, wobei bereit? neben den Hugieniichen Anforderungen (Anlage 
breiter Straßen, Eanalifirungen u. dergl.) auch dem Rechte der Gejammtheit gegen- 
über dem engherzigen Privatrechtsftandpunft der Eigenthümer —— etragen 
wird. Letzteres allerdings in noch ſehr ſchüchterner und ängſtlicher cite er 
Gejeggeber ift noch weit davon entfernt, dem „unverleglichen“ PBrivateigenthume im 
Namen der Gejammtheit direct an den Leib zu gehen, doch wagt er es fchon zu 
Gunjten der Aſſanirung der Städte, jeine Bewilligung an gewiſſe, vom Eigen- 
Fr dem Gejammtwohl zu bringende Opfer als Bedingung zu knüpfen. Dabei 
ift für diefe Bauordnnungen die ftrenge Aufrechterhaltung der joeben erjt erworbenen 
Autonomie der Gemeinden in Bauangelegenheiten —* Dem Prineip 
der Gemeindeautonomie zu Liebe unterbleibt auf Grund jener Bauordnungen der 
60er Jahre manche Maaßregel, welche für das Gemeinwohl von Nutzen wäre. 

in den neuen Bauordnungen der 80er Jahre (ſ. folgenden Paragraph) beginnt 
man die öffentlichen Sntereifen vor den privaten mit größerer Entjchiedenheit 
den ihnen gebührenden Vorzug einzuräumen. 
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ſowohl zum Bau wie zu Baugrundparcellirungen an die Bedingungen der 
Einhaltung von Regulirungsbaulinien, von Bauvorfchriften zum Zwecke der 
Verſchönerung, Affanirung und Verfehrserleichterung Mmüpft und mittelft 
diefes pajfiven Widerftandes den Kampf mit dem Eigennutz des Einzelnen 
und der rückſichtsloſen Ausnübung des PrivateigentHums aufnimmt. 

Auf diefem Standpunkt jtehen gegenwärtig die öfterreichiichen Bau— 
ordnungen, von denen die vorgejchrittenjten die für Niederöfterreich***), 
Wien, t) für Böhmen **) und PBrag*?”) und Graz**) find. 

Bor dem activen Eingriff jedoch im Intereſſe der Gefammtheit in 
die Sphäre des Privateigenthums, wenn dasjelbe auf feine „Unverleblichkeit* 
pochend den allgemeinen Intereſſen einen ungerechtfertigten Widerjtand ent: 
gegenjeßt: jcheut bis heutzutage der Geſetzgeber noch in übertriebener 
Aengſtlichkeit zurüd. Einem ſolchen activen Eingriff jteht zum großen Nad; 
theil der Entwidelung der Städte der $. 365 abGB. entgegen und der 
Umftand, daß die Baugefehgebung im Wirfungskreife der Landtage Liegt, 
welche nicht die Competenz haben, Beftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu ändern, fett den Landesbaugejegen eine für fie unüberjchreitbare Gränze.“) 


454) Gef. dv. 17. Jänner 1883 LGB. Nr. 36. 

455) Gef. v. 17. Jänner 1883 LGB. Nr. 35. 

486) Geſ. v. 8. Zänner 1889 LEGB. Nr. 5. 

157), Gef. v. 10. April 1886 LEGB. Nr. 10. 

45) Gel. v. 7. September 1881. 

150, Daher beftimmt die Bauordnung für Graz 1881, $. 11, daß „über die 
Frage, ob und inwiefern aus Anlaß von Straßenregulirungen oder Eröffnungen, 
oder für Anlage von Pläten eine zwangsweiſe Enteignung von Privateigen- 
thum ftattzufinden Habe, die k. k. fteiermärkifche Statthalterei, nah Maaß— 

abe der dießfalls beftehenden Gejege mit Vorbehalt des Recurſes an das 
. f. Minifterium des Innern entjcheidet“. Eine ähnliche Beſtimmung enthält aud 
die Landesbauordnung für das Königreich Böhmen von 1886: „Stellt fid) in einer 
Stadt im Interefje des unbehinderten Verkehrs oder der TFeuerjicherheit, oder im 
janitären Snterefje die Eröffnung einer neuen Gafje oder Straße im Gemeinde 
bereiche al dringend nothwendig heraus, jo find die Realitätenbefiger, durch 
deren Grund dieje Straße oder Gafje geführt werden ſoll, verpflichtet, die hiezu 
erforderlichen Parzellen jammt den etwa beftehenden Gebäuden der Gemeinde gegen 
volle Schadloshaltung abzutreten. Auch zu der nothiwendigen Erweiterung 
oder Regulirung beftehender Gafjen oder Straben find die Realitätenbefiger die 
hiezu ——— Parzellen gegen angemeſſene Schadloshaltung an die Gemeinde 
abzutreten verpflichtet, wenn es ſich hiebei nicht um Beſeitigung von Gebäuden 
handelt” ($. 25). Läßt ſich über den Entgelt —— 2 fein gütliches 
Uebereintommen erzielen, „jo entjcheidet die politiiche Landesbehörde ..... ob umd 
inwiefern eine Enteignung des Privateigenthums oder Gafjengrundes ftatt- 
zufinden habe”. Uber auch nach einem jolhen, auf Enteignung lautenden Er» 
fenutniß der politiichen Behörde hat die Höhe des Entgeltes eine gerichtlide 
Schätzung zu ermitteln ($. 26). 

Es überlaffen daher die Landesbauordnungen, wie nicht anders möglich, die 
Entjheidung über die Nothwendigfeit der Enteignung der politiichen Behörde; 
nun muß aber dieje Behörde fich innerhalb der Gränzen der bejtehenden Geſetze 
halten, d.i. des $. 365 abGB. Daß aber diejer Paragraph mit feiner Enteignungs- 
geftattung, „wenn es das allgemeine Beſte erheijcht“ und obendrein der Bara- 
graph des StGG. vom 21. December 1867 („das Eigentum ift unverleglich” ꝛc. 
der politiichen Behörde jehr enge Gränzen zieht, geht am Harften daraus her- 
vor, daß es nothmendig war, behufs Vornahme von Enteignungen zum Zwecke 
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Sie können es nicht verhindern, daß z. B. der rückſichtsloſe Eigennutz 
eines Baugrundſpeculanten die Entwickelung, Verkehrserleichterung oder 
Aſſanirung einer Stadt durch Jahrzehnte aufhält. Hier helfend einzugreifen, 
bleibt der Reichsgeſetzgebung der Zukunft vorbehalten, und zwar durch 
Erlafjung eines ähnlichen Geſetzes zum Zwecke der Städteregulirung wie 
das Geſetz vom 18. Februar 1878 zum Zwecke der Herſtellung von Eiſen— 
bahnen. 

Denn es iſt in der That ſchwer einzuſehen, warum die Begünſtigung 
der zwangsweiſen Enteignung, welche im Intereſſe der Geſammtheit bei 
Eiſenbahnbauten und anderen öffentlichen Unternehmungen (Straßenbau, 
Waſſerbau ꝛc.) in Anwendung kommt, nicht auch den Städten im Intereſſe 
ihre Entwickelung zu Gute kommen ſollte und warum die Städte vor die 
traurige Alternative geſtellt ſein ſollten, entweder in dem Fortgang ihrer 
Entwickelung und ihrer Verkehrsverhältniſſe auf Schritt und Tritt von 
egoiſtiſchen Privatintereſſen ſich hemmen und aufhalten zu laſſen, oder ihre 
Bevölkerungen zu Gunſten von, übertriebene Forderungen ſtellenden Specu— 
lanten in Contribution zu ſetzen. Heute, wo der moderne Staat auf ſo 
vielen Gebieten bereits im Intereſſe der Geſammtheit private Monopole 
aufhebt und das Privateigenthum beſchränkt, wird es bereits als Anachro— 
nismus empfunden, daß die Fortentwickelung einer rationellen Baugeſetz— 
gebung durch den 8. 365 abGB. behindert iſt. Doch bedeuten die 
neueſten Bauordnungen, deren Beſtimmungen wir nun betrachten wollen, 
gegenüber denen der 50er bis 70er Jahre: bereits einen großen Fortſchritt. 


Die Landesbaugefege. 


Der größte Fortichritt diefer Bauordnungen aus den 80er Jahren 
(Graz, Niederöfterreih, Wien, Böhmen, Prag) in Vergleich mit den nächſt 
älteren aus den 60er und 70er Jahren liegt darin, daß während in den 
älteren meijt nur von der Nothwendigfeit einer Baubewilligung für das 
zu bauende Object ohne Rüdficht auf Lagerpläne die Rede war: die neueren 
vor allem erft die „Ermittelung der Baulinie und des Niveau’3“ der Um: 
gebung vorfchreiben ($. 1 Niederöjterreih). Es iſt aljo gegenwärtig immer 
eine Art Borverfahren und Borbewilligung nöthig, welche die Feſt— 
jtellung der Baulinien und des Niveau’3 der gejammten Umgebung zum 
Gegenſtande hat (Wien, Prag), allenfalls auch die Grundparzellirung, wobei 


der Herftellung einer Eu ein befonderes Reichsgeſetz zu erlajlen (vom 
18. Februar 18785 RGB. 30); nun eriftirt aber fein ähnliches Gejeg für 
Bwede von Stabtregulirun — und die landeögejepliche Uebertragung der Ent— 
icheidung an die politifche ehörde kann den Mangel eines ſolchen Reichsgeſetzes 
leineswegs erjegen. Und jomit dürften denn auch jolche zwangsweiſe Enteig- 
nungen zu Gtadtregulirungszmweden wohl nur in ben feltenten Fällen zur An— 
wendung kommen, obſchon bereit im Jahre 1877 ein Plenarbeſchluß des VGH., die 
Beurtheilung der Frage, ob und inwieferne aus Anlaß einer Regulirung eine zwangs- 
weije Enteignung von Privateigenthum ftattzufinden habe, ald von dem freien 
Ermeffen der Verwaltungsbehörden abhängig erklärte (Wolsfi Nr. 110). 
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aud auf künftige Straßenzüge Rüdfiht genommen werden muß.) Grit 
auf Grundlage eines folchen Vorverfahrens und der dabei fejtgejtellten 
Regulirungslinien und Niveauverhältnifje: fann der Baumerber um die Be: 
willigung zum Baue des beabjichtigten Objectes einjchreiten, wozu er die 
vorgeschriebenen Pläne vorlegen muß. Uebrigens find Bewilligungen nicht 
nur zu Neu-, fondern auch zu Zu: und Umbauten erforderlid. Die Pläne 
müſſen von hiezu autorifirten Baumeiftern verfaßt und unterfertigt werden, 
jo wie denn auch jeder Bau von folchen autorifirten Baumeijtern geführt 
werden muß. 

Mit Zugrundelegung diefer Pläne wird von der Behörde ein Local: 
augenfchein vorgenommen, zu welchem ſowohl die Verfafjer der Pläne, der 
Bauwerber, die Anrainer und ſonſtige Interefjenten beigezogen werden 
müſſen. Die Baubewilligung ertheilt die Baubehörde, aljo gegenwärtig die 
Gemeinde, beziehungsweije der Gemeindevorjteher, und in Städten mit 
eigenen Statuten der Magiftrat 9); allfällige Einwendungen privatredt: 


10), Während früher das zu bauende Object den ——— des Ver⸗ 
fahrens bildete und nur nebenbei auch die Gränz- und Nachbarverhältniſſe in Be 
tracht famen: tritt in den neueren Bauordnungen immer mehr das Stadtgebiet, 
der betreffende Stadttheil, die ganze Ortichaft und deren — Geſtaltung in 
den Vordergrund. Daher ſteht an der Spitze der böhmiſchen Bauordnung von 
1889 die Beſtimmung, daß „Städte, Märkte und geſchloſſene Ortſchaften ſich im 
Beſitze von Lagerplänen“ befinden ſollen, welche alle beſtehenden Straßen, Gaſſen, 
Plätze und Wege enthalten ſollen und in welche auch alle für die nächſte Zeit be- 
abfichtigten Regulirungen —— ſind, wobei, ſowie bei allen weiteren Regu— 
lirungen, auf die ſanitären Bedürfniſſe, ſodann auf die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Berfehrs Rüdjicht zu nehmen ift. Das einzelne Bauobject aber muß ſich in 
den Rahmen dieſes Ganzen einfügen: während früher das Ganze der Bil- 
für und den Launen der Eigenthümer fich fügen mußte. (Nur die mit Guber- 
nialerlaß vom 16. Februar 1844 erlaffene Bauordnung für die Umgebung von 
Innsbrud enthält die Beitimmung, da vor Genehmigung des Abtheilungsplanes 
der Eonjens für einzelne Bauten nicht ertheilt werden fann.) In größeren Städten 
jind jegt zumeift jchon Zukunftspläne vorhanden (und wo ſolche noch nicht vor- 
handen find, müjlen fie angefertigt werden) und diefe Zukunftspläne entjcheiden in 
erfter Linie über die Bewilligung des einzelnen Bauobjectes, über defjen Lage und 
Geſtalt. Allerdings ift diefer Zwang den die Gefammtheit heute auf den Einzelnen 
übt, injoferne noch ein jehr mittelbarer, als es in der Willfür des Einzelnen ftebt, 
durch Unterlafiung des Baues, durch Baffivität die Durchführung aller Pläne der 
Geſammtheit zu filtiren. Will er aber bauen, dann muß er jich in all und jedem 
dem Negulirungsplane und den Beftimmungen der Bauordnung, bezüglich der 
Breite der Straßen und Gaſſen, bezüglich der Hr die ganze Umgebung feftgeftellten 
Niveauverhältnijie u. ſ. w. fügen. Uebrigens ift bei der in Folge des Zwanges der 
Einhaltung und Herjtellung der Regulirungslinie ſich ergebenden mwechjelleitigen 
Grundabtretungen an dem Princip der Vergütung feitgehalten, jo daß ſowohl die 
Gejammtheit dem Einzelnen, wie legterer dem erjteren für die zu erwerbende Grund- 
parzelle eine entiprechende Vergütung leiftet. Nur da, wo größere Grundcomplere 
in eine Anzahl von Bauparzellen getheilt werden jollen, jind die aus dem 
Regulirungsplane ſich ergebenden Straßengründe von dem „Abtheilungsmwerber“ 
— der Geſammtheit zu überlaſſen (88. 14 u. 15 der niederöſterr. Bau— 
ordnung). 

‚ı, Deffentlihe Bauten unterliegen überall der Bewilligung der poli- 
tiihen Zandesbehörde, die jich bezüglich der Baulinie und des Niveaus mit der 
Gemeinde-Baubehörde in’3 Einvernehmen jeßt. Bei Privatbauten bildet der Ge 
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licher Natur werden auf den Rechtsweg verwiejen.'?*) Bon den bewilligten 
Plänen darf unter feinem Umjtande abgewichen werden.*”?) 

Bei der Ausführung des Baues find die Vorfjchriften der Bauord- 
nungen über Dide der Mauern, Bejchaffenheit des Baumaterial ftreng zu 
beobachten; ***) verantwortlich für die Beobachtung dieſer Vorſchriften find 
die Bauführer. Die neuvollendeten oder wejentlich umgejtalteten Gebäude 
dürfen nicht ohne jpecielle Bewilligung der Baubehörde der Benügung über: 
geben werden. Diefe „Bewohnungs- und Benügungsbewilligung“ kann erſt 
dann ertheilt werden, wenn die Behörde bei dem vorzunehmenden Local- 
augenjchein fich die Ueberzeugung verfchafft hat, daß das Gebäude plan- 
mäßig ausgeführt, troden und nicht gefundheitsfchädlich ift. 


Erleichterungen und Erfchwerungen der Baubedingungen. 


Die meijten für ein ganzes Land erlafjenen Bauordnungen enthalten 
in bejonderen Abſchnitten Bejtimmungen über Erleichterungen der Bedin- 
gungen für den Bau von Wohnhäufern am Lande.) Nach der nieder: 


meindevorfteher die erfte Inſtanz in Bauangelegenheiten; doch kann von der Ent— 
iheidung des Gemeindevorftehers immer noch an den Gemeindeausichuß Berufung 
eingelegt werden, beziehungsweije vom Magiftrat an den Gemeinderath; gegen 
eine Entjicheidung des Gemeindeausschuffes oder Gemeinderathes fann eine Be- 
ihwerde beim Landesausſchuß angebracht werden. Andererjeit3 kann gegen 
Verfügungen ſowohl des Gemeindevorfteherd wie auch des Gemeindeausichuffes 
(Gemeinderathes), wodurd die Vorſchriften der Bauordnung verlegt werden, 
die Berufung an die politifche Behörde erfter Inftanz und jo fort bis zur dritten Inftanz 
(Minijterium des Innern) ergriffen werden. Uebrigens fteht den politifchen Be— 
hörden das Auflichtsrecht über die von den Gemeinden bejorgte Baupolizei im 
Sinne der Gemeindeordnungen zu. 

»2, 8, 150 BD. für Steiermark 1857; jodann alle Landesbauordnungen der 
60er und 70er Nahre, ferner $. 4 BD. für Graz 1881; 8.11 der Bauordnung für 
Wien 1883; $. 25 BO. für Niederöfterreih; 8. 37 BD. für Böhmen 1886; 8. 35 
BD. für Prag 1886. 

405) 8, 28 Wien, $.31 Niederöfterreich, 8. 42 Böhmen, $. 39 Prag, $. 150 
Steiermarf. 

#4), Die einzelnen Bauordunngen enthalten jpecielle Vorjchriften für die ein- 
zelnen Gebäudebeftandtheile, namentlih bei Wohngebäuden (in den Abjchnitten 
„Vorjchriften in —* auf die Ausführung des Baues“). So z. B. müſſen die 
Ziegel von einer — Länge, Breite und Dicke ſein; die Dächer und 
Stiegen von beſtimmter Conſtruction und feuerſicher hergeſtellt; Thürme müſſen 
mit Blitzableitern verſehen ſein. Lichthöfe, Thüren und Fenſter dürfen nicht unter 
dem beſtimmten Minimalmaaß ausgeführt werden; Erdgeſchoſſe und Souterrain— 
wohnungen müſſen jo angelegt ſein, daß ſie vor Feuchtigkeit geſchützt find; die 
Dachrinnen müſſen von beſtimmter Beſchaffenheit ſein und auch ein beſtimmtes 
Maaß haben u. ſ. w. 

#6, Die mit Statthaltereierlaß v. 9. Februar 1857 kundgemachte Bauordnung 
für Steiermark enthält in ihrer I. Abtheilung die Bauvorſchriften für Städte und 
Märkte, in ihrer II. Abtheilung die für das „flache Land“, welche eine Reihe von 
„Mäßigungen und Beichränfungen“ der eriteren enthalten. Während z. B. in 
den Städten und Märkten hölgerner Gebäude abjolut nicht mehr geftattet werden 
jollen, können folche auf dem flachen Lande „ausnahmsweije” allerdings geitattet 
werden. Die neue öfterreichifche Bauordnung beftimmt, daß „diejenigen Gemeinden, 
welche a) wegen zerjtreuter Lage der Häufer, b) wegen der entfernten Lage von 


$. 210, 
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öſterreichiſchen Bauordnung 1883 können ſolche Erleichterungen in Anſpruch 
genommen werden für ganze Gemeinden, für beſtimmte Theile derſelben oder 
für einzelne Bauten von Fall zu Fall. Dieſe Erleichterungen können fd 
auf die Einhaltung der Baulinie und des Niveaus, auf die Erfordernifie 
zum Anfuchen um die Baubewilligung, auf die Beichaffenheit des Materials, 
Stärke der Mauern, das Maaf der Wohnräume und Hausbeitandtheile u. ſ. w. 
beziehen.‘”®) 

Andererjeit3 hat die Nähe einer Eifenbahn eine bedeutende Erſchwerung 
der geſetzlichen Baubedingungen zur Folge. Es müſſen nämlich alle in dem 
„Feuerrayon“ der Bahn (innerhalb 30 Klafter von der Bahnfrone) ge: 
legenen Gebäude und zwar gleichviel ob Wohn: oder Wirthichaftsgebäude, 
mit feuerfiheren Dächern verfehen werden; ferner dürfen Gebäude, melde 
näher al3 10 Klafter an der Bahn liegen, auf der derjelben zugekehrten 
Seite keinerlei Ausgänge haben. Dieje und ähnliche Beitimmungen jind 
theils in bejonderen Berordnungen der Statthaltereien, theils in den bezüg: 
lichen Eifenbahngejegen und Reglement enthalten.‘?”) 

Da die Bauordnungen nur die Wohngebäude (die für das Land er- 
lafjenen daneben noch die Wirthichaftsgebäude) im Auge haben, fo ftellte 
fih in neuerer Beit die Nothmwendigfeit heraus, noch befondere Bau: 
beftimmungen für Induftriegebäube*"®), endlich auch für Schaufpielhäuier 
zu erlaffen. Die befonderen Beftimmungen für Induſtriebauten find jchon 
in den Bauordnungen der 60er Jahre in befonderen Abſchnitten enthalten. 
(Da die fteirifche BO. von 1857 feine bezüglichen Beitimmungen enthielt, 
jo wurde unterm 12. März 1866 ein eigenes Landesgeſetz für Steiermart 
über industrielle Bauten erlaffen.) Dabei werden ſolche Induftriebauten 
unterfchieden, die fich in ifolirter Qage befinden, von jolchen, bei denen diek 
nicht der Fall iſt.“*) Für eritere werden gemifje Erleichterungen jtatuirt, 
jo 3. B. bleibt bei diefen die Eonftruction und das Baumaterial der Wahl 
Hauptverfehrsadern, c) wegen jonftiger in den wirthichaftlichen Werhältniffen be 

ründeter Momente” Erleichterungen in Anipruh nehmen und dab demielben 
olche gewährt werden können (K. 91. BO. Niederöfterr. 1883). Vergl. aud 
Abjchn. V der böhm. BD. 1886. 

‚, Auch die Bauordnung für Wien 1883 enthält Beftimmungen über den 
Bau von Wohnhäufern „unter erleichternden Bedingungen“ auf „ſolchen ®rund- 
ftäden, welche die Baubehörde hiezu für geeignet erfennt“ ($. 82). Doc dürfen 
folhe Wohnhäufer unter feinen Umständen höher als zweiftödig fein ($. 84). 

) Min.-Erl. v. 21. Mai 1854 3. 10930 ordnet das bei Bawiligung jolcher 
Bauten einzuhaltende Verfahren. Die bezüglichen Baubeftimmungen waren ſchon 
in dem Hffd. v. 28. December 1843 3. 40110 RGS. 1844 enthalten und jimd 
ſeitdem mehrfach publicirt worden. 

4%) BD. für Czernowitz 1869 Abſchn. IV, BO. für Kärnten 1866 Abichn. II; 
Niederöfterreich 1883 Abſchn. VII. Für Steiermarf wurde in Betreff induftrieller 
Bauten ein eigenes Landesgefeg unterm 12. März 1866 erlaſſen, worin den 
Induftriebauten in ijolirter Lage weitgehende Begünftigungen zugeitanden find. 
— Der Abjchn. III der Bauordnung für Vorarlberg v. 27. Februar 1874 enthält 
ähnliche Begünftigungen der Induftriebauten in ifolirter Lage. 

eo) Als ifolirte Lage wird übereinftimmend eine jolche betrachtet, wo das 


Bauobject nad allen Seiten hin mindeftens 30 Klafter von anderen Gebäuden 
entfernt ift. 





- 
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des Bauführers überlaſſen. Bei allen Induſtriegebäuden aber iſt vornehm— 
lich auf die Sicherheit der in denſelben arbeitenden Perſonen, insbeſondere 
für den Fall einer Feuersbrunſt Rückſicht zu nehmen, daher über die Anlage 
und Beſchaffenheit der Treppen, Rauchfänge, Dampfkeſſel ſpecielle Beſtim— 
mungen gegeben ſind. Doch ſind auch bei nichtiſolirten Induſtriebauten 
im Vergleich mit Wohngebäuden „jene Abweichungen von den allgemeinen 
Bauvorſchriften zuzulaſſen, ohne welche der ordentliche Gewerbsbetrieb ge— 
hindert oder empfindlich erſchwert wäre“.?0%) Dagegen find in neueren 
Geſetzen, 3. B. der böhmiſchen Bauordnung von 1886, fir Induftriebauten 
eine Reihe fpecieller, die Gefundheit und das Leben der Arbeiter ſchützenden 
Beftimmungen aufgenommen.?’') 

Für öffentliche Gebäude, die für große Anfammlungen von Menfchen 
bejtimmt find, wie für Turnhallen, Bazare, Ausftellungsgebäude, Magazine 
werden einerjeit3 gewiſſe nach Lage, Beichaffenheit und Beitimmung der— 
jelben mögliche Erleichterungen gejtattet, andererjeit3 gelten für folche Ge— 
bäude, mit Rüdficht darauf, daß „bei Feuersgefahr eine fchnelle Selbit- 
rettung möglich fei“ (8. 121 böhm. BO. 1886), befondere ftreng zu hand: 
habende Baubeitimmungen. Lebteres ift insbejondere für Schaufpielhäufer 
der Fall, für welche feit der Ringtheaterfataftrophe in Wien ganz fpecielle 
Geſetze und Anordnungen erlaffen wurden, jo das Geſetz vom 15. December 
1882 für Niederöfterreich über Bau und Anlage von Theatern und das 
Geſetz vom 27. März 1887 über Bauanlage bei neuen Theatern für 
Böhmen."?) Nach diefen Gefegen dürfen Theater nur derart erbaut werden, 
daß fie nach allen Seiten frei ſtehen (mindeſtens 15 Meter von anderen 
Gebäuden entfernt). Außer den Vorſchriften über Feuerficherheit des ganzen 
Gebäudes enthalten diefelben auch die Bejtimmung, daß die Bühne vom 
Zuſchauerhaus möglichft (mittelft Mauern) abgefchloffen und außer durch 
die Projceniumsöffnung nur noch durch einen gewölbten, mit einer eifernen 
Thüre verfehenen Gang im Barterre in Verbindung fein darf. Die weiteren 
Vorſchriften beziehen fi) auf die möglichite Feuerjiherheit der Bühnen- 
räume und =Borrichtungen. 


), BD. Kärnthen 1866 $ 72. 

501, Diefe dem neueften Standpunkt der Urbeiterfchuggejeggebung entiprechenden 
verjhärften Beitimmungen über Anduftriebauten beziehen fih auf Möglichkeit 
der Reinhaltung, VBentilation der Arbeitsräume, auf Beihaffung guten Trink— 
waflers u. ſ. m. 

502, Ergänzt werden die Beitimmungen diefer Theaterbauordnungen durch 
Polizeiverordnungen, wie z. B. die Verordnung des Statthalterd von Niederöiter- 
reich dv. 1. Zuli 1882 26. u. VB. Nr. 54, betreffend die Bedingungen zur Ber- 
anftaltung theatralifcher VBorftellungen in Theatergebäuden, ſowie Über innere Ein- 
richtung und den Betrieb der Theater. Mit diejer Verordnung wurden zugleich) 
ftändige Theatercommilfionen beftellt, eine Local» und eine Landescommiffion, von 
denen die erfte periodifche Theatervifitationen vorzunehmen hat, die letztere als 
Beirath der Statthalterei in Theaterbauangelegenheiten fungirt. 


$. 211. 
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Friedhöfe. 

Aus der Sorge für Reinhaltung der Luft find im vorigen Jahrhundert 
die erften Verbote hervorgegangen, Friedhöfe innerhalb der bewohnten Orte 
zu unterhalten, und die Unordnungen, diefelben außerhalb der Peripherie 
der Städte und Ortichaften zu verlegen.) Aus demjelben Grunde und 
weil das Begraben der Leichen, wenn e3 auch die Luft weniger inficirt, 
doch dem Grundwaſſer deſto jchädlicher wird, hat man in der Neuzeit im 
Auslande zum Verbrennen der Leichname feine Zuflucht genommen. Dieje 
Procedur ift in Defterreich dermalen noch nicht gejtattet, da derjelben nod 
religiond- und criminal=politiihe Bedenken entgegenjtehen: doch jteht es 
jedermann frei, den Leichnam feined Ungehörigen behufs Verbrennung in’s 
Ausland zu jchaffen. Sowohl zu diefem Zwecke, wie überhaupt zum Zwecke 
jedes Leichentransportes, muß die Bewilligung der politischen Behörde ein- 
geholt und müſſen die Vorjchriften über Leichentransport beobachtet 
werden.°®) — Uebrigens geht jeder Beerdigung die vorgejchriebene Todten- 
beihau voraus, die entweder eine blos politifche, oder bei plößlichen und 
bedenflichen oder verdächtigen Todesarten eine gerichtliche iſt. 


Nahrungsmittelpolizei. 


Alle zum Verkauf auf Marktpläge oder in den Handel gebrachten 
Nahrungsmittel müfjen unverfälicht, in reinem, beziehungsweije in friſchem 
Zuftande fein, andernfall3 diefelben von der die Markt: und Ortspolizei 
ausübenden Behörde confiscirt und die Schuldigen beitraft werden. Das 
Gebäck muß gut audgebaden und nach Vorfchrift Hergeftellt fein; Milch 
und Butter dürfen nicht gefälicht; Eßwaaren (und Kinderfpielzeug) dürfen 
nicht mit geſundheitsſchädlichen Farben gefärbt fein; unreifes Obſt darf 

os, Hfd. 23. Auguſt u. 13. September 1784 enthält außer der obigen An- 
ordnung auch Vorjchriften über Anlage der Friedhöfe, Wahl des für dieſelben 
geeigneten Terraind und Umfriedung derjelben. Diejes Hffld. Kaifer Joſefs U. 
enthält auch jenen wahrhaft philojophifchen Sa, den die Menge (auch die gebildete) 
noch heutzutage nicht begreifen will, daß bei der Beerdigung „fein anderes Abjeben 
fein kann, als die Verweſung fobald ald möglich zu befördern . .. .“ Kailer 
Sojef II. zog aus diejer ganz richtigen Prämifje die Conjequenz, die Leichen nict 
in Todtentruhen, vn in leinenen Säden zu begraben. Dieß konnte er aller- 
dings nicht durchjeßen. Daß aber Kaiſer Joſef IL, auf obige Prämiſſe geftüpt 
heutzutage ein entichiedener Vertheidiger der Leichenverbrennung wäre, tft h 

504, Diejelben find enthalten in der MB. v. 3. Mai 1874 RGB. Nr. 56: 
zu Leichentransporten und Erhumirungen ijt jedesmal die Bewilligung der poli- 
tiichen Behörde erfter Inſtanz erforderlich; wenn gegen die Bornahme dieler Acte in 
den jpeciellen Fällen „rüdjichtlich des öffentlichen Gejundheitswohles oder der Ge— 
jundheit der dabei beſchäftigten Perſonen“ Bedenken obwalten, jo ift die angejuchte 
Bewilligung nicht zu ertheilen. Jede ertheilte Bewilligung ift an die Bedingung 
der Beobadhtung der genau anzugebenden janitätspolizeilichen Borkehrungen zu 
fnüpfen, deren Durchführung durch ein Sanitätsorgan F überwachen iſt. für 
die Verjargung und Berpadung der Leichen enthält die Min.-Vdg. die detaillirten 
Borjchriften ($. 4). Für jede zu transportirende Leiche wird ein behördlicher Pak 
(Zeichenpaß) ausgefertigt; ohne ſolchen darf feine Leiche außerhalb des Sterbeorte: 
transportirt werden. 
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nicht zu Markte gebracht werden; von Schwämmen dürfen nur die mit dem 
Regierungs:Circular vom 17. Juli 1838 erlaubten zum Verkaufe fommen; 
Getreide darf nicht mit Mutterforn, Hafer nicht mit Ohm gemengt fein. 
Die behördliche Fleiſchbeſchau (geregelt durch Landesgejege und Verord- 
nungen) jol dem Berfaufe und Genuffe von gejundheitsjchädlichem Fleiſch 
vorbeugen. ’”®) 

AN und jedes Trinfwafjer, insbejondere dad Brunnenwafjer, fteht 
unter dem Schuß des Strafgejeßes ($. 398); jede gejundheitsjchädliche 
Verunreinigung desjelben wird geftraft. Die Brunnen dürfen nicht zu nahe 
den Senfgruben fich befinden (Bauordnungen). In Großjtädten muß für 
Waflerleitungen gejorgt werden, die gefundes Trinkwaſſer liefern. 

Hier, wie überhaupt auf dem Gebiete der Gefundheitspolizei kann die 
Autonomie der Gemeinde nicht bis zur Vernachläſſigung fanitärer Vor- 
fehrungen und Maaßregeln ſich ausdehnen: die Regierung hat das Red, 
die Vornahme der nöthigen janitären Anlagen zu verlangen und nöthigen- 
fall3 auf Koften der Gemeinde durchzuführen. Gebrauchögegenftände, wie 
z. B. Trinfgefäße, Gejchirre, dürfen nicht mit gejundheitsfchädlichen Ingre— 
dienzien verjeßt fein. Da ſowohl die Art und Beichaffenheit jener Gebrauchs: 
gegenftände, wie die Form der Verſetzung (Bermengung, Bemalung u. dgl.) 
eine vielfache fein kann: jo läßt fich dieſe Seite der Gefundheitspolizei weder 
in ein Verbot zufammenfaffen, noch auch bei der nie ftille ftehenden Ent: 
wicelung der Induſtrie durch eine Reihe von Beitimmungen erjchöpfen. 
Vielmehr haben die Sanitätsbehörden die Aufgabe, unabläffig die Ent- 
widelung der Industrie zu verfolgen, ihre Erzeugnifje genau zu prüfen und 
jede janitätswidrige Manipulation, fowie all und jede gefundheitsichädlichen 
Artikel, die zu menſchlichem Gebrauche beftimmt find, zu verbieten. Es 
gehören hieher die Verbote des unverzinnten Kupfergefchirrd; der mit 
arfenif: oder anderen gifthältigen Stoffen gefärbten Tertilmaaren, Tapeten, 
Papiere, Spielzeuge u. ſ. w. Endlich ift es Sache der Sanitätsbehörden, 
in erfter Reihe des oberften Sanitätsrathes, die mafjenhaften, immerfort 
neuen in den Verkehr gejegten Geheimmittel zu prüfen und die jchädlichen 
zu verbieten.?®®) 


56) Für Niederöfterreich ift die amtliche Fleiſchbeſchau * durch die 
Kundmachung der niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 20. Juni 1870 3. 8315, 
—— in dieſer Beziehung muſtergiltigen Beſtimmungen enthält (ſ. Obentraut 
©. 128). 


508) Die älteren bis 1880 erflofjenenen, auf die gehörige Beichaffenheit der 
Lebensmittel und auf die VBejeitigung aller gefundheitsichädlichen Kaufs- und Ver- 
brauchögegenftände bezüglichen Vorjchriften find abgedrudt bei Obentraut: Sani- 
tät3gejege, Wien, Manz 1881. In fürzerem Auszuge bei Mayrhofer IT 380 fl. 
Im öfterreichiichen Reichsrathe wurden wiederholt und auch neueftens (November 
1890) Anträge wegen Errichtung eines Reichsgeſundheitsamtes und Regelung des 
Geheimmittelverkaufes geftellt. Die gejeßgeberiihe Erledigung diefer Angelegenheit 
ift bevorftehend. Geheimmittel könnten um jo leichter auf Grund der bereits 
beftehenden Geſetze verboten werden, al3 da3 Anpreijen und Berlaufen derjelben 
nicht3 anderes ii als Curpfuſcherei, die vermitteljt der Zeitungsinferate und 
der Apothelen (oder auch verjchiedener ge geübt wird. Die Staats- 
verwaltung beobachtet aber auf diefem Gebiete bisher eine ſehr milde Praris und 
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Drganifation der Sanitätöbehörden. 

Die obigen Ausführungen geben wohl einen Begriff von dem großen 
Umfang der Uufgaben der Sanitätöverwaltung. Diejelbe war jeit dem 
Jahre 1850 zumeift den politifchen Behörden unter Mithilfe von Bezirks: 
ärzten (bei den Bezirklshauptmannſchaften), von Kreis:Medicinalräthen (bei 
den Freispräfidien) überlaffen. Den Statthaltern waren jtändige Medicinal- 
Gommiffionen beigegeben; endlich beitand eine folche auch beim Minifterium 
des Innern, fowie ein eigener Sanitätsreferent (Min. Bdg. v. 10. Dctober 
1850 Nr. 376). 

Die gegenwärtige mit Gejet vom 30, April 1870 ins Leben gerufene 
DOrganijation des Sanität3dienjtes jtellt an die Spite desſelben den beim 
Minifterium des Innern functionirenden oberiten Sanitätsrath mit einem 
Arzt ald Referent für alle Sanitätdangelegenheiten. Diejer oberjte Sani- 
tätsrath iſt das berathende und begutachtende Organ für die Sanitäts- 
angelegenheiten der im Reichsrathe vertretenen Länder. Derfelbe ijt ins: 
bejondere bei allen Gegenftänden, welche das Sanitätöwejen im allgemeinen 
betreffen oder fonft von bejonderer fanitärer Wichtigkeit find, zu vernehmen; 
er ift verpflichtet, da8 gejammelte jtatijtifche Material zu prüfen und daraus 
einen zur Veröffentlihung gelangenden Jahresbericht zufammen zu ftellen 
und über Aufforderung oder aus eigener Initiative Anträge auf Ber: 
befferung fanitärer Verhältniffe zu ftellen. Auch Hat derjelbe bei Bejegung 
von Stellen des öffentlichen Sanitätsdienſtes ſein Gutachten abzugeben. 

Die Sitzungsprotokolle ſind in der ämtlichen Zeitung zu publiciren, 
inſoferne nicht öffentliche, dienſtliche oder Privatrückſichten dadurch verletzt 
werden (8. 16). 

Als Landesſanitätsbehörde iſt am Sitze jeder politiſchen Landesbehörde 
(Statthaltereien, Landesregierungen) und derſelben untergeordnet ein Landes 
janitätsrath eingejegt mit einem Landesjanitätsreferenten und dem nöthigen 
Hilfsperfonale. 

Der Landesfanitätsrath it das berathende und begutachtende Organ 
für die dem Landeschef obliegenden Sanitätdangelegenheiten des Landes; 
er ift insbejondere bei allen Gegenständen, welche das Sanitätsweſen des 
Landes im allgemeinen betreffen oder — wenn gleich jpecieller oder [ocaler 
Natur — doch von bejonderer janitärer Wichtigkeit find, dann bei Bejegung 
von Stellen des öffentlichen Sanitätsdienftes im Lande zu vernehmen; er 
ift verpflichtet, daS gejammelte ſtatiſtiſche Materiale zu prüfen, dasfelbe 
alljährlich in einem Landesjanitätsberichte zufammenzufafjen und über Auf: 
forderung oder aus eigener Initiative Anträge auf Berbefferung der jani: 
tären Verhältniffe und auf die Durchführung der bezüglichen Maaßnahmen 
zu ftellen. 

Die Situngsprotofolle desjelben jind ebenfalls (in der ämtlichen Zei: 
tung) zu pub zu publiciren, wenn feine bejonderen Rüdjichten entgegenjtehen. 


— den geſtattet den Vertauf aller unſchuldigen Geheimmittel — wiewohl ein ſolchet 
rkauf ſich zumeiſt als Ausbeutung der Unwiſſenheit darſtellt. Nur ſolche Ge— 
heimmittel, die ſich als direct ſchädlich erweiſen, werden von Zeit zu Zeit verboten 
und vom Handel ausgeſchloſſen. 
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ALS unterjte Sanitätdorgane functioniren bei den Bezirkshauptmann— 
Ichaften und denfelben untergeordnet Die Bezirfdärzte und in Städten mit 
eigenen Statuten die Stadtphnfici. 

Der Bezirf3arzt wird durch den Bezirkshauptmann vertvendet zur 
Führung der Aufficht über die fanität3polizeiliche Wirkſamkeit der Ge— 
meinden, über das Sanitätöperfonale feines Bezirkes und Die alljeitige 
Beobachtung aller fanitätspolizeilichen Borfchriften; er hat bei der unmittel- 
baren Beſorgung des Sanitätsweſens durch die Bezirkshauptmannſchaften 
mitzuwirken, und zwar bei der Leitung des Sanitätsweſens des Bezirkes 
überhaupt, insbeſondere aber bei Epidemieen und in Ermangelung eines 
Thierarztes auch bei Epizootieen Vorſchläge zu erſtatten, bei Gefahr am 
Verzuge jedoch unmittelbar unter eigener Verantwortlichkeit einzuſchreiten; 
von dem allgemeinen Geſundheitszuſtande der Menſchen und nutzbaren 
Hausthiere des Bezirkes, ſowie von den nachtheilig darauf wirkenden Ein— 
flüſſen, namentlich von den verſchiedenen in Beziehung auf Krankheiten und 
deren Heilung ſchädlichen Vorurtheilen ſich Kenntniß zu verſchaffen und 
Vorſchläge zur Abhilfe zu machen; endlich periodiſch einen aus den bezüg— 
lichen Berichten und eigenen Wahrnehmungen geſchöpften, wiſſenſchaftlich 
gehaltenen Hauptbericht über alles, was in ſanitätspolizeilicher Beziehung 
in ſeinem Bezirke bemerkenswerth erſcheint, vorzulegen. Er hat ſeinen Bezirk 
periodiſch und außerdem, ſo oft dieß erforderlich iſt, von Fall zu Fall zu bereiſen. 

Was endlich die Gemeinden anbelangt, ſo theilt ihnen das Geſetz 
vom Jahre 1870 einen doppelten ſanitätspolizeilichen Wirkungskreis zu, 
einen eigenen und einen übertragenen. 

Der jelbjtändige Wirkungskreis umfaßt insbejondere: a) Die Hand- 
babung der fanitätspolizeilihen Borjchriften in Bezug auf Reinhaltung der 
Luft, des Bodens und des Waſſers; b) die Fürſorge bei Erkrankungen jowie 
bei plöglichen Lebensgefahren; ce) die Evidenthaltung der nicht in öffent: 
lichen Anftalten untergebrachten Findlinge, Taubftummen, Jrren und Kretins, 
ſowie die Ueberwachung der Pflege diefer Perjonen; d) die Errichtung, 
Snftandhaltung und Ueberwahung der Leichenfammern und Begräbniß- 
plätze; e) die fanitätspolizeiliche Ueberwachung der Viehmärkte und Bieh- 
triebe; f) die Errichtung und Injtandhaltung der Aasplätze. 

Am übertragenen Wirkungsfreife obliegt der Gemeinde: a) Die 
Durchführung der örtlichen Vorkehrungen zur Verhütung anftedender Krank: 
heiten und ihrer Weiterverbreitung; b) die Handhabung der fanitätspolizeis 
lihen Verordnungen und Vorfchriften über Begräbnifje; ce) die Todten- 
beſchau; d) die Mitwirkung bei allen von der politifchen Behörde im Ge- 
meindegebiete vorzunehmenden fanitätspolizeilichen Augenſcheinen und Com— 
miffionen, insbefondere bei der öffentlichen Impfung; e) die unmittelbare 
fanitätspolizeiliche Ueberwachung der in der Gemeinde befindlichen privaten 
Heil- und Gebäranftalten; f) die periodiſche Erftattung von Sanität- 
berichten an die politifche Behörde. 

Der Gefehgebung bleibt vorbehalten, noch andere Gegenftände des 
Sanitätswejens zu beftimmen, welche die Gemeinden im übertragenen Wir- 
kungskreiſe zu bejorgen haben ($$. 3-—5). 
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X. Bud. 
Armenredt. 





Deffentliche Armenverforgung war nie Gegenftand unmittelbarer Staat: 
thätigkeit; fie war von jeher Sache religiöfer Gemeinschaften und der Kirche. ’””) 
Seit dem 15. Jahrhundert finden wir in deutſchen Städten auch communale 
Armenpflege, fo z. B. in Frankfurt a. M. ſchon 1437; diefe ftädtifche Armen: 
pflege erjtredte fich meift nur auf verarmte Bürger. Als die Reformation 
die Aufhebung der Klöfter mit fich brachte, mußte die Pflicht zur Armen: 
pflege auf die Gemeinden übergehen. Folge davon war ſchon damals eine 
Beichränfung der Freizügigkeit und Erf chwerungen ſowohl des Niederlaſſungs 
rechtes wie auch der Ehefreiheit, weil die Gemeinden ſich vorſorglich vor 
möglichen künftigen Laſten der Armenpflege zu ſchützen ſuchten. Dieſe Vor— 
ſichtsmaßregeln der Gemeinden förderten aber nur die Vagabondage, das 
Landſtreicherthum der Heimatloſen und uneheliche Geburten, was alles ſo 
ſehr im 17. und 18. Jahrhunderte überhand nahm, daß die Regierungen 
einerſeits zu ſtrengen Repreſſivmaaßregeln (Bettelverbote u. ſ. w.) ihre Zu— 
flucht nehmen mußten, andererſeits aber die Gemeinden immer ſtrenger zur 
Erfüllung ihrer Pflicht der Verſorgung ihrer Armen anhielten.?”®) Unter 
folhen Umftänden war es natürlih, daß man in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts auch den Urſachen der Armuth nachſpürte und die: 
jelben unter anderem auch in dem ArbeitSmangel erblidte, und Daher 
auf den Gedanken verfiel, dab es die Pflicht des Staates fei, den Armen 
Arbeit zu verfchaffen.”) Eine ſolche Pflicht fann vom Staate allerdings 





», Doc fommen ſchon jehr früh Beilpiele vor, daß der Staat die Kirche 
an ihre Pflicht, die Armen zu unterflügen mahnt. So 3. B. erläßt Karl der Große 
an Kirchen und Klöfter den Befehl, den Zehnten zu Zweden der Armenpflege zu 
verwenden und auf Beneficialgütern Armenanftalten zu gründen. Aehnliche Befehle 
erließ Karl der Große übrigens aud) an die Grundherren. 

»s, Den erfchredlich um fich greifenden Pauperismus in Frankreich in der 
— Hälfte des 18. Jahrhunderts ſchildert ſehr anſchaulich Taine (Grigines 

e la Revolution B. I), indem er denſelben als die wichtigſte Urſache der franzö— 
ſiſchen Revolution Hinftellt. 

eo, Turgot jcheint der erite geweien zu fein, der das Recht zu arbeiten 
(le droit de travailler) als ein unveräußerliches Recht jedes Menſchen erklärte —, 
daraus entitand dann das hie und da von ertremen Parteien, namentlich in 
Frankreich, geforderte „Recht auf Arbeit“ (droit au travail). Ein jolches Recht 
wurde allerdings nie Direct vom Gejeßgeber anerfannt; doch haben, jomohl ein 
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nicht anerfannt werden, doc iſt der Gedanke, den durch Arbeitsmangel 
Hilfsbedürftigen nach Möglichkeit Arbeit zu verfchaffen, wie wir das jehen 
werden, in die neueren Armen- und Arbeiter-Gejete vielfach eingeflofjen. 


Die Pfarrarmeninftitute, 


Zufolge ftaatliher Anregungen und Anordnungen entitanden ſchon im 
18. Jahrhundert auch in Defterreich in einzelnen Gemeinden Armenhäujer 
(Grundipitäler und Bürgerfpitäler) und Verforgungshäufer (Siechenafyle). 
Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann der Staat es als 
feine Aufgabe anzujehen, die Gemeinden zur Armenverforgung fyftematifch 
anzueifern und anzuhalten, endlich ihre dießbezügliche Thätigfeit zu beauf: 
fichtigen und zu controliren. Im Jahre 1754 bejtimmen faiferliche Reſolu— 
tionen (vd. 16. März), daß die Gemeinden verpflichtet feien, für ihre ver- 
armten Mitglieder Sorge zu tragen.?'®) 

Mit Hofdecret vom 9. November 1782 wurde zuerjt in Böhmen ein 
Armeninjtitut eingeführt (Öraf Buquoi), welches mit Hof-Entſchließung 
vom 2. Juni 1783 zur allgemeinen Nahahmung empfohlen wurde; das: 
jelbe bezwedte unter Bejeitigung des Bettelnd und Handalmojens?'?) eine 
geregelte Armenunterftügung. Die Ausbreitung und Förderung desfelben 





Decret der Assemblöe constituante vom 16. December 1790, wie auch das preu- 
Bifche Landrecht (1791) den Schein der Eriftenz eines ſolchen Rechtes gewedt. 
Jenes Decret enthielt den Bafjus: „Le travail est le seul secours qu'un gou- 
vernement sage puisse offrir à ceux que leur äge ou leurs infirmit&s n’em- 
pechent pas de s’y livrer.“ In demjelben Geifte beſtimmte das preußiiche Land- 
recht (Theil II, Titel 19, 8. 1. u. 2). „Dem Staate fommt e3 zu, für die 
Ernährung derjenigen Bürger zu forgen, die fich ihren Unterhalt nicht jelbjt ver- 
fchaffen können; denjenigen, denen es an Arbeit mangelt, jolche zuzumeijen.“ 
Daraufhin glaubte jogar Fürft Bismard von einem durch die preukißihe nik 
gebung anerlannten „Recht auf Arbeit“ ſprechen zu dürfen, was unrichtig i 
Ein jolches Recht ift weder je von einem Geſetzgeber anerkannt worden und könnte 
es auch nicht jein, weil fein Staat die Möglichkeit hätte, die diefem Rechte corre- 
jpondirende Verpflichtung auf fih zu nehmen. Nur — in Revolu— 
tionszeiten ſind ſolche Verſuche mit der Verwirklichung des „Rechts auf Arbeit“ 

emacht worden (Frankreich 1848, Nationalwerkſtätten), aber jedesmal mit ſchlimmſtem 
Erfolg, Bergl. auh Münfterberg, Art. Armenverwaltung bei Stengel Ber- 
waltungslericon I 85; meine Berwaltungslehre 88. 187-189. 

510) Erterde: Ueber d. Heimatsredht in ZB. f. V. I. Nr. 1. Inama-Sternegg: 
Deffentliche und Privatpflege dajelbft 1886 Nr. 39. 

5) Die Repreſſivmaaßregeln gegen unbefugten Bettel und VBagabondage 
jind immer Sache des Staates. Im äußeriten Falle, wenn polizeiliche Strafen er- 
folglos find und der öffentlichen Sicherheit Gefahr er reift der Staat zur Er- 
richtung von Zwangsarbeits- und Bellerungsanftalten. In Defterreich wurde die Er- 
richtung derjelben mit Gef. dv. 24. Mai 1885 RGB. Nr. 90 vorgefehen. Die Vorforge 
und Regelung der Berhältnifje ſolcher Anftalten ift den Ländern überlaffen. Die 
Aufnahme in ſolche Anſtalten findet jedoch ohne Rüdjicht auf die Landesangehörigfeit 
ftatt; wenn auch jedes Land die Koſten des Unterhaltes jeiner Angehörigen 
in Anjtalten anderer Länder trägt. Das Gejeg vom gleichen Datum RGB. Nr. 89 
beftimmt, wer als Landitreicher zu bejtrafen, eventuell in einer Zwangsarbeits- 
anftalt anzuhalten ift. Bergl. auch die Min.-Ber. v. 26. Juli 1885 behufs Durd- 
führung der Beitimmungen des erften der obigen Gejeße. 


$. 


$. 216. 
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empfehlen eine Anzahl Verordnungen.??) Diefe Armeninftitute waren auf den 
Pfarriprengeln aufgebaut; Pfarrer waren Vorſteher derfelben; neben den 
Pfarrern gab e3 gewählte Armenväter; die Gemeindevertretungen wirkten 
mit. Die Fonds der Armeninftitute wurden gebildet aus freiwilligen Gaben, 
die durh Sammlungen von Haus zu Haus, aud in Kirchen mit dem 
Klingebeutel aufgebracht wurden; auch wurben denfelben gewiſſe Erbichafts: 
gebiühren, Strafgelder u. ſ. w. zugewiejen. Die Betheilung erfolgt auf 
Grundlage der protofollarisch aufgenommenen Armenbeſchreibung; meben 
zeitlicher Aushilfe gab es bleibende Unterjtigungen (Pfründen). 





Die Gemeindearmenpflege. 


Das Gemeindegejek vom 17. März 1849 beitimmte, daß jeder Ge 
meindeangehörige und jeder Gemeindebürger nah Maaßgabe der nad 
gewiejenen Bedürftigfeit auf Berforgung in feiner Gemeinde Anfpruch habe 
($. 22); Berfonen, deren Zuftändigfeit nicht erweislich wäre, follten der: 
jenigen Gemeinde zur Laft fallen, in der fie fich zulegt aufgehalten haben 
(8. 18.) Die Handhabung der Armenpolizei, namentlih die Hintanhaltung 
des Bettelnd und die Ausweifung fremder Bettler, wurde ald Aufgabe der 
Gemeindevorjtände erflärt. 

Das Reichdgemeindegejet vom 5. März 1862 zählt zu den Agenden, 
die in den felbitändigen Wirkungsfreiß der Gemeinden gehören (Art. V, 8), 
„das Armenweſen und die Sorge für die Gemeindewohlthätigfeitsanftalten“ 
auf. Im Sinne diefer Bejtimmung widmet das Reichsgefe vom 3. De: 
cember 1863 über die Heimatsverhältniffe (Heimatsgeſetz) den IV. Abfchnitt 
der „der Gemeinde obliegenden Armenverjorgung“ (88. 22—31). In 
Ausführung der in obigen zwei Reichdgejehen enthaltenen grundjäglichen 
Beitimmungen Haben die in den Jahren 1863—1866 zu Stande ge 
fommenen Landes-Gemeindeordnungen dad Armenweſen in den einzelnen 
Ländern geregelt. Uebereinjtimmend wird in diefen Gemeindeordnnungen 
die Urmenverforgung der „bejonderen Aufmerkſamkeit“ des Gemeindeaus: 
ſchuſſes empfohlen. Derjelbe hat, „wenn die Mittel der beftehenden Wohl- 
thätigfeit3- und Armenanftalten und Sonde hiezu nicht ausreichen, den er: 
forderlichen Bededungsbetrag zu beichaffen und kann die Art der Ber- 
wendung desjelben bejtimmen“ (8.38 der böhm. u. dalm., 8.36 der niederöfterr. 
Gem.-Drdn.; in anderen Gem.Ordn. ift es $. 35, 36, 33 oder 32). Die 
unmittelbare „Beſorgung“ des Armenweſens „nach den beftehenden Ein- 
richtungen“ wird in allen diejen Qandes:Gemeindeordnungen dem Gemeinde- 
vorjteher zugemwiejen. — Die Heimat3gemeinde fann zur Erfüllung ihrer 
Armenunterjtübungspflidt im Verwaltungswege verhalten werden. In 
ſolchem Falle bejtimmen auch die politiichen Behörden die Art und Weile 
und die Höhe der zu gewährenden Armenunterjtügung. °'?) 





sı2) Es find das die Verordnungen vom 1/2. 1784, Hfb. 10/5. 1784, 185. 
1785, 18/11. 1786, 26/6. 1787 und 19/5. 1788. 
513) Alter: Zudicaturbuh Nr. 627 und 628. 
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Eine Folge diejer Ueberweifung der Armenverjorgung und Pflege an 
die Gemeinden war die Aufhebung der Pfarrarmeninititute. Diejelbe wurde 
im Wege der Landesgejehgebung in den Jahren 1868—1877 vollzogen. 
Das Vermögen der PBfarrarmeninftitute wurde den Ortsgemeinden zur 
Verwaltung übergeben; doch muß dieje Verwaltung abgefondert von der- 
jenigen des übrigen Gemeindevermögens geführt werden, was auch in der 
abgejonderten Verrechnung desjelben feinen Ausdruck zu finden hat. Alle 
früher den Pfarrarmeninftituten gejeglich gebührenden Zuflüffe fließen jebt 
in die Gemeindearmenfonde. Nur die im Gotteshaufe einer gejeßlich an: 
erfannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft gejammelten oder jonft in 
Empfang genommenen Almojen bleiben den Organen diejer Kirche oder 
Religionsgenofjenihaft zur Verwendung überlajjen. 





Armenverjorgung. 


Da jeder Staatögenofje irgend einer Gemeinde im Staate angehören 
muß,’'*) und jede Gemeinde verpflichtet ift ihre mittellofen Angehörigen zu 
unterjtügen,?1°) jo Hat in Defterreich jeder inländifche Arme gejeglichen An— 
ſpruch auf Unterftügung ſeitens feiner Heimatsgemeinde. 

Da jedoch die Armen und Hilfsbedürftigen nicht immer ihren Aufent- 
balt3ort in ihrer Heimatögemeinde haben und der Staat eine allgemeine 
Pflicht der Menschlichkeit anerkennt, Mittellofen zu Hilfe zu kommen: fo 
werden die Gemeinden, in denen ſich mittellofe Angehörige anderer Ge— 
meinden aufhalten, verpflichtet, diefelben in Fällen dringender Noth, unter 
Regreß an die betreffenden Heimatsgemeinden, zu unterjtühen.??®) 

Handelt e3 ſich um arme Kranke, jo ift die auswärtige Gemeinde ver- 
pflichtet, diefelben „jo lange zu verpflegen, bi3 fie ohne Nachtheil für ihre 
oder Anderer Gejundheit aus der Verpflegung entlaffen werden können“ 
(8.29). Behufs Sicheritellung des Erjaganfpruches an die Heimatsgemeinde 
it derjelben jedoch in diejem Falle „unverzügliche Anzeige zu machen“ 
($. 30). Aus allen obigen Verpflichtungen der Gemeinden, ihre Armen zu 
verforgen, erwächſt jedoch für dieje leßteren fein derartiger Anſpruch, daß 
jie denielben im Recht3wege gegen die Gemeinde geltend machen könnten. 
„Derlei Anfprüche an die Gemeinde, in welcher der Arme das Heimats- 


514) „Jeder Staatsbürger joll in einer Gemeinde heimatberechtigt fein.“ 
8. 2 des Reichs - Gemeindegejehes v. 5. März 1862 und des Heimatsgejehes dv. 
3. December 1863 RGB. Nr. 105. 

>, „Soweit die Armenverjorgung in der Gemeinde die Pflichten und Mittel 
diefer Anftalten (d. i. der Armen- und Wohlthätigkeitsanjtalten) und Stiftungen 
überfteigt, ift es Aufgabe der Gemeinde, ihre Heimatsberechtigten im Ber- 
armungsfalle zu unterftügen. Der Landesgejeßgebung bleibt e8 unbenommen, Ein: 
richtungen zu treffen, wodurch den Gemeinden die ihnen gejetlich obliegende 
Berpflihtung erleichtert wird.“ 8. 22 ob. Geſetzes. 

>16) „Die Gemeinde darf auch auswärtigen Armen im Falle augenblidlichen 
Bedürfnifes die nöthige Unterftügung nicht verjagen, vorbehaltlich des Erjakes, den 
fie nach ihrer Wahl von der Heimatsgemeinde oder von den nad Civilrechte, 
oder nad) anderen Geſetzen hiezu Verpflichteten verlangen kann.“ ($. 28.) 


Gumplowicz, Das diterr. Staatsrecht. 38 


$. 217, 
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recht unbejtritten bejigt, jind in dem durch die Gemeindeordnung feitgeiegten 
Beſchwerdezuge auszutragen“ ($. 44). Es fann aljo ein ſolcher Aniprud 
nur im ordentlichen Inftanzenzuge der politiihen Behörden geltend gemacht 
werden und könnte jchließli vor dem Verwaltungsgerichtshofe zum Aus: 
trage kommen. 

An Unjehung der Pflicht der Armenverforgung find den Gemeinden 
die ausgejchiedenen Gutsgebiete gleichgeftellt; fie haben für ihre Armen jo 
zu forgen, als ob fie jelbftändige Gemeinden wären ($. 47). 

Da der Staat die Lajt der Armenverjorgung auf die Selbjtvermal- 
tung3förper (Gemeinden, Bezirke und Länder) abwälzt und die Bejtimmungen 
über Art und Weije, wie dieſe zu gejchehen hat, der Landesgeſetzgebung 
überläßt, jo enthält er ſich auch jeder weiteren gejeßgeberifchen Ingerenz 
auf die meritorifche Regelung diejer Angelegenheit. Daher herrſcht auf 
diejem Gebiete große Mannigfaltigfeit in den einzelnen Ländern wie aud) in 
den einzelnen größeren Städten, und iſt auch ein bedeutender Theil der be 
züglichen Praris gewohnheitsrechtlich erwachſen und ausgebildet. °*”) 

Diefe Mannigfaltigkeit rührt auch daher, weil die bejtehende Armen: 
verjorgung überall an überfommene und erhaltene territorial und local jehr 
verjchiedengeartete Wohlthätigkeitsanftalten und auch an verichiedene Ber: 
ſorgungsſyſteme anknüpfte.“19) So iſt z. B. in den Landgemeinden der öjter- 
reichiſchen Alpenländer das Einlegefyitem von jeher herrichend, wonach 
mittellofe, arbeitsunfähige Perjonen der Reihe nach einzelnen Gemeinde: 
genofjen in Koſt und Berpflegung gegeben werden. Diejes Syſtem wurde 
von einigen Landesgejeßgebungen, wie z. B. in Steiermark und Salzburg 
acceptirt und codificatoriich ausgebildet, während e3 in anderen Ländern, 
wie 3. B. Böhmen, Galizien ganz unbefannt iſt. Im allgemeinen jedod 
ftimmen die auf Grundlage des gleihen Reich8-Gemeindegejeges von 1862 
und des Heimatsgejeßes vom 3. December 1863, ferner die in den Haupt: 
zügen gleichartigen Zandes:Gemeindegejege aus den 60er Jahren erlaffenen 
Landesarmengejege?!?) in den wichtigiten und wejentlichiten Punkten überein. 


1) Die neuefte und verhältnißmüßig vollftändigfte Darftellung der in den 
öfterreichiichen Städten geübten AUrmenpflege liefert Ernft Mijchler: Die Armen- 
pflege in den döjterreichiichen Städten und ihre Reform. Wien 1890 (S. 4. aus 
der ftatiftiichen Monatsſchrift.) 

51%, Die AUrmenpflege ift entweder eine geſchloſſene oder offene. rftere 
wird geübt in Anftalten (Armenhäufer, Berjorgungshäufer, Siechenhäufer, Aſyle u. j.m.), 
legtere durch Verabreichung von Unterftügungen in Geld oder Naturalien (Holz 
Kohle, Speifen, Kleidung). Doc: giebt ed auch manche Zwiſchenformen, wie 
3. B. von beftehenden Antalten ertheilte Geldpfründen an „Erternijten“ oder um- 

efehrt wieder Gewährung von Obdach (Duartier) ohne Koft und ohne Geldunter- 

tügung. In größeren Städten findet man Häufig alle diefe Formen der Unter- 
ftügung neben einander. Neben dieſen drei materiell verjchiedenen Arten der 
Armenpflege wird diejelbe formell aud darnach unterfchieden, ob fie eine con- 
fejfionelle (firchliche), eine communale oder eine Vereindarmenpflege iſt. Und auch 
in diefer Beziehung finden wir in Städten alle diefe drei Formen neben einander 
und obendrein auch noch eine ftaatlihe (von den politifchen Behörden dargereichte 
Unterftügungen). 

») Die Armenverjorgungen regeln folgende Zandesgejege: Niederöfterreich 
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Was zuvörderjt die Unterftügungspflicht anbelangt, jo trifft diefelbe 
je nachdem der Hilfsbedürftige in der Gemeinde zujtändig, daſelbſt fremd 
doch einer anderen Gemeinde des Landes oder des Staates zugehörig oder 
endfih ein Ausländer ijt: entweder die Gemeinde ſelbſt oder die entfernte 
Heimat3gemeinde, oder endlich das Land, beziehungsweije den Staat. 

Doh muß zwiſchen der Pflicht der Darreihung einer vorüber: 
gehenden Hilfe und dauernden Unterjtügung mit Bezug auf diefe Zu— 
ftändigfeit3verhältnifje unterjchieden werden: zu erjterer ift jede Gemeinde 
„im Falle augenblidlichen Bedürfnifjes* auch „auswärtigen Armen“ gegen: 
über verpflichtet, allerdings gegen jpäteren Erjaß ſeitens der verpflichteten 
Gemeinde???) Dagegen ift zu dauernder Unterjtügung jede Heimatsgemeinde 
nur ihren Heimatdangehörigen gegenüber verpflichtet.””') Gilt aber dieſe 
dauernde Unterjtügung ſolchen Armen, welche mit „anjtedenden, efelhaften 
oder unheilbaren Krankheiten behaftet find und deren Unterbringung im 
Orte unthunlich oder geradezu fanitätswidrig wäre, ferner Wahnfinnigen 
und Blödfinnigen, die gemeingefährlich find“: fo find die Gemeinden ver- 
pflichtet, diefelben in die entiprechenden Landesjanitätsanftalten (Siechen: 
häufer, Irrenanjtalten) abzugeben und für deren Verpflegung in denjelben 
aufzufommen. °**) 

Abgejehen von den durch die Zuftändigfeitsverhältniffe bedingten Ver: 
ichiedenheiten der Unterjtügungspflicht werden joldhe auch durch die Um— 
ſtände bedingt, ob die Armuth eine „gänzliche oder theilweiſe“, eine „dauernde 
oder vorübergehende”, ob die Armen Kinder, Erwachjene oder Greife, ob fie 
franf oder gejund, ob fie arbeitsfähig, arbeit3unfähig???) oder arbeitsfcheu, 
ob fie alleinjtehend, Vater oder Mutter unverjorgter Kinder, oder endlich 
Angehörige wohlhabender Verwandten jind. Dieſe verjchiedenen Umjtände 
modificiren entjprechend die Unterjtügungspflit der Gemeinden, indem fie 
theil3 das höchſte gejeglihe Maah der dauernden Armenverjorgung 
herabmindern, oder dasjelbe nur auf furze Zeit bejchränfen, oder die Art 
und Weije derjelben beitimmen. Arbeitsfähige Perſonen haben feinen An- 
ſpruch auf Armenunterjtügung; denjelben darf höchſtens in Fällen der Noth 
und Mittellofigfeit (wegen Arbeitömangels) eine momentane unentbehrliche 
Hilfe geleiftet werden ($. 14 Steiermarf). 

Das erwähnte höchſte gejehlihe Maak der dauernden Armenver: 
jorgung ift nämlich überall die Darreichung des „nothwendigen Unterhalts*, 
welchen Begriff das Landesgeſetz für Steiermark z.B. ald die „Verabreichung 
der zur Erhaltung des Lebens unentbehrlihen Nahrung, Kleidung, Wohnung 
und im Falle der Erfranfung ärztlicher Hilfe, Heilmittel und Pflege“ er: 


21/2. 1870, Oberöfterreih 20/12. 1869, ge! 30/12. 1874, Kärnten 12/2. 
1870, Schleſien 10/10. 1869, Böhmen 3/12. 1868, Steiermart 12/3. 1873, 
Vorarlberg 30/6. 1875, Dalmatien 26/2. 1876. 

520) 88. 18—20 Steiermarf, 88. 51 u. 52 Salzburg, $. 6 Böhmen. 

521, 8. 1 Gteiermarf, $. 3 Böhmen. 

”2) 8. 15 Steiermarf, $. 12 Böhmen. 

»23) Die Erwerbsfähigfeit beginnt in der Regel mit dem vollendeten 14. und 
endigt mit dem vollendeten 65. Lebensjahre ($. 6 Salzburg). 
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klärt. Auf diejes höchſte Maaß der VBerjorgung hat nur der arbeit3unfähige 
(erwerbsunfähige) Arme Anfpruch.??*) Der arbeitsfähige Arme kann nur eine 
vorübergehende Hilfe bis zur Erlangung einer entgeltlichen Arbeit, eines 
Dienstes oder einer jonft ihm den Unterhalt fichernden Beſchäftigung be- 
anfpruchen. Iſt aber der arbeitsfähige Arme arbeitsfheu und jeine 
Armuth nur die Folge feiner Arbeitsunluft: dann iſt die Armenbehörde 
berechtigt, denjelben in ein Zwangsarbeitshaus abzugeben — wo ſolche An: 
jtalten beftehen. In der Regel können Gemeinden ſolche Anftalten nicht er: 
halten und kommen diejelben nur als Yandesanftalten vor: in jolchen Fällen 
ift das Land verpflichtet, den Gemeinden durch Aufnahme der hiezu ſich 
eignenden arbeitsfcheuen Perjonen in diejelben unter die Urme zu greifen. 

Handelt e3 fi aber um einen franfen Armen, dem die dauernde 
Urmenverforgung nicht gebührt, fo hat die zeitweije (vorübergehende) Unter: 
ftügung ji auch auf „Wartung und Pflege“ (nöthigenfalls in öffentlichen 
Anftalten oder bei Privaten) zu erjtreden.?”®) 

Die Art und Weije der Unterjtügung bejtimmt innerhalb der bejtehen- 
den Gejete die Gemeinde. Der Arme fann eine bejtimmte Art und Weife 
derjelben nicht verlangen. Als Regel stellen Die Landesgejege die Natural- 
verforgung auf („.. die Verabreichung derjenigen Gegenjtände, welche den 
Armen unmittelbar zur Befriedigung feiner Bedürfnijje dienen“, $. 10 
Steiermark). In einigen Alpenländern fann die gejegliche Armenpflege auf 
die Weife geübt werden, daß die Armen in beftimmter Reihenfolge „an die 
einen jelbftändigen Haushalt führenden Einwohner übertragen“ wird (Ein- 
fegeigftem). In diejem Falle find die Gemeindeinjafjen, welche die Reihe 
der Berköftigung eines Armen (des Einleger3) trifft, demjelben „eine ent- 
iprechende Koft und ein gegen die Unbilden der Witterung geſchütztes Lager 
zu geben ſchuldig“ (8. 13 Steiermark, $. 42 Salzburg). Doch darf dieje 
Art der Armenpflege auf Kinder bis zur vollendeten Schulpflicht gar nicht, 
bei erwachfenen nur dann angewendet werden, wenn diejelben körperlich 
hiefür geeignet jind, d. h. nicht mit anjtedenden oder efelerregenden Krant- 
heiten behaftet oder jonft gemeingefährlich jind. Bon der Pflicht der Auf: 
nahme eines Einleger3 kann ſich der betreffende Gemeindeinjafje durch Ent- 
rihtung der dießfalld voraus bejtimmten Berpflegsgebühr befreien. Da— 
gegen find Einleger verpflichtet, ihren Pflegern „leichtere, ihren Kräften an: 
gemejjene Arbeiten zu leiſten“. Zu ſolchen Arbeiten jind übrigens alle 
diejenigen den Organen der Armenpflege gegenüber verpflichtet, welche auf 
andere Weije öffentliche Urmenpflege genießen.??®) 

Alle Armengejebe verpflichten die Gemeinden nur zur Unterjtüsung 


524) Das Salzburger Armengejeß beftimmt als Maaß der ganzen VBerjorgung: 
Wohnung fammt Bett und Beheizung; Leibeskleidung und Wäſche; Natural- 
toft — Geldbetheilung; im — — Verpflegung, ärztliche Hilfe und 
Beiftellung der Heilmittel ($. 27). Die Armenverſorgung der Kinder begreift in 
IB — ihre Er 43 („daß F erzogen und erwerbsfähig gemacht werden“, 
8.1 öhmen, 6 Salzburg). 

an $. 15 ——— 

so) 8, 4 Steiermark, 8. 38 Salzburg. 
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folcher Armen, zu deren Unterjtügung nicht dritte Perſonen (phyſiſche oder 
juriftifche) verpflichtet ſind.“?) Hat eine Gemeinde ſolchen Armen eine Unter: 
ftügung gewährt, jo hat fie das Recht, von diefer dritten Perſon den Erjah 
zu fordern. Nur darf da, wo augenblidliche Hilfe nöthig iſt, dieſelbe 
unter Berweifung an dritte Verpflichtete nicht abgelehnt werden. ?”®) 


Uber auch zwifchen die verjchiedenen Selbjtverwaltungsförper (Ge: 
meinde, Bezirk, Concurrenzbezirf und Land) wird die Lajt der Armenunter: 
ftügung derart vertheilt, daß die die Kräfte eines untergeordneten Selbit: 
verwaltungsförpers überjteigende oder aus Rechts: und Billigfeit3gründen 
denjelben nicht aufzubürdende Armenlaft von dem nächſt höheren oder von 
dem Lande zu tragen ift. So fünnen die Gemeinden, die einen ausländijchen 
Armen unterftügten, in den Fällen, wo ein Erfaganfprud an dad Ausland 
gemäß beitehenden Staatsverträgen ausgejchlofjen ift, ihre Erjaßforderung 
an das Land jtellen.’?®) Ebenjo find die Heil- und Verpflegskoſten für die: 
jenigen in einer Gemeinde de3 Landes heimatberechtigten armen Perfonen, 
welche unter den gejeßlichen Bedingungen (erwiejene Mittellojigfeit) in einem 
öffentlichen Gebärhaufe oder in einer jolchen Irrenanſtalt Aufnahme ge- 
funden haben, nicht von der zujtändigen Gemeinde, jondern von dem Lande 
zu tragen.“20) Wo Bezirkövertretungen bejtehen, obliegt ein Theil der Armen- 
unterjtügung, namentlich die Beftreitung der Koſten der ärztlichen und Ge— 
burt3Hilfe und der Heilmittel für arme Kranke des Bezirkes den Bezirken.“) 
In einigen Ländern, wie 5.8. in Böhmen, find die Bezirfe überhaupt ver: 
pflidtet, Gemeinden, „wo die Erfordernifje der Armenpflege jo groß find, 
daß die Gemeinde denfelben ohne Ueberjpannung der Kräfte ihrer fteuer- 
pflichtigen Mitglieder nicht zu genügen vermag, den unbededten Betrag des 
Bedarfes“ zu bejtreiten.°’?) Und ebenſo kann dort auch ein nothleidender 
Bezirk ji zum Zwecke der Bedeckung jeines Bedarfes für Armenzwede an 
die Landesvertretung wenden.“*) Diefe Bejtimmungen find der Ausdrud 
des einzig rationellen Principes, daß den Armen jedenfalls geholfen werden 
müffe, gleichviel ob der verpflichtete Selbitverwaltungstörper die Mittel dazu 
befitzt oder nicht, und auch der Staat zieht die Conjequenz diejes Principes, 


*7) Die Unterftügungspflicht befteht, „injoferne und in ſoweit nicht dritte 
Perſonen, Bereine (gegenwärtig die verjchiedenen Arbeiterverficherungs-Anftalten) 
oder Privatwohlthätigfeitd-Anftalten nad dem Givilrechte oder nad) anderen Ge— 
—* (gegenwärtig nach Arbeiterſchu upgeiegen) zur Berjorgung oder Unterftüßung 
des Armen verhalten werden können“ ($. 1 Steiermarf). 

=> . 6 Steiermarf. 

. 21 Steiermarf. 

, 8. 41 Steiermark. Dieje Beitimmungen entiprechen dem $. 22 des 
Heimatsgeſetzes, welcher es den Landesgejeßgebungen anheimftellt, Einrich— 
tungen zu treffen, wodurch den Gemeinden die ihnen obliegende Armenverforgung 
erleichtert werde. 

ss) 8, 35 Gteiermarf. 

se) 8. 25 Böhmen, $. 36 des fteiriichen Armengejeges empfiehlt den Be- 
zirfövertretungen durch Webernahme gemwilfer Leiftungen der Armenpflege auf 
die Bezirkscaſſe die Gemeinden möglicht zu entlajten. 

ne 6 26 Böhmen. 


$. 218. 
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indem er bei außergewöhnlichen Nothitänden, deren Abhilfe die Kräfte der 
Gemeinden und der Länder überfteigt, jelber helfend eingreift.°**) 


Die Armenfonde. 


Der Staat, der dem Selbjtverwaltungsförper die Armenlaft übertrug, 
mußte auch jelbftverjtändlich dafür Sorge tragen, daß diejelben mit den 
entjprechenden Mitteln verjehen werden. Diefe Mittel fließen a) aus den 
Nubungen des für Armenzwede gewidmeten Bermögend (Stammvermögen), 
b) aus Schenfungen und Vermächtniſſen, ce) aus allerhand freiwilligen Bei- 
trägen, endlich d) aus gefeglichen Zuflüffen, deren Feſtſetzung aber vom 
Staate abhängt. 

Wo ein Stammvermögen zu Armenzweden bejteht, da muß basjelbe 
intact erhalten und frucdhtbringend angelegt werden. In diefer Beziehung 
werden die Gemeinden von den Bezirfen und dieſe vom Landesausjchufie, 
wo e3 feine Bezirke giebt, die Gemeinden unmittelbar von dem Landesaus 
ſchuſſe beauffichtigt. Statutengemeinden (Städte mit eigenen Statuten) ſtehen 
unmittelbar unter der Aufficht des Landesausſchuſſes. Aus allen den oben 
erwähnten Mitteln muß in jeder Gemeinde eine beſondere Armenkaſſe 
(Armenfond) gebildet werden, welche unabhängig von dem übrigen &emeinde- 
haushalt zu verwalten ift, und über welche eine gejonderte Rechnungslegung 
jährlich zu erfolgen hat. Das Stammvermögen diefer Armenkaſſe ift dabei 
wieder gefondert auszuweiſen. Diefe Ausweije find jährlid) dem Landes: 
ausſchuſſe, und two Bezirfövertretungen vorhanden find, dieſen legteren vor: 
zulegen. °°®) 

Die oben unter d) erwähnten geſetzlichen Zuflüffe der Gemeindearmen: 
fonde bejtehen aus der 1°/,- Abgabe von den in freiwilliger öffentlicher 
Berfteigerung vorgenommenen Beräußerungen beweglicher und unbeweglicher 
Giter, ferner aus mannigfaltigen Strafgeldern, welche die ftaatlichen Gejege den 
localen Armenfonden überweifen.’’*) Auch können die einzelnen Gemeinden 
für einzelne von den Befchlüffen der Gemeindevertretungen abhängige Be: 
willigungen (Berleihungen von Heimatsrechten, Ertheilung des Bürger: 
rechts u. dgl.) Taren fejtfegen, welche den Armenfonden zuzufließen haben. 

In analoger Weiſe wie die Gemeinden haben dort, wo Bezirfäver: 
tretungen bejtehen, diefe für Bildung und Erhaltung von Armenfonden zu 
jorgen, und über diefelben den Landesausfhüffen jährliche Ausweiſe vor- 
zulegen. °®”) 





>34) Diefes gefchieht nicht nur auf die Weile, daß er bei außerordentlichen 
Nothitänden von der Geſetzgebung außerordentliche Eredite und Hilfsgelder votiren * 
ſondern auch daß er aus den ihm zu ſolchen Zwecken (Bolizeiverwaltung) zu 
bote ftehenden Mitteln im Verwaltungswege die nöthige Abhilfe Leiftet. pe bat 

3. B. in jüngfter Beit das Minifterium des Innern aus den ihm zur Verfügung 

— Mitteln den nothleidenden Perlmutterarbeitern in Wien einen Betrag 
von 6000 fl. gefpendet. 

o0) 68, 98 Steiermarf. 

538) $, 30 Steiermart, $. 21 Böhmen. 

ss, 88, 37 und 38 Steiermart. 
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Die Drgane der Armenpflege. 


Die Ausübung der Armenpflege erfordert ihrer Natur nach die un: 
mittelbare Thätigfeit einzelner Perjonen, welche womöglid den Armen 
local am nächſten ftehen und nicht von der Amtsjtube aus (bureaufratifch) 
ihre Thätigfeit üben. Am flachen Lande, in Heinen Gemeinden kann dieſem 
Grundiage Rechnung getragen werden auch dann, wenn die Bejorgung 
der Armenpflege dem Gemeindevorfteher übertragen wird, wie das alle 
Landesarmengefehe verfügen. Derjelbe hat darnad nicht nur die offene 
Armenpflege jelbit zu bejorgen, fondern auch die etwaigen Armenanftalten 
zu leiten und zu beauffichtigen, die bezüglichen Gefuche entgegenzunehmen 
und über diejelben zu entjcheiden.??*) Leber jeine Verfügungen ift eine Be- 
Ichwerdeführung beim Gemeindeausſchuſſe zuläffig. Letzterer ijt die be— 
Ichließende Inftanz, deſſen Beichlüffe für den Gemeindevorfteher bindend find. 

In größeren Gemeinden jedoch und in Städten wird die unmittelbare 
Ausübung der Armenpflege meiſt an jogenannte Armenväter übertragen 
welche aus der Zahl der Gemeindebürger, in den einzelnen Bezirken als 
Ehrenbeamte bejtellt werden. Als Mujtereinrichtung, deren Nahahmung 
angejtrebt wird, jchtwebt hier dag Elberfelder Syitem vor, bei welchem 
für die einzelnen Stadtbezirke je eine größere Zahl von Armenvätern beitellt 
wird, jo daß jeder von ihnen nur mehrere dauernd unterftüßte Arme 
zur Beauffihtigung und zwedmäßigen Betheilung zugewiejen erhält. Es 
wird dadurch die möglichite Individualifirung der Art und Weile der Hilfe: 
feiftung und daher auch deren größtmöglichfte Wirkſamkeit und Zweck— 
mäßigfeit gewährleijtet. In größeren Städten haben die Armenväter an 
den Stadtbezirfsvorftänden (ftädtiichen Beamten) ihren amtlichen Rüdhalt 
und Stüßpunft. 

Aus denjelben Gründen, aus denen die unmittelbare Ausübung der 
Armenpflege in Hleineren Gemeinden dem Gemeindevorfteher, in größeren 
und in Städten den Armenvätern unter eventueller Mitwirkung der Stadt: 
bezirksvorſtände übertragen iſt: kann jelbitverftändlich von einer unmtittel- 
baren Ausübung der Armenpflege der höheren Selbitverwaltungstörper, 
wie Bezirfövertretungen und Landesausſchüſſe, nicht die Rede fein, da jolchen 
Behörden jeder unmittelbare Contact mit den HilfSbedürftigen ihrer weiten 
Amtsgebiete fehlt und fie nicht in der Lage find, die individuellen Berhält- 
nifje derjelben aus eigener Anſchauung zu kennen. Die Thätigkeit diefer 
Behörden auf dem Gebiete der Armenpflege iſt daher nur eine theils 
normirende, theil3 überwachende und beauflichtigende. Insbeſondere obliegt 
diefen Behörden die Ueberwachung und Beauffichtigung der aus den Mitteln 
der Selbjtverwaltungstörper, deren Organ fie find (Bezirke und Länder), 
erhaltenen Wohlthätigfeitd: und Humanitätsanftalten. 





| Bolgen des Zuftändigkeitsprincips, 
Diefe hier dargejtellte gejeliche Regelung des Armenweſens erzeugte 
einen großen Mißſtand, der wieder viele jchlimme Folgen nad) ſich zog. Da 


j sw) 88. 45-48 Steiermarf, 


$. 219. 


$. 220. 
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nämlich die Grundlage diefes ganzen Armenrechts die Heimatszuftändigkeit 
ift, dieje aber nach dem geltenden Heimatredhte nicht durch einen längeren 
Aufenthalt, jondern nur durch Geburt (Abitammung) und ausdrüdliche 
Aufnahme erworben werden fann, welche leßtere mittellofen Einwohnern 
von den Gemeinden verweigert wird: fo ergiebt ji) daraus, daß die Ge— 
meinden jeden nicht bei ihnen zuftändigen Armen, möge er noch jo lange in der 
Gemeinde einem ehrlichen Erwerb nachgegangen fein und dafelbit feine thatſäch— 
liche Heimat gefunden haben, im Falle der Mittellofigfeit in feine rechtliche 
Heimatögemeinde, welcher er volltommen entfremdet iſt, abſchieben lajjen. 
Die ihlimmen Folgen dieſes Rechtöverhältniffes der Gemeinden zu den auf 
ihrem Gebiete Hilfsbedürftig gewordenen Perfonen find mannigfad und 
weitreichend. 

Die Natur des modernen wirthichaftlichen Lebens bringt e3 mit fich, 
daß ein Theil der Landbevölferung, der am Lande kaum genügende Be- 
Ihäftigung findet, in die größeren Städte zieht, um bei der dort betriebenen 
Induſtrie feinen Erwerb zu finden. So lange nun der Arbeiter gefund umd 
fräftig ilt, trägt er durd) feine Arbeit zur Hebung der ſtädtiſchen Induſtrie, 
aljo auch des Wohljtandes der Städte bei: wird er dann alt, invalid und 
Hilfsbedürftig, jo wird er auf Grund der bejtehenden Heimats- und Armen: 
gejege von dem Schauplate jeines oft fait lebenslangen Wirkens, jeiner 
Heimatgemeinde zur Armenverjorgung überwieſen und nöthigenfall3 dahin 
pofizeilih abgejchoben. Dieſe gejegliche Maaßregel enthält eine doppelte 
Ungeredtigfeit, eriten3 gegen den betreffenden Armen und zweitens gegen 
deſſen Heimatgemeinde. 

Gegen den Armen, der vielleicht jahrelang in der Stadt ehrlicd ge 
arbeitet, daſelbſt ſich einlebte, gejellichaftliche Verhältnifie und Beziehungen 
anfnüpfte, ift es ungerecht, ihn feiner wahren Heimat zu berauben und ihn 
in feine rechtliche zu verbannen, wo er durd jahrelange Abweſenheit 
fremd geworden, oft vielleicht (wie das in Defterreich leicht vorkommen 
fann) die Sprache derjelben nicht mehr fennt. 

Gegen die Heimatgemeinde ijt e3 aber nicht minder ungerecht, ihr 
einen bilfsbedürftigen Armen zur Verſorgung aufzubürden, den fie nicht 
fennt, der feine beiten Jahre, two er arbeiten und erwerben fonnte, nicht in 
ihrer Mitte zubradhte und ihr vollfommen entfremdet it. 

Um dieſe Unbilligfeiten, die fi) auch in anderen Staaten fühlber 
machten, zu bejeitigen, beitimmte ein Gejeg de3 Norddeutichen Bundes vom 
6. Juni 1870 in Anfnüpfung an eine dießbezügliche ältere preußijche Ge- 
ſetzgebung, daß jeder Inländer, der in einem Bezirfe durch zwei Jahre 
feinen ununterbrochenen Wohnfig Hat, einen Anſpruch an den Armen- 
verband dieſes Bezirkes, auf Unterjtügung im Falle der Bedürftigfeit er: 
wirbt (Unterftügungsmwohnfiß).”?”) In anderen europäiichen Staaten genügt 
zum Erwerb des Unterſtützungsanſpruchs theils ein noch fürzerer Aufenthalt, 
theild bedarf e3 dazu gar feines längeren Aufenthaltes (wie 3. B. in 


550, Münfterberg 1. c. ©. 66. 
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Holland), jondern enticheidet der momentane Aufenthaltsort über die Unter: 
ſtützungszuſtändigkeit. 

Der Mangel einer ähnlichen Beſtimmung wird in Oeſterreich allgemein 
als Härte empfunden. 

„Zu den ärgſten Härten des Heimatrechts zählt die Gefahr der Störung 
des Aufenthaltes und des Erwerbes eines, wenngleich nur vorübergehend 
Hilfsbedürftigen. Die Aufenthaltsgemeinde, wenn ſie auch die augenblicklich 
nöthige Unterſtützung leiſtete, iſt ſelten geneigt, dieß auf eine längere Dauer 
bis zur Behebung der Hilfsbedürftigkeit zu thun“.“*0) Daraus folgt num 
entweder eine Ausweifung de3 momentan Hilfsbedürftigen oder eine Hilf- 
Ipfigfeit desjelben, die ihn in immer größeres Elend und in dauernde 
Dürftigkeit jtürzt, in welch Iegerem Falle er dann rückſichtslos zwangsweiſe 
in jeine Heimatgemeinde abgejchoben wird. 

Um nun diejen üblen Folgen der gegenwärtigen, auf dem Zuftändig- 
feitprincip beruhenden Urmenrechte vorzubeugen, wird von vielen Seiten 
mit Recht eine Reform desjelben in der Richtung vorgeichlagen, daß einer: 
jeit3 ein verhältnigmäßig fürzerer Aufenthalt das Heimatsrecht und den 
Unterſtützungsanſpruch begründe, und daß andererfeit3, um die einzelnen 
Gemeinden dadurch nicht zu überbürden, die Laſt der Armenverjorgung auf 
größere Verbände, auf die Länder, eventuell jogar auf den Staat übergehe. 


Schubweſen. 


Jede Armengeſetzgebung bedarf nothwendigerweiſe einer Ergänzung 
durch geſetzliche Maaßregeln gegen arbeitsſcheue Perſonen. Denn ſolche 
Magaßregeln dienen zum Schutze derjenigen, welche zur Armenverſorgung 
verpflichiet ſind, und der Geſetzgeber, der eine ſolche Pflicht ſtatuirt, iſt es 
den Verpflichteten ſchuldig, Vorſorge zu treffen, damit die ihnen aufgebürdete 
Laſt nicht von erwerbsfähigen aber arbeitsſcheuen Perſonen vergrößert und 
dieſelben nicht auf ungebührliche Weiſe zur Unterſtützung der Faulheit und 
des Müßigganges gezwungen werden. Zu dieſem Zwecke müſſen nicht nur 
ſtrenge Verbote gegen den Bettel und Landſtreicherei erlaſſen werden, ſon— 
dern es muß auch dafür geſorgt werden, daß die unverbeſſerlichen Elemente 
des Bettel- und Landſtreicherthums in Zwangsarbeitshäuſern angehalten 
werden können. — Ohne wirkſame Geſetze gegen Bettel und Landſtreicherei, 
ohne diejenigen Zwangsanſtalten, welche es allein ermöglichen, dieſer Land— 
plage mit Nachdruck und Erfolg entgegenzutreten: wird jede Armen-Unter— 
ftügungspflicht zu einer ungeredhtfertigten Belaftung der ehrlichen Arbeit zu 
Gunften des fträflihen Müßigganges. 

Bon diejen Gefichtspunften ausgehend wurden denn auch in Deiter- 
reich kurz nad Aufhebung der Armen - Pfarrinititute und nad Vermelt- 
lichung der Armenpflege durch Uebertragung derjelben an die Gemeinden, 
die Grundlagen zum Schuge der Gemeinden vor Landjtreicherei und Bettel- 
— * Geſehzliche Regelung des Schubweſens gelegt. Dieſe reichs— 


510) Reicher: Heimatsrecht und Landes-Armenpflege, Graz 1890 ©. 13. 


$. 221. 
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gejegliche Regelung, welche mit Geſetz vom 27. Zuli 1871 erfolgte, war um 
jo nothiwendiger und dringender, da ohne diejelbe die Gemeinden dem Bettel: 
und Landjtreiherunfug machtlos gegenüberjtanden und auch die Zandes- 
gejeggebungen die bezüglichen Maafregeln in ihrem Wirkungskreiſe zu er: 
laffen nicht competent waren. 

Nach obigem Gefege nun unterliegen der Abjchiebung unter den gejet- 
lihen Bedingungen: a) Landftreicher und arbeitsfcheue Perjonen; b) aus 
weis- und bejtimmungsloje PBerjonen, die fein Einfommen und feinen 
erlaubten Erwerb nachweiſen können; ec) öffentliche Dirnen, welche dem 
behördlichen Auftrage zur Abreife nicht Folge leiften und d) entlafjene 
Sträflinge und Zwänglinge, injoferne fie der Behörde als der Sicherheit der 
Perſon und des Eigenthums gefährlich erjcheinen ($. 1). Heimatredt 
(Zuftändigfeit) ſchützt vor Abſchiebung ($. 2). Diefelbe kann aljo nur 
gegen Gemeindefremde in Anwendung fommen und zwar entweder durd 
Ertheilung eines Zwangspaſſes (gebundene Marjchroute) oder durch zwangs— 
weiſe Beförderung unter Wachebegleitung ($.3). Das Ziel der Abjchiebung 
fann nur die Heimatögemeinde fein; Hat der Schübling im Gebiete der 
Wirkſamkeit diejes Reichsgeſetzes feine Heimat, jo wird er über die Staats: 
gränze geichafft. 

Eine Abjchiebung fann nur vorgenommen werden auf Grund eines 
rechtskräftigen Erfenntniffes der competenten Behörde ($. 4), d. i. 
einer Polizeidirection, einer Communalbehörde, welcher die Führung der 
politifchen Amtsgeſchäfte erjter Inſtanz übertragen ift, oder die dazu fpeciell 
(im Wege der Landesgejehgebung) ermächtigt iſt (8.5).°*') Das Schubgejet 
enthält genaue Bejtimmungen über das Verfahren in Schubjadhen (SS. 6 
bis 9), die Pflichten der Gemeinden als Schubftationen (SS. 10—13), die 
Bertheilung der Schubkoften zwiſchen Gemeinde, Bezirk und Land (SS. 14 
bis 18), endlich über die beim Schub zu beobachtenden Regeln. Die Ueber: 
wachung des Schubweſens ift Sache der politifchen Behörde: die Anord- 
nungen betreff3 Einrichtung von Haupt- und Partikularſchüben, die Schub: 
ftationen und Schubbegleitung erläßt die politiiche Landesitelle im Einver: 
nehmen mit dem Landesausjchuffe. 


Zwangdarbeitsanftalten. 


Durch die Abjchiebung wird unmittelbar nur fo viel erreicht, daß die 
einzelnen Gemeinden (die „Aufgreifgemeinden“) von fremden Landjtreichern 
und Bettlern-befreit und daß dieje leßteren immer wieder ihren Heimats- 
gemeinden zugejtellt werden. Eine meritorifche Abhilfe, eine Befreiung des 
Landes im allgemeinen von der Laſt des arbeitsfcheuen (oder arbeitälojen) 
Landſtreicherthums wird damit nicht erreicht. Andererfeits aber wird durch 


541), Einzelne Zandesgejege, wie 3. B. das niederöfterreichiiche v. 15. December 
1871, übertragen die Füllung der Schuberfenntnifje den Schubftationd-Gemeinden 
als Schubbehörden im übertragenen Birtungstreife. Zum Bwede der Bededung 
der den Schubftationen erwachſenden Regieloften find in Niederöfterreich (Gel. v. 
25. Juli 1875) Concurrenzbezirte gebildet. 


— BO — 


das Schubweſen auch ein poſitives Uebel großgezogen: das Schubweſen 
vermehrt das Contingent der Schüblinge. Denn das Geſchobenwerden iſt 
für eine große Anzahl mittel- und unterſtandsloſer Menſchen noch bei 
weitem nicht da3 größte aller Uebel. Die Schubvorfchriften über Beköfti- 
gung, Bekleidung, Unterkunft, Transport u. ſ. w.°*?) fünnen ja nicht in- 
human fein. Der Schübling erhält jedenfalls zweimal täglich warme Speife, 
die nöthige Belleidung und wenn er marfchunfähig ift, Vorſpann (wenn 
auch nur einfpännig) oder Bahnfahrt — und das alles ohne Arbeitsleiſtung; 
— num find aber die wirthichaftlichen Verhältniſſe in Defterreich derart, 
daß eine folhe Schüblingseriftenz auch noch manchem ehrlichen Arbeiter 
beneidenswerth erfcheinen kann, gefchtweige denn arbeitsjcheuen Perjonen, für 
die der Müßiggang noch einen befonderen Reiz hat. Dieje letzteren nun, 
die jedenfall Arbeit mehr fcheuen al3 den Schub, verlafien ihre Heimats- 
gemeinde, wohin fie joeben erft abgefchoben wurden, immer wieder, woran 
fie von ihren Heimatgenofjen nicht gehindert werden, und das ewige Ab— 
jchieben wird ihnen zur füßen Gewohnheit des Dajeind. Die Koften aber 
zahlt das Land oder der Eoncurrenzbezirf. 

Um nun diefen für die Gefammtheit fatalen Folgen des Schubwejens 
zu begegnen, bleibt dem Staate nichts anderes übrig, als die arbeitsfähigen 
aber arbeitäjcheuen Bettler und Landjtreiher in Zwangsarbeitsanſtalten 
anzuhalten. 

Solche Zwangsarbeitshäujer, von den Strafanftalten wohl zu unter: 
icheiden 4°), beitanden in Defterreich jchon feit dem Unfang diejes Jahr- 
hundert3, zumeift in den Landeshauptjtädten; in denjelben jollten arbeits- 
iheue Perſonen durch Zwang zur Arbeit, an Arbeit fi gemwöhnen.’**). 
Die Frage, wen die Behörde an eine ſolche Zwangsarbeitsanftalt abgeben 
fönne, ift feit den bezüglichen mit Hofdecret vom 15. Juni 1811 gegebenen 
Directivregeln mehrfach geſetzlich geregelt worden.’*?) 

Die Ueberhandnahme der Abfchiebungen auf Grund des Gejehes vom 
27. Zuli 1871 machte es nothiwendig, die Angelegenheit der Zwangs— 
arbeitshäufer zeitgemäß (im Einklang mit den Staatdgrundgejegen) zu 
regeln, was zuerjt mit dem Geſetze vom 10. Mai 1873 RGB. Nr. 108, 
betreff3 der Stellung unter Polizeiauffiht und Abgabe in ein Zwangs— 
arbeit3haus, verjucht wurde, jodann aber mit dem Reichsgeſetz vom 
24. Mai 1885 RGB. Nr. 89 und 90 in der heute geltenden Weije vor: 
genommen wurde. 

Ebenjo wie diefe Geſetze nur vom Reichdrathe ausgehen konnten, weil 
e3 fich dabei um eine gefegliche Einſchränkung der perſönlichen Freiheit, 
alſo um eine Partie des Strafgejeges handelte, welches in den Wirfungs- 
kreis des Neichsraths fällt: ebenfo werden in diefen beiden Gejegen dem 








s9) Ber B. die diefbezüglihe Kundmachung des viederöſterreichiſchen 
PERLE v. 4. December 1868 auf Grund des Bejchlufies des nieder- 
— Landtages v. 10. October 1868. 
.E. v. 11. u. 21. März 1811. 
ur) of v. 15. un guft 1817. 
545) Stubenrauch 2 " Auft. II 183. 


$. 223. 
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Staate weitreichende Auffichtd- und Interventionsrechte in die Angelegen- 
heiten der Zwangsſtrafhäuſer gewahrt; dieſe Anftalten werden weniger ala 
Landes-, jondern vielmehr ald Staatsanftalten behandelt. Darnach lautet 
auch die grundlegende allgemeine Beſtimmung ($. 1 Nr. 90), daß in den 
im Reihsrathe vertretenen Königreihen und Ländern eine den 
Anforderungen der öffentlichen Sicherheit entjprechende Anzahl von Zwangs 
arbeitsanftalten zu errichten fei. Wohl ift die Borjorge für diefe An- 
ftalten Sache des Landes, doc können fih mehrere Länder zur Errid: 
tung einer gemeinjamen Zwangsarbeitsanſtalt vereinigen und trägt der 
Staat zu den Roften derfelben bei. Dem ftaatlichen Charakter diefer An: 
ftalten entjpricht e3 auch, daß die Aufnahme in diejelben ohne Rüdficht auf 
Heimatszuftändigfeit jtattfindet ($. 4). Nur trägt jedes Land die Koſten 
der Verpflegung der ihm angehörenden in foldhe Anftalten aufgenommenen 
Perſonen. 

Die Aufnahme in eine ſolche Anſtalt kann nur auf Grundlage eines 
rechtskräftigen gerichtlichen, im Strafurtheil wegen Zandjtreicherei, Bettelei 
und unzüchtigem Gewerbe enthaltenen Ausfpruches auf Zuläffigfeit der 
Anhaltung in einer Zmwangsarbeitsanftalt, erfolgen ($. 7 Nr. 89). Diejer 
richterliche Ausspruch allein jedoch muß eine folche Anhaltung noch nicht 
zur Folge haben; diejelbe erfolgt erft, wenn auf Grund der gerichtlichen 
Zuläffigfeit3erflärung die politifhe Qandesbehörde die Verhängung 
derfelben ausfpricht und in Vollzug ſetzen läßt ($. 7 Nr. 90). Und zwar 
enticheiden über diefe „Verhängung der Anhaltung“ eigene, bei den poli- 
tifchen Landesbehörden gebildete Commiffionen, denen ein Mitglied des 
Landesausſchuſſes zugezogen wird.d*®) 

Sowohl die Gerichte wie auch diefe politiichen Commiſſionen find bei 
ihren Entjcheidungen über Zuläffigfeit und Verhängung der Anhaltung in 
einem Zivangsarbeitshaufe vor allem an die Beitimmungen obigen Geſetzes 
vom 24. Mai 1885 Nr. 89 gebunden, welche die perfünlichen Bedingungen, 
fozufagen die Dualification des zukünftigen Zwänglings feftjegen. 

Derjelbe muß ein wegen Bettel abgeftraftes Individuum oder ein 
ſolches jein, welches arbeitsfähig ift und troßdem ſich über feinen erlaubten 
Erwerb ausweiſen fann und in Folge deffen über Antrag der Sicherheits: 
behörde vom Gerichte al3 die Sicherheit der Berfon und des Eigenthums 
gefährbend mit Urreft beftraft wurde ($$. 2—5). 





Naturalverpflegsftationen. 


Die Zwangsarbeitshäuſer haben die Aufgabe, die jchlimmiten Folgen 
des Schubwejens injoferne zu bejeitigen, daß fie die gefährlichiten Elemente 
des Landftreiherthums, die bereits wegen Arbeitsfcheu, Bettel und Gefähr: 
dung der Sicherheit von Perfon und EigentHum abgeftraften Jndividuen 
in fiheren Gewahrſam bringen: nun bleibt aber noch der Verwaltung die 
nicht minder wichtige Aufgabe, jene Elafje von Individuen, die aus wirk: 


6) Die näheren Modalitäten der US obiger Geſetze enthält die 
Min.-Ver. v. 24. Mai 1885 RGB. Nr. 
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lichem Arbeitsmangel in Erwerbsloſigkeit geſtürzt, dem Schub und ſeinem 
corrumpirenden Einfluß zu verfallen in Gefahr ſind, vor demſelben zu be— 
wahren. Es ſind das meiſt Arbeiter und Handwerker, die, ſei es aus 
eigenem oder fremdem Verſchulden, oder in Folge wirthſchaftlicher Kata— 
ſtrophen, momentan arbeits- und erwerbslos geworden, auf die Suche nach 
Arbeit den Wanderſtab ergreifen und, mittellos umherſtreifend, leicht dem 
Landſtreicherthum und dem Schube verfallen können. Um dieſer Claſſe von 
Individuen momentane Aushilfe zu bieten, dieſelbe vor Haus⸗ und Straßen⸗ 
bettel und Landftreicherei zu bewahren — wurden nad) dem Mufter fremder 
Staaten zuerft in Niederöjterreich mit Landesgefe vom 30. März 1886 
Naturalverpflegsitationen errichtet. 4”) Die Function derjelben muß daher 
eine doppelte fein: fie müjjen dem erwerbsloſen Reifenden momentane Hilfe 
durch Naturalverpflegung bieten, damit er nicht zu betteln brauche: und 
ihm gleichzeitig eine Arbeitsleiftung auflegen, damit er die Hilfe nicht un— 
entgeltlich empfange. Mit andern Worten, die unmittelbare Aufgabe der 
Naturalverpflegsjtation ijt die, dem erwerbslos gewordenen Arbeiter einen 
Erſatz zu bieten für beides, für Arbeit und Verdienſt. 

Die Naturalverpflegsitationen werben von Eoncurrenzbezirten erhalten 
und von dem Landesausſchuſſe beaufjichtigt. Aufnahme in diejelben finden 
arbeits, jubfijtenz- und mittelloje, jedoch arbeitsfähige Reifende — ohne 
Unterfchied der Zuftändigkeit. Diefelben müfjen ihre Legitimattionen den 
Leitern der Stationen übergeben; lebtere werden, wie alle Herbergen, von 
der Sicherheit3behörde überwacht. 


Staatliche Armenbegünftigungen. 
Unmittelbar im eigenen Wirkungskreiſe räumt der Staat den Armen 
eine Reihe von Rechten ein, als da find: 

a) Die unentgeltliche Vertretung bei Gericht (das Armenrecht). Um 
diejelbe zu erlangen, haben jich die Armen in jedem bejonderen Falle 
mit dem vorichriftsmäßigen Armuthszeugniſſe““8) bei Gericht aus: 
zuweijen, welchem die Enticheidung über das Armenrecht zuiteht. Das 
Gericht fordert im Falle der Zuerkennung des Armenrechts die Ad— 
vocatenfammer auf, für die betreffende mittellofe Partei einen ex 
offo Vertreter aus der Zahl der Advocaten zu bejtimmen (Hfd. v. 
2. Auguft 1784 JGS. Nr. 321 u. v. 1. April 1791 Nr. 133; 
Advocaten-Ordnung dv. 6. Juli 1868 $. 16); 

b) die Befreiung von Gebühren in Streitſachen. Diefelbe erfolgt unter 
Berufung auf das gerichtlich zuerfannte Armenrecht; die Gebühren 
werden jedoch vorgemerkt und im Falle der Sadfälligfeit der zah— 
lungsfähigen Gegenpartei von derjelben eingezogen; 





“7, Die Steiermark folgte mit der Errichtung folder Stationen (LGeſ. 
v. 30. October 1888). Ueber die mwohlthätigen Folgen dieſer Manfregel vergl. 
Reicher 1. c. ©. 32, 33. 

548) Bei der Ausfertigung von Armuthözeugniffen haben die competenten 
Perſonen und Be mit Gewifjenhaftigkeit und Strenge vorzugehen (Min.-Erl. 
v. 6. Mai 1880 3. 6859). 


$. 224, 
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e) Befreiung vom Schulgelde. 

Auch läßt der Staat den Armen Unterftügungen zu Theil werden 

d) durchden befonderen Schuß der wohlthätigen und frommenStiftungen”*?) 
und der von Privaten gegründeten Wohlthätigkeitsanftalten, wie aud 
durch Auszeichnungen und Ehrungen, mit denen er Gründer wohl: 
thätiger Anstalten und andere bedeutende Wohlthätigfeit3acte belohnt 
(Orden, Titel und Erhebungen in den Adelsſtand); 

e) durch Geftattung, Inangriffnahme und Förderung öffentliher Samm- 
lungen, was insbejondere für von Elementarunfällen betroffene und 
dadurch in Noth gerathene Bevölferungsgruppen gejchieht; 

f) durch Geftattung und Veranſtaltung von Armen-Lotterien, d. i. von 
Glücksſpielen, aus denen der überjchüffige Ertrag des Verkaufs der 
Looſe den Armenfonden zufließt; 

g) durch gejegliche Verfügungen zu Gunften der Armen, wie 3. B. durd 
das Armendrittel, d. i. den zu Gunſten der Armenfonde geſetzlich 
beitimmten dritten Theil der Intejtatverlaffenihaft aller Weltprieiter, 
aller Prieſter aufgelafjener Klöfter und anderer geiitlichen Perſonen.*) 

Auf ähnliche Weije werden durch geſetzliche Verfügungen eine Reihe 
anderer Abgaben, Taren, Gebühren und Strafgelder den Armenfonden zu: 
gewiejen. Hieher gehören PBercenttheile von Berlafjenichaften, die eine ge: 
wiffe Höhe überfchreiten, in vielen größeren Städten;??") ebenjo von allen 
freiwilligen Licitationen; ferner fließen in die Armenfonde alle Taren für 
die verjchiedenjten einmaligen Licenzen, wie für das Offenhalten der Gajt: 
wirth- und Cafelocalitäten über die Sperrjtunde; für öffentliche Productionen, 
Unterhaltungen; endlich fließen nach dem Strafgejege ($. 241) die verſchie— 
denſten Geldbußen in die localen Armenfonde.???) 

Denjenigen geijtlichen Orden, welche ſich die Unterftügung und Pflege 
Armer und Kranker zur Aufgabe machen, iſt das Sammeln der Almojen 
von Haus zu Haus oder auf anderem Wege geitattet. Es find das Die 
Orben der Franzisfaner, Kapuziner und Barmherzigen. 





Begriffs- Beitimmung der Gtiftung im $. 646 abGB. Darnad 
werden durch diejelben „Einkünfte von Capitalien, Grundftüden oder Rechten zu 
gemeinnüßigen Anftalten, als für... . Kranken- oder Armenhäufer .. . beitimmt“. 
Stiftungsoberbehörden find die Landesbehörden: Gerichtsſtand derſelben die Ge⸗ 
—— erſter Inſtanz desjenigen Gerichtöfprengels, wo der Sitz der Stiftungs⸗ 
verwaltung fich befindet. Weber Abgränzung ber dießfälligen Kompetenz sroijchen 
Verwaltung und Juſtiz Handelt ausführlich das Hfd. v. 21. Mai 1841 PEE 
B. 69. Stiftungsgelder müfjen fruchtbringend angelegt werden (Hfd. v. 9. pri 
1825.) Kann bie Bejtimmung eines Stiftsbriefes wegen geänderter thatjächlicher 
Verhältnifje nicht genau nad dem Wortlaute derjelben erfüllt werben, jo wird des— 
wegen die Stiftung noch nicht hinfällig, fondern muß nad dem Sinne der An- 
ordnung erfüllt werden. BGH. v. 5. Jänner 1883 Budw. VIII 1618, 

wo, Hd. F September. 1807 pol. GS. B. 29. Hfkd. v. 27. November 


»ı) Hffd. v. 15. Juni 1816 IGS. Nr. 1259. So gebührt in Graz von 
allen 100 l. überfteigenden —— 1/,0/, dem Armenfonde. 
>52), Hfkd. v. 6. März 1840 3. 4069 verfügt, dab alle Strafgelder für 
—— für welche keine andere geſetzliche Verordnung beftebt, dem Armen: 
fonde zufallen. 


X. Bud. 
Arbeiterſchuhrecht. 


Geſchichtliche Entwickelung. 

Die Keime des modernen Arbeiterſchutzrechts der europäiſchen Staaten $. 225. 
entwickelten jich zuerft in England. Die in der zweiten Hälfte des vorigen 
Sahrhundert3 erfundenen Spinn- und Webmajchinen brauchten neben der 
Haupttriebtraft des fließenden Wafjerd feiner gelernten WUrbeiter; der 
vollftommeneren Mafchine genügten die ungejchulten Menfchenkräfte. In 
entlegenen Gebirgsthälern gründeten die erften Unternehmer ihre Fabriken 
und bezogen ihren Menjchenbedarf aus der überjchüffigen Bevölkerung, die 
beim Landbau feine Beichäftigung fand, darunter Rinder und Frauen in- 
begriffen. So ward der Urbeiterftand gejchaffen. 

Die Erfindung der Dampfmaſchine, welche bald darauf die Waſſer— 
fraft verbrängte, ermöglichte e3 den Fabrikanten, aus den Gebirgsthälern 
in die Großftadt vorzurüden, ihre Fabriken zu vergrößern und das Con— 
tingent ihrer Arbeiter noch durch den Ueberſchuß des ftädtifchen Broletariats 
zu verjtärfen. So wuchs mit dem Umfang des Majchinenbetriebes der 
Urbeiteritand. Sein Wahsthum aber verjchlimmerte feine Lage, zumal mit 
der immer größeren Vollkommenheit der Mafchinen die Anforderungen an 
die Intelligenz des Arbeiter immer geringer twurden, allerdings bei immer 
steigenden Anforderungen an feine phyſiſche Ausdauer. 

Die Folgen dieſes Verhältniſſes waren gränzenlojes Elend, Krank: 
heiten, Demoralijation und Verbrechen. Da mußte denn der Staat im all- 
gemeinen Intereſſe eingreifen und dem Sonderinterejje der Fabrikanten 
einen Bügel anlegen. Der erſte Schritt dazu mußte die Schaffung eines 
Organes fein, dem die ſpecielle Aufgabe geftellt wurde, die Fabriken zu be— 
auffichtigen.. Das geihah in England mit dem Gejehe vom Jahre 1802, 
womit eigene Viſitors beftellt wurden, welche die Fabriken regelmäßig 
zu bejuchen und die Befolgung der für diejelben erlafjenen janitätspolizeilichen 
Vorſchriften zu überwachen hatten. 

Wie leicht begreiflich, erwieſen fich die erjten Geſetze bald als un: 
zulänglich, theil3 wegen mangelhafter Erfahrung des Gejeßgebers, theils in 
Folge von Rniffen und Winfelzügen der Fabrifanten. So machte denn die 
engliihe Fabriksgeſetzgebung eine fortjchrittliche Entwidelung durd, vom 
unbefoldeten Ehrenamt der Bilitord zum bejoldeten jtaatlichen Fabriks— 
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infpectorat; vom bloßen Verbot, Kinder mit Fabriksarbeit zu überbürden, 
bis zu den mannigfach abgeftuften Bejtimmungen über Tag: und Nacht- 
arbeit von Rindern, Frauen und jungen PBerjonen und endlich zur Feſt— 
jegung des Normalarbeitstages auh für Männer und zu den bejonderen 
Schutzvorſchriften für die verfchiedenen Betriebe mit Rüdficht auf die aus 
denjelben fich ergebenden bejonderen Gefahren. Diefe Entwidelung vollzog 
ſich mitteljt einer Reihe von Gefeten feit dem Jahre 1802 bis zum großen 
Eodificationsgefeß von 1878 und deffen Nachtragsgejeh von 1883.°°®) 

Wenn England nicht nur ald das Mujfterland des Eonftitutionalismus, 
fondern auch moderner jtaatliher Einrichtungen für den Continent ift: jo 
liegt die Urſache einfach darin, daß e3 die Wiege der modernen Induſtrie 
war. Denn Eulturentwidelung und Induſtrie gaben dort den Anſtoß zu 
diefen Einrichtungen und mußten, auf den Gontinent verpflanzt, hier die- 
jelben Folgen hervorbringen. Zwei bis drei Generationen jpäter wie in 
England erblühte in Dejterreih die Mafchinen: und Fabrifsindujtrie und 
genau in demjelben Zwifchenraum folgt Oeſterreichs Urbeiterjchußgefeßgebung 
der englijchen. Nicht eine Nahahmung Englands ijt es, jondern eine noth- 
wendige Folge der durch die Thatjache der Fabriksindujtrie auch Hier ent: 
ftandenen focialen Mißitände und Bedürfnife. 

Allerdings finden wir auch in Defterreich vorübergehend in der zweiten 
Hälfte de3 vorigen Jahrhunderts „Kommerzinfpectoren“ und „Manufactur: 
commifjäre”, doch hatten diefelben theils handels- und gewerbspolitiiche 
Aufgaben, im Sinne des damaligen Mercantilismus, theil® allgemeine 
ſicherheits- und janität3polizeilicde Zwede.°°t) Die fpeciellen Intereſſen 
eines Arbeiterjtandes wahrzunehmen waren fie nicht berufen: diefer Geſichts 
punft lag damals noch außerhalb des ftaatlichen Horizonte, weil außer: 
halb des Kreifes feiner Bedürfniffe.°°®) 

Erſt als um die Mitte unjeres Sahrhunderts die aus England im: 
portirte Fabriks- und Mafchineninduftrie auch in Dejterreich größere Maſſen 
von Arbeitern an fich zu ziehen begann und als der Concurrenzfampf mit 
den mehr vorgejchrittenen älteren Industrieländern die Unternehmer zwang, 
die Ausnüßung der menschlichen WUrbeitsfräfte aufs Höchſte zu jpannen: 


553) Ueber dieje ganze Entwidelung vergl. die ausführliche und gründliche 
Darftellung in dem Bude von Otto Weyer, Die englijche Fabritsinjpection. 
Ein Beitrag zur Gejchichte der Fabriksgeſetzgebung in England. Xübingen 
1888, Zaupp. 

4) Bergl. darüber Dr. 8. Pogatſchnigg, Zur Geihichte der Gewerbe 
inſpectoren in Oeſterreich in d. Zeit ihr. f. Verwaltung. Jahrg. 1885, Nr. 19. 

»s) Nur der „Fabrikskinder“ nahm ſich auc der öfterreichiiche Geſetzgebet 
jeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts an. So verfügte ein Hffd. v. 20. November 
1786, daß man den in Fabriken und Werkftätten beihäftigten Kindern eigene und 
geeignete Schlafftätten anweiſen und überhaupt diefelben reinlich halten jolle; ein 
Hffd. dv. 18. Februar 1787 geftattet die Aufnahme von Kindern in Fabrilen nicht 
vor dem 9. Fahre und empfiehlt, benjelben einen Unterricht ertheilen zu laſſen; 
ein Hifd. v. 12. März 1816 bringt dieſe Vorſchriften neuerlih in Erinnerung; 
ein Hffd. v. 11. Juni 1842 geftattet die Aufnahme in Fabrilen nur mehr vom 
12. Jahre an und beftimmt, daß die Arbeit täglich Höchftens 10 Stunden mit 
angemejjenen Ruhepauſen zu dauern Habe. 
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erkannte man auch in Defterreich die Nothiwendigfeit, diefem einfeitigen Inter: 
eſſe der Unternehmer gegenüber die Interefjen des Arbeiterjtandes zu wahren, 
Leben und Gefundheit desjelben unter jtaatlihen Schuß zu ftellen. 


Die Folge diejer Erkenntniß war eine weitere Bejchränfung der Unter- 
nehmer in der Ausnützung der Arbeit von Kindern und jungen Perfonen, durch 
Aufnahme entfprechender Beftimmungen in die Gewerbeordnung vom 
20. December 1859 (88. 86 und 87).°°°) Als hierauf die Staatsgrund⸗ 
gejege vom 21. December 1867 auch den Urbeitern politifche Rechte, in3- 
befondere das Vereins- und Verſammlungsrecht zuerfannten, und die Arbeiter 
auf Grundlage des Vereins- und Verſammlungsgeſetzes vom 15. November 
1867 Bereine zu bilden und ſich zur Berathung ihrer Standesangelegen- 
beiten zu verfammeln begannen, johin auch im Parlamente Vertreter ihrer 
Intereſſen fanden, mußte aud) das mit dem Geiſte der neueren Gejeßgebung 
im Widerfpruch jtehende Verbot der Arbeitercoalitionen aufgehoben und 
den Arbeitern die volle Freiheit jolher Eoalitionen zuerfannt werden (Geſetz 
vom 7. April 1870). Damit war die weitere Entwidelung des Arbeiter: 
ftandes angebahnt. Den Forderungen dezjelben, pofitive Schugmaaßregeln 
gegenüber der zu weit gehenden Ausnützung der Arbeitöfräfte zu ergreifen, 
mußte im Gejammtinterefje willfahrt werden und das Beifpiel Englands 
förderte die gejeßgeberifche Action. Wehnlich wie das dort der Fall war, 
überzeugte man fih aud am Eontinent, daß die bloße Freiheit der Eoali- 
tionen ungenügend jei, die Arbeiter vor ungebührlicher Ausbeutung ihrer 
Kräfte zu ſchützen und daß ferner auch alle zum Schuge der Arbeiter er: 


556), Dieſe Beftimmungen lauteten: 

8. 86. Kinder unter 10 Jahren dürfen gar nicht, Kinder über 10 Jahren, 
aber unter 12 Jahren, nur gegen Beibringung eines über Anlangen des Vaters 
oder Vormundes von dem Gemeindevorftande auögefertigten Erlaubnißjcheines zur 
Arbeit in größeren Gewerb3unternehmungen verwendet werden, und zwar nur zu 
folchen Urbeiten, welche der Gejundheit nicht machtheilig find und die körperliche 
ae | nicht hindern. 

Der Erlaubnißjchein ift nur dann auszufertigen, wenn entweder der Beſuch 
der ordentlichen Schule mit der Verwendung bei der Gewerböunternehmung ver- 
einbar erjcheint, oder von Seite des Gewerbsinhabers durch Errichtung von befon- 
deren Schulen für den Unterricht der Kinder nad) den Anordnungen der Schul- 
behörde geniigende Borjorge getroffen ift. 

$.87. Für Individuen unter 14 Jahren darf die Arbeitszeit täglich 10 Stunden, 
für ſolche über 14, aber unter 16 Jahren, täglich 12 Stunden nicht überfteigen 
und nur in entiprechender Eintheilung mit genügenden Ruhepauſen —* 
werden. 

Zur Nachtarbeit, d. i. zur Arbeit nach 9 Uhr abends und vor 5Uhr morgens, 
dürfen Individuen unter 16 Jahren nicht verwendet werden. Jedoch kann bei Ge- 
werben, wo Tag und Nacht gearbeitet wird, und wenn fonft der Betrieb gefährdet 
wäre, die Behörde auch die Verwendung der Arbeiter unter 16 Jahren, aber nicht 
unter 14 Jahren, zur Nachtzeit unter der Bedingung geftatten, daß eine angemeffene 
Abwehslung in der Tag- und Nachtarbeit ftattfinde. 

Ebenjo fann die Behörde in Fällen eines auferordentlichen Arbeitsbedürfniffes 
eine vorübergehende Verlängerung der Arbeitszeit um 2 Stunden für die Arbeiter 
unter 16 Jahren, jedoch nur für die Dauer von höchftens 4 Wochen gejtatten.“ 


Gumplomwicz, Das öfterr. Staatsrecht. 39 


$. 226. 
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laffenen Gefege jo lange wirkungslos bleiben müffen, bis nicht zur Beauf: 
fichtigung der Durchführung derfelben Fabrifsinfpectoren ernannt würden. **7) 


Gewerbeinfpectoren. 


Mit dem Geſetz vom 17. Juni 1883 RGB. Nr. 17 wurde der 
Handeldminifter ermächtigt, die erforderliche Unzahl von Gewerbeinjpectoren 
zu ernennen, die den politischen Landesbehörden unmittelbar unterjtehen 
(8.1). Auf Grundlage diefes Gefeges wurden: ein Centralgetverbeinjpector 
mit dem Sitze in Wien und für die zugleich gefchaffenen neun Auffichts- 
bezirfe ebenfoviel Gewerbeinipectoren ernannt, die ihre Wirfjamfeit mit 
1. Februar 1884 begannen. Die Aufficht derjelben erjtredt ſich in der 
Regel auf alle gewerblichen Unternehmungen ihres Bezirkes, der vom Hanbdels- 
minifter erweitert oder eingefchränft werden kann ($. 2) und defjen Gränzen 
mit den Gränzen des Kronlandes nicht zufammenfallen müfjen ($. 3). 
Auch kann der Handeldminijter für einzelne Induftrieen Special-Gewerbe— 
infpectoren bejtellen ($. 4). 

Die Aufgabe der Gewerbeinfpectoren bejteht in der Ueberwachung 
aller Gewerbebetriebe ihres Bezirkes bezüglich der Durchführung der zu 
Gunsten der Arbeiter erlafienen oder zu erlajjenden gejeglichen Bejtim: 
mungen, alſo aller derjenigen, die fich auf den Schub des Lebens und der 
Geſundheit der Arbeiter beziehen ($. 5). 

Der Gewerbeinspector jteht als ein die Gewerbe-Uinternehmungen un: 
mittelbar beauffichtigendes® Organ den Gemwerbebehörden zur Seite, an 
welche er über feine Wahrnehmungen berichtet und welche ſich von ihm ın 
Gewerbeſachen Rath3 erholen ($. 6). 

Zur Erfüllung feiner Aufgaben als Aufficht3organ Hat er ſich durch 
fortlaufende Revifion aller Betriebe feines Bezirkes eingehende Kenntnik 
aller dießbezüglichen Gewerbe- und Arbeiter-VBerhältnifje zu verichaffen (8.7). 

Zu diefem Zwede find die Gewerbeinhaber verpflichtet, demjelben nicht 
nur unbefchränften Zutritt zu allen ihren Gewerbelocalitäten zu geitatten, 
fondern auch ihm alle verlangten, auf die Betriebsanlage bezüglichen Aus: 
fünfte zu ertheilen; jowie ihm auch das Recht zujteht, jede im Gewerbe: 
betriebe beichäftigte Perſon über die einschlägigen Verhältniffe nöthigenfalls 
ohne Zeugen zu vernehmen ($. 8). 

Der Gemwerbeinjpector hat die jofortige Abjtellung aller in den Gewerbe: 
unternehmungen vorgefundenen Gejegwidrigfeiten und Uebeljtände, melde 
in den Bereich feiner Wirkſamkeit fallen, zu verlangen und im Weigerung: 
falle die Intervention der Gewerbebehörde anzurufen (8. 9). Dieſe legtere 
bat ihre bezüglichen Verfügungen dem Gewerbeinipector mitzutheilen, der 





557) Somohl das Abgeordnetenhaus wie aud ein öfterreichifcher Handels: 
fammertag in Wien fahten jchon im Jahre 1874 eine Rejolution zu Gunften der 
Einführung von Fabrilsinjpectoren. Im Jahre 1879 brachte jobann die Regie 
rung im Meichsrath eine Novelle ein bezüglich der Hilfdarbeiter, Gewerbe: 
infpectoren und Hilfscajjen; dieſe Novelle wurde 1880 zurüdgezogen, um einem 
ganzen Gemwerbegejegentwurf Blaß zu machen. 
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gegen diejelben an die zweite (Landesbehörde) und dritte Inſtanz (Minifte: 
cium) Einfprucd erheben kann, innerhalb der Recursfrift ($. 10). 

Ueber Antrag des Gewerbeinſpectors hat bei Gefährdung der Arbeiter 
die Gewerbebehörde zu den erforderlichen Unterfuhungen Sachverſtändige 
auf Koften der Gewerbeinhaber beizuziehen ($. 11). 

Die Gewerbeinfpectoren haben dur eine wohlmwollend contro= 
lirende Thätigfeit womöglich zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern zu ver: 
mitteln und zur Anbahnung guter Beziehungen zwiſchen denjelben bei- 
zutragen ($. 12). 

Nach Ablauf jedes Jahres erjtatten die Gewerbeinjpectoren jeder für 
jeinen Bezirk einen Jahresbericht, welche der Gentral-Gewerbeinjpector ver: 
öffentlicht. Uebrigens find die Gemwerbeinspectoren in all und jeder Beziehung 
Staatsbeamte ($$.14—18), nur dürfen fie von der Finanzverwaltung nad) 
feiner Richtung in Anjprucd genommen werden ($. 19). 

Der Wirkungskreis derjelben erfuhr eine Erweiterung durch das Un: 
fallverfiherungsgeje vom 28. December 1887 ($. 28 desjelben), welches 
denjelben die Pflicht auferlegt, auf Erſuchen der Unfall: Verjiherungs- 
anjtalten zu deren fpeciellen Zmweden die Gewerbeunternehmungen zu be= 
jichtigen und diejen Anftalten die verlangten Auskünfte und Mittheilungen 
zu machen. 


Die Entftehung des Unfallverficherungsgefehes. 


Hatte ſchon die Gewerbenovelle 1883 mit ihrer Beftimmung über den 
Normalarbeititag und die genofjenschaftlichen Krankencaffen der immer 
mächtiger anfchwellenden focialreformatorifchen Bewegung Rechnung getragen: 
jo war die Einführung des Gemwerbeinfpectorat3 ein weiterer Schritt zur 
Bermwirflichung des focialreformatorifchen Programms, welches feit dem Jahre 
1880 vom deutfchen Reichöfanzler Bismard mächtig gefördert, in der 
Forderung nad) dreifacher Verficherung der Arbeiter: gegen Unfall, Krank— 
heit und Altersinvalidität gipfelte.??®) 





555) Im Februar 1881 wurde dem deutichen Reichstage der erjte Entwurf 
eines Unfallverfiherungsgeieges vorgelegt; aber erft der dritte im Jahre 1884 vor- 
elegte Entwurf ift zum Geje erhoben worden (vom 6. Juli 1884). Das deutiche 
antenverficherungsgejeß ift jchon unterm 15. Juni 1883 kundgemacht worden. 
Im öjterreichiihen Abgeordnnetenhaufe war die Socialreform, wie wir gejehen 
haben, jchon jeit der Mitte der 1870er Jahre zu wiederholten Malen angeregt 
worden (j. oben $. 226). 1879 Tegte die Regierung den erften Entwurf eines 
Urbeitertranfengejeges vor, deſſen Hauptinhalt in der Gewerbenovelle 1883 recipirt 
wurde. Am 5. Dec. 1882 ftellte „die Linke“ des Abgeordnetenhaujes den Antrag 
auf Socialreform, den Ehlumedi in der Sigung vom 23. Jänner 1883 begründete. 
Am 7. Dec. brachte die Regierung den erften Gejehentwurf eines Unfallverjiherungs- 
gejeges im Abgeordnetenhaufe ein, deſſen Berfajfer Dr. Emil Steinbach denjelben 
gleich bei der erſten Lejung gegen die Angriffe der Linken (Neumwirth) zu ver- 
theidigen hatte. Während nämlich die Linke des Abgeordnetenhaujes die Unfall- 
verfiherung nach deutichem Muſter auf Grundlage einer berufsgenojjenjchaftlichen 
Drganijation durch eine Reichsverjicherungsanitalt und ohne Heranziehung der 
Urbeiter zur Beitragsleiftimg eingeführt haben wollte: hatte der Regierungsentwurf 
eine territoriale DOrganijation der Verficherungsanftalten zur Grundlage ger 
39* 


$. 227. 
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Den erjten Theil diefed Programms verwirflichte das Unfallverfiche- 
rungsgefe vom 28. December 1887. Der Keim des Grundgedantens 
diefes Geſetzes lag ſchon in dem öſterreichiſchen Eifenbahnhaftpflichtgefes 
vom 5. März 1869 RGB. Nr. 27. Schon dort wird auf Grund einer 
gejeglich ftatuirten Bermuthung, daß an einer Verlegung oder Tödtung 
eines Menſchen dur Eifenbahnunfall die Unternehmung die Schuld trage: 
den Verletzten oder Hinterbliebenen des Getödteten das Klagerecht auf 
Erfagleiftung und Entfhädigung eingeräumt.’>?) Damit wurde ein Rechts: 
grundfag gejchaffen, deſſen Logifch-conjequente Fortentwidelung allein jchon 
zu einem Wrbeiterunfallgejege führen mußte. Denn welcher principielle 
Unterfchied Ließe fi) denn ftatuiren zwilchen einer Eifenbahnunternehmung 
und einer beliebigen mit Dampf betriebenen Fabrit? Hier wie dort diefelbe, ja 
oft viel größere Gefahr und diefelben durch die Gefährlichkeit des Betriebes 
erzeugten Unfälle: diefelbe Vermuthung alfo, welche der Geſetzgeber 
gegenüber der Eifenbahnunternehmung fanctionirt, fann er gegenüber einer 


nommen und die Arbeiter zur Beitragsleiftung (urſprünglich mit 25°/,) beran- 
ezogen. Der Entwurf wurde damals dem Gewerbeausjchufle des Abgeordneten- 
Daufes zur Vorberathung iüberwiejen. Derjelbe legte amı 24. Februar 1885 dem 
Haufe feinen Bericht vor, dem er einen von der Reg.-Vorlage in unmejentlichen 
Punkten abweichenden Entwurf beiſchloß; gleichzeitig legte die Minorität des 
Ausſchuſſes (die Linke) ihren Bericht und ihre Br Pr 88. vor. Dieſe Br 
richte gelangten in der IX. Gefjion des Reichsrathes nicht mehr zur Berathung. 
In der X. Seffion brachte dann Minifter Prazak auf Grund a. h. Ermächtigung 
einen zweiten Entwurf eines Unfallverjicherungsgejeges ein, in welchem die von 
der Majorität ded Gewerbeausſchuſſes vorgenommenen Modificationen (unter an- 
derem die Herabminderung der Beiträge der Arbeiter von 25 auf 10°,) auf 
genommen waren (28. Jänner 1886). Dieſer zweite Entwurf, der aljo bereits 
der Majorität des Abgeordnetenhaufes ſicher jein konnte, gelangte am 20. Mei 
1886 zur zweiten Leſung; die weitläufigen und principiell jehr interefjanten De 
batten über denjelben zogen fich durch zehn Sitzungen (67.—76. Sigung). Der 
aus diefen Debatten im Ganzen ftegreich —— Regierungsentwurf 
pajjirte endlich die weiteren Stadien parlamentarijher Behandlung und jo fam 
das Gejeh vom 28. December 1887 (RGB. ex 1888 Nr. 1) zu Stande. 

550) Das Haftpflichtgefeß vom 5. März 1869 beftimmt, daß bei Verlegungen 
oder Tödtungen eines Menjchen, welche durch eine Ereignung im Eifenbahnvertebr 
herbeigeführt find, „ftet3 vermuthet” wird, daß die Ereignung durch ein Berjchulden der 
Unternehmung eingetreten ſei ($. 1). Doc kann die Unternegmung fich von der 
Erjagleijtung befreien, wenn fie beweijt, daß die Ereignung durch einen unabwend- 
baren Zufall (höhere Gewalt — vis major) oder durdy eine unabwendbare Hand- 
fung einer dritten Perſon, deren Berfchulden fie nicht zu vertreten hat, oder durd 
das Verſchulden des Beichädigten verurfacht wird ($. 2). Das Haftpflichtgeick 
jteht alfo im Wejentlichen nod immer auf dem Boden des Privatrecht3 und jtatuirt 
u Gunften der im Eijenbahnbetriebe Beſchädigten nur eine VBermuthung zum 

wede der Begründung des Schadenerfaganiprudhes, eine Vermuthung, die der 
Erjagpflichtige in einigen Fällen auch widerlegen fann. Das Unfallverjicherung 
geieg verläßt ganz diejen Boden des Privatrechts und der Motivenbericht der Re 
gierung jpricht es deutlich aus, daß „die Arbeiter in allen Fällen entichädigt 
werden“, in denen es „der Billigfeit und dem Intereſſe der Geſammtheit“ entiprict. 
Das iſt nicht mehr der Standpunkt des Privatrechts, jondern der der Socialreform. 
Das Moment des Verſchuldens der Unternehmer ald Begründung der Erjagpflict 
wird ganz eliminirt, dagegen tritt das Moment der jocialen Gerechtigkeit („Billig- 
feit“) und das „allgemeine“ Intereſſe in den Vordergrund. 
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Fabrifgunternehmung nicht verläugnen. Das Rechtöbewußtjein, welches 
nad diefer Richtung durd das Eijenbahnhaftpflichtgejeg gefräftigt wurde, 
ließ ſich unmöglich angeficht3 der Fabrilsunfälle zurüddrängen. Dazu 
fam al3 zweites Moment die Rüdficht auf die Lage der Arbeiter, das 
eigentlich focialreformatorifche Moment und aus dem Zuſammenwirken diefer 
beiden geijtigen Factoren entjtand das Unfallverficherungsgefeg. 


Haftpflicht und Verſicherung. 

Wollte man nun die ftrenge Conſequenz jenes im Eifenbahnhaftpflicht- 
geſetze von 1869 zur Geltung gekommenen Rechtögrundfages ziehen: fo 
wäre die Arbeiterunfallverficherung allerdings jehr einfach zu conjtruiren. 
Jede Fabriksunternehmung müßte haftbar erklärt werden für jeden, einem 
ihrer Arbeiter im Betriebe zugejtoßenen Unfall. Ein folder Grundſatz 
wäre aber einerjeit3 undurchführbar, weil viele Unternehmer nicht im Stande 
wären, die Entihädigungen durch Erlag des entiprechenden Capitals, jo 
wie das von den Eijenbahnunternehmungen gefchehen muß, zu leijten, und 
weil man feine Gewähr hätte, daß fie die Leiftung etwaiger Entſchädigungs— 
renten auch in der Folgezeit würden fortjegen fünnen. Andererjeit3 wäre 
bei einer jolchen Löfung der Frage der Beftand der einzelnen Unternehmungen 
im höchſten Grade gefährdet und fein Staat der Welt fünnte es riäfiren, 
angeficht3 des Weltconkturrenzfampfes der Induftrie, mit einer jolchen Ge— 
fährdung feiner eigenen den Anfang zu machen. 

Ueberdies hatte ja die Erfüllung der Haftpflicht der Unternehmungen 
im Sinne des Geſetzes von 1869 immer einen durchgeführten Eivilprocek 
jeitend des Beihädigten gegen die Unternehmung zur VBorausfegung. Mit 
Recht wies nun der Motivenbericht der Regierung zum Unfallverficherungs: 
gejeg darauf Hin, daß ein ſolches Haftpflichtgejeg, wollte man es verall- 
gemeinern und auf alle industriellen Unternehmungen ausdehnen, eine An: 
zahl von Procefjen zwiſchen den Arbeitern und Arbeitgebern zur Folge 
haben müßte, ein Mißſtand, welcher die fociale Frage ftatt zu mildern nur 
noch verjchärfen würde. Und jchließlich würden dabei in jehr vielen Fällen, 
wo die gefegliche Bermuthung von dem Unternehmer im Proceßwege 
widerlegt würde, wo aljo ein Zufall, eine vis major oder eine Selbit- 
verihuldung nachgewiefen werden konnte, der bejchädigte Arbeiter oder Die 
Hinterbliebenen des Getödteten leer ausgehen und ohne jede Berjorgung 
bleiben. 

Entſchloß man fi aber einmal, die VBerfigerung der Arbeiter gegen 
die Folgen der Unfälle von dem privatrehtlihen Boden ganz loszulöſen 
und auf eine öffentlich-rechtliche Grundlage zu ftellen, jo jtanden dem 
Geſetzgeber noch immer mehrere Wege offen, auf denen er die Löſung diefes 
Problems verjuchen konnte. Insbeſondere aber waren e8 zwei Wege, die 
von entgegenjtehenden Parteien anempfohlen wurden und zwar: der Weg 
der Staatshilfe und der der Selbithilfe. Der öjterreichijche Geſetz— 
geber betrat mit Recht weder den einen noch den anderen diefer Wege und 
zwar aus folgenden Gründen: „Selbfthilfe* ift ein jchönes Wort; es er- 


$. 228. 
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weckte jeinerzeit in England (Smiles) und in Deutichland (Schulze: Deligih) 
viel Begeijterung. Der Erfolg aber blieb aus. Der Beweis, daß fich die 
Arbeiter wirkſam und auf die Dauer felbjt helfen fünnen, find die Doctrinäre 
der Selbithilfe bis heute ſchuldig geblieben. 

Gegen die Staatshilfe wendete der Motivenbericht der Regierungs: 
vorlage mit Recht ein, „daß es nicht gerechtfertigt erjchien, zur Erſatz— 
leiftung für die durch die Gefahren eines bejonderen Berufes herbei: 
geführten Unfälle die Mittel der Gefammtheit des Staates in Anſpruch 
zu nehmen. Die Gefahren einer Berufsclafje müffen aus den Kreifen ge: 
det werden, welchen das Reſultat der Arbeit diefer Claſſe zunädjt 
zu gute fommt, aljo aus den reifen der Arbeitgeber und eventuell der 
Arbeitnehmer. Die Gefammtheit, welche durch den Staat repräjentirt wird, 
fann zur Beitragsleiftung zu ſolchen Laſten bejonderer Berufskreiſe billiger: 
weiſe nicht herangezogen werden.“ 

Zwiſchen Selbfthilfe und Staatshilfe ſchlug der öfterreichiiche Geſetz 
geber einen Mittelweg ein oder befjer gejagt, er fand einen dritten Weg, 
der einerjeit3 den Forderungen der Gerechtigkeit entjpricht und andererjeits 
der einzige if, auf dem das angeftrebte Ziel erreicht werden kann. Diejer 
Weg ijt einfach der der Heranziehung des Beſitzes zur Erfüllung jeiner 
focialen Pflicht, alſo in diefem Falle der Induſtrie, zur Zahlung 
derjenigen Beträge, welche zur Verficherung der Arbeiter vor den Folgen 
der Unfälle erforderlich find.’ In diefem Sinne entjchloß ſich der öfter: 
reichiiche Gejebgeber, die Organifation der Verjicherung der Arbeiter gegen 
die Folgen von Unfällen zum größeren Theile auf den Grundjaß der Gegen: 
feitigfeit aller Unternehmungen und Betriebe aufzubauen und aud die Ar— 
beiter zur theilweifen Mithilfe heranzuziehen; das ganze Verfiherungs 
werf aber nach anerfannten und bewährten verfiherungstehnijchen 
Regeln und Methoden herzuitellen. 

Lebteres würde nun an und für jich feine Schwierigkeiten bieten; 
denn durch Einzahlungen auch der kleinſten Prämien kann, jobald diejelben 
von großen Mafjen geleiftet werden, ein zur Entfhädigung für verhältnik- 
mäßig doch nur jeltene Unfälle immerhin genügender Fond gebildet werden. 

Die fchrwierigeren Fragen, die der Geſetzgeber zu löfen hatte, waren 
aber folgende: Wer alles verjichert werden foll? was die Berficherung 
dem Arbeiter zu gewähren habe? und auf welche Weiſe endlich, Durch welche 


560, Dieje Idee der Heranziehung des Beliges zur Erfüllung jeiner focialen 
Pflicht, welche dem öfterreichifchen Unfallverfiherungsgejege zu Grunde liegt, bat 
der Referent diejes Geſetzes und der Vertreter des Negierungsentwurfes im Reiche 
rath, Dr. Emil Steinbach, gleichzeitig 1885 in einem öffentlichen Vortrag in Wien 
über die „Pflichten des Beſitzes“ ausgeführt. 

Die „allgemeinen Bemerkungen”, welche dem zweiten Regierungsentwurfe bei- 
egeben waren, rügten zu der obigen Begründung nod folgende nicht minder ftid- 
Bältige hinzu: „Die Haftpflicht entipringt aus der Rechtsanſchauung, dab der 
Unternehmer für die Betriebsunfälle, welche jeine Arbeiter betreffen, ganz ebenio 
wie für jänımtliche Productionstkojten aufzulommen habe, wie ihm ja auch der 
Erlös des Arbeitsproductes zufällt; en Argumentation jpricht auch für 
feine Verpflichtung zur Tragung der Kojten der Unfallverficherung.“ 
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ſtaatsrechtlichen Maaßregeln eine Zwangsorganijation zn jchaffen ſei, da- 
mit die zu errichtende VBerficherungsanftalt auf jene Mafienbeiträge, auf 
welche jie begründet fein müſſe, mit Sicherheit rechnen könnte? 

Wir werden jehen wie der Geſetzgeber dieje ſchwierigen Probleme Löjte. 


Die meritalen Principien des Unfallverficherungsgeießes. 


Die Principien des Unfallverjicherungsgejeges find theils meritale, 
theil3 formale. Bei den erjteren Handelt e3 ſich um Statuirung materieller 
Rechte und Pflichten, bei lehteren um die Art und Weife der Verwirk— 
fihung beziehungsweije Erfüllung derjelben. 

Das erſte und grundlegende meritale Princip des ganzen Geſetzes iſt, 
daß die Arbeiter gegen alle Unfälle, die fie aus Anlaß ihrer Verwendung 
im Betriebe treffen, verfichert werden, ohne Rüdficht, ob irgend ein Ver: 
fchulden der Unternehmer oder dritten Perjonen, eigene oder fremde Fahr— 
Täffigfeit, Zufall oder Elementarereigniß den Unfall herbeiführte. Einzig 
und allein im Falle vorfäglicher Herbeiführung des Unfalle® durch den 
Berlegten hat derjelbe auf Schadenerfah feinen Anfpruch ($. 6). Das Ge- 
jeg bricht alfo vollftändig mit dem in den Haftpflichtgefehen maaßgebenden 
Grundjage. °*') 

Das zweite meritale PBrincip ift der Verſicherungszwang. Der 
einzelne Arbeiter kann ſich, wenn er einem verfiherungspflichtigen Betriebe 
angehört, der Verficherung gegen Unfälle nicht entziehen. Diefer Zwang 
ijt vollfommen begründet, denn der Staat geht auf diejem Gebiete im all: 
gemeinen nterefje vor und zwar nicht nur des Wrbeiterftandes, fondern 
aud der übrigen Gejammtheit, für die es von Intereſſe ift, daß ſociale 
Nothitände bejeitigt werden. Wo immer aber der Staat im Intereſſe der 
Gejammtheit vorgeht, da ift der Zwang gegen den Einzelnen vollfommen 
begründet, denn der Staat dient dem Gejammtinterejje, vor dem die indivi- 
duelle Freiheit zurücktreten muß. 

en, Schon der Antrag der Linken vom 5. Dec. 1832 verlangte „die Ein- 
führung einer über den Rahmen des Haftpflichtprincips hinausreichenden Unfall- 
verjiherung“. Der Motivenberiht zum eriten Regierungsentwurfe v. 7. Dec. 1883 
eh ſich darüber, nachdem er die Schattenjeiten der Haftpflichtgejege darlegte, 
olgendermaßen aus: 

„Soll all diejen Uebelftänden in ausreichender Weife abgeholfen werden, fo 
tann das Mittel hiezu überhaupt nicht in der Einführung oder Erweiterung der 
Haftpflicht gefucht werden, denn wie man dieje Pflicht aud) gejtalten und ausdehnen 
möge, jie fann immer nur für einen Theil der vorfommenden Fälle, niemals für 
alle Abhilfe bringen] und verjagt vielleicht gerade dort die Wirkung, mo die be- 
rüdjichtigenswerthejten Umſtände vorliegen; ihre Realifirung ift immer nur durch 
Rechtsſtreit, aljo nad) längerem Kampfe möglid und fie vermehrt dadurch die Er- 
bitterung in einem Berhältniffe, welches der Wahrung des Friedens dringender 
bedarf als jedes andere. Ein genügendes Mittel der Abhilfe kann nicht 2 
Entgegenftellung und Verſchärfung der betheiligten Interefien, jondern nur durd) 
da3 — went auch erzwungene — Zuſammenwirken derjelben zu den gemeinjamen 

mwede, aljo durd) die Beifteuer aller SER durd; eine allgemeine Un- 
allverfiherung erreicht werden.“ 


$. 229. 
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Das dritte meritale Princip bezieht ſich auf die Beitragspflicht zur 
Bildung des Verficherungsfondes. Wie ſchon erwähnt, obliegt diefelbe zum 
größten Theil den Unternehmern (90 PBercent) zu einem geringen Theil 
(10 Bercent) den Arbeitern (f. unten). Im diefem Punkte ftanden fich die 
entgegengejegtejten Anfichten fchroff gegenüber und ftellt die gejetliche Be: 
jtimmung einen wohlbegründeten Compromiß dar. Die Linke des Abgeorb- 
netenhaufes hatte nämlich in ihrem Antrage vom J. 1882 eine Unfall: 
verficherung „ohne Heranziehung der Verſicherten zur Beitragsleijtung“ 
verlangt und diefe Anficht hat viel Beſtechendes, ja fie ijt jogar im Grunde 
die richtigere. Denn wenn, was feinem Zweifel unterliegt, der Arbeitslohn 
immer die Tendenz hat, auf das Niveau des Allernothwendigften zu jinken: 
wie kann da dem Ürbeiter noch zugemuthet werden, aus diefem Minimal: 
lohn noch Berficherungsprämien zu zahlen? Uebrigens ift diefe Anficht 
auch ſchon deßwegen die richtigere, weil die Beitragsleiftung des Arbeiters 
doch immer nur eine Klufion bleibt, denn da wir e3 beim „ehernen Lohn— 
geſetz“ thatjächlich mit einem focialen Naturgefeß °°?) zu thun haben, welches 
ih an feine Ethik fehrt, fo ift es Kar, daß der obligate Arbeiterbeitrag 
ichließlicdy doch nicht dem Arbeiter, fondern dem Unternehmer zur Laft fallen 
muß — daher e3 viel einfacher wäre, den Arbeiterbeitrag al3 überflüifige 
Formalität ganz aus dem Spiele zu lafjen. 

Nichts dejto weniger haben aber oft im focialen Leben Formalitäten 
eine gewiſſe Bedeutung, wegen welcher das Feithalten an denjelben zweck— 
mäßig ijt (man denfe an fo manche Ceremonieen und Etiquetten, die eitel 
Form find!) und dasfelbe ijt der Fall mit den Arbeiterbeiträgen. Dieje 
Bedeutung des Arbeiterbeitrages hob die Begründung des 1. Regierungs- 
entwurfes mit Recht folgendermaaßen hervor: „Für die Mitleiftung ſeitens 
der Arbeitnehmer fpricht ein gewichtiged moralijches Moment. Nimmt der 
Arbeiter an den Leiftungen für die Berficherung nicht jelbit Theil, jo iſt zu 
befürchten, daß er den Verficherungsanftalten ftet3 fremd gegenüberjtehen 
und ſich niemals mit denjelben eins fühlen werde, und daß er in der Aus: 
beutung derjelben fait eine lobenswerthe Handlung erblide, ohne deshalb 
für die ihm geleijteten Erjäße bejondere Dankbarkeit zu empfinden.“ Zahle 
er aber feine Beiträge, dann fühle er jich mitbetheiligt und durch die Aus— 
beutung der Verſicherungsanſtalt ſeitens gewifjenlojer Arbeiter mitbeſchädigt. 

Dieje Anfiht, der man eine gewiſſe Berechtigung nicht abſprechen 
kann, ſiegte und fand ihren Ausdruck in der erwähnten Beſtimmung des 
wefrbe⸗ über die theilweiſe Beitragsleiſtung der Arbeiter. °*°) 

BE Ueber den Begriff eines jocialen Naturgejeges vergl. m. Sociologie I. 


88. 1 und 

Bee) J erſte Regierungsentwurf ſchwankte in dieſem Punkte noch ſeht 
zwiſchen den gel entgegengejegten Principien, indem er einerjeits alle Arbeiter, 
die weniger a 18 1 fl. tä Lid verdienen, von jeder Beitragspflicht loslöfte, dagegen 
den Wrbeitslohn von 1 H. täglid aufwärts mit 25%, zur Prämienzahlung heran« 
gezogen willen wollte. Erjt im Gewerbeausichufle einigte jich die Majorität dahin, 
da alle Arbeiter, jedoch nur mit 10%), zu den Beitragsleijtungen herangezogen 
werden jollten, welche Beitimmung denn auch ins Gejeg überging ($. 17). Wenn 
aber der Generalredner der Majorität, dieje nicht unberechtigte Beitragsleiftung der 
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Das vierte meritale Princip bezieht fih auf die Leiftung der Ver— 
fiherung an den Verficherten. Nach den Haftpflichtgefegen beftand diefelbe 
in einem Capital, welches auf Grundlage einer ſolchen Rente berechnet 
wurde, auf welche der Beichädigte nach feinen Lebensverhältniffen als zu 
jeinem Unterhalte erforderlich Anjpruch machen konnte. Dieſes Capital 
aber ward immer ganz und auf einmal ausgezahlt, wodurd die haftende 
Unternehmung ein für allemal fich all ihrer Verpflichtung dem Beichädigten 
gegenüber entledigte. 

An eine ſolche Eapitalsleiftung an den Bejchädigten oder die Hinter: 
bliebenen des Getödteten durfte bei der allgemeinen Unfallverfiherung 
nicht gedacht werden. Denn legtere jollte ja eine eminent fociale Maß- 
regel jein, bei der e8 fi) um eine dauernde Verhütung des Noth- 
ftandes3 der verunglüdten Arbeiter und ihrer Familien handelt; dieſer 
Zweck aber fann mittelft einer Capitalszahlung nicht mit Sicherheit erreicht 
werden, da doch ein Capital in den Händen des Einzelnen zu Grunde 
gehen, verloren werden kann. Vielmehr fann den angeitrebten Zweck einzig 
und allein eine lebenslängliche Rentenzahlung erreichen. Darüber gab es 
und giebt es auch feine Meinungsverjchiedenheit. 

Biel fchiwieriger und den verfchiedeniten Einwendungen ausgejeßt iſt 
die Frage nad) der Höhe der zu zahlenden Rente. Das oberfte Brincip 
nun, nach welchem dieje Frage entſchieden werden muß, ift nicht das der 
Gleichheit aller Menfchen, jondern das der wirtfchaftlihen Ungleid- 
heit der Menjchen, ein Brincip, welches den Staat als ſolchen beherricht, 
welches ſozuſagen in alle feine Poren eingedrungen und von dem er ganz 
und gar durchtränkt ift. 

Diefes Prineip war ja auch bei allen Haftpflichtgejegen herrjchend und 
ift es auch noch auf dem Gebiete des Privatrechts, wo der Schadenserſatz 
für körperliche Beſchädigungen, die eine Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben, 
fi) nach der Verſchiedenheit der wirtichaftlichen Stellung des Beichädigten 
in verjchiedener Höhe bemißt. Dasjelbe Princip nun mußte auch hier zur 
Anwendung kommen — worüber e3 ebenfalld feine Meinungsverfchieden- 
heit gab. Nur handelte e3 jich hier darum, wo den Maßſtab der Beſtim— 
mung diefer Verſchiedenheit hernehmen? wornach dieje Abjtufung in der 
Sphäre des Arbeiterftandes beftimmen? 

Die Haftpflichtgefege und das Privatrecht bedienen ſich zu dieſem 
Zwecke einfach des richterlihen Ausſpruchs; das richterlihe Ermefjen ent= 
jcheidet über die Angemefjenheit der Höhe des Schadenserjages im Verhältniß 
zur wirtfchaftlichen Stellung des Beichädigten. Nun follte aber durch das 
Unfallverficherungsgefeß, wie wir gejehen haben, im vorhinein jede Broceß: 
führung und daher auch jede richterliche Judicatur eliminirt werden; 
dieſe Eliminirung war hier principiell geboten, fie hatte hier eine jociale 





Arbeiter „ethiſch“ zu begründen verfuchte, ungefähr in der Weije „der Arbeiter jei 
aud ein Menſch und müfje daher auch zahlen“ fo kann dieſe Begründung 
nicht als gelungen angejehen werden, denn man könnte diefer „ethiſchen“ Begrün- 
dung gewiß mit größerem Rechte eine ethifchere entgegenjegen, welche lauten 
würde: der Arbeiter jei ein armer Teufel und brauche daher nicht zu zahlen. 
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Bedeutung (j. oben); man durfte alſo an dieje hier mit Recht verpönte 
richterliche Entſcheidung bei der Beitimmung der Höhe der einzelnen Rente 
nicht appelliren. Aber auch von einer fchiedsrichterlichden Entjcheidung 
wurde abgejehen und die Höhe der Rente einfach in ein gejetliches Ber: 
hältniß zum Arbeitslohne gebracht, indem fie nach der Höhe des letzteren 
abgejtuft wird. 

Allerdings — iſt diejes hier angenommene Princip nicht über alle 
Kritik erhaben, vielmehr fünnen gegen dasjelbe mannigfaltige Einwendungen 
erhoben werden. Der Arbeitslohn (auch der im Gejeg zur Grundlage 
genommene Arbeitsverdienjt des legten Jahres) fann etwas Zufällige 
und Ausnahmsweiſes repräfentiren, und die auf feiner Grundlage bemefjene 
Rente ijt etwas Dauerndes und Unabänderliches; auch ift ja 3. B. der 
Schaden, den ein Unfall berbeiführt, der einen jungen rüjtigen Arbeiter 
für fein ganzes Leben erwerbsunfähig macht, abjolut betrachtet ein viel 
größerer al3 der Schaden, der aus einem gleichen Unfall einem 5O jährigen 
Arbeiter erwächſt, und dennoch fann der junge, noch auf einer niedrigen 
Gehaltsſtufe ftehende Arbeiter nur eine geringere Rente in Anfpruch nehmen. 
Doch find ſolche Ungleichheiten, und wenn man will Ungerechtigfeiten, von 
all und jeder jtaatlihen Maaßregel untrennbar, da fie eritend aus der Un— 
vollfommenheit aller menjhlihen Maafregeln refultiren, und zweitens 
all und jede Thätigfeit des Staate® den mehanijchen Charakter nicht 
ganz abjtreifen kann, und diejer jtaatlihe Mechanismus der Mannigfaltig: 
feit der wirklichen Qebensverhältniffe fehr ſchwer anzupafjen iſt. Es iſt 
alfo das Princip der Abftufung der Rente nach der Höhe des Arbeits. 
verdienjtes fein abjolut richtiges, doc ein unter den gegebenen Berhält: 
nifjen noch am meijten entjprechendes. 

Weniger als meritales Princip, vielmehr al3ıeine vorläufig noch offen 
gelafjene Lüde des Geſetzes muß es angejehen werden, daß dasſelbe die 
Wohlthat und den Zwang der Verficherung nicht auf den gejammten 
Arbeiteritand ausdehnt, fondern nur auf einen verhältnigmäßig Heinen 
Theil desjelben.°*) Denn ausgeſchloſſen aus der Verfiherung wurden 
1. die Arbeiter des geſammten Kleingewerbes; 2. der größte Theil der 
land⸗ und forjtwirthichaftlichen Gewerbe; 3. die der Eiſenbahn- und Schiffs: 
gewerbe; endlich 4. die Bergwerksbetriebe auf vorbehaltene Mineralien. 

Daß diefer Ausschluß fein Princip, vielmehr eine aus Opportunitäts 
rüdfichten gebotene Ausnahme zum Ausdrud bringt, wurde mehrfach ſowohl 
jeitend der Regierung, wie auch jeitens der Majorität des Abgeordneten: 
baufes, gegenüber den diesbezüglichen Neclamationen der Oppofition betont. 

Die Urfachen aber diejes Ausfchlufjes find theils allgemeine, theils 
bei jeder der genannten Arbeiterfategorien jpecielle und verjchiedene. Im 


54) Nach der gewiß glaubwürdigen Angabe des Abgeordneten Neumirtb in 
der Debatte über dieſes Gejep fallen von 7 Millionen Arbeitern in Deiterreid 
unter die Verfiherungspflicht nur 1 Million. Der Bericht des Gewerbeausichufies 
bezeichnete die era here er Unfallverficherung aud) auf den landwirthichaftlichen 
Kleinbetrieb als „Lediglich eine Frage der Zeit”, deren Einführung nur „vorder- 
hand unzweckmäßig und verfrüht“ wäre. 
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allgemeinen fprad für die Beichränfungen der Verficherung auf einen 
Heineren Kreis die Beforgniß, daß die Löſung der jo jchiwierigen Aufgabe 
im Beginne durch den allzugroßen Umfang derfelben nicht gefährdet werde. 
Unter diefer Vorausfegung aber war der Ausihluß des Kleingewerbes 
durch die mindere Gefährlichkeit desfelben gerechtfertigt und ebenfo der 
Ausschluß der (ohne Mafchinen betriebenen) land- und forftwirtichaftlichen 
Gewerbe. Für den Ausschluß der Eifenbahn: und Sciffahrtsbetriebe war 
enticheidend, erſtens das beftehende Haftpflichtgejeg vom Jahre 1869 und 
der Umſtand, daß bei der dualiftifchen Geftaltung der Monarchie und der 
Ausdehnung diefer Betriebe über die beiden Reichshälften eine diesbezüg- 
liche gejeßgeberiiche Maaßregel nicht einfeitig ergriffen werden Tonnte. 
Endlih war der Ausſchluß der Bergmwerfe auf vorbehaltene Mineralien 
mit Rüdjicht auf die beftehenden Bruderladen, deren Reform gleichzeitig 
in Angriff genommen wurde, begründet. 


Die formalen Principien des Unfallverficherungsgefeßes. 


Don den formalen Principien diefes Geſetzes bezieht fich das erjte auf $. 230. 
die Organifation der Berfiherungsanftalten. Es konnte bier in erjter 
Reihe die Gründung einer einzigen VBerficherungsanftalt für den ganzen 
Staat in Betracht fommen, wie das in Deutfhland urjprünglich (der erfte 
deutiche Geſetzesentwurf) geplant war. Doch wenn fchon in Deutichland 
gegen diefe Modalität die Einwendung zu großer „Schwerfälligfeit” er: 
hoben wurde, dejto mehr Bedenken mußten in Defterreich gegen eine folche 
„Reichsverſicherungsanſtalt“ fich rege machen, wo nicht nur die Ausdehnung 
des Arbeitsfeldes, fondern auc die Heterogeneität der territorialen Beſtand— 
theile de3 Staates einer einheitlichen Verwaltung einer ſolchen Anftalt 
große Hindernifje in den Weg legen würden. 

Sn zweiter Reihe konnte nach dem Muſter des in Deutfchland ein- 
geführten Syſtems eine berufsgenofjenfhaftlihe Organifation der 
Berfiherung in Betracht fommen, wobei die einzelnen Betriebszweige jeder 
für den ganzen Staat feine eigene Berficherungsanjtalt erhielte. Doc) 
Ihon in Deutschland erhoben jich gegen dieſes Syſtem als gegen ein zu 
„complicirtes* gewichtige Bedenken. Ueberdieß aber wurde feitens der 
Regierung mit Recht darauf hingewiefen, daß bei einer genofjenfchaftlichen 
DOrganijation einzelne gefährliche Betriebe, welche zudem in Fleiner An— 
zahl vorhanden find, wie z. B. Dynamitfabrifen, bei einem fich ereignenden 
größeren Unfalle einfach der Gefahr des Zugrundegehens ausgeſetzt wären.’°®) 
Um alfo einerfeit3 die Schwerfälligfeit der Verwaltung einer Reichsanftalt, 
und andererjeit3 die Complicirtheit und Gefährlichkeit einer genojjenjchaft- 
lichen Organifation der Verficherung zu vermeiden, entjchied fich der Gejeh- 
geber für eine territoriale Theilung der Verſicherung durch Gründung von 
Sandes verſicherungdanſtalten in den einzelnen Ländern für alle in dem 


565) Vergl. die Rede des Regierungsvertreters Dr. Steinbach im Abgeordneten⸗ 
baue am 7. December 1883. 
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einzelnen Lande vorhandenen Betriebe, ein Syſtem, welches jpeciell für die 
öfterreichiichen Verhältniſſe das natürlichite und einfachite ift. 

Das zweite formale Princip bezieht fi) auf die Art und Weiſe der 
Beihaffung der erforderlichen Fonds. E3 konnte nämlich zu diefem Zwecke 
entweder das Umlage- oder das Capitalsdefungsverfahren gewählt werden. 
Das erjtere bejteht darin, daß von den Beitragspflichtigen jährlih nur jo- 
viel eingehoben wird, wieviel zur Auszahlung der in demfelben Jahre fällig 
werdenden Entjchädigungsrenten erforderlih ift. Bei diefem Verfahren 
wird aljo nur die Rente eingehoben, das derfelben entjprechende und zu 
ihrer Deckung nöthige Capital wird aber nicht angelegt, daher dieſes Ber: 
fahren momentan (für die erften Jahre) die Kräfte der Beitragleijtenden 
weniger anſpannt, allerdings auf fpätere Generationen, welche die an- 
gehäuften Renten, für die feine Capitalsdeckung vorhanden ijt, zu zahlen 
haben, eine um jo größere Bürde übermwälzt. Diejes Verfahren wurde in 
Deutichland eingeführt, allerdings aber auch die nothiwendige Conjequenz 
desjelben gezogen, indem jtatt der fehlenden Capitalsdefung die Staats: 
garantie als Referve ftatuirt wurde. Da der öfterreichiiche Gefeßgeber, 
wie wir gejehen haben, jeden Beitrag des Staates zur Arbeiterverficherung 
aus guten Gründen perhorrescirte (der Ausfchußbericht bezeichnete die Ver- 
wendung jtaatlicher Mittel zu diefem Zwecke als eine „communiftiihe Maaß— 
regel“): jo mußte er auch conjequentermweife jede Staatögarantie ablehnen, 
und da ohne eine jolche ein Umlageverfahren für die Zukunft Feinerlei 
Sicherheit bietet zum Zwecke der Beſchaffung der erforderlichen Fonds, das 
auch verfiherungstechnifch einzig richtige Capitalsdeckungsverfahren 
einzuführen. Dasjelbe bejteht darin, daß die Beiträge in gleichen Beträgen 
jährlich eingehoben werden, und zwar in der Höhe, daß durch diefelben in 
jedem Jahre das den zu zahlenden Renten entfprechende Capital aufgebracht 
werde. Allerdings jtellt nun diefes Verfahren an die Beitragsleiftenden 
vom Anbeginn an größere Anſprüche; dagegen übermwälzt es auf jpätere 
Generationen feine unbededten Schulden, daher e3 nicht nur verficherungs: 
technijch das richtige, ſondern auch ethiſch das allein gerechtfertigte iſt.““) 

Das dritte formale Princip bezieht fich auf die Verwaltung der Ber: 
fiherungsanftalten. Dabei handelte e3 ſich um die Entfcheidung der Frage, 
wer diefe Verwaltung zu führen habe. Daß e3 nicht der Staat ei, folgt 
aus dem nichtjtaatlihen Charakter diefer Anjtalten, zu deren Erhaltung 
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>, In der Frage dieſes finanziellen Verfahrens ſtimmten zwar auch die 
Führer der Oppofition für das von der Regierung und der Majorität acceptirte 
Capitalsdedungsverfahren (der Abg. Bärnreither trat für dasjelbe in einer 
ausführlichen Rede am 20. Mai 1886 ein). Nichtsdeftoweniger gab es auch Gegner 
des Capitalsdeckungsverfahrens, melde durch das Umlageverfahren der Induſtrie 
die, aus erjterem glei am Anfange refultirende größere Belajtung eriparen woll— 
ten. Gegen dieſe legteren vertheidigte der Regierungsvertreter Dr. Steinbach das 
Eapitalddedungsverfahren mit folgenden Worten: „Mathematiſch ift die ganze Sache 
identiih. Die Frage ijt nur, wie diefe Laſt vertheilt werden fol; beim Umlage 
verfahren wird jie auf die Zukunft gemälzt. Für Dinge aber, für melde die 
Gegenwart aufzufommen hat, joll fie aud auflommen. Das erheiiche das joriale 


Pflichtgefühl.“ 
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der Staat nichts beiträgt. Aus demjelben Grunde folgt aber auch, daß es 
diejenigen, beziehungsweije die Vertreter derjenigen zu verwalten berechtigt 
fein müffen, die durch ihre Beitragsleiftungen die Erijtenz diefer Anftalten 
ermöglihen — und das find in Deiterreich die Unternehmer und die 
Urbeiter. Daß diefe lehteren in Deutichland von der Verwaltung der 
Berfiherungsanftalten ausgejchlofjen find, ijt eben eine Folge ihrer dortigen 
Befreiung von der Beitragsleiftung. In Defterreich dagegen ift es nicht 
der kleinſte Vorzug der Herbeiziehung der Urbeiter zur Beitragsleiftung, 
daß fie — was allerdingd nur recht und billig ift — aud an der Ber- 
waltung diefer Anjtalten theilnehmen. Dabei richtet ſich das Maaß der 
Theilnahme an der Berwaltung nicht nach dem Verhältniß der Beitrags- 
feiftung, jondern nach dem Verhältniß des moralifchen Intereſſes an dem 
Beitande diefer Anjtalten, welches jehr wohl als gleich gedadht werden 
fann, jowohl bei den Arbeitern wie bei den Unternehmern, wie auch endlich 
beim Staate. Daher denn in den Borftand der Anjtalten dieſe drei 
Factoren je mit einem Drittel der Mitglieder vertreten find. 

Der Umftand aber, daß der Staat ein Drittel der Vorfjtandsmitglieder 
ernennt, ijt endlich eine Eonjequenz des vierten formalen Princips, wonach 
der Staat ſich die Aufficht über die ganze Gebahrung diejer Anjtalten vor: 
behält, welches Recht er nicht nur aus dem Grunde in Anſpruch nimmt, daß 
e3 fich bei der Verwaltung diefer Anftalten um das Wohl einer zahlreichen 
Claſſe von Staat3bürgern und um ein wichtiges öffentliches Intereſſe — 
um die fociale Frage — handelt, ſondern fpeciell au aus dem Grunde, 
weil das angenommene Capitalsdefungsverfahren der Verwaltung diejer 
Anftalten Eapitalien anvertraut, welche zur Dedung von Rentenzahlungen 
fünftiger Generationen dienen jollen, deren berufenjter Vertreter in der 
Gegenwart nur der Staat fein fann. 

Das vierte fcheinbar formale Princip, welches bei der Verwaltung 
der Unfallverfiherungsanftalten zur Geltung kommt, das aber gleichzeitig 
eine tief einjchneidende meritale Bedeutung hat, bezieht ſich auf die fog. 
Carenzzeit. Nachdem nämlich neben den Unfallverficherungsanftalten 
Krankencaſſen theild bereit3 beftanden, theild die allgemeine Einführung 
folder in Ausficht genommen war: jo war es naheliegend, im nterefje 
der Unfallverficherungsanftalten den Zeitpunkt des Beginnes der Leiftungs- 
pfliht der leßteren nicht mit dem Zeitpunkt des eingetretenen Unfalles 
zufammenfallen, fondern den Beichädigten zuerjt eine kurze Zeit von der 
Kranfencafje, bei der er verfichert wäre, verpflegen zu laffen. Die Bejtim- 
mung einer ſolchen Carenzzeit empfiehlt ji) aber auch aus inneren, mit 
der Natur der Unfallverficherung fachlich zufammenhängenden Gründen. 
Die Unfallverfiherung fol ihrem Wejen und ihrer Beitimmung nah nur 
gegen die Folgen ſolcher Unfälle verfichern, welche eine dauernde Erwerbs— 
unfähigteit nach fich ziehen. Nun giebt es ja Unfälle, welche nur eine 
jehr kurze, eine mehrtägige oder einige Wochen dauernde Krankheit und 
Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben, nach deren glüdlichem Verlaufe der 
Betroffene jeinen Erwerb wieder aufnehmen kann. 

Wäre num die Kranfen- und Unfallverfiherung in ein und denjelben 
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Anftalten vereinigt (wie das bei einigen Bruderladen oft der Fall war), 
oder wären beide Berjicherungen ganz nad) denfelben Principien ſpeciell 
mit Rüdficht auf die Beitragsleiftungen organifirt: dann wäre die Earenz- 
zeit nur eine leere Formalität und hätte feinerlei principielle Bedeutung. 
Under verhielt und verhält fi die Sache in vorliegendem Falle. 


Die Rrankenverfiherung war in Deiterreihh auf andere Principien 
rücfichtli der Beitragsleiftung theils ſchon organifirt, theild war deren 
Drganifirung auf andere Principien in Ausjiht genommen, namentlich 
follte diefelbe, mie fie es theilweife fchon war, auch in der Zukunft mehr 
auf dem Principe der Selbfthilfe aufgebaut werden. Unter ſolchen Um: 
jtänden geftaltete fich die Beitimmung einer längeren oder fürzeren Carenz: 
zeit bei der Unfallverfiherung zu einer größeren oder geringeren Belajtung 
der Rranfencafjen, und da erjtere vorwiegend von den Unternehmern, 
legtere vorwiegend von den Arbeitern beftritten wird, zu der principiell 
wichtigen und jehr heiffen Frage der Vertheilung der Belajtung zmijchen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

In Deutichland nun find zwar die Arbeiter von jeder Beitrags: 
leiftung für die Unfallverjicherung befreit, dagegen wurde die Carenzzeit 
bei der leßteren auf 13 Wochen beitimmt, womit der allergrößte Theil der 
Unfallentichädigungen auf die von den Arbeitern bejtrittenen Kranfencafien 
abgewälzt wurde. Der öjterreichiiche Geſetzgeber entſchloß fich für eine 
viel fürzere, und zwar eine nur fünfmwöchentliche Carenzzeit (der Gewerbe: 
ausſchuß hatte nur vier Wochen beantragt), wodurd eigentlich von der 
Unfallverjiherung nur diejenigen Fälle ausgeſchieden erjcheinen, melde 
thatfählich, ihrer Natur nach, nicht dahin gehören. 

Nach obiger Darlegung der Principien des Unfallverfiherungsgejebes 
werden die nun folgenden Einzelbejtimmungen desfelben leicht verftänd: 
(ich fein. 


Die verficherungspflichtigen Betriebe und Perfonen. 


Als verfichert erflärt daS Geſetz alle in Fabriken und Hüttenwerten 
auf nicht vorbehaltene Mineralien, auf Werften, Stapeln und in Brüchen, 
jowie in den zu diejen Betrieben gehörigen Anlagen bejchäftigten Arbeiter 
und Betrieb3beamten; ferner alle Arbeiter und Betriebsbeamten, welche in 
Gemwerböbetrieben, die fich auf die Ausführung von Bauarbeiten erftreden, 
beichäftigt find. Das Gejeh findet feine Anwendung auf folche Arbeiter, 
welche, ohne in einem Gewerbsbetriebe der bezeichneten Art bejchäftigt zu 
jein, lediglich einzelne Reparaturarbeiten an Bauten ausführen. Beim Bau 
ebenerdiger Wohn- und Wirthichaftsgebäude auf dem flachen Lande, ſowie 
bei jonjtigen landwirthichaftlichen Bauten findet eine Verſicherungspflicht 
nicht ftatt, fofern dabei nur der Bauherr, feine Hausgenofjen oder andere 
Bewohner desjelben Ortes, welche ſolche Bauführungen nicht gewerbemäßig 
betreiben, bejchäftigt find. 


° 
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Den an erjter Stelle oben angeführten Betrieben gelten glei: 

1. Sene Betriebe, in welchen exrplodirende Stoffe erzeugt oder ver: 
wendet werden; 

2. jene gewerblichen oder land- und forjtwirthichaftlichen Betriebe, bei 
denen Dampftefjel oder jolche Triebwerke in Verwendung kommen, die durch 
elementare Kraft (Wind, Waller, Dampf, Leuchtgas, Heißluft, Elektricität u. ſ. mw.) 
oder durch Thiere beivegt werden. Doc findet diefe Beftimmung feine An- 
wendung auf jolche Betriebe, für welche nur vorübergehend eine nicht 
zu der Betriebsanlage gehörige Kraftmaſchine benüßt wird. 

Wird in einem verfiherungspflichtigen land- oder forjtwirthichaftlichen 
Betriebe eine zu der Betriebsanlage gehörige Kraftmafchine in jolcher Weije 
benüßt, daß nur eine beftimmte Anzahl von Arbeitern und Betriebsbeamten 
der mit dem gejammten Mafchinenbetriebe verbundenen Gefahr ausgeſetzt 
find, jo bejchränft fich die Verficherungspflicht auf die diefer Gefahr aus: 
gejegten Perjonen. Den Ausſchlag daher bei der Beitimmung der ver: 
ficherungspflichtigen Betriebe giebt das Moment der Gefährlichkeit, fei es 
daß diejelbe herbeigeführt wird durch die Größe und Ausdehnung, durch 
die Art und Weiſe des Betriebes oder durch die Gefährlichkeit des be- 
arbeiteten Material3 oder endlich der in Anwendung fommenden Trieb: 
fräfte. 

Als Arbeiter beziehungsweije ald Betriebsbeamte im Sinne des Un: 
fallverfiherungsgefeges find auch Lehrlinge, Volontäre, Praftifanten und 
andere Perfonen anzufehen, welche wegen noch nicht beendeter Ausbildung 
feinen oder einen niedrigeren Arbeit3verdienft beziehen ($. 1). 

Auf Eifenbahn- und Binnenfchiffahrtsbetriebe finden die Beitimmungen 
diefes Gejetes in der Regel feine Anwendung, nur wenn diejelben als in- 
tegrirende Bejtandtheile eines verficherungspflichtigen Betriebes betrachtet 
werden müffen. Doch bleiben jene Arbeiter und Betriebsbeamten den Bes 
ftimmungen dieje3 Geſetzes unterworfen, welche zwar von Eifenbahnunter- 
nehmungen bejchäftigt werben, auf welche jedoch das Haftpflichtgejeg vom 
5. März 1869 RGB. Nr. 27 mit Rüdjicht auf ihre Beichäftigung außer- 
halb des Verfehres feine Anwendung findet ($. 2). 

Ausgenommen find von der Zwangsverſicherung nach dieſem Geſetze: 

1. Die inBergmwerfen auf vorbehaltene Mineralien und den dazu gehörigen 
Anlagen beichäftigten Arbeiter, weil für diejelben durch ein bejonderes Ver— 
ſicherungsgeſetz vorgeſorgt wird.?*”) 

2. Die bei Schiffahrtsbetrieben, welche den Seegeſetzen unterliegen, 
beſchäftigten Arbeiter. 

3. Staats-, Landes- und Gemeindebeamte oder Bedienſtete, die beim 


56°) Ein folches Geſetz erfloß unterm 28. Juli 1889 RGB. Nr. 127, betreffend 
die Regelung der Berhältnifje der nach dem allgemeinen Berggeiege errichteten 
ober noch zu errichtenden Bruderladen. Der $. 4 dieſes Geſetzes beitimmt, daß 
die Provifionscafje der Bruderlade verpflichtet ift, einem in Folge Krankheit oder 
Alters, oder Betrieb3unfalles dauernd ermwerböunfähig gewordenen Mitgliede 
eine Rente (Provifion) zu gewähren, die mindeftens 100 fl. für Männer und 
50 fl. für Frauen zu betragen hat (ſ. unten $. 242). 


$. 232 
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Eintritt eines Beiriebsunfalles penfionsberechtigt find, wenn ihre Penfion 
die Unfall3:Rente nach diefem Geſetze erreicht oder überjteigt ($. 4). 

Auch können einzelne verfiherungspflichtige Unternehmungen, welche aber 
für die darin befchäftigten Perjonen mit feiner Unfalldgefahr verbunden 
find, vom Minijter de3 Innern von der Berficherungspflicht befreit werden ;°**) 
ebenjo ift derfelbe berechtigt, nichtverficherungspflichtige Unternehmungen 
nach Umftänden diejer Pflicht zu unterwerfen ($. 3). 


Der Gegenitand der Verfiherung. 


Der Sprachgebraud ijt ſchwankend in der Bezeichnung des Gegen: 
ſtandes der Verſicherung — und diefe Unficherheit der Ausdrucksweiſe 
jpiegelt fih auch in unſerem Geſetze. 

Mährend e3 nämlich im $. 1 heißt, daß die Arbeiter „gegen die 
Folgen der beim Betriebe ſich ereignenden Unfälle verjichert werden“, 
wonach e3 jcheinen fünnte, als ob „die Folgen der Unfälle“ Gegenjtand 
der Verfiherung wären, was logijch nicht zu rechtfertigen ift: drüdt ſich 
der 8. 5 correcter dahin aus, daß „den Gegenftand der Verficherung der 
Erjat des Schadens, welcher durch eine Körperverlegung oder durd) 
den Tod des Verjicherten entjteht, bildet“ und nachdem der folgende Bara- 
graph erklärt, daß diefer Erjat in einer Rente befteht, jo folgt daraus, 
daß den Gegenjtand der Berfiherung eine Rente bildet, welche Formu: 
lirung wohl die richtige fein dürfte. ?°°) 

Diefe Rente erhält im Falle einer Körperverlegung vom Beginn der 
fünften Woche nad) Eintritt des Unfall3 der Verficherte für die Dauer der 
Erwerbsunfähigkeit ($. 6); für den Fall des in Folge des Unfalles ein: 
getretenen Todes des Verſicherten defjen Hinterbliebenen ($. 7). 

Was die Höhe diefer Rente anbelangt, jo wird diejelbe auf Grund: 
lage des Jahres-Arbeitsverdienftes berechnet. Zu diefem Zwecke wird zu: 

5) Auch Tann ein Unternehmer dann von der Berjicherungspflicht nad 
dieſem Geſetze befreit werden, wenn er jeine eigene, ftaatlic — die ge⸗ 
jeglichen Garantieen bietende Verſicherungsanſtalt beſitzt ($. 57); auch können eine 
Anzahl von Unternehmern eine ſolche beſondere Verſicherungsanſtalt — und, 
wenn dieſelbe die nöthigen Garantieen bietet, von der allgemeinen Verſicherungs— 
pflicht befreit werden (Kß. 58—59). 

56, Daß der Sprachgebraud hier ſchwankt und fich nicht darüber Har ift, 
was als Gegenstand der Berficherung zu bezeichnen ift, dafür diene als Beweis 
die Formilirung dieſes Satzes bei . oty (Das Reich3-Unfall3verjiherungsredt. 
geirgburg 1890). Dort Heißt es (B. I ©. 184): „Gegenftand ber Verficherung 
find die bei den Berficherungsbetrieben fich ereignenden Unfälle“ Das jcheint 
mir nicht richtig zu jein. Denn Unfälle treten jedenjalld ein, injoferne man fi 
gegen diejelben nicht durch techniſche und majcinelle Vorrichtungen verfichern, 
d. h. jhügen kann; könnte man fih gegen Unfälle — — dann 
brauchte man feine andere Verficherung. Den Gegenftand der VBerficherung bildet 
vielmehr das, was ohne diejelbe nicht eintritt, d. h. die Rente; dieje wird dem 
Urbeiter für den Fall jeiner Arbeitsunfähigfeit zugejihert, auf die Rente gebt 
die Verſicherung; daher iſt die Ausdrucksweiſe des 8. 5 (und auch des deutſchen 
Bee) die richtige, daß den „Gegenftand der Schabenerjag”, d. i. die Rente, 

ildet. 
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nähft der Arbeitöverdienjt ermittelt, welchen der Verletzte während des 
festen Jahres feiner Beichäftigung in dem Betriebe, two der Unfall ich er: 
eignete, bezogen hat.°”) Das Dreihundertfache des durchſchnittlichen täg- 
lien Arbeitsverdienjtes gilt al3 Jahresarbeitsverdienft.””") 

Ueberjteigt der Sahresarbeitöverdienft eines Arbeiterd oder Betriebs- 
beamten die Summe von zwölfhundert Gulden, fo bleibt der Mehr: 
betrag außer Berechnung. 

Die Rente beträgt nun: 

a) im Falle gänzlicher Erwerbsunfähigfeit und für die Dauer derjelben 
60 Bercent des Hahresarbeitsverdienites. 

b) im falle theilweifer Erwerbsunfähigfeit???) einen Bruchtheil der 
obigen Rente, der nad) dem Maaße der verbliebenen Erwerbsfähig— 
feit zu bemefjen it, jedoch nicht über 50 Percent des Jahresverdienftes 
betragen darf ($. 6). Im Falle des Todes gebührt den Hinter: 
bliebenen obendrein: Beerdigungsfoften (höchſtens 25 fl.) und eine 
vom Todestage des Getödteten zu gewährende Rente, welche je nad): 
dem e3 fih um die Wittwe, um zurücgebliebene unmündige Kinder, 
eheliche oder uneheliche, oder um hilfloje Aſcendenten handelt, verfchieden 
bemefjen wird (von 20—50 Percent de3 Yahresverdienftes) (8. 7). 
Bu diefem Fahresverdienfte jind auch Tantiemen und Naturalbezüge 


hinzuzurechnen (8. 8). 


Die Berficherungsanftalten. 


Die Verfiherung gegen Unfälle erfolgt durch befondere zu dieſem 
Zwecke errrichtete Berfiherungsanftalten, welche territorial organifirt 


5), War der Verletzte in dem Betriebe nicht ein volles Jahr, von dem Un- 
falle zurüdgerechnet, beichäftigt, fo ift für die Berechnung der Rente jener Arbeite- 
berdienjt maßgebend, welchen während diejes Zeitraumes Arbeiter derfelben Art 
in demielben Betriebe oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durchſchnittlich 
bezogen haben. 

Findet der Betrieb jeiner Natur nad nicht während des ganzen Jahres, 
jondern nur während einer gewillen Betriebszeit ftatt, jo wird demmach bei der 
Berehnung des durchichnittlichen täglichen Arbeitslohnes nur die Zahl der Arbeits: 
tage während der Betriebszeit berüdtihtigt, wobei zufällige Betriebsunterbredyungen 
außer Betracht bleiben. 

51, Der Fahresarbeitsverdienit von Lehrlingen, Volontären, Praftilanten 
und anderen Perjonen, welche wegen noch nicht beendeter Ausbildung feinen oder 
einen niedrigeren Arbeitöverdienit beziehen, wird in derſelben Sie wie der niedrigfte 
Sahresarbeitäverdienft vollgelohnter Arbeiter, beziehungsweile Betriebsbeamter 
jener Beichäftigung, für welche die Ausbildung erfolgt, jedoch höchitend mit einem 
Detrage bon 300 Gulden bemefjen- 

22) Tritt ein Rentner wieder in entgeltliche Verwendung, jo kann eine theil- 
weile oder gänzliche Einftellung der Rente erfolgen ($. 40). Ein Uebereinfommen, 
wonach der Bezugsberechtigte gegen Muszahlung eines entjprechenden Bapitald auf 
die Rente verzichtet, ift nur dann rechtsverbindlich, wenn demjelben die Unter- 
ftüßungsgemeinde zuftimmt ($. 42). Ueber die Verficherungsrente kann der 
Rentner durch echtögeläfte nicht verfügen; auch fann diefelbe nicht in Execution 
gezogen werden ($. 43). 

Gumplomwicz,, Das diterr. Stantsrcht, 40 


$. 233. 


_, Bi 


find und theilweife auf dem Princip der Selbithilfe, im Ganzen aber auf 
den Prinzipien der egenfeitigfeit und der „jocialen Pflichterfüllung“ 
beruhen. 

In der Regel fol für jedes Land in der Landeshauptitadt eine folde 
Anſtalt beitehen.?”?) Die Regierung fann jedoch nach Bedarf die Anzahl der: 
jelben vervielfältigen oder reftringiren — auch die territorialen Gränzen 
ihrer Wirkſamkeit ändern. Dieje Anftalten jtehen unter ftaatliher Aufſicht 
($. 9). Mitglieder derjelben find die Betriebsunternehmer der betreffenden 
Bezirke, ihre Arbeiter und Betriebsbeamten ($. 10). 

Der Vorftand diejer Verlicherungsanjtalten muß aus einer durch drei 
theilbaren Anzahl von Mitgliedern beftehen, von welchen ein Drittel aus 
Bertretern der Betriebdunternehmer, das zweite Drittel aus Vertretern der 
Verſicherten und das letzte Trittel aus jolchen mit den wirthjchaftlichen 
Berhältnifjen des Bezirkes ertrauten Perfonen bejteht, welche von dem 
Minijter des Innern nah Einv:rnehmung des betreffenden Landesausſchuſſes 
zu den Vorſtand berufen werden. 

Der Minijter des Innern ijt berechtigt, den Vorſtand einer Ber: 
fiherungsanftalt aufzulöfen und die Geichäftsführung und Vertretung der- 
jelben provijorijch einem Verwalter zu übertragen. Jedoch ift der Minifter 
gehalten, binnen vier Wochen nad) der Auflöjung die nöthigen Beranlai: 
jungen behufs neuerlicher Conjtituirung des Borftandes zu treffen ($. 12). 

Jede Berfiherungsanftalt muß ein, nad einem vorgejchriebenen 
Muſterſtatut ausgearbeitetes, behördlich genehmigte Statut befiten. 

Jede Anftalt muß nad Vorſchrift des Geſetzes einen Rejervefond 
für fich bilden und zu einem gemeinjfamen Rejervefond aller öiterr. 
Berfiherungsanftalten beijteuern ($. 15). 


579) Durch die territoriale Grundlage der VBerfiherungsanftalten unter: 
icheidet jich wie ſchon erwähni das öfterreichiiche UBG. von dem deutfchen, welches 
auf berufsgenofienfchaftlicher beruht. Während es aljo in Defterreih nur fo viel 
Unfallverfiherungsanftalten zu geben braucht, wie viel es Länder giebt, wobei 
einige Meinere Länder zu einer Anftalt zufammengelegt werden können: giebt es in 
Deutichland 64 Berufsgenofjenichaften, welche die Verfiherung üben; 28 von den 
jelben dehnen fich über das ganze Neid aus. Es jcheint ſich zu bewähren, daß 
das dfterreichifche Territorialiyftem bei der Bildung der VBerfiherungsanftalten vor: 
theilhafter ift, weil die Verwaltung derjelben eine concentrirtere und intenjivere 
fein fann. Solcher Verjiherungsanitalten wurden jieben errichtet u. z. in Wien 
für Niederöfterreich, in Prag für Böhmen, in Brünn für Mähren und Schlefien, 
im Lemberg für Galizien und Bufowina, in Salzburg für Oberöjterreih, Salz 
burg, Tirol und Vorarlberg, in Graz für Steiermark und Kärnten, in Xrieft für 
Görz, Gradisca, Sitrien, Krain und Dalmatien (MB. v. 22. Jänner 1389 RGB. Nr. 11. 

54) Dasfelbe hat zu enthalten: die näheren Beftimmungen über das active 
und paſſive Wahlrecht der Mitglieder, jowie über die Wahl der Vertreter der Be 
triebsunternehmer und der Verficherten; ferner find in das Statut Beitimmungen 
über die Beitragsperiode aufzunehmen. Sowohl das Statut, wie alle fpäteren Ab 
änderungen desjelben, bedürfen zur Gültigkeit der ftaatlihen Genehmigung. 

Das Statut hat auch die erforderlihen Beitimmungen über die Form um) 
den Inhalt der vorgeichriebenen von den Betriebsunternehmern an die Verſiche— 
rungsanftalt zu erftattenden Anzeigen und derjelben zu liefernden Berechnungen und 
Nachweiſungen, ſowie darüber zu enthalten, in welcher Weije diefe Anzeigen, Br 
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Die Einreihbung in die Gefahrenclafien. 


Sämmtliche verficherungspflichtigen Betriebe werden in Gefahren: $. 234, 


clafjen eingetheilt. 

Das Berhältniß, in welchem die verfiherungspflichtigen Betriebe hin— 
fichtlih des Durchſchnittsmaaßes ihrer Unfalldgefahr zu einander ftehen, 
wird ziffermäßig in der Weiſe feitgejtellt, daß das Durchſchnittsmaaß für 
die gefährlichiten Betriebe gleich 100 geſetzt und darnach das Durchſchnitts— 
maaß aller übrigen Betriebe in Percentjägen bemefjen wird. 

Auf Grund diefer Bemeffung erfolgt im VBerordnungswege, auf Grund 
der Unfallftatiftif die Einreihung der verficherungspflichtigen Betriebe in die 
einzelnen Gefahrenclaffen in der Weiſe, daß jede Gefahrenclaffe mehrere 
ziffermäßig unmittelbar auf einander folgende Percentjäge umfaßt. 

Dieje Einreihung in Gefahrenclaffen und Percentjäge derjelben nimmt 
die Berfiherungsanjtalt vor; auch muß dieje Einveihung veröffentlicht und 
von fünf zu fünf Jahren auf Grund der Erfahrungen jämmtlicher An: 
ftalten einer Nevifion unterzogen werden ($. 14).”?°) 


Die Beiträge zur Unfallverficherung. 


Die Mittel zu der nach verjiherungstechnifchen Grundjäßen zu be: 
rechnenden Dedung der von den Anftalten zu leiftenden Erjäße, der Ver— 
waltungskoſten, ſowie eines gejeglich normirten Rejervefondes werden durd) 
Beiträge der Mitglieder aufgebradt.’') Als Grundlage zur Be: 
mefjung diefer Beiträge dient ebenfall® das Wrbeitsverdienft der Ver— 
ſicherten — bis zur Höhe von 1200 fl.; ein diejen Betrag überjteigendes 
Arbeitsverdienjt fommt nur mit diejem Betrag in Anrechnung. Der Tarif 
zur Bemefjung der Beiträge wird von der Anſtalt aufgeftelt und muß 


technungen und Nachweiſungen an die Verfiherungsanftalt zu gelangen haben. — 
Ein Mufterjtatut für Unfallverfiherungsanftalten ift vom Minifterium mit der 
Kundmahung vom 24. Jänner 1889 RGB. Nr. 13 veröffentlicht worden. 

575) Dieſe Eintheilung in Gejahrenclafien, und Feitiegung der Brocentjäße 
innerhalb derjelben erfolgte mit Min.-Ver. v. 22. Mai 1889 RGB. Nr. 76; die 
Feftftellung des Tarifes für das erite Betriebsjahr mit Min.Ver. vd. 28. December 
1887 RGB. Nr. 77, Es warden für alle zu 15 Induftriegruppen gehörenden 
Betriebe 12 Gefahrenclajjen und innerhalb derjelben folgende Bercentfäbe ftatuirt: 
Gefahrenclaſſe I enthält Percentfäge von 5— 7 mit Beitr. von 28— - Kr. 

II 8—- 10 „ „»  n 4— — 
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2 2. i "3-64 .» , 5300-86 „ 
" XI " m 2 65— 80 " „ r 368—4'53 rn 
XI 31—100 4:59—5°67 


5) In Deutſchland werben die "Koften der Unfallberſicherung blos durch 
Beiträge der Betriebsunternehmer gedeckt; die Arbeiter leiſten keine Beiträge. 
40* 


$. 235, 
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ftaatlich genehmigt jein. Die Aufjtelung des Tarife hat auf Grund des 
Beitragsfages zu erfolgen, welcher für je ein Gefahrenpercent und einen 
Gulden des Arbeitöverdienjtes als erforderlich ermittelt ift ($. 16). Bon den 
fo ermittelten Beiträgen fällt dem Verficherten 10 Bercent, dem Unternehmer 
90 Percent zur Laft. Die Beiträge für diejenigen Verfiherten, die feinerlei 
Lohn in Geld beziehen, zahlt der Unternehmer ganz (8.17). Die Betriebs: 
unternehmer haben die Pflicht, der Verficherungsanitalt über alle verfiche: 
rungspflichtigen Betriebe die Unzeige zu erjtatten; diefelbe hat die Zahl der 
Urbeiter und deren Lohn zu enthalten. Auch die politiihe Behörde hat die 
Pflicht, der Verfiherungsanftalt über folche Betriebe Mittheilung zu 
machen.°??) Nach Empfang folder Anzeigen und Mittheifungen nimmt die 
Anjtalt die Claſſificirung und Tarifirung des Betriebes vor und jtellt dem 
Betriebsunternehmer ihre Entſcheidung zu, der dagegen bei der politijchen 
Behörde Einſpruch erheben kann; gegen die Entjcheidung der letteren geht 
der Rechtszug an dad Miniſterium. Zur Einjprucherhebung ift auch das 
bei der Verficherungsanftalt bejtehende Organ der Regierung berechtigt. 


Gegenfeitige Rechte und Pflichten. 


Die Betriebsunternehmer haben der Berficherungsanftalt gegenüber 
die Anzeigepflicht bezüglich aller bei ihnen fich ereignenden Unfälle; hat 
ein Betriebsunternehmer den Unfall verjchuldet, jo muß er die Anftalt 
ſchadlos halten. Die Anftalt ift in folchem Falle berechtigt, jtatt des Erſatzes 
der Rente, das entfprechende Capital zu fordern (8. 45). Gelangt ein 
Unfall zur Anzeige, jo ftellt die politiiche Behörde den Thatbeitand jeit; 
die Anftalt kann fi an den dießbezüglichen Erhebungen betheiligen. Die 
Entihädigung ift in der Regel von amtswegen feitzujtellen. Iſt dieß nicht 
gejchehen, jo fann der Bejchädigte binnen Jahresfriſt feinen Anfpruch an- 
melden. Die Renten find monatlich im voraus andzuzahlen. Die An— 
fprüche, welche der Beichädigte gegenüber Bruderladen, Krantencaffen und 
ähnlichen Vereinen hat, werden durch die Erjabpflicht der Verficherungsanftalt 
nicht beeinträchtigt. Auch gegen Perfonen, die an dem Unfall Schuld tragen, 
behält er jeine Erſatzanſprüche; nur tritt in folhem Falle die Anjtalt bie 
zur Höhe des von ihr zu leiftenden Erſatzes an die Stelle des Beſchä— 
digten ($. 47). 

Die Anftalten find nicht berechtigt, die Anwendung der Beitimmungen 
des UV. Geſetzes durch Verträge mit den Berechtigten zu ihren Gunjten im 
voraus auszufchließen. Solche Verträge find ungiltig ($. 44). 

Ueber zwijchen den Entjchädigungswerbern und der Anſtalt ftreitige 
Entjhädigungsanjprüche enticheidet ein bei jeder Verficherungsanitalt be: 
jtehendes Schiedsgericht, dejjen Zujammenjegung das Geſetz ($. 38) be 
ftimmt und defjen Vorfigenden die Regierung aus den richterfihen Staats: 


>77) Die Anzeigepflicht der Unternehmer bezieht fih auc auf etwaige Aende- 
rungen in der Art des Betriebes, die auf die Einreihung in die Gefahrenclafie 
oder den Percentfag von Einfluß fein können (8. 19). 
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beamten ernennt, gegen deijen Erfenntnifje feine Rechtsmittel zuläffig und 
die im gerichtlichen Wege vollitredbar find. Tritt in den Berhältniffen, 
welche für die Feititellung der Entſchädigung maaßgebend waren, eine 
Aenderung ein, jo fann auch eine nachträgliche geänderte Feititellung der 
Entihädigung feitens der Anjtalt erfolgen (8. 39). 


Krankenverficherung. 


In engem Anſchluß an die Unfallverfiherung wurde mit dem Geſetz $. 237, 
vom 30. März 1888 die obligate Kiranfenverficherung der Arbeiter ge— 
geregelt.“) Das Gejeg beruht zum Theil auf denjelben Principien wie das Un— 
fallverficherungsgejeg, und zwar: Verſicherungszwang, Errichtung jtaatlich 
genehmigter und vom Staat beauffichtigter Verlicherungsanftalten (Kranken— 
cafjen) auf dem Princip der Selbithilfe und der Gegenjeitigfeit (Beitrags: 
pflicht der Arbeitgeber und Urbeiter), ſtrenge jtaatliche Auflicht und Eon: 
trole der Geldgebahrung der Verſicherungsanſtalten Krankencaſſen), daher 
auch Pflicht derjelben zur Rechnungslegung gegenüber der Staatsverwaltung. 

Doch bringt es die weſentlich verichiedene Natur der Krankheit und 
des Unfalles mit fih, daß einerfeit3 diefelben PBrincipien auf diefe beiden 
Verſicherungszweige angewendet bei jedem derjelben eine wmwejentlich ver: 
ichiedene Bedeutung annehmen und weſentlich verjchiedene Folgen haben, 
und daß andererjeit3 die Organifation der Kranfenverficherung die Anwen— 
dung gewiſſer, ſowohl durch die bejondere Natur des Gegenjtandes, wie 
auch durch das hiſtoriſche Entwidelungsjtadium der Krankenverſicherung be- 
dingter bejonderer Verwaltungd-Brincipien nothivendig macht. 

Die wichtigite Berfchiedenheit de Gegenjtandes (Krankheit und 
Unfall), welche eine WVerjchiedenheit der zum Zwecke der Verſicherung zu 
ergreifenden Maafregeln nad jich zieht, liegt darin, daß von Krankheiten 
eine ungleich größere Menjchenanzahl bedroßt und betroffen wird als von 
Unfällen; auch iſt die Unfallgefahr zumeiit nur bei gewilfen gefährlichen 
Betrieben vorherrichend, während die Kiranfheitsgefahr im Großen und 
Ganzen über alle Erwerbs- und Berufszweige gleihmäßig verbreitet ift. 

Daraus folgt, daß gegen die Folgen von Krankheiten eine viel größere 
Anzahl von Menſchen verfichert werden muß, als gegen Unfallgefahr, und 
daher die zu ergreifenden Maaßregeln in die Lebensverhältnifie der ar: 
beitenden Claſſen viel tiefer eingreifen, als die zum Zwecke der Unfall— 
verlicherung. 

Will alſo der Staat auch bei der Kranfenverficherung das Princip 
des Zwanges zur Anwendung bringen, jo muß er von jeiner hoheitlichen 
Macht einen viel nahdrüdlicheren und energiicheren Gebrauch machen, in 
die Sphäre der individuellen Freiheit und Selbjtbeitimmung viel tiefer ein: 
greifen, als das bei der Unfallverficherung der Fall zu fein braudt.?’®) 

5) Einige 88. dieſes Geſetzes wurden mit Ge. v. 4. April 188INGB. Nr. 39 


abgeändert. . j j ö 
+, (3 ſei an dieſer Stelle darauf hingewieien, in welchem jchroffen Gegen» 


$. 238 


+ 
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Eine weitere Folge der größeren Häufigkeit der Krankheiten als ver 
Unfälle ift, daß die Beftreitung der Koften der Krankenpflege und Heilung 
einen größeren Aufwand erfordern, und daher die Kranfenverfiherung die 
zu diefem Zwecke Leiltungspflichtigen viel ftärfer belaftet, als die Unfall: 
verfiherung und zwar troßdem, daß die Kranfenverforgung fich immer 
nur auf einen bejchränften kurzen Beitraum erftredt, während die Unfall: 
verfiherung meijt die ganze Lebensdauer der durch den Unfall erwerbslos 
gewordenen umfaßt. 

Wenn aljo auch bei der Sranfenverficherung theilweife das Princip 
der Selbithilfe, theilweiſe da3 der focialen Pflichterfüllung, endlich beide 
in der Form allgemeiner Gegenfeitigkeit zur Anwendung kommen, fo be 
wirkt es doch die verfchiedene Natur des Gegenjtandes (Krankheit und Un— 
fall), daß die Eonjequenzen diefer Principien bei der Krankenverſicherung 
für die Leiftungspflichtigen viel empfindlicher find und alle Znterefjenten, 
die Staatdverwaltung nicht ausgenommen, viel mehr in’3 Mitleiden ziehen, 
als die Unfallverfiherung. Wir werden fehen, wie diefe Conjequenzen in 
den einzelnen Bejtimmungen des Srantenverficherungsgefeges zu Tage 
treten. 


Die verficherungspflichtigen Perſonen. 


Der Umjtand, daß die Gefahr der Erfranfung eine viel größere 
und umfafjendere iſt als die Unfallgefahr, zwingt den Gejebgeber, den 
Kreis der gegen Kiranfheit verjicherungspflichtiger Perſonen viel weiter zu 
ziehen, al3 dieß bei dem Unfallverjicherungsgejeg gefhah. Es werden daher 





fat gerade die modernite Geſetzgebung (Schulzwang, Berfiherungszwang u. dgl.) 
fich zu dem jeit der großen franzöſiſchen Revolution in der Staatstheorie herricen- 
den Grundjag der individuellen Freiheit und Selbitbeftimmung befindet. Nun 
fann aber nur Eins richtig fein, Freiheit oder Zwang; Selbitbejtimmung oder 
ftaatlihe Norm — im öffentlichen Leben. Wäre der Grundjaß der individuellen 
Freiheit und Selbitbeitimmung der einzig richtige: dann müßte man ſolche Geſetze, 
wie die auf Schulzwang beruhenden Schulgeiege und die auf Verſicherungszwang 
beruhenden neuejten Verjicherungsgeiege verdammen. Und doc gelangte der mo— 
derne Staat zu diefen legteren nothgedrungen, und jind alle dieſe Zwangsgeſetze 
eine unvermeidlie Conſequenz der ganzen modernen focialen Entwidelung, 
eine Coniequenz, die der moderne Staat allen reiheitstheorien zu Troß 
iehen muß, wenn er die Grundlagen jeines Beltandes nicht untergraben mil. 

araus folgt aber für den dentenden Menjchen Eines, d. i. daß jene Grundjäge 
unbejchränfter individueller freiheit und Selbjtbeitimmung mit der Eriitenz der 
Staaten unvereinbar find. Und dieje Lehre müfjen wir aus der ganzen focialen 
Entwidelung der modernen Staaten ziehen. Sie iſt audy philoſophiſch und logiſch 
leicht zu begründen: denn nur die Herrſchaft garantirt den Beitand der jtaat- 
lichen Organijation und Herrichaft iſt der Gegenjag der Freiheit, Allerdings 
innerhalb des Rahmens der Herrſchaft und ftaatlicher Normen fann jich gejeglice 
Freiheit und individuelle Selbjtbejtimmung geltend machen; will man aber dieien 
Zuſtand mwahrheitstreu bezeichnen, jo darf man nicht jagen, daß der moderne Staat 
auf dem Grundjag der Freiheit und individuellen Selbitbejtimmung beruht, jondern 
daß der moderne Staat den Kreis der individuellen Freiheit und & efbftbeftimmung 
für alle feine Bürger nicht in ungleihem Maaße zu beichränfen beftrebt. Tas 
allein wäre die richtige Charakterifirung des modernen Staates, 
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nicht nur alle gegen Unfälle verficherten Perſonen auch für den Krankheits— 
fall verjichert, fondern noch obendrein auch alle Arbeiter und Betriebs: 
beamte, welche in Bergmwerfen auf vorbehaltene Mineralien und den 
dazu gehörigen Anlagen, wie auch in einer unter die Gewerbeordnuug 
fallenden, oder einer jonjt gewerb3mäßig betriebenen Unternehmung, endlich 
aud beim Eifenbahn- und Binnenihiffahrtsbetriebe bejchäftigt find ($. 1). 

Diefer jo weit gezogene Kreis der gegen Krankheit verjiherungs- 
pflichtigen Perſonen machte e3 denn auch dem Gejeßgeber unmöglich, eine 
furze und bündige begriffliche Bezeichnung derjelben zu geben. Er jtatuirt die 
Berficherungspflicht nicht nur für „Arbeiter und Betriebsbeamte“ und er- 
Härt, daß als folde auch „Lehrlinge, VBolontäre und Praktikanten“ anzu— 
jehen jind: ſondern dehnt die Verjicherungspfliht auch auf „andere Ber: 
jonen aus, welche wegen noch nicht beendeter Ausbildung feinen oder 
einen niedrigen Arbeitsverdienſt beziehen.“ *80) 

Aus dem Kreife diefer verficherungspflichtigen Perfonen jchließt der 
Geſetzgeber ausdrüdlich zwei Kategorieen von Perjonen aus, auf welche 
principiell die obligate Kranfenverfiherung mit demjelben Rechte und 
aus denjelben Gründen wie auf die oben bezeichneten ausgedehnt werden 
müßte — und zwar jchließt er die eine Kategorie aus dem Grunde aus, 
da diefelbe eine anderweitige Kranfenverficherung genießt, er fie daher nicht 
einzubeziehen braucht, die andere — weil er fie in Anbetracht der ver: 
fügbaren Mittel (dieſes Wort im weiteſten Sinne genommen) nicht ein: 
beziehen fann. Zur erjteren Kategorie gehören die Bedienjteten, welche in 
einem Betriebe des Staates, eines Landes, eines Bezirkes, einer Gemeinde 
oder eines öffentlichen Fonds mit feitem Gehalte angeftellt find, daher diejer 
Berjicherungspflicht nicht unterworfen ($. 2). zu werden brauchen, offenbar 
aus dem Grunde, weil diejelben, wenn jie zeitweife von Sranfheiten be= 
troffen werden, ihre Gehalte fortbeziehen. 

Die zweite Kategorie bilden die land: und forjtwirthichaftlichen Ar— 
beiter und Beamten; diejelben fallen nicht unter die Verjicherungspflicht 
diejes Geſetzes; die Negelung ihrer Berficherung bleibt den Landes: 
gejegen überlaffen. Doch können, bis eine ſolche Tandesgejegliche 
Regelung erfolgt, die land» und foritwirthichaftlichen Unternehmer mit 
ihren Arbeitern und Beamten der Siranfenverlicherung nad) diefem Reichs— 
gejege beitreten. Dasjelbe gilt von den Arbeitern der Hausinduftrie 
(8. 3). Auch fünnen die politiichen Behörden ſolche Perfonen von diejer 





550, Diefer Mangel einer Haren Definition der verficherungspflichtigen Per— 
jonen ijt dem Negierungsentwurfe im Parlamente zum Vorwurf gemacht worden, 
worauf der Negierungsvertreter und Verfaſſer des Regierungsentwurfes Dr. Stein- 
bach die Erklärung abgab, daß wohl eine ſolche Definition nicht gegeben werden 
fönne, daß aber alle „Arbeit im Betriebe“ unter das Geſetz fällt. Es fallen alio 
nicht unter das Geſetz 1. alle jene, die nicht arbeiten und 2. alle jene, die nicht 
im Betriebe arbeiten, wie 3. B. die Dienitboten. Dieſe Erflärung ift zutreffend 
und kann als genaue Bezeichnung des Kreiſes der verficherungspflichtigen rien 
allerdings mit Berüdfichtigung der im Gejeg (88. 2 u. 3) ftatuirten ausdrüd- 
lihden Ausnahmen, betrachtet werden. 
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Kranfenverjiherung befreien, welche im Krankheitsfalle entjprechenden An— 
ipruch auf Verpflegung im Haufe ihres Arbeitgeberd haben ($. 4).°°*) 

Bon diejen hier ftatuirten Ausnahmen von der allgemeinen Kranten- 
verjicherungspflicht iſt e8 offenbar die Ausnahme aller land» und forjtwirth- 
ichaftlichen Arbeiter, welche die größte Bedeutung hat, da fie den bei weiten 
größten Theil der „Arbeit im Betriebe“ von der Kranfenverjiherung aus— 
ichließt. Diefe Ausnahme wurde denn auch im Parlamente heftig an- 
gefochten, insbeſondere von den Vertretern der Industrie, welche darin eine 
Begünjtigung der Landwirthichaft, insbejondere des Großgrundbefiges ſahen. 
Doc wurde diefe Ausnahme theild nur aus Opportunität jtatuirt, da die 
Einbeziehung der rund acht Millionen zählenden land- und forjtwirthichaft- 
(ihen Urbeiterihaft die Aufgabe des Gejeßgeberd und ſohin diejenige der 
Staatdverwaltung jo jehr in's Ungemefjene vergrößern würde, daß an ein 
Zuftandefommen, ſowohl des Geſetzes, wie auch an eine rajche Durchführung 
desjelben mit Grund gezweifelt werden müßte. 

Sollte beides fichergeftellt werden, mußte vorderhand auf die obliga- 
torifhe Einbeziehung jowohl der land: und forjtwirtbichaftlichen Arbeiter 
wie auch der Hausindujtrie verzichtet werden. 

Um aber dabei dem Principe jelbjt, der Verſicherung aller „Arbeit im 
Betriebe“ treu zu bleiben, unterläßt e3 der Gejeßgeber nicht, bezüglich diejes 
großen Kreifes von Arbeitern zwei wichtige Beftimmungen in’3 Gejeg auf- 
zunehmen und zwar erjtend: daß die Verjicherung derjelben durch Landes— 
gejege zu erfolgen habe und zweitens, daß e3 bis dahin den Unternehmern 
von land- und forjtwirthichaftlichen Betrieben und auch der Hausinduftrie 
frei jtehe, mit ihren Arbeitern und Betriebsbeamten unter Zuſtimmung 
derjelben der Kranfenverficherung nad) diefem Reichsgeſetze beizutreten. 

Bon diejen zwei Bejtimmungen deutet uns die erjte zugleich auch den 
principiellen ftaatsredhtlihen Grund an, warum die Krankenverſicherung 
der land- und forjtwirthichaftlichen Arbeiter nicht gleichzeitig reichsgeſetzlich 
geregelt wurde. Denn neben den erwähnten Opportunitätsbedenfen machte 
ih auch gegen eine ſolche Regelung ein principielles ftaatsrechtliches Be- 
denken geltend, ob der Reichsrath zu einer jolchen competent jei und ob die 
Zwangsverfiherung der „land- und forjtwirthichaftlichen Arbeiter“ nicht 
als eine „Landescultur”:Angelegenheit der Competenz der Landtage unter: 
liege. Wenn nun auch diejer Zweifel auf Grund der Staatsgrundgejeße 
feineswegs Har entjchieden werden fonnte, jo entjchloß ſich der Geſetzgeber 
doch, gewiß aud) in Anbetracht der Schwierigkeit, diefe Angelegenheit reichs- 
gejeglich zu ordnen, für die dDießbezügliche Kompetenz der Landtage, womit 
er — auch dieſe Competenzfrage authentiſch entſchied.**) 


*1) Bu dieſen Perſonen gehören auch die bei Mitgliedern von Gewerbe— 
genoffenfchaften in Verwendung jtehenden — ſofern die betreffende Genoſſen— 
ſchaft im Sinne der Gewerbeordnung (5. 114 Abſ. 2 lit £.) die Fürſorge für 
erfranfte Lehrlinge mindeftens für 20 Wochen übernimmt. 

») Diejenigen, welche die Anficht vertraten, daß die Gejeggebung bezüglich 
der Krankenvericherung auch der land» umd foritwirthiepaftlichen Arbeiter zur Com« 
vetenz des Neichsraths gehöre, beriefen jich auf $. 11 des StGG.v. 21. Dec. 1867 
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Der Gegenftand der Berficherung. 


Gegenstand der ranfenverficherung bildet die Gewährung einer Kranken: $. 239, 
unterjtügung, welche dem Erfrankten theil® in Heilmitteln und ärztlicher 
Pflege, theils in Geld zu leiten it. Für das zu leijtende Krankengeld fo- 
wie auch für die Dauer der Kranfenunterjtügung überhaupt jet das Ge— 
jeß eine unterjte und oberjte Gränze feit. 

Die Mindeitleiftung der Kranfenunterftügung bejteht in freier ärzt— 
licher Behandlung ſowie Verjorgung mit den nothiwendigen Heilmitteln, 
jodann, wenn die Krankheit mehr als drei Tage dauert und der Kranke 
erwerb3unfähig iſt, in der Zahlung eines täglichen Kranfengeldes in der 
Höhe von 60 des gerichtsbezirks-üblichen Tagelohnes — in der Dauer 
von höchſtens 20 Wochen. Niederfunft und Wochenbett gelten als Krank— 
heit. Für den Todesfall zahlt die Krankencafje die Beerdigungsfoften mit 
dem 20 fachen Betrag des täglichen Krankengeldes. Die Höhe des Tag: 
lohnes wird nach Gerichtsbezirken behördlich feitgeitellt ($. 7). 

An Stelle de3 Kranfengeldes kann Kur und Verpflegung in einem 
Krankenhauje geboten werden ($. 8).°%%) Uebernehmen diefe Cur und Ber: 
pflegung öffentliche Kranfenanjtalten, jo haben die Krankencaſſen, fo weit 
ihre Verpflichtung reicht, die Kosten zu tragen. 

Eine Erhöhung obiger Mindejtleiftungen kann durch das Caſſen— 
ftatut normirt werden. Doc darf der Berechnung des Kirantengeldes weder 
ein geringerer Lohnbetrag, als der gerichtsbezirks-übliche Taglohn, noch ein 
höherer als zwei Gulden pro Tag zu Grunde gelegt werden. 

Ein diefen Betrag überjteigender Arbeitsverdienft bleibt außer Berech— 
nung; das Krankengeld kann nicht höher feitgejeht werden ala mit 75 Ber: 
cent des der Berechnung zu Grunde gelegten Lohnbetrages. Die hödhjite 
Dauer der durch Statut über das gejegliche Mindejtausmaaß feitzufeßen- 
den Sranfenunterftügung it ein Jahr; der Höchjitbetrag der Beerdi- 
gungsfojten darf 50 fl. nicht überfteigen ($.9). Die fo erhöhten Leiftungen 
fönnen durch geänderte Statuten (ohne rüctwirfende Kraft) wieder herab: 
gejegt werden ($. 10). 


Nr. 141 al. 1 und darauf, daß die in demielben $. a—o aufgezählten Angelegen» 
heiten nur eine demonjtrative, nicht eine tarative Bedeutung haben; daß übrigens 
die Kranfenverjicherung in die Verhältnifje des Civil- und Strafrehts wie auch 
des Heimatrechts bezüglich welchen dieſer $. die Competenz des Reichsraths feit- 
jeße, einjchlagen. Mehr Berechtigung hatte aber die Anficht der Gegner, daß die 
im 8. 11 lit. a— 0 aufgezählten Angelegenheiten eine tarative Bedeutung haben 
und nachdem. dort von einer Zwangs-Berfiherungsgeießgebung feine Erwähnung 
eichieht, dieje Angelegenheit zu den „Übrigen Gegenjtänden” zu zählen jei, welche 
8. 12 desjelben Geſetzes den Landtagen zuweiſt, denen obendrein die Landes» 
ordnungen alle „Zandescultur*fachen zumeifen. Der Wortlaut des $. 3 des Kranfen- 
verſicherungsgeſetzes hat dieſe Streitfrage ein für allemal im Sinne der Länder: 
autonomie entichieden. 

559, Doch ijt dazu bei Kranken, welche mit ihren Ehegatten oder mit anderen 
Gliedern ihrer Familien in gemeinichaftlichem Haushalte leben, die Nr der 
Peg (wenn dieſelbe durch die Art der Krankheit nicht ausgeichloifen ift) er- 
orderlich. 


$. 240. 
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Die Pflicht zur Leiltung obiger Kranfenunterjtügung beginnt für die 
Krankencaſſe bezüglich der freien ärztlichen Behandlung mit Inbegriff des 
geburtähilflichen Beijtandes, jowie der nothiwendigen Heilmittel und ſonſti— 
ger therapentifcher Behelfe „vom Beginne der Krankheit an“ ($. 6 lit. 1.): 
zur Leiftung des Krankengeldes dagegen erjt mit dem Ablauf von drei Tagen 
und wenn der Kranke erwerbaunfähig ift (lit. 2). Doch wird in diefem Falle 
das Krankengeld „vom Tage der Erfranfung an“ gewährt. Es hat fomit 
das Geſetz für die Leiftung des Kranfengeldes eine dreitägige Carenzzeit 
beftimmt, theils um die Kranfencafjen von der Fürforge für die große An- 
zahl leichter Erfranfungen, welche nicht über drei Tage dauern und eine 
Erwerböunfähigfeit nicht zur Folge haben, zu entlaften, hauptfächlich aber 
um möglihen Simulationen, die bei 1 — 3 tägiger Krankheitödauer ſchwer 
zu controliren find, unmöglid) zu machen. Um jedoch in Fällen, wo eine 
ernjte mehr als dreitägige Krankheit eintritt, dem Verficherten die Laſt der 
dreitägigen Carenzzeit nicht aufzubürden, wird das Krankengeld in allen 
jofchen Fällen vom Eintritt der Krankheit angefangen nachhinein gewährt, 
wie denn überhaupt das Krankengeld jo lange die Krankheit dauert und 
wenn fie nicht früher aufhört, bis zum geſetzlich beftimmten Marimaltermin 
von 20 Wochen wöchentlich und nachhinein gewährt wird. 

Die Kranfencaffen. 

Was die Anftalten betrifft, bei welchen die Verficherung auf den 
Krankheitsfall zu erfolgen hat, jo fonnte der Gejeßgeber hier der Privat: 
thätiafeit und Initiative einen viel größeren freien Spielraum Iafjen, ala 
beim Unfallverfiherungsgefet und zwar umſomehr, als er bier an be: 
jtehende, hiſtoriſch entwicelte Berhältniffe anknüpfen und eine Anzahl 
mannigfaltiger, den verichiedenjten Lebenslagen angepaßter Anjtalten, die 
fih von Alter8 her bereit3 jegensreich bewährt hatten, in feine neu ge= 
ſchaffene Krankenverficherungsorganijation einbeziehen konnte. Alle dieje 
Anjtalten wurden in ihrem Beltande bewahrt und befejtigt, allerdings 
aber einer einheitlichen jtaatlihen Aufficht unterworfen und zu einer gejeg- 
lich feitgeftellten Minimalleiftung an die Verjicherten verpflichtet. Darnach 
kann die vorgefchriebene Berficherung nicht nur durch die neu errichteten 
Bezirfsfranfencafjen erfolgen, fondern ebenfowohl duch neu zu er- 
richtende oder bereit bejtehende Betrieb3-, Bau-, Genoſſenſchafts-, 
Knappſchafts- oder endlih Vereinskrankencaſſen. 

a) Die Bezirtöfranfencafjen werden auf territorialer Grund: 
lage errichtet, wie die Unfallverficherungsanftalten, nur daß, da die Natur 
der Krankenverficherung einen engeren Wirkungsfreis erfordert, derjelbe 
in der Negel auf einen Gerichtsbezirk bejchränft wird. Doc iſt die polt= 
tiiche Zandesbehörde berechtigt, diefen Wirkungsfreis nach Umftänden über 
mehrere Gerichtsbezirfe auszudehnen, oder auch denjelben einzuengen, jo daß 
für einen Bezirk mehrere Caſſen errichtet werden. Die Stellung der be: 
joldeten Beamten der Bezirksfranfencaffen it infoferne gleich der der Unfall- 
verjicherungsanjtalten, daß ſie wie jene in Eid und Pflicht genonmen wer: 
den ($. 12). 
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Für die Mitgliedfchaft an den Bezirkskrankencaſſen iſt ein freierer 
Spielraum gewährt, als bei den Unfallverjicherungsanitalten. Denn es 
önnen an den Bezirkötranfencaffen außer den verfiherungspflichtigen Ber: 
onen auch joldhe theilnehmen, die der Verficherungspflicht nicht unterliegen, 
venn fie das 35. Lebensalter noch nicht überjchritten haben. Dagegen find 
yerjiherungspflichtige Perſonen von dem Beitritt zur Bezirkscaſſe befreit, 
venn jie irgend einer anderen vom Geſetz janctionirten und anerkannten 
Kranfencaffe angehören. 


Der Austritt aus den Bezirkskrankencaſſen fteht den nicht verficherungs: 
pflichtigen Perſonen jederzeit frei; jie werden als ausgetreten betrachtet, 
wenn fie ihre Beiträge durch vier Wochen nicht Teiften. Von verficherungs: 
pflichtigen Mitgliedern unterfcheiden fie jih auch dadurd, daß von ihnen 
ein Eintrittögeld jtatutenmäßig verlangt werden fann, welchem die ver: 
licherungspflichtigen nicht unterworfen werden dürfen ($. 13). Auch beginnt 
für die erjteren das Recht der Unterjtügung zugleich; mit ihrer Mitglied- 
\chaft, alfo mit dem Tage, an welchem fie in die betreffende Beichäftigung 
eintreten; für die letzteren erſt mindejtend vier, höchſtens acht Wochen 
jpäter ($. 22). 

Für jede Bezirkökrankencaffe ift, nach dem im Verordnungswege 
veröffentlihten Mujterftatut ein Statut zu errichten, welches ſowie all- 
fällige Aenderungen desjelben, der behördlichen Genehmigung bedarf. °**) 
Dasjelbe muß über alle relevanten Berhältniffe, alfo über Umfang der 
Unterftüßungen, Höhe der Beiträge, Bildung des Reſervefonds, Wahl des 
Borjtandes, Generalverfammlung, Ueberwahungsausihuß, Schiedsgericht, 
Krankheitmeldungen, Krankheitecontrole, Statutenänderung und Jahres— 
rechnung Beitimmungen enthalten ($. 14). 


Die Bezirkskrankencaſſen find Anjtalten und daher juriftiiche Per: 
jonen ($. 15). Der Vorjtand wird von den Mitgliedern gewählt ($. 16). 
Die oberite Leitung jteht der Generalverfammlung zu, deren Zufammen: 
jegung das Statut innerhalb der gejeglichen Gränzen beitimmt ($. 17). 


Den Arbeitgebern, deren Arbeiter Mitglieder der Krankencaſſe find, 
gebührt eine angemefjene Vertretung jowohl im Vorftande, der General- 
verjammlung, wie auch dem Ueberwachungsausſchuſſe der Caſſe. Ihr Wahl: 
recht in der Generalverfammlung üben fie abgejondert von den Caſſen— 
mitgliedern ($. 18). Die Bezirkskrankencaſſen unterliegen der jtaatlichen 
Aufſicht; die Auffichtsbehörde überwacht die Korrectheit der Gebahrung der 
Caſſe und die Einhaltung der Statuten und hat das Recht, im Nothfalle 
fogar die Leitung der Caffe zu übernehmen, beziehungsweiſe Leiter der: 
jelben zu ernennen (S$. 19 u. 20). Das Krankencajjenitatut kann die Be: 
jtimmung enthalten, das Mitgliedern, welche ſich die Krankheit durch eigenes 
Verſchulden, bei Raufereien oder durch Trunkſucht zugezogen, kein Kranken— 
geld gewährt wird. 


>, Ein Mufterftatut für diefelben mit allen einichlägigen Formularien wurde 
fundgemacht unterm 20. October 1888 RGB. Nr. 159. 
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b) Die Errichtung einer Betrieb3franfencajfe ijt unter Umständen 
facultativ, unter Umftänden obligatorijd). 

Leder Unternehmer, der hundert oder mehr Arbeiter, fei ed in einem 
oder benachbarten Betrieben beichäftigt, ijt berechtigt, eine Betriebskranken— 
caffe zu errichten und fi damit von dem Beitritt zur Bezirkskrankencaſſe 
zu befreien. Nur in dem Falle kann die politifche Behörde der Errichtung 
einer joldhen Gafje ihre Genehmigung verweigern, wenn dadurch der Be- 
jtand der Bezirkskrankencaſſe in Frage geitellt wird. Dagegen kann unter 
Umftänden die Errichtung einer ſolchen Caſſe auch einem fleineren Betriebe 
(mit weniger als 100 Arbeitern) geftattet werden ($. 42). 

Fit ein Betrieb bejonders gefährlich für die Arbeiter, jo fann der Unter: 
nehmer zur Errichtung einer Betriebskrankencaſſe angehalten werden ($. 43). 

Die Beitimmungen über die innere Organijation, über die Verhält- 
nifje der Mitglieder, über Beitragsleiftungen u. |. w. bei den Bezirkskranken— 
calfen finden auf die Betriebsfrantencaffen finngemäße Anwendung mit 
einigen durch die verjchiedene Sachlage gebotenen Wenderungen. Auch die 
Betriebskrankencaſſe muß ein bejonderes Statut haben, der Betriebsunter: 
nehmer fann auch den Vorſitz im Vorftand haben, er ijt verantwortlich für 
die Caſſengebahrung, die Betriebscafje unterfteht der behördlichen Aufficht 
und Gontrole, das Bermögen der Betriebscafje ift dem Unternehmer an: 
vertraut; verfällt er in Concurs, gehört die Gajjenforderung in die erite 
Claſſe der Anſprüche der Gläubiger ($. 47). 

ec) Baufranfencafjen müfjen auf Anordnung der Behörde für die 
bei Weg-, Eiſenbahn-, Canal:, Strom und Dammbauten, fowie in andern 
vorübergehenden Baubetrieben beichäftigten Perſonen errichtet werden. 

Auf die Baufrankencafjen finden die Beltimmungen über Betriebs- 
franfencafjen finngemäße Anwendung ($. 57). 

d) Die Genofjenfhaftsfranfencafjen, die gemäß der Gewerbe- 
ordnung errichtet wurden, bleiben bejtehen, doch müſſen diejelben den 
Mindeitforderungen des Sranfenverjicherungsgejeges entſprechen, andern— 
falls die nöthigen Statutenänderungen vorgenommen werden müſſen (8. 58). 
Dasſelbe gilt 

e) von den Bruderladen (Knappſchaftscaſſen), welche auf Grund 
berggejeglicher Borjchriften beitehen. Für die Mitglieder derjelben tritt die 
Verpflichtung, einer nach Maaßgabe der Borfchriften des Krankenver— 
jiherungsgejeges errichteten Krankencaffe anzugehören, nit ein. Die 
jtatutenmäßigen Leiftungen diefer Bruderladen in Krankheitsfällen müfjen 
auf das Niveau der gejeglihen Mindeftleijtungen der neuen Kranken— 
verjicherungscafjen gehoben werden. Grfolgt die Statutenänderung nicht 
auf regelmäßigem Wege, jo nimmt die Berghauptmannjchaft diejelbe rechts: 
verbindlich) vor (jet nad) dem neuen Bruderladengejeh j. u. ©. 639). 
Ebenfo muß es endlich 

f) mit den Vereinskrankencaſſen gehalten werden, die auf Grund 
des Vereinsgeſetzes vom 26. November 1852 errichtet wurden ($. 60). 

Bon den hier aufgezählten Cafjen haben in erſter Linie die Bezirks— 
franfencafjen die Pflicht, nad) den VBorjchriften des Geſetzes einen Reſerve— 
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fond anzulegen ($. 27). Sämmtliche Bezirkicafjen eined Sprengel3 einer 
Unfallverfiherungsanftalt bilden Berbände, welche gemeinjame Reſerve— 
fonds anlegen. 

Die Pflicht zur Anlage eines Refervefonds, beziehungsweije zum Bei: 
tritt zum Cafjenverbande obliegt auch den Betriebscaſſen und nad) jeweiliger 
Enticheidung der politiihen Landesbehörde den Baufranfencafjen. Die 
übrigen drei Caſſenarten find von diejer Verpflichtung nah diejem Ge— 
jeße frei. 

Alle jene Caſſen, deren Mitgliedichaft von der Verpflichtung der Be: 
zirfsfranfencaffe anzugehören, befreit, find verpflichtet, jeden Austritt eines 
Mitgliedes der politiihen Behörde erfter Inſtanz anzuzeigen ($. 61). Die 
Forderungen der Berlicherten fünnen von dritten Perſonen in keinerlei 
Erecution gezogen werden. 

Weder’die Arbeitgeber, noch die Krankencafjen dürfen mit den Ber: 
fiherten Verträge jchließen, wodurd Beftimmungen des Gejeges im Voraus 
zum Nachtheil der Verjicherten abgeändert werden; haben Gemeinden, Cor: 
porationen, Stiftungen nad) ihren Statuten an Verficherte Unterjtügungen 
geleitet, jo treten fie mit ihrem Antheil in die Rechte des Verficherten; doch 
bezieht fich diefe Beftimmung nicht auf Leiftungen der Urmenverjorgung. 
Die Unterjtügungspflicht der Krankencaſſen bejteht auch in dem Falle, wenn 
die Krankheit Folge eines Betriebsunfalles ift, doch bleibt der Kranken— 
cafje der Anſpruch an den Dritten, der zur Entihädigung verpflichtet war 
(8$. 63—65). 

Die aus diejen Erſatzanſprüchen entitehenden Streitigkeiten entjcheidet 
die politiiche Behörde (F. 66). Derjelben jteht es auch zu, auf Ueber: 
tretungen des SKranfencafjengejeged die darin näher bezeichneten Geld— 
jtrafen zu verhängen, wogegen der Recurd an die politiiche Landes: 
behörde und in drirter Inſtanz an das Minifterium ergriffen werden fann 
(8. 70). Alle obigen Cajjen und Verbände haben die Pflicht, die vor: 
gejchriebenen Ausweis-Formularien auszufüllen und der Aufjichtsbehörde 
regelmäßig vorzulegen ($. 72). 

Die politische Behörde kann ſowohl Bezirkökranfencafjen wie auch Be: 
trieböfrantencafjen auflöfen, wenn die Jahresausweiſe darthun, daß die ge- 
jeglichen Mindeftleiftungen der Caſſen nicht gededt und diejelben auch aus 
feinen vorhandenen Fond geleiftet werden fünnen. Zugleich mit der Auf: 
löfung ift für die Unterbringung der Mitglieder in andere Krankencaſſen 
Borforge zu treffen. An diefe leßteren übergeht auch das jchuldenfreie 
Bermögen der aufgelöften Caſſe (8. 40). 

Ebenjo können Betriebstrantencafjen, wenn fie aus was immer für 
Urſachen keine Sicherheit mehr bieten, von der Behörde aufgelöft werden. 
Doch ijt gleichzeitig mit der verfügten Auflöfung wegen Eintrittes der 
Caffenmitgliever in andere Krankencaffen Borjorge zu treffen; aud das 
Bermögen der aufgelöften Betriebscafje iſt eventuell diefer anderen Cafe 
zuzumeijen ($. 49). 

Betriebskrankencaſſen können zur Förderung gemeinjfamer Intereſſen 
untereinander oder mit Bezirkskrankencaſſen Verbände bilden ($. 50). 


$. 24. 


HR 


Mehrere Arten auf Grund früherer Gefege, jo der Gewerbeordnung 
von 1859 und des Geſetzes vom 8. März 1885 bejtehender Unterftügungs- 
caſſen find theils als Betriebscaffen zu betrachten, theil® nach den für leßtere 
geltenden Normen umzugeftalten ($. 51). 

Dasſelbe gilt von den bei Eifenbahn: und Dampfichiffbetrieben, jomie 
beit vom Staate verwalteten Betrieben bejtehenden Unterſtützungscaſſen. 
Allerdings müſſen alle dieſe Unterjtügungscafien auf dem Niveau der durch 
diejes Krankenkenverſicherungsgeſetz an die Krankenverſicherung gejtellten 
Forderungen fich befinden oder wenn fie unter demjelben find, auf dasſelbe 
gehoben werden ($$. 52, 53). 


Die Beiträge zur Krankenverficherung. 


Die zum Zmwede der Verliherungsleiftung und der damit verbundenen 
Rejervefondsbildung und der Verwaltung der Krankencajfen erforderlichen 
Fonds werden durch Beiträge aufgebracht, welche ähnlich wie bei der Un— 
fallverficherung, theil® den Berficherten, theil3 den Mrbeitgebern zur Laſt 
fallen. 


Nur ijt das Verhältniß der Belaftung der Berficherten und der Ar: 
beitgeber hier beinahe das umgefehrte wie bei der Unfallverficherung, denn 
während dort von den tarifmäßigen Beiträgen, den Arbeiter nur 10°/,, den Ar: 
beitgeber dagegen 90°/, treffen: entfallen von den zum Bivede der Kranfen= 
verfiherung jtatutenmäßig beftimmten Beiträgen *°/, auf die Mitglieder 
(d. i. die Verficherten) und nur ?/, auf die Arbeitgeber ($. 34). 

Ein weiterer Unterjchied zwiichen den Beiträgen zur Unfall und den: 
jenigen zu der Rranfenverjicherung liegt darin, daß jene nad) der verjdie- 
denen Gefährlichkeit der Betriebe (auf Grundlage der Einreihung in Die 
Sefahrenclaffen und Procentjäße): dieje Hingegen bei jeder einzelnen Kranken: 
cafje einheitlich für alle Mitglieder „in Procenten des bei Berechnung 
des Krankengeldes zu Grunde gelegten Lohnbetrages bemefjen“ werden ($. 25). 
Während alfo die einzelnen Unfallverjicherungsanftalten von ihren Mit: 
gliedern je nachdem diejelben zu verichtedenen Betrieben gehören, verjchieden 
abgeitufte Beiträge einheben, dagegen aber jämmtliche im Geltungsgebiete 
des Unfallverficherungsgejeges gelegenen Betriebe derjelben Gefahrenclajje 
und desjelben Procentſatzes bei allen Anjtalten diejelben Procentſätze 
zahlen, welche im Verordnungswege feitgefegt werden: kann bei den Kranken— 
verjiherungsanftalten neben der Einheitlichfeit der Beiträge aller Mitglieder 
je einer Anftalt unterhalb der gefeglichen Marimalgrenze, die größte Mannig- 
jaltigfeit der Bemefjung der Beiträge bei den verfchiedenen Anjtalten herrichen. 

Dieſe Marimalgrenze der Beiträge der verficherungspflichtigen Mit: 
glieder ijt mit 30/, des bei der Berechnung des Kranfengeldes zu Grunde 
gelegten täglihen Lohnbetrages firirt. Doc iſt unter gewiffen im Geſetz 
ausführlich feitgejegten Umfjtänden eine Erhöhung der Beiträge über dieje 
Marimalgrenze durch einen gefehlich qualificirten Beſchluß der General- 
verjammlung der Kranfenanftalt zuläffig ($. 26). 
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Bon den auf Grund des Gefekes jtatutenmäßig feitgejegten Beiträgen 
der Mitglieder find °/, von dem Mitgliede und !/, von dem Arbeitgeber 
aus eigenen Mitteln zu leiften. Für Mitglieder, welche einen Arbeitsverdienſt 
in Geld nicht beziehen, ijt der Beitrag in feiner Gänze von dem Arbeit: 
geber zu leiten. 

Dbiges Verhältniß der Beitragsleiftungen (*/, : "/,) kann unter Um: 
jtänden von der Generalverjammlung der Kranfencaffen zu Gunjten der 
Berficherten geändert werden. Mitglieder, die nicht verjicherungspflichtig 
find, und Beamte, mit einem Jahresverdienft von über 1200 ft., zahlen ihre 
Beiträge ganz aus Eigenem. 

Zur Eontrole der Beitragsleiftungen obliegt den Urbeitgebern die An— 
meldepflicht aller verficherungspflichtigen Berfonen (8.31); fietragen alle Folgen 
der Unterlafjung diefer Anmeldung ($. 32). Ebenſo find die Arbeitgeber ver: 
pflichtet, die vollen Beiträge, welche für die bei ihnen bejchäftigten ver: 
ſicherungspflichtigen Mitglieder zu entrichten find, zu den feitgejegten Terminen 
einzuzahlen($.33). Dafür find fie berechtigt, dieſe für Arbeiter eingezahlten Bei: 
träge bei jeder regelmäßigen Lohn: und Gehaltszahlung mit dem Betrage in 
Abzug zu bringen, welder auf diefe Lohn: oder Öehaltsperiode 
antheilweije entfällt. Der Arbeitgeber kann dieſes Abzugsrecht nur 
binnen einem Monat nad) jeder Lohnzahlung geltend machen ($. 36). 


Bruderladen. 


Sowohl bei der Erlafjung des Unfall- wie des Krankenverſicherungs— 
gejeßes war der Geſetzgeber darauf bedacht, ähnliche bereits bejtehende Ein- 
richtungen, die jich als lebensfähig bewährt hatten, wo möglich zu fchonen, 
diefelben in ihrem Beſtande nicht zu erfchüttern, jondern vielmehr zu fejtigen 
und den neu zu errichtenden Verficherungsanitalten organisch anzugliedern. 

In erjter Reihe war dieß mit den Bruderladen (Knappſchaftscaſſen) 
der Fall. 

War es ja beinahe ein Gebot der Pietät, in dieje alte, jeit Jahr: 
Hunderten beitehende humanitäre Inſtitution der Bergwerf3unternehmungen, 
die das allg. Berggele aus älteren Gewohnbheitsrechten übernahm und 
regelte: nicht jtörend einzugreifen. Zumal die Bruderladen ihre Mitglieder 
zumeijt nicht nur gegen Unfälle und Krankheiten, fondern ſogar — als echte 
Borläufer der moderniten Socialreform — gegen Wltersinvalidität ver: 
fiherten. So ſchloß denn fchon der 8. 1 des Unfallverficherungsgejeges die 
Arbeiter in Bergwerfen auf vorbehaltene Mineralien, für welche nad 
dem aBG. vom Fahr 1854 (X. Hauptitüd 88. 210—214) Bruderladen 
erütirten, von der Verjicherungspflicht aus, indem er die Verjorgung der: 
jelben für den Fall ihrer VBerunglüdung den Bruderladen überließ, zugleich 
aber auch ein bejonderes Geſetz über diefelben in Ausficht ftellte. 

Das Krankenverficherungsgejeb hat allerdings, wie wir das oben ge= 
fehen haben, die Bruderladen in den Rahmen feiner Beitimmungen einbe- 
zogen (VI. Abjchnitt) und für diefelben grundjäglic ein gleiches Niveau 
der Leijtungen an die Berficherten mie die anderen Krankenverſicherungs— 





$. 242. 
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cafjen für die Zufunft fejtgejegt: nicht3dejtomweniger hat auch das Kranken: 
verficherungsgejet den Bruderladen eine erempte Stellung unter allen an- 
deren Caſſen eingeräumt, indem es diejelben von den Beftimmungen der 
88. 5 und 9, fowie des 2., 3. und 4. Abſchnittes Loszählte. *°) 

Damit jtellte fich aber zugleich die Nothwendigfeit heraus, die Ver— 
hältnifje der Bruderladen den neuen Arbeiterſchutzgeſetzen entfprechend ein- 
heitlich zu regeln, was mit Gef. vom 28. Juli 1889 RGB. Nr. 127 
heſchah. °°°) 

Der eigenthümliche, in der Hijtorifchen Entwidelung der Bruberladen 
wurzelnde Charakter derjelben als alljeitiger Arbeiterjchuginftitute wurde 
dabei volljtändig gewahrt, indem denfelben ihr althergebradter Wirkungs— 
kreis nicht nur al3 Krankencaſſe und Unfallverficherungsanftalt, jondern auch 
al3 „Provijionscafje“ belafjen wurde, welche ihren in Folge Alters dauernd 
erwwerb3unfähig gewordenen Mitgliedern „Provifionen“ (Renten) und auch 
den Hinterbliebenen ihrer Mitglieder gewiffe Unterftügungen (Wittwen- 
probifionen und Waijenprovijionen) zahlen ($. 1). Nur ift zum Bmede 
bejjerer Evidenzhaltung und leichterer Controle ihrer Geldgebahrung eine 
rechnerische und adminiftrative Trennung der Krantencafje von der Proviſions— 
cafje bei jeder Bruderlade vorgejchrieben ($. 2). Die Mindeftleiftungen 
der Krankencaſſe find denjenigen der auf Grund des allgemeinen Kranken— 
verſicherungsgeſetzes gleichgejeßt; die Mindeftleiftungen der Provifionscafje 
müſſen mindejtens 100 fl. für männliche und 50 fl. für weibliche Arbeiter 
betragen ($. 4). Dieſe letztere Caſſe ijt für den Todesfall des Mitgliedes 
zu Wittwen- und Waijenprovifionen in dem Mindeftbetrage eines Drittels 
der dem veritorbenen Ehegatten beziehungsweije Vaters gebührenden Bro: 
vifion verpflichtet ($. 5). Bei Uebertritt eines Mitgliedes zu einer anderen 
Bruderlade wird der auf dasjelbe entfallende Antheil an der Referve der 
Provifionscaffe (Referveantheil) der Provifionscafje der anderen Bruderlade 
überwiejen (8.7) — eine Beitimmung, welche die Freizügigkeit der Arbeiter 
ficherzuftellen den Zweck hat.?°”) 


555) 8, 5 des KVG. jet Tantiemen und Naturalbezüge dem Gehalt und 
Lohne gleich; 8. 9 ichlieht die Invaliden-, Wittwen- und Waifenverficherung von 
den Leitungen der Kranfencaffen aus. Der II., III. und V. Abjchnitt des KBG.r 
enthält die bejonderen Beitimmungen für Bezirfd-, Betriebs- und Genofjenichafts- 
frantencafjen. 

556) Meben der Nothwendigkeit, die Bruderladen auf das höhere jocial- 
reformatorifche Niveau der Unfalle und Kranfenverficherungsgefege zu heben, was 
durch Erhöhung der Mindeftleiftungen der Kafjen an die Verſicherten und durch 
Heranziehung der Werksbeſitzer zu obligatorijchen Beiträgen (was früher nicht 
der Fall war) erreicht werden jollte und erreicht wurde: war für die Neuregelung 
der Bruderladen ausichlaggebend der Umitand, dab diejelben großentheils auf 
mangelhaften verfiherungstechniichen Berechnungen fußend, feine Garantie ihrer 
Solvenz für die Zufunft boten. Eine im Jahre 1881 von der Regierung vor- 

enommene Unterjuchung der finanziellen Lage der Bruderladen lieferte jogar den 

Beweis, daß ein großer Theil derjelben thatjächlich injolvent oder doch wenigſtens 
in einer derartigen Lage jei, daß fie für die eingegangene Verpflichtung nicht die 
erforderlihe Dedung aufweilen konnte. 

557) Eine ähnliche Beftimmung bezüglich der Rejervenantheile war urjprüng- 
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Was die Berficherungspflicht beiden Bruderladen anbetrifft, macht da3 Ge— 
jeß einen Unterjchied zwifchen ftändigen Bergarbeitern, nichtftändigen Arbeitern 
und Betriebsbeamten beim Bergbaue. Die jtändigen Bergarbeiter find zur Ver— 
fiherung in beiden Kafjenabtheilungen verpflichtet; die nichtftändigen find 
hiezu nur bei der Krankencaſſe, bei der Provifionscafje aber Lediglich gegen 
aus einem Betrieb3unfalle herrührende Erwerbslofigfeit; die Betriebs: 
beamten endlich, die einen geringeren Gehalt al3 1200 fl. beziehen, find 
ebenfall3 nur bei der Krankencafje verficherungspflichtig; diejenigen Betriebs- 
beamten, die mehr al3 1200 fl. beziehen, obendrein bei der Provifionscafje 
in demfelben Maaße wie die nichtjtändigen Arbeiter (alfo gegen Betriebsunfälle) 
verficherungspflichtig. Lehrlinge, Volontäre, Praktikanten und andere Ber- 
fonen, die wegen noch nicht beendigter Ausbildung feinen oder nur einen jehr 
geringen Lohn beziehen, find gleich den vollgezahlten Arbeitern und An— 
geftellten ihres bejonderen Arbeitszweiges zu behandeln ($. 10). Für das 
nad) dem aBG. 8. 212 für jede Bruderlade vorgeschriebene Statut jtellt dieſes 
Bruderladen-Berficherungsgejeß eine Reihe von Erfordernifjen auf und zwar be— 
zeichnet e3 die Punkte, über welche das Statut Bejtimmungen enthalten müffe 
und über welche es Bejtimmungen enthalten dürfe. Die Verwaltung der 
Bruderladen ift autonom; die verjicherten Arbeiter find Mitglieder derjelben ; 
ihre Generalverfammlung (die jedoch höchſtens aus 300 Mitgliedern be- 
jtehen darf) wählt einen Theil des Vorſtandes, den anderen Theil (doch nicht 
mehr al3 "/,) wählen oder ernennen die Werf3befiter, welche auch bis zu 
!/, der Stimmen in der Generalverfammlung vertreten fein dürfen. Ueber 
Borjtandswahlen und vorgenommene Aenderungen muß der Nevierbeamte 
auf dem Laufenden erhalten werden; die Anzeigen hat der Borjtand zu er: 
jtatten ($. 17). Die Bruderladen unterliegen der Auffiht und Eontrole 
der Revierbeamten und der Bergbehörde ($. 24). 

Die Beiträge zahlen Berjicherte und Werksbeſitzer je zur Hälfte. 
Für die unentgeltlich bedienjteten Arbeiter (Bolontäre, Praftifanten u. ſ. w.) 
zahlen die Werfsbefiger die ganzen Beiträge. Die Höhe diejer Beiträge 
wird nach verfiherungstechniichen Methoden berechnet und muß nicht von 
allen Mitgliedern in gleichen Beträgen eingehoben werden; vielmehr kann 
eine Abjtufung nach dem Alter derjelben Platz greifen ($. 29). 

Die Werfsbefiger find zur Einzahlung aud) der Beiträge der Arbeiter 
verpflichtet, dagegen berechtigt, die entfallenden Duoten den Arbeitern bei 
der Lohnzahlung abzurechnen ($. 30). 

Die Wahrung des Gleihgewichtes zwiſchen Ausgaben und Ein: 
nahmen ift den Krankencaſſen zur Pflicht gemadt. Doc müfjen jedenfalls 
behufs Dedung der laufenden Ausgaben die Werksbeſitzer die erforderlichen 
Vorſchüſſe leiten ($. 34). Die Provifionscaffen müfjen auf Schaffung 
und Erhaltung ihrer verjiherungstehnijch erforderlichen finanziellen 
Dedung bedacht fein und zu diefem Zwede von 5 zu 5 Jahren die nöthige 


ih auch in dem Kranfenverficherungsgejeß ($. 13 3. 6 enthalten; Ddiejelbe wurde 
jedoh in Folge zahlreicher Petitionen betheiligter Kreife an den Reichsrath mit 
Geſ. dv. 4. April 1889 außer Kraft gefegt. 


Gumplomwicz, Das öfter. Staatsrecht. 41 
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Unterſuchung und Prüfung vornehmen. Auch muß ſowohl jede dieſer be— 
ſonderen Caſſen ihren Reſervefond in der geſetzlichen Höhe anſammeln, wie 
auch „ſämmtliche Werksbeſitzer“ verpflichtet ſind, einen Centralreſervefond 
zu gründen. Zu letzterem haben die Werksbeſitzer die Beiträge in der ge— 
ſetzlich vorgeſchriebenen Höhe (O.1 der jährlichen Lohnſumme) zu zahlen. Dieſer 
Centralreſervefond wird durch eine Commiſſion in Wien unter dem Vorſitz 
des Ackerbauminiſters verwaltet (8. 38).*88) 


555) Die Beſtimmungen über Bruderladen-Schiedsgerichte wie auch über dieſe 
den Gentralrejervefond verwaltende Commiſſion enthält das Gef. v. 28. Juli 1889 
Nr. 127, womit die $$. 19, 20 und 38 des Bruderladengejeßes abgeändert wurden. 


Sarh- und Damenregifter.*) 


4 


Abfälle, zollfrei 322, 
Abfertigung 129, 
Abfindung 265, 309. 

Abgaben bg, 
Abgeordnetenhaus, öjterr., 108. 
n „  Angar., 

Abichiebung 602, 
Abjolutismus, aufgeflärter 261. 
Abjolutismus 87 


Abjolutorium (im Staatshaushalt) 286. 


Activitätsgage 282. 

Vetivitätszulage 188, 

ne Ba 

Aceiſe 

Acten 196. 

Uctiengejellichaft 465, 472 fi. 

Abel 90, 160, 268, 333 
de A 

Adelige 69, 355. 


Adelstare 333. 


Adjuncten 181, 

Administration contentieuse 147, 
Adminiftrativverfahren 205. 
Adrefien (dev Parlamente) 113, 
Advocatur 146. 

Nemterfähigfeit 68. 

Agrarzölle 462. 

*Ahrens 115. 

Aichgebühren 331. 

Altersclaffen 271. 

Akademie der bildenden Künſte 275, 552. 
Akademie der Wilfenichaften 332. 
Altkatholiken 

Alpenbeſitzer 2 

Amt 163. 

Amtsanwejenheit 187. 
Amtsbezirke 


Amtsdiener 181. 

Amtserfüllung 186, 

Amtsinftruction 105. 

Anklage, öffentliche, 9Z 

Unlehen, gemeinjame, 

Anerbenrecht 406. 

Anfiedlungsreht 68. 

Anftalten 163. 

Antieipationsjcheine 338, 
Anzeigepflicht, im Vereinsrecht, 251. 
Anegenfiät der Betriebsunternehmer 


AUnzeigezettel 352, 


Apaffi 47. 


Aſſentirung 


Ybotheten 12T, 370 f 
pothefen i 
Arbeiter IL 

Arbeiterinnen 453. 
Arbeiterfammern 91, 
Arbeiterſchutzrecht 606. 
Arbeiterverzeichnifie 45 
Arbeitsbücher (ordnungen) 452. 
*Ariftoteles 24. 

Armenfonde 598. 
Armeninjtitut 5OL 
Arntenlotterieen 606. 
Armenijcheorientaliiche Kirche 240, . 
Armenredht 590, 605 
Armenverjorgung 5093 ff. 
Arrondifjements 58, 
Aſſanirungsrecht 576, 
274, 277, 
Afimilirung 72 
*Auersperg 

Auscultanten 181, 


Ausgleich, jtaatsrechtlicher 21, 57, 65. 


Ausgleich, böhmijcher 24, 


Ausgleid; mit Ungarn 31. 
Ausgleihspunctationen, böhmijche 86. 


*) Die beigejeßten Zahlen bedeuten die Seiten und zwar die fetten den 


Zert, die gewöhnlichen die Noten. 


Das auf Seite 35 —40 abgedrudte Riteratur- 


verzeichniß (dem älteren Handbüchern von Stubenraud und Mayrhofer entlehnt) 


iſt bier nicht weiter beridjichtigt. 


Ebenjo die bekannten, hier häufig citirten 


Sammelmwerte von: Budmwinsfi (Erfenntniije des Verwaltungsgerichtshofes bis— 
her 14 Bände); Hye (Erfenntniffe des Neichsgerichtes); Wolski (Judicatenbud) 
des Verwaltungsgerichtshofes) und Alter Judicatenbuch; Fortjegung des vorigen). 
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Ausgleichsgeiege 27, 49, 82. 
Austuhrzölle 

Ausländer ver s1 320 
Ausnahmsverfügun 
Auswanderung Sag, 277. 
Auswanderungspatent 243. 
Auszeichnungen 68, 606. 
Autonomie 167, 

Avifo- u. Anfagepoften 323, 


Bagatelliachen 158. 

Bahnen (Privat-, Stantö-) 384. 
Bahnhöfe 376. 

Bank (öfterr.-ungar.) 4093 fi. 
Banus 

*Batbie 95, 

Baubezirte 62, 

Baubewilligungen 581. 
Baubedingungen 583 ff. 

Bauern 

Bauconjens (bei Eijenbahnen) 372. 
Baukrankenkaſſen 636. 

Bau- u. Werlögenofjenichaften 484. 
Bauordnnungen 578, 

Bauten, öffentl., 127, 582, 
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*Berger or Nep.) 269, 
Bergfreiheit 

Berggerichte 144. 
Bergrecht 424. 
Bergregal 315. 


' Bergordnungen 315. 
Bergwerksbahnen 372. 


Bergwerlsmaaßen 316, 317. 


‘ Bergwerfäverleihungen 316. 


Bergweſen 

*Bernatzik 198 

Berufsbeamte 180. 

Berufswahl 246 

Beichälwejen 417, 

Beichwerden gegen adminiftr. Ente 
dungen 151. 

Befegung der Dienjtpoften 183. 


Beloldung 
Bellerungsanftalten 92, 
Beftiftungszwang 


Betrieb (beim Bergbau) 45. 
Betriebsanlagen (Genehmigungderir 


Betriebsunfälle 641. 
Betriebszeit bei Zuderfabriten 36 
Bettel 


' Beurfundungen 202, 355. 


Beamte (Verhältnig z. Staat) 185, 186. 


Beamte ald Abgeordnete 185. 
Beerdigungstoftenerjag 
Befreiung von Gebühren 605. 
Beer 289, 295. ° 


Beerdigungspläße find fteuerfrei 201. 


— —— 


Begehung (politiſche, bei Eiſenbahnen) 
376. | 


Begnadigung 96. 


Begünftigungen im Mititärdienit 276. | 


Begünftigungen der Armen 605. 
Behörden, gemeinjame, 166. 
Behörden, politijche, 96, 162, 163. 


— Ta in Ungarn 177. 


Beilbrief 3 


euft 
Bevölterung 67, 70. 
Bevölkerung (factifche, rechtliche) $ 
Bezirke in Ungarn 
Bezirke in Preußen 149. 
Bezirksämter 21. 
Bezirksbehörden 167, 174. 
Bezirkägerichte 187° 
Vezirkskranfentafjen 634 
Bezirtshauptmannjchaft 176. 
Bezirfövertretung 


' *Bidermann 49, 78, 334. 
' Bierfteuer 303. 


Biſchöfe 231. 


ı *Bismard 344, 591, 611. 


Beitragsverhältniß zu gem. Angelegen- 
135. 


heiten 


Beiträge zur Unfallverfiherung 627. 


Beiträge zur une 638. 


Beiträge zu den Bruderladen 
Bekenntniſſe 299. 
Belehrungen 202, 
Belehrungen an Richter 140. 
Benedictiner 122, 

Beneficien 331 

Bergarbeiter 641. 
Bergbaupolizei 425, 427. 


*Biftram 210, 

*Blonski 189, 

*Bluntichli 53. 

*Bochenel 291. 

*+Bodin 24 

*Böckh 53. j 
Böhmen, defjen Zweitheilung, *. 
Börjen 490. 

*Bojanowski 504, 
Bonificationen 305, 


Borgung der Steuern 360 


*Bornhat 2, 266. 


Bosnier 80. 
Botichaften (Gefandtichaften, Diplomatie) 
343, 344, 347, 


— 
Brachium säculare 158, 
Branntweinjtener 304, 
Briefgeheimniß 246. 
Bruderladen 636, 639. 
Budget 286. 
*»Bülau 22, 
Bücher, are 254. 
Bürgerrecht 
Bür —— 518, 519. 
Bundes ftaat 52. 
—*ã* 242, 


€. 


Eandidaten des geiftlichen Standes 276. 

*Sanftein, Raban Frhr. v., 136, 294, 

Capitäne 364. 

—— — 621. 

*Garl 

Caſſa⸗ u. Sr; 

Caffationshof (Oberjte Gerichts- u.) 137. 

Eaution (beim Eifenbahnbau) 374. 

Gentralcommijjion, ſtatiſtiſche 351. 

Gentralijation der tung 

ers — 5.286. 
ntral-Rechnungsabichlu 

Eentralftellen 166. 

Chaufjeegelder 326, 

— u. Clearingverfehr 482. 
hlumetzky 611. 

Eijterienjer 122. 

Cigarrenverfauf 313. 

Eivillifte 284. 

Civilproceß (im Gegenſatz zum Ver- 
waltungsverfahren) 205. 

Civilftand 67. 

Claſſen der Bevöfferung 88. 

Coalitionen (der Arbeiter) 608. 

Eollegiengelder 

Eollecturen 

Eolonen (in Dalmatien) 91, 

Eolonieen 72, 

Colportage 256. 

Comitate 63, 65, 167. 

Comitatdverfaffung un —— 

——— aft 473, 

ECommafjation 404, 

Commerzinjpectoren 608. 

Commerzielle Angelegenheiten 56. 

Eommunalverbände H0. 

Communalverfammlungen 83, 

Competen; der Gerichte 7. 

Competenzgränze zw. Neichsrath und 
Landtagen 126, 632, 
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Conceſſion, bei Gewerben 

Toncefſion (bei Eiſenbahnen) 373. 
Concordat 227, 

Coneretalſtatus 4 

Concurs 122, 


— 597, 602, 


Coneurrenzp 








| Dienft, 


iht 560. 

Gonductquartal 

Confeifiongioje 229, 228, 354, A * 
ongrua, Congruageſetz 565. 

Congregationen, he BL 

Eonttitution 25. 

Eonititutionalismus 72. 

Conftitutionsentwurf, Kremjierer, 25, 


Conſulate (Conjulareleven, Honorarcon- 

juln) ff. 
Controlmeßapparat 305. 
ne 
Converſion 2 
a ee beuten 271, 
Eorporationen 163, 
Eultusgemeinden 1 259. 
Eultusminifterium 171 
Eultusverwaltung 
Eurien 
Eurpfuicherei 587. 
*Gzörnig 334. 

D. 


*Dahlmann 53. 

Dampfſchiffe 364. 

*Danticher 49. 

Declaration Yan Bollverfahren) 323. 
*Dehn, Paul, 461, 

Delegation 70, 132, 133, 134. 
Depofitentare 

*Dernburg 1. 

Deutfchland, defien Entwidelung, 55. 
Deutſchthum in Böhmen 84. 

Diäten 

Dienersgehilfen 181. 

ienftboten, Dienftgeber, Dienit- 
vertrag 9. 


| Dienitantritt 186, 





Dienftalter 184. 

Dieniteid 184. 

Dienftentlafiung 190, 

Dienftpflicht 272. 

Dienftpragmatif 187. 

Dienfttare 333. 

Dienitvergehen 190. 
Dienftverbältniffe der Beamten 182, 
Diplomatie 343, 
Diöcejanlehranftalten 227, 


Diöceſen 


Disciplinarbehandluna 181, 189, 190. | 
Disciplinarftrafen 189. | 
Doctorat 

Doctorat der Medicin 97, 

Domänen, Domänenanlehen 335, 330. 
Doctorat der Pharmacie 
*Domin⸗Petrushevez 136, 

Druckſchrift, periodiiche 255. 
Dualismus 56, 70, 103. 

*Du Bois Neymond BL 

*Dunajewäfi 107. 


€. 


Ehrenbeante 180. 

Ehrengerichte, geiftliche, 159. 

Eigenthum 246, B80. 

Eigenbelenntnifje, bei der Einkommen— 
* 

Einjährig-Freiwillige M. 

Einkommenſteuer 

Einleger 5096. 

Einquartierung 128, 281. 

Einreichungsprotocoll, Einlauf 195, 

Eijenbahnbehörden 388, 

Einwanderer-Habjchaften 322. 

Eijenacher Convention 574. 

Eijenbahnreht 371. 

Eiberfelder Syitem 5099, 

Enquete 201 

Enteignung 374, 374, 580. 

Entfernung v. Anıtsorte 187. 

Entlafjung, Enthebung (vom Amte) 191, 

Entihädigung (der Viehbefiger) 423. 

— der Verfaſſungen 23, 

Epidemien 129, 572. 

Erbfolgeordnung 98. 

Erbichaftsteuer 328, 

Erdöl, Erdharz 316, 426. 

Ergänzungsbezirte 271. 

Erledigung der Geichäftsitüde 196. 

Ermefjen, freies, 151. 

Ernennung und Ernennungsdecret 184. 

Erjagmänner bei den Delegationen 133. 

Ermwerbögenojienichaft 465, 454, 4%. 

Ermwerbiteuern 295. 

Erwerbjteuerjchein 206, 

Erzbiichöfe 231. 

Erzdiöcefen 231. 

Erziehungsanftalten 517. 

Erziehungsbeiträge 192, 

Evangeliiche Kirche 

Evidenzhaltungsreht 351 fi. | 

Evidenzhaltungsrecht der Conjulate 349. | 

Erecution 

Erecutionsverfahren 207, 

"Erterde 591. 

Ertracte jummarifche 33. 
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Finanzrecht 


F. 


Fabrilsinſpection 608. 


Fabriksmäßige Unterweiſungen 441. 
Familiennamen 
Faſſionen 209. 


*Faucher 95. 


Feldſchutz 407. 


*Ferdinand I DO. 
Fejtungen 280. 
enerlöfhordnungen 578. 
"Fichte 4 
Fideicommiß 90, 20. 
Finanzbezirksdirection 171. 
— 285 

inanzlandesdirection 171 
Finanzminiſterium (Wirkungskreis) 171. 
Finanzprocuratur 


ff. 
Finanzverwaltung 266 
Finanzwachen 
Finanzwachmannſchaft 194. 
Findelanſtalten 2 
Findeltinder 242, 241, 355. 
Triichereiordnungen, ältere 408, 
Fiſchereirecht 408. 
Fleiſchbezug 309. 
Fleiſchſteuer 308. 
Fleiſchverkauf 309. 
Forftfrevel 414. 
Forftreht 11. 


 Fortificationsrayon 45, 281. 


Frachtgut, Frachtvertrag 379. 


*Freiberger 


»Franz L 104, 432, 
Franzistanerorden 606. 

* Franz Joſef L 99, 

Freiheit, perjönliche, 27, 630. 
Freiheit der Wifjenjchaft 29. 
Freiheit, politiiche, 247. 
Freiheit in Ungarn 250, 


' Freibeitsrechte, perjönlide 245—246. 


Freilager 490. 
Freitheilbarteit 403. 
Freizügigteit 640, 
*Srider 31, 45. 
Trriedensdislocation 281. 
riedensgerichte 150. 
Sriedensltand des Heeres 270, 
Friedhöfe 586.  . 


G. 
*Gareis 119, 
Gaſſenreinigungsordnung 577, 
*Gautſch v. Frankenthurn 40, 239, 240, 
Gauvertretung 
Gebäranftalten 575. 


Gebäudefteuer 203. 
Gebietsänderung 60. 
Gebietstheilungen 44. 
Gebietöverfchmelzungen 66. 
Gebühren 326. 

Gebührenäquivalent 32H. 
Geburtsmatrifen 354, 355. 
Sefahrenclaijen — 
Gehaltsregulirung 186. 
Gehorſamspflicht der Beamten 186. 
Geiſtlichkeit, latholiſche DO. 

Geldfuß 56. 

Geldſtrafe 190. 
Gemeindeangelegenheiten 128 
een "ae 
Semeindegerichte i 

Gemeinden 50, 208. 
Gemeindenotare 121. 

Gemeinderecht (Entwidelung desielben) 


Gemeinjame Angelegenheiten 336. 
Generalinjpection (der Eifenbahnen) 390. 
Generalprocurator 

er ae Fr ae 
Senofjenichaften 50, 
Genofjenichaftstrantentaflen 636. 
Genofienichaftsmitglieder 145. 
Serichtscommifjare 143. 

Gerichtshöfe 137 

Gerichtsorganijation in Ungarn 157. 
Gerichtsipradhe 76, 140. 
Gerichtsiprengel 140. 

Serichtsiprache, Beltimmung derj. 141. 
Gerichtstafel, königl. 

Geichäftsausweije der Conſuln 350. 
— politijhe 195, 203. 
Geichworene 

Gejeß 14, 16, 20, 139. 
Gejegiammlungen 33. 
Gejegesvorbereitung 201 

Geſtuͤtsweſen 417. 

Gejundheitspolizei 576. 

Gewalt (richterliche 2c.) 27, 100, 101. 
Gewerbe, Beitenerung derjelben 295. 
Gewerbe (Eintheilung derjelben) 437 ff. 
ewerbebetrieb 443. 
Gewerbeinipectoren 610. 
Gewerbeordnung 45, 67, 435. 
Gewerberecht 52, 31, 439 ji. 
Gewerbeſchulen 

Gewerkſchaft 424. 

Gewichte 

*Sierfe 208. 

*Giskra 18, 175. 

Slaubensfreiheit 227, 246. 
Gleichberechtigung 29, 80. 

Gteichheit 29, 67. 


647 


— 


Gleichheit vor dem Gejege 118, 248, 
313. 


. Gfüdsipiele 
‘ Gnadenverleihungen 333. 


*Gneiſt 149. 

*Gochnat 189. 

Goldwaaren 332. 

Gold (ald Rohprodutt) 317, 

Griechijch-orientalifche Kirche 236. 

*Grocholsti 96. 

Großgrundbefiger 90. 

Großgrundbejigwahlen 119. 

*Srotefend 266. 

ee ass Fe 
rundentlaftung : ; 

Grundflähen unproductive 201. 

Grundflächen, öffentliche 201. 

Srundentlajtungsfonds 336. 

Grundgeſetz 26. 

Grundgejeßüber Reichsvertrefung 28,32. 

Grundrechte 227. 


| Grundfteuer 289. 


Grundfteuerhauptiumme 290. 
*ırizot O5. 
Gymnafien 538. 


S. 
*Haberer 
*Habermann 399, 400, 
Habilitirung 547, 
*Hänel 9. 


Hafenpolizei 368, 369. 


ı SHaftpflichtgeieg 612, 613, 615. 


*Haller 

Halbproducte 322. 
Handelsbücher 326. 
Handelsgenoſſenſchaften 464. 


 Yandelsgerichte 144. 


 Handelögewerbe 442, 
' Handelsfammern 86, 117, 512. 


Handelsfammerbezirfe 62, 

Handels münze 

Handelsrecht, öffentliches, 457, 
Dandelsvertrag (zw. Deiterr. u. Preußen) 


Handelsverträge 96, 460 ff. 
Handwerksmäßige Gewerbe 440. 
*Hare 115, 

Hausclafjeniteuer 294. 
Hausinduftrie 442, 631, 
*Hausner, Dtto 478, 
Hausrecht, Schuß desjelben 27, 246. 
Hauszinsiteuer 2032. 

*Hawlicet 73, 
Heeresergãnzungsbezirle 62 
Hegel 50. 


Heimatsrecht, Heimatsangehörigfeit 222 
| 225. 


bis 
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Heimatsverhältnijie 592. Juſtizgewalt 136. 
*Held, 3. v. 53. : Zuftigminifterium 139, 171. 
*Helfert Joſ. 539. | 
Sue en 417. 8. 
Herbft 59, Kämmerernormale M. 
*Herder 53. Kaiſer, Recht desjelben 96, 97. 
— öfterr. 107, 108, 108. Kaiſerliche Familie 97. 
—— 240. ' Kalenderitenipel 327. 
errichaft 7, 7, 630. ‚ Ralijalzbergbau 312. 
Herrichaftsorganifation 8. Kant 4. 
= chergewalt 94, 96. Kapuzinerorden 606. 
euerung von Schiffsleuten 348. *Rarminsti 6, 242, 
ilfsarbeiter,449 — ®ingenbliheääR, | Katafter 203, 
Site (beim Bergbaue) 317. Katajtralmappe 292. 
— — 92, 449 Kinder, uneheliche 67. 
Hochadel 69, 9 Kirche 226, 
Hochſchule F. Bodencultur 552, Kirche, —— rg 
Hochſchule, techniiche 552. Kirchenbau 
Sr u 104. | Rirdengebiet 238. e a 
öferecht ' Kirchen- (Cultus-) Gemeinden 51. 
—8 69. Kirchenvermögen 562 ff. 
De 161. Kirchenvermögen (Solidarität) t 
offanzleien ‚ *Kırchenheim 17. 
— 97. Kißling 154 
Hohenwart 84. Kleinodien 68, 
Honbeds 271. ‚ Klöfter 308. 
Re , Klojtergeiitlichen 122. 
*Hue de Grais 59. *Rlüber 268. 
*Hugelmann 104. : Königreich, dreieiniges 66, 79. 
*Hye 4. Königsboden, fiebenbürgiicher 33. 
*Hübl 538. ARopeb 
*Korn 401, 
J. Krankenanſtalten 572, 
Jagdrecht 414 ff. Krankengeld 634. 
*Sellinet 50, 100, eg genojjenjchaftlice 46. 
Immunität 135. ‚ Kreije 
Impfzmang 576. EEE 629. 
*Inama-Sternegg 45, 352, 353, 591. Kreiseintheilung, Marimilianiihe 5. 
— — — — bl 
ndividualität, hiſtoriſch-politiſche eisgerichte 
166 ame Ah Kreisvertretung 219. 
Indigenat, Incolat 242, 333, , Kremfierer Berlaflungsentwurf 3, 0 
Suduftriegölle 463. Krieg 96. 
Infection 368 Kriegsmarine 270. 
Ingremiation 556. | Krönung 98. 
Sufectenfchäben 413. Kronanwälte 160. 
Inftructionen von Wählern 135. ' Kronländer, deutiche TB. 
Intelligenz (als Stand) 91.  *Kübel 382. 
Interconfeffionele Verhältniſſe 228. Küſtenfahrt 366. 
"Johann, Erzherzog DM. Kure 427, 
——— EOS, 50,57, a | 
ofef II. 65 565, 566, 575, 586. j 
—— — ' *Laband 75. 
Juden  *Laferriere 147. 
Juraſchek 49. Sagerhäufer Eſcheine) 491. 
Yurisdictionen 83. Sandesausichuß 131. 


Juftizbeamte 181. Landesbehörden 167. 





Zandescultur 127. 

Zandesculturrath 171, 428, 

Zandesculturangelegenheiten 633. 

Lande&culturrath, böhmiicher R6. 

Landesfabriksbeſitzer 

Landesgrundgeſetze M 

Landeshauptmann 

— N 
andesordnungen 
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Landesjanitätsrath HER. 

Zandesihufrath in Böhmen 86. 

Landesſchulrath, galizifcher 62. 

Landesihügen in Tirol 279. 

Landesſprache 85. 

Zandesitatuten 102. 

Landesvermögen 128. 

Zandesvertheidigungsminifter 

LZandeswahlordnungen 102. 

Landgemeinde 214, 

Zandsmannminifter 62, 69. 

Zandftreicher 92, 601. 

Sandfturm 270, 277. 

Landiage 124. 

Landtage croatijchejlavon. 131. 

Zandtagswahlbezirte 62. 

Landtagsdelegationen 117, 

Sandtagswahlverfahren 124. 

LZandvolt 67, 

Landwehr 270, 272, 277. 

Sandwehrperi onen, Strafbarfeit der, 279. 

Landwirthichaftsrecht (Kandwirthe) 398. 

—— 302. 

Tebon 7, 58, 147, 148, 

Segisfaturperiode 113. 

Legitimation 243, 

Regitimationstarten 357, 

—— 529, 

Lehrbücher 532, 

Lehrer 276. 

Lehrerausbildung 524. 

Lehrerbibliotheten 525. 

Lehrerconferenzen 525. 

Lehrgegenitände der Volksichule 520. 

Lehrlinge 453, 632, 

Lehrplan 519, 533. 

Lehr» und Lernfreiheit 549. 

—— 

Lehrzeit 

Leichentransport HRG. 

Zeichenverbrennung 586, 

*Lemayer 197, 200, 201 

*geopold L 457. 

*Reopold II. 33, 78. 

Licenzen 60 

Licitationen, freiwillige 606. 

*Lienbacher 263. 


171, 279. 
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Linie 274. 

*Dingg, Emil 3 
Lippowaner 240. 

*Liſt, Friedrich 458. 
Liſtenwahl 
Rocalbahnen 372, 
Rocalbehörden 167, 174. 
Rojungsverfahren 322. 
Node 94 


' ohnzahlung 451 


Löhnung 180. 
*Lonyay 335, 


' *Böning Z 


Loosnummern bei der Affentirung 271. 
Lorimer 


Lotto 313. 


| 
’ 


— — — — — — 


*Qudwig XIV. 2. 
*Qujchin 136, 
*Luſtkandl 48. 


*Maasburg 137, 

Maafe ß 

Maabengebühr 317. 
Maafenkataiter 318, * 
*Macaulay 329. 

Macht bewaffnete 270. 

Macht des Staates 10. 

Macht, fouveräne 1. 
*Machiavelli 76. 

+Madejsti 85. 

Magnatentafel, ung. 111, 112. 
Majorität, abjolute 118. 
*Malfatti di Monte Trento 345. 
Manifeft (Schiffs-) 367, 
*Marchet 402, 406. 
+Marenzeller 538. 

*Maria Therejia 65. 

Marke, amtliche beim Zuder 306. 
Marktvertehr 449, 

*"Matlelovits 462, 
Matritelbezirte 355. 
Mauthgefälle 

Mauthpäcter 252. 

*Mayer Sigm. 442, 


Marimaltariie (beim Kleinverjchleiß)448. 
*Mayrhofer 41. 


' Mediciner 276, 


*Meili 381. 

Weiftegkußigungsvertrag 462, 464. 

Meldungspflicht 

Meldungsvorichriften (Hebertretung der» 
selben) 

Meldungswejen 356. 

Meliorationsfond +10. 

*Menger, Mar 104. 


*Merfel 3. 

Mekapparate 332. 

*Meyer, ©. 7, 45, 148, 
+Miastomwsti 406. 

*Michel 381. 
Militärappelationsgericht 144. 
Militärgerichte 
Militärcommandanten 271. 
Militärjuftizweien 265. 
Militärlajten 

Militärrecht 268. 
Militärperjonen, active 118, 351. 
Militärjahen 349. 
Militärtare 273, 
Militär-Territorialbezirte 27L 
Militärverjorgung 
Militärverwaltung 265, 
Miliziyitem 269, 

*Mill Stuart 115. 

+Milner Em. 242, 

Mineralien (vorbehaltene) 316. 
Mineralöliteuer 310, 
Miniiterialivitem 161. 
Miniiterien 285. 

Miniiterium, öfterr. 168. 
Miniiterium, gemeinj. 133, 169, 
Minifterium des f. Haufes 169. 
re ich Fu 
Minijterrath 
Minifterverantwortlichteit O6, 161. 
Minoritätsichulen 86. 
*Miichler 594. 

Mifjionen, diplomatifche, 347. 
Mittelihule 537. 
Mobilmahung 144. 
Mohamedaner 240. 

Mohl 53, 94 

*Moltke 

Monopole 386, 289, 311. 
Monopolögegenjtände 311. 
Montanijten 121. 
"Montesquieu 94. 

Moſtſteuer 307. 

*Münjterberg DL. 

Münzrecht 49L. 

Münzregale 319. 

Münzweſen 56. 

Municipien 65, 170. 
Mufterihugreht O8. 
Mujterjtatute 626, 634. 


N. 
Nachfolger in der Regierung 97. 
Nahjfichtsrecht 204, 264. 
Nahrungsmittelpoligei HRG. 
Namen (Berjonennamen) 355, 356. 
Naphtagrubenbau 
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Nation, „hiſtoriſche“ 23. 
Nationalbant 
Nationalitäten 73, 77. 
Nationalitätenfrage BO. 


. Nationalitätengejegß, ungarijches 82. 


Nationalitätenftreit 

— * 53, 66. 
Naturalitation 244, 
Naturalverpflegsitationen 604. 
Meumann, Fr. 70, 458. 
Meumann-Spalart 110, 
+Meumwirth 611. 
Normal-Mihungs-Commilfion 333. 


' Normalarbeitstag 


Notenrente 337, 
Numerirung der Gebäude 35L 
Nuntien 


D. 


Pbentraut 587 

Oberbefehl über bewaffnete Macht 96. 
Oberlandesgerichte 

Oberftaatsanwalt 

Defterreich, Eintheilung 46, 57. 
Deiterreich, hiftor.-polit. Begriff 54. 
Delterreich, Verhältnig zu Ungarn 27. 
Orden 68, 333, 606. 

Orden (geiftliche) 564, 707. 
Ordenshäujer 308, 

Ortsgemeinde 213, 213, 


| Ortspolizei 168. 





Ortsichul-Infpectorat 528, 
Ortsjperre (bei Viehſeuchen) 422. 


P. 
Päſſe (Vidirung derjelben) 347. 
*Balady 73, 
Palatin 99. 
*Bann 7, 147. 
Papiergeld 338, 494. 
Barität 
Partes adnexae 63. 
PBartialhypothefaranmweijungen 339. 
Paßreviſionen 34 
Paßweſen 356. 
Patentrecht 504 ff. 
—— 136. 
Patronat 230. 
Batronatsfragen, ftreitige 233. 


 Batronatsrecdht 560. 


Pauſchalirung 305. 


Penfion 180, 191, 192. 
' Benfionsnormalien 192, 


Perjon, juriftijche 208. 
— 355. 
Berjonalgewerbe 437. 
Perjönlichteit des Staates 50. 


Betitionsrecht 247. 
Betroleumfteuer 310, 
*PBeprer 404, 
Pfarrarmeninftitute 591. | 
Piarrgemeinden 554. | 
Pferdezucht | 
PBferdeeijenbahnen 373, | 
Pflichten, a ner 12. 
Sen der Staatsbürger 12. | 
Prlichten, allgemeine 13, | 
Pflichten der Gemeindeangehörigen 55. | 
Pharmacopöe 
Piariſten 122, 

Phylloxera 407. 
Phyſicatsprüfung 183, 
*Blener 

*Bogatichnigg 608. 
Bolizeigewalt 262. 
Bollseifperse 

Bolizeiitaat 261. 
PVolizeijtrafrecht 263, 
Bolizeiitrafverfahren 264. 
Bolizeiverfahren 
Polizeiverfügung 17. 
Bolizeiverordnung 17. 
Bolizeimachen 121. 
Bolizeiwidriges Verhalten 264 
Polyglottismus 54, 80. 
PVolynationalismus 54. 
Bojtdebits-Entziehung 256. 
Poſtbehörden 305. 
Poſtrecht 391 fi. 
Bojtiparcajien : ff. 

*Potpeſchnigg 47 

*Pradier-Foder6 343. 

Bräfecturrath 148. 

Brämonjtratenjer 122, 

PBräjentation 232, 528, 560, 
Präjenzdienft 274, ). 

Pragmatiſche Sanction 25, 9T, 98, 336. 
*Bratobevera 138. 

*Brazaf 7, 100, 612, 

Preirecht 234 

*Preuß 50, 

*Brevoft, Agathon 477, 
PBrivatdocenten 547. 

Private 92, 

Brivatgut 10. 

Privatrecht 67. 

Privatichulen 523, 526. 
Privifegientare 

Productionsiteuer 304 305, 
Brofefioren 121, 181, 182. 
Progreifion, Beiteuerung 330. 
Progreifion (b. d. Einfommenfteuer. 299, 
Prohibitivſyſtem 457, 

*Rromber 187. 
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| Bropination 401. 


Provinzen 58, 162. 


‘ Provinzial-Gejeg-Sammlungen 34, 


Proviſion 180, 
Proviſionskaſſen 641 


' Prüfung der Lehramtscanditaten 543. 


Prüfungstaren 


' Bunzirung 331 
D. 
' Qualification 182. 


Dualificationstabellen 187, 
Duiescirung 


N. 
"Rainer Erzherzog 105. 
Rangsclaſſen 


Raupenſchäden . 
Realgewerbe 437. 
Realſchulen 543. 
Realſteuern 290, 
Rechnungsbeamten 342 


Rechnungshof, oberſter 286. 
Recht auf Arbeit 590, 


' Recht, fubjettives L 


6, 7 


— 


Recht, öffentliches 1, 
Net, Gewohnbheits- 
Recht, Duelle des 3. 
Recht, Geſetzes⸗ 4 5. 
Rechte, politiichen 6. 
Rechte, allgemeinen IL 
Rechte, Hobeits- 11. 


198. 


Rechte, obrigfeitliche 11. 
' Rechte der Staatsbürger 12. 


Rechte, bürgerlichen 13. 
Rechtsfolgen 96. 
— der Verwaltungserkenntniſſe 


Rechispflege, v. Verwaltung getrennt 136. 
Reciprocität 345. 
Recrutencontingente 87, 270, 271 


' Regalien 
Regentſchaft 99. 


Regierungsbehörden 166. 
Regierungsbezirte in Preußen 29. 
Regierungs- u. Vollzugsgewalt 161. 
Regierungspolitif 140, 

Regional» und Realſyſtem 161. 


Regiſter des Civilftandes 353. 
' Negijtratur 196. 
ı Regiftrirung (von Edhiffen) 366. 


*Reicher 601, 605. 


Reichsgericht 4 5, 153, 154-157. 


Neichsgericht, Competen; 1l5L. 

Reichegericht, er desjelben 27. 

Reichsgemeindegeſetz 

Reichsgeſetzblatt, Einrichtung desſelben 
19, 20. 


Reichsgeiebe 62. 

Neichsfinangminifterium 170. 

Reichätriegsminifterium 170. 

Reichsrath 104. 

Reichsrath, verftärkter 77, 105. 

Reichsrath, Wirkungsfreis Ks 129,130 

Reichstag, conftituirender : 

*Reinig 381. 

Religionsdiener 561. 

Religionsfond 231, 565 f 

Religionsgejellichaften 226, 227, 228, 

Religtonsunterricht 521. 

Religionswechiel 228, 555, 556. 

Rentenanlehen 

Nentenconverfion 286. 

Repreſſivmaaßregeln gegen Bettel 591. 

*Reſchauer 430. 

Reierveantheil 640. 

Rejervefond der U. V. Anitalten 626. 

Reſervefond der Krankencaſſen 637. 

Rejervefond der Bruderladen 642. 

Nejolution des gal. LT. 128. 

Revierftollen 

Nevifion der Verfaſſung 25, 26. 

Be (br on aa Sr 101, 
ichter, Unabhängigkeit und Selbftändig- 
feit der 140, 11. : 

Nichter, Disciplinarverfahren gegen 142. 

Richter, Erjaganiprüce gegen 143. 

Rigorojen 5 

*Rittner 240. 

*Roeßler 154, 

*Rofcher 315. 

*Roſin 3, 45, 208, 210, 

*NRouffeau 22. 

Rüge 190. 

*NRümelin, ©. 50. 

Nundfchreiben 18. 


*Safarit 73. 

Salinenjcheine 339. 
Galinenverwaltung 312, 
Salnitererzeugung 312. 
Salzbergwerke 
Salzmonopol 311. 
Sammlungen, öffentliche 606, 
Sanitätsbehörder 588. 
GSanitätsperjonale 569. 
Sanitätsverwaltung 
*Sarwey 17, 147. 

*Schäffle 84. 

*Scharihmid 85, 
Sceidemünze 319. 
*Schentel 148. 

———— 321 
Schiffahrtspolizei 363, 364 
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Schiffscapitän 367. 
Schiffer 363, 

Schiffsmannihaft 367, 
Schladtviehiteuer 308. 
Schlagichag 319. 

*Schleiermader 9. 

*Scmerling 18, 88, 146, 212, 214 
*Schneider 316. 
Schnupftabafverfauf 313. 
*Schopf 189, 

*Schreiber 381. 

*Schröber 58, 

*Schrötter 68, 

Schubwejen 601, 602. 
*Schuler-Libloy 43. 
eg 527, 531. 


Schulbeſuch 519. 

Schulgeld 523, 542. 
Schullaſten 

—— (äußere) 528, 
*Schulze 6, 75,94, 148. 
Schurfbau 


Cchwurgerichtsfigung 137. 
Seeconjtitut 

Seelforger 121. 
Seemanndordnung 365. 
Seepolizeiordnung 370. 
Seejanitätsämter 371. 
Seeverfehr 

*Seidler 281. | 
Selbjtbejtimmungsrecht 13, 6%. 
Selbitverwaltungstörper 165. 
*GSeligmann 14. 
Septempiraltafel 159. 
Servituten 

Seſſion der Parlamente 113. 
Seuchencommiſſion 421. 
*Seydel 4, 

Sicherheit, gemeinſame 5b. 


Socialiiten 329, 
Socialreform 611. 
Sociologie 2, 

Socinianer 239. 

"Somfich 64. . 
Sonn- u. Feiertagsruhe Bl 
Soupverainetät, getheilte 22, 
Sparcajien 465, 
Specialgerichte 136, 144 2. 
Sperrmaaßregeln (bei Viehſeucen 4° 
Spiel (beim Lotto) 314. 

*Spittel 466. 

Spracengeiet 83. 

Sprade ı. Nationalität 79. 


Sprache, landesübliche 141. - 
Spradenverordnung 

Sprengmaterial 368. 

Staat, Begriff desjelben 2. 

Staat, deilen rechtliche Natur 49, 
Staat, zujammengejegter 52, 
Staatenbund 49, 

Staatenftaat 49, 
Staatenverbindungen 48. 

Staatsamt 

Staatsangehörigkeit 76. 
Staatsanwalticaft 142, 
Staatsbantrott 338, 

Staat3beamte 92. 

Staatsbürgerichaft 56, 68, 69, 241. 
kun Koafelben 
a hatt, Erwerbung desjelben 
Staatsbürgerichaft, ungarijche 244. 
Staatseijenbahnrath 
Staatsentwidelung 54. 

Staatsgebiet 

Staatsgebiet, Theilung desſelben 60. 
Staatsgewalt 24. 

Staatsgränze 45. 

— 25, 27, 28. 
Staatögut 

Staatätörper 49. 

Staatslehre, atomiftiiche 68. 
Staatdnoten 339, 339. 
Staatsrat} 104, 106, 106, 107. 
Staatsrecht 4, 67. 

Staatsrecht, äuferes 263. | 
Staatsijhulden 284, 286, 334, 338. 
—— Eontrole der 56, 287, 


Staatsichulden, Direction der 287, 338 | 
Staatsfchuldencaffa 338, | 


Staatsſprache | 
Staatötheorien 49. 

Staatöverträge —I derſelben) 86 
— > 


Stadt-Banco, Wiener 334. 

Stadtgemeinde 214. 

Stadtgericht in Ungarn 158. 

Stalliperre 

*Stamm 210, 

Stamm (Boltsftamm) 71, 73, 74 

Stände 67, 68. 

Stände und Elafien 88. 

Standeserhöhung 68. 

Standesrechte und Pflichten SD. 

Standesregiiter (Geburi3-, Trauungs« 
und Sterberegifter) 353, 353. 

Standesunterichiede 68, 69. 

Stationen (Eienbahn) 376. 

Statthalter 58, 96. 
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' Gtatthaltereien 174, 
*Stein (Xor.) 149, 261, 
*Steinbah(Dr. Emil) 611, 614, 619, 620, 
| 
‘ Stellungsbezirfe 27L 
Stellungsflüchtige 277. 
Stellungspflict 273, 
Stempelitrafen 327. 
*Stengel 329. 
Sterberegijter 354. 
Steuerbezirte 62, 
Steuerbonification 305, 
Steuererecution 297. 
Steuern 
Steuern, indirecte 56, 302, 329, 
Steuern, Einführung neuer 106. 
Steuerzahler, ihre Pitichten und Rechte 


Stiftungen 331 
Stiftungsvermögen 233, 
Stimmrecht allgemeines 116. 
Stoltarordnungen 230. 


Strafmilderungsrecht 96, 201 
Strafproceh Pr 

| Straßen (ärarijche) 358, 
Straßenerhaltung 324, 361. 
Straßenpolizei 
*Strentayer 84, 85. 


Strompolizeiordnungen 362, 
*Stubenraud) 

Studirende der Hochſchulen 275. 
Studirende der Theologie 276, 
Stublgericht 158. 

*Sturm 8 

Succeifion 97. 

Sujpendirung der Verfaſſung 31, 31. 
*Szilaghyi 138 


Z. 

*Taaffe 84 

aglöhner y2, 296, 
*Taine 590, 
a. 

arifhoheit 375, 380. 
Taren 380, 338, 
Telegraphen- Gorreipondenzbüreau 285, 
; Telegraphen- u. Telephonredht 395. 
Territorium, Anwachſen desielben 46. 
Territorium, Theilung des 59. 
Theilung der Staatsgewalten 100. 
Thierjeuchenrecht, Thierzucht 418. 
Thronbejteigung 
Thronfolge 97T. 
*Thun, Leo 544, 


*Finti 221 
Titel 68, 


Tracenrevifion 372. 
Tramways 

Trafiten 311. 
Trauungstegifter 353, 354. 
Treibjagden 416. 

*Turgot 590. 

Uebertretung, polizeiliche 265. 


u. 
*Ulbrich 42. . 
Umgangsipradhe 53. 
Unfallverjiherung 611 f 
Ungarn, Eintheilung 46, 57. 
Uniform 188. 
Unitarier 230. 
Univerfität 163, 545 ff. 
Univerjitäten, böhmijche 85. 
Unterrichtsrecht 
Unterrichtsiprache 533. 
Unterftandsloje 92. 
Unterſtützungswohnſitz 600. 
Untheilbarfeit der Monardjie 48. 
*Unger 1, 3, 31, 242, 
— — des Hauſes 246. 
Urlaub 118, 85. 


V. 
Vagabondage 591. 
Vagabunden 92, 92. 
Baluta, (Heritellung) 339, 
ee für Abftimmungen 


Beredlungsverkehr 322, 

— N la 636. 

Bereinsrecht 247, 251. 

Verfaſſung, Entitehung und Wejen 21. 
Verfaſſung, revolutionäre 

Verfafjung, octroiyrte 24, 
Berfafjungsentwurf, Kremfierer 209. 
Verfaſſungsgeſetze, neu erlaffene 30. 
Verfaſſungsgeſetze, ungarifche 32. 
Berheimlichung der Hauszinsjtener 294, 
WVering DDR. 

Berfehrserleichterungen 322. 
Verkehrsrecht 358. 

BVertehrsmonopole 314. 

Berleihungen 333. 

Vermittlungsämter 145, 

Verordnung 15, 16. 

Verordnung, Raiferliche 18, 19. 
Verordnungsblätter 19, 
Verſammlungsorte, ar 264, 
Verſammlungsrecht 247, 253. 
Verſetzung (in den Rubeitand) 690. 
Beritaatlichung des Bergbaus 319. 
Berftaatlihung (von Eifenbahnen) 386, 
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Berforgung der Beamten 180, 191. 
Bertagung des Barlaments 113, 
VBertragstheorie 226. 

ae auswärtige 343. 
Verweis 

Bielregiererei 165. 
Berwaltungsgerichtshof 149. 
Verwaltungsbeamte 184. 
Berwaltungsjuftiz 147. 
Verwaltungsitrafverfahren 203. 
Verwaltungsrecht 

— sverfahten 152, 153, 194, 


— 
Verwaltungsſtreitverfahren 202 
Verwaltung, Thätigkeit der 194. 
Verzehrungsſteuern 
Vicegeſpan, Bicegeipansgericht 158. 
Viehmärkte 419. 
Biehiperre 421. 
*Biroszil 43, 98, 158. 


Vogelſchutz M 
Voltk 


Volksſchulgeſetz 517, 518. 
Volksſprache 
Volksſtamm 29, 


Volkswirthſchaft 397. 


Volkszählungen 351. 
Voranſchläge 129, 
Vorconceſſion 372, 
Vorrückung der Beamten 183. 
Voripannsleiftung 128. 


W. 
Waarenerklärung 323, 


Waffenübungen 272, 278. 


Waffenverbot 


123. ° 

Wag-, Siegel- und Rettelgeld 322. 
Wahlbezirte 109, 119. ; 
Wahlcertficat 121. 

Wahlcommifjär 120. 
Wahlcommijlion 120. 


' Wahlen 77, 108, 109. 


Wahlen, unmittelbare 117. 

Wahlen für Handeldfammern 513. 
Wählerclajjen 109, 

Wählerlifte des Großgrundbejiges 126. 


 Wählerverfammlungen 253, 
 Wahlförper 119. 


Wahlperioden 113. 
Wahlreformvorlage 97 
Wahlrecht in Ungarn 121, 
Wahlrecht in den Landtag 125. 
Wahlſyſteme 115. 
Wahlverfahren, öftr. 120, 
Wahlverfahren, ung. 122, 


a > und Witwen-) Provijionen 


en 413. 
Waldproducte 412. 
ne 411. 


Wap | 
Ratte — ———— 410. 


Waſſerrecht 

Waſſerſtraßen 362, 

+Megener i 

he 269 fi. 
ehrverfa 

Wehrgeſetz 260 rg 

Wehrmadht 284. 

*Wei ven Ss 

Weinjteuer 307. 

Weltprieiter, ihre Berlafjenichaften 606. 

Werbungen 

*Weyer 608. 

Wildihüs 416. 

rc bg Ya ff. 

Wittwen der Beamten 

Wittwen von Dificieren 283. 

7 u (Eintheilung in Claſſen) 


Wundärzte 121. 
*Wurmbrand 85. 
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3. 
Bahntechnifer 569. 
|: eitungen 
a enftempel 327, 
eugniſſe 
Zollämter 
ölle 319. 
| olleinnahmen 56. 
Bollfreie Waaren 322. 
' Bolllinien 56 
Yolltarif ass) 321, 462. 
oll- und Handelsbündnif 
Zollunion mit Deutjchland 
 Bolerfahren 2323, 
' Bollverein 458. 
*Born 34. 
Zubußen 424, 
uderiteuer 305. 
ünfte 
uftändigfeitsprinzip 599. 
Zmwangsarbeitsanftalten 92, 602. 
' Bwangscurs 
Zwangspaß 602. 
Zweikammerſyſtem 107 
| Zweitheilung Böhmens 86. 


ee 


©, 


J /Y7t Dr 


Buchdruckerei Julius Klinkhardt, Leipzig. 
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